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tfinlritniu}. 

Erstes  GapitoL 

Smurecht  uad  Politik. 

Die  alten  Griechen  nanDteii  die  ganze  Wisaenschaft  vom 
State  (noXnt/a)  Politik.  Wir  Neuern  dagegen  üetraditen 
Statarecbt  and  Politik  als  zwei  verschiedene  Wissen- 
schaften. 

Wie  erklärt  es  sich,  dasz  was  in  dem  wirklichen  Stat 
verbunden  erscheint,  von  der  Wissenechafl  getrennt  wird? 
Statsrecht  und  Politik  sind  beide  Statelebren,  aber  jede  von 
beiden  betrachtet  den  Stat  von  einem  andern  Standpunkte 
aua  und  nach  anderer  Richtung.  Um  den  Stat  gründlicher 
zu  erkennen,  zerlegt  die  Wissenschan  den  Stat  in  die  beiden 
Hauptseiten  seines  Daseins  und  Lebens.  Sie  untersucht  die 
Thdle,  damit  sie  das  Gtaose  vollst&ndiger  bereife.  Dem 
wissenschaftlichen  Interesse  entspricht  das  practische.  Die 
Klarheit,  das  Masz  und  dieSt&rke  des  Rechts  haben  gewon- 
nen, seitdem  man  dieses  schärfer  abgesondert  hat  von  der 
Politik;  und  der  B«ichthum  der  Politik  entwickelt  sich  erst 
in  voller  Freiheit,  wenn  sie  in  ihrer  EigebthUmlichkeit  ge- 
schaut und  erwogen  wird. 

Die  Wissenschaft  des  Statsrechts  betrechtet  den  Stat  in 
seinem  geregelten  Bestand,  in  seiner  richtigen  Ordnung.  Sie 
stellt  die  OigauisaÜOn   des  State«   dar   und  die  dauerhaften 

Bluntichli.  «llgFTneiTiMRtaUTTCht      I.  1 
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•2  Irrstes  Oapib-l.    SlaUrecbi  und  Polilik. 

Grundbedingungen  seines  Lebens,  die  Regeln  seiner  Existenz, 
die  Nothwendigkeit  eeiaer  VerhAltnisee.  Der  Stat,  wie  er 
ist,  ist  das  Statsrecht. 

Die  Wissenschaft  der  Politik  aber  betrachtet  den  Stat 
in  seinem  Leben,  in  seiner  Entwicklung,  sie  weist  auf  die 
Ziele  hin,  nach  denen  das  öffentliche  Sti-eben  sich  bewegt 
und  lehrt  die  Wege  kennen ,  welche  zu  diese»  Zielen  fahren, 
sie  erwogt  die  Mittel ,  mit  welchen  die  begehrten  Zwecke  zu 
erlangen  sind,  sie  beobachtet  die  Wirkungen  auch  des  Rechts 
auf  die  Gesanimlzustände  und  überißt,  wie  die  schtldlichen 
Wirkungen  zu  vermeiden,  wie  die  Mängel  der  bestehenden 
Einrichtungen  zu  heben  sind.  DasStatsleben,  das  öffent- 
liche Leben  im  weltern  Sinn,  das  ist  die  Politik. 

Vaa  Recht  verhält  sich  also  zur  Politik  wie  die  Ord- 
nung zur  Freiheit,  wie  die  rahige  Bestimmtheit  der  Ver- 
hältnisse zu  der  mannigfolügen  Bewegung  in  denselben,  wie 
der  Körper  zu  den  Handlungen  desselben  und  zu  dem  O^t, 
der  sich  mannigfaltig  ausspricht 

Sowohl  in  dem  Recht  als  in  der  Politik  ist  ein  sitt- 
licher Gehalt.  Der  Stat  ist  ein  sittliches  Weeen  und  er 
hat  sittliche  Lebensaufgaben.  Aber  Recht  und  Politik  werden 
nicht  von  dem  Sittengesetz  allein  und  nicht  vollsifindig  von 
dem  Sittengesetz  bestimmt,  Sie  sind  als  Wissenschaften 
nicht  einzelne  Capitel  der  Sittenlehre.  Vielmehr  haben  sie 
ihre  Grundlage  im  Stat  und  ihre  Bestimmung  für  den  Stat 
Sie  sind  Statswissenscbaften. 

Man  darf  Statsrecht  nnd  Politik  nicht  absolut  von  ein- 
ander trennen.  Der  wirkliche  Staat  lebt;  d.  h.  er  ist  Ver- 
bindung von  Recht  und  Politik.  Auch  das  Recht  ist 
nicht  absolut  ruhend,  nicht  unveränderlich,  und  die  Bewe- 
gung der  Politik  will  wieder  zur  Ruhe  kommen.  E^  gibt 
nicht  hloaz  ein  Rechtssystem,  sondern  auch  eine  Rechts- 
geschichte; und  es  gibt  eine  Politik  der  Gesetzgebung.  Zwi- 
schen beiden  Seiten  ist  eine  Wechselwirkung  wahrzunehmen, 
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wie  nbenill,  wo  organische  Wesen  erscheinen.  Damit  wird 
jener  Unterschied  nicht  beseitigt,  sondern  besser  erklärt. 
Die  Recbtsf^esubichte  unterscheidet  sich  gerade  dadurch 
von  der  politischen  Geschieht«,  dasz  jene  sich  darauf 
besdirSokt,  den  Entwicklungsgang  der  normalen,  Test  gewor- 
denen Existenz  des  States  Ditcbzaweisen  und  die  Entstehung 
und  Veränderung  der  dauernd  gewordenen  Institutionen  und 
Gesetze  darzosteUeD,  diese  aber  den  Huuptnachdnick  auf  die 
wechselnden  Schicksale  und  Erlebnisse  des  Volkes,  die  Motive 
nnd  Handlungsweise  der  politischen  Personen,  die  Thaten 
und  Leiden  beider  legt,  und  so  das  reich  bewegte  Leben 
schildert.  Der  oberste  und  reinste  Auedruck  des  Statsrechts 
ist  das  Gesetz  (die  Verfassung),  die  klarste  und  lebendigste 
Aeuszerung  der  Politik  ist  die  pi-actische  Leitung  des  Sta- 
tes  selbst  (die  Regierung).  Die  Politik  ist  daher  mehr  noch 
K-unst  als  Wissenscbaft.  Das  Recht  ist  eine  Voraussetzung 
der  Politik,  eine  Grundbedingung  ihrer  Freiheit,  freilich 
nicht  die  einzige.  Die  Politik  soll  sich  mit  Beachtung  def 
rechtlichen  Schranken  entßilten.  So  übernimmt  sie  die  Sorge 
fDr  die  wechselnden  BtedQrftaisse  des  Lebens.  Das  Recht 
hinwieder  bedarf  der  Politik,  um  vor  Erstarrung  gesichert 
SQ  bleiben  und  mit  der  Entwicklung  des  Lebens  Schritt  zu 
halten.  Ohne  den  belebenden  Hauch  der  Politik  wflrde  der 
RecbtskOrper  zum  Leiebnam  werden,  ohne  die  Grundlage 
und  die  Schranken  des  Rechtes  wurde  die  Politik  in  unge- 
zügelter Selbstsucht  und  in  verderblicher  Zerstörungswuth 
untei^hen. 


Zweites  GapiteL 

Der  Qegenefttx  des  Statsrechts  und  des  Privatrecbt«. 

Das   Statsrecht   geht  vom  State,   das  Privalrecht   von 
den  einzelnen  Individuen,  den  Privatpersonen  aus. 
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Jenes  behandelt  die  rechtlichen  Verhältnisse  des  SUites,  dieses 
die  Rechte  der  Privaten.  ' 

Allerdings  gibt  es  auch  Uebergfinge  aus  dem  einen  Ge- 
biete in  das  andere.  80  gehören  die  Rechte  des  Fiscns  dem 
Privatrechte  an,  well  der  Stat,  insofern  er  ein  ausschliess' 
Uches  Vermögen  hat ,  einer  Privatperson  gleich  und  als  Fiscns 
selber  eine  Privatperson  ist.  So  haben  die  politischen  Rechte 
der  einzelnen  Menschen  (z.  B.  das  Petitionsrecbt,  die  Presz- 
fVeiheit)  ihren  Platz  nicht  im  Privat-,  sondern  im  Slatsrecht, 
weil  dieselben  auf  dem  Verhältnisse  der  Individuen  zum 
State  beruhen,  snniit  der  öffentliche,  statliche  Gesichtspunkt 
in  ihnen  vorherrscht. 

Das  Statsrecht  wird  daher  auch  seinem  Inhalte  nach 
von  dem  State  bestimmt,  und  ist  der  Willkür  der  Pdvat- 
personen  entrUckt.  Das  Privatrecht  dagegen  erhält  seinen 
Inhalt  gritsztentheils  im  allgemeinen  von  der  Natur  und 
den  Zuständen  der  Privatpersonen  und  im  besondem 
von  ihrem  Willen.  In  dem  Statsrecht  herrscht  der  Geist 
des  Ganzen,  ini^ Privatrecht  waltet  der  Geist  der  Ein- 
zelnen. Den  Individuen  steht  es  demnach  nicht  zu,  durch 
Verträge  Öffentliches  Recht  abzuändern  oder  aufzuheben, 
während  sie  in  der  Regel  das  Privatrecht  unter  sich  durch 
Verträge  beliebig  gestalten  können;  und  je  mehr  bei  ein- 
zelnen Regeln  des  Privatrechts  öffentliche  Statsinteressen 
betheiligt  sind,  desto  weniger  dürfen  Privatrerträge  will- 
kürlich auch  von  jenen  abweichen.  '' 

Für  das  Statsrecht  gilt  es  femer  als  Regel:  Oeffent- 
liches  Recht  ist  zugleich  öffentliche  Pflicht.     Der 

'  Vgl.  L.  1.  2.  S.  D.  de  JuBtida  et  Iure  (Upiaiuu) :  „Publicum  jus 
e;>t  qaod  ad  BtAtam  rei  Romsaae  speciat,  privatum  quod  aJ  singulorum 
utilitatem.    Sunt  euim  qost^am  publice  uUlia,  qiiaedam  privalim." 

'  Vgl.  L.  38.  D.  de  Pactis  (Papiniamu):  „Jua  publicum  privatornm 
pactis  mulari  non  poteat"  Code  Civil.  6-:  „On  ne  peut  diroger  par  des 
coDventioDS  particuliirea,  aux  loix  qai  iul^reatent  Tordre  public  et  let 
bonnee  moeura." 
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fierechtigte  ist  ver[>fIiclUet  sein  Recht  auszuüben.  Der  Re- 
gent ist  Dicht  hlon  berechtigt,  of.ist  gleSohmäsKig  aach  ver- 
pflichtet zn  regier^],  ebenso  dei-  Richter  zu  richten.  Im 
Privatrecht  hingegen  gilt  die  entg^engcaetste  Elegel.  Es 
ateht  in  der  Willkür  des  Berechtigten,  ob  er  sein  Recht 
ausüben  wolle  oder  nicht.  ^  Der  Grund  dieses  Unterschiede« 
ist  wieder  darin  zu  Snden,  dasK  das  Privatrecht  dem  Eia- 
selnra  zugeböTt  und  meietens  nur  für  diesen  besteht,  das 
öfibnüiche  Recht  aber  dem  Ganzen  zukommt  und  im  In- 
teresse der  Gesauimtheit  bestehL  Der  8tat  selbst  kann  da- 
her wohl  sein  Recht  aufgeben  oder  auf  die  Ausübung  des- 
selbeo  verzichten,  nicht  aber'  dörf^  das  die  eizelnen  Orgaue 
nnd  Glieder  des  Sftttes. 

Beide  Regeln  haben  Übr^ns  zahlreiche  Ausnahmen, 
die  sieh  aus  dem  Priadp  jener  von  selbst  ergeben.  Einige 
Beispiele  mt^n  diesz  klar  machen: 

1)  Der  eintelne  Statsbürger  kann  beliebig  von  seinem 
Rechte  zu  Petition«),  oder  von  seinem  Rechte  an  politisciten 
Vereineo  Theil  zu  nehmen,  Gebrauch  machen  oder  nicht: 
El  aiod .  diesz  eben  Öffentliche  Rechte,  die  dem  Einzelnen 
«ingerftumt  sind ,  mehr  im  Interesse  seiner  individuellen 
Freiheit  uls  des  Stutswobls. 

2)  Ob  der  Einzelne  aoch  sein  Wahlreolit  als  Wähler 
auszuüben  habe,  hängt  schon  nicht  mehr  ohne  wateres  von 
s^ner  Willkür  ab.  Ist  das  Wahlrecht  auf  grosze  Hassen 
von  Individuen  vertheilt,  oder  tritt  nacli  der  besondern  Be- 
deutung des  Wahlrechts  die  Rücksicht  auf  die  Befligiiisz 
der  Wähler  in  den  Vordergrund,  die  auf  das  BedUrfnlsz  des 
States  zurück,  so  kann  wohl  die  Benutzung  desselben  der 
Willkür  des  einzelnen  Wählers  anheimfallen;  im  entgegen- 
gesetzten Falle  wird  auch  hier  eine  Nöthigung  fifler  ein- 
treten und  sich  rechtfertigen. 

'  c.  UD.C.  iit  nen)OiDvitua(lmp.  M)cff(K)mw):„Iuvitiis«gere  velaccuMre 
■iMuu  eogiiur."    Privstreciitllclies  ä|iricbworl :  „laiv  squ  iiti  ii«mu  cogiliir." 
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3)  Auch  im  Privatrecht  ist  die  Ausübung  der  Vonnnad- 
flohaftsrechte  Pflicht  des  Berechtigten,  weil  dieselben  niefat 
oder  nicht  auasclilieszlich  allein  zu  Gunsten  des  Vormundes^ 
sondern  auch  im  Interesse  des  Beroroiundeten  bestehen. 

Die  Verbindung  von  Recht  ooä  Pflicht  in  derselben 
Pera(m  ist  uiebt  etwa  ein  Hangel  des  Ofibntlichen  Rechts, 
sondern  der  Vorzog  desselben.  Der  edlere  eitüiche  Charakter 
des  öffentlichen  wird  darin  offenbar  im  Gegensatze  zu  den 
egoistischen  Zuge  de«  VermJ^eosrechta.  Je  faOher  die  Be- 
tnerungsreohte  sind,  um  so  nnauflOelieber  sind  daher  die 
Pflichte»  zu  ihrer  Ausübung  damit  rerbunden.  Es  ist  eine 
EntwUrdign^  des  dtatsrecbts,  wenn  das  Recht  des  Landes- 
rtirsten  wie  ein  Eigenthum  betrachtet  wird,  das  er  nach 
Willkür  aueüben  oder  ruhen  lassen  kOnne:  und  ntan  darf 
nie  rei^essen,  dasz  kein  Eronrecht  dem  Fürsten  fUr  sieb 
zugehört,  sondern  alle  Kronrechte  zugleich  Eronpfiicb- 
ten  sind;  Pflichten  g^gen  den  Stat  (das  Volk). 

Der  Gegensatz  des  öftiintlichen  und  des  Priratreelits 
(jus  publicum  et  privBtum)  ist  erschöpfend  und  es  gibt  wohl 
Uabet^angsinstitute,  die  ans  dem  einen  Gebiete  in  das  an- 
dere führen;  wie  s.  B.  die  Gemeinde  und  die  höheren  For- 
men der  Genossen-  und  Eörperschafton.  Aber  es  gibt  k^n 
drittes  selbständiges  Gebiet  zwischen  jenen  beiden.  Was 
man  Gesellscbaftsrecht  heiszt,  ist  entweder  Privatrecht  oder 
öSentlicbes  Recht,  oder  aus  beiden  gemischt.  * 

<  Eine  abweichende  Meinung  bat  Hob-  v.  MM  eusgenihrt  (Qe«cliicbU: 
und  Lileralur  der  SlfttswiesenfieliarieD  Bd.  I.).  Vgl.  BlimUehli  über  die 
neaen  B^rUndnngeB  der  GeMllschaft  nnd  des  tiewllMbtlUreebt«  in  d«r 
krUisebra  UebcrselMii  der  deuUchen  ÜearUgebong  und  ÜeehtswkseBtchaft. 
Bd.  111.  und  TrriUckke,  Die  GesfllBcliaTuwiaseDachaft,  ein  britischer  Vei^ 
euch.     Leipzig  1SS9. 
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Dxittas  Gi^itoL 

Fernere  Abgrünzong  des  ataterechtlichen  QebieU. 

1)  DfM  Vfilkerrecht  greift  aber  die  OreiBendes  ein- 
«einen  States  hinaua,  indem  es  die  reraehiedenen  SUten,  die 
neben  änander  bestehen,  durch  eine  gemeinsame  Ordnung 
verbindet.  Es  ist  keineswegs  eine  engen  IhUm  liebe  Ausdelinung 
Dhd  Anwemlang  des  Priyatrechts  auf  die  mefnreren  Statsin- 
dfviduen;  seine  Einrichtungen  nnd  Rechtenormen  haben  viel- 
mehr eine  öflIefttlich-reGhÜiche  Natur  in  eminentem  Sinne, 
indem  sie  der  umhssendsten  Oetneinaebaft  angehören.  Es 
beruht  auf  der  Binheit  des  Men0<Aenge8ch)echtes,  dem  die 
Völker  »ngeiiören,  Wäre  die  Menschheit  f»r  die  gemeinsa- 
men menschlichen  Dinge  oi^sisirt  »i  einem  wohlgeordneten 
Ganzen  mit  einer  Ihr  eigenen  Gesetzgebang  und  Rechtspflege, 
so  wQrde  das  Völkerreeht  in  der  höheren  Fmih  eines  Well- 
»tatsreehts  erscheinen.  Der  Hangel  jener  Oi^nisation 
ist  die  Schwäche  des  Völkerrechts. 

Einstweilen  wird  diese  unTollkommene  Weltordnung, 
die  wir  Völkerrecht  heinen,  von  der  Tollkoromeneren  Stats- 
ordanng  geschieden.  Die  Wiatensdiaft  des  Statarechts  be- 
trachtet daher  den  6t»t  als  eine  öR^Uiche  Person  Air  sich 
and  QbarfOsct  die  Darstellung  der  VerhAltnisse  mehrerer 
Slaten  zn  dnander  dw  besonderen  WisseBSohaft  des  Völker* 
rechts. 

2)  Eine  andere  Ausscheidung  des  Stoffe  besieht  sich 
aor  das  Kircfaenrecht. 

In  dem  ganeen  Alterthum  war  Aer  Gegensatz  von  8t«t 
und  Kirche  zwar  wohl  schon  im  Keime  vorhanden  nnd 
siebtbar,  aber  nicht  zu  klarer  Sonderung  au^ebildet.  Den 
Römern  noch  galt  das  jus  sacrum  als  ein  Bestandtheil  des 
jus  publicum. 

Erst  seitdem  das  Ghristenthum  in  die  Welt  gekommen. 
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ist  die  Kirche  als  die  religiöse  Geoieinschafl  der  Ueoschen 
dem  State  als  der  politischen  GImneioschaft  selbetfindig 
zur  Seite  getreten.  Und  wie  die  Kirche  eine  eigene  Idee 
lind  einen  nicht  auT  statlichem  Boden  gepflanztea,  nicht  im 
Statsgebiet  gross  gowaehseneu  Leib  und  ein  besonderes  Da- 
8eta  hat,  so  erfordert  auch  das  (cbristliche)  Kirchenrecht 
eine  von  dem  neuem  Statsredite  getrennte  Behandiung. 
Wird  aber  nicht  das  Recht  der  Kirche  von  dem  ihr  znge- 
börigen  eigenen  Standpunkte  aas,  sondern  wird  nur  dae 
Verhftltnisz  des  States  zur  Kirche  und  den  kirch- 
liehen Institutionen  von  dem  Staudpunkte  des 
States  ans  betruditet,  «o  gehört  diese  Betrachtung  aller- 
dings vollständig  in  das  Gebiet  des  Statsreclites. 

3)  Der  CivilprocesB  ferner  grosaentheils  und  das 
ganze  Strafrecht,  den  Strafproceez  inbegriflen,  weiden 
mit  Grund  auch  zum  öSeotlichen  Rechte  gerechneL  In  dem 
Proceez  gew^rt  der  Stat  aU  solcher  den  Privatpersonen 
s^neu  Reditsaohatz  gegen  Verletzung  und  Beeinträehtiguag 
ihrer  Rechtssphüre ,  und  in  d^H  Straftecfate  in  seiner  neuem 
Entwicklung  äussert  sieh  wieder  die  Gerechtigkeit  des  Sta- 
tes, welche  nicht  blosz  den  Verletateu  schobit  und  die  Ver- 
letzuiig  aufbebt,  sondern  Uberdem  de»  verbrecherischen  An- 
griff auf  die  gemeinsame  Rechtsordnung  bestraft. 

Dessenungeachtet  aber  werden  der  Civilprocesz  und  das 
Strafrecht  aus  dem  (Hgentlichen  Statsrecbte  hinwiedtf  aus- 
geschieden und  besser  als  besondere  Disciplinen  Itehandelt, 
theils  um  ihrer  engen  Beziehung  willen  auch  zu  dem  Privat- 
rechte,  mit  welchem  sie  innerlich  verwoben  sind  und  dessen 
Stvlierheit  der  Civilprocesz  ganz,  das  Strairecht  zu  groszem 
Theile  dient,  theils  weil  sie  an  sich  umfangreich  und  wichtig 
geiiu-r  sind,  um  eine  besondere  Behandlung  zu  erlangen. 
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Viertes  Ga|ät«L 

AUgenieinee  und  besonderes  StatsrechL 

DtLS  besondere  Stetoredrt  »eM  einea.  einietseD,  be- 
stimmten'8tst  Tomas,  dem  ea  angehört  Bo  ist  von  dem 
besondorn  Statsrechto  der  rdmiscbeD  Republik,  oder  des 
englischen  Stete«  oder  dee  deutschen  Reiches  die  Rede. 

Das  ungemeine  l^sttreoht  dagegen  beruht  auf  uni- 
verseller Auffassung  nicht  eines  einzelnen  stHtdem  des 
Stetes.  Das  besondere  Statsrecfat  geht  sonit  von  einem  be- 
stimmten Volke  aus,  das  allgemeine  sieht  rorsus  auf  die 
menschliche  Natur  und  g^t  tob  der  Uensefaheit  ans.  ' 

Uan  fksst  des  allgemeine  Statsrecht  sehr  oft  als  das 
Product  idealer  Specnlation  anf  und  vemucfat  dasselbe 
aus  einer  specuJativen  Weltansdianung  durch  einfache  Ic^psohe 
S^lmzfatfening  benuletlen.  Es  sind  so  mancherlei  Systeme 
entstand«!  eines  angenantittsi  j^losophisdien  oder  natOr- 
liehen  Stalsreohtes,  welches  sodann  dem  sogenannten  po- 
sitiven und  historischen  Statsrechte  entg^eugesetzt  wurde. 

I^  verstehe  den  Gegensatz  anders.  Der  Stat  musis  so- 
wohl philosophisch  begriffen  als  hisCorisch  erkannt  werden: 
und  das  allgemeine  Statsrecht  kenn  so  wenig  als  das  be- 
sondere dieser  zweiseitigen  Arbeit  entbehren. 

Dos  besondere  Stetsrecht  setzt  das  allgemeine  voraus, 
wie  die  besondere  Volksart  die  gemeinsame  Heusohennatur 
ToraussetEt.  Die  Wissensctiafl des  allgemeinen  Stetareobtes  stellt 
die  Grundbegriffe  dar,  welche  in  dem  besondern  Statsrechte 

'  Derselbe  Gedanke  liegt  der  römiBchen  AnscbaiiitngB weise  zn 
Urnnde.  L  9.  (Gajui)  D.  de  Juatitia  et  Iure:  „Omnei  popull,  qnf  legi- 
boi  et  aumba»  regnutar,  p*rtiin  mw  proprio  partini  tammuni  amufmui 
hoMtmoR  JHn  utuDlur.  Nanr  quod  qalsque  popnlue  ip»e  »ibi  jus  consti- 
liiil,  id  ipsiiin  proprinin  ci^ilatis  est,  vocaturqiie  jus  eivilf;  quod  veru 
naturalis  ratio  iuler  omties  hoinhies  coiistttnit.  id  npud  omnee  perae([ue 
cOBtoditur,  vocatunine  JHsjmtAnn,  qnasi  quo  jur«oraDe<  geutes  Htnulnr" 
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BU  matmigblÜger  Erecheinung;  kommen.  Die  Gteochichte,  die 
es  beachtet,  ist  die  Weltgeschichte,  nicht  die  enge  Lan- 
desgeachichte,  welche  des  besondere  Statsrecht  erklürt 
Id  der  Wellgeschichte  finden  wir  die  Probe  der  philosophi- 
sdien  G«daBken;  und  in  ihr  «BldAcken  wir  eöne  Fülle  posi- 
(iTen  Oehaltee,  welche  so  oft  der  bloM  apeoulstivcn  Betmch- 
twig  Milt.  Die  Weltgeschichte  aägt  uns  die  Terschiedeoeo 
EkitwicklBngsstttfen ,  welche  die  Mensobbeit  seit  ihrer  Kind- 
heit durchlebt  bat,  und  auf  jeder  finden  wir  eigeatbUnliche 
Ansclwoougen  vom  State  und  Terschiedene  StSitenbildungen. 
Ke  lehrt  uns  das  Verb&ltnisz  retvtebeo,  in  welchem  die 
DWncberlm  Natitmen  an  der  gemeinsamen  Au%abe  der 
Heneebbeit  Thetl  genomiiiai  haben. 

Aber  nidit  alle  Perioden  der  Weltgeschichte  und  nicht 
^le  Volker  haben  dieselbe  Bedeutung  für  unsere  Wissen- 
•eht^  DasallgemeiDeätatsrechtderGegeuwaEt  tu  wken- 
ues,  ist  roroebmlich  ihre  Au^be.  Die  antiken  und  aiUel- 
alterUchen  Stateobildungen  kommen  nur  als  Vorataten  in 
Betracht  und  um  durch  den  Gegensatz  gegen  dan  heotigen 
Stat  diesen  besser  in's  Lieht  zu  setzen.  Den  Wertb  der 
reraobiedenen  Volker  fOr  das  allgemeine  Statsrecht  bestimmen 
wir  -je  nach  ihrem  Antbeil  an  den  Fortschritten  der  politi- 
aehen  Civilisati<Mi ,  d.  h.  eines  menschlich  geordneten  und 
menschlich  freien  Gemeinwesens.  Ke  arische  VOlker&milie 
tIndo-Gennanen)  ist  vorzugsweise  nir  den  Stat,  wie  die 
semitische  fUr  die  Religion  welthistorisch  bestimmend 
geworden;  aber  erst  in  Europa  haben  es  auch  diearisebeB 
Völker  zu  eiuer  bewuszteren  und  edlere  Statenbildung  ge- 
bracht. Sind  unter  ihnen  hinwieder  im  Alterthum  die  Hel- 
lenen und  die  Römer,  im  Hittelalter  die  Germanen 
voran  gegangen,  so  beruht  unsere  heutige  tjtatscultur  vor- 
nehmlich auf  der  Mischung  der  helleno-rbmanisclien  und 
germanischea  Elemente  und  haben  die  Engländer,  in  de- 
nen diese  Mischung   auch    in    der  Volltsraase  am  sUirksten 
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tollsogoi  wondenist  und  nftchst  ihnen  w<^l  die  Fraozosea 
bisfaer  den  bedeoWBdsten  Authei)  daran.  Desam&rikaniBeh« 
Statsleben  iet  voa  deso  enropftiscken  abgfrieitet,  aber  hat  betoti- 
den  in  NordatnerUta  doch  eigenÜiUmliche  Fortsohritie  g^nacht. 
Die  Wiaawisctieft  des  allgeineinen  Statareehteg,  wie  wir 
dieselbe  Tamteben,  soll  aleo  da«  gemeinsame  statliehe 
Rawueatsein  der  heutigen  ririliairten  Henschhät  und  die 
Urundbegriffe  «ad  wesentlich  gemeinsamen  Eiu- 
riohtuogeD  darstellen,  welche  in  den  besooder^i  States 
zu  manoichfaliiger  Erscheioui^  kommen.  Äiuii  das  allge- 
meine Btatmecht  ist  keioe  bioaze  Lehre,  es  bat  «ne  ^Utve 
Wirksamkeit,  aber  diese  Geltung  ist  nicht  eine  unmitt^bare, 
da  es  keioee  allgemeinen' Stat  gibt,  sondern  eine  durah  die 
besonderen  Statan  Termittelte.  Es  bat  nicht  blosz  eine  ideale, 
es  hat  auch  eine  real«  Wahrheit,  so  gewiss  als  die  Ueoseb- 
beit  und  die  Weltgeeetuchte  keine  blossen  Credankendinge, 
aoodem  re^Q  Wahrtieiten  sind. 

AnmerkQDg.  DerOegenUts  bei  Aristo telea  lKb«tor.  1.  10.13.) 
■wiedwii  iviuc  liio;  (bflMHidarca  R^cht)  und  nui«;  nonii  (gemeiiiee  Jtoelii] 
bai  doch  lioch  einen  uidern  Sinn.  Unter  jenem  versteht  ei'  du  Recht, 
welches  ein  bestimmter  Sist  für  sich  hervorgebracht  bat,  sei  es  nniT  ge- 
schrieben  oder  nicht,  unter  dieaem  daa  von  Nalnr  gerechte  (jii-an  noiriv 
Shimmii  ohw  ROakaidit  saf  aMtllehe  ti^neiBMhan. 


Fttnftea  GapiteL 

Die  Quellen  des  Siatsrechte. 
A.    Das  Gesetz 

Die  höchste  und  statlicbste  Form,  in  welcher  das  Recht 
erkennbar  und  klar  «i  Tage  tritt,  ist  das  Gesetz.  In  dem 
Gesetae  hndet  das  Recht  seinen  bewusztesten  und  reinsten 
Ausdruck.  In  dem  Oeaetae  spricht  sich  der  Slat  selbst  in 
seiner  Gesammtheit  aus,  und  setzt  dos  Recht  fest.    Er  rüstet 
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in  dem  Geaete  und  durch  dasselbe  seineii  Reolitsouaeprueh 
mit  der  obersten  AatoriMt  und  der  höchsten  Uacht  flua. 
Dbs  Gesetz  ist  das  rolle  Wort  des  Rechtes. 

Das  eigentliche  Gesets  ist  daher  nur  das  voa  dem  State 
selbst  erlassene.  Aber  in  analoger  Weise  kann  auch  von 
Geseteen  die  Rede  sHn,  welche  engere  und  kl^nere  Ge- 
meinschaften und  Ot^aoismen  innerhalb  des  Ststes  fUr  ihre 
beeondon  Kreise  ertheilen  und  mit  ihrM-  beschrftokleu  Au- 
torität ausrüsten:  so  die  Familien-  und  Uanagesetse 
der  Dynastien,  die  Statuten  und  Ordnungen  der  Stttdte 
and  Oemeindeo.  Aueh  das  Gebiet  der  statlichen  Verord- 
nungen lAszt  sieh  hier  anfuhren. 

Das  VerhaltnisE  der  a<»et^ebung  zum  Statsrecht  ist 
übrigens  dem  Verhttltnisz  derselben  zum  Privatrocbt  nicht 
rOllig  gleich.  Der  Stat  als  Gesetzgeber  hat  mit  Beeug  auf 
jenes  riet  freiere  Hand  als  mit  Rücksicht  auf  dieses-,  den» 
indem  er  statsrechtliche  Einriobtnngen  und  Rechtsrerhtlt- 
nisse  festsetzt^  bandelt  er  in  seiuer  eigene^  Sache, 
wenn  er  dagegen  priratrechtlicbe  Gesetse  erlAszt,  so  ordnet 
er  nicht  seine  eigenen,  sondern  die  Verhältnisse  der  Privat- 
personen, die  weder  sein  Werk,  noch  völlig  von  ihm  ab- 
hängig sind.  So  wenig  die  Individuen  erst  durch  den  Stat 
zu  Individuen  werden,  so  wenig  wird  das  Recht  der  Indi- 
viduen erst  durch  den  Stat  zum  Recht.  Dasselbe  kann  zwar 
seine  höchste  Ausbildung  und  seinen  kraftigsten  Schutz  erst 
in  dem  State  und  durch  den  Stat  empfangen,  aber  es  wur- 
zelt nicht  in  diesem,  und  die  Aufgabe  des  States  ist  hier 
voniehmlich,  dem  Privatrechte,  wie  es  aus  den  natürlichen 
Zuständen  und  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Einzelnen 
hervoi^egengen  ist,  zur  Anerkennung  zu  veriielfen,  nicht 
aber  dasselbe  willkürlich  zu  bestimmen. 

Die  wichtigen  practischen  Folgen  dieses  Gegensatzes 
werden  später  näher  dai^elegt  werden. 
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Sechstes  GapiteL 

R.  flKtlidmr  Vering. 

Auch  dnrch  Vertrag  wird  öfter  beateheodeB  Stotsredit 
anerkannt,  näher  normirt  oder  abgeäudert.  Sowohl  die 
eigentlichen  Stata vertrage,  welche  zwischen  Ter* 
sehiedenen  Steten  al^eaohloesen  werden  und  insofern  eine 
völkerrechtliche  BegrOaduo^;  haben,  als  die  Verträge  awi- 
schen  verschiedenen  politischen  Körperschaften 
oder  Gliedern  Eines  States,  wie  die  alten  Richtungen 
der  ruiniBcheD  Patricier  und  der  Plebes,  oder  im  Uittelalter 
die  Verträge  zwischen  den  verschiedenen  Ständen  des  Lan- 
des mit  den  Fürsten  kommen  hier  in  Betracht 

Verwandt  sind  die  Statsverträge  mit  den  Gesetzen  in- 
sofern, als  sie  wie  diese  den  Recfat^edanken  in  bestimmten 
Worten  und  zugleich  mit  {tätlicher  Autorität  aussprechen. 
Aber  dadurch  unterscheidet  eich  die  Vertragsform  von  der 
Gesetaesform ,  dasz  in  dieser  die  Einheit  des  States  sich 
änseert,  in  jener  eine  Uehrheit  von  zunächst  selbstän- 
digen politischen  Körpern  durch  Uebereinkunft  den  gemein- 
Banoen  Willen  feetslellt.  Innerhalb  eines  States  ist  daher 
die  Form  des  Gesetzes  jedenfalls  die  höhere,  eben  weil  in 
ihr  der  Stat  als  ein  in  sich  hatmouisches  und  einheitliches 
Wesen  seine  Gesinnung  kundgibt  Wo  aber  mehrere  Stateo 
zugleich  betheiligt  sind,  da  ist  die  Form  des  Vertrages  un- 
vermeidlich, weil  es  für  diese  Hehrheit  von  unabhäDgigen 
Staten  an  unem  gemeinsamen  Organe  der  Geset^ebuug  fehlt 

Auch  da  wo  innerhalb  eines  States  die  Gesetzgebung 
nicht  etwa  Einem  Fürsten  oder  einem  Rathe  aussehliesslich 
zusteht,  sondern  auf  einem  Zusammenwirken  verschiedener 
Glieder  eines  zusammengesetzten  gesetzgebenden  Körpers 
beruht,  wie  z.  B.  in  England  auf  der  Uebereinstimmung  des 
Königs,  des  Ober-  und  des  Unterhauses,  tritt  doch  nach  der 
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auagebildetereu  VeHioasung  die  Idee  dee  Vertrages  ganz 
zurück ,  und  würde  man  dieses  Zueammenwirken  nur  sehr 
uiitngentlich  als  Uebereinkunft  bezeichnen.  Das  von  dem 
Parlamente  beschlossene  Gesetz  ist  nicht  ein  Vertrag  ver- 
schiedener politischer  HOehte,  die  jede  in  sich  selbständig 
und  berecblägt  wAre,  fllr  sieh  einen  rechtaverbindltohen 
WiHeii  zn  Aaszem.  IMe  einaehten  Bestandtbeile  des  Parla- 
ments haben,  getrennt  von  den  andern  Gliedern  desselben, 
keine  rechtbildende  Autoritftt  noch  Gewalt  Nur  in  ihrer 
Verbindung  zur  Einheit,  nur  als  ein  untrennbarer,  einheit- 
licher Statskörper  haben  sie  das  Recht  der  Geeetsgebuag, 
and  das  Gesetz  ist  euch  hier  d«*  reine  und  einAMihe  Aus- 
druck dieser  Einheit. 

Das  Unvollkommene  der  Vertragsibrm  ftlr  die  Erzeugung 
dee  Statsrechts  in  einem  State  liegt  darin,  dass  nach  ihr  die 
Einheit  des  Stats  aushoben,  and  der  Btat  selbst  gewisser- 
niasaen  auflöst  wird  in  seine  Bestandtbfüle,  dasz  der  Form 
nach  das  Recht  des  Stats  gebunden  wird  an  den  Willen  dei- 
einselnen  losgerissenen  Theile,  mit  Einem  Wort  dara  im 
Princip  das  Ganze  den  Theilen  untergeordnet 
wird.  Die  Geschichte  aller  germanischen  Staten  gibt  uns 
zahlreiche  Belege  an  die  Hand,  welche  diese  Unvollkommen- 
heit  —  die  UnbehUlflichkeit  und  Schwerfälligkeit  in  der  Be- 
wegung sowohl  als  die  mangelhafte  Berfickrichtigung  der 
öffentlichen  Interessen  und  der  gemeinsamen  Statswohlfahrt 
—  die  mit  der  Vertragsform  unvermeidlich  verbunden  ist, 
ins  rechte  Lieht  stellt;  zugleich  zeigt  sie  uns,  wie  die  höhere 
Entwicklung  des  States  überall  die  frühere  Vertragsform 
durch  die  Gesetzeaform  theils  verdrängt,  theils  in  engere 
Schranken  verwiesen  hat. 

Aumerkung.  Die  Ewigkeit  der  StstST ertrage  ist  nicht  min- 
der im  Widerspruch  mit  der  Veränderlichkeit  aller  menschlichen  Ding«, 
und  so  auch  des  States,  als  die  Ewigkeit  der  Qesetx»  So  weit  das 
Becht  die  obersten  nnd  feaMn  Prineipien  der  gMtliehai  Weltordnong  in 
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dnllMber  und  rttnrr  Fonn  naMprichl,  «o  weil  hann  sein  Inhalt  als  ewig 
galten,  gleicli  jener.  Aber  aowie  doa  Becht  die  wech««lndeD  aiul  der 
DmgeBlallnDg  ausgesetztca  menscblicfaen  Verbältniaae  ordnet ,  so  ist  t» 
genölhigt  diesen  Wechsel  tind  diese  Umwandlung  zn  berÜckHchtigen  und 
ODtarli«^  so  selber  den  Naturgesetien  der  Verandening.  Die  Form  der 
Aaepraehe  dnr^  Oeaets  oder  dnrdi  Vertrag  kann  dM  nicht  ändara. 


Siebentee  Ga^tel 

C.    llertDmnken  und  Gewohnheil. 

In  den  politiacbeti  Acten  und  Uebui^en  sowohl  der 
Statsgewalt  aU  des  Volkes  äuseert  äoh  das  roriiandene 
RecbtsbewaaztedD  vieltiftUig,  aucb  ohne  dan  es  in  der  Fonn 
dee  Qesetsee  angesprochen  wird.  Hat  der  duin  kundge- 
gebene Geist  eine  bestinimte  feUe  Consistenz  erlangt,  ist  er 
durch  das  Herkommen  gewiasennaszeij  geheiligt,  durch  ofltoe 
Uebung  bekräftigt,  so  ist  ihm  so  das  Gepräge  derRecht- 
mttszigkeit  aurgedrUckt,  es  hat  sich  als  nationales 
Recht  luanifestirt. 

In  dem  Btatareehte  der  Römer  beruhten  die  wiclitig- 
steo  Institutionen  und  Rechtsgrundsätze  nicht  auf  einem  ge- 
aebriebeDen  Gesetze  noch  auf  Vertrag,  sondern  auf  solcher 
dran  Recbtfigefüfale  und  den  Rechteanschauuogeu  des  Volkes 
entsprechender  guter  Gewohnheit.  Das  Statarecht  des  Hit- 
telalters ist  vorzugsweise  auf  Berkommeu  und  Uebung  ge- 
grilndet  Aucb  das  englische  Statarecht  ist  zum  Tbeil  auf 
diesem  Boden  erwachsen,  und  Ähnliche  Bestandtheile  des 
öffentlichen  Rechtes  finden  wir  allerwärts. 

Das  Gewohnheitsrecht  aber  steht,  obwohl  es  eine  reich- 
haltige und  lebendige  Rechtsquelle  ist,  dem  urkundlioben 
Gesetzesrecht  an  Klarheit  und  Schärfe  des  Ausdrucks  regel- 
mtlszig  nach.  Das  unbewuszte  Gefühl  des  Notbwendigen 
gibt  sieh  in  der  Gewohnheit  kund,  der  bewuszte  Wille  des 
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Ricbügeo  aber  vorzugsweise  Jii  dem  GeseU.  Auf  der  andern 
Seite  ist  da«  Gewohnheitsrecht  aber  weniger  starr  als  das 
Gesetz,  und  lehnt  sich  leichter  an  die  besiehenden  Verhält- 
nisse lind  deren  stille  Umgestaltang  an. 

Die  B(^nanDte  Natur  der  Sache,  insofern  sie  als 
Recht  bildend  angesehen  wird ,  ist  nichts  anderes  als 
die  Macht  der  Torhandenen  realen  Verhältnisse  (phy- 
sischer und  psychischer),  verbunden  mit  dem  Gefühle  des 
Volks,  desz  dieselben  als  sittlich-Dormal  anerkannt 
werden  müssen,  und  somit  rechtlichen  Einfluss,  reehtliche 
Geltung  haben. 

Das  Recht  kommt  nicht  ron  auszen  her  als  ein  Frem- 
des an  die  Dinge  heran,  es  wird  auch  nicht  von  den  Dingen 
abgelöst  und  gleichsam  ausgestoszeo.  In  Wahrheit  ist  das 
Recht  eine  bestimmte  Form  und  RichUing  der  Existenz  selbst. 
Der  Stat,  wie  er  ist,  ist  das  Statsrecht. 

ADm«rknng«D.  1.  D«s  Ocwohoheitirecbt  trarde  von  jeh» 
iibenll  Boerkinnt.  Ctcrro  de  Inveot.  II.  22.  „Cousaeludlnis  autem  ja* 
ewe  puUtar  id,  quod  voluntate  omuium  aine  lege  vetuBlas  comprobaiil." 
—  Praefario  legis  Batuicarioraiti :  „Longa  consueludo  pro  leg«  kabelur 
Les  Mt  constiiutio  scripta,  mos  «st  vetueute  probMs  oonaintndo,  sive 
lex  noit  Bcripta."  Sehwabenspiegei  40:  „Swa  guot  gewanheit  ist, 
diu  ist  rebt.  Guotiu  genanheit  ande  rehtiu  gewaoheit  dai  ist  diu  wider 
geistlicli  reht  niht  enist  onde  wiiier  gutes  hulde  nocb  wider  manlichen 
CreD,  unch  nider  men Schliches  gewizen  noch  wider  mensdi liehen  triuwen 
noch  wider  die  sdikejt  der  stlen.  Ouot  gewenheit  ist  aie  guot  als  ge- 
schribeu  rebt."  Puchta  Qewobubeit«recbt  11.  6:  „Auch  für  das  Volk. 
aus  deasen  R^chtsan eichten  sie  hervorgeht,  dient  die  Üebung  gleichsam 
als  der  Spiegel,  iu  welchem  es  sein  eigenes  Selbst  erkennL" 

t.  Nach  MmtktquieH  Esprit  des  Lola  I.  1 «  2.  Ist  da«  Bccbt  im  wei- 
testen Sinn  nicbls  anderes  tüs  die  von  der  Natnr  der  Dinge  abgeleite- 
ten nothwendigen  Terhältnisse.  „Les  lois  sont  U§  rapportt  nictt- 
taim  qui  dirivent  de  la  nature  des  choses,  et  dans  ce  sens  Umm  ftt  ttrrt 
ont  Intr  ki*.'  Das  Recht  setzt  allerdings  die  urspHlngliehe  ScböpfuDg, 
d.  h.  das  Dasein  verschiedener  Existenzen  voraus,  deren  naUirgemüsie 
Verhältnisse  es  erkennt  und  aufrecht  erhält,  deren  Ordnung  es  ist. 
Wenn  Seh mid tbenner  XII  Bücher  vom  State  I.  S.  241  sagt:  Hontes- 
qnieu  hätte  wohl  besser  geschrieben  ,qni  constitnent"  1a  natura  des  eboees, 
ao  kehrt  er  den    wirklichen  Oedankeii  des   franEÖsiscben  Rech Isgel ehrten 
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am.  Tb  Urs  {de  la  ptoprMA  Ch.  3.)  drflckt  die  Heinnng  Honteaqnieo's 
nur  in  cloer  anilcm  Fassung  aas,  indem  er  denselben  verbessern  will, 
man  er  sagt:  «Lee  lois  sont  la  penuanence  des  cboses." 


Achtes  GapiteL 

D,    Die  WIuenKhift. 

IMe  BestimmuDg  der  Elechtowissenscfaeft  ist  zunächst 
keineswegs  die,  neues  Recht  hervor  zu  bilden,  sondern 
Tielmebr  die,  das  bereits  vorhandene  Recht  su  er- 
kennen. Insefeni  gebort  dieselbe  ihrer  weeentlicbeD  Thfttig: 
k^t  nach  niciit  zu  den  Rechtaquellen ,  sondern  sie  i>egnugt 
sich,  ans  den  bisher  genannten  Recbtsquellen  zu  schttpfian. 

Auszerdem   bat  aber  die  Wissenschaft  anch  eine  pro- 
ductive  Bedeutung,  um  deren  willen  sie  allerdings  selber 
aoch  zu  einer  Recbtsquelle  wird,  and  zwar  in  zwiefiacher  ' 
Beziehung. 

FUrs  ««(e  verhält  sich  die  Wissenschaft  mit  Bezug  auf 
die  Übrigen  Recbtsquellen  nicht  blosz  receptiv.  Sie  sammdt 
nicht  blosz  den  Recbtsstoff,  sie  verarbeitet  denselben, 
und  eben  doreh  diese  Verarbeitung  erweitert  sie  zuweilen 
das  vorhuidene  Recht.  Sie  zieht  z.  B.  aus  den  Gesetzen 
Folgerungen,  an  welche  der  Gesetzgeber  selber  vielleicht 
nicht  gedacht  hat,  und  die  dennoch  nicht  blosz  logisch  con- 
seqnent  sein,  sondern  zugleich  zu  dem  ganzen  Recbtssjstem 
passen,  und  sowohl  innerlich  begcQndet  sein  als  zn  der 
Ouszem  Rechtsordnung  gehören  können.  Oder  sie  bringt 
nicht  blosz  einzelne  Rechtsvorschrinen  des  Gewohnheitsrechts 
zu  höherer  Klarheit,  sondern  wirkt  auch  hier  ergänzend 
ein,  indem  sie  die  Uebergänge  von  diesem  zu  dem  geschiie- 
beneo  Rechte  vermittelt 

Wichtiger  noch  ist  eine  zweite  schöprerische  ThätJgkeit 
der  Wissenschaft,  welche  sich  aus  der  Natur  der  Rcchts- 

Bluntichli.  sllgemeinea  Sbitareclit.    I  2 
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ideen  erkiftrt.  Die  Rechtsideen  als  solche  nehmlich  sind 
keineswegs  wirkliches  Recht;  ihre  Erkenotnisz  an 
UDd  fl)r  sich  ist  daher  zunächst  nur  eine  freie  Thftligkeit 
der  Wissenschaft,  ohne  unmittelbaren  Einflusz  auf  die  Rechts- 
ordnung. Zu  Recht  aber  werden  die  Rechtsideen,  wenn  sie 
gewissermaszen  Leib  gewinnen,  d.  h.  wenn  sie  in  dem 
State  als  feste  Regeln  anerkannt  werden  und  posi- 
tive Geltung  erlangen.  Aus  bloszen  philosophischen  Ge- 
danken oder  moralischen  Vorschriften  werden  sie  dadurch 
in  Rechtssätze  umgewandelt,  dasz  sie  von  dem  National- 
bewusztsein  als  bestimmend  und  verbindend  anfgenoinmen 
und  im  State  gehandbabt  werden.  Diese  Erweiterung  des 
bestehenden  Rechtes  wird  sehr  oft  statt  durch  die  Gesetz- 
gebung durch  die  Wissenschaft  vermittelt,  und  inao> 
fem  reibt  sich  diese  den  übrigen  Rechtsquellen  an. 

Die  Wissenschaft  ist  hier  nur  nicht  mit  der  Gelehrsam- 
keit zu  verwechseln,  noch  darf  man  die  wissenschaftliche 
Tliätigkeit  auf  schriftetellerischc  Abhandlungen  beschränken. 
Der  Statsmann,  welcher  in  einer  öffentlichen  Debatte  durch 
seine  Rede  das  Princip  zur  Klarheit  bringt,  und  das  allge- 
meine Urtheil  fllr  dessen  Anerkennnng  bestimmt;  der  Feld- 
herr, welcher  in  einem  Tagesbefehl  die  Grundsätze  kund- 
gibt, nir  welche  er  mit  seiner  Armee  einzustehen  sich  für 
verpflichtet  hält,  und  dadurch  die  Zweifel  löst  und  die  Ge- 
mttther  zur  Huldigung  lenkt;  der  Richter,  welcher  durch 
die  EntscheidungsgrUnde  seines  Urtheils  den  Streit  über  das 
Princip  in  einer  Weise  hebt,  welche  allgemeine  Billigung 
findet;  der  Journalist,  der  durch  seinen  leitenden  Artikel 
der  öffentlichen  Meinung  die  Richtung  gibt,  und  den  Sist 
bestimmt,  dnen  Satz  als  Recht  gelten  zu  lassen,  der  bisher 
noch  nicht  zur  Klarheit  erhoben,  noch  nicht  in  die  Rechts- 
praxis eingetreten  war,  sie  alle  vergröszern  auf  wissen- 
schaftlichem Wege  das  vorhandene  Capital  des  bestehenden 
Rechts.  Ganz  vorzugsweise  aber  geziemt  diese  wissenschaftliche 
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Thtttigkeit  den  SttttsinäntiHrti,  un<)  von  jeher  haben  sich 
auch  wahre  Statsmänner  dadurch  aiisgezeiohnet.  dasz  sie 
—  nicht  immer  in  der  Foroi-  der  Gesetzgebung  und  nicht 
immer  unter  dem  Siegel  der  obrigkeitliclirn  Autorität,  son- 
dern oft  in  der  freien  Form  wissenschaRlieher  Aeuszerung 
das  Recht  ihres  Vn]kes  bereichert  haben. 

Das  wissenschaftliche  Recht  ist  mit  demUewohn- 
heitsrechte  verwandt.  Wie  dieses  unterscheidet  es  sich 
von  dem  Gesetzes-  und  dem  Vertragsrechte  durch  den 
Mangel  einer  äuazei-n  Form,  welche  ala  solche  schon  mit 
der  höchsten  staüioben  Autorität  au^erOstet  ist.  Wie  dieses 
hat  es  nicht  einen  ofSciellen  Charakter,  sondern  beniht  auf 
freien  Aeuszernngen  des  Volkslebens.  Es  ist  daher 
auch  wie  dieses  beweglicher,  veränderlicher,  dem  Zweifel 
ausgesetzter,  aber  auch  wie  dieses  lebensfrisch.  Ea  unter- 
scheidet sich  aber  von  dem  Gewohnheitsrecht  hinwieder 
darin,  dass  dieses  vornehmlich  auf  dem  Rechtsgefuhle 
des  Volks  beruht,  welches  sich  in  Sitten  nnd  Uebungen,  in 
einzelnen  Handlungen  und  Symbolen  kundgibt,  jenes  aber 
in  dem  durch  geistige  Erleuchtung  erweckten 
Rechtsbewusztsein  des  Volkes  seinen  Grund  bat  Inso- 
fern  verhalt  sich  das  Gewohnheitsrecht  zu  dem  wissen- 
schaftlichen Rechte  wieder  ähulich  wie  zu  dem  Gesetzes* 
rechte. 

Der  Streit  über  die  Gültigkeit  des  sogenannten  Natur- 
oder Vernunftrechtes  läsat  eich  von  da  aus  leicht  ent- 
scheiden. So  lange  dasselbe  nur  das  Erzeugniss  indivi- 
dueller Speculatioo  ist,  wie  z.  B.  die  Platonische  Republik 
mit  ihren  Wächtern,  so  lange  hat  dasselbe  sicherlich  keinerlei 
Anspruch  auf  wirkliche  Geltung.  Auch  der  Nachweis,  dasz 
einzelne  abstracte  Meinungen,  die  als  naturrechtliche  be- 
gründet werden,  zweckmftszig  seien,  ist  noch  nicht  ge- 
nügend, um  deren  Rechtmäszigkeit  herzustellen.  Die 
Theorie  fUr  sich  allein  schafll  überall  noch  kein  Recht. 
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Wenn  aber  dieEmpfftoglichkeit  des  Volkes  fUr  Äner- 
kenaiing  aaturrecbtliclier  Sätze  zugleich  vorhanden  ist,  und 
wenn  der  Rechtsgedanke  zugleich  von  dem  Bewasztsein  dee 
Volkes  aurgenommen  und  durch  dieses  mit  verbindlicher 
Kraft  ausgerastet  wird,  dann  ist  derselbe  zu  Recht  ge- 
worden, und  es  ist  idcht  z»  Ifiugnen,  dasz  das  Recht- 
erzeugende Moment  allerdings  in  der  Wissenschart  lag, 
welches  durch  die  Reception  des  Volksbewusztseins  fruchtbar 
wurde. 

Selbst  in  dem  rttmischen  Privatrechte  ist  ein  bedeuten- 
der Theil  auf  solchem  wissenschalllicben  Wege  entstanden, 
einzelne  wichtige  Lehren  sogar  geradezu  aus  naturrechtlichen 
Gedanken,  welche  zur  Geltang  gelangten.  Die  ganze  Lehre 
von  der  Fahrlftasigkeit  (culpa)  z.  B.  verdankt  ihre  Ent- 
stehung dieser  Thfitigkeit  der  Wiesenschaft,  welche  aus  der 
Beobachtnng  der  gemeinsamen  menschlichen  Natur  ihre  S&tse 
schöpfte,  und  deren  Anerkennung  durchsetzte.  Im  Slats- 
recht  ist  diese  Form  der  Rechtsbildung  um  so  beachtens- 
werther,  je  leichter  der  Natur  des  States  gemäsz  das  Be- 
wuszlsein  von  sittlicher  Nothwendigkeit  und  von  der  Ange- 
messenheit im  State  in  das  Bewasztsein,  dasz  das  auch  Recht 
sei,  überzugehen  pBegt,  und  je  mehr  es  in  der  Bestinunnng 
des  States  liegt,  der  erkannten  Rechtsidee  Auszere  Geltung 
zu  verschaffen.  Grosze  Statsmäuner  lassen  «ch  daher,  so 
weit  ihnea  die  Verhältnisse  freien  Spielraum  gestatten,  reget- 
mäszig  durch  ihren  Glauben  oder  ihr  Wissen  von  dem  na- 
türlichen Rechte  bestimmen. 

AumerkUDgeii.  1.  Von  dem  oAtürlichen  ßecLle  Mgt  FauloB  in 
dem  Künierbriefe  11,  13—15;  „Dee  Gesetzes  Werk  sei  in  deu  Herten  der 
Helden  geschrieben,  ond  werde  von  ihrem  Qewisten  beieagt."  Und 
HeJBiichthoD  (Pbilos.  mar.)  nennt  du  positive  Recht  die  nühere  Be- 
stimmung (determinatio)  des  natürlichen  Rechtes.  Diese  Bectimmiing 
des  natürlichen  Stalsrechlea  kann  geschehen  darcb  Oesetse,  durch  Stats- 
Tertnlge,  durch  die  Uenohnheit,  durch  die  Wissenschaft. 

2.    Den  Hoaient  der  Rechtserawgnng  in  erkennen  und  die  mancherlei 
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MiMiiiinHiwiKk«Dd«n  UrHeben  dereelben  su  benrlheHen,  tot  frellldi  in 
finieliwn  FMIeD  Mbr  »ckwlerif.  Ea  ist  dtmit  «bnlicb  nie  mit  der  nttflr- 
lichen  Erzeugung.  Aber  wenn  eionial  das  Recbt  ala  positive  Frucul  des 
srnüiclien  Lebens  zu  Tage  gefordert  ist,  so  Iftsst  es  sich  docb  Jeder  Zeit 
erkennen,  insoftm  man  nur  mit  Itlaren  Aagen  sieht  nnd  mit  unbefonge- 
ncm  Sinne  «wägl. 


Neuntes  GapiteL 

Slatsreciit  nnd  slaliidier  Besitz. 

Aehnlich  wie  wir  im  Privalrecht  Eignithuiii  und  Besite 

im  «ntcrach^den  gewohnt  sind,  lOszt  sich  Rueh  von  stat- 
Itcheon  Besitz  reden  im  Gegensatz  zam  stallichen  Recht 
Wir  verstehen  dann  unter  Besitz  die  thutsächlich«  Ord- 
nung der  OStsntlichen  Verhältnisse  und  unterscheiden  diese 
von  der  rechtlichen  Ordnung  derselben. 

In  zwei  Beziehnrtgen  findet  der  statliche  Besitz  auch 
im  Statsrecht  Beachtung;  fürs  erste  indem  er  um  seines 
thatsfichlichen  Bestandes  willen  einen  provisorischen 
Rechtsschutz  gegen  unbel^gte  nnd  gewaltsame  Störnng 
ansprechen  darf,  sodann  indem  er  als  Anli^e  zu  einer  Rechls- 
bildnng  dient,  nnd  durch  die  statliche  Verjährung  zu 
Staterecht  wird.  Der  Besitz  hat  fQr  das  öffentliche  Recht 
^ne  grtszere  Bedeutung  noch  als  fllr  das  Privatreoht.  Er 
geht  weit  leichte  in  jenem  als  in  diesem  in  wirkliches 
Recht  Über,  und  wirkt  dort  in  höherem  Hasze  Recht  bildend 
hIs  hier.  Dieser  Unterschied  beruht  keineswegs  blosz  »uf 
dem  äuszerlichen  Nothetande,  dasz  es  im  State  häufig  an 
einer  hohem  Gewalt  fehlt,  welche  die  unberechtigte  auf 
ölfentliche  Verhältnisse  sich  erstreckende  Besitzergreifung 
verhindert  oder  aufhebt,  während  der  in  seinem  Privatrechte 
beeinträchtigte  und  aus  seinem  Besitze  ohne  Recht  ver- 
drängte Inhaber  regelmfiszig  bei  den  Gerichten  Schutz  findet 
gt^n    die   ihm    angelhane    Verletzung,    sondern    es   findet 
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derselbe  seine  innere  RegrUndung  in  der  rerschiedenen  Natnr 
(ice  8tat8-  und  des  Privatrechts. 

Zwar  genügt  die  blosze  facUsche  Ausübung  eines  Rechtes 
fOr  sich  allein  dort  so  wenig  als  hier  dazu,  um  dem  Aue- 
ul>enden  das  ausgeübte  Recht  zuzuerkennen.  Der  bloaze 
fae tische  Zustand  ist  auch  im  Statsrechte  nicht  ohne 
weiteres  als  Recht  aufzn&ssen.  Es  musz  auch  für  das 
Statsrecht,  damit  es  aus  dem  Besitze  herrorgehe,  ein  geistig- 
sittliches  Rechtselement  hinzutreten.  Aber  während 
im  Privatrechte,  abgesehen  von  der  Besitzergreifung  herren- 
loser Sachen,  die  dann  auch  sofortiges  Eigenthum  bewirkt, 
das  Individanm,  welches  an  einer  ihm  bisher  fremden  Sncbe 
eigenmächtig  Besitz  ergreift,  jederzeit  einem  andern  berech- 
tigten Individuum  gegeitüber  tritt,  und  fO  in  den  besondern 
Kreis  von  Rechten  dieses  Andern  übergreift,  der  als  Privat- 
person neben  ihm  auf  gleicher  Linie  steht,  so  änszert  sich 
dagegen  in  der  verschiedenen  olTbnen  BesitzesergreiRing 
üfTentlicher  Rechte  sehr  häutig  die  Macht  der  —  wenn  auch 
neuen  natürlichen  Verhältnisse  im  State,  und  in 
dem  Mangel  eines  Widerspruchs  zugleich  eine  Gewährung 
und  Anerkennung  Ton  Seite  des  States,  in  dessen 
eigenem  Körper  die  Veränderung  vor  sich  gegangen  ist. 

Diese  Kechlfiansicht  wird  noch  klarer  werden ,  wenn 
wir  die  beiden  extremen  Meinungen,  die  ihr  von  entgegen- 
gesetzten Seiten  her  entgegentreten,  mit  ihr  verglichen  und 
an  ihr  prüfen. 

I.  Die  Theorie  der  sogenannten  /otfs  aeeompUt.  Sie 
schmiegt  sich  bequem  an  jede  factische  Vei-änderung  an. 
Sie  erklärt  jede  ftuszerlich  erscheinende  Macht  als  liecbt. 
Sie  weiäz  von  keinem  andern  Recht,  als  dem  des  momen- 
tanen Sieges,  von  keinem  Unrecht  als  dem  der  Niederlage. 
Jede  Empörung  ist  in  ihren  Augen  strafbar,  wenn  sie  misz- 
glUckt,  und  vollberechtigt,  wenn  sie  gelingt.  Jede  Usur- 
l>ation  wird  von  ihr  verdammt,  wenn  sie  im  Versuch  erstirbt. 
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und  sofort  anerkannt,  wenn  sie  Erfolg  hat.  Die  guszere 
wechselnde  Erscheinung  ist  ihr  einziger  Maszstab  auch 
für  das  Recht.  Sie  folgt  allen  Wogen  des  Geschickes  mit 
niederträchtiger  GefUgsamkeit,  und  wechselt  ihre  Fiu-be  und 
ihre  Meinung  mit  jeder  neuen  Bewegung,  die  sie  Terspürt. 
Sie  gibt  vor,  den  bestehenden  Zustand  zu  schützen,  und 
untei^rftbt  ihn;  sie  rühmt  sich,  die  lebendige  Fortbildung 
der  Dinge  zu  berücksichtigen,  und  huldigt  doch  immer  nur 
der  jeweiligen  Gegenwart.  Sie  hat  keinen  Glauben  an  den 
fflttliclien  Gehalt  und  keine  Einsicht  in  die  geistige  Natur 
des  Rechts. 

Zum  Unglück  für  die  allgemeine  Rechtssicherheit  ist 
s^t  der  französischen  Revolution  diese  charakterlose  Ductrin 
der  faiU  accoinplis  auf  dem  europfiisciien  Contiiienl  häutig 
practisch  geworden ,  und  sie  hat  oft  bei  den  entgegengesetzten 
Parteien  Beifall  gelinden. 

Wohl  rerdieiit  die  innere  Umwandlung  der  Dinge  aucli 
die  Beachtung  des  Rechts,  aber  der  Grundfehler  jener  Lehre 
liegt  in  der  Einseitigkeit,  womit  sie  auf  die  that^ächliche 
Erscheinung  allen  Nachdruck  legt,  und  das  ganze  sitt- 
liche und  geistige  Element  des  Rechts  übersieht  und 
miszachtet.  Nur  wo  das  Rechtsbewusztseiu  des  Sta- 
tes die  Veränderung  in  dem  Besitze  gutheiszt,  wo  jenes 
sich  in  den  neuen  Lebensersclieinungeu  offenbart,  nur  da 
kann  sich  auf  solchem  Wege  neues  wirkliches  Recht  ent- 
wickeln. Die  Erkcuntnisz,  ob  dieses  Rechtsbewusztsein  da 
sei  oder  nidit,  ist  freilich  in  manchen  Fällen  schwierig,  aber 
diese  Schwierigkeit  hebt  die  hohe  Bedeutung  des  zu  er- 
kennenden Momeutes  selber  nicht  auf.  Als  Anhaltspunkte 
für  diese  Erkenntnisz  und  demnach  als  Bedingungen  der 
statsrechtlichen  Verjährung  dienen  folgende  Rück- 
sichten ; 

a)  So  lange  in  dem  State  uocli  offener  Kampf  ge- 
führt wird  um  die  Aenderung,  so  lange  ist  jedenlalls  das 
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BewiiSBtseiii  Ton  der  Rechtmässigkeit  des  iieaeti  Zostflndee 
noch  nicht  durchgedrungen,  wenn  schon  die  Partei,  welche 
fUr  denselben  streitet,  die  mfichtigere  ist. 

It)  Ist  innerhalb  des  States  zwar  die  Aenderung  fllr  den 
Augenblick  siegreich  dai-chgeTochteD;  aber  sind  die  Verhält- 
nisse und  Slimmiingeii  von  der  Art,  dasz  die  Erneuerung 
des  KuQipfes  noch  in  drohender  Aussicht  steht,  so  ist  auch 
in  diesem  Falle  der  Besitz  noch  nicht  zu  feslem  Recht  ge- 
worden. 

c)  Von  besonderer  iJedeutung  ist  entweder  die  still- 
schweigende Zulassung  oder  gar  die  tiusdrttckliche 
Anerkennung  des  veränderten  Znatandes  von  Seite  der 
Oi-ganc  des  8tHtes,  welche  das  Recht  und  die  Pflicht  haben, 
über  diese  Zustände  und  deren  Ordnung  zu  wachen,  beson- 
ders aber  von  Seite  der  obersten  Stategewalteu,  oder  von 
Seite  des  Volks,  welches  durch  die  Aenderung  betroffen  wird. 

il)  Endlich  ist  entscheidend  die  völkerrechtliche 
Anerkennung  der  Mächte,  welche  berufen  sind,  den  all- 
gemeinen Frieden  und  -  die  gemeinsame  Weltordnuug  zu 
schützen.  Wenn  diese  Voraussetzungen  alle  vorhanden  sind, 
so  ist  die  neue  Kechtsbildung  vollzogen  und  die  anfängliche 
Usurpation  ist  von  der  Zeit  geheiligt  zu  wirklichem 
Recht  geworden. 

11.  Die  legitimistische  Theorie  stellt  sich  an,  als 
vertrete  sie  vorzüglich  das  geistig-sittliche  Element  im  Recht, 
im  Gegensatze  zu  den  thatsächlichen  Erscheinungen,  das 
Teste  Recht  iui  Gegensalze  zu  den  unstäteo  Schwankungen 
der  äuszereu  Ereignisse.  Und  in  der  That  hat  sie  der  Lehre 
VOM  den  faits  accomplis  gegeilDber  ein  gewisses  Verdienst. 
Aber  in  ihrer  nur  entgegengesetzten  Einseitigkeit  gerälli  sie 
nicht  miuder  als  diese  in  Widerspruch  mit  dem  Wesen  des 
llochts. 

Vei-stüht  man  unter  der  Legitimität,  wie  das  Wort  es 
zuläazt,  die  Rechtniäszigkeit  der  wirkliclten  Verhältnisse. 
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rianii  verdient  sie  unsere  volle  Verehrung.  Wird  aber 
unter  Legiliiniiat  die  Wosze  hergebrachte  Rechtsform 
verstanden,  auch  nachdem  der  Geist  aus  ihr  gewichen  ist, 
oder  die  blosze  vor  Zeit««  erschienene  Rechtsidee,  welche 
von  der  Realität  at^löst  die  Mt^lichkeit  der  VerwiriEÜcbung 
verloren  hat,  dann  ist  sie  eine  leere  Formel  ohne  Inhalt, 
(«ine  Phrase  ohne  Wahrheit.  Die  legitimistiache  Theorie  ver- 
t&lh  in  diesen  Fehler:  und  es  kommt  ihr  nicht  zu,  sieh  als 
Verfechter  des  geistlich-sittlichen  Princips  zu  gebahren;  denn 
der  Geist  ist  lebendig  und  sie  will  den  todteo  Buchstaben 
erhalten  Sie  meint  das  Leben  fortzusetzen,  indem  sie  die 
Mumie  aufbewahrt.  Die  Entwicklung  der  Ueschichte,  das 
lebendige  Wort  des  Rechts,  das  sich  in  der  wachsenden  und 
sinkenden  Hadit  der  Verhalbiisse  und  in  dem  Schii^sal  der 
Völker  kund  gibt,  bleibt  ihr  nn verständlich.  Den  Rück  aus- 
schlieszlich  der  Vergangenheit  zuwendend,  sieht  sie  nicht 
das  Walten  der  Alles  wandelnden  Zeit  Beschränkten  Sinnes 
ist  sie  gebannt  in  die  urkundliche  Formel  des  aiten  Gesetzes. 
Indem  sie  die  natürliche  Macht  der  Verhältnisse  zu  gering 
schätzt,  artet  sie  leicht  aus  in  ohoni&ehtige  Rechthaberei, 
und  indem  sie  sich  von  dem  Leben  abschlieszt  und  sich  dem 
Leben  entfremdet,  erstarrt  sie  selbst  zu  leeren  Sätzen.  Sie 
darf  sich  nicht  beklagen ,  dasz  die  Weltgeschichte,  unbe- 
kQmmert  um  ihre  fruchtlosen  Proteste  aber  sie  wegschreitet. 
Von  ihr  gilt  das  Wort  Christi:  „Lasset  die  Todten  ihre 
Todten  begraben." 

Es  gibt  keinen  einzigen  Stat ,  der  mit  dieser  legitimisti- 
sehen  Ansicht  bestehen  konnte.  Die  ganze  Weltordnung  zeugt 
wider  sie  und  das  Gericht  der  Weltgeschichte  hat  sie  längst 
verworfen.  Und  trotzdem  hat  man  in  uiiserm  Jahrhundert 
die  Verwegenheit  gehabt,  das  Gespenst  dieser  leblosen  Le- 
gitimität neuerdings  zu  bescliwöreu,  damit  die  Geister  zu 
verwirren  und  die  I^xis  zu  eilein  und  schädlichen  Hand- 
lungen zu  verfllliren. 
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AnmerkuDgen.  1.  NIebuhr  Oeeoblebl«  du- BevolatiOD  I.  3.  in-. 
^VnMiagbAr  gilt  Tür  das  Slatarecht  eine  Verjährung  der  fgurpation,  wie 
im  Privairecht  Verjährung  des  Besitcea.'* 

3.  Ein  wichtige«  und  vollbewontes  Zeagoin  gegen  die  falsche  Legi- 
timilit  haben  der  Papit  Zachariaa  und  die  fränliiache  Nation  um 
die  Hitte  des  achten  JaLrhuuderta  vor  der  Welt  abgelegt,  jener  indem  er 
es  für  Kecht  erklart  b&l,  dasz  der  den  Namen  drs  Köuiga  erballe,  welcher 
die  Pflichten  und  die  featbegrflndete  Macht  dea  KOniga  selbaländig  übe, 
diese  iDÜem  sie  dieeem  Ausspruch  gemäaz  die  h«r£Ogliehe  Dynaatie  der 
Karolinger  zur  königlichen  erhoben  und  den  Uerowingem,  die  seil  langer 
i^eit  nur  noch  den  Schein,  nicht  mehr  die  Wahrheit  des  Röuigihnms  be- 
saszen,  den  königlichen  Titel  entzogen  hat 

3.  Kaiser  Joseph  II.  von  Oestcrrelch  vindicirt  in  «einem  berChmtcn 
naiven  Briefe  eu  König  Friedrich  II.  von  Prensien  die  legillroislische 
Ansieht  Tiir  die  Könige  in  einem  Sinne,  welcher  sich  dem  System  der 
J'sile  nccomplis  sehr  nähert;  „Euer  Majestät  ist  Monarch,  und  iu  dieser 
Eigenschaft  sind  Ibi-  die  Rechte  des  Könlgthums  nicht  unbekannt.  Mein 
Unleraelimen  gegen  die  OsaaDen  ist  nichts  anderes  als  ein  legitimer 
Versuch,  Provinzen  wieder  iu  Besitz  zu  nehmen,  welche  im  Laufe  der 
Zeiten  uml  in  Folge  unglücklicher  Ereignisse  von  meiner  Krone  losge 
rissen  worden  sind.  Die  Türken,  und  ich  denke  sie  sind  nicht  die  Ein- 
zigen, haben  die  Slalsmaiime  au  gelegener  Zelt  wieder  au  ueb- 
meu,  was  sie  in  unglücklichen  Zeiten  verloren." 

4  Der  engere  Begriff  der  Legilimiiät,  der  zur  Zut  der  Restauration 
von  1814  durch  den  Füieten  Talleyrand  in  Dmlaof  gesetzt  worden  i«t, 
bedeutet  voreugswelBe  da«  ßrtüi^t  GtbHUtrtrht  der  allan  Dynastien  im 
Cegenaatz  zu  revolution&rer  Entaetzung  oder  uaurpaiorischen  Verdritnguug 
derselben,  und  ist  aus  religiösen,  faniilienrechtlichen  und  patrimonialen 
Elementen  gemiecht.  Der  ganse  Begriff  gehört  daher  eher  dem  mittel- 
alterlichen als  dem  modernen  8lat«recht  an.  Vgl.  den  Artikel  IjegitimiULI 
im  deutschen  Slatswörterbucfa. 


Zehntes  Caiätel 

Methoden  der  Behandlung. 

Die  wiseenecbaftliche  Lehre  dee  Stotsrechts  kaim  in  ver- 
sehiedener  Weise  behandelt  werden.  Insbesondere  lassen  sich 
Kwei  innerlich  begründete  Arten  und  ebenso  zwei  krankhufle 
Abarten  der  Behandlung  unterscheiden.   Wir  können  als  jene 
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Arten  ilie  philosophUiche  ud<1  die  historische  Methode 
der  Behandlung  bezeichnen.  Die  Abarten  entstehen  aus  der 
extremen  Uebertreibun^  je  der  einen  vorherrschenden  Seite 
jener  erstem  Methoden;  aus  der  philosophischen  ist  so  die 
blosE  abstract-ideologische,  aus  der  bislorischen  die 
eineeitig-empirtsche  wie  aus  dem  Urbild  das  Zerrbild 
durch  Verderbnisz  hervorg^^ngen. 

Der  Gegensatz  der  Methoden  scblieszt  sich  an  theils  an 
-die  Eigenschaften  des  Rechtee  selbst,  theils  an  die  Verschie- 
denheit der  geistigen  Anlagen  derer,  welche  in  dieser  Wis- 
senschaft gearbeitet  haben. 

Alles  Recht  nämlich  hat  eine  ideale  Seite,  einen  sitt- 
lichen und  geistigen- Gehalt  in  sich,  aber  .als  Recht  ruht  es 
zugleich  auf  einem  realen  Boden,  und  bat  auch  eine 
leibliche  Gestalt  und  Geltung.  Die  letztere  Seite  im 
Recht  ist  von  der  abstracten  Ideologie  verkannt  und 
übersehen  worden.  Sie  pflegt  sich  ein  abstractes  Statsprincip 
auszudenken,  und  daraus  eine  Reihe  logischer  Folgerungen 
zu  ziehen;  ohne  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Stat  nnd  dessen 
reale  V^-rhältnisse.  Selbst  Piaton  ist  in  seiner  Republik  in 
diesen  Fehler  ver&lleu  und  daher  zu  Sätzen  gekommen, 
welche  der  Natur  und  den  Bedürfnissen  der  Menschen  geradezu 
widersprechen.  Indessen  war  Ptaton  doch  durch  den  Reich* 
thum  seines  Geistes  und  seinen  Sinn  lUr  die  Schönheit  der 
Form  vor  der  armseligen  Lehre  ausgedörrter  Formeln  ge- 
wahrt geblieben,  welche  uns  in  den  Statsrechtslehren  der 
Neuern  so  häufig  beg^nen.  Der  Stut  als  ein  sittlich  orga- 
nisches Wesen  ist  nicht  ein  £^x>duct  der  bloszen  kalten  Logik, 
und  das  Recht  des  States  ist  nicht  eine  Sammlung  specula- 
tirer  Sätze. 

Diese  Methode  führt,  wenn  ^e  als  wisseoBChartliche 
Untersuchung  betrieben  wird,  Imcht  zu  unfruchtbaren  Re- 
snllaten;  wenn  sie  aber  in  die  Praxis  übertritt,  zu  der  ge- 
lAhrlichsteii  Geltendmachung  fixer  Ideen  und  zur  Auflösung 
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und  ZersMrung  des  bestehenden  Rechte.  In  Zeiten  der  Re- 
Tolution,  wo  die  lo^ebundenen  Leidenschaften  sich  um  so 
lieber  solcher  abstracten  r^ehren  brinftchtigen ,  je  mehr  sie 
mit  deren  HQlfe  die  Schranken  des  Gesetzes  zu  durchbrechen 
die  Hofniung  hatten ,  erhalten  derlei  ideologische  Sätze  Imcht 
eine  ungeheure  Macht,  und  werfeu,  unf&hig  einen  neuen 
Oi^uismns  hervorzubringen,  mit  dämonischer  Gewalt  Alles 
vor  sich  nieder.  Die  französische  Revolution  in  ihren  leiden- 
schaftlichen Phasen  hat  der  Welt  entsetzliche  Belege  fQr 
die  Wahrheit  dieser  Beobachtung  vor  die  Augen  geführt: 
imd  Napoleon  hatte  nicht  Unrecht  zu  sagen:  „Die  Meta- 
pbysiker,  die  Ideologen  haben  Fi-ankrticb  zu  Grunde 
gerichtet,"  Die  ideolt^isch«  Aufßissung  der  „Freiheit  und 
Gleichheit"  hat  Frankreich  mit  Ruinen  gefilllt  und  mit  Blut 
getränkt,  die  doctrinäre  Ausbeutung  des  „monarchischen 
Priiicips"  hat  die  politische  Fr^heit  Deutschlands  niedei^e- 
drUckt  und  seine  Machteutwickluug  gehemmt,  und  die  ab- 
stracte  Durchführung  des  Nationalilätengrundsutzea  hat  den 
Frieden  von  ganz  Europa  bedroht-  Die  fruchtbarsten  und 
wahrsten  Ideen  werden  verderblich,  wenn  sie  ideologisch 
erfeszt  und  dann  mit  dem  Fanatismus  der  Bornirlheit  ver- 
wirklicht werden. 

Der  entgegengesetzten  Einseitigkeit  macht  sich  die  bloss 
empirische  Methode  schuldig,  indem  sie  sich  btosz  an  die 
vorhandene  äuszerliche  Form,  an  den  Buchstaben  des  Ge- 
setzes oder  an  die  thatsäch liehen  Erscheinungen  hält.  Diese 
Methode,  welche  in  der  Wissenschaft  höcbsteus  durch  ihre 
Sammelwerke  einen  Werth  hat,  in  denen  sie  groezen  Stoff 
anhäuft,  findet  in  dem  Statsleben  häufig,  zumal  unter  burean- 
kratisch  gebildeten  Beamten,  zahlreichen  Anhang.  Sie  ge- 
fährdet dann  zwar  selten  unmittelbar  die  ganze  Statsordnung, 
wie  die  ideologischen  f^egenfbszler,  aber  sie  setzt  sich  wie 
ein  Rost  an  das  blanke  Schwert  der  Gerechtigkeit  an,  um- 
strickt die  öll^tliche  Wohlfehrt  mit  Hemmnissen  aller  Art, 
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venirsacht  eine  Menge  kleiner  Schaden,  und  enbierrt  die 
sittliche  Kraft  und  schwächt  die  Gesundheit  des  States  der- 
gestalt, dasz  um  ihretwillen  in  kritischen  Zeiten  seine  Ret- 
tung Qberaue  erschwerf,  zuweilen  unmöglich  gemacht  wird. 
Fuhrt  die  bloss  ideologische  Methode,  wenn  sie  practiscfa 
wird,  den  Stat  eher  in  fieberhafte  Stimmungen  und  Eriseo 
hinein,  so  bat  diese  bloss  empirische  Methode  unter  der- 
selben Voraussetzung  eher  chronische  Uebel  zur  Folge. 

Die  historische  Methode  unterscheidet  sich  von  der 
letztern  vortheilhsfl  dadurch,  dasz  sie  nicht  blosz  das  ge- 
rade vorhandene  Gesetz  oder  die  rcHrhandenen  Thatsacben 
gedankenlos  und  knechtisch  verehrt,  sondern  den  innern 
Zusammeuhang  zwischen  Veigangenfaeit  und  Gegenwart, 
die  organische  Entwicklung  des  Volkslebens  und  die 
in  der  Geschichte  offenbar  gewordene  sittliche  Idee 
geistig  durchdringt  und  beleuchtet.  Sie  geht  zwar 
auch  zunächst  von  der  realen  Eracheioung  aus,  aber  sie 
Easzt  diese  als  eine  lebendige  auf,  nicht  als  eine  todte. 

Verwandt  mit  ihr  ist  die  wahrhaft  philosophische 
Methode,  welche  nicht  blosz  ubstract  speculirt,  sondern 
coneret  denkt  und  eben  darum  Idee  und  Realität 
verbindet.  Während  jene  ihrer  Betrachtung  die  gescbicbtlicbe 
Erscheinung  und  Entwicklung  zu  Grunde  l^t,  geht  diese 
zunächst  von  der  Erkenntnisz  der  menscbÜcheu  Seele  aus, 
und  betrachtet  von  da  ans  die  in  der  Geschichte  geoflbn- 
barten  Aeuszemngen  des  menschlichen  Geistes. 

Kur  wenigen  Individuen  war  es  vergönnt,  diese  bddei- 
lei  Betrachtungeweisen  zugleich  in  sich  zu  vereinigen.  Die 
meisten,  die  sich  auf  einen  hohem  wissenschaftlichen  Stand- 
punkt erhoben  haben,  worden  durch  ihre  natürlichen  Anlar 
gen  entweder  der  einen  oder  der  andern  Richtung  vorzugs- 
weise zugeleitet.  Unter  jenen  Irrstem  verdient  Aristoteles 
voraus  unsere  Bewunderung,  dessen  Statslehre,  obwohl  in 
jener  jagendlicben  Periode   der  Geschichte  der  Menschh^t . 
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geschrieben,  welche  der  reiferen  Statenbildung  Torausging, 
dennoch  anf  Jahrtausende  narh  ihm  eine  der  reinsten  Quel- 
len statlicher  Weisheit  geblieben  ist.  Der  Römer.  Cicero 
ahmte  zwar  in  der  Form  der  Begründung  und  Darstellung 
die  philosophische  Weise  der  darin  reicher  begabten  Griechen 
nach,  den  besten  Theil  des  Inhaltes  aber  schöpfte  er  mit 
Recht  aus  der  Fülle  praccisch-römischer  Politik.  Unter  den 
Neuem  sind  der  Franzose  Bodin,  der  Italiener  Vico  und 
der  Engländer  Baco  deVerulani  als  frtihe  Repräsentanten 
der  philosophisch-historischen  Methode  zu  nennen.  Cicero 
ähnlich  an  hinreiszender ,  schwunghafter  Beredsamkeit  hat 
der  Engländer  Bnrke  die  Lehren  der  englischen  Statswis- 
senschaft  ebenso  aus  der  Geschichte  und  dem  Leben  seines 
Volkes  gegrifTen  und  in  geistreicher  und  philosophischer 
Form  verherrlicht.  Der  Italiener  MacchiarelH,  der  in 
seinen  Werken  die  reiche  und  schwere  Lebenserfahrung 
eines  tiefen  und  klugen  Hensehenkenners  nie^ei^el^t  hat, 
und  der  Franzose  Montesquieu,  welcher  mit  f^em  und 
heiterm  Blicke  die  Welt  anschaut  und  reich  ist  an  feinen 
Bemerkungen  und  treffenden  Beobachtungen,  wechseln  in 
ihren  Schriften  in  der  Methode;  doch  ist  jener  mehr  der 
historischen,  dieser  mehr  der  philosophischen  ergeben.  Der 
welsche  Schweizer  Rousseau  und  der  Engländer  Bentham 
dag^en  halten  sich,  gleich  den  meisten  Deutschen,  mehr 
an  die  philosophische,  verfallen  aber  häufiger  als  ihr  grösse- 
res Vorbild  Piaton  in  die  einseitigeD  Verirrungen  der 
bloszen  Ideologie. 

Es  ist  somit  klar:  die  beiden  Methoden,  die  historische 
und  die  philosophische,  bestreiten  sich  nicht.  Sie  ei^änzen 
sich  vielmehr  und  corrigiren  sich.  Der  ist  sicherlich  ein 
bornirter  Historiker,  der  meint,  mit  ihm  sei  die  Geschichte 
abgeschlossen,  und  es  werde  kein  neues  Recht  mehr  ge- 
boren, und  der  ein  eitler  und  thörichter  Philosoph,  der 
meint,   et  sea   der  AnfMig  und  das  Ende  aller  Wahrheit. 
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Der  echte  Historiker  ist  als  solcher  genöthigt  den  Werth 
auch  der  Philosophie  anzuerkeanen,  und  der  wahre  Philo- 
soph ist  ebenso  darauf  hingewiesen  auch  die  Greschiehtä  mi 
RatJie  zu  ziehen. 

Wohl  aber  hat  jede  der  beiden  Methoden  ihre  eigen- 
thümlichen  Vorztlge  und  hinwieder  ihre  bOfiODdero  Schwächen 
und  Gefahren.  Der  Hauptvorzug  der  historischen  ist  der 
Reichthuni  und  die  Positivität  ihrer  Resultate;  denn 
die  Geschichte  ist  voll  lebendiger  Mannichfaltigkeit  und  zu- 
gleich durch  und  durch  positiv.  Was  der  fruchtbarste  Den- 
ker in  seinem  Kopfe  auszudenken  vermug,  wird  doch  immer, 
verglichen  mit  den  iu  der  Geschichte  der  Menschheit  ge- 
t^enbarteu  Gedanken,  nur  ein  ärmliches  Stückwerk  sein, 
und  gewöhnlich  nur  eine  unsichere  und  nebelhafte  Gestalt 
erlangen.  Aber  daneben  besteht  allerdings  die  Gefahr,  daaz 
man,  den  historischen  Bahnen  folgend,  leicht  Über  der  reichen 
Mannich faitigk^t  der  Einheit  vergiszt  und  die  Einheit  ver- 
liert, dasz  man  von  der  Schwere  des  Stolfes  niedergedrückt, 
und  von  der  Massenhaftigkeit  der  geschichtlichen  Erfahrungen 
Überwältigt  wird,  dasz  man  insbesondere,  von  der  Vergan- 
genheit angezogen  und  gefesselt,  den  frischen  Blick  in  das 
Leben  der  Gegenwart  und  nach  der  Zukunft  hin  verliert 
Freilich  sind  das  keineswegs  nothwendige  Folgen  der  histo- 
rischen Methode,  aber  die  Geschichte  selber  zeigt  uns,  wie 
tiäufig  Männer,  die  sich  ihr  ei^eben  haben,  auf  derlei  Äb- 
w^e  sich  verirren. 

Die  Vorzüge  der  philosophischen  Methode  dagegen  sind: 
Reinheit,  Harmonie  und  Einheit  des  Systems,  vol- 
lere Befriedigung  des  allgemeinen  menschlichen  Strebens 
nach  Vervollkommnung,  Idealität.  Ihre  Resultate  haben 
einen  vorzugsweise  menschlichen  Charakter,  ein  vorzugs- 
weise ideales  Gepräge.  Und  wieder  drohen  ihr  eigenthtlD)- 
liche  Gefahren,  insbesondere  dasz  die  Philosophen  in  dem 
Streben  nach  dem  Einen  oft  als  einfach  gedachten  Ziele 
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die  innere  Mannichfaidgkeit  der  Natur  und  den  reichen  Iii- 
halt  des  realen  Daseins  Qbersehen,  daax.  sie,  dem  raacheii 
Flug:e  der  freien  Gedanken  folgend,  niclit  selten  statt  wirk- 
liche Gesetze  zu  entdecken,  leere  Formeln  ohne  Gehall^ 
Rlflaen  ohne  Kern  finden,  und  dem  Spiele  mit  diesen  ver- 
fallen, dasz  sie,  die  natttriiche  Entwicklang  verkennend, 
unreife  FrUchte  pflücken,  warzellose  Bäume  in  die  Erde 
stecken  und  in  ideolc^ischen  Irrwahn  versinken.  Nur  we- 
nigen philosophischen  Geistern  ist  es  gegluckt,  sich  von 
diesen  Verirrungen  frei  zd  ertialten. 

Anmerkung.  Diese  Qnd  verwuidte  Oeduiken  bähe  ich  1641  in  der 
8cbrift:  „Die  neuerea  RecfatMchalen  der  deutschen  JarineD"  in  ihrer  Be- 
zlehnng  «nf  die  dentsche  Wissenschaft  näher  susgefllhrL  Zweite  AaÜage, 
Zürich,  1862.  Weit  früher  aber  hat  der  englische  Kanzler  Bacon  die 
üebrecben  der  natu rrech (lieben  and  der  positiven  Jurisprudeni  seiner  Zeit 
gerSgt  und  vou  <ler  Verbindung  der  Geschichte  mit  der  Philosophie  die 
nfiihlge  Refbrm  der  Rechlswisseuschaft  e 
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Der  Begriff  des  Stftts. 

Ergtes  CapiteL 

Hiftorische  Herkmale. 

Wenn  wir  die  grosze  Anzahl  von  Staten,  welche  uns 
die  Gesciüehte  vor  die  Augen  fQhrt,  aberblicken,  so  werden 
wir  eineelne  gemeinssme  Merkmale  aller  Släten  sofort  ge- 
wahr, andere  aber  stellen  sich  erst  bei  näherer  Prüfung 
heraus. 

1.  Vorerst  ist  es  klar,  iam  in  jedem  State  eine  Hasse 
von  Menschen  rerbunden  ist.  So  sehr  verschieden  auch 
die  Volkszahl  der  einzelnen  Staten  sein  kann,  indem  die 
einen  nur  wenige  Tausende,  andere  dagegen  viele  Millionen 
Menschen  umfassen,  so  steht  doch  das  fest,  dasz  von  Stat 
«rst.  dann  die  Rede  ist,  wenn  der  Kreis  einer  blossen 
Familie  überschritten  ist,  und  sich  eine  Menge  von 
Menschen  (bedehungsweise  von  Familien,  M&nner,  Weiber 
nnd  Kinder)  vereinigt  finden.  Eine  Familie,  ein  Geschlecht 
wie  das  Haus  des  judischen  Erzvaters  Jakob  kann  derEem 
werden,  um  den  äcb  mit  der  Zeit  eine  gröszere  Masse  Men- 
schen ansammelt,  aber  erst  wenn  das  geschehen  ist,   erst 

Rlunlichli.  ollgemelnMSbiUrecht.    I.  3 
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wenn  die  einzelne  Familie  sich  in  eine  Reihe  von  Fanii- 
lieo  aufgelöst  hat,  nnd  die  Verwand tschaft  zurVClker- 
achaft  erweitert  ist,  ist  eine  wirkliche  StatenbÜdung  niög- 
licb.     Ohne  Völkerschnft  kein  Stet. 

Eine  Nonnalzabl,  etwa  wie  Rousseau  gewollt  hat,  10,000 
Mann  gibt  es  nicht.  Im  JUittelalter  konnten  wobl  so  klfeine 
8(aten  sicher  und  wUrdig  bestehen.  Die  neuere  Zeit  treibt 
zu  grosserer  Statenbildiiug  an,  theils  weil  die  politischen 
Aufgaben  des  modernen  Slats  einer  reicheren  Fülle  von 
Volkskräflen  bedürfen,  theils  weil  die  gesteigerte  Macht  der 
Groazstaten  fUr  die  Unabhängigkeit  und  Freiheit  der  Klein- 
slaten  leicht  geföhrlich  und  bedrohlich  wird. 

2.  Sodann  zeigt  eich  eine  dsuernde  Beziehung  dea 
Volkes  zum  Boden  als  nolhwendig  fUr  die  Fortdauer  des 
8tet8.  Der  Stat  verlangt  ein  Stat^ebiet,  zum  Volke  gehört 
das  Land.  Nomaden  Völker,  obwohl  Hftuptlinge  an  ihrer 
Bpitze  stehen,  und  obwohl  sie  unter  sich  das  Recht  hund- 
haben, bew^eu  sich  doch  erst  in  dem  Vorhofe  des  States. 
Erst  die  feste  Niederlassung  derselben  bedingt  das  Statwer- 
deu.  Moses  hat  das  judische  Volk  zum  Stat  erzogen,  aber 
iotaa  erst  hat  den  jüdischen  Stat  in  Palästina  gegründet. 
Als  in  den  Zeiten  der  groszen  Völkerwanderung  die  Völker 
ihre  Wohnsitse  verlieszen  und  neue  zu  erobern  unternahmen, 
befonden  sie  sich  in  einem  unsicheren  Uebergangszustande. 
Der  frühere  Stat,  den  sie  gebildet  halten,  bestand  nicht 
mehr,  der  neue  noch  nicht  Der  persönliche  Verband  dauerte 
noch  eine  Weile  fort,  der  Zusammenhang  mit  dem  Lande 
war  gelöst.  Nur  wenn  es  ihnen  gelang,  von  neuem  festen 
Boden  zu  gewinnen,  so  glückte  es  ihnen  eben  deszhalb, 
einen  nenen  Stat  herzustellen;  die  Völker  aber,  welchen  das 
nicht  gelang,  gingen  unter.  So  retteten  die  Athener  unter 
Tbemi^kles  auf  ihren  Schiffen  den  Stut  Athen,  weil  sie 
nach  dem  Siege  die  Stadt  wieder  einnahmen;  aber  die  Cin>- 
bem  und  Teutonen  gingen   unter,   weil  sie  die  alte  Heimat 
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TorlMBm  li&iten  und  keine  neue  erwarben.  —  Sogar  der 
r&miselie  Stat  wfira  uutergegasgen ,  wenn  sich  die  lUtmer 
naeb  dem  Brande  der  Stadt  naeh  V^i  (tbergeMedelt  hfilleu. 

3.  In  dein  State  stellt  eicb  die  Einheit  des  Gan- 
zen, die  ZusamiiieiigebÖriglieit  des  Volliee  dar.  Im 
Innem  sind  zwei  verECliiedene  Gliederungen  niöglicli  mit 
grosser  und  eigen tliHuiIicIier  Selbständigkeit,  wie  in  Rom 
der  Popnlus  der  Pfitricier  und  daneben  die  Plebes,  wie 
im  altern  germanischen  Mittelalter  die  VolksverTassung 
neben  der  Lebensverf&ssting.  Der  Stat  kann  aucli  aus 
mehreren  Theilen  zusammengesalzt  sein,  die  in  sidi  selber 
wieder  Staten  bilden ,  wie  in  den  State  üb  (tu  den  der 
Griechen  und  der  alten  Eidgenoasen,  und  iu  dem 
llundesstate  der  Nordamerikaner.  Aber  wenn  die 
Gemeinschaft  nicht,  sei  es  in  ihrem  innem  Organismus, 
einen  einheitlichen  Zusammenhang  besitzt,  sei  es  im  Ver- 
höltuisz  zu  den  auswärtigen  Staten  sidi  als  ein  zuwmnen- 
gebörigea  Ganzes  darstellt,  so  ist  kein  Stat  da. 

3.  In  allen  Staten  tritt  der  Gegensatz  zwischen  Re- 
gierenden und  Regierten,  oder  um  uns  eines  alten^ 
zuweilen  mlszverstandenen  und  auch  wohl  missbraucbten 
Ausdrucks  zu  bedienen,  der  aber  an  und  für  sich  weder 
gehäsüg  noch  unfrei  ist,  zwischen  Obrigkeit  und  Unter- 
thanen,  zwar  in  den  mannichfoltigsten  Formen,  aber  im- 
merliin  als  nolhwendig  hervor.  Selbst  in  der  ausgebildetsten 
Demokratie,  in  welcher  dieser  Gegensatz  zu  verschwindeo 
scheint,  ist  derselbe  dennoch  vorhanden.  Uie  Volk^emeinde 
rler  athenischen  BOi^er  war  die  Obrigkeit,  und  die  einzelneu 
Athener  waren  im  Verhfiltnisz  zu  jener  Unterthanen. 

Wo  es  keine  Obrigkeit  mehr  gibt,  welche  die  Autoril&t 
besitzt,  wo  die  Regierten  den  politischen  Gehorsam  gekündigt 
haben,  und  Jeder  thut  wozu  ihn  die  Lust  treibt,  wo  Anar- 
chie ist,  da  hat  der  Stat  aufgehört.  Die  Anarcliie  hat  aber, 
wie  alle  Negation,  so  wenig  Bestand  in  sich,  dasz  sich  aus 
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ihr  uofort  wieder,  wenn  auch  in  roher  nntl  oft  graiiBsmer 
despotisdier  Form,  unter  Jedem  lebendigen  Vo]ke  eine  Art 
von  neuer  Obrigkeit  aufwirrt,  welche  sich  Gehorsam  erzwingt, 
nnd  80  jenen  uDentbehrlichen  Gegensatz  herstellt  Die  Com- 
munisten  verneinen  zwar  denselben  in  ihren  Theorien ,  aber 
damit  verneinen  sie  den  Stat  selbet.  Auch  ist  es  ihnen  nocli 
unter  heineni  Volke  gelungen,  mit  Veniichtung  des  States 
ihren  blosz  gesellschartlicheii  Verband  ein)sufl\hren,  und 
wttrde  es  ihnen  je  gelingen,  vorübergehend  die  Hassen  fllr 
sich  und  ihre  Plane  einzunehmen,  so  wftre,  nach  dem  Vor- 
bilde der  religiösen  Communisten  des  XVI.  Jahrhunderts, 
der  Wiedertäufer,  und  nach  der  innern  Consequenz  der 
Dinge,  mit  Sicherheit  dai-auT  zn  rechnen,  dasz  auch  sie 
wieder  eine  Herrschaft,  nnd  zwar  die  härteste,  die  es  je 
gegeben ,  aufrichten  würden. 

5.  Eine  grUudliche  Prüfung  der  sttitlichen  Erscheinungen 
Ifiezt  uns  ferner  in  demselben  ein  organisches  Wesen 
erkennen,  nnd  in  der  That  ist  mit  dieser  Einsicht  in  die 
oi^anische  Natur  des  States  sehr  viel  gewonnen  auch  (br 
die  pntctische  Behandlung  der  statUchen  Fragen. 

In  jedem  State  nämlich  werden  wir  für  die  verschie- 
denen öfTenllicheu  Tlifttigkeiten  auch  verschiedene  Würden, 
Aeniter,  Behörden  gewahr,  welche  eigens  geartet  nnd  be- 
stimmt sind,  um  als  Organe  des  Stetes  zur  ErfDlInng  jener 
Thätigkeitfen  zu  dienen.  Das  Individuum,  welches  in  das 
Ofüentliche  Amt  eintritt,  hört  insofern  auf  eine  blosze 
Privatperson  zu  sein,  die  zunächst  fltr  eich  lebt,  es  wird, 
so  «eit  dee  Amt  eolches  erheischt,  zur  öffentlichen  Per- 
son. Das  Amt  selbst,  welches  von  ihm  bekleidet  wird, 
verh&lt  sich  zu  dem  State  als  einem  Ganzen  genau  so,  wie 
das  Glied  zum  Körper.  Es  ist  nicht  etwa  nur  wie  ein 
Tlieil  einer  Maschine,  es  hat  nicht  etwa  blosz  mecliunische 
Thätigkeiten  auszuüben,  die  sich  immer  gleich  bleiben,  wie 
die   Räder    und    die  Spindeln   einer   Fabrik,  sondern    seine 
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Fuiictiooeii  lutbeii  eioen  geistigen  Charakter  und  ändern 
«iclt  im  Einzelnen  je  luncli  deii  BedUrfniBsen  dea  öfl'ent- 
liclien  LeltenB,  au  deren  He&iedigiing  sie  besUmmt  sind. 
Dem  Leben  dienend  sind  nie  in  fii(.-h  selber  lebendig.  Wo 
daher  das  lieben  in  dem  Amte  erstirbt,  wo  dieses  in  einen 
gedankenlosen  FormaJismus  versinkt  und  eidi  der  Natur 
einer  Maschine  snoähei-t,  weldie  ohne  Unterscliudui^,  ohne 
LterUcksichtigung  der  eigen  thUmlichen  und  wandelbaren  Ver- 
hältnisse, die  vorliegen,  nach  festen  äussern  Gesetzen  in 
r^^lmAsziger  inecbaniscber  Bewegung  fortarbeitet,  da  ist 
das  Amt  selbst  dem  Verderben  verfotlen,  und  der  in  eine 
Uaschin«  veriu)mmene  Stat  geht  sicher  eben  deszhalb  zu 
Grunde. 

Nicht  allein  der  Mensch,  welcher  in  dem  Amte  wirkt, 
das  Amt  selbst  hat  in  si«h  eine  psychische  Bedeutung, 
es  lebt  in  ihm  ein'^eelisches  Princip.  Ee  giht  einen 
Cliarakter,  einen  Geist  des  Amtes,  der  hinwieder  auf 
die  Person,  welche,  wie  in  dem  Körper  das  Individuum,  in 
dem  Amte  waltet,  einen  Einflusz  übt.  In  dem  römischen 
Consulate-  lag  eine  wftrdevoUe  Hoheit  und  MachtfDile,  welche 
auch  einen  nicht  bedeutenden  Mann,  der  zum  Consu]  er- 
wählt worden  war,  emporhob,  und  seine  natürlichen  Kr&fte 
aleigerte.  Das  ßichteramt  ist  ein  so  heiliges,  der  Gerechtig- 
keit geweihtes,  dasz  diese  erhabenen  EigeDsehaften  auch  die 
Seele  eines  schwüclieren  Hannes,  welcher  zümi Richter  be- 
stellt wird,  erftlllen  und  in  ihm  den  Müth,  fQr  das  Becht 
einzustehen,  wecken  können.  Der  Geist  des  Amtes  vermag 
zwar  nicht  die  Natur  des  Beamten  umzuändern ,  er  ist  nicht 
mächtig  genug  diesen  so  zu  durchdringen,  dasz  jederzeit 
die  persönliche  Ernillung  des  Amtes  der  Bedeutung  des- 
selben vollkommen,  entspricht;  aber  der  Beamte  verspürt 
doch  jederzeit  eine  psychische  Einwirkung  des  Amtes 
auf  seinen  individuellen  Geist  und  sein  GemtUh,  und  wenn 
er   einen    olTenen   Sinn   hat,    kann    es    ihm    nicht    entgelten, 
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dasz  in  dein  Amte  selbst  eine  Seele  lebt,  welche  zwar  mm 
mit  seiner  IndividaalitAt  in  eine  enge  Bezieliunft;  und  in  un- 
mittelbare Verbindung  getreten  ist,  aber  immerhin  von 
jener  verschieden  ist  und  seine  Persönlichkeit 
Überdauert. 

Wie  aber  die  sdinmtlichen  öffenlliFhen  Aeniter  und 
Würden  Kum  State  gehören  als  dessen  Glieder,  so  ist  dieser 
selbst  wieder  ein  organisches  ijunzes,  welches  als  Ein- 
heit die  Mannich&ltigkeit  jener  Knsammenhftlt  und  zu  innerer 
Harmonie  vereinigt.  Dua  Ganze  und  seine  Theile,  der  Btat 
und  seine  Aemter  haben  daher  auch  als  üi^nische  Bildungen 
eine  Eutwicklungsgeschichte.  Es  verhült  sich  damit 
im  Wesentlichen  nicht  anders  als  mit  allen  Übrigen  organi- 
schen Wesen  auf  der  Erde.  Sie  alle  laufen  innere  Umge- 
staltungen und  verschiedene  Phasen  dee  jugendlich-IVischen 
Wachstlmins,  der  Keife  und  des  alteritileu  Hinwelkens  durch. 
Die  Gescfaichtti  der  Staten  und  der  einzelnen  statlichen  In- 
stitutionen, welche  länger  dauern  als  das  Kinzelleben  des 
Menecben,  und  deren  Entwicklung  ofl  dui'ch  mehrere  Jahr- 
hunderle hindurch  gehl,  läszt  darüber  keinen  Zweifel  be- 
stehen. 

Allerdings  besteht  aber  neben  dieser  Verwandtschaft 
mit  der  Entwicklung  der  organischen  Wesen,  welche  wir 
in  der  SchOpfbng  Gottes  in  der  Natur  erkennen,  auch  ein 
beachtenswert  her  Gegensatz.  Während  nämlich  das  Leben 
der  Pflanze,  des  Thieres  und  des  Menschen  in  regelmftssigen 
Perioden  und  Stufen  auf-  und  hinwieder  absteigt,  so  ist  der 
Entwicklungsgang  deE  Staten  und  der  statlichen  Institutionen 
nicht  immer  ebenso  regelmäszig.  Uie  Einwirkungen  der 
menschlichen  Frtiheit  oder  äusserer  Schicksale  bringen  öfter 
bedeutende  Abweichungen  hervor,  und  unterbrechen  bald 
oder  fördern  plötzlich  die  normale  Stufenfolge  oder  wandeln 
sie  zuweilen  um,  je  nachdem  grosze  und  gewaltige .Uänner 
oder    wilde    Leideuschallen    auch    des    Volkes    in    dieselben 
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eingreiren.  Diese  Abweichungen  bind  zwar  weder  80  zahlrdch 
noch  gewöhnlich  so  gross,  dasz  die  Regel  selbst  iiui  der- 
selben willen  bedeiitnngslos  wllrde.  Im  Gegentheil  sie  sind 
viel  seltener,  und  meislens  auch  geringnigiger,  als  die 
wähnen,  welche  sich  in  ihren  Meinungen  von  den  unmiltel- 
baren  Eindrucken  der  jeweiligen  Gegenwart  bestimmen 
lassen.  Aber  sie  sind  doch  wichtig  genug,  um  den  Beweis 
zu  fuhren,  dasz  der  Gedanke  einer  bloszen  Natur- 
wUchsigkeit  des  States  einseitig  und  unbefriedigend  sei, 
und  um  der  freien  individuellen  Thst  auch  in  dieser  Hin- 
sieht ihr  Recht  widerfahren  zu  lassen. 

6.  Indem  die  Geschichte  uns  Aufschliisz  gibt  Über  die 
organische  Natur  des  States,  läszt  sie  uns  zugleich  erkennen, 
dasz  der  Stat  nicht  mit  den  niedern  Organismen  der  Pflanzen 
und  der  Thiere  auf  Einer  Stufe  stehe,  sondern  von  höher«' 
Art  sei.  Sie  stellt  ihn  als  einen  sittlich-geistigen  Or- 
ganismus dar,  als  einen  grossen  Körper,  der  fähig  ist  die 
Gefühle  und  Gedanken  der  Völkei*  in  sich  aufzunehmen  und 
als  Gesetz  auszuspreclien ,  als  That  zu  verwirklichen.  Sie 
buchtet  uns  von  moralischen  Eigenschaften,  von  dem 
Charakter  der  einzelnen  Staten.  Sie  schreibt  dem  State 
eine  Persönlichkei  t  zu,  die  mit  Geist  und  Körper  begabt 
ihreu  eigenen  Willen  hat  und  kundgibt. 

Der  Ruhm  und  die  Ehre  des  States  haben  von  jeber 
auch  das  Hei'z  seiner  Söhne  gehoben  und  zu  Opfern  be- 
geistert. Für  die  Freiheit  und  Selbständigkeit,  fitr  das 
R.echt  des  States  haben  in  allen  Zeiten  und  unter  allen 
Völkern  je  die  Eklelsten  und  Besten  ihr  Gut  und  Blut  ein- 
gesetzt. Das  Ansehen  und  die  Macht  des  States  zu  erwei- 
tern, die  Wohlfahrt  und  dos  GlUck  desselben  zu  tördeni, 
ist  überall  als  eine  der  ehrenvollsten  Aufgaben  der  begabten 
MAnuer  angesehen  worden.  An  den  Freuden  und  Leiden 
des  States  haben  jederzeit  alle  Bllrger  dess^ben  Aniheil 
genomoieu.     Die  ganze  grosse  Idee  des  Valerluides  und  die 
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Liebe  zum  Vaterlande  wäre  uodeokbar,  wenn  dem  State 
nicht  die«e  hohe  sittIich>persJ>iiliche  Natur  zukäme. 

Die  Anerkennung  der  Persönlichkeit  des  States  ist 
.  denn  auch  fltr  daa  Statstecht  nicht  wen^r  unerläszlich  ab 
nir  das  Völkerrecht. 

Person  im  rechtlichen  Sinn  ist  ein  Wesen,  dem  wir 
einen  Rechtswiüen  zuschrüben,  welches  Rechte  erwerben, 
schaffen,  hüben  kann.  AuT  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechts  ist  dieser  Begriff  ebenso  bedeutsam,  wie  auf  dem 
Gebiete  des  Priratrechts.  Doch  ist  der  Stat  die  statsrecbi- 
liche  Person  im  liöchsten  Sinn.  Die  ganze  Statsverfiusnng 
ist  dazu  eingerichtet,  dasz  sie  ihren  Stutswillen,  der  ver- 
sdiieden  ist  von  dem  Individualwillen  aller  Einzelnen 
lind  etwas  anderes  ist  als  die  Summe  der  EinzelwiUen,  ein- 
heitlich gestalten  und  bethätigen  kfinn. 

Fassen  wir  dss  Resultat  dieser  historischen  Betrachtung 
zusammen,  so  lAszt  sich  der  Begriff  des  States  so  bestimmen: 
Der  Stat  ist  eiiie  Gesanimtheit  von  Menschen,  in 
der  Form  von  Regierung  und  Regierten  auf  einem 
bestimmten  Gebiete  verbunden  zu  einer  sittlich* 
organischen  Persönlichkeit. 

AiimiTkuDg.  Eb  ist  nicht  ohne  Iniei-esse  nacliiuMben,  wie  die  v«r- 
«cbiedeaen  Völker  den  SUt  b«u»nDt  haben.  Die  Oriechen  noch  be- 
i«ichiietenSt*dt  und  Stftt  inH  dem  nkmlicben  Worl  (n^g),  tum  Zeichen, 
dMi  ibr  Begriff  vom  Stat  auf  die  Sladt  gegründet  und  durch  deu  atädti- 
Fcben  Uenicblskrets  mafb  beschränkt  wsr.  Auch  der  römische  Aus- 
druck eivitai  weist  noch  ml  die  Bürgerschaft  einer  Stadt  hiu,  als 
den  Kern  des  Stales,  aber  ist  persönlicher  gebalieu  als  das  griechische 
Wori,  and  eber  geeignet,  grösiere  Volksmassen  in  sieb  sufiun^hmeu. 
Anch  fipricht  e«  für  die  hohe  sittliche  Bedentung  de«  Stntes,  Afiaz  der 
Ausdruck  Civilisation  vou  dem  Namen  des  Sials  abgeleitet  Ist,  und 
practiscli  mit  der  Aasbreiiong  und  Verwirklichung  des  States  xusam- 
■neiinilt.  'i     ^ 

In  gewissem  Betracht  sieht  der  andere  rümiacbe  Name  r»  pubUai 
uudi  hölier,  Jueorein  namlii-h  als  demselben  die  Beziehung  nicht  blosi 
auf  eine  (stüditscbe)  Btlrgerscbafi,  sondern  ein  Volk  lu  üniiide  li^i 
im  foputi),  und  die  Rücksicht  auf  Volkawobihhrl  darin  eolballen  Ist. 
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Im  Sione  der  Alteii  schlicnt  der  Aiitdmck  Republik  die  HODSrchie  nicht 
an*.  pHRit  alter  nicht  auf  de«poLlsHi  fre&rtete  StalCD. 

Jii  den  niodemen  Sprachen  hat  uicht  blosz  unter  den  Romanen,  «oii- 
(lern  eben  so  iioter  den  Oermaneu  der  AiisdrncL  Slal  (atalo,  etnl,  stete) 
Überhand  genommen.  An  sich  völlig  indiffureDI  (er  bezeichnet  nrsprilng- 
lich  jeden  Zustand,  und  olteibar  erg&ozte  man  anfänglich  «latus  lei  pii- 
blicae,  um  eine  nähere  Beziehung  zu  dem  Slate  zu  erlangen)  ist  dieser 
Auadruck  mit  der  Zeit  lu  der  allgemeinsten  nnd  durch  keinerlei  Kebeo- 
begrilh  beachHtnkleu ,  noch  durch  schlllemden  Doppelsinn  iweifelharien 
Reiekbuiing.  des  Siatee  geworden.  Obwohl  darin  das  Feste,  was  e>lebl, 
hen-orgeboben  ist,  so  fet  doch  anch  dieser  ZuEsrnmeuhang  in  Vergessen- 
heit geratben,  nnd  bezeirhiiel  dss  Wort  nicht  etwa  die  bestehende  Siais- 
Ordnung  nnd  StatsTerfassung  (aolirUa'),  »oudera  den  Stat,  weicherauch 
eine  völlige  l'mgMtaltnng  der  Rt^ernngsform  ilherleben  kann. 

Alle  andern  modernen  Ausdrücke  haben  nur  eine  beachränkta  Gel- 
tatig;  so  dta  stolEe  Wort  lieieh,  welches  nur  auf  grosse  Slaten  paszi. 
die  überdem  moiisrcbisch  organisirt,  auch  n-ohl  aus  mehreren  besiehnngs- 
weise  wieder  selbaläiidigen  Lindem  zusammengeselzl  sind,  ähnlich  dem 
romanischen  Worte  tnipmutn,  tmpirf,  in  welchem  zugleich  auf  die  kai- 
serliche Herrschaft  anges|iielt  wird.  Enger  ist  der  Sinn  des  Wortes 
Land,  welche«  luuächst  das  auazere,  und  twar  ein  zusammenhängendes 
Siatsgebiet.  dann  aber  aacb  den  auf  diesem  Gebiete  mbenden  Stat  be- 
leicbnei.  iis  bildet  übrigens  dieser  AuEdmck  den  nattlrllcheo  Gegeoratz 
zu  der  griechischen  nöXi^,  iudem  er  auf  die  Landschaft  zunächst  den  Stat 
gründet,  wie  dieses  ihn  aus  der  Sladt  erwachsen  läszl.  Noch  enger  — 
um  der  Bezirhnng  auf  das  Individuum  willen  —  aber  zugleich  durch  die 
persönliche  Uinweisnng  auf  den  Zusammeobang  und  die  Vererbung  der 
Blnts Verwandtschaft  im  Lande  gehobener  und  vergeistigter  ist  das  scboue 
Wort  Vaterland,  in  weichem  die  ganze  volle  Liebe  und  PieUl  des  ein- 
seinen  Slatsbilrgers  zu  dem  groszen  nnd  lebendigen  Ganzen,  dem  er  mit 
seinem  Leibe  angehört,  mit  dessen  Dasein  auch  sein  Dasein  verwachsen 
ist,  dem  aicli  zn  opfern  die  höchste  Ehre  des  Haniies  ist,  sich  80  ver- 
slfindlich  nud  gcmUthtich  ansprägL  ' 

'  Enripides  In  den  Phönicrerinnen : 

Zum  Vaterland  fühlt  Jeder  sich  gezogen. 
Wer  anders  redet,  Uiitter,  spielt  mit  Worten, 
Und  nach  der  Heimalh  stehen  die  Uedanken. 
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Zweites  CapiteL 

Die  luenKhliche  Sutaidee.    Der  Weltatat. 

GrenOgt  der  Statsbegriff,  wie  ihn  die  historische  Be- 
trachtung der  verschiedeoen  Staten  nachzuweisen  rermag, 
dem  menschlichen  Geiste?  Die  historische  Schule  fQhlt  sich 
wohl  befriedigt  in  der  Annahme,  daez  der  8tat  der  Kör- 
per sei  der  Volksgemeinschaft.  Sie  leitet  ihn  her  aus 
der  Natur  und  dem  Bedürfnisse  der  Nation,  und  beschränkt 
ihn  auf  die  Nation.. 

Die  philosophische  Erkenntnisz  aber  kann  sich  mit  dieser 
Antwort  nicht  so  leicht  zufrieden  geben.  Indem  sie  den 
tiefern  tirund  der  Staten  aui^ucht,  findet  sie  in  der  mensch- 
lichen  Natar  die  Anlage  und  das  BedQrfnisz  zum  Stat. 
Aristoteles  schon  bat  die  fVuchtbare  Wahrheit  au^^ 
aprocben.  „Der  Mensch  ist  ein  ron  Natnr  statliches 
Wesen"  {(piitrn  noXirtxdp  ^tÖon)-  Nicht  die  nationale  Eigen- 
thUntlichkeit  macht  ihn  zum  Slate  fähig  und  des  States  be- 
dürftig, sondern  die  gemeinsame  menschliche  Natur.  Indem 
wir  ferner  den  Organismas  der  verschiedeneu  Staten  gründ- 
licher untersnchen,  machen  wir  die  Entdeckung,  dasz  die 
wesentlichen  Oi^ne  sich  bei  sehr  .verschiedenen  Völkern 
wieder  finden.  Ein  gemeinsamer,  menschlicher  Charakter 
ist  Überall  zu  erkennen ,  dem  gegenüber  die  besonderen 
nationalen  Formen  nur  wie  Variationen  erscheinen  über 
dasselbe  Thema.  Der  B^riff  des  Volk«  seibat  endlich  ist 
kein  fUr  sich  bestehender  at^eschlossener,  er  weist  mit 
inoerer  Nothwendigkeit  auf  die  höhere  Einheit  der  Mensch- 
heit hin,  deren  Glieder  die  Völker  sind.  Wie  könnte  sich 
daher  auf  das  Volk  der  Stat  begründen  lassen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  höhere  GesHmnitheit,  der  das  Volk  untei^e- 
ordnet  ist?  Und  wenn  die  Menschheit  tn  Wahrheit  ein 
Ganzes    ist,    wenn    sie    von    einem    gemeinsamen    Geiste 
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beseelt  iel,  wie  sollte  sie  nicht  nach  Verleiblichunff  ihres 
eigeiieD  Wesens  streben,  d.  h.  zum  State  zu  werden  suchen? 

Die  nationnl  beschrftokten  Slaten  habeti  daher  nur  eine 
relRlive  Wahrheit  und  Geltung.  Der  Denker  kann  in  ihnen 
noch  niclit  die  Erfallung  der  höchsten  Slatsidee  erkennen. 
Ihm  ist  der  Stat  ein  menschlicher  Organismus,  eine  niene^- 
liche  Person.  Ist  er  aber  das,  so  mnsz  der  inensdiliche 
Geist,  der  in  ihm  lebt,  aucli  einen  menschlichen  KOrper 
haben,  denn  Geigt  und  Körper  gehbren  zusammen  und  bilden 
vereint  die  Person:  und  in  einem  nicht -menschlich  orga- 
nieirten  Körper  kann  der  Mensohengeiet  nicht  wahrhaft 
leben.  Der  Statskörper  musx  daher  dem  mensch- 
lichen Körper  nachgebildet  sein.  Der  vollkommene 
Stat  ist  also  der  körperlich  sichtbaren  Menschheit 
gleich.  Der  Weltstat  ist  des  Ideal  der  fortschreitenden 
Menschheit. 

D(T  einzelne  Mensch  als  Individaum,  und  die  Mensch- 
heit als  Ganzes,  das  sind  die  ursprUngüthen  und  bleibende» 
Gegensatze  der  SchOpfnng.  Darauf  beruht  im  letzten  Grunde 
der  Unterschied  des  Privalrechta  und  des  Statsrechts.  Das 
gemeinsame  Bewusztaein  der  Menschheit  ist  fteilich  noch  in 
trAumenscheon  Zustande  befbngeu  und  vieliftlüg  verwirrt. 
Ea  ist  noch  nicht  lu  voller  Klarheit  erwacht,  und  nicht  zur 
Einheit  des  Willens  vorgeschritten.  Die  Menschheit  hat 
daher  ihr  organisches  Dasein  auch  noch  nicht  ausbilden 
können.  Erst  die  späteren  Jahrhunderte  werden  den  Welt- 
stat sicli  verwirklichen  sehen.  Aber  die  Sehnsucht  nach 
einer  solcheu  organisirteu  Lebensgemeioscbaft  aller  Völker 
ist  schon  in  der  bisherigen  Weltgeschichte  von  Zeit  zu  Zeit 
offenbar  geworden,  und  die  civilisirte  europäische  Mensch- 
heit fuszt  bereits  das  hohe  Ziel  fester  ins  Auge. 

Es  ist  wahr,  dasz  alle  geschichtlichen  Versuche,  den 
Weltstat  zu  verwirklichen,  am  Ende  verunglückt  sind.  Aber 
(iaraus    folgt    fUr    dea  Stut   so    wenig    die   Unerreichbarkeit 
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diesee  Ziels,  aId  Akr  die  christliche  Kirche,  welche  ebenso 
die  Hoflnung  in  sich  trOgt,  dereinst  die  ganie  Hensohheit 
za  iimfossen,  aus  der  biaherigen  Nichterfüllung  aot  die  Un- 
möglichkeit der  Erfltllung  geschlossen  werden  kann.  Wie 
4ie  christliche  Kirche  den  Glauben  nicht  aufgeben  kann, 
eine  allgemeine  zu  werden,  so  kann  die  humane  Politik 
das  Streben  nicht  auTgeben,  die  ganze  Menschheit  zu  or- 
ganisiren. 

Die  Geschichte  selbst,  wenn  wir  sie  nur  freien  Blickes 
zu  wQrdigen  wissen,  weist  deutlich  genug  auf .  den  Weg 
hin,  welcher  zu  diesem  Ziele  fuhrt  und  warnt  zugleich  vor 
den  IrrgAngen,  in  welche  auch  das  politische  Genie  ge- 
rathen  ist,  als  ea  in  kühnem  Eifer  den  Weltstat  zu  frith  zu 
verwirklichen  versucht  hat 

Seitdem  in  Europa  zuerst  ein  menschliches  Bewusztsein 
vom  State  erwacht  ist,  hat  jede  Periode  den  Versuch  in 
ihrer  Weise  gewagt. 

Zuerst  Alezander  der  Grosze.  In  dem  hundert- 
paarigen  Ehefest  zu  Susa  gab  Alexander  der  Welt'  ein  Bild 
seiner  Idee.  Er  wollte  den  rattnnlichen  Geist  der  Hellenen 
mit  der  weiblichen  Sinnigkeit  der  Asiaten  vfTmählen.  Der 
Occident  und  der  Orient  sollten  sich  verbinden  und  ver- 
misclien  und  aus  der  Mischung  beider  „wie  in  einem  Becher 
der  Liebe"  die  neue  Menschheit  hervoi^hen,  die  Ein  grosses 
göttlich-menschliches  Reich  erfülle  und  in  demselben  ihre 
Befriedigung  finde.  Die  Cultur  der  folgenden  Jahrhunderte 
wurde  allerdings  durch  Alexander  in  solcher  Weise  be- 
stimmt: und  der  griechische  Saame  der  Bildung  gedieh  zu 
ttppigem  Wuchsthnm  in  dem  erötfheten  Boden  Asiens.  Aber 
es  ist  nicht  blosz  dem  verhängniszvoUen  Schicksal  zuzu- 
schreiben, welches  den  Gründer  des  neuen  Weltttates  in  der 
Blltthe  der  Jahre  wegmffte,  bevor  er  noch  die  einheitlichen 

'  nKex  lei'iaruni  omDiiim  hc  mnudi."    A«ltn.  Ml.  16.     tMurrnl  hial. 
de  Droit  des  Uene  11.  5.  262 
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Institutionen  berestigt  und  für  die  Nachfolge  in  .der  Herr- 
schaft gesorgt  hatte,  dfiBZ  dieser  erste  geniale  Versuch,  ein 
Weltreich  herzustellen,  keinen  Bestand  gehabt  hat  und  hoff- 
nungslos mit  dem  Tode  Alexanders  gescheitert  ist.  Die 
Ifischung  der  O^ensAtze  war  zugleich  eioe  Trübung  der 
Wahrhdt,  die  leitende  Idee  selbst  war  unklar. 

'  Die  politischen  Ideen  wurden  durch  die  Mischung  ver- 
wirrt Die  fVeie  menschlicho  Aneicht  der  Hellenen  vom  State 
liesz  eich  nicht  mit  der  religiösen  Betrachtung  der  Perser 
TOD  dem  göttlichen  Königlhum  vereinigen.  Die  makedoni- 
sche Monarchie  konnte  nicht  zugleich  asiatische  Theokratie 
sein.  Die  Orientalen  glaubten  wiJlig,  dasz  Alexander  der 
Sohn  des  höchsten  Gottes  sei,  die  Europäer  wurden  von  der 
Znroulhung  angewidert,  dem  menschliobCT  Herrscher  gött- 
liche Ehre  zu  erweisen. 

Und  die  Völker  wurden  verwirrt.  Die  hellenische 
Wissenschaft  und  Cultur  berreite  wohl  die  orientalische  Well 
aiis  den  strengen  Banden  der  religiös-politischen  Beschrän- 
kung, aber  ihre  Wirkung  war  mehr  Auflösung  der  alten, 
nicht  Schöpfung  einer  neuen  Welt  Die  Vergöttlichung  des 
Menschen  verdrängte  die  Ehrfiircht  vor  den  alten  Göttern: 
und  die  liederlich  gewordene  Cultur  der  Europäer  half  mit, 
den  Orient  vollends  zu  entnerven. 

Einen  dauerhafteren  und  nachhaltigeren  Erfolg  hat  der 
Versuch  der  Römer  gehabt,  die  Weltherrschaft  zu  er- 
obern. Das  römische  Reich  war  ein  Weltreich.  Das  ganze 
römische  Volk  Uhlte  sich  berufen,  seine  Stalsidee  übex  die 
Erde  zu  verbreiten,  und  alle  Völker  der  römischen  Hoheit 
zu  unterwerfen.  Die  mftnnliche  Kraft  und  die  eherne  Ge- 
walt des  römischen  Charakters  Dberwand  die  "zahlreichen 
Nationen,  die  sich  ihrem  Siegeszug  aber  den  Erdkreis  ent- 
g^enzusetzen  wagten :  und  schon  war  der  römische  Stat 
mit  seinen  Rechtsinstitutionen  von  Granit  in  drei  Weltthei- 
len  auf  festen  Grundlagen  aufgebaut    Der  gröszte  Römer 
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Oäaar  hat  der  Nachwelt  die  Eaisendee  bU  Erbgut  hinter- 
laosen  und  in  ihr  eine  Autorit&t  begrüBdct,  weldie  Ober  die 
nationalen  Schranken  biaaus  die  Welt  nmspannt. 

Ab«-  auch  das  Streben  der  Römer  ist  ron  der  Welt- 
gescbichte  gerichtet.  Es  war  nicht,  wie  das  Alezandeis  auf 
die  Mischling  der  Völker,  sondern  auf  die  höhere 
Natur  Eines  Volkes  gerundet,  welches  der  Mensehheit 
seinen  Volkscharakter  einprAgeo ,  die  Welt  romanisireo  wollte. 
Das  war  sein  inneres  Gebrechen.  Keine  Nution  ist  grosx 
genug,  um  die  Menschheit  za  umbssen,' und  die  andetti 
Nationen  in  ihren  Annen  qu  erdrücken.  An  dem  Wider- 
stand der  jugendlich-frischen  germanischen  Nation  ist  der 
rOmische  WeUstat  gescheitert.  Er  vermochte  die  Deutschen 
nicht  zu  bezwingen ,  und  ist  nach  Jaki^iunderte  langen 
Kämpfen  ihrem  Andrang  erlegen. 

IKe  Idee  des  Weltstates  hat  seither  nie  mehr  so  glän- 
send  geleuchtet  an  dem  politischen  Horizont,  aber  ne  ist 
doch  nie  mehr  untei^gangen.  Das  romanisch-germanische 
Mittelalter  hat  sie  wieder  in  seiner  Weise  zu  verwirklichen 
versucht,  zuM^t  in  der  frftnkischen  Monarchie,'  dann 
in  dem  römisch-deutschen  Eaisertbum.  In  beschei- 
deneren Verhftitnissen  freilich,  aber  nicht  ohne  in  der  £r- 
kenntnisz  der  Wahrheit  wichtige  Fortschritte  gemacht  zu 
haben.  Es  sollte  nicht  mehr  Ein  übermächtiges  absolutes 
Reich  hergestellt  werden,  welches  alle  Seiten  des  gemein- 
samen Lel)eDS  gleichmdszig  beherrsche.  Der  grosse  fUr  die 
Menschheit  so  folgenreiche  Gegensatz  von  Stat  und  Kirche 
war  inzwischen  durch  das  Christenthuui  der  Welt  offenbar 
geworden.  Der  Stat  verachtete  darauf,  auch  die  Gewissen 
durch  seine  Gesetze  zu  beherrschen.  Er  erkannte  an,  dasz 
es  neben  ihm  auch  eine  religi'ise  Gemeinschaft  gebe,  welche 
ein  eigenes  Lebensprincip  und  ebenfalls  einen  siebtbaren 
Körper  habe,  verschieden  von  seiner  Exietens  und  wesent- 
lich selbständig.     Damit  aber  war  eine  Schranke  gezt^en, 
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welche  ihn  hinderte,  alimäehtige  Herrschaft  zu  ühea.  Er 
war  geaölhigt,  das  religiöse  Leben  der  Leitung  der  Kirche 
zn  Oberlassen.  Er  gelangte  über  sein  Verhältniu  cor  Kirche 
zwar  niclit  mi  rollet  Klarheit,  aber  die  Freihat  des  reli- 
giOeen  Glaubens  und  die  Verehrung  Gottes  war  vor  seiner 
Willkttr  gerettet,  die  AuUvilät  des  Christenthnme  war  nicht 
von  ihm  abhängig. 

Sodann  sollte  das  christliche  Weltreich  uidit  mehr  die 
verschiedenen  Volker  verschlingen  und  vemicht^i,  sondern 
allen  Völkern  Frieden  und  Recht  gewähren.  Der  mittel 
alterliche  römische  Kaiser  galt  nicht  als  absolnter  Herr  Aber 
alle  Völker,  sondern  -  als  gerechter  Seh  im  er  ihres 
Rechts  nnd  ihrer  Freiheit  Die  Kaiseridee,  für  welche 
sieh  ein  Stutemann  wie  Friedrich  IL  >  und  ein  Denker 
wie  Dante''  begeistert  hatte,  war  ao  gereinigt  Das  mit- 
telalterliche Reich  UDifaszte  eine  grosze  Anzahl  wesentlich 
selbständiger  Staten,  welche  zu  einer  tiesammtordnung  zwar 
verbunden  und  formell  dem  Kaiser  untergeordnet,  aber  lo 
alten  wesentlichen  Beziehungen  unabhängig  waren  und  fUr 
sich  lebten  nach  eigenem  Willen.  Die  Mannich&ltigkeit 
auch  des  Volks-  und  Stammeslebeus  wurde  im  Hittelalter 
mit  Vorliebe  geechutzt  und  gepflegt  Aber  was  an  sicli  ein 
Fortschritt  war  in  der  Entwicklung  des  Weltstates,  führte, 
weil  zu  einseitig  verfolgt,  zu  dessen  Auflösung.  Der  Trieb 
zur  8onderung  wurde  stärker  als  der  Drang  nach  Einheit 
Die  Spaltung  der  Nationalitäten  ,  der  Gegensatz  der  Sprachen, 
bat  Frankreich  und  Deutschland  getrennt,  und  die  funkische 
WeltDionsrcbie  in  zwei  Theile  zerrissen.    Der  Erhebung  der 

'  Friderici  Conslit.  ßegni  Sicull  l.  30.:  „Oportet  Caesa rem  für«  jusÜ- 
tlae  patrem  vt  Olium,  domiDum  el  minietruin ;  patrem  et  domiDom  In 
«dendo  JuaiÜAni  et  edium  eonaciraado:  sie  et  in  veoeraDdo  jiBiitiam  ric 
lilios  et  in  ipaius  copiam  miiiislrando  minister. " 

'  Seine  Sulirjfi  de  roonorchia  verherrlicht  das  KaiBerthum;  und  In 
seiner  göttlichen  Koniixlie  verehrt  er  in  dem  Kaisar  die  Spitze  der  gött- 
Uctieti  VTeltordonng.    VgL  Wegeie  Dante'a  Leben  and  Werke.    Je»  18C3, 
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Forsten  und  LaDdeeheim  vermochte  dsa  kiirg  ausgestattete 
deutsche  König-  und  römische  Kaiserthuin  nicht  zu  begegnen. 
Die  deutsdie  Centrslinstitution  hatte  keine  centrale  Unter-' 
läge,  daher  erhielt  die  Peripherie  die  Oberhand,  und  das 
R^ch  ging  aus  den  Fugen.  Wieder  sind  die  Versuche  ver- 
unglückt, aber  wieder  haben  sie  den  nachrolgenden  Ge- 
schlechtern beachtenawerlhe  Lehren  hinterlassen. 

In  unserem  Jahrhundert  hat  der  Kaiser  Napoleon  I. 
den  Gedanken,  der  eine  Zeit  lang  im  Dunkel  geblieben, 
wieder  zu  beleben  unternommen.  Er  vermied  den  Fehler 
des  Hittelalters  und  sorgte  voraus  fltr  eine  starke,  durch- 
greirende  Centraigewalt;  aber  er  bewahrte  die  wahren  Fort- 
schritte des  Mittelalters  nicht  mit  der  nölhigeo  Soi^fklt.  Er 
achtete  die  fremden  Nationalitäten  zu  wenig,  und  trat  inao- 
Tern  wieder  auf  die  Bahn  zurilck ,  welche  die  Römer  zuvor 
begangen  hatten,  wenn  auch  gemitezigter  als  sie  .vorschrei- 
tend.  Er  wollte  Europa  zu  einem  groezen  völkerrecht- 
lichen Gesammtstat  oi^aniairen,  welcher  sich  nach  Ein- 
zelstaten gliedere.  Das  Katserthum  sollte  der  französischeu 
Nation  angehören,  und  diese  in  der  groszen  Völkerfomilie 
die  Stellung  des  Hauptes  einnehmen.  In  einem  Menschen- 
alter hoffte  er  zu  erreichen,  wozu  die  ROmer  Jahrhunderte 
gebraucht  hatten.  Er  vermochte  aber  seine  Plane  nicht 
durchzufuhren.  Zwar  scheiterten  dieselben  dieszmal  nicht 
an  dem  Widerstand  der  deutschen  Nation.  Obwohl  dieselbe 
unwillig  die  französische  Oberhoheit  trug,  schien  sie  sich 
(Joch,  an  dem  alten  eigenen  Reiche  verzweifelnd,  und  un* 
Zufrieden  mit  den  vaterländischen  Zuständen,  der  Napoleo- 
nischeu  Gestaltung  zu  fUgen.  Nur  die  beiden  groszen  deut- 
schen Staten,  das  aufstrebende  Preuszen  und  das  länder-  und 
völkerreiche  Oesteireich,  jenes  fUr  seine  Existenz  besoi^ 
dieses  sich  selbst  als  kaiserlichen  Stet  flthlend,  suchte  in 
wiederholten  Kriegen  die  französische  Uebermacht  zu  be- 
kämpfen;   aber    auch    sie    wurden    von    dem    ube-rlegeoeo 
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Statsmaone  und  Keldherrn  besiegt.  Aber  Über  den  Widerstand 
Englands,  in  dem  ein  grosses  hiatoriecbes  Naüonalgefblil 
mit  germaoiachen  Preiheitsideen  sich  verbanden  hatte,  wurde 
Napoleon  nicht  Herr,  und  die  noeb  balbbarbarievheD  Russen 
wichen  besiegt  in  ihre  Steppen  zurück,  aber  unterwarren 
sich  nicht.  Und  die  Franzosen  hielten  im  Unglück  nicht 
aus,  als  aicb  das  verbundene  Europa  wider  sie  wandte.  Der 
Napoleonische  Gedanke  kam  doch  aus  ahnlichen  Gründen 
nicht  zor  Erfüllung,  wie  zuvor  der  römische.  Die  Übrigen 
Volker  fühlten  sich  bedroht  von  der  Universalmonarchie, 
nicht  gesiebt  und  befriedigt  von  der  neuen  Weltordnnng: 
und  das  fr&nzOsische  Volk  war  Dicht  rottchtig  genug,  jene 
>ich  dauernd  unterzuordnen. 

Inzwischen  arbeitet  die  unbesi^bare  Zeit  selbst  unab- 
lässig fort,  die  Völker  einander  nfther  zu  bringen,  und  das 
allgemeine  Bewusztsein  der  menschlichen  Gemeinschaft  zn 
wecken.  Das  ist  aber  die  natürliche  Vorbereitung  einer 
gemeinsamen  Weltordnung.  Es  ist  nicht  zufAllig,  dasz  die 
modernen  Entdeckungen  und  die  zahlreichen  neuen  Vcr- 
bindungsmittel  durchweg  diesem  Ziele  dienen ,  dasz  die 
■  gesammte  Wissenschaft  der  neueren  Zeit  diesem  Impulse 
folgt  und  voraus  der  Menschheit  —  erst  in  untergeordneter 
Beziehung  den  einzelnen  Nationen  angehört,  dasz  eineUenge 
Hindernisse  und  Schfanken ,  die  zwischen  den  Völkern  lagen, 
weg&llen.  Heute  schon  verspürt  die  gesammte  europäische 
Menschheit  jede  Störung,  die  einem  einzelnen  State  wider- 
fährt, als  ein  Uebel,  an  dem  sie  mitzuleiden  bat,  und  was 
an  den  Auszersten  Grftnzen  des  europäischen  Körpers  be- 
gegnet, findet  sofort  allgemeines  Interesse  auch  in  dem  In- 
nern desselb««.  Der  europäische  Geist  wendet  bereits  seine 
Blicke  auf  den  Erdkreis  und  die  arische  Rasse  fUhlt  sich 
berufen,  die  Welt  zu  ordnen. 

Wir  sind  noch  nicht  so  weit.  Ee  fehlt  aber  gegenwärtig 
schon  weniger  an  dem  Willen  und  an  der  Macht  als  an  de«- 
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geistigen  Reife.  Die  Glieder  der  europäischen  VölkerfamiJie 
kennen  ihre  ITeberlegenheit  Über  die  andern  Völker  gut 
genug,  aber  sie  sind  anter  eich  und  über  sich  selbst  noch 
nicht  in's  Klare  gekommen.  Ein  endlicher  Erfolg  ist  erst 
mCglich,  wenn  das  lichtende  Wort  der  Erkenntnisz  darflber 
und  aber  das  Wesen  der  Menschheit  angesprochen  sein 
wird,  und  die  Völker  bereit  sind,  es  zu  hören. 

Bis  dahin  wird  der  Weltstat  eine  Idee  sein,  welcher 
Viele  nachstreben,  welche  keiner  zu  erfüllen  im  Stande  ist. 
Aber  als  Idee  der  Zukunft  darf  die  Wissenschaft  des  allge- 
meinen Statsrecbtes  sie  nicht  Übersehen.  Erst  in  dem  Welt- 
state wird  der  wahre  Stat  offenbar,  in  ihm  auch  das 
Völkerrecht  seine  endliche  Begründung  und  ein  gesicher- 
tes Dasein  finden.  Zu  dem  Weltstate  verhalten  si(^  die 
Einzelstaten,  wie  sich  die  Völker  zur  Uenschheit 
verhalten.  Die  Einzelslaten  sind  Glieder  des  Weltstates  und 
erlangen  in  ihm  ihre  Ergänzung  und  ihre  rolle  Befriedigung, 
wie  die  Glieder  im  Körper. 

Der  höchste  zur  Zeit  noch  nicht  reolisirte  Statebegriff 
ist  also:  Der  Stat  ist  die  orgaaisirte  Menschheit, 
aber  die  Menschheit  in  ihrer  mannlichen  Erscheinung, 
nicht  in  der  weiblichen  Gestaltung.  Der  Stat  ist  der 
Mann. 

Anmerkangeo.  I.  Der  Stat  ist  mäaDlich,  di«  Kirch«  weib- 
iich.  Daher  J&szt  sieb  in  prägDBnlem  Sinne  rom  State  sagen:  L'ital 
e'fit  Chtmmt.  Näh«r  auegtfUbrt  babe  ich  das  io  meinen  psychologischen 
Slndien  über  Stat  und  EIrche.    Erste  nnd  iweit«  Studie. 

2.  Eüuer  der  geiitreicbateii  und  wahrheitaUetwndslen  Hannra',  der 
Waadtländer  Tinet  (l'i&dividualiaaie  et  le  sociallsine},  erhob  das  Bedenken 
g^en  die  Idee  des  hutnanea  States,  da^z  durch  denselben  olles  nenechlichc 
Leben  abaorbirt,  die  indlTidueile  Freiheit  ira  Princlp  aafgeboben,  und  über 
die  Qewisaen  der  Einzelnen  wie  über  die  Wisaeoacbaft  eine  ongebllbrliche 
weltliche  Herrschaft  geübt  würde.  Dieser  Einwurf  nothigt  in  der  Tfaat 
En  einer  genauem  Begrüniung  jeoer  Idee. 

Vorerst  Ist  enznerkennen,  dasz  der  Stat  nicht  die  elnasige  humane 
Qemeioachaft,   nicht  die  einilge  leibliche  DarBtellang  der  Menschheit  ist 
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Die  Kircb«  ist  in  ihrer  irdiMh-aichUnren  EracheiDung  »ach  eiae  Gem«in- 
>cli«n,  aacb  edo  Leib  der  UenacLlieit.  Damit  ial  aber  zugleich  anerkaiiiii, 
d«ra  die  politiacbe  Herrechaft  des  State*  nicbt  das  r«tigiäee  l.eben  der 
Henscbeo  beetipunt,  und  daii  die  Freiheit  der  Oewiaaen  und  der  äktulie 
de«  iDdividaami  nieht  durch  den  Stat  gelübrdet  wird. 

Sodana  folgt  aas  der  menadilichei]  Netur  dea  States  keitieawegf. 
dasi  der  Slat  eine  vollkomnene  Herracbaft  Aber  dae  Individuam 
habe.  In  jedem  ejoieinen  Hemchen  kttnnen  wir  vielmebf  >wel  K»luren 
unteracbcidai,  die  individuelle  nnd  die  gemeinaam-menaeb liehe. 
Das  Individtiam  mit  aeinem  Leben  gehört  nicht  aasachlieatlich,  nicbl  gant 
weder  der  Oemeintchaft  mit  andent  Individuen  noch  der  Erde  an,  eomit 
auch  nicbt  dem  State,  ^  einer  irdisch  -  leiblichen  Qemaintchaft.  Der 
Stat  beruht  auf  der  menachlleben  Hatnr  nicht  inMrfern  tU  iia  sich  in 
Uiltioaen  von  Individuen  mannichraltig  offenbart,  »onderii  inaofern  als  sie 
eine  gemeinaame  in  dar  Henacbhelt  in  Einem  Wesen  erscheint,  und 
die  Aolorität  dea  States  eratreckt  sich  daher  nicbt  weiter,  als  die 
Interessen  der  Oemeinsebaft  nnd  das  Nebeneinanderbestehen 
nnd  Zneammenleben  der  Menschen  <•  erfordert.  Der  Slat  bat 
seibat,  wenn  er  in  daa  freie  indiTidnella  Gebiet  mlstbrftncfalich  über- 
greift,  die  Macht  nicht,  seine  Herrschaft  auch  hier  durchiusetaen;  denn 
den  Oeist  dea  Individnnms  'rennag  er  nicbt  va  Asseln,  und  die  fieela  das 
iBdiiidunma  kann  er  nidit  ibdiMi. 

3.  Neuesteiu  bat  sich  anch  Laurent  gegen  die  Idee  des  Weltstata 
erklärt  (hUloire  da  Droit  dea  Oena  1.  }■  89  f.)  Seine  Or«nde  sind  folgende: 

a)  Der  Weltstat  wäre  Unlversalmonarehle  and  diese  anvertrig- 
lirb  mit  der  SonTerinalAt  der  SUten. 

b)  Die  IndiTidnen  als  nalUrllcb«  nnd  die  VUker  als  kttnstUebe  Per- 
sonen sind  verschieden.  Jene  sind  in  sich  mangelhaft  und  werden  von 
bösen  Leidenschaften  bewegt,  diese  voUk<nnmne  und  moralische  Wesen. 
Daa  Nebeneinanderbestehen  jener  erfordert  daher  die  fortdauernde  Wirk- 
samkeit der  Statsgewalt,  das  Nebeneinander  dieser  ausnahnaweise. 

c)  Das  IndiTidnom  ist  schwach  and  mass  sich  der  Statsgewalt  onier- 
werfou;  die  Staten  aber  sind  stark  und  werden  eich  daher  nicbt  unier 
eine  höhere  Gewalt  bcagen  lassen. 

d)  Wttre  der  WeltsUt  so  mächtig,  um  such  die  Siaien  wider  ihren 
Willen  an  beagen,  ao  wörde  diese  Uebennacht  das  Recht  and  die  Frei- 
heit nnterdrikken,  denn  wo  Widerstand  naint%lieh  ist,  da  kann  die  Frei- 
beit  ntobi  besteben. 

d)  Der  Tt^kssUt  ist  nbthlg  ihr  die  Entwicklung  der  Individnen, 
aber  er  genttgt  anch  daßr.  Die  Fttrdarnug  der  Individuen  bedarf  dm 
Weltatales  nicht,  nod  fDr  die  Entwieblai«  der  Nationen  wäre  ce  gc- 
führlich. 

Auch  dieee  Gründe  meines  verehrten  Freundes  haben  mich  nii-hi 
ttheraengt.    Dagegen  ist  zu  erinnern: 
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Za  •)  Hbd  kann  sich  dun  WelUtat  mit  mouftrelii scher  Spitze  (Kaiser- 
Ihuro),  aber  auch  in  republikaniccher  Form  denken,  fei  es  als  DirectoriuDi 
(Pentarchie)  od«r  als  Confödeiation  stmiDllicher  Stalen.  KeinenrallB  aber 
braucht  man  sich  eine  abaolate  Mad)t  der  Weltreftierung  tu  denken  j  uDii 
der  Fortbeatand  der  Tolkaslaten  macht  geradem  eine  Ausscheidung  dvr 
Cotnpeteoien  swischeo  ihnen  und  dem  Wellstat  nolhwendig.  Es  ist  kein 
Ornnd  den  Bereich  des  ledtem  über  die  gemeinsamen  We!  tangelegen- 
heiten  ansiadehnen,  wie  inatteaondere  die  Erhaltang  des  Weltfrieden» 
and  den  Schntz  des  Weltverkehrs,  überhaupt  des  Qebielea,  das  wir  lieule 
V&lkerrerJtt  heisien.  Die  Form  des  Bnndeaatales,  in  wekbem  dir  die 
gemeinsamen  Bundesangelegenbeiten  eine  gemeinsame  Gesetzgebung,  Be- 
glemng,  Rechtspflege  besteht,  ond  filr  die  besonderen  Landesangtleg«n- 
helten  ebnnso  die  Soaverttnet&t  des  Einielttales  anerkannt  bleibt,  kann 
hier  als  Vorbild  dienen. 

Zu  b)  Die  Völker  haben  ihre  Hänge)  nnd  ihre  Leldenscbaflen  ähn- 
lich den  Individuen,  ond  gkbe  e«  kein  Völkerrecht,  so  wUrden  die 
schwachen  nnd  hfiinosen  Völker  die  bequeme  Beute  der  starken  und 
berrachsüchUgen  Völker.  , Derselbe  Grund,  auf  dem  das  Völkerrecht  nibt, 
ist  auch  die  Orundlsge  des  Weltstates. 

Zu  c)  Die  Stfirke  der  VolkssUten  —  auch  dem  Weltstat  gegenüber 
ist  die  besLe  Garantie  dafür,  dass  jene  nicht  dnrcb  diese  unterdrückt 
werden;  aber  so  stark  ist  auch  der  grötite  Volksstat  nicht,  um  für  sieb 
allein,  wenn  er  im  Unrecht  ist,  den  Kampf  mit  der  Welt  aufionehmen. 
Nur  wenn  Gruppen  von  Steten  oder  Parteien  einander  feindlich  entgegen 
treten,  wird  dann  nach  ein  Krieg  möglich  sein.  In  allen  andern  FiÜlen 
wird  sieb  derselbe  in  Execution  der  Weltrech tspdege  verwandeln.  Da 
wir  durch  die  beaite  Stklsänriehtnng  doch  nicht  völlig  gegen  den  Bürger- 
krieg gesichert  sind,  so  werden  wir  auch  toArieden  sein  müssen,  wenn 
die  stärkere  Ordnung  des  Völkerrechts  den  Statenkrieg  seltener  macht. 
tHe  Vervollkommnung  des  Rechtes  nihert  airli  im  beszten  Fall«  dem  Ideal ; 
sie  erreicht  es  nie. 

Zu  d)  Der  WelUtat  ist  im  VerUitnias  eu  den  Volksstaten  anter  allen 
Umständen  weniger  übermächtig,  als  der  Volksstat  im  Verhältnisi  la 
den  Bür^m;  dennoch  wird  die  Freiheit  der  Bürger  nicht  bedroht,  son- 
nen gescbütit  durcb  die  Statsordnnng. 

Zu  e)  Nicht  alle  iadividnellen  Bedürfnisse  werden  durch  den  Stat  be- 
Ajadigt;  ee  gibt  aacb  kosmopolitiache  Interessen,  sowubl  geistige  als 
materielle  (Welt Wissenschaft,  Weltjilteratur,  Welthandel),  die  eine  volle 
Befriedigung  nur  in  dem  Weltatat  linden  kftnoen;  wie  wenig  aber  heute 
nocb  die  Rechte  gonser  Völker  gesidiert  sind,  beweiset  die  europäische 
und  amerikanische  Völhergeachiehte  auf  jeder  Seite. 

Laurent  gründet  das  Völkerrecht  anf  die  Einheit  des  Menschen- 
geschlechts, und  ein  anderer  Grund  ist  nirgends  zu  Ünden.  Aber  wenn 
er  diese  Einheit  nur  als  eine  innere  erkennt,  so  fordern  meines  Erachtens 
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Lo^k  und  Psjrchotogie  lagleieh,  da«i  di«  inner«  Kraft  ilch  auch  äuMw- 
lich  darstelle.  Wenn  die  Uenschheit  Innerlich  Ein  Weaen  ist,  ao  miiai 
sie  sich  aach  in  ihrer  roUen  Eatnicklnng  «ts  Eine  Peron  i^enbaren. 
Die  Organisation  der  Ifenscbbeit  aber  ist  der  WeltstaL 

Ich  wclsz,  daae  die  Meisten  der  Uitlebenden  die>e  Idee  fiir  tioem 
Tranm  halten j  aber  das  darf  mich  nicht  abhalten,  meine  üeberaeaguDg 
Baaineprechen  nnd  in  begrBnden.  Die  epkteren  Qeactalechler,  Tielleicht 
erst  nach  Jahrbnoderlra  werden  ttber  die  Streitfrage  endgflltig  ent- 
Nitriden. 


Drittes  GapiteL 

EotwfcklungogescbicUle  der  Slalside«. 
r.   Die  antike  Weil. 

A.    Die  helleoische  Statsidee. 

Die  eigentliche  Statswissenecheft  beginnt  zuerst  unter 
den  Hellenen.  In  Hellas  gelangte  das  menschliche  Selbst- 
bewusztsein  vrie  zu  künstlerischer  so  auch  zu  politischer 
EntfoltuQg. 

So  klein  das  Gebiet  der  hellenischen  Staten  und  so  be- 
schränkt ihre  Macht  noch  war,  so  breit  und  nmfossend  war 
die  Grundlage,  auf  der  sich  der  hellenische  Statsgedanke 
erhob,  and  so  hoch  und  edel  ist  die  Statsidee,  welche  die 
griechischen  Denker  aussprechen.  Sie  gründen  den  Stat  auf  die 
Uenachennatur ,  und  sind  der  Meinung,  nur  im  State  könne 
der  Mensch  seine  Vollkommenheit  erreichen  und  die  wahre 
Beflriedigung  finden.  Der  Stat  ist  ihnen  die  sittliche 
Weltordnung,  in  weicher  die  Menschennatbr  ihre  Be- 
stimmung erfüllt. 

Piaton  (Rep.  V.)  spricht  das  grosse  Wort  aus;  „Je 
mehr  sich  der  Stat  in  seiner  Organisation  dem  Menschen 
nähert,  desto  besser  ist  es.  Leidet  ein  Theil  des  Statekör- 
pers, oder  befindet  er  sich  wohl,  so  wird  der  ganze  State- 
körper diese  Empfindung  als  die  seinige  ansehen,  lind  mit 
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leiden  oder  sich  dessen  erfreuen."  Er  hat  somit  die  orga- 
nische und  zwar  die  menscblich-organische  Natur  des  States 
bereits  erkaont,  obwohl  diesen  fruchtbaren  Gedanken  noch 
nicht  in  seinen  Consequensen  verfolgt. 

Aristoteles,  ftlr  dessen  Statslehre  unsere  Bewunde- 
rung steigt  je  näher  wir  die  Arbeiten  seiner  Nachfolger 
betrachten,  erklärt  den  8tat  als  die  Gemeinschaft  von  Ge- 
schlechtern und  Ortschaften  (Volk  und  Land)  zu  einem  voll- 
kommenen und  in  sich  befriedigenden  Leben.  <  Er  nenut 
auch  den  Menschen,  ein  von  Natur  politisches  Wesen,  und 
den  6(at  somit  ein  Prodoot  der  menschlichen  Natnr.  Der 
Stet,  sagt  er,  zunächst  zur  Sichertieit  des  gemeinsamen 
Lebens. gegründet,  wird  im  Verfolg  zur  Wohlfahrt  des  ge- 
meinen Lebens.  ^ 

£s  begegnen  sich  in  dieser  Stataidee  und  mischen  sich 
alle  gemeinsamen  Bestrebungen  der  Hellene  in  Religion 
und  in  Becht,  in  Sitte  und  Geselligkeit,  in  Kunst  und  Wis- 
seDscbaft,  in  Eägenthum  und  Wirthschaft,  in  Handel  und 
HaiQdwerk.  Nur  im  Stat  wird  der  einzelne  Mensch  als  ein 
Recbtswesen  anerkannt,  ohne  die  Hülfe  des  Stats  £ndet  er 
weder  Siidterheil  noch  Freiheit  Der  Barbare  ist  ein  natör- 
lieher  Feind,  und  die  unterworfenen  Feinde  werden  Sclaven, 
die  Ru^eschloasen  sind  von  der  Statsgemeinscbaft  und  desz- 
halb  Verstössen  sind  in  einen  herabgewürdigten,  nicht  mehr 
menschenwürdigen  Zustand. 

Der  hellenische  Stat,  wie  der  antike  Ubertiaupt,  ist 
fibermäehtig,  weil  er  als  allmächtig  gilt.  Er  ist  Alles  in 
Allem:  der  Bttrger  ist  nur  Etwas,  weil  er  ein  Glied  de« 
States  ist.  Seine  ganze  Existenz  ist  vom  Stat  abb&ogig, 
dem  Stat  uuterthan.    Wenn  die  Athener  aoeb  die  Geistes- 

'  ArilM.  POlit.  m.  5.,  14.  „„ih?  Si  i,  -träv  x»l  ropSv  MHVOida 
iti^  rtitiaf  ral  airäfnm;."     Vgl.  m.  1.  S. 

*  JrilM.  Forit  1.  1.,  S.  9.  f  trilie  —  yivauht,  /liv  cü*  r«£  £^ 
tyuar,  ot4a  Si  roS  tf  ffV' 
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Treiheit  besaszen  und  übten,  so  war  das  iiur,  weil  der 
Athenische  Stst  die  Freiheit  überhaupt  hoch  achtttztä,  nicht  weil 
er  die  Menschenrechte  anerkannte.  Derselbe  freieste  Stat 
lieaz  Sokrates  hinrichten,  und  glaubte  dabei  sein  R«cht  zu 
Oben.  Die  Selbständigkeit  der  Familie,  die  elterliche  Er- 
ziehung, sogar  die  eheliche  Treue  sind  in  keiner  Weise 
sicher  vor  den  üebergriffen  des  Stats;  noch  weniger  ist  es 
naturlich  das  Privatvermögen  der  Butler.  In  alle  Dinge 
mischt  sich  der  Stat,  er  weisz  von  keinen  sittlichen  und  von 
keinen  rechtlichen  Schranken  seiner  Macht  Er  verfUgt  über 
die  Körper  und  sogar  über  die  Talente  seiner  BUi^r.  Er 
nöthigt  zu  den  Aemtem  wie  zum  Kriegsdienet,  Des  Indi- 
viduum soll  erst  im  State  unter-  und'  aufgehen,  dann  erst 
kann  es  durch  den  Stat  wieder  zu  freiem  und  edlem  liebßn 
gewissermaszen  neu  geboren  werden.  Die  absolute  Gewalt 
des  States  wird  abgesehen  von  der  Macht  der  allen  Sitte 
fast  nur  dadurch  gemAszigt,  theils  dasz  die  Bürger  selbst 
einen  Antheil  an  ihrer  Ausübung  haben,  und  aus  Besoi^nisz, 
die  Despotie  des  Demos  könnte  auch  ihnen  sch&dlich  werden, 
die  ftnszersten  Conseqaenzen  des  statlichen  Communiemus 
vermeiden,  theils  dasz  in  den  kleinen  Verhältnissen  die  Lei- 
denschaften nur  geringe  Mittel  finden,  über  die  sie  verfDgen 
können,  und  genöthigt  sind,  auch  die  Nachbarn  zu  berllck- 
nchtigen.  Die  hellenischen  Stat^i  sind  doch  nur  aus  Bruch- 
stücken der  hellenischen  Nation,  aus  Stämmen  und  Stammea- 
theilen  gebildet.  Sie  erheben  sich  nur  wenig  Über  blosze 
Stadtgeraeinden.  Die  hohe  Idee  gewinnt  daher  nur 
eine  niedere  Oestalt;  obwohl  auf  die  Mehschheit  l>e- 
zc^n,  kann  sie  nur  in  dem  engen  Umkreis  eines  tiebii^s- 
thals  oder  eines  KUstensaumes  zu  kindlicher  Erscheinung 
gelangen. 

Die  Ueberspannung  der  Statsidee  zur  Allmacht  tmd  die 
Ohnmacht  in  der  realen  Gestaltung  sind  also  dicht  beisam- 
men; es  sind  das  die  beiden  Hauptmängel  des  im  übrigen 
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höchst  würdigen  und  iu  anderer  Hinsidit  moiBCfalicb-'wahren 
und  fruchtbaren  hellenischen  Statsbegrifl's. 

B.     Die  römische  Statädee. 

Die  Römer  waren  das  genialste  Rechts-  und  Stats- 
rolk  des  classischen  Alterthums;  und  sie  waren  das  mehr 
noch  durch  ihren  Charakter  als  ihren  Geist  Bte  übten  da- 
her auch  eine  grössere  Wirkung  auf  die  Welt  aus  als  die 
Hellenen. 

Zunächst  fk-eilich  ist  die  römieehe  Statsidee  mit  der  grie- 
chischen nahe  verwandt  Cicero  hat  in  seinen  Werken 
Über  den  Slat  bestftndig  die  Athenischen  Vorbilder  vor  Augen; 
und  wenn  die  römischen  Juristen  das  Recht  und  den  Stat 
im  allgemeinen  erklftren,  so  folgen  sie  den  griecbiscben 
Philosophen  nach. 

So  erklärt  Cicero  den  Stat  für  die  höchste  6chöpAing 
der  menschlichen  Kraft  (virtus)  und  erhebt  es  preisend,  «dasi 
in  Nichts  mehr  der  Mensch  sich  dem  Willen  der  GOtter 
nähere,  als  in  der  Begründung  aod  Erhaltung  der  Staten."" 
Auch  er  rergleidit  gelegentlich  den  Slat  mit  dem  Menschen 
und  das  Statshaapt  mit  dem  Geiste,  der  den  Leib  beherrsche.  * 

Aber  in  einigen  wesentlichen  Beziehungen  unlerschddet 
sich  doch  der  römische  Statsbegritf  von  der  hellenischen 
Idee : 

1)  Indem  die  Römer  zuerst  das  Elecht  von  der  Moral 
ausscheiden  und  in  bestimmter  Form  darstellen,  prägen  sie 
die  Recbtsnatur  des  States  viel  entschiedener  aus.  Sie 
beschränken  dadurch  den  Stat  und  sie  befestigen  und  kräf- 
tigeu  ihn. ,  Er  ist  ihnen  nicht  mehr  die  gesammte  ethische 
Weltordnung,  sondern  zunächst  die  gemeinsame  Rechts- 

'  Cicnv  de  Bep.  1.  7, :  „Nequ«  «sl  uD«  reg,  in  qua  propine  ad  Deo- 
niin  nnmen  lirbiR  flecedst  hamaDti,  qnam  ciiitMea  ant  condere  dovbs 
■ut  conserTare  jam  condilaa." 

'  Cieero  de  Rep.  III.  !IS.  „Sic  regum,  sie  imperaUTuin ,  sie  magi- 
Btra(uuTn,  sie  patrnm,  lic  popnlonim  tmpena  dTJbii*  aociiaqne  praeaqnl, 
nt  corporibiiB  aiiimus.'- 
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urdnung.  Die  Römw  Überlassen  sehr  Vieles  der  fteien 
^tte,  der  Religiosität  der  Menschen.  Die  römische  Familie 
ist  freier  dem  State  gegenober;  das  Privatvermllgen  und  das 
Priratrecht  Ubfflhaapt  wird  besser  geschätzt,  auch  gegen  die 
Willknr  der  öffentlichen  Gewalten.  Zwar  ist  auch  ihnen  das 
Statffirolil  das  oberste  Gesetz.  Vom  State  ans  ordnen  sie  auch 
die  Götterrerehrung.  Niemand  kann  dem  State  widerstehen, 
wenn  dieser  seinen  Willen  ausspricht.  Aber  der  römische 
Stat  beschränkt  sich  selber;  er  bestimmt  selber  die  Grenzen 
seines  Machtbereichs  und  seiner  Eiawirknng. 

2)  Ferner  erkennen  die  Römer  den  Volksbegriff  und 
bringen  die  Statsverfassung  in  einen  organischen  Zusammen- 
hang mit  dem  Volk.  Sie  erklftreo  den  Stat  als  „die  Ge- 
staltung des  Volks"  and  bezeichnen  den  Willen  des  Volks 
als  die  Quelle  alles  Rechts.  '  Der  römische  Stat  ist  doch 
nicht  eine  blosse  Gemeinde,  er  erhebt  sich  zum  Volksstat 
(res  publica). 

3)  Der  Römerstat  ist  Uberdem  darauf  aogel^t,  sich 
znm  Weltstat  zu  erweitern.  Durch  die  ganze  römische 
Geschichte  geht  dieser  Zug  zur  Weltherrschaft:  An  den  na- 
tionalen Kern  des  jus  civile  schlosz  sich  die  menschlichere 
Bildting  des  jus  gentium  au.  Die  ewige  Stadt,  die  Urbs 
wurde  zur  Hauptstadt  des  Orbis ,  das  Imperium  der  römischen 
Magistrate  zum  Imperium  mundi,  der  römische  Senat  zum 
Senat  aller  Nationen  und  ihrer  Könige.  In  der  Hfyestät  des 
Eaiserthnms  gipfelte  die  Majestät  des  römischen  Volks.  Die 
Geschichte  Roms  wurde  nach  dem  stolzen  Ausdrucke  von 
Flonis  zur  Geschichte  der  Menschheit.  Dieses  Streben  gab 
der  römischen  Statsidee  einen  kUfauen  Schwung,   dem  die 

^  Cicrro  de  Rep.  I.  25.  „Est  Igitnr,  inqail  (Sdpio)  Africanus,  res 
pablicA  m  popvli;  popalue  Bulem  noD  omni«  bominnm  coetu«  qnoqao 
modo  congregstue,  sed  coetus  raDltitudini*  jitrit  attunm  rt  Kttfilalü  «mt- 
munimf.  aociatus.»  I.  26.;  „CivitAS  est  eonritlultd  fopuH."  Gaju*  Inst. 
[.  |.  1.  „Nani  qnod  qnisque  popaiue  ipse  aibi  jus  constitait^  id  ipaius 
[•Toprinm  civiuiiB  ea(,  yocslarque  jna  civile." 
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griechischen  Stalen  nicht  zu  folgen  vermochten,  und  eine 
GröBze,  vor  der  sich  diese  beugen  mnsztec  Es  war  das 
nicht  ein  eitles  Spiel  der  Phantasie,  sondern  eine  leibhafte 
Wirklichkeit,  welche  die  antike  Welt  beherrschte,  gegen 
die  im  Occident  nur  noch  die  Germanen,  im  Orient  die 
Perser  anzukämpfen  den  Muth  und  die  Kraft  hatten. 


Viertes  CapiteL 

II     Du  HiCteliller. 

Die  beiden  neuen  Mächte,  welche  den  römischen  Welt- 
stat theile  umgebildet,  theils  zerstört  haben,  sind  dasChri- 
stenthum  und  die  Germanen. 

A.    Das  Christenthum. 

Im  Widerspruch  mit  der  Autoritfit  sowohl  des  jüdischen 
Stutes  als  des  römischen  B^aiserreicbs  breitete  die  christliche 
Religion  ihre  Macht  tiber  die. Gemüther  aus.  Ihr  Süfler  war 
kein  FUrst  dieser  Welt.  Der  alte  Stat  rerfblgte  ihn  und 
seine  Junger  bis  zum  Tode.  Die  ersten  Christen  waren, 
wenn  nicht  geradezu  statsfeindlich  gesinnt,  doch  für  andere 
Dinge  als  fUr  die  Statsordnung  und  die  Statsintereaseo  be- 
geistert Als  die  christliche  Welt  ihren  Frieden  scbloss  mit 
dem  antiken  helleDiscb-römischen  Stat,  war  doch  bereits  die 
religiöse  Gemdnschaft  als  Kirche  ihrer  geistigen  EigenthUm- 
lichkeit  bewnsst,  sie  fbhlte  sich  nicht  als  eine  blosze  Stats- 
anstalL  Die  antike  Statsidee  muszte  sich  gefallen  lassen, 
dasz  das  ganze  religiöse  Gemeinleben  zwar  nicht  ganz  der 
statlicheo  Sorge  und  dem  statlichen  EUnflusz  entzogen,  aber 
wesentlich  von  dem  State  unabhängig  erklärt  werde.  Die 
Zweiheit  ron  Stat  und  Kirche,  die  nun  sichtbar  im  Groezen 
hervortrat,  ward  zu  einer  wesentlichen  Beschränkung  des 
Stals.    Der  Stat  war  nur  noch  die  Gemeinschaft  des  Rechts 
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und   der  Politik,   nicht   melir   zugleich   die  Oemeio- 
schafl:  der  Religion  und  des  Caltus. 

Als  im  Verfolg  die  Kirche  in  dem  Papste  ein  sichtbares 
von  dem  Kaiser  unabhängig  gewordenes  Haupt  und  in  Rom 
ihre  Hauptstadt  erhalten  hatte,  erneuerte  eie  den  alt-römi- 
schen Gedanken  der  Weltherrschaft  in  geistlicher  Gestalt. 
Wenn  es  ihr  selbst  auf  der  Höhe  ihres  mittelalterlichen  An- 
sehens nicht  ganz  gelang,  den  6tat  zu  einer  blossen  Kirchen- 
anstalt  zu  erniedrigen  und  das  Eine  römisch-geistlitfhe  Welt- 
reich aufEurichten ,  so  wurde  doch  die  Statsidee  auf  lange 
Zeit  durch  ihre  glänzendere  Erscheinung  weit  QberstrahlL 
Sie  konnte  sich  selber  mit  der  Sonne,  und  den  Stat  mit  dem 
Monde  rergleicheni  hinter  dem  „geistigen"  Reiche  muszte 
das  Idbliche  bescheiden  zurQckstehen.  '  Aber  die  Zweiheit 
von  Stat  und  Kirche  Uieb  anerkennt,  und  damit  war  in  der 
Hauptsache  die  Selbständigkeit  des  8tats  gerettet.  Auch  das  ~ 
Schwert  des  Kaisers  wird,  wie  das  des  Papstes  von  Gott 
abgeleitet,  als  dem  höchsten  und  wahren  Herrn  der  Welt.'' 

So  weit  die  kirchliche  Lehre  einwirkte,  war  freilidi  nun 
die  Statsidee  wieder,  wi^  frQher  im  Orient,  religiös  begründet, 
die  Statsgewalt  war  ein  Gotteslehen,  aber  gleichzeitig  ward 
die  geistige  Bedeutung  des  Stats  übersehen  und  verkannt, 
und  da  alles  Geistesleben  von  der  Kirche  geleitet  werden 
Sollte,  der  blosz  leiblich  geachtete  Stat  in  eine  untergeord- 
nete Stellung  nieder  gedruckt.  Der  Trost  gegen  diese  Uebel, 
welcher  in  der  Erhebung  der  Statsidee  über  die  enge  Na- 
tionalitat lag,  war  doch  unzureichend.  Weniger  die  Mensch- 
heit, als  die  Christenheit  sollte  er  in  Suszerlichen  Dingen 
ordnen  und  leiten.  Das  römische  Reich  ward  eo  gut  es  g^g, 

'  Darüber  mehr  im  IX.  Bache. 

'  Bümm^ri  de  Ordioe  Palatü  &:  „Dao  taiA,  qaibua  prisdpkliier  — 
■umdos  hie  regilnr:  aactoritaa  sacn  PoDtificom  et  R^olis  poteBta«."  — 
Sacfasensp.  1. 1.  „Trei  srert  lit  got  in  ertrike  to  beacermeoe  de  kristen- 
hcit.    Deme  pavese  ii  geaat  dat  geiatlike,  deme  kaiaer«  dat  wertlike." 
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iu  mitletalterlichen  Formen  erneuert,  aber  die  angesehenere 
Darstellung  desselben  war  die  rOniische  Kirche,  die  mindere 
das  beilige  rOmische  Reich  deutscher  Nation. 

B.    Die  OermaDen. 

Das  alt-römische  Weltreich  konnte  sich  auf  die  Dauer 
nicht  mehr  behaupten  g^en  die  germanischen  Vßlker.  Bald 
mit  Gewalt  entriasen  diese  kriegerischen  Völkerschaften  eine 
Provinz  nach  der  andern  der  HJmischen  Herrschaft,  bald 
wnrden  'die  germanischen  FQrsten  mit  ihren  Volksheeren 
von  den  romanischen  Provincialen  zum  Schutz  herbeigerufen 
und  Ubemahmea  dann  in  friedlicher  Weise  die  Landeshoheit. 
Während  des  Hittelalters  herrschten  Überall  in  dem  Abend- 
lande die  Germanen.  Sie  kamen  unter  die  christliche  Be- 
ziehung der  römischen  Kirche  und  geriethen  unter  den 
nachwirkenden  Einflusz  der  römischen  Gultur.  Aber  sie 
behaupteten  sich  auf  den  Thronen  der  Fürsten  und  in  den 
Burgen  der  Aristokratie.  Das  Scepter  und  das  Schwert 
waren  vomämlich  in  ihren  Händen. 

Die  Germanen  sind  nicht  in  dem  emiDenteo  Sinne  eine 
statliche  Nation,  wie  die  Römer.  Nur  widervilUg  ordnen 
sie  sich  dem  groszen  Ganzen  unter.  Ihr  storkes,  trotziges  und 
eigenwilliges  Selbstgefühl  tritt  dem  Gesammtbewusztsein  hin> 
demd  iu  den  Weg  und  lähmt  dessen  Macht.  Sie  bedurften 
erst  der  romanischen  Erziehung  auch  fUr  den  Slat.  Aber  trotz 
alle  dem  hat  die  wel^eschicht]iche  Entwicklung  des  Stetes 
ihnen  sehr  viel  zu  verdanken.  Die  Germanen  voraus  haben 
den  Absolutismus  des  Röcterstates  gebrochen  und  sie  haben 
die  spätere Statenbildung  mit  dem  Geiste  der  persönlichen, 
genossenschaftlichen  und  ständischen  Freiheit 
eTfUllt.  Montesquieu  hat  ein  wahres  Wort  ges[nY>cben,  dasz 
in  den  deutschen  Wäldern  unter  den  alten  nodi  undvilisir- 
ten  Germanen  die  Keime  der  spfitern  parlamentarischen  Ver- 
fassung zu  finden  seien.  In  den  uralten  Formen  des  Zu- 
sammenwirkens   der    germanischen    Volkskönige,    mit    den 
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GaufUrateu  und  den  undera  HäupÜiDgen  eiaerseits,  uod  mit 
der  groszen  Gemeinde  der  freien  Mflnner  andrerseits,  wie 
TacituB  uns  das  schilderl,  erkeniieD  wir  deutlich  die  uoch 
robeo  Ani&Dge  des  freien  Reprfisentatirstates,  den  die  spä- 
lern  Jahrhunderte  hervorgebracht  haben.  Der  Germane 
leitet  das  Recht  nicht  ab,  wenigstens  zunftchst  nicht  ab  ron 
dem  Willen  des  Volks.  Kr  nimmt  fUr  sich  ein  angebore- 
nes Recht  iu  Anspruch,  welches  der  Stat  wohl  zd  schützen 
berufen  ist,  aber  nicht  schafft:  und  er  verficht  sein  natür- 
liches Recht  wider  alle  Welt,  selbst  gegen  die  Obrigkeit. 
Den  antiken  Gedanken,  dasz  der  Stat  alles -in  allem  sei, 
verwirft  er  mit  Eifer.  Das  ganze  Verhftltnisz  wird  umge- 
dreht. Dem  Germanen  ist  die  individuelle  Freiheit 
das  Höchste;  dann  erst  hinterdrein  Ifiszt-  er  sich  herbei,  einen 
Theil  derselben  dem  State  zu  opfern,  um  das  Uebrige  desto 
sicherer  zu  wahren. 

Eine  nothwendige  Folge  dieses  Charakters  ist  es,  dasz 
die  germanische  Statsidee  viel  entschiedener  als  die  römische 
die  Selbständigkeit  des  Privatrechts  aditen  mtisz. 
Die  Freiheit  der  Person,  der  Familie,  der  genossenschaft- 
lichen Verb&nde  ist  damit  gesicherter  und  ausgedehnter  als 
in  dem  alten  Römerreich.  Das  Statsrecht  musz  sich  die 
Beschrankung  auch  durch  das  Piiratrecht  gelallen  lassen. 

Eine  zweite  öffentlich-rechtliche  Folge  ist,  dasz  die  ger- 
manischen Volker  überhaupt  keine  absolute  Statsge- 
wal  t,  auch  nicht  in  den  gemeinsamen  Angelegenheiten 
kennen  and  dulden.  Der  römische  Begriff*  des  imperiuni  ist 
ihnen  fremd.  Sie  wollen  mitrathen  und  mitetimmen,  wenn 
sie  gehorchen  sollen.  Ihre  Stande  sind  eine  politische  Uacht, 
mit  welcher  die  Königsmacht  sich  vereinbaren  musz,  um 
Gesetze  zu  geben.  Der  Gedanke  des  Stats  als  einer  Ge- 
sammtperson  liegt  ihnen  noch  fern  und  ist  ihnen  meist  Un- 
verstandlich. Sie  lösen  den  Stat  eher  auf  in  leibhafte  Per- 
sMien  oder  Gruppen  von  Personen :  sie  begreifen  ihn  zunächst 
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'in  dem  EOnige  oder  andero  FUrsteo,  welche  das  Gericht 
lind  die  Volks versaiDiii In ng  leiten,  in  den  Vorst&nden  der 
Gftue  und  Zeuten,  in  der  Volksgemeinde.  Je  durch  die  einen 
Personen  werden  die  andern  Uieils  verstärkt,  theils  beachränkl. 
80  wird  die  ganze  Einrichtung  des  Gemeinwesens  auch  iu 
ihren  Tbeileu  von  dem  Geiste  der  Frdheit  erfQllt.  Die  Ein- 
heit ist  Terhftltniszmäszig  schwach,  aber  die  relative  Selb- 
ständigkeit der  Glieder  stark. 

Diese  Aenderungen  der  Statsidee,  in  denen  wir  erheb- 
liche Fortschritte  erkennen ,  zeigten  sich  Obrigeos  mehr  in 
der  Praxis  als  in  der  Theorie.  Eäne  gennanische  Statslehre 
gab  es  tlberhaupt  nicht.  Die  Wissenschait  ward  im  Aliltel- 
alter  zuerst  von  der  Kirche  beherrscht,  später  durch  die 
Ueberliefemng  der  römischen  Jurisprudenz  und  der  griechi- 
schen Philosophie  bestimmt.  Schon  in  den  alten  Volksge- 
setzen finden  sich  derartige  Reminiscenzen,  In  dem  west- 
gothischen  Gesetze  z.  B.  wird  nach  dem  Vorbild  der  clessi- 
sehen  Literatur  der  StatskÖrper  mit  dem  Menschen ,  der 
König  mit  dem  Huupt,  das  Volk  mit  den  Gliedern  des  Lei- 
bes vei'glichen.  ^  Aber  das  war  nur  ein  erborgter  Schmuck 
der  Rede,  ohne  tiefere  Bedeutung.  Der  mittelalterliche  Stat 
war  damit  gar  nicht  bezeichnet. 

In  einigen  andern  Beziehungen  hatte  die  Statsidee  auch 
Ruckschritte  gemacht,  und  nicht  bloss,  weil  der  kirchliche 
Glaube  sie  entwtirdigte. 

Man  konnte  such  den  mittelalterlichen  Stat  einen  Rech  ts- 
stst  nennen;  aber  in  einem  andern  als  in  dem  Sinne  der 
Römer.  £r  war  nicht  die  reine  Ordnung  des  ößbnt- 
lichen  Rechts.    Vielm^r  wurden  alle  seine  Institutionen  mit 

*  lex  WiHgotiwr.  II.  1.  |.  4.  „Bens  Den«  condiur  r«ram  dUponeiia 
hnmani  corporis  formam,  in  eablime  capot  erexit,  alque  ez  illo  eanctas 
membrorDin  äbras  ezoriri  decrevit  Hiiic  est  et  peritorum  medicoriina  prae- 
cipoB  cura,  ot  ante  capiti  quam  inembris  iocipiant  adhibere  medelain.  Sic- 
qn«  in  Statu  et  negotiie  plebLum  ordlnatio  dirigeoda.  Dt  dnm  salua  eom- 
petena  [woapicitur  Regnm,  Hda  tvlentibaa  l«»eatar  aalratio  popnlonini.- 
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p ri Tatrech  tlichen  Elementen  rersetzt  ud<]  gemischt.  Wie  * 
ein  Familiengut,  wie  ein  Stammeseigenthuni  viurde  die 
Landesherrschaft  betrachtet,  und  die  öffentlichen  Pflichten 
wurden  wie  Reallasten -behandelt.  Das  ganze  Lebensreobt 
und  alle  Erecheinungen  dea  Patrimonialstates  leiden  an 
dieser  Mischung.  Dos  Statsrecht  der  Römer  war  nur  eine 
Grundlage,  von  der  au9  die  Öffentliche  Woblfobrt  erttrebt 
wurde.  Das  mittelalterliche  Recht  schien  aucb  das  weeent* 
liehe  Ziel  des  mittelalterlichen  States  zu  sein.  Die  Volks- 
wohlfinhrt  wurde  darob  veraacblAssigt. 

Der  Gedanke  de«  Volkestats  war  nicht  mehr  lebeodig. 
Die  Spaltung  und  Zerbröckelung  der  Volks-  und  Statseinheit 
durch  das  Lehenswesen,  durch  den  Gegeosats  der  Territorien, 
der  Stände,  der  Dynastie  hatte  ihn  zerstört,  und  was  endlich 
von  dem  alten  römischen  Weltstat  noch  übrig  geblieben  war, 
jlas  war  mehr  eine  ideale  völkerrechtliche  als  eine  stets- 
rechtliche  Verbindung  der  abendlAndischeu  Christenl&nder, 
welche  mehr  noch  durch  die  Autorität  des  Papstes  und  den 
römischen  Clerus  als  durch  das  Kaisertbum  zusammenge- 
halten wurden. 

Im  Grossen  und  Ganzen  waren  die  Saaten  zu  einer 
freieren  und  richtigeren  Statsentwicklung  ausgestreut  worden, 
aber  die  Statsidee  selbst  hatte  im  Mittelalter  viel  von  der 
römischen  Klarheit  and  Energie  verloren. 


Ftbiftee  GapiteL 

III.     Die  moderne  älntsiilee. 

In  unkritischer  naiver  Weise  hatte  das  Mittelalter  un- 
vereinbare Dinge  durcheinander  gemischt  Als  diese  Welt- 
periode ihrer  Neige  zuging,  entstand  eine  allgemeine  Gäb- 
rung  dieser   mancherlei  Elemente,   und    die  Auflösung  der 
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'  Diittelal  tertichen  Einheit  hatte  auch  die  Scheidung  jener  Mi- 
.    schuDg  zur  Folge.   Eis  bereitete  sich  der  moderoe  Stat  vor. 

Man  kann  diese  Entwicklung  in  dem  Einen  Satz  zu- 
sammenfassen: der  Stat  wird  seiner  Natur  und  seiner  Aul- 
gatie  klarer  und  rollständiger  bewnszt. 

In  Folge  dieses  steigenden  Selbstbewusztseins  des  States 
lehnt  er  vorerst  jede  Ueberordnung  und  Vormundschaft  der 
Kirche  ab.  Er  hört  auf,  wesentlich  Religionsgemein- 
schaft zu  sein  und  wird  nun  entschiedener  als  je  \n  einer 
froheren  Weltperiode  zur  Rechts-  und  politischen  Ge- 
meinschaft. Er  erkennt  die  Zweiheit  von  Stat  und  Rii-clic 
on,  aber  er  nimmt  seine  statliche  Selbständigkeit  und  Ho- 
hdt  voll  in  Anspruch  nnd  weisz  sich  unabhängig  auch  v{>n 
der  Autorit&t  der  religiösen  Offenbarung  und  der  kirchlichen 
Lehre. 

Was  noch  theokratäschee  in  der  mittelalterlichen  Stats- 
Ordnung  war,  wird  nun  allm&hlig  au^estoszen,  und  die 
Volker  lernen  den  Stat  menschlich  begründen,  und 
menschlich  beschränken.  Wiederum  wird  wie  im  Alter- 
thum  die  Einheit  des  Stals  und  die  HachtfUlle  der  Stats- 
gewalt  gefordert  Die  Spaltung  des  Lehenswesens  wird  nicht 
mehr  geduldet  und  die  ständische  Absonderung  durchbrochen. 
Das  allgemeine  Recht  breitet  sich  aus  über  alles  Volk. 
Es  geht  nun  üue  unaufhaltsame  Scheidung  des  öffent- 
lichen und  des  Privatrecbts  vor  sich.  Das  öffentliche 
Recht  wird  wieder  Öffentliche  Pflicht;  mit  individueller  Frei- 
heit wird  das  Privatrecht  ausgeübt. 

In  gewissem  Sinne  kommt  die  antike  Statsidee  wieder 
Eu  Ehren;  aber  die  Zwisfhenzeit  des  Hittelalters  geht  doch 
auch  nicht  verloren.  Wenn  auch  in  den  letzten  Zeiten  des 
untei^ebenden  Hittelalters  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert 
hinein  es  den  Anschein  hat,  als  werde  der  Al>soluti8mus 
der  altrömischeii  Kaiser  in  dem  absoluten  Königthnm  der 
europäischen    Stttten    erneuert,    so   erinneni    sich    doch    di*'  . 
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Völker  wieder  an  die  naturliche  Freiheit.  Die  groeze  Wahr- 
heit, dasz  die  Menschen  nicht  bloez  fUr  den  8ta(  geschafTen 
sind,  wirkt  fort  und  wird  tiefer  erkannt.  Das  natürliche 
Recht  der  Personen  und  die  persflnliche  Freiheit  wird  auch 
gegen  den  Stat  behauptet.  Das  gesammte  Privatrecht  bleibt 
so  als  eine  in  sich  selbständige  Rechtsordnung  an- 
erkannt, durch  welche  wieder  die  Statsgewalt  beschränkt 
wird.  Auch  der  Kampf  fDr  die  politische  Volksfrei- 
heit wird  wider  den  Absolutismus  der  Regierungen  auf- 
genommen. Der  Stat  wird  wiederum  ein  Volksstat,  aber 
mm  in  edleren  Culturformen ,  als  im  Alterthum.  Die  stän- 
dische Verfassung  des  Mittelalters  dient  zur  Vorstufe  des 
modernen  ReprAsentativstats,  in  welchem  sich  das  ganze 
Volk  wie  in  einem  veredelten  Auszuge  darstellt.' 

An  dieser  Umgestaltung  der  Stateidee  und  der  wirk- 
liehen  Staten  hat  auch  die  Statswissenschaft  einen  sehr 
bedeutenden  Anlheil.  Oft  ging  die  modenie  Statstfaeorie  der 
modernen  Statspraxls  voraus,  r^elmftszig  begleitete  sie  die 
Wandlungen  dieser,  zuweilen  folgte  sie  ihr  nach. 

B^  sind  hauptsächlich  folgende  Phasen  der  Entwicklung 
in  der  Wissenschaft  hervorzuheben: 

1.  Der  StatsbegrifT  von  Bodin  und  Hugo  Grotius  ist 
mit  dem  römischen,  wie  ihn  Cicero  ausgesprochen  hat,  noch 
nahe  verwandt.  Bodin  sieht  in  dem  Stat  „eine  Rechtsord- 
nung einer  Mehrzahl  von  Familien  und  ihrer  gemeiusamen 
Güter  in  Form  der  sonveränen  Gewalt.^  Ihm  ist  der  Stat 
vom&mlich  auf  die  Familie,  das  Gemeingut  und  die  Sou- 
veränetät  gegründet  und  er  tadelt  es  an  dem  antiken  Stats- 
gedan'ken,   dasz  auf  das  GlUok  und  Wohlergehen  zu   viel' 

'  Vgl.  BbutUchli  Artikel:  tnitteUllerlicbe  und  moderne  StaMidee  im 
Deulschen  StKlanörlerbncb.    Bd.  Vi. 

>  De  ]ft  Itepublique.  I.  1.  Ripublique  eet  tin  droit  gonvernemeut  de 
pliuieurs  mesnages  et  de  ce  qui  lenr  est  commau  avec  paiMsiiLf 
roureraine. 

Blunt«chll,  ■llgcnieine^  Riaurciht.    I.  5 
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gesehen  werde.  Bei  Hugo  Grotius  finden  wir  die  Sonderung 
der  kircblichen  von  der  ststlichen  Gemeinschaft  ausgeepro- 
ohen  und  eine  nachdrDckliche  Betonuag  <]er  Freiheit.  Der 
Stat  ist  nach  ihm  „die  TollkoDiDieue  Vereinigung  Treier  Men- 
schen, verbunden  zum  Genüsse  der  Rechte  und  eum  Zwecke 
gemeiner  Wohlfahrt. "^  Es  versteht  sich,  dasz  er  den  Stat 
anf  die  menschliche  Natur  grUodet,  aber  er  denkt  dabei 
weniger  an  Familien  oder  ganze  Nationen,  als  vom&mlich 
BD  eiocelne  Individuen  und  sein  Satz:  „hominis  proprium 
sociale"  ist  keine  glückliche  LFebertragung  des  AristoteUschen 
ö  äv&gmnoq  ^tüoe  noXtTix6v.  Aber  sie  ist  charaktehstiecli 
dafllr,  dasz  der  moderne  Geist  nicht  wie  der  antike  erst  den 
Stat,  und  dann  das  Individuum  sondern  vorerst  an  die  Ein- 
zelnen und  dann  an  ihre  Verbindung  denkt.  Die  Persön- 
lichkeit des  States  war  ihm  nicht  uubekaont,  aber  sie  be- 
herrscht nicht  seine  Statslehre  und  indem  er  auf  den  Conseus 
der  Menschen  als  die  Hauptquelle  auch  des  Öffentlichen  Rechts 
hinweist,  gibt  er  den  Anstosz  zu  der  späteren  Vertrags- 
theorie. 

%.  Von  dieser  Grundlage  ans  bildete  eich  nun  die  mo- 
derne speculative  und  naturrechtliche  Statslehre  weiter 
aus,  und  zwar  selbständig,  auch  von  der  antiken  scharf  ge- 
trennt Die  Gegensätze  der  philosophischen  Schulen  und 
der  politiachen  Parteien  brachten  ireilich  auch  hier  eine  grosse 
und  lebhafte  Meinungsverschiedenheit  hervor;  und  fast  nie- 
mals stimmte  der  eine  mit  dem  andern  völlig  zusammen. 
Aber  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  herrschte  in  den  vieler- 
lei Darstellungeo  des  Naturrechts  und  des  allgemeinen  Stats- 
.  begriK  dar  Grundgedanke  vor,  dasz  der  Stat  wesentlich 
eine  Gesellschaft  von  Einzelnen  und  daher  eiu  freies 
Werk   d«'  individuellen    Willkür  sei.     Der  absolutistische 

'  Bt§a  QnAiMt  de  J.  B.  I.  I.  $.  11.  „Est  civitae  coetas  perfeclus 
liberornm  homlaom,  Juria  ftiicDdi  et  conununis  atililatis  cousa  aociktiu.'' 
I.  Ul.  S-  7-  Prolegom.  S.  16.    Tgl.  Leo,  WdlgeschJchte  IV.  S.  14». 
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Hobbea,'  der  die'Stat^ewalt  des  Uonarcheu  zu  dem  Alles 
verachlingendeo  liCriatliaD  macht,  ist  dario  mit  dem  radi- 
calen  Rousseau'  einig,  dessen  Volkssouverftnetät  den  Fort- 
bestand der  ganzen  Statsordnung  jeden  Augenblick  in  Frage 
stellt.  Der  geistreiche  Samuel  PuffendorT^  bezeichnet 
zwar  den  Stat  als  eine  „sittliche  Person,"  aber  dei-  6tats- 
wille  ist  aach  fUr  ihn  nur  aus  den  Indiridualwillen  Aller 
zusammengesetzt  und  er  bildet  die  Theorie  des  Gesellsclufl«- 
vertrags,  aus  dem  der  Stat  erklärt  wird,  mit  Vorliebe  au«. 
John  Locke  rertheidigt  ebenso  die  Veriragslebre  mit  £ifer 
gegen  die  Angriffe  der  Frömmler  und  sieht  in  ihr  eine  Ga- 
rantie der  englischen  BQrgerfreiheit.  Auch  Kant  kommt 
nicht  darttber  hinaus,  obwohl  er  schon  den  Fusz  erhebt,  um 
aber  die  Schranken  der  Vertragslehre  wegzukommen;^  und 
selbst  Fichte  in  seinen  früheren  Schriften  ist  noch  in  jeuer 
Ansicht  befallen. 

Der  Stat  der  ganzen  naturrechtlichen  Philosophie  ist 
wesentlich  Vertrags-  und  Gesellachaftsstat.  Hatten 
die  alten  Philosophen  Über  dem  Einen  Stat  die  Rechte  der 

'  Bobbf*  de  Cive  S.  87.  „Civitas  ergo  est  persona  nn«  (T),  ciijiiB 
TolDDtu  fx  fatlü  plurtwnt  komHvm  pro  volnntale  hsbeoda  est  iptoni» 
Ittmitmm;  nt  singtilornm  viribus  et  rsealtatibns  ati  posait  ad  pscem  et 
defenaiODem  commuiiem." 

*  Rouueau,  Conlract  Social,  c.  6.:  „Eine  Form  der  gesell scIi artliehen 
Verbindung  (Aasoeiation)  so  finden,  wekbe  mit  aller  gemelDMuner  Kraft 
die  PenOD  nnd  das  VernOgen  jedes  einzelüen  GeMllscliafterfl  verlheidige 
und  Khirme,  und  durcb  welche  jeder  Eimelne  sich  mit  olien  vereinigend 
docb  nur  sieb  selber  gehorche  und  eben  so  frei  bleibe  ala  zuvor?  das  ist 
das  tiefe  Problem,  daa  in  deai  Oe■ellBcb■f)fi^ ertrag  seine  Ld«iing  findet. " 

*  D«  jura  Nalurali  et  genüuin  VII.  %.  13.  „Uude  civilatis  haec  ccm- 
modissime  vitelur  deCiiitio,  quod  sit  perseoa  norolis  composila,  cujus 
volaotaa  ex  plurium  pactis  implicila  et  unila  pro  volunlale  omulum  habe. 
lur,  ut  singulorum  virlbiu  et  faculUiibna  ail  pacem  et  securitatem  com- 
niaDem  utl  pOMiL 

'  Werke  VU.  197:  „Verbindung  Vieler  zu  irgeud  einem  Zwecke  tat 
in  allen  OeselUcLafUvert lägen  anzuli'effen;  kber  Verbindung  derselben, 
die  au  sich  eelbst  Zweck  iet,  ist  nur  in  einer  Oesellsi  liaft ,  sofeme  gii- 
ein  gemeinaainea  Wrien  ausmacht,  anzntreffen." 
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Individuen  nicht  hinreichend  gewürdigt,  so  begingen  die 
neuern  Pliilosophen  nun  den  entgegengesetzten  Fehler,  in- 
dem sie  über  der  Rücksicht  auf  die  Eiazelmenschen  die  Be- 
deutung dea  States  verkannten. 

3.  Offenbar  war  es  zunächts  eine  Verengung  diesen 
StatsbegrilTs ,  wenn  Kant  und  Wilhelm  von  Humboldt 
den  Stat  fttr  einen  Rechtsstat  in  dem  Sinne  erklärten, 
dasz  seine  einzige  Aufgabe  die  Gewährung  der  Rechtssicher- 
heit fUr  Jedermann  sei.  Zwar  durchbrach  Fichte  diese 
engen  Grenzen,  indem  er  den  Stat  zugleich  als  Wirth- 
schaftetat  schilderte  und  ihm  hier  eine  Übermächtige  Ge- 
walt einräumte  und  gegen  das  Ende  seines  Lebens  von  der 
nationalen  Erhebung  (üt  deuteche  Freiheit  begeistert,  dem 
Stat  noch  höhere  gmstige  Lebensaufgaben  zuwies.  Aber  die 
meisten  deutschen  Philosophen  und  Juristen  der  nächst^i 
Generation  hielten  t^ich  doch  in  der  Theorie  au  den  kanti- 
schen RegrilT. 

Wir  begreifen  es,  dasz  der  Gedanke  bei  Vielen  Beifeli 
fand,  welche  gegen  die  Vielregiererei  der  Zeit  und  g^en  die 
Polizei-  und  MilitärwillkUr  Schutz  suchten.  Aber  wenn  man 
oft  den  „Rechtsstat"  dem  „Polizeistat"  eutgegen  ge- 
setzt und  es  als  die  Aufgabe  der  neuen  Zeit  bezeichnet  hat, 
diesen  durch  jenen  zu  verdrängen  und  zu  ersetzen,  so  war 
man  dabei  der  reichen  Natur  des  Stats  nicht  klar  bewuszt. 
Der  Stat  darf  eben  so  wenig  zum  bloszen  Rechtsstat  wer- 
den ,  als  er  ein  bloszer  Polizeistat  sein  darf.  Die  Ausbildung 
des  „Rechtssiets"  eins^tig  verfolgt,  wUrde  zuletzt  den  Stat 
zu  einer  bloszen  Anstalt  fUr  Rechtspflege  verkrüppeln,  in 
welcher  die  gesetzgebende  Gewalt  das  Recht  im  allgemeinen 
festsetzen,  das  Gericht  dasselbe  im  einzelnen  Falle  zur  Ar- 
erkennung  bringen  und  schützen  würde,  und  der  Regierung 
fast  keine  andere  Thätigkeit  als  die  eines  Oerichtsdieners 
oder  der  Gendarmerie  übrig  bliebe.  Die  nationalen  Inter- 
essen der  Wirthschaft,  der  Bildung,  der  Machtentfaltung  würden 
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verkUmmerD  und  von  einer  gi-OBzen  Politik  könnte  nicht 
mehr  die  Rede  sein.  Umgekehrt  wQrde  eine  eiusdtige  Aus- 
bildung des  „  Polizeistotes "  am  Ende  jede  individuelle  Rechts- 
sicherheit und  "Freiheit  der  ausischlieszlichen  .Rücksiebt  auf 
das,  was  dem  Ganzen  nützlich  scheint,  zum  Opfer  bringen 
und  eine  unertrftgliche  Bevormundung  freier  Uflnner  herbei- 
führen. 

Versteht  man  daher  unter  Rechtsstat 

1)  den  Gedanken ,  dasz  der  Stat  nur  eine  Austalt  »ei ,  um 
die  Rechte  der  lodividuen  zu  schützen,  so  wird  offenbar  das 
ganze  Statsrecht  zu  einem  bloszen  Mittel  für  das  Privatrecht, 
und  der  Stat  zum  bloszen  Diener  der  Privatpersonen  er- 
niedrigt 

Versteht  man  ferner  unter  „Recbtsstat* 

2)  die  Ueinung,  dasz  der  Stat  die  Rechte  der  Ge- 
meinschaft zu  ordnen  und  zugleich  für  Anerkennung 
der  individuellen  Rechte  zu  sorgen  habe,  so  ist  das 
zwar  ganz  richtig,  aber  durchaus  ungenügend,  indem  gerade 
die  fruchtbarste  Thätigkeit  des  Stalsmannes,  die  Sorge  für 
die  materielle  Wohlfahrt  und  für  die  geistige  Erhebung  des 
Volks,  Übersehen  wird; 

3)  oder  dasz  der  Stat  zwar  wohl  dem  Inhalte  nach 
auch  die  Öffentliche  Wohlfahrt  befördern,  aber  der  Form 
nach  doch  nur  insofern  Zwang  Üben  dürfe,  als  eine  recht- 
liche Nothwend^keit  diesen  begründe,  so  ist  gegen  diesen 
Gedanken  zwar  schwerlich  etwas  einzuwenden,  aber  zugleich 
wiederum  klar,  dasz  damit  nur  eine  Seit«  der  statlichcn 
Thätigkeit  nfther  bestimmt,  die  Aeuszerung  der  statlichen 
Sorge  aber,  z.  B.  für  Nahnmgs-,  Verkehre-  und  Culturbe- 
durfhisse,  welche  sich  innerhalb  jener  rechtlichen  Schranken 
frei  bewegt  und  keineswegs  der  Form  des  Zwan- 
ges bedarf,  nicht  begri^n  wird. 

Versteht  man  unter  dem  Wort  Recbtastet 
.4)  die   Verneinung  der   religiösen    Begründung  des 
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State'  QDd  die  Behauptung  seiaer  menBchlichen  Grundlage 
und  Beschrfinkui^ ,  oder 

&)  die  Bekämpfung  jeder  absoluten  Stat^walt  ond 
anch  des  Patrimonialstats,  der  sich  mit' der  Poliz^will- 
kUr  ganz  trefflich  abzufinden  gewuszt  bat,  und  die  Behaup- 
tung, dass  den  StatsbUrgem  ein  Antbeil  gebühre  an  den 
öflfentlichen  Rechten; 

so  werden  zwar  damit  charakteristische  Merkmale  des 
modernen  Stals  gemeint,  aber  der  Ausdruck  ist  sehr  unglück- 
lich gewählt,  um  diese  Ctedanken  anzudeuten. 

Wie  es  zwei  Seiten  gibt  des  statlichen  Wesens,  Ruhe 
und  Bewegung,  Bestand  und  Entwicklung,  Körper  und  Geist, 
und  wie  es  diesem  innem  organisch  verbundenen  Gegensatz 
entsprechend  zwei  Statswissenschaften  gibt,  Statsrecbt  und 
Politik,  80  gibt  es  anch  zwei  grosze  Statsprincipien, 
welche  wie  zwei  leuchtende  Gestirne  das  Leben  des  States 
erbellen  und  befruchten,  welche  beide  die  Form  und  den 
Inhalt  des  States  bedingen:  die  Gerechtigkeit  (justitia) 
und  die  öffentliche  Wohlfahrt  (salus  publica).  Stats- 
männer  werden  vonsugsweiae  die  letztere,  Juristen  eher  die 
erste  vor  Augen  haben.  Die  Idee  des  Rechts  bestimmt  vor- 
tugsweise  das  Statsrecht.  Die  Idee  der  Woblfbhrt  leitet 
vornfimlich  die  Politik. 

Die  Sorge  der  Begiening  wird  sich  mehr  noch  auf  die 
öffentliche  Wohlfahrt,  obwohl  innerhalb  der  Schranken  des 
Rechtes  beziehen,  wie  denn  anch  die  statUcb  fortgeschrit- 
tenen Römer  gerade  den  höchsten  Magistraten  die  Sorge 
für  die  öffentliche  Wohlfkhrt  als  ihre  oberste  PQicbt  ans 
Herz  gelegt  hebenjS  die  Thätigkeit  der  Gerichte  wird  »ich 
auf  die  Aufrechthaltung  der  Reditsordnung  beschränken. 
Der  Stat  selbst  aber  bedarf  zu  seiner  Existenz  und  zu  seinem 
Gedeihen  der  steten  Rücksicht  sowohl   aaf  die  öffentliche 

*  CUero,  de  Legibns  in.  ü.  3.  von  den  CddbuId:  ,011ia  Salos  Popali 
Saprema  Lex  Eslo." 
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Wohlfahrt  als  auf  das  Recht.  Gerade  der  ino d  e r o  e 
Stat  aber  achtet  in  höherem  Hasze,  als  der  miUelalt^liche 
auf  die  BedDrAiisse  des  gemeinen  Wotilca,  und  kann  daher 
irenigei-  als  der  letztere  zu  einem  bloszeo  „Eteohtastate" 
werden. 

4.  Ein  Verdienst  der  historischen  Schule  ist.  es,  den 
organischen  Charakter  des  States  von  neuem  ins  Bewuszt- 
sein  gebracht  zu  haben.  Einzelne  groaze  Statsm&nner  hatten 
zwar  ein  lebendiges  Verstttndnisz  des  organischen  States  be- 
wahrt. Friedrich  der  Grosze  von  Preuszeu  s.  B.  sprach 
in  seinem  Antimaccbiarell  (c  9.)  es  deutlich  ans:  „Wie  die 
Menschen  geboren  werden,  dann  eine  Zeit  lang  leben,  end- 
lich BUS  Krankheit  oder  Älter  sterben,  so  bilden  sich  auch 
dieStaten,  gedeihen  einige  Jahrhunderte  und  gehen  endlich 
wieder  unter."  Aber  die  Wissenschaft  hatte  dieae  flinsicht 
so  sehr  vernachlässigt,  dasz  die  Erneuerung  derselben  von 
Seite  der  historischen  Schule  wie  eine  neue  Entdeckung 
wirkte,  und  die  Fortbildung  der  Wissenschaft  doch  nun  eine 
ganz  andere  und  fruchtbarere  Richtung  nahm.  Indessen 
war  die  historische  Schule  geneigt,  den  BegrifT  des  States 
zu  sehr  als  einen  blosz  nationalen  aufoufassen,  und 
die  höhere  menschliche  Bedeutung  desselben  zu  Über- 
sehen, oder  geradezu  zu  bestreiten.  So  erklärte  Savigoj 
den  Stat  als  „die  leibliche  Gestalt  der  geistigen  Volk^e- 
meinschaft,"  als  „die  oiganische  Erscheinung  des  Volks."* 
Der  geniale  Engländer  Edm.  Burke  aber  brachte  den 
historischen  Stat,  indem  er  die  revolutionäre  Theorie  be- 
kämpfte, wieder  in  den  Lichtkreis  der  göttlichen  Weltord- 
nung in  jener  berühmten  Stelle  seiner  Betrachtungen  über 
die  französische  Revolution:  „Der  Stat  ist  nicht  eine  Ge- 
nossenschaft in  Dingen,  welche  nur  dem  rohen  leiblichen 
Dasein  einer  kurze  Zeit  währenden  und  veigAngUchen  Natur 

'  Savigny,  S}-bL  des  röm.  Rechts.    1.  S  32. 
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frohnden.  Er  Ut  eine  Getioseenecliaft  in  aller  Wiseeuschaft, 
in  aller  Kunst,  iu  jeder  Tugend  und  in  jeder  Vollkomnien- 
heit.  Da  eine  derartige  Genowenschaft  ihr  Ziel  nicht  in 
einigen  Generationen  erreichen  kann,  eo  wird  sie  zu  einer 
Genossenschaft,  welche  nicht  allein  die  Lebenden  verbindet, 
sondern  auch  die,  welche  bereits  gestorben  sindi  und  die, 
welche  noch  geboren  werden.  Jeder  besondere  Statsvertrag 
ist  nur  eine  Klausel  iu  dem  groazen  Urrertrage  der  ewigen 
WeltordnuDg,  welcher  die  niedem  Wesen  mit  den  hohem 
verkettet,  die  siebtbare  und  die  unsichtbare  Welt  verbindet 
und  zu  einem  festen  Recbtsverhältoisz  zusammenstinimt,  das 
durch  den  unverletzbaren  E^id  geheiligt  wird,  welcher  alle 
physischen  und  moralischen  Naturen  jede  an  ihrem  ange- 
wiesenen Platze  festhält.""' 

Vor  einer  so  hohen  geistigen  Erfaasnng  des  States  konnte 
die  mittelalterliche  I^hre,  dasz  der  Stat  zur  Kirche  sieb 
rerhslte  wie  der  Leib  zum  Geiste,  unmöglich  bestehen. 

Die  historische  Schule  nahm  aber  den  Stat  an  wie  er 
gewordeu  war;  und  der  auf  die  Vei^;angenheit  gewendete 
Blick  wurde  von   den  Bildern  des   sntei^egangenen  Lebens 

"*  £dm.  Bwrkt,  Reflect  on  ibe  revol.  in  France.    Vg\.  anch  Leo, 
Weltgeschichte  VL  8.  769,   der  die  Gedanken  Burke'a  weiter  aasnihrt. 
Jene  g-lSDiende  Aeaezernng  des  Statsmannes  erinnert  an  die  nicht  minder 
erhebenden  Worte  Shakespeare's  Trollu*  and  Cress.  III.  3.; 
„Ein  tief  Gebefinnin  wohnt  (dem  die  Geschichte 
Stets  fremd  geblieben)  in  des  States  Seele: 
Desa  Wirksamkeit  so  göttlicher  Natar, 
Dasz  Sprache  nicht  noch  Feder  sie  kann  deuten." 
Vgl.  anch  Shakea.  König  Heinrich  T.  —  1.  2. 

Ezeter:  „Dein  Regiment,  twar  hoch  nnd  tief  und  tiefer 
Tertbeilt  «n  Glieder,  hält  den  Einklang  doch 
Und  stimmt  tu  einem  vollen  reinen  Schlasi, 
So  wie  Musik." 
Canlerbury:  ^Sehr  wahr!  Dmm  thetit  der  Himmel 

Der  Menschen  Stand  in  mancherlei  Beruf, 
und  settt  Bestrebung  in  besländ'gen  Gang, 
Dem  ala  mm  Ziel  Gehorsam  ist  gestellt." 
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SO  mftchlig  angezogen,  dasz  viele  Aohänger  dieser  Richtung 
darüber  dHs  Veratändnisz  der  Gegenwart  und  die  Neigung 
an  der  Verroll kommnuDg  der  öffeutlichen  Zustände  utitzu- 
wirken  einbüBzten.  Koonte  man  einem  groszeu  Theil  der 
naturrechtlichen  Schule  vorwerfen,  dasz  ihre  Statsidee  rän 
Spielball  der  individnellen  Willkür  sei,  so  war  auch  die 
historische  Schule  nicht  von  dem  Vorwurf  freizusprechen, 
dasz  ihr  Statsbegriff  noch  festgebunden  sei  au  die  herkömm- 
lichen Autoritäten  und  an  die  Überlieferten  Vorurtheile. 

5.  Die  neuere  Philosophie  bat  wiederholt  Versuche  ge- 
macht, die  Statsidee  tiefer  zu  fassen. 

Unter  den  Deutschen  hat  Hegel  insbesondere  zwar  die 
sittliche  Bedeutung  des  States  wiederum  kräftig  betont 
und  den  Stat  im  Gegensatze  zu  den  jämmerlichen  Vor- 
stellungen, dasz  er  ein  nothwendiges  Uebel  sei,  als  die 
höchste  und  herrlichste  Verwirklichung  der  Rechteidee 
gepriesen.  Aber  sein  Stat  ist  doch  nur  eine  logische  Ab- 
etraction,  ohne  wirkliches  Leben  und  ohne  Eöi^r,  äo  dia- 
lektisches Gedankenspiel,  eine  Redefigur,  kein  Wesen." 

6.  Fr.  J.  Stahl  hat  die  geschichtlichen  Neigungen  in 
die  Rechtsphilosophie  Übertragen,  aber  zugleich  die  religiös- 
politische  Speculetion  erneuert.  lo  vielen  Beziehungen  hat 
Stahl  durch  seine  dialektische  und  kritische  Gewandtheit  neue 
Gesichtspunkte  zu  finden,  und  durch  den  Scharfblick,  mit 
dem  er  manche  dunkle  Stelle  beleuchtete,  die  Statswissen- 
schalt  sehr  gefördert;  in  anderer  Hinsicht  aber  hat  sein 
Hangel  an  gründlicher  historischer  Bildung  und  seine 
dienet^ßrige  Sophistik,  welche  den  romantischen  Liebhabe- 
reien grosser  und  kleiner  Herren  moderne  Formeln  zur 
Verfügung  stellte,  auch  in  der  Wissenschaft  gioszen  Schaden 

"  Hegel,  BechUphilosophief.  57:  „Der  6tat  ist  die  Wirklichkeit  der 
eitUicben  Idee,  der  dltlicbe  Qeiet  als  der  offeubare,  aich  selbst  deullicb« 
aubslautielle  Wiile,  der  Erich  denkt  und  weiai,  nod  das  wa«  er  weiss  und 
iDsofem  er  es  weiaz,  vollführt    Vgl.  Werke  IX.  $.  44. 
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angerichtet.  Stahl  beseichnet  dea  Stat  als  ein  „sittlich- 
iatellectuelles  Reich,"  als  „die  Einigung  der  Menge  zu  Einer 
geordneten  Gemeinexistenz,  die  Aufrichtung  einer  sittlichen 
Autorität  und  Macht  mit  ihrer  Erhabenheit  und  Majestät  und 
der  Hingebung  der  Unterthanen."  Seine  Statsidee  ist  leben- 
diger als  die  Hegels,  er  erkennt  auch  an,  äasz  die  Herr- 
schaft des  States  „beschränkt  sei  auf  den  Gemeiuzustaod" 
und  botet  sich  so  vor  der  Ueberspaanung  des  Eintiken  Stats. 
Aber  durch  seine  ganze  Statslehre  geht  wie  ein  rother  Faden 
ein  Zug  der  alttestamentlicben  Theokratie  durch,  welcher 
dieselbe  für  die  moderne  europäische  Welt  doch  ungeoiesz- 
bar  macht  Die  gOttlidie  —  oder  tibermenschlich  gedachte  — 
Majestät  der  Stat^ewalt  kann  mit  der  menschlich-büi^er- 
lichen  Freiheit  keinen  Frieden  schlieszen. 

7)  Noch  immer  ist  das  Verständnisz  des  organischen, 
oder  hoher  ausgedrückt  des  psychologisch -mensch  liehen 
Wesens  des  States  gering  und  nur  Wenige  wagen  es,  die 
nothwendigen  Folgen  dieser  Grundgedanken  wissenschaftlich 
anzuerkennen.  Unlftugbar  aber  hat  die  Wissenschaft  der 
neuem  Zeit  in  dieser  Richtung  manche  Fortschritte  gemacht. 

Fr.  Schmitthenner  erklärt  den  Stat  als  einen  ethi- 
schen Oi^nismus,  bestimmt  die  öffentlicben  Angelegenheiten 
des  äuszem  Lebens,  des  Rechtes,  der  Wohlfahrt  und  der 
Bildung  zu  vertreten.  Er  war  einer  der  ersten,  welche  der 
neuen  Richtung   der  Wissenschaft  Bahn   gebrochen    haben. 

Einen  merkwürdigen  Versuch  bat  Vollgraff  gemacht, 
die  Statslehre  auf  die  Psychologie  der  Völker  zu  gründen.'* 
Das  Werk  gibt  sich  selbst  als  „ersten  Versuch"  und  ist  als 
solcher  ehrenwerth.  Aber  dasselbe  ist  doch  nicht  geeignet, 
die  psychologische  Methode  zu  Ehren  zu  bringen.    Weder 

"  Erster  Terench  einer  wiBeeoMbafUicben  Begründung,  sowoU  der 
allgemeinei)  Ethnologie  durch  die  Anthropologie  wie  such  der  State-  and 
Kechtephilosophie  dnrch  die  Ethnologie  oder  Nationalitit  der  Völlier. 
III  Tlieile.    1851—1853. 
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befriedigt  die  Darstellung  der  menschlichen  Seelenkr&fte, 
noch  die  Schätzung  der  verschiedenen  Temperamente;  und 
der  angesammelte  eneehnliche  Stoff*  von  historischen  Notizen 
und  mannigfaltigen  Beobachtungen  und  R^sebemerkungeii 
ist  zu  wenig  kritisch  verarbeitet  und  gar  zu  sehr  mit  bloszeo 
Phantasiebildem  gemischt,  so  dasz  auch  das  Gefühl  der 
realen  Sicherheit  nicht  aufkommt 

Ahrens,'^  dem  Philosophen  Krause  folgend,  hat  es 
unternommen,  eine  „organisische  Statslehre"  zu  schrei- 
ben. Aber  er  versteht  unter  dem  Organismus  des  Stats 
nicht  so  wohl  ein  lebendiges  persönliches  Gemeinwesen,  als 
vielmehr  eine  organiscbe  Einrichtung  für  Rechtsgemeinschaft. 
Waitz*^  endlich  sagt  vom  Stat:  „Der  Stat  ist  nichts  will- 
kürlich Gemachtes,  nicht  durch  Vertrag  der  Menschen,  nicht 
durch  Gewalt  eines  oder  einiger  Einzelnen  entstanden.  Der 
Stat  erwächst  organisch  als  ein  Oi^anismus,  aber  nicht  nach 
den  Gesetzen  and  für  die  Zwecke  des  Naturlebeus,  sondern 
er  rnht  auf  den  höheren  sittlichen  Anlagen  der  Meuscben, 
in  ihren  wahren  sittlichen  Ideen;  es  ist  kein  natUrUchtr,  ein 
ethischer  O^auismus.  Der  Stat  ist  die  Organisation  des  Volks." 
Anmerkung.  In  meinen  „Psycbologiechen  Studien  üt»er  Stat 
and  Kirche,"  Zürich  1844,  ist  der  «rate  Vereucli  gemacht,  den  Stat  ans 
der  Psychologie  Fr.  Rohmers  zu  erklären.  Ich  setzte  dabei  irriger  Weise 
einiges  Versländnisi  für  diese  in  der  „Lehre  von  den  Parteien"  lu  Tag 
getretene  Wjssenscbart  voraus,  machte  aber  die  Erfahrung,  dssz  nicht  allein 
JBDet  nicht  voiliandeii,  sondern  dasz  jedes  psychologische  Denken  Qt>er  den 
Sist  der  heutigen  Scliolbildang  abhanden  gekommen  sei  und  fremdartig  er- 
»ckeioe.  Die  Studien  wurden  von  den  Hitlebenden  wie  eine  „unbegreifliche 
Narrheit  eines  sonst  doch  verständigen  Hannes"  verworfen.  Die  Frücbt« 
jener  Stadien  aber,  wie  sie  später  in  diesem  Werke  herangereift  sind,  werden 
.  ziemllcb  allgemein  mit  Qunst  nnd  Dank  angenommen.  Inzwischen  ist  die  Zeit 
näher  gerückt,  in  der  auch  der  Weg,  den  jene  Studien  eingeschlagen  haben, 
nicht  mehr  als  abenteuerlich  erscheinen  und  die  organisch-psychologische 
Erkenntnisz  des  Slates  mit  Vorliel>e  gepflegt  werden  wird.  Dann  wird  auch 
der  Werth  oder  Unwerth  jener  „Stadien"  richtig  beurtheill  werden  können. 
"  H.  Ähre  DB,  die  organische  Stfttslehre.  Bd.  1.  Wien  1850. 
■'  Politik.  1862.  1.  1. 
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Erstes  CapiteL 

I.     Die  Henschbeit  uod  die  UeDSchenrassea  und  Völkerfaniilien. 

Die  Menschheit  hat  ihre  Geeammtoi^Disation  in  dem 
Weltstate  noch  nicht  gefunden.  Vcverst  kennt  die  Geschichte 
nur  einzelne  Reiche  und  Staten,  welche  auf  Brachtheile  der 
Uenschheit  beschränkt  sind.  Das  allgemeine  Statsrecht  un- 
serer Zeit  musz  daher  voraus  Jene  TheUe  beachten,  und 
das  Verhältnisz  der  Volker  zur  Henachheit  und  zum  State 
bestimmen. 

Der  Glaube  an  die  Sinheit  des  Menschengeschlechts 
ist  dem  gereinigten  religittsen  Gefühl  unentbehrlich.  Das 
Christenthum  hat  alle  Menschen  zur  Eindschaft  Gottes  be- 
rufen. Der  ciTilisirte  Stat  setzt  diese  Einheit  ebenfalls  vor- 
aus und  achtet  auch  in  den  niedem  Rassen  und  Stammen 
doch  die  gem^nsame  Mensdiennatur.  Für  den  Stat  und  das 
Statsrecht  aber  ist  neben  jener  Einheit  der  Menschheit  die 
Verschiedenheit  der  Rassen  von  höchster  Bedeutung; 
denn  im  State  erscheinen  die  Menschen  geordnet  und  Ord- 
nung ist  nicht  denkbar,  ohne  Unterscheidung. 

Die  Wissenschaft  hat  bis  jetzt  den  Schleier,  welcher  den 
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geheimniszT ollen  Ursprung  der  verschiedenen  Hauptrasseii 
der  Menschheit  deckt,  nicht,  zu  heben  vermocht.  Beruhen 
die  Rassen  aur  verschiedenen  Schöpfungsacten  und  sind  die 
einen  Rassen  früher  die  andern  sp&ter  erschaffen  worden? 
Oder  nnd  sie  erst  nach  der  Einen  und  einmaligen  Erschaf- 
fung des  Henscheogeschlechts  und  durch  welche  Naturge- 
walten geschieden  worden?  Wir  wissen. es  noch  nicht.  Die 
Verschiedenheit  der  Hauptrassen  aber  sowohl  in  ihrem  Kör- 
perbau und  in  ihrer  Farbe,  als  in  ihrer  geistigen  Anlage  ist 
schon  da  io  den  ersten  Auffingen  der  bekannten  Entwick- 
lungsgeschichte der  Menschheit  und  sie  ist  bis  auf  heute 
wesentlich  dieselbe  geblieben.  Es  hat  ach  wohl  keine  der- 
selben ganz  rein  erhalten  und  mancherlei  Mischungen  der 
Geschichte  haben  grosse  Bestandtheile  der  Urrssaen  zum 
Theil  lo^erissen  von  der  Gemetnacbaft  mit  den  Übrigen  Mas- 
sen, zum  Theil  z»  neuen  Völkern  umgewandelt.  Aber  immer- 
f<tft  sind  die  Gegensätze  der  weiszen,  der  schwarzen, 
der  gelben  und  wohl  auch  der  rothen  Rassen  erkennbar 
und  wirksam  und  uiehr  noch  in  der  Entwicklungsgeschichte 
als  in  ihren  zuweilen  trügerischen  Farben.  Es  gibt  wohl 
manche  selbst  sehr  geistreiche  Männer,  welche  die  geistige 
Ungleichheit  dieser  Rassen  in  der  Theorie  läugnen,  aber 
schwerlich  einen,  der  dieselbe  im  practischen  Leben  und 
Verkehr  nicht  fortwährend  beachtet.  Die  ganze  Weltgeschichte 
zeugt  von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  für  die  verschiedene 
Begabung  der  Rassen,  und  selbst  fQr  die  ungleiche  Fähig- 
keit der  einzelnen  Völker,  die  aus  ihnen  erwachsen  sind. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dasz  die  schwarze  Rasse,  die 
Nachtvölker,  wie  Carus  sie  nennt,  in  der  Vorzeit  nicht 
blosz  Afrika,  den  vornehmlich  fUr  sie  bestimmten  Welttheil, 
sondern  ebenso  die  südlichen  Länder  von  Asien  überdeckt 
und  sogar  in  den  südlichen  Ausläufern  des  europäischen 
Festlandes  Wohnsitze  gehabt  habe.  Ueber  das  hohe  Alter 
ilieser  vielleicht  erstgebomen  Rasse  kann  kein  Zweifel  sein. 
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Aber  nie  und  nii^ends  hat  es  diese  Rasse  von  sich  ans  zu 
einer  aach  nur  eioigennaszen  civiliairten  Rechte-  und  Staten- 
büddng  gebracht.  Sie  hat  keiue  wahre  Geschichte.  In  jedem 
Znsammentreffen  mit  Individuen  oder  Stämmen  der  weissen 
Rasse  ist  sie  sofort  unter  deren  Herrschaft  gerathen.  So 
ausschweifend  ihre  Phantasie  und  so  reizbar  ihre  Sinnlichkeit 
istj  so  mangelhaft  ist  ihr  Verstand  ausgestattet  ond  so  schwach 
ihr  Wille.  Von  Natur  kindisch  ist  sie  auf  die  Erziehang 
und  Beherrschung  durch  höhere  Volker  angewiesen. 

Ä1)er  auch  die  Qbrigen  Rassen  der  gelben  (finnisch- 
mongolischen) Völker,  die  in  Asiefl  .vorzflglich  ihre  Heimat 
getanden  haben,  und  die  rotben  (indianisehen)  Volker, 
denen  Amerika  zur  Wohnung  bestimmt  worden,  scheinen 
nur  mit  der  Hülfe  und  imter  der  Leitung  arischer  Männer 
zu  einem  gesicherten  »tätlichen  Dasein  gelangt  zn  sein; 
obwohl  sich  beide  vor  den  NegervOIkem  auszeichnen,  die 
ersteren  durch  groszes  Geschick  fUr  das  materielle  Behagen 
des  Auszern  Lebens  und  Verwaltungstalente,  die  letztern  durch 
männlich -wilden  Muth.  80  mächtig  bewährt  sich  die  Rasse 
als  fortgepflanzte  und  fortwirkende  Anlage  in  der  Geschichte, 
dasz  alle  diese  Volker  fDr  sich  allein,  oder  wo  sie  überwiegen, 
im  günstigsten  Falle  wohlgeordnete,  aber  nirgends  freie 
Staten  hervorgebracht  haben. 

Ueber  sie  erhebt  sich  aber  die  weisze  Rasse  der  so- 
genannten kaukasischen  oder  iranischen  Völker,  die  Carus 
im  Gegensatse  zu  den  Nacht-  nnd  Dämmerungs  -  (Morgen- 
und  Abend -) vOlkem  als  Tagvölker  bezeichnet  hat,  die 
Kinder  der  Sonne  und  des  Himpels,  wie  das  Alterthum  sie 
benannt  hat.  Sie  sind  vorzugsweise  die  historischen  Volker. 
Sie  bestimmen  die  Geschicke  der  Welt.  Alle  höheren  Re- 
ligionen, welche  den  Menschen  mit  Oott  verbinden,  sind 
zuerst  durch  Männer  von  ihrem  Stan^me  geoif'enbart  worden, 
fast  alle  Philosophie  ist  aus  den  Arbeiten  ihres  Geistes  hervor- 
gegangen.    Im  ZusammenstOBz  mit  den  andern  Rassen  sind 
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dieee  zuletzt  immer  poit  ihüen  besiegt  und  ihnen  untertlian 
worden.  Alle  höhere  Statenbildung  geht^rt  ihrem  Impuls  an 
und  ist  ihr  Werk.  Alle  CivilisatiOD,  alle  Vervollkommnung 
der  geistigen  Zustande  der  Menschen  verdanken  wir  — 
nächst  Gott  —  ihrem  Verstände  und  der  Enei^e  ihres 
Willens. 

Diese  Tagv&lker  theilen  sich  aber  in  zwei  grosze  Völker- 
familien, die  Semitischen  und  die  Arischen  (indo-ger- 
maniachen)  Völker.  Die  Semiten  haben  vorzugsweise  eine 
religiöse  Mission  Air  die  Welt.  Das  Judenthuui,  das  Chri- 
stenthum  und  der  Islam,  alle  diese  Religionen  sind  auerst 
unter  Semitischen  Völkern  im  Orient  rerkuodet  worden, 
FQr  den  Stat  aber  sind  sie  weniger  begabt.  D^^en  nimmt 
ntr  die  politische  Geschichte  und  die  Rechtsbildung  hinwie- 
der die  arische  Völkerfamilie,  deren  Sprache  auch  die 
edelste  und  gedankenreichste  ist,  den  obersten  Rang  ein, 
und  diese  hat  voraus  in  Europa  ihre  wahre  Heimat  ge- 
funden und  da  ihren  männlichen  Statsgeiet  zur  Reife  ent- 
faltet. Darauf  ist  das  Recht  dieser  europäisch-arischen 
Völker  begründet,  die  übrigen  Völker  der  Erde  mit  ihren 
Ideen  und  ihren  Insütutioneo  politisch  zu  leiten  und  so  die 
Orgaoiairung  der  Menschbett  zu  vollziehen. 

Wir  betrachten  so  die  Verschiedenheit  der  Menschen- 
rassen  als  ein  Werk  der  schöpferisch  erregten  Natur,  nicht 
als  ein  Werk  unserer  menschlichen  Geschichte,  und  erken- 
nen in  ihnen  natürliche  Varietäten  der  Menschheit. 
Dagegen  die  Völker,  in  welche  die  Rassen 'sich  theilen,. 
oder  welche  aus  der  Mischuug  verschiedener  Rassen  ent- 
standen sind,  sind  offenbar  das  Erzeugnisz  unserer  Geschichte. 
Die  Völker  sind  historische  Glieder  der  Menschheit  und 
ihrer  Rassen.  Zwar  kennen  wir  auch  Urvölker,  d.  h.  die 
uns  Schon  in  den  ersten  Zeiten  begegnen,  von  denen  iibg 
historische  Kunde  zugekommen  ist,  oder  deren  Ursprung 
'  sich  in  ein  dunkles  Alterthum   verliert.     Aber  wir  kennen 
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eine  sehr  groaze  Zahl  Völker,  deren  Entstehung  in  den  Be- 
reich unserer  historischen  Eenntnisz  fiült  und  haben  GrOnde 
genug  fUr  die  Annahme,  dasz  auch  jene  Urvölker  in  ähn- 
licher Weise  entstanden  seien.  Die  Geschichte  durch  ihre 
Trennongen  und  Vermischungen,  wie  durch  ihre  Wandlungen 
und  Entwicklungen  hat  im  Laufe  der  Zeit  die  Völker  geson- 
dert und  neue  Völker  hervorgebracht.  Die  Eigen thumlicbkeit 
der  Völker  zeigt  sich  daher  weniger  noch  in  ihi-er  physischen 
Erecheinang  als  in  ihrem  Geist  und  in  ihrem  Charakter  d.  h. 
in  der  Sprache  und  im  Recht 

Anmerkungen.  1.  PrJcliard  lat  iu  Bf inem  Werke:  Natiirgescbiclite 
Ate  Henscbengeecbl echtes  (in  deulscber  DeberEelzung  von  R.  WagnPr, 
Leipcig  1840,  4  Tbl«.)  rorzüglicb  die  phyaiologiMben  und  sprachlicben 
Untereebiede  und  Terwandtscbarien  der  wesenilicfaen  Rswen  behandelt; 
A.  de  Gobineau  dagegen  in  seinem  Essai  sur  ]'in4galit£  dea  races  liu- 
maines,  Paria  1652 — 55,  mehr  die  politiscben  Gegensätze  darzustellen  gc- 
ancbt  8o  anregend  und  intereaaant  diese  Untenuchangen  sind,  so  ist  la 
beiderlei  Hinsicht  noch  sehr  viel  zu  Ihun,  um  sichere  wiseenscbnrilidie 
Resultate  tn  erreichen.  Das  neueste  und  vielseitige  Werk  ist  von 
7%.    K'ailz,  Anthropologie  der  Naturvölker. 

2.  Ken  hat  die  Bedeutung  der  Rasse  tut  Recbt  und  Slat  lange  In 
der  Wissenschaft  übersehen  und  misiacbtet.  Das  Werk  ton  Gobinenu 
sucht  diesem  Mangel  abzuhelfen ,  ^'erirrt  sich  aber  nicht  selten  in  den  ent- 
gegengesetzten Fehler,  Alles  aus  der  Anlage  der  Rasse  erklären  zu  vriil' 
len.  Er  faszt  die  Rasse  Uberdem  tu  sehr  als  Qeburtsrasse  auf  und 
betont  dl«  Einwirkung  der  Ahstammnng  nnd  des  Geblüts  zu  aa88cblles.c- 
lich.  Es  gibt  nicht  blosz  eine  angeborene  Rasse  —  allerdings  die 
ursprüngliche  und  natürliche  Bedeutung  der  Rasse  —  es  gibt  auch  eini' 
anerzogeoe  Rasse,  die  wir  sowohl  in  den  Familien  als  in  den  Völkern 
deutlich  wahrnehmen ,  und  die  obwohl  recundftr  und  in  höherin  Grade 
von  meoEcblicber  Freiheit  bestimmt,  doch  einen  gewaltigen  Einduaz  aul' 
die  Recbtsbildung  übt.  Man  denke  nur  an  die  römische  Kirche  in  dem 
modernen  Europa,  um  sich  die  Uachl  der  anerzogenen  Rasse  zn  vergcgei,- 
wSrttgen.  Vou  der  Rasse  ist  das  Individuum  txi  unterscbeklen,  und 
die  individuelle  Einwirkung  nicht  minder  zu  beaciiten.  Die  Weltgeschichte 
ist  fast  mehr  noch  von  den  Individuen  als  von  den  Rassen  bestimmt  wor- 
den. Die  wichtigen  Aufschlüsse,  welche  über  diese  Gegensätze  in  Friedr. 
Rohmers  Lehre  von  den  politischen  Parteien  (dargeal«llt  durch  Theo- 
dor Rohme  r,  Zürich  1844)  gegeben  werden,  aind  noch  nicht  so  beaohlei 
und  gewürdigt  worden,  wie  das  Werk  es  verdient. 
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Zweitee  CapiteL 

II.  I>ie  Nation  nnil  das  Volk. 

Eine  willk&rlich  zusammen  gerottete  oder  geworbeoe 
Uenfje  Ueii«chen  bildet  noch  keine  Nation.  Auch  aiif  dem 
Wege  der  Uebereinkunft  einer  Anzahl  Individuen  ist  eo 
wen%  je  ein  Volk  entstanden ,  als  ein  8tat, 

Die  Familienrerbindung  ferner  filr  sich  allein  er- 
zeugt weder  eine  Nation  noi-li  ein  Volk,  und  der  Satz 
SchleiermacherB: '  „Wenn  eine  Masse  von  Familien  unter 
sich  Terbunden  und  von  andern  ausgeschlossen  ist  dnrch 
Ctmnubium,  eo  stellt  sich  die  Volkseinheit  dar,"  wird  in 
zwiefucber  lleziehung  dnrch  die  Gefichichte  widerlegt.  Die 
rSniiscIien  Palricier  waren  unter  sich  durch  Connubinm  ver- 
bunden ,  die  Plebejer  ebenso.  Aber  weder  jene  noch  diese 
waren  ft)r  sich  allein  das  i-ömischa  Volk;  nnd  beide  waren 
in  ftiterer  Zeit  nicht  duirh  Connubinm  mit  einander  ver- 
bunden, und  doch  bestand  das  römische  Volk  aus  ihrer 
Vereinigung.  Die  geroianischen  Völker  waren  aus  Stftnden 
verbunden,  von  welchen  jeder  nur  in  seinem  Innern  unter 
seines  Gleichen  die  Ehegenossenschaft  zuliesz.  In  neuerer 
Zeit  endlich  besteht  überall  Rhegenossenschatl  und  Familien- 
Verbindung  auch  unter  vei-schiedenen  Nationen,  ohne  dasz 
daraus  eine  neue  Nation  entsteht. 

Die  Entstehung  einer  Nation  setzt  eine  neue  Spaltung 
innerhalb  der  bisherigen  Rassen  oder  einer  alten  gvOszereu 
Nation  voraus  und  eine  Al>zweigung  des  Theiles,  der  fllr 
sich  eine  eigenthUmUche  Bedeutung  gewinnt  oder  dnrch 
Mischung  mit  andern  Bestand theilen  von  andern  Rassen  oder 
Nationen  eine  neue  Gestalt  annimmt.  Auf  die  Bildung  einer 
Nation  hat  aber  der  Geist  den  machtigsten  Einflusz.  Im 
alten  Orient  und   theilweise   wieder   im  Mittelalter  war  es 

■  Ettiik.  |.  267. 
RluntHchli,  allgemeine!!  SUtsrecht.    I.  6 
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zuweilen  der  Geist  <lei'  Keligion,  der  die  GlHiibensgeiiodsen 
21)  einer  neuen  Nation  rerband  und  von  den  Äudei-sgläubi- 
gen  trennte.  Stärker  aber  nocli  und  dnrchgreireDder  trennt 
und  verbindet  die  Nationen  der  Geist  der  Sprache.  Die 
Sprachgemeinscliaft  ist  das  sicherste  Zeichen  der  natio- 
len  Gemeinschaft.  Sie  bedeutet  Einheit  der  Oeisteecultur. 
Erst  in  zweiter  Liiiie  schlieszt  sich  die  Oemeinschart  der 
ffitte,  lind  des  Rechta  an.  Aber  nur  allnifthtich  wächst  die 
Nation  zu  einer  solchen  Einheit  zusammen ,  welche  sich  Ober 
die  Individuen  und  Ulier  die  Familien  erhebt  und  Alle  ver- 
bindet. Dann  tritt  auch  die  besondere  Art  siclilbnr  hervor 
in  der  Physionomie  der  Nation,  in  der  Haltung,  Kleidung, 
Wohnung  derselben,  in  hundert  kleinen  Zfigen,  die  leicht 
zw  erkennen,  schwer  zu  beschreiben  sind.  Erat  wenn  die 
Nation  ihre  Eigenart  schon  durch  mehrere  Generationen 
hindurch  fortgepflanzt  hat,  zeigt  eich  so  die  nationale 
Kasse  mit  ihren  Vorzügen  und  ihren  Schwftohen,  im  Geist 
and  Charakter  wie  in  den  E4>rpereigenechaneu. 

^Die  Nation  ist  ein  Cutturbegriff.  Das  Volk  über  ist  ein 
»tatsrechtlicher  Begriff.  Erst  im  State  und  durch  den  Stat 
wird  die  Nation  zum  Volk.  Die  Statsgemeinschaft  bil- 
det die  Volkseinheit 

Auch  das  Volk  im  eigentliciien  Sinne  —  die  Ausdrücke 
Nation  und  Volk  werden  nicht  immer  auseinandev  gehalten 
—  bedarf,  damit  es  zu  einer  wahren  Einheit  wird,  eines 
dauernden  Zusammenseins  und  Zusammenlebriis.  Dann  bildet 
sich  ein  bestimmter  Volksgeist  aus  und  ein  bestimmter 
Volkecharakter,  die  verschieden  sind  von  dem  indivi- 
duellen Geist  und  Charakter  und  fortgepflanzt  werden  in 
der  Masse  der  Volksgenossen.  Es  gibt  daher  auch  eine 
Volksrasse,  wie  es  eine  nationale  Rasse  gibt  und  beide 
treßien   nicht  immer  zusammen. 

Die  Nation  kann  nur  im  natürlichen,  nicht  im  juristi- 
schen Sinne   eine  Person   genannt   werden,  weil    sie  in  der 
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Spradie  die  Einheit  ihres  Geistes  üuezert.  Aber  ihre  Ge- 
meinschuft  ist  nicht  zu  einem  Rechtswesen  abgeschlossen: 
Ke  iat  kam  statereehdielw  Persoo.  Das  Volk  dagegen, 
welches  im  State  einen  Gesammtkörper  gefondaa  hat,  ist 
zugleich  eine  Rechtsperson  geworden. 

Auch  die  Völker  sind  organische  Wesen;  and  desz- 
halb  stehen  sie  unter  den  Natut^eselzen  alles  organischen 
Lebens.  In  der  Entwicklungsgeschichte  der  Volker  lassen 
sich  dieselben  Altersperioden  unterscheiden,  wie  in  dem 
Leben  der  Individuen.  Die  natürlichen  Kräfte  und  Aulagen 
eines  Volkes,  seine  Vorstellungen,  seine  BedUrrnisse  sind 
anders  in  der  Zeit  seiner  Kindheit,  und  anders  in  der  Zeit 
seines  Alters.  Wie  fQr  den  einzelnen  Menschen,  so  ist  auch 
fUr  das  Volk  die  mittlere  Periode  seines  Lebens  regelmAszig 
die  Zeit  der  höchsten  Entwicklung  seines  Geistes  und  seiner 
Macht.  Nur  sind  diese  Perioden  bei  den  Völkern  nach 
Jahrhunderten  zu  bemessen ,  während  sie  hei  den  Individuen 
nach  Jahrzehnten  sich  unterscheiden.  Unsterblichktüt  aber 
schünt  auch  den  Völkern  nicht  verliehen  zu  sein. 

Anmerkungen.  1.  El  iat  ein  Verdienst  Sa  vigny 's,  die  Bedeutung 
des  Volke«  als  eine«  organisclien  Wesens  und  den  Einlliuz  sefner  LebeuR- 
nlter  Bur  die  Rechtsbildiing  in  Deiilschland  wieder  iiacbdrnckMni  berror- 
gehoben  za  haben, 

2.  leb  habe  früher,  dem  rrauräsiscben  Sprsch gebrauche  Tolgend,  das 
Naturvolk  „Volk"  (people)  und  das  Stalsvolk  gKatlon"  genannt.  Die 
Etymologie  begröndet  aber  den  nmgekebrleii  Sprerhgebraiich,  indem  natio 
von  uHscl  auf  die  Geburt  und  die  Rasse,  Volk  (populns,  ttSXii)  auf  die 
Stadt  und  den  Slat  bindentet,  und  das  deutsche  SprecbgefUhl  folgt  dieser 
Deutung.  Demgemäai  waren  die  Deutsclieu  im  Mittelalter  eine  Kation 
uud  du  Volk,  nud  siud  sie  heule  nur  eine  Nation,  welche  verlangt  wieder 
ein  Volk  ta  werden,  was  die  Schweizer,  obwohl  aus  verechiedeneii 
Nationaliifilen  iiisammengesettt,  deuDoch  geworden  sind. 
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Drittes  GapiteL 

NnUoiioti;  Knlitr. 

Es  ist  ein  Fortschritt  clerCivilisvtion,  dasz  wir  anfangen, 
von  nationalen  R«chten  zn  sprechen  nnd  Achtung  fltr  die- 
selben zu  fordern.  Da  die  Nationen  Theile  der  Menschheit 
und  das  Product  eines  groszen  welthistorischen  Entwicklungs- 
pi-ocesses  sind,  so  sollen  sie  anch  in  ihrem  Bestände  beachtet 
und  geschützt  werden.  Das  erste  und  natürlichste  Grund- 
recht ist  allezeit  die  menschliche  Existenz.  Welche  uiensch- 
liche  Existenz  aber,  halte  ein  besseres  Recht  von  Natur  als 
die  des  nationalen  Geuseingeistes?  Sie  ist  ja  zugleich  die 
Unterlage  auch  der  individuellen  Existenz  und  eine  Grund- 
bedingung der  Entwicklung  der  Menschheit. 

Aber  nur  allumhiich  wird  es  gelingen,  dieses  zunächst 
blosz  sittliche  Gebot  in  die  entsprechende  Rechlsforaie!  zn 
lassen.  Die  Hauptbedeutung  des  Nationalitätsprincips 
liegt  vorerst  noch  in  der  Politik,  nicht  im  Statsrecht. 

Als  nationale  Rechtsgrunde&tze  aber  lassen  sich  Tolgeiide 
anführen,  die  daher  von  den  Genossen  derselben  Nation 
geltend  gemacht  werden  dürfen: 

I)  Das  Recht  auf  die  nationale  Sprache. 

Die  Spruche  ist  das  eigenste  Gut  jeder  Nation,  in  der 
Sprache  vorzüglich  gibt  sich  die  Eigenart  derselben  kund^ 
sie  ist  das  stärkste  Band,  welches  die  Genossen  der  Nation 
zu  einer  Culturgemeinschart  verbindet. 

Daher  darf  der  Stut  nicht  der  Nation  ihre  Sprache  ver- 
bieten, noch  die  Ausbildung  derselben  und  ihre  Litteratur 
untersagen.  Es  ist  im  Oegentheil  Statspflicht,  die  Cultur  der 
Sprache  fi-ei  gewähren  zu  lassen  und  so  weit  die  allgemeinen 
Bitdungsinteressen  nicht  dadurch  verletzt  werden,  wohlwollend 
zu  fördern.  '    Die  Unterdrückung  der  einheimischen  Sprechen 

■  Oeslerreich.  Slnlivtrhseuiig   v.  1649,  §.  &;    „Alle  VolkMUtmine 
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der  ProTiiizialeii  durch  die  Römer  war  ein  ftirchtbai-er  Misz- 
brauch  der  Slnfsgewalf.,  und  das  Verbot  der  «endibchen 
Volkssprache  in  dem  Gebiete  des  deutschen  Ordens  unter 
Androhung  der  Todesstrafe  war  eine  widerrechtliche  Harbarei. 

Aus  diesem  Princip  folgt  aber  nicht,  tltise  es  in  den 
Statsangelegenheiten  nicht  eine  bevorzugte  St»  tssp/ache 
geben  dürfe  mit  Ausschlusz  iiller  übrigen  Volkssprachen. 
80  weit  es  sicii  nicht  um  das  blosze  Natiooalleben,  sondern 
um  das  Statsleben  handelt,  da  kann  das  Interesse  des  ge- 
»ammten  Slatavolkes  die  Einheit  der  Sprache  erfordern.  80 
wird  im  englischen  Parlamente  mit  Recht  nur  englisch,  nicht 
auch  irisch  noch  gäJisch  gesprochen,  in  den  französischen 
Central behörden  nur  französisch,  nicht  auch  deutsch  noch  kel- 
tisch. Sorgfältiger  aber  achtet  die  Schweiz  die  verschiedenen 
Nationaliiaten,  aus  denen  sie  zusaniniengeselzt  ist,  indem 
sie  die  deutsche  mit  der  französischen  Stolsspi-ache  verbindet, 
und  nach  Bedürfnisz  auch  die  italienische  respectirl. 

Ebenso  wenig  ist  der  Stat  gehindert,  dafür  zn  sorgen, 
dafz  in  den  Schulen  die  höhere  Cultursprache  gepflegt  und 
die  Kinder  einer  noch  nngebildeien  Nation  an  der  Errungen- 
schaft «nd  Erbschaft  einer  veredelten  Litleratiir  einen  Antheil 
erhalten. 

2)  Die  Nation  hat  ferner  ein  Hecht,  ihre  nationale 
Sitte  zu  üben,  so  weit  dieselbe  nicht  dem  höhern  mensch- 
lichen Sittengesetze  widerstreitet,  oder  die  Rechte  des  States 
verletzt  Die  herrschenden  Engländer  sind  berechtigt,  nicht 
länger  zu  dulden,  dasz  die  indischen  Frauen  zur  Todtenfeier 
ihrer  Männer  sich  ebenfalls  dem  Tode  opfern:  die  Unter- 
sagung  aber  unschädlicher  Volksspiele  ist  eine  nicht  zu  recht- 
fertigende Anmaszung  des  States. 

3)  Auf  dem  Gebiete  der  eigentlichen  Kechtsin- 
stitutioneu  ist  die  Berecbtigting  der  btoszen  Nation  auf 

aiixJ  glei'chbei'eclitigt  (?)  und  je<kr  VolhMlamm  liet  ein  iinTerlelzlirhc» 
ft«cht  auf  VVtiiirQiig  und  PH^«  eeiner  NaüoDalitkl  und  Spracbe." 
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atfttliche  Anei-kciiniiiig  und  Schute  geringer,  weil  hier  theils 
die  Einheit  und  Hunnotiie  des  States,  llieiU  die  Interessen 
des  staüichen  OulLurvolkes  einen  natnrgem&szen  höhern  Ein- 
fjusz  ftuszern.  Eine  die  Gesanimtbevölkening  iimritssend«', 
und  die  einzelnen  VoJksrechte  uinbildei  de  oder  eut1iet>ende 
Gesetzi^ebung  ist  ein  Bedllrfnisz  des  entwickelten  States. 
Man  darr  es  den  Römern  nichl  verai^en,  dasz  sie  das  rö- 
mische Recht  flbemll  in  ihrem  Reiche  einzuführen  suchten: 
and  wenn  in  Oesterreich  die  Verhältnisse  des  Griiiideigen- 
thums  Überall  in  gleicher  Weise  geordnet  und  widerstreitende 
nationale  Rechtshbungen  wie  in  Ungarn  beseitigt  werden, 
so  ist  das,  insoreni  nur  die  verrasbungsmäszigen  Formen 
beachtet  werden,  ein  gemeinsamer  Forlschrilt  in  der  Rechts- 
cultur.  Rilcksichtfiloses  Unuiusz  aber  venlient  Tiidel.  Einen 
der  ärgsten  MiszgriHc  der  Art  hat  das  englische  Parlament 
begangen,  als  es  1773  in  Bengalen  die  Ponnen  des  eng- 
lischen Genchls Verfahrens  und  des  englischen  Rechts  den 
danir  nnreifen  Indiern  aurnOlltigen  wollte.  In  den  deutschen 
Staten  aber  rerndir  man  gleichzeitig  in  der  Aufrechthaltung 
eines  wahren  Wustes  ron  hergebrachten  Statntarrechten  für 
kleine  Volkspa reellen  ilberängsllich,  und  in  der  EinfQhrung 
eines  fremden  gemeinen  Recliles  fUr  die  Nation  über  die 
Haszen  kilhn  und  eingreifend. 

Mit  Bezug  auf  die  Furtbildung  des  Rechts  gewinnt  da- 
her das  Volk  die  Oberhand  ttber  die  Nation  und  vor  der 
Einheit  des  Gesetzes  und  der  RechtspUege  müssen  sich  die 
nationalen  Verschiedenheiten  beugen,  die  Uechlfigleichheit 
der  Statsbürger  erhält  den  Vorzug  vor  der  Mannigfaltigkeit 
der  nationalen  Uebnngen.  Es  ist  den  Römern  doch  ^ehr 
viel  leichter  geworden,  die  unlerthlinigen  Nationen  im  Recht 
zu  romanisiren  als  in  der  Sprache  zu  latinisiren,  und  wir 
nehmen  geringen  Anstosz  daran,  da£z  die  Franzosen  ihren 
0)de  Napoleon  mich  auf  das  deutsche  Elsasz  und  auf  die 
alt-gallisciic  Bretagne  anwenden.    Wir  tadeln  es  nicht,  wenn 
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die  englische  Geeetzgebung  auch  das  Recht  der  Iren  und 
der  WftlJiser  gleichoiÄszig  ordnet.  Aber  wir  erinnern  uns 
doch  auch,  dusz  der  Versuch  der  Römer,  die  noch  rohen 
Germanen  der  rOmiscbcn  Rechtsptl^e  zu  unterwerrcn,  den 
groszeu  geiiiianischen  Freilieilslcanipf  enlzllndet  hat  und  es 
während  Jahrhunderten  ein  Princip  der  germunbchen  Rechls- 
Oberzeiignng  war,  man  mtlBse  jede  Nation  bei  ihrem  Rechte 
lafisen  und  jeden  nach  seinem  angebornen  (d.  h.  nationalen) 
Rechte  sciiillzeii.  Diu  altrümische  Uaxime  einseitig  durch- 
gelUhrl,  halte  nlle  nationale  Freiheit  mit  dem  nationalen 
Recht  zerstört,  die  alt-germanische  Weise  zähe  bewahrt, 
hätte  alle  höhere  Stats-  und  Rechtscultur  unniüglicli  gemRclit. 
Es  war  ein  GlUck  Dir  die  Freiheit  der  Nationen  und  fltr  die 
rortschreitende  Cirilisalion,  dasz  Rtiuier  und  Germanen  feind- 
lich aufeinander  trafen  und  keines  der  beiden  Principien  tu 
alleiniger  Herrschaft  gelanf!,te. 

4)  Wird  eine  Nation  in  ihrer  sittlichen  und  geistigen 
Existenz  von  der  Statsgewalt  angegriffen,  so  sind  ihre  Ge- 
nossen zum  zfthestcn  Widerstand  dagegen  reranlaszt. 
Es  gibt  keine  gerechtere  Ursache  zur  Auflehnung  wider  die 
Tyrannei,  als  die  Vertheidigung  der  Ntttion»litAt.  '  Die  Le- 
galität kann  dabei  Schaden  leiden,  das  Recht  wird  nicht 
verletzt. 

6)  Zwischen  der  Nation  und  dem  Volk  besteht  eine 
natürliche  Wechselwirkung.  Politisch  begabte  Nationen  kön- 
nen zu  voller  Entfaltung  ihrer  Natur  gelangen,  wenn  sie 
Volker  werden,  und  VOlker,  die  aus  mancherlei  natio- 
nalen Elementen  gemischt  sind,  haben  hinwieder  das  Streben, 

'  NubtAr  ^freiiaseiis  Recht  gegen  den  SüulisischeD  HoO^  nt>ie  Ue- 
meiiiscbaft  der  Nationalität  Ist  böber  als  die  StataTertaältutase,  welche  die 
verBcliiedeneo  Vüllier  eini'S  Steromes  vereinigen  oder  ti-ennen.  Dnrch 
QraniniBiik ,  Spi-aeliP,  Sitleii,  Tredilion  und  Liteialar  eut«tehL  eine  Ver- 
brüderniig  xwlsclien  ihnen,  die  sie  mii  fremden  Stämmen  scheidet,  diu) 
die  AbaouderuDg,  die  ulch  mit  dem  Aiielaiide  gegen  den  eignen  Stamv 
vtM-biiidet,  lar  Riicblo«igheit  inBuht." 
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zu  besnudeni  Mulioiieii  zu  werileu.  Die  Politik  bmchlet 
diese  Wandlungen  niid  sucht  sie  zu  fördern  oder  zu  hin- 
dern. Aber  such  die  tiefsten  Reclitsfmgen  werden  liier  an- 
geregt. 

Versuchen  wir's,  «isige  Rechtasötze  auszusprechen: 

a)  Nicht  jede  Nation  ist  berechtigt,  sich  als  Volk 
zu  constituiren.  Sie  ist  es  nicht,  wenn  sie  nicht  die  gei- 
stige und  sittliche  Fähigkeit  hat,  sich  selbst  tu  r^iereii 
Nicht  alle  Nationen  sind  von  Natur  Statsvtiifcer.  Den  «inen 
fehlt  es  nu  einer  ihnen  eigen thfluilichen  Slatsidee,  den  an- 
dern an  dtir  Kratl,  dieselbe  selbsldndig  zu  verwirklichen. 
Ohne  Fähigkeit  aber  kein  Recht.  Solche  Nationen  sind 
daher  von  Gott  nnd  der  Geschichte  darauf  angewiesen,  sich 
der  Leitung  oder  Erziehung  begnblerer  und  kraftigerer  Vol- 
ker unterzuordnen. 

b)  Jede  Nution,  welche  eine  eigen thUui liehe  Stuts- 
idee und  zugleich  die  Kraft  und  das  BedUrfnisz  hat, 
dieselbe  zu  verwirklichen,  ist  berechtigt,  einen  nationalen 
Stut  zu  bilden;  aber  sie  ist  bei  diesem  Streben  verpflichtet, 
die  histoi-ische  Rechtsordnung  insoweit  za  respekdren,  als 
dieselbe  nicht  ihre  naturgeuiäsze  Entwicklung  widerrechtlich 
bindert. 

c)  Die  Herstellung  eines  nationalen  States  erfordert  kei- 
neswegs die  Vereinigung  aller  aaljonaleu  Bestandtheile  zu 
Einem  Stat^anzen,  sondern  nur  ein  so  starkes  Zusammen- 
wirken nationaler  Elemente,  dasz  das  der  Nation  eigene 
Slatenbild  zu  sicherer  und  ausreichender  Erscheinung  gelangt. 

d)  Die  höchste  Statenhildung  beschränkt  sich  nicht  auf 
eine  einzelne  Nationalilfit,  sondern  verbindet  verschiedene 
nationale  Elemente  zu  einer  gemeinsamen  oieuschlichen 
Ordnung. 

Ueber  jene  Fähigkeit  und  Würdigkeit  entscheidet  frei- 
lich bei  dem  unvollkommenen  Zustande  des  Völkerrechts 
kein  menschliches,   sonderii  nur  das  Gotte^ericht ,   welches 
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Ml  der  Weltgeschichte  fKh  oH'enburl.  Nur  in  groszen  Käni- 
pßeu  durch  Seine  leiden  und  seine  Thate«  bewährt  das  Volk 
gewöhnlich  seine  Berediligitng. 


Viertes  CapiteL 

VulkelhUmliL-likeii  der  VfifaesuuK. 

H(>lier  berechtigt  im  State  als  das  blwze  Naturvolk 
(diu  Nation)  ist  das  Staterolk.  Es  ist  die  lebendige  Ge- 
sa in  in  tindiri  dual)  tfit,  welche  in  deui  Statskörper  wOhnt. 

Ee  ist  keineswegs  nothwendig,  dasz  das  Statsvolk  nur 
aus  Eineoi  Naturvolke  bestehe:  und  sogar  zuträglich, 
dasz  es  verschiedene  nationale  Bestasdtheile  in 
sich  bab«;.  Diese  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  NaÜo- 
nalitfiten  in  Einem  Volke  kann  dazu  dienen ,  dasz  die  Mftngel 
derselben  ergänzt  und  die  Vorzüge  derselben  gesteigert  wer- 
den. Zugleich  dient  diese  Mischung  dazu,  das  Bewuszisein 
wach  zu  erhalten,  dasz  die  Bestimmung  des  States  nicht 
eine  blosz  volksmfiszige,  sondern  eine  menschliche  sei. 

Dagegen  ist  es  der  Einheit  des  States  allerdings  sehr 
förderlich,  wenn  das  Statsvolk  wesentlich  auf  eine  be- 
stimmte Uauptnation  sich  stutzen  kann  und  die  übrigen 
Volkaelemente  nur  in  einem  untergeordneten  Verhält- 
nisse zu  demselben  stehen,  wie  die  Deutschen  in  Frankreich 
und  Rusziand,  die  slavischen  Stämme  in  Preuszen,  die  Ju- 
den in  Deutschland,  die  Franzosen  in  Nordamerika.  Viel 
schwieriger  ist  die  Einheit  des  Statsvolkes  zu  begründen 
und  zu  bewahren,  wenn  dieselbe  aus  mehreren  Natiuuen 
bestellt,  welche  an  Macht  und  Bedeutung  mit  einander 
wetteifern.  Diese  Schwierigkeit  hatte  England  zu  Über- 
winden, indem  es  erst  die  Sachsen  und  die  Noruiannen, 
dann  die  Engländer  und  Schuften,    zuletzt  diese  zusammen 
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lind  die  Iren  einigle,  und  ihr  zu  erliegen  war  Rlr  Oester- 
reicb  eine  nahe  Gefahr. 

Süll  der  Stst  als  Leib  des  Volks  säne  Bestimmung  er- 
füllen, 60  ist  es  klar,  dasz  seine  Einrichtungen  und  Gesetze 
auf  die  Eigenschaften  und  die  Bedürfnisse  desselben  Kt)ck- 
sicht  nehmen,  mit  einem  Worte,  dasz  der  Stat  rolks- 
th  U  m  1  i  (! h  sein  nuisz.  Eine  Statsverfassung ,  welche  zu 
dem  Charakter  des  Volks  nicht  paszt,  seine  EigentbUinlich- 
keit  nicht  beachtet,  seinem  Geiste  und  seiner  Sinnesweise 
nicht  gemäsz  ist,  ist  eiu  unnatürlicher  und  ein  untaug- 
ticher  Körper.  Wird  dieselbe  durch  fremde  Gewalt  einer 
Nation  aufgedningen,  oder  wie  wir  das  auch  schon  in  Zei- 
ten groszer  politischen  Fieber  gesehen  haben,  von  dem  uiisz- 
leiteten  und  kranken  Volke  selbst  gewählt,  so  stUrzt  eäe 
immer  wieder  zusammen,  sobald  jene  Gewalt  nachlüszt, 
oder  das  Volk  seine  Besonnenheit  wieder  findet.  In  beiden 
FAllen>  ist  aber  das  Gebrechen  in  dem  statlichen  Organismus 
so  grosz,  du6z  dasselbe  auch  den  Untei^ang  des  Volkes  zur 
Folge  haben  kann  und  jedenfalls  seine  volle  Gesundheit  auf 
lange  Zeit  hin  verhindert. 

Jede  gmsze  Nation,  die  geeignet  ist  zum  Statsvolk  zu 
werden,  hat  ancli  eine  eigenthümliche  politische  Lebensan- 
sicht, und  eine  besondere  statliche  Mission.  Die 
Nation  erllUtt  diese  ihre  Bestiumiung,  indem  sie  dem  State 
das  Gepräge  ihres  Wesens  verleiht.  Die  Verschie- 
denheit der  Völker  entspricht  so  der  Verschiedenheit  der 
Nationen,  unri  die  Mannichbltigkeit  der  statlichen  Formen 
beurkundet  die  Hannichbltigkeit,  welche  Gott  in  die  Natur 
der  Nationen  gelegt  hat. 

Die  Eigentbünilichkeit  des  Volkes  spiegelt  sich  aber 
nicht  etwa  ein  füi-  allem»!  in  dem  State  ab.  Das  Volk 
durchlebt  verschiedene  Phasen  seiner  Entwicklung',  und  es 
ändern  sich,  obwohl  es  wesentlich  dasselbe  bleibt,  doch  seine 
Bedürfnisse  nnd  seine  Ansiciiten,  je  nach  der  Lebensperiode. 
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in  welcher  es  gerade  steht.  Der  nationale  und  Tolkstham- 
liche  Stat  begleitet  das  Volk  auch  in  dieser  Entwicklung, 
lind  macht  auch  in  seinem  Organismus  ähnliche  Wand- 
lungen und  Umgestaltungen  durch,  ohne  deszhalb 
völlig  ein  anderer  zu  werden.  Wie  sehr  verschieden 
war  die  äussere  Erscheinung  des  römischen  States  in  den 
verschiedenen  Perioden  »einer  Geschichte,  und  dennoch  wie 
klar  stellt  sich  fortwahrend  der  national-römische  Charakter 
derselben  dar.  Die  königliche ,  die  republikanische ,  die 
kaiserliche  Statsrurni  entsprechen  den  verschiedenen  Lebens- 
altern des  römischen  Volks,  in  allen  aber  wird  das  speciSsch' 
römische  Gepräge  sichtbar.  Die  englische  Monarchie  unter 
den  Tudors  ujitersclieidet  sich  von  der  englischen  Monarchie 
Hüter  dem  Hause  Hannover,  wie  sich  die  Entwicklungsstufen 
des  englischen  Volkes  im  XVI.  und  XVIU.  Jahrhundert  un- 
terscheiden. 

Fassen  wir  das  Gesagte  in  Einem  Salze  zusammen:  Die 
naturgeniüsze  Slatsforni  entspricht  jeder  Zeit  der 
I^igenthUnilichkeit  Und  der  Entwicklungeperiode 
des  Volkes,  welches  in  dem  State  lebt. 

Anroerknogen.  1.  Cato  bei  Cicero  de  Kepuül.  II.  21.  „Nee  lern- 
(lOris  aiiias  nee  liominie  est  conslitiUio  reipablicae." 

%  Friedrich  der  Uii^ze  vnu  Pi-euBzeu  (im  Antimaccbiav.  12,):  „Die 
Chsraklere  der  Individnen  sind  verschieden,  und  die  Natur  hat  dieselbe 
Verschiedenheit  iu  den  Chai'skleren  (datis  les  lempirsmeut«)  der  Slaleu 
ben'orgebrncbt.  leb  \eriiiehe  unter  Cliaiakler  eines  Sisles  erine  Lage, 
seine  Ausdehnung,  die  Zalit  und  den  eigenlhiim lieben  Geist  seiner  Völker, 
seinen  Handel,  seine  Gewohnheiten,  seine  Gesetze,  seine  Stärke,  sei'iie 
Mängel,  seine  Reicht liiimer,  seine  Hlilfsquellen." 

3.  Df  Matürr  (17SC):  „Eine  Vermssung,  welclie  täi  alte  Nationen 
geuischt  ist,  taugt  Tür  gar  keinem  sie  ist  eine  leere  Absiractioii,  ein  Werk 
der  Schule,  nur  geeignet,  den  Geist  an  idealen  Voranssetznngen  tn  üben, 
und  ßr  den  reinen  Menschen  iu  den  Miigebildelen  H&amen  besliroint,  wu 
er  allein  in  linden  ist"  (ipi'ü  faut  adreseer  k  l'bomme  dans  les  espaces 
iniagiuaires  od  ü  hablte). 

4.  Napoleon  an  die  Schweizer  (ItKIS»:  ,Eine  Kegiernngsrorm ,  die 
nichi  das  KcBullat  einer  langen  Keihe  von  Begebenhriieri,  l'nglUcktflilkn. 
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AnslimgDugen  und  UDlemehniniigeii  rinee  VoJkea  i«t,  kadn  nirmal« 
Wnwel  raueii." 

5.  Sirniotiili,  Stadkii  Über  die  Virfassung  freier  Völker:  ,Üie  Vvr- 
DiBBimg  nicbl  minder  nls  dieGM«tze  bernhen  auf  den  Gewohnhcit«u  einer 
KetioD,  ihrVD  Neigungen,  Erinnerongen,  enf  den  Bedtlrfniaaen  ihrer  Vor- 
HlelluDgaweiM,  Es  ist  «in  uii\erkfDtibaieB  Zeichen  rines  auaieiM  ober- 
llücli liehe»  nud  zugleich  ralachen  Geistes^  wenn  er  Geraucht  wird,  eine 
neue  VerABanog  einem  Volke  nichi  nach  Reinem  ei  gen  Ihü  milchen  Geiale 
und  seiner  eigenen  Gi-tchlchte,  coodem  nach  einigen  allgemeinm  SUien 
■u  geben,  welche  man  mit  dem  Kamen  von  Prindpien  m^chlkh  ehi-L 
Hie  letzlen  fünfiig  Jahre,  welche  so  viele  anrprnrhsTolle  Verfasaungra 
Ijabeu  entsleheti  fchen,  und  in  welchen  so  viel«  Verfaspungen  blosz  ent- 
lehnt worden,  können  such  dafilr  ZengniBE  geben,  daaz  von  all  dieaeu 
•neb  nicht  eine  den  Erwartiiiigen  ihre«  Urhebers  oder  den  Hoffnungen 
derer,  welche  sie  angenommen,  entaproclien  liabe.'' 

6  L.  Kauke  (.Zeitschr.  I.  91.):  „l'narc  Lehi«  ist,  dasz  ein  jedea 
Volk  seine  eigene  Politik  habe.  Wae  will  sie  docli  sagen,  die  National- 
Unabhängigkeit,  von  der  all«  QemüÜier  durchdrungen  sind?  Kann  aie 
nllein  bedeuten,  dasz  kein  fremder  lutendant  in  unsern  Stadien  sitze,  uud 
keine  fi-emde  Truppe  unser  Land  durchziehe?  Heiszt  ee  nicht  vielmehr, 
dasK  wir  HiiBcre  geiiligtu  Eigenschaften,  ohne  von  Anderen  abznbängcn. 
XII  dem  Grade  von  Vollkonimeuheit  bringen,  deren  aie  in  sich  selber 
lUbig  siud?" 


Fünftes  Capitel 

111.  Die  Slftmme. 

Wie  die  Rassen  der  Menschheit  in  verschiedene  Nuüoiien, 
so  (heilen  eich  die  Nationen  in  Stämute.  Die  Vei*waDdt6chBrt 
der  Nationen  wird  zwar  dem  schärferen  Forscher  auch  in  der 
Spruche,  in  den  Sitten,  im  Rechte  sichtbar.  Aber  die  Na- 
tionen selbst,  die  zu  derselben  Menschenrasse  gehören,  ver- 
stehen sich  nicht  mehr,  sie  sind  einander  fremd  geworden. 
Dsgegea  die  verschiedenen  St&mme  Einer  Nation  filhleu 
sich  durch  die  gemeinsame  Sprache  und  Sitte  zu  einer 
Weseusgemeinschaft  verbunden.  Dem  Bewusztsein  derglei- 
chen Nationalitat  tritt  zwar  in  den  Stämmen  auch  die 
Besonderheit    und    Verschiedenheit    der    St&mme 
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on^egei)  und  sclieidet  wieder,  was  in  weiterem  Kreise  zu- 
saDiuieii  gehört.  Aber  die  nationale  Sprache,  welcher  da« 
Ohr  aller  SCfinime  sich  öfßiet,  hall  das  Gefllhl  der  Volks- 
einheit und  der  Verwandtschaft  wach.  Id  den  Dia- 
lekten zeigt  sich  beides,  die  Volkseinheit  und  die  Stammes- 
rerschiedenbeit.  Sie  verhalten  sich  znr  Sprache,  wie  die 
partikuläi-en  dtammesrechte  zum  gemeinen  Volksrecht. 

Die  Stämme  sind,  wJe  die  Nationen  selbst,  ein  Erzeag- 
nisz  der  Oeschichte,  welche  die  inneren  Gegensätze  auch 
massenhaft  zur  Entwicklung  und  Erscheinung  treibt.  Sie 
sind  aber  nur  Fractionen  der  Nationen,  d.h.  sie  haben 
keinen  eigenen  selbständigen  National typns,  sondern  sind  nur 
ein  cigenthUnilich  betonter  und  gefärbter  Ausdruck  des  ge- 
meinsamen Nationalgeistes.  In  dieser  Weise  pflanzen  sie  sich 
fort  und  erhalten  sowohl  ihr  besonderes  Dasein  als  die  innem 
Gegensätze ,  welche  auf  die  Natur  der  Nation  einwirken.  Der 
Man iiich faltigkeil  und  dem  Reichlhum  des  nationalen  Lebens 
ist  die  Besonderheit  der  Stämme  gitnstig,  der  Einheit  eines 
gröszeren  nationalen  States  aber  ist  sie  oft  zum  Hindennsz  ge- 
worden. Rom  ist  durch  die  Innern  Kämpfe  seiner  Parteien, 
welche  ursprünglich  sich  an  SlammesunterschJede  anlehnten, 
stark  und  mächtig  geworden;  die  Hellenen  haben  es  wegep 
der  schroffen  G^ensätze  der  Stämme  nie  zu  einem  festen  Ge- 
samuitstut  bringen  können.  Die  Spanier  hatten  ihre  Stämme 
zuletzt  doch  zu  einigen  gewnszt,  Italien  ist  durch  sie  seit 
dem  Mittelalter  zerklüftet.  In  der  groszen  Zeit  des  römi- 
schen Reiches  deutscher  Nation  waren  zwar  die  Stämme 
politisch  oi^anisirt  und  relativ  selbständig,  aber  von  dem 
gemeinsamen  König-  und  Eaiserthum  zu  einem  groszen  State 
verbunden;  in  der  spätem  Geschichte  von  Deut^hland  aber 
hat  die  Eifersucht  und  die  Feindschaft  der  Stämme  einen 
erheblichen  Antheil  an  dem  Verfall  des  Reiches  und  obwohl 
sie  heut  zu  Tage  gemildert  ist,  doch  auch  an  den  unbefrie- 
digten Zuständen  der  Gegenwart. 
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In  <)eo)  titamme  ist,  wie  die  Gesehicfate  lehrt,  auch  ein 
Ansatz  zu  einer  neuen  Vollcsbildung  zu  erkennen. 
Indem  sicli  der  Stamm  absclilieszt  und  trennt  tod  dem  Volke, 
dem  er  von  Natur  angehört,  kau«  er  Ritt  der  Zeit  zii  einem 
neuen  Vollie  werden,  tcMfater  aber  zu  einem  neuen  —  frei- 
lich meisten»  kleinen  Statsrolke,  seltener  zu  einer  neuen 
NatioD.  IKe  letztere  Bildung  ^tiugt  ihm  nur,  wenn  er 
sfeh  mischt  und  in  Fü^e  der  Mischung  auch  die  Sprache 
verändert,  wie  es  dem  gemiaiiischen  Stamme  der  lx>ngo- 
harden  in  Italien  geschehen  ist,  oder  wenn  er  mit  der  Zeit 
seinen  Dialekt  zu  einer  besondern  Sprache  imsbildet,  wie 
die  Holländer  es  gethan  haben. 


Sechstes  GapiteL 

IV.   Die  Kasten. 

Vielleicht  die  älteste,  jedeofalls  aber  die  schrofiste  und 
starrste  Sonderung  der  verschiedenen  Bestandtheile  eines 
neuen  Volkes  sind  die  Kasten.  Das  Easteusystem ,  wie  wir 
es  am  ausgebildetsten  in  Indien  finden,  beruht  auf  zwei 
Prindpien,  welche  einseitig  ausgeprägt  und  gleichsam  ver- 
eteinert  worden  sind:  1)  auf  der  absoluten  Geltung  der 
Hasse'  im  Gegensatze  zu  individueller  Mannichüaltigkeifc, 
d.  h.  auf  der  allein  und  immer  entscheidenden  Vererbung 
des  Bluts,  2)  auf  dem  Glauben,  dasz  die  Gegensätze  der 
Rasse  eine  göttliche  Schöpfung  sdeiu' 

'  Die  lädier  Iiieez^n  die  Kastei)  Tarna,  d.  b.  Farbe.  Je  liöher 
die  Kalte,  desto  reiner  »t  die  weisie  R*»ae,  je  tiefer,  deeto  mehr  ge- 
mischt, vonflglicli  mit  d«n  Blut  der  schwarzen  Raeae.  Vnr  die  drei 
oljerD  Kasten  sind  arisch,  iu  den  Sudras  sind  die  schwarat^u  Elemente 
Überwiegend.    Gobittrau,  de  l'in^galiti  des  races  bumsines.    II.  S.  135  IT. 

*  iMmit  ist  nicht  in  Widenpnid,  dast  die  Kasten  in  Indien  nicht 
etne  wirklich   arsprilngliehe  Einrichtung,    sondern  erat  »päter  entsianiten 
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Dieser  Gtaiib«,  welclien  Plato  durch  kUostliclie  Mittel 
eeiueni  idealen  State  einzupflanzen  gewünscht  hat,  ist  bei 
den  Indern  su  voller  Geltnng  gelangt  lue  ägypiischeii 
Kaaten  sind  nur  eine  Machbildung  der  iodiw-hen.  Die  oberste 
Kaste  'der  Brahmanen,  in  welcher  das  arische  Blnt  am 
reinsten,  obwohl  auch  da  nicht  vtillig  unvemiischt  mit  an- 
dern Bestandtheilen  erhalten  blieb,  ging  nach  dem  indischen 
Uythus  aus  dem  Munde  Gottes  hervor.  Sie  sind  daher  auch 
gleichsam  das  lebendige  Wort  Goltee,  der  reinste  und  vollste 
Ausdruck  des  göttlichen  Wesens.  Ihnen  gebührt  die  Pflege 
der  Wissenschaft  und  der  Religion.  Ihrer  Kunde  und  Sorge 
ist  Tomehmlich  das  Recht  anvertmut.  Der  geringste  Bcalk^ 
mane  ist  als  solcher  höher  zu  achten  als  der  Küaig.  Sie 
sind  vorzugsweise  von  göttlicher  N»tur,  und  wenn  ihnen 
auch  nicht  untersagt  ist,  sich  mit  weltKdien  Aemtem  zu 
befiissen  und  in  irdische  Geschäfte  sieb  zu  mischen,  so  erhöbt 
doch  die  Enthaltsamkeit  von  jedem  materiellen  Genusz  ihre 
Reinheit.*  Wer  einen  Brahmanen  mit  einun  Grashalm 
sohlSgt,  verfilllt  der  Verdunmnisz  der  Hölle. 

Die  zweite  Kaste,  die  Kshatriyas,  aus  denen  der 
König  hervorgeht,  sind  von  dem  Arme  GK>ttes  geschailiBn, 
In  ihnen  ist  dfe  Kraft  und  die  Auezere  Macht  va'leiblicht. 
Sie  sind  die  geborne  Kri^er-  und  Adelskaete.  Handel  tax 
treiben  ^iid  sie  zwar  nicht  verhindert,  aber  die  Waffen* 
Qbung  ist  doch  ihrer  würdiger. 

Die  dritte  Kaste,  die  Visas,  sind  aus  den  Schenkeln 
Ctottes  geboren.  Ihnen  kommen  die  edlern  bürgerlichen 
Gewerbe  zu.  Sie  sind  berufen,  Viehzucht,  Ackerbau  und 
Hundel  zu  betreiben. 

fiiiil.  Jener  Glaube  ist  aui-li  apäter  fulsiBiideu,  wirkte  dann  aber  fort 
Vgl.  über  die  Geediiclile  ätr  Kosleu  Lesaen,  Indische  Alterihumskunde 
I.  801  ff. 

'  Gesetze  Msnu'a  11.  162.  (Iierausg.  v.  A.  Loiseleor  OeslongMibamps. 
P«rit  1833):  , Ein  Brahma oe  soll  weltliche  Ehre  wie  Gift  scfaeoen  and  sich 
nach  Verachtung  der  Keuschen  sehnen  wie  nach  Ambrosia. " 
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t)\e  vierte  «luiikelete  K»8te  endlieh,  die  Siidrss,  slAtn- 
men  &I18  den  Fäszen  GoUee.  Sie  sind  die  dienende  Be- 
vAikerang.  Den  materiellen  Bedtirfnissen  de«  I^ebens  ge- 
weiht, sind  sie  nicht  würdig  die  heiligen  Bücher  zu  leaeti. 

Die  höhere  Elie  setzt  EbenbürÜgkeit  der  Ehegatten 
voraos;  indessen  kann  ein  Hoon  von  höherer  Kaste  wohl 
eine  Frau  aus  einer  niedem  heirathen ,  *  nicht  aber  umge- 
kehrt die  höhere  Frau  den  niedrigeren  Mann.  Ans  den  Miez* 
heiralhen  sind  denn  aber  im  Lanfe  der  Zeit  Miszstftnde  er- 
wachsen. Der  Uebei^ng  eines  Indiriduums  aus  einer  Kaste 
in  die  andere  ist  nur  in  äuszerst  seltenen  Fällen  möglich, 
die  starre  Abgeschlossenheit  durchaus  die  Kegel. 

Diese  ganze  Einrichtung  ist  der  Vervollkommnung  nnd 
Wandlung  des  States  und  der  Individuen  sehr  uBgüiwtig. 
Es  ist  charakteristisch,  dasz  die  indischen  Völker  mit  ihren 
Kaslen  es  nie  zu  einer  höhern  männlichmi  Statcnbildu&g 
gebracht  haben,  noch  im  Stande  gewesen  sind,  ihre  nalin- 
nalc  äelbstHndigkeit  zu  behaupten,  obwohl  die  Inder  mit 
den  europäischen  Völkern,  welche  eine  vorzugsweise  stat- 
liche  Bedeutung  erlangt  haben,  stammverwandt  sind.  Das 
Gefühl,  unabänderlich  fUr  sich  und  sein  ganzes  Geschlecht, 
in  Gegenwart  und  Zukunft'  an  eine  Kaste  gebunden  zu  sein, 
lähmt  die  Willenski-aft  und  den  Muth  der  tiefer  geordneten 
Individuen  und  bestärkt  die  höher  stehenden  in  hochmüthiger 
Ruhe.  Die  ganze  Existenz  ist  erblicJi  fixirt  und  spinnt  sich 
in  tlberlieferter  Weise  gleichmfiszig  fort.  Der  Einzelne  thut 
nur,  was  der  Kaste  zu  thuii  obliegt.  Gebannt  iii  ihre  festen 
Schranken  hat  er  keinen  Sinn  für  die  Grösze  und  Wohlfahrt 
des  gesamniten  Vaterlandes,  und  nur  wenig  berührt  ihn  die 
Frage:  wer  den  Stal  und  iu  welchem  Geiste  er  ihn  regiere. 

'  Gesetie  Uaiiu's  111.  13. 

'  Nach  dem  Tode  erai  in  der  Wtedergebart  iat  ein  Anibletgen  in  jede 
liöhere  KasI«  möglich;  ober  die  Brnhinaiien  steigen  dann  auch  hftber  zii 
.  den  Gotleni  hinBiif. 


nigiii^ayCoOglc 


SechttM  Caplt«!.    IV.  Die  Ksaten.  97 

Dagegen  ist  die  EEutenTerfiuaaiig  der  Erhaltung  der 
bestehenden  Cultnr  sehr  g&natife.  Im  Vergleich  mit  der 
wechselnden  CuJtuir'der  europäischen  Volker  und  Stuten  er> 
mit  die  BeharrlitAkeit  der  indisdiev  Oi^anisation  uoa  mit 
Erstaunen.  Die  Anfänge  des  Brahoianentbums  werden  Qber 
3000  vcM*  Oiristae  i-erlegt,  im  fOnfeehnten  Jahrhundert  Tor 
Cnirietus  war  da«  KoBieasyatem  jeden^s  zu  voller  Ausbil- 
dung gelangt.  Der  Buddhisnius  hat  es  später  eäne  Zeit 
lang  in  sdner  Existenz  bedroht,  ist  aber  von  der  Zähigkeit 
der  brahoianischen  Kasten  wieder  beäiegt  und  aosgestoszen 
worden:  und  beute  noch  dauern  die  Kasten  fort  trotz  der 
Jahrhunderte  hindurch  fortgesetzten  Herrscliaft  erst  der  Mu- 
hammedaner,  dann  der  Christen.  Die  Macht  des  natarlichen 
Grbrecbta  ist  nii^nds  groszartiger  erscbienen  als  in  Indien. 

Dem  Erbrechte  gebührt  im  State  eine  hohe  Bedeu- 
tung; es  bewahrt  und  vermittelt  den  innem  Zusammenbang 
swiichen  der  Vei^ngenheit  und  der  Zukunft,  und  erhttlt 
die  Stätigkeit  des  tkber  das  Leben  der  einzelnen  Menschen 
hiaansreichenden  Sistskörpera.  Aber  wo  es  absolut  und  aus- 
scfalieszlicb  alle  Verhältnisse  beherrscht,  da  werden  die  besten 
Kräfte  geahmt;  das  politische  Leben  verfällt  dem  Siech- 
tbum  und  der  Stat  geht  unter.  Sein  Bild  freilich  mag  noch 
Jahrhunderte  lang,  wie  wir  das  iu  Indien  sehen,  als  eine 
Mumie  fortdauern,  die  belebende  Seele  aber  ist  gewichen. 

In  Indien  war  Uberdem  die  hervorragende  Stellung  der 
Bmhmanen  ein  besonderes  Hlnderoisz  für  die  Vervollkomm- 
nung des  States.  Da  die  Brahmanen  die  Groszen  des  States 
HU  Würdigkeit  jederaeit  fiberragten,  wie  konnte  da  das  männ- 
liche Hochgefahl  eines  Helden  oder  Statemannes  sich  auch 
geistig  entfblten?  Der  stolze  brahmanische  Einsiedler^ od w 
Bettler,  der  um  die  Gemeinschaft  der  Mensctien  sich  nichts 
bekümmerte,  da  er  mit  den  Göttern  verkehrte,  blieb  ein 
edleres  und  höheres  Wesen  als  er,  der  alle  seine  Kräfte 
dem  Wohle  und  der  Ehre  des  States  geopfert  hatte.    Wenn 

BliiDlschli,  ■llgemoinM  Slatsrrclit.    1.  7 
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daher  aueb  die  Stellung  der  recbtekundtgeu  Brahmanen  in 
maDchen  Beziehungen  eine  wohlthäüge  Schranke  sein  mochte, 
welche  dem  Miesbnuch  der  physischen  Gewalt  von  Seite  der 
Herrachenden  entgegentrat,  so  widerspnuh  diesdbe  doch  der 
natürlichen  Ueber-  und  Unterordnung  in  der  menschlichen 
Gemeinschaft,  und  g^b  dem  State  «n  unmännliches  Ansehen, 
Die  Easteneintheilung  ist  unvereinbar  mit  der  Christ- 
lieben  Religion  sowohl  als  mit  einer  humanen  Politik.  Inr 
dem  jene  in  den  Menschen  das  GtefUbl  weckt,  dasz  sie  alle 
Kinder  Eines  Gottee  seien,  kann  damit  die  Vorstellung  von 
einer  absoluten  Scheidung  der  Kasten  nicht  bestehen.  Die 
humane  Politik  aber  weisz,  das«  auch  die  Individuen  be- 
rechtigte menschliche  Wesen,  und  von  der  Natur  keines- 
wegs in  4hren  Aulagen  und  Eigenschaften  von  einer  be- 
'  stimmten  Abstammung  ganz  abh&ngig  sind  und  verlangt 
daher  neben  der  RUcksicbt  auf  die  Rasse  Achtung  des 
individuellen  Werthes. 


Siebentes  GapiteL 

V.  Die  St&nde. 

Ueberall  unter  den  europfiischen  Vßlkem  ändeii  wir 
stett  der  Kasten  Stände.  Wie  jene  sind  auch  diese  eine 
organische  Gliederung  und  CMnung  der  verschiedenen  Be- 
standtbeile  eines  Volkes.  Abw  die  Stände  sind  nicht  ebenso 
starr  und  unveräsdu'lich,  wie  die  Kasten.  Sie  unterscheiden 
sich  von  den  Kasten  dadurch,  dasx  sie  sich  der  Bewegung 
der  Geschichte  hingeben  und  une  Entwicklung  haben.  In 
Europa  vorzüglich  sind  die  Kasten  zu  Ständen  geworden 
und  haben  eine  reiche  Geschichte  und  mannichßdtige  Ge- 
staltungen und  Umwandlongen  erlebt. 
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Die  älteste  Form  der  Stande  erinnert  noob  sehr  an  die 
Kasten.  In  der  ersten  Zeit  waren  die  Stände  noch  regel- 
inflezig  Erbstatide,  und  die  Eig^schaften ,  welche  den 
8t&ndeD  Kug^eschriebeo  wurden,  deuten  auf  eine  innere  Ver- 
wandtschaft mit  dem  indischen  Kestensysteme.  Seihet  die 
mythischen  Vorstellungen  von  der  götüichen  Enei^:ung  der 
Stande  sind  ganz  ähnlich.  Kach  der  Edda  «rengte  der  Gott 
Rigr  anf  8«n«i  Wanderungen  zoerat  den  Thräl,  den  StantD»- 
rater  der  diernnden  Bevölkerung,  dann  in  besserem  Hause 
den  Freien  Earl,  den  Stammvater  der  freien  Bauern,  zu- 
letzt äea  Gdeln  Jarl,  den  er  die  SpntM  werfen  und  die 
Lanzen  schwingen  lehrte  und  dem  er  das  heilige  Oeham- 
nisz  der  Runen  vertraute.  Auch  diese  Stitnde  waren  in 
Farbe  und  Eörperhau  verschieden,  am  gltnsMidAen  weisi, 
mit  hellem  Haar  und  leuchtenden  Wangen  die  Edeln,  tchi 
htisziichem  Gesicht  und  knotigen  Gelenken  die  Knechte. 

1.  Hit  der  Kaste  der  foahmanen  l&szt  sich  der  gallische 
Stand  der  Druiden,  welchen  ebenfalls  das  Priesterthuni, 
die  Wissenschaft  und  die Rechtsknnde  zukommt,  vergleicheo, < 
obwohl  auch  sie,  mehr  aber  noch  die  vorcluristlichen  Priester 
der  Germanen  —  ihr  Käme  Godi  ist  ebenso  von  Gott  ab- 
geleitet, wie  die  Bezeichmmg  der  Brahmanen  von  Brahma 
—  mit  dem  nationalen  Geschlechtsadel  n&her  verwandt  sehti' 
neu,  als  die  Brahmanen  mit  den  Kshatriyas. 

%  Der  alte  Adel  aber,  den  wir  in  der  frühesten  Ge- 
achichte  Itberall  in  Europa  finden,  ist  durehgebends  Erb- 
adel Dod  hat  gewöhnlich  die  wicht^ten  Functionen  der 
beiden  obersten  Kasten  in  sich  vereinigt.  Es  ist  daher  nicht 
nnnCglich,  dasz  diese  Vraeinigung  die  Folge  grosoer  altei-ei- 

'  Caetar  dt  Bello  GbU.  VI,  19:  „Uli  rebiu  ctninii  fotcrniot,  sacrl- 
ieia  public»  sc  priTsU  proeurent,  Kligiones  jnterprelanlar.  Ad  hos 
mB^us  adokBcentiuin  numerus  duciplinae  causa  codcsfU,  magneque  H 
aant  apud  eo«  bonore.  Nim  fere  de  ont^ibiia  coiitrovergiia  publicis  pri^a- 
twque  conslitnunt" 
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Erseht) Iterungen  uikI  Veränderungen  der  Stände  war,  welche 
Über  unsere  bistorische  Kenntnisz  hinaus  reichen.  Die  Erb- 
lichkeit des  Uradels  wird  gewöhnlich  schon  durch  die  Sprache 
bezeugt.  Die  giiechischen  Eupatriden  uud  die  römiMhen 
Patricier  sind  schon  um  ihrer  Abstammung  willen  von 
edeln  Vätern  so  benennt,  die  germanischen  Adalinge  haben 
ihren  Namen  von  dem  Oeschlechte  (adal),  von  dem  sie  ihr 
Blnt  erbten.'  Auch  dieLucumonen  der  Etnirier  und  die 
gallischen  Ritter  waren  Erbadel.  Die  obersten  Adelsge- 
scblechter,  die  fürstlichen  Familien  suchte  die  alte  Sage 
Uberdem  mit  besonderer  Vorliebe  von  unmittelbarer  Erzeu- 
gung der  Götter  oder  der  Heroen  abzuleiten  und  durch  die 
Annahme  göttlichen  Blutes  zu  ehren.  Diesem  Uradel  kommt 
gewöhnlidi  das  Priesterthum  und  die  Wissenschaft  von  den 
göttlichen  Dingen,  ihm  auch  die  Kunde  und  Pflege  des 
Rechtes  zu.  Die  höheru  obrigkeitlichen  Aemter  werden  aus 
ihm  vorzugsweise  bestellt:  und  in  der  Eriegsverfassung  neh- 
men die  Edeln  durchweg  einen  hohen  Rang  ein.  Dag^en 
»nd  ihnen  die  bOi^erlichen  Gewerbe  meistens  verschlossen. 
'Gewöhnlich  haben  sie  hörige  Leute  in  ihrem  Schutze  und 
in  ihrem  Dienste,  'und  sind  auch  im  Privatrechl  durch  ihre 
Gutsherrschait  ausgezeichnet.  Sie  lieben  es  auf  Bergen  zu 
wohnen,  und  suchen  auch  in  den  Städten  die  Höhen  aus. 

Diese  charakteristischen  Züge  finden  sich  mit  geringen 
Abweichungen  in  der  historischeii  Jugendzeit  der  europäi- 
schen Völker  wieder.  Je  weiter  wir  in  die  Vorzeit  hinauf 
steigen ,  desto  ähnlicher  erscheint  diese  religiös-politische 
Institution. 

3.  Die  Gemein  freien  bilden  bei  Griechen,  Römern 
und  Germanen  den  eigentlichen  Kern  des  Demos  und  des 
Volkes.  Ihnen  gebührt  das  Volks*  und  Landrecht  in  vollem 
Masze.    Auf  ihnen  vornehmlich  beruht  die  Kraft  des  States. 

>  Sehr  gut  dsrUber  SchmJtthenDer  Stat^recbt.    S.  31  d.  103. 
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Der  Adel  hebt  eich  über  sie  enipor,  aber  nicht  wie  die 
höhere  indische  Kaste  Ober  die  niedere  als  ein  grundver- 
schiedenes Wesen,  sondern  als  ein  wesentlich  in  demselben 
Volksrechte  wurzelnder  und  mit  dem  Freien  verbund^er, 
wenn  auch  hervorragender  und  angezeichneter  Stand. 

Die  Oemeinfreien  sind  in  der  ttlteeten  Zeit  regelmässig 
GmndeigenthUmer  und  Ackerbauer.  Als  solche  zeigen  eich 
die  Geomoren  in  der  athenischen  Verfassung  zu  Theeeus 
Zeit,  die  gewöhnlichen  Spartiaten,  die  römischen  Ple- 
bejer, die  Freien  aller  germanischen  Stämme,  bei  denen 
freie  Geburt  und  frdes  Gut  einer  beeondem  Achtung  in  dem 
Rechtsorganismus  genieszen.  Audi  mit  dem  Handel,  ob- 
wohl anfangs  weniger  gerne,  beschäftigen  sich  die  Freien. 
Ihre  Lebensweise  ist  somit  der  der  Visas  wohl  zu  Tei^leichen. 
Aber  durch  die  Waffenf&higkeit  —  sie  voraus  bilden  die 
Massen  des  Fuszvolks  —  werden  sie  in  ÖfTentlicher  Ehre 
höher  als  diese  gehoben,  und  in  der  Gemeinde  üben  sie 
auch  je  nach  der  besondeni  Verfassung  politische  Rechte  aus. 
Als  Freie  sind  sie  zwar  der  Obrigkeit  unterthan,  aber 
nicht  einem  besondern  Herrn  zugehörig.  Schutzherrschafl 
kommt  ihnen  anfangs  wohl  nicht  zu,  aber  Eigene  können 
sie  besitzen.  Auch  ihr  Stand  ist  ein  Erbstaod.  In  der  Regel 
wird  man  als  Freier  (ingenuus)  geboren. 

4.  Endlich  werden  wir  mancherlei  Spuren  dnes  freilich 
schon  in  diesen  ersten  Zeiten  offenbar  In  der  Auflösung  he* 
griffe&en  und  daher  etwas  räthselhaften  Standes  von  höri- 
gen Leuten  gewahr,  welchem  wie  den  indischen  Sudraa 
die  niedem  Handthierungen  des  Lebens  zukommen.  Dahin 
gehören  die  Pelaten  und  Theten  in  Griechenland,  die 
Clienten  der  Römer,  der  Gallier,  der  Britten,  die  Liten 
der  Germanen,  Sie  haben  einen  Mund-  und  Schutzherrn, 
bei  den  Griechen  Prostates,  bei  den  Römern  Patronus 
genannt.  Sie  gehören  zum  Volke  und  sind  nicht  den  Eigenen 
gleich  zu  stellen;  aber  ihre  Freiheit,  ihre  Rechte,  der  Werth 
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der  tliDeii  beigemewen  wird,  sind  geringer  als  dia  des  ftchlen 
Freien.  Von  ihtieii  werden  auch  vornebmlich  die  Handwerke 
betrieben.  Freigelassene  Eaedite  gelangen  meist  in  ihren 
Stand. 

Die  Geschichte  dieser  Stände  ist  mit  der  Geschichte  der 
etoselnen  Staten  aufs  engste  verwoben:  die  Terttaderungen 
und  Umwftlzungen  in  den  Verfassungen  sind  sehr  bäuäg  nur 
die  Wirkung  nod  der  Ausdruck  der  vorher  oft  wenig  be- 
merkten innem  Umgestaltung  der  stflndischoi  Verh&ltnisse 
und  Begriffa  Fast  Überall  haben  sich  die  Erbstände  spftter 
in  Berufsslände  verwandelt.  Einige  der  politisch  wich- 
tigsten und  interessantesten  Momente  sind  im  einselnen  her- 
vomiheben. 


Achtes  GapiteL 

;i.  Der  AdeJ. 
i.  Der  rdmiscbe  Add, 

In  Griechenland  verlor  der  Adel  frühe  seine  politische 
Bedeutung.  In  den  kleinen  Statsverhftltnissen ,  die  sieb  selten 
ttber  die  Interessen  einer  Stadt  und  ihrer  Umgebung  er- 
streckten, fond  er  nicht  Raam  genug  um  seine  Wurzeln 
auszubreiten.  Die  feine  Bildung,  die  den  Bürgern  gemein- 
sam war  und  die  reiche  BlUthe  des  individuellen  Geistes  in 
Eanst  und  Wissenschaft,  wodurch  sich  die  Helleneu  aus- 
oeichneten,  gaben  ihnen  wohl  das  GrefUhl  einer  adeligen 
Nation  im  VerhOltnisz  au  den  Barbaren,  liesEcn  aber  einen 
hoher  berechtigten  Geschlechtsadel  in  ihrer  Mitte  nicht  be- 
ateben. Nicht  allein  in  den  Demokratien,  sondern  selbst  in 
den  griechischen  Oligarchien  bUszten  die  edeln  Geschlechter 
ihre  hei^ebtachten  Rechte  ein,  bevor  dieselben  zur  vollen 
BlUthe  gelangten.    Aber  viel  groszartiger  und  dauemdra'  ist 
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die  Geschichte  des  römisehen  Adets.  Der  aristokratische  (^a* 
rakler  JBt  den  Römern  von  Anfang  ao  tief  eingeprägt,  und 
s»  lai^e  es  eine  römische  Macht  gab,  erhielt  er  sich,  ob- 
wohl er  in  renchieden«!  Zeiten  Terscbiedene  Formen  aa- 
nahm.  ' 

Die  Bedeutung  des  alten  erblichen  Patriciatee  war  voraus 
eine  politische.  Schon  seine  Entstehung  wird  an  die  po- 
litische Institution  des  Senats  angeknüpft,  die  patricU  gelten 
als  die  Nachkommen  der  ersten  patre». '  Die  Jahrhunderte 
lang  fortgesetsteti  Kämpfe  der  Patricier  mit  der  Plebes  be- 
zogen sich  wieder  vornehmlich  auf  politisdie  B«chta  In 
dem  Privatrechte  dagegen  war  der  Oegensalz  der  beiden 
Stände  wenig  erheblich.  Schritt  fllr  Schritt  muszte  die  durch 
State  frische  Zuflösse  anwachsende  Plebes  mit  den  alten  Oe- 
schlechtem  um  Gew&hrung  höherer  politischer  Rechte  ringen. 
Nachdem  das  Eönigthum  durch  eine  aristokratische  Revo- 
lution beseitigt  worden  war,  hatte  die  zn  groszem  Tbeile 
aus  besiegten  Stämmen  nach  Rom  verpflanzte  Plebes.  ihren 
nattlrlicben  Schntzherrn  verloren.  Das  herrschende  Patriciat ' 
aber  war  nicht  geneigt,  sidi  mit  den  Plebejern  in  die  Herr- 
schaft der  Republik  zu  theilen.  Nur  wenn  durch  ernste 
Kampfe  die  Macht  und  der  feste  Eintsohlusz  auch  der  Plebes 
bewährt  worden  war,  und  nur  so  weit  die  dringenden  Be- 
dilrfiDisse  des  States  ein  Nacf^ben  erforderten,  lieszen  sieh 
die  Patricier  bestimmen  die  reife  F^cht  der  Zeit  den  Ple- 
\tejem  zuzugestehen.  Eines  nach  dem  andern  erlaogten  end- 
lich diese,  eine  eigene  Oi^anisation  in  dm  TribatcomitJen 
und  besondere  Vertrete  in  den  Tribunen,  die  Aufnahme 
vornehmer  Plebejer  in  den  Senat,  die  Befähigung  dann  auch 
zu  den  Statsworden ,  die  Theilnabme  an  der  obersten  Gewalt 

'  Tgl.  Rnbino,  UDlerauchuDgea  über  röm.  SlatsverfuBong  S.  185. 
Die  ereton  Senatoren  nerden  freilich  selber  schon  Fürsten  genannt.  Cicero 
de  Rep.  II.  8.  „In  regium  consilium  delegerat  prinäpn,  qui  appellali 
snnt  patm." 
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d«r  H^stmte  (die  oonsultirische  Gewalt  311,  (lau  CuusuLat 
3S4,  die  aofbogs  den  Palndern  vorbehalteoe  Prfitur,  bald 
nachher  die  Ceosur  412)  und  mittelbar  so  such  eioea  fruem 
Zutritt  in  den  Senat  Zu  Anfang  des  fünften  Jahrhunderts 
der  Stadt  war  die  politische  Gleichberechtigung  der  Patricier 
und  Plebejer  zwar  nicht  in  Form  eines  absbwcten  Grund- 
rechtes, wohl  aber  in  den  wichtigsten  Einrichtungen  des 
States  anerkannt.  Am  längsten  hatte  das  patriciscbe  Vor- 
recht sieh  mit  Bezug  auf  die  Priesterwurden  erhalten;  indem 
die  Traditionen  des  heiligen  Rechts  und  der  religiösen  Wissen- 
schaft durch  Jahrhunderte  soi^fltllig  in  d^ii  engen  Kreise 
lies  Erbadels  bewahrt  und  gepÜ^t  worden  waren;  bis  i»- 
der  Mitte  des  fünften  Jahrhunderts  anch  in  die  CoUegieii 
tier  Pontifices  und  Augurn  Abkömmlinge  tod  plebejischen 
Vorfahren  Zutritt  erhielten.  Nur  einige  wenige  Priester- 
ämter verblieben  —  gleichsam  sur  Erinnerung  an  den  alten 
Glauben  und  das  ursprilngliche  Statsrecht  —  den  Patri- 
eiem  .aueschliesilich. 

Die  römische  Aristokratie  war  aber  weder  wäh- 
rend dieser  Kämj^e  noch  in  Folge  derselben  untei^^angen: 
sie  hatte  nur  eine  andere  Gestalt  angenommen.  Das  Princip 
eines  Vorrechtes  der  Geburt,  welches  indessen  auch  vordem 
schon  durch  die  Volkswahlen  sehr  ermäszigt  worden,  war 
nunmehr  durcbbrocheu  und  groszentheils  au^^oben.  Nicht 
das  Blut  gab  mehr  unen  ausscblieszlieben  Anspruch  auf 
politische  Wurde  und  Macht,  sondern  umgekehrt  wem  es 
gelang  das  Vertrauen  des  Volkes  zu  erwerben  und  zu  den 
hoben  Aemtern  der  RepubUk  aufzusteigen,  der  gelangte 
eben  dadurch  in  die  hohe  römische  Aristokratie  hinein, 
auch  wenn  plebeijisches  Blut  in  seinen  Adern  flosz.  Der 
Erbadel  hatte  sich  so  un^wandelt  in  einen  Adel  der 
StatswQrden. 

Es  gab  in  Rom  auch  in  den  letzten  Jahrhunderten  der 
Republik  und  in  der  Kaiserzeit  einen  hohen  Reichsadel  von 
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petHiacher  Natur,  die  senatorischen  Familien.  Die 
altM  patriciachen  Geaciilecfater,  welche  indessen  zur  Zeit 
von  August  bis  auf  50  Familien  ausgestorboi  waren  und 
nur  sehr  selten  einen  Zuwachs  erhielten  —  die  kaiserlichen 
Familien  waren  ron  Rechts  wegen  immer  patricisch  — 
mochten  btctisoh,  wenn  auch  nicht  mehr  rechtlich,  noch 
den  Kern  <l»selben  bilden,  indem  der  alte  Glani  des  Na- 
mtm,  die  herkdmmliohe  Vertrautheil  mit  den  Statsge- 
schAften,  hftufig  auch  grosses  Vermögen  und  ihre  persön- 
lichen Verbindungen  ihnen  das  Ansehen  verliehen,  welchem 
sie  die  Aufnahme  in  den  Senat  verdankten.  Aber  ausser 
ihnen  wurde  die  hohe  Aristokratie  stets  erneuert  und  et- 
frischt  durch  hervorragende  Utoner,  welche  als  Eriegs- 
fUhrer,  Stalamfinner,  Redner,  Rechtsgelehrte  oder  in  an- 
derer Weise  sich  auszeichneten,  und  denen  In  den  Zeiten 
der  Republik  öffentliche  Aemter,  welche  die  Aufbahme  in 
die  Listen  der  Senatoren  begründeten,  übertragen,  oder  die 
später  von  den  Kaisern  in  den  Senat  berufen  wurden.  Das 
politische  Verdienst  und  die  oationsle  Auszeich- 
nung waren  somit  zum  Princip  des  spätem  lOmisch^ 
Adels  erhoben  worden,  in  welchem  selbst  in  den  Zeiten 
der  Entartung  und  des  Verfalls  noch  immer  ein  Rest'  der 
alten  Freiheit  und  Wdrde  erbalten  blieb. 

Die  berObtnte  Rede  von  M&cenas  Über  den  Princjpat 
ist  ein  vortre&licber  Ausdruck  der  Grundgedanken,  welche 
römische  Statsmänner  von  der  Aristokratie  in  der  Kaiser- 
zeit  hatten.  Der  Freund  des  Kaisers  gibt  demselben  den 
Rath,  den  Senat,  in  den  die  Wirren  der  BUrgerkriage  viele 
untaugliche  Männer  hineingebracht,  zu  reinigen  und  durch 
neue  sorgßUtige  Ernennungen  zu  ergänzen.  Er  empfiehlt, 
keinen  Senator  um  seiner  Armuth  willen  anszustoszen ,  son- 
dern eher  unvermögliche,  aber  taugliche  Hfinner  mit  dem 
nöthigen  Vermt^n  auszustatten.  Bei  der  Auswahl  der 
neuen   Senatoren   mt^e  der  Kaiser  nicht  bloss  auf  Italien, 
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sondern  ebenso  auf  die  Bandesgenossen  und  selbst  die  Pro- 
rincialen  RQcksicht  nehmen,  und  je  die  Ersten  aus  allen 
volkern  des  Weltreiches,  die  durch  Gesohlecht,  Tu* 
gend  oder  Reichttmm  als  die  Führer  de«  Volke»  gelten,  um 
sich  her  versammeln,  und  ihnen  die  Theilnabme  an  der 
Soi^e  fttr  den  Stat  und  an  der  Weltherrschaft  erdigen; 
Je  mehr  angesehene  Männer  so  in  Rom  zum  Seaate  rer- 
sammelt  werden ,  desto  besser  wen]e  fUr  das  Bedtlrfnisz  des 
States  und  die  Treue  der  Provinzen  gesollt  »ein. 

Als  eine  niedere  Aristokratie  bezeichnet  er  die  Ritter- 
schaft, welche  in  ahnlicher  Weise  aus  den  angesehenen 
Männerp  von  zweitem  Range  zu  bitden^  sei.  Damit  auch 
die  Söhne  der  Senatoren  filhig  werden,  den  Rang  der  Väter 
später  einzunehmen,  fordert  er  eine  ihres  Standes  wtlrdige 
Erziehung  in  den  Wissenschaften  und  d^  Waffen.' 


Neuntes  GapteL 

U.  [ter  traniSsluitie  Adel. 

Die  Geschichte  des  französischen  Adels  ist  sehr  wechsel- 
reich. Wir  kOnnen  folgende  Perioden  unterscheiden ,  von 
denen  jede  ihren  besondern  Charakter  hat. 

1.  Der  Merowingischen  Zeit  (481  bis  752)  gehört 
die  Begründung  des  fVanzösischen  Adels  an.  Auftallender 
Weise  sind  die  Spuren  eines  alten  fränkischen  Qeschlechts- 
adels  nur  unsicher.  Dagegen  bildete  sich  damals  ein  per- 
sönlicher Treuadel  aus,  welcher  seine  Entstehung  vor- 
zugsweise dem  Verhältnisse  zu  dem  Könige  zu  verdanken 
hatte.  Eb  mochten  zwar  die  alten  Adelsge^chlechter  auch 
hier  vorzugsweise  bedacht  worden  sein.    Aber  auszer  ihnen 

>  Pio  Cass.  52. 
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wurden  auch  andere  freie  Franken  und  Germanen  von  dem 
Könige  unter  die  Antrustiooen  aufgenoinmen ,  und  selbst 
Romanen  erhielten  als  Gftste  des  Königs  (eonvirae  re- 
gift)  (Üinlichen  Ruig.  Es  sind  sogar  die  Bda^Mele  nicht 
ganz  selten,  dasa  Personen  von  gana  niederer  Geburt,  vor- 
malige Sklaren  und  Hörige,  zu  den  faOchstffli  Aemtein  im 
Reiche  nnd  unter  die  Magnaten  emporstiegen. 

IKeser  Adel  war  somit  aus  sehr  gemischten  Bestand- 
theilen  erwachsen.  Er  war  mindestens  in  seiner  Mehrheit^ 
wie  Scb&ffiier'  niher  nachgewiesen  hat,  kein  Erb-  sond&m 
ein  persönlicher  Dienstadel,  dem  Könige  durch  den 
Eäd  der  Trene  rerbundon.  Daa  erhöhte  Wergeid ,  dessen  er 
geoosc,  war  ein  Zeicbra  und  eine  Folge  der  höheren  Werth- 
Bcbfttzung,  die  man  Beinen  Gliedern  beilegte.  Im  übrigen 
hatte  er  wenig  privatrechtliche  VcnxUge.  Politisch  aber  war 
er  au^ezeichnet  theils  durch  die  Verbindung  der  Eigen- 
schaft eines  Antrustio  mit  den  hohen  Reichsftmlem,  Hof- 
steilen  und  kirchlichen  Worden,  theils  durch  die  Tbeil- 
nahme  an  dem  Rathe  des  Königs  und  die  hervoriagende 
Btellnng  auf  den  Nationalrersammlungea  und  Beichstegen. 
Romanische  und  germanische  Elemente  sind  in  dieser  Adels- 
institatktn  ebenso  gemischt,  wie  in  den  Peraonen,  welche 
tu  diesem  Adel  gerechnet  wurden. 

Indessen  war  der  germanische  Charakter  doch  Ober- 
wiegend, und  kam  immer  mehr  zur  Herrschaft.  Diesem 
Charakter  gehört  einerseits  die  persönliche  Trearerbindung 
mit. dem  Könige  an,  welche  sich  durch  die  Fanailiensitte  und 
dem  Familieninteresse  gemftsz  fortpflanzte,  androwits  die 
Ausstattung  der  Magnaten  mit  königlichen  Beneficien,  mei- 
stens in  Grundstöcken  bestehend,  welche  der  König  ihnen 
verlieh.  In  dies«)  beiden  Beeidungen  vornehmlich  wurzelt 
das  sptUere  Lehenswesen. 

'  Qeicbichte  der  RcclitaverfMsnng  Frankreielu  1.  8.  217  fg. 
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2.  Die  Periode  der  Karolinger  (752  —  987), 

Der  Wechsel  der  königlichen  Dynastie  war  groszeo- 
theils  das  Werk  einer  AdeUrevolulion.  Die  ksrolingiscfaea 
Hausmeier  vruezten  sich  als  Stellrertreter  des  Königs  und 
Herzoge  an  die  Spitze  des  mächtigen  und  ktiegerischeD 
Adels  zu  setzen.  Als  Führer  desselben  begllnstägten  sie  das 
Streben  der  Edeln,  sich  in  ihrem  Grundbesitze  zu  befeetigea. 
Mit  ihrer  Hülfe  verdrängten  sie  dann  die  entarteten  Sohein- 
könige. 

Diese  Bewegung  hatte,  worauf  Ouizot  '  aufmerksam 
gemacht,  vornehmlich  in  dem  nOrdliehen  Theile  von  Frank- 
reich, in  welchem  die  Germanen  vorherrschten,  und  welcher 
eben  deszhalb  im  Oegensatse  zu  dem  „romanischen  Frank- 
reich" des  Sudeos  „deutsches  Frankreich"  (Francis  Teuto- 
uica)  genannt  wurde,  in  Austrasien  nachhaltige  Unterstützung 
g^nden.  Neustrien,  wo  auch  der  Adel  stärker  mit  Ro- 
manen gemischt  war,  wurde  von  dem  Impulse  fortgerissen. 
Aus  diesem  Gmnde  erhielt  der  französische  Adel  nun  ein 
bestimmtes  germanisches  Gepräge. 

Der  Amts-  und  Dienstadel  wurde  mehr  und  mehr 
Lehensadel  der  Barone,  Seniores  und  Vasallen, 
von  denen  jeder  in  seinem  Kreise  sich  als  selbständigen 
Herrn  fahlen  lernte.  Die  Zeit  der  Karolinger  ist  die  Zeit 
des  Uebei^oges  aus  der  königlichen  Beamtenhierar- 
chie in  die  selbstherrliche  Herrschaft  der  Sei- 
gneurs,  nnd  auch  die  Erblichkeit  des  Adels  kam  all-  ~ 
mählich  auf,  in  Verbindung  mit  der  zogestandeneu  Erblich- 
keit der  Beneficten. 

3,  Die  höchste  Ausbildung  und  Macht  erlangte  und 
besasz  der  neue  Lebensadel  in  der  dritten  Perlode  der  Ka< 
petinger  (987  bis  auf  Ludwig  den  Heiligen  1226). 

Karl    der   Grosse    hatte   noch    die  Einheit    des  States 

'  Eufti«  «nr  l'bisicHre  Prsnoe,    6.  52  IL 
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Buftecht  ZU  halten  und  die  ktkiigliche  Macht  zu  starken  ge- 
wnszt.  Aber  unter  seinen  Nachfolgern  zerfiel  die  fHtnkiachf! 
Weltmonarchie  in  mehrere  yod  einander  unabhftDgige  Staten, 
und  in  dem  franzOeischen  Reiche  selbst  nahm  die  Selbetto* 
digkeit  der  Aemter  und  der  Lehen  fortwährend  su.  Schon 
Karl  der  Kable  war  geuöthigt^  die  Erblichkeit  d«r 
Grafenfimter  und  der  Reichslehen  ^r  die  Söhne  der 
Vaeallen  anzuerkennen,  und  den  nämlichen  Graodsatz  nueh 
auf  die  Söhne  der  AflerTaaalleD  aoszudehoen.  In  kuneoi 
wurde  auch  den  Seitenrerwandten  ein  Erbrecht  in  die  Lehen 
zi^estsnden. 

Nur  in  der  Kirche  erhielt  sich  das  Princip  des  indi- 
viduellen Amtsadels,  im  State  verwandelte  sich  der- 
selbe in  einen  feudalen  Erbadel.  Ueber  ganz  Frank- 
reich breitete  sich  so  in  mannichfaltigen  Abstufungen  und 
Formen  die  Henschaft  erblicher  Seigneurs  aus.  Ein  Thei) 
derselben  besasz  die  rolle  obrigkeitliche  Gewalt  in  allen 
wesentlichen  Beziehungen  zu  eigenem  Rechte,  und  erkannte 
nur  eine  sehr  beschränkte  oberlehensherrliche  Gei^alt  des 
Königs  Ober  sich  an.  Diese  Seigneurs  können  als  der  hohe 
Adel  bezeichnet  werden.  Zu  ihnen  gehören  die  Uerzc^e, 
die  Grafen,  die  Vicomtes,  die  Barone:  die  meisten  unter 
ihnen  waren  Kronrasallen ,  einige  auch  Vasallen  der  Her- 
zoge und  Grafen,  nur  sehr  wenige  Allodialherren  ihres 
Gebietes-  Die  hohe  Gerichtsbarkeit  gehörte  ihnen  zu,  sie 
standen  an  der  Spitze  der  Milit&rrerfassung ,  die  nun  ganz 
ihres  früheren  vo^smäszigen  Charakters  entkleidet  zu  Lehen- 
und  Ritterdienst  geworden  war.  Was  sie  iiinwieder  dem 
Könige  zu  Kriegsdiensten  zu  leisten  hatten,  war  genau  be- 
grfinzt  und  normirt.  Der  König  durfte  nur  mit  ihrer  Zu- 
stimmung Gesetze  erlassen,  nur  so  weit  sie  es  verstatteten 
Steuern  erheben.    In  derselben  Weise  erlieszen  sie  in  ihrem 

•  C»piL  Caroli  V.  a.  877.  P.  III.  5Ö.  c.  3. 
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Gebiete  LsndesordDongen ,  und  Terlegten  Steuern  mit  Zu- 
stimmung and  Einwilligung  ihrer  Vaeallen.  Wer  in  ihrer 
HerrechaA  wohnte,  muszte  ihnen  Trene  (fides),  die  Va«al1en 
aberdem  Hulde  (bomaginm)  schwören  (foy  et  hommagel: 
er  war  ihr  Unterth&n.'  Die  politische  Btatsboheit  war 
so  zerklüftet  in  eine  grcraze  Anzahl  mit  priratrechllichen 
Elementen  rereetzter,  nur  sehr  lose  verbundener  Erb- 
herrschaften. Der  hohe  Adel  war  nieht  mehr  an  h^^or- 
n^ender  Stand  dn  Volkes,  noch  war  sein  Wesen  ia  der 
"^«06  nnd  den  Diensten  eu  erkennen,  die  er  dun  Könige 
schnldete.  Seine  Hauptbedeutung  war  vielmehr  die,  das« 
er  EU  besehrankt«)  gröezeren  und  kldnen  Lehensmonar- 
chen  aurgesäegen  war.  Er  hatte  die  Sourerftaetftt  er- 
Iwigt  * 

Dieselben  Erscheinungen  wiederholten  sich  in  den  untern 
Stufen  des  niedern  Adels.  Dieser  war  vorzüglich  ans 
zwei  Wurzeln  erwachsen,  einmal  ans  dem  ritterlichen  Be- 
rofie,  sodann  ans  dem  Hofdienste.  Anfänglich  war  es  der 
Beruf,  welcher  die  Ehre  derer  hob,  die  sich  ihm  weihten, 
und  als  Ritter  oder  Di«istleute  einem  Herrn  zu  besonderer 
Treue  verbunden  wurden.  Waren  die  erstem  groszentheits 
Frede,  so  fanden  sich  dagegen  unter  den  Ministerialen  auch 
viele  ursitfOnglicb  hor^e  Leute. 

Aber  auch  dieser  Bemfsadel  wurde  mit  d»  Zeit  lu 
einem  erblichen  LebensadeL  Die  Ritter  bekamen 
LehengUter,  die  sich  in  ihrem  Qeschleebte  vererbten,  die 
Dienstleute  wurden  mit  Ht^eben  au^est^ttet.  Als  begü- 
terte Männer  (riches  oms)  unterschieden  sie  sich  von  der 
RotUre,  als  Vasallen  Standern  sie  ihren  Seigiieurs  nahe. 
Wie  diese*von  oltersher  Tafelgenossen  des  Königs  (convivae 
regis)  waren,  so  galt  es  im  Hittelalter  ab  ein  Grundsatz 

*  Es  ist  da«  der  alte  Sprachgebrauch.  Beaamanoir  XXXIV.  41:  „(^nf- 
CUD8  barons  est  untvrraini  en  m  bamimie.  Voirs  est  que  li  roii  est  iod- 
raint  por  dnor  Umt." 
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des  Feudal  rechte:  die  Ritter  sind  Tafelgenosaeu  der  Harreu. ' 
Ihre  Kriegs-  und  Hofdienste  waren  mit  den  Gittern  ver- 
bunden ,  wie  die  Hoheitarechte  der  Seigneurs  mit  den  Grund- 
herrschaften.  Auch  ihnen  Itam  eine  —  zwar  beachrftnktere 
—  Grundherrlichkeit  zu,  sie  waren  gewöhnlich  hinwieder 
niedere  Gerichtaherren  Über  die  Uuterthanen  ihres  I^enfl- 
lierrn,  welche  durch  sie  mit  demselben  vermittelt  wurden. 
Ihr  Stand  achlosz  sich  mehr  und  mehr  ab.  Und  war  der- 
selbe ursprünglich  eine  Folge  des  Berures,  so  wurde  nun 
die  ritterburtige  Herkunft  und  die  stande«nftszige  Erziehung 
die  regelmftsz^  Voraussetzung  auch  der  Ritterschafl.  Hit 
Rücksicht  auf  ihr  Geschlecht  wurden  die  neuen  AdeUgea 
nun  gentilt  hommet  genannt.  Die  Abstammung  allein  fireilich 
machte  den  Sohn  nicht  tum  Ritter,  *  aber  wer  nicht  von 
^nem  rittermaszigen  Vater  atammte  —  auf  die  Matter  wurde 
nicht  gesehen  — -  kumte  in  der  Regel  auch  nicht  Ritler 
werden.  Nur  dem  Könige  blieb  es  vorbehalten,  in  den 
Adelstaod  zu  erheben. '  Indessen  war  die  Verbindung  dieses 
Adels  mit  dem  Besitze  eines  Lehens  Ctühai  so  enge,  dasz 
der  Rotarier,  welcher  ein  Lehen^nt  erkaufte  und  darauf 
lebte,  um  seines  Gutes  willen  zum  /ronc-homme  wurde, 
und  sein  Enkel,  der  ihm  in  demselben  nachfolgte,  io  jeder 
Beziehung  zu  den  gentils-hommes  gehörte.  ^  Danaben  freilich 
eutatand  dann  ein  freies  Ritterthum  t^ne  Lehensbesitz, 
das  durch  Geburt,  Erziehung  und  Beruf  der  ritterlichen 
Ebre  theilhaft  wurde. 

Auch   unter   diesoQ   uiedem  Adel  gab  ob  maacherlei 
Abatuftingea ,  von  den  vavaasevrs  oder  ba»  lire»  aofwärts  zu 

*  Loytd,   lusL  Coatom.   1.  1.  14:    „Nul   ne  doit  aeoir  k   In  Üble  du 
Bwon  a'il  n'eat  Cbevkliar." 

*  Du  fnsiAiiscbe  Reehta^rtlchwort :    .Nul  oe  aait  CbaTslicr"  bei 
loffid,  Inat  Coatmo.  I.  1. 

'  LoffsH,  Inet.  Contnm.  I.  1.  12- :  gVnl  ne  peut  auobllr  que  le  Boy," 
13.:  nLe  iDOren  d'<tre  snobll  eaufl  Lcttres,  eet  d'fitre  ttit  ChevaUer." 

*  Sehüffner  a.  ».  a  U.    S.  160. 
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den  Filter«  (ricarii),  die  besonders  im  Südeu  li&uflg  wiiren, 
und  öfters  eine  mittlere  Gerichtsbarkeit  besamen,  denChate- 
lains,  TOD  denen  einzelne  den  Baronen  nahe  ksmeD,  und 
den  Vicomtes,  tod  denen  ein  Theil  zu  den  Baronen  geborte, 
ein  anderer  Thei)  aber  im  Lehensdiensle  eiiixelner  Grafen 
eine  untergeordnete  Stellung  hatten. 

Die  Hannichfaltigkeit  der  rerschiedenen  Rangstufen  und 
Rechte  tat  zwar  Überaus  grosz  und  im  Einaelaen  Terwitrend. 
Aber  der  Grundohatakter  ist  überall  der  des  Lehenswesens. 

4.  In  der  vierten  Periode,  von  Ludwig  dem  Heiligen 
(12^)  bis  zur  französischen  Revolution  (17S9)  sehen  wir 
eine  totale  Umgestaltung  des  Adels  sich  vollziehen. 

In  der  ersten  Zeit  war  es  ein  Kampf  des  KOntgthums 
mit  dem  Adel  um  die  Herrschaft.  Die  Könige  vertraten 
in  demselben  die  mit  neuer  SUrke  erwachende  National- 
einbeit  und  das  wieder  belebte  Statsbewusztsein.  In  diesem 
Kampfe  kamen  die  Juristen,  welche  die  GrimdsAtze  des 
römischen  Rechts  verfochten  und  neuerdings  zur  An- 
wendung brachten,  den  Königen  eu  Hülfe.  In  dem  könig- 
lichen Gerichtshöfe,  dem  Parlament,  erhielten  ihre  Leliren 
ein  mächtiges  Organ.  Das  Volk,  vornehmlich  die  Einwohner 
der  Städte,  obwohl  nur  selten  eingreifend,  unterstützte  die- 
selben mittelbar. 

Ein  neues  königliches  Beamtenaystem,  unab- 
hängig von  dem  Lehensverband ,  wurde  nach  und  nach  ein- 
geführt. Besoldete  königliche  Truppen  dienten  ohne 
Beschrankung  und  Vorbehalt  der  königlichen  Macht.  Die 
groaeen  Herz(^;thUmer  und  Grafschaften  wurden  eine  nach 
der  andern,  bald  durch  die  Erbfolge,  bald  durch  Vertrag., 
oA  durch  kriegerische  Gewalt  mit  der  Krone  vereinigt,  und 
80  die  ent&uszerten  Hohedtsrecbte  wieder  concentrirt.  So 
wurde  die  selbständige  Herrschaft  des  Adels  ge- 
brochen. Duroh  Ludwig  XI.  (1461 —1493)  wurde  dieser  Sieg 
der  königlichen  Souveränetät  über  die  der  Seigneuts  vollendet. 
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Der  Adel  hatte  nur  Bruchstücke  seiner  ^Uherea  Landes- 
hoheit in  die  folgenden  Jahrhonderle  hiuQber  gerettet  Nor 
ola  GouviBrneure  in  einzelnen  Provinzen,  nicht  mehr  als 
LoitdeBheneu  rennöcbteD  sich  die  Qroszen  zu  halten.  Der 
Adel  war  nun  zu  einem  bevorzugten  Stande  von  Unter- 
thanen  geworden.  Dde  Auszeichnungen,  deren  er  theilhaft 
war,  nahmen  mehr  und  mehr  den  Clmrakter  von  Priri- 
legien  an,  die  vielfältig  mit  den  neuen  Begriffen  nnd 
Meinungen  in  Couflict  geriethen  und  gehaseng  wurden. " 
Wohl  gab  es  such  sp&ter  noch  Kämpfe  zwischen  dem  EOnige 
und  dem  Adel,  aber  sie  waren  von  ganz  anderer  Art  als 
vordem.  Es  waren  das  nun  Kämpfe  der  politischen  und 
religiösen,  häufig  auch  bloszer  Hofparteien,  an  deren 
Spitse  gewöhnlich  Adelige  standen.  Wollten  Adelige  zu 
Einflusz  und  Macht  gelangen,  so  war  das  damals  nur  im 
Dienste  des  Köofgs  mtVglich.  Die  Theilnahme  des  Adels 
an  dem  Nationalrathe  war,  weil  dieser  selbst  nicht  zu 
fester  und  regelmäSziger  Gestaltung  kam,  oidit  erheblich. 
Der  alte  Lebensadel  wurde  so  In  einen  bloszen  Hofadel 
VNwandelt.  Sein  Wesen  bestand  eher  in  äuszerlichem  Rang 
.  und  Ehren,  als  in  politischen  Rechten. 

Am  höchsten  standen  die  Pairs  de  France,  anfänglich 
XII ,  sechs  weltliche  Kronvasallen  und  sechs  geistliche 
Herren,  später  durch  die  königlichen  Prinzen  und  eine  An- 
zahl anderer  weltlicher  Qroszßn  vermehrt.    Die  Pairschaft 

*  Toqutviät  U'ancirn  ligime)  hat  an^geltihrt,  wie  itebr  die  Aurbebung 
der  politiscbeo  Rechte  des  Adel»  nnd  daneben  die  Fortdaner  der  bkODOnl* 
sehen  Torrecble  deewlben  znsammenwirkleD,  um  den  allgemeinen  Volk»- 
baaz  gegen  den  Adel  an  reiien.  80  lange  die  Herrn  and  Ritter  noch  die 
Qerichiabarkeit  zu  besorgen  hatten  und  für  die  Affenilicben  Bedilrfiiisee 
besonders  tbätig  waren,  begriff  man  ihre  Bcfreinng  von  den  Statasteoem 
und  ihre  BizUge  von  Grund-  Bnd  PeraoualgeRUIen.  Aber  Mildcai  die 
königliehe  Beamlnng  die  gSDse  öSeutliche  Verwaltnng  und  die  Recht»- 
pflege  Ubemommen  botle,  und  der  Adel  ebenso  gehorchen  muszte,  wie 
die  Bürger  und  die  Bauern,  erschienen  den  Leuten  jene  Okonomisebeii 
Recht«  desselben  als  ongereehte  Privilegien. 

Blunlsctali,  ■llgcmiin»  StBlsrecht.    I.  8 
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war  erblich,  Freier  Zutritt  zu  dem  Könige  und  bu  dem 
Parlameat  in  Paria,  von  dem  si«  allein  zur  Verantwortung 
gBcogän  werden  durften,  zeichnete  sie  edb.  Bei  der  KrO- 
■uBg  der  Könige  trugen  sie  die  Insignien  der  königliehen 
Gewalt 

Auf  die  Pairs  fldgten  in  der  Bangordnong  die  Har- 
BOge,  die  Marquis,  die  Grafen,  die  Fürsten,  Ba^ 
rone,  Vicomtes,  Chatelains.  Titel  nnd  Wappen  waren 
die  ftvszem  Kennzeichen  des  Ranges,  Dann  folgte  der  nie- 
dere Adel  der  Ecu7er5  nnd  der  ein&ohen  Gentiis- 
hommes. 

In  dem  alten  Adel  war  die  Geburt  znnflchst  entseh^ 
dend,  die  Verbindung  mit  Grundherrscfaaft  aber  daneben 
von  EinfluBz.  Dem  alten  Adel  trat  nun  aber  ein  neuer  an 
die  Seite,  der  vornehmlich  von  königlicher  Verleihung 
al^leitet  wurde.  Dahin  gehörte  voraus  der  Adel,  der  mit 
der  Ernennung  zu  hohem  Civil-  and  MiHtarämtern 
verbanden  war,  vorzOgUch  der  Pariamen tsadel  der 
Roth«  an  den  souverttnen  Gerichtaböfen  (noblesse  de  robe). 
Diese  Stellen  waren  nun  nicht  mehr  wie  in  der  L^ensver- 
l^tssung  an  den  Bodan  geknOpft,  noch  erbliche  Familien- 
rechte,  und  es  erhielt  d^er  dieser  Adel  fortwährend  neue 
individaelle  Zuflüsse.  Ihm  verwandt  war  der  Adel  der 
Doctoren  der  Rechte  (militea  litterati,  legales),  der  eift- 
lige,  der  nicht  von  der  königlichen  Gunst  ertheilt  wurde, 
sondern  auf  wissenschaftlicher  Auszeichnung  beruhte. 

Einen  schlimmeren  Bestandtheil  erhielt  der  Adel  in  der 
grossen  Zahl  derer,  welche  dnreh  Adelabriefe,  bAoflg 
blosz  um  der  Taxe  willen ,  welche  daftlr .  bezahlt  werden 
muszte,  nicht  selten  auch  lur  Belohnung  fhr  Dienste,  die 
nicht  immer  ehrenvoll  waren,  in  den  erblichen  Addaslaod 
erhoben  wurden  >*  (noblesse  par  lettt;pa). 

"  Tgl.  Über  diefCD  AlMdiniU  Scbiffner  a.  •.  0.  Bd.  II. 
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K.  Die  kone  aber  gewaltig  eingreifeDde  Zeit  der  fran- 
zöatschen  Revolution  (1780  bis  1788)  seretörte  das  ganee 
Institut  des  Adels.  Sie  begaon  mit  der  Fusion  der  fruber 
getrennten  Stünde  in  einer  allgemeinen  Nationalrersamm- 
long.  Dann  bob  sie  den  Adel  auf  als  eiue  dem  demokra- 
tischen Prindp  der  Gleicbheit  (Egolit^)  widersprechende  Aus- 
seicbnuDg. "  Endlich  sachte  sie  die  Ad^gen  mit  Hülfe  der 
gleichmachenden  Guillotine  auszurotten. 

.  6.  Als  die  Leidenschaften  der  RerohiüDn  sich  in,  dem 
Blute  der  herrorragenden  H&nner  gesättigt  und  ihre  Gk«cb- 
heitstheorie  die  scharfe  Schneide  an  dem  Widerstände  der 
realen  Vertiftltnisse  abgestumpft  hatte,  wurden  auch  in 
Frankreich  verschiedene  Versuche  gemacht,  den  Adel  in 
neuer  Gestalt  auf  der  mit  TrUmmern  bedeckten  Ebene  her- 
-snatellen.   Aber  keiner ulerselbeo  gelangte  m  festem  Bestand. 

Am  interessantest«)  Ist  der  Tersat^  Napoleons,  wa- 
cher in  der  AristokiBtie  eine  anentbehriiche  Stfilze  und  zn- 
gleicb  Schranke  äer  UMtarchie  erkannte.  In  dem  Orden 
der  Ehrenlegion  schuf  er  gewissermaszen  einen  mo- 
dernen Ritteradel,  der  jedem  höhern  Verdienste  um 
den  Stat  im  weitesten  Sinne  lug&nglieh,  seinem  Wesen 
nach  aber  nur  eine  individnelie  Ebrennnszeichnnng 
war.  Er  hatte  Qberdem  tof,  eine  höhere  erbliche  Ari- 
stokratie in  gründen,  in  weleber  die  Übrig  gebliebenen 
Familien  den  alten  historischen  Adels  mit  den  Nach- 
kommen der  neuen  französischen  Marschälle,  Stats- 

"  Q«bM«  t.  35.  Jnoi  179D.  Art.  1.  ,U  noblfM«  bärUllaire  tat  poar 
MK^Joart  kbotfe;  en  cone^nene«  Im  (Utm  di  prince,  de  dac^  'de  oontl« 
et«.  —  Be  seront  pria  p^r  qni  qne  ee  mU,  ni  doan^  k  penonDe."  Vcr- 
feteang  t.  Sept  1791.  .L«  CDasHtation  gftnmtU  oomme  droit«  natareU 
et  ciTllft  1)  qne  bwt  lea  dto;«i»  aont  adniiutbdet  knz  pkcM  et  emplola, 
aua  autre  diattneUoii  qae  oelle  det  vertns  et  d«e  laleu;  2)  qne  toate*  k« 
cODtrlbntiODt  aeront  rtpartiea  eötn  tona  lea  eitofeu  tgslemcnt,  ea  pro- 
portfam  de  lear*  racnltia.* 

T.  ITMi.  Art  S.'  ,V^g»ült  a'adxwt  ancDna  dlitlnetkn  da  naiaaaMx, 
aocuDe  hiredilä  de  poavaira." 
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minister  und  anderer  hohen  Reichsbeamten  und  Würde- 
trftger  bereinigt  worden  wären.  Han  sieht ,  Napoleon  dachte 
daran ,  die  Institutionen  der  ersten  römischen  Kaiserzeit  mit 
den  Ueberliefeningen  der  f^nzösiscben  Geschichte  zn  com- 
biniren.  Indessen  hatte  er  liaum  durch  das  Statut  vom 
1.  Hftn  1808  die  ersten  Anfänge  zu  dieser  Erneuerung  des 
Adele  gelegt,  als  sein  eigener  Sturz  die  Fortbildung  unter- 
brach. " 

Ludwig  XVIU.  (1815)  schlosz  sich  in  seiner  Pairie 
nfther  an  das  Vorbild  der  englischen  Einrichtungen  an.  Ab«* 
es  geleng'ihm  nicht,  einen  politischen  Pairsadel  zu 
befestigen.  Die  Beslandtheile  der  alten  Pairie  waren  durch 
die  RoToIntion  zu  sehr  zerstört;  der  Geist  der  Nation  war 
so  ganz  fUr  die  Principien  der  Rechtsgleichheit  und  der 
ffmen  Bewegung  auch  des  Eigenthums  eingenommen,  dase 
ihm  jede  Erneuerung  des  Adels  wie  ein  räuberischer  Ein- 
griff in  die  Volksrechte  erschien ;  ^n  groszer  Theil  .  des 
alten  Adels  hatte  die  Waffen  gegen  das  Vateriand  getn^OD 

"  NapoleoD  im  üim.  de  St.  Hei.  b«i  Las  Casu  V.  36  fS.:  „Diu 
Arietokratie  ist  die  Stütze  and  der  UoderBlor  der  UoDarchie,  sie  kebt 
di«M  empor  und  leistet  ihr  Widersland.  Der  Slat  ohne  Aristokratie  ist 
ein  Schiff  ohne  Sleuer  (7),  ein  Loftballoii,  tod  den  Winden  geecbnnkelt. 
Dbs  Heilsame  der  AriElobralie  aber^  ihr  Zauber  lie^t  in  ihrem  Aller,  in 
der  Zeit;  und  gerade  das  ist  das  Einzig«,  was  ich  nicht  schaffen  kann. 
Die  vetnüiiriige  Demokratie  begnügt  sich,  fUr  alle  die  Qleicbbeit  de« 
Slrebenaond  die  Erreichbarkeit  dea  Zielea  zn  erhalten  (i  tons  Vtgt- 
litt  ponr  pr^tendre  et  obtenir).  Es  kam  nun  darauf  an,  die  Trümmer 
der  Arislokraiie  mit  den  Formen  nnd  Intentionen  der  Demokratie  zu  ver- 
einen. Voraus  galt  es,  die  groazen  alten  Namen  unserer  Geechichte  lu 
«unmeln.  —  Ich  hatte  in  meiner  Happe  einen  Entwurf.  Jeder  Nachkomme 
ejnes  gewesenen  Harschalls  oder.  Hiaistera  wäre  zu  seiner  Zeit  fähig  ge- 
wesen, indem  er  die  erforderliche  Auaalatlnng  nachgewiesen,  sich  zun 
Heriog  erklären  zu  lassen.  Jeder  Sohn  eines  Generals  oder  Statthalters 
einw  Provinz  hätte  sich  jeder  Zeit  als  Qrsf  können  anerkennen  loasm 
und  so  weiter.  Diese  Einrichtung  hätte  die  einen  gefordert,  die  Hoff- 
nnngen  der  andern  aufrecht  erhalten,  den  Wetteifer  aller  angeregt,  und 
'  den  Btoli  niemandes  verletzt,"  Tgl.  ancb  V.  161  und  Thier«  bist,  du 
Conml.  mi,  S.  llfi. 
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und  die  erneuerten  Ansprüche  desselben  wurden  auf  die 
Besiegang  Frankreicbs  durch  die  fremden  Heere  gestQtzt.  " 
Der  alte  Hasz  fand  immer  wieder  neue  Nahrung  und  nir- 
gends wurden  grosze  neue  Verdienste  der  Aristokratie  um 
da?  Volkswohl  sichtbar,  welche  mit  einer  neuen  politischen 
^Erhebung  derselben  versöhnt  hätte. 

Die  Julirerolution  von  1830  hob  mit  den  Hajoraten  die 
erbliche  Pairie  wieder  auf,  und  die  FebniarstQrme  von 
1848  BtQrzten  auch  die  darauf  folgende  .persönliche  und 
lebenslftngliche,  von  dem  Könige  gesch^ene  Pairie. 
Neuerdings  sprach  sich  die  Republik  g^en  alle  AdelsUtel 
und  Adelsrechte  aus. "  Eine  Reorganisation  hat  der  fran- 
zösische Adel  noch  nicht  wieder  erlebt  Keime  einer  aolchen 
aber  werden  in  der  senatorischen  Stellung  sichtbar. 

Seitdem  ist  der  französische  Adel  nur  iiisofiern  wieder 
beigestellt  worden,  als  die  alten  Titel  von  neuem  ge- 
stattet ■*  und  gegen  Mlszbrauch  gesichert  worden  sind.  Er 
hat  also  gegenwärtig  nur  die  Bedeutung  eines  Titular-  ' 
adels  ohne  eigentbomliche  Rechte,  und  es  ist  das  um  so 
ungenOgeoder,  als  die  grossen  Titel  bestandig  daran  er- 
innern, dasz  der  Inhalt  derselben  verschwunden  und  die 
leere  Schale  DOch  geblieben  ist 

"  la  den  handflrt  Tagen  verfügte  daher  wieder  ein  kalaerliehe* 
Decret  vom  13.  U&te  1615:  „La  ooblease  est  abolie.  Les  tttres  ftodaux 
sost  lupprintte. 

■•  FraniOs.  Terf.  v.  IMS.  Art.  10:  ,8oiit  »bolis  k  ioajown  UM 
titro  DObiliaire,  toute  diatioction  de  naiaeance,  de  das»«  on  de  caate." 

'»  Deoret  vom  34.  Jan.  1852.  Geseti  v.  m  Ual  1868  nod  Decrel  v. 
8.  Jan.  1859,  durch  welches  eine  eigene  Behörde  lar  Controle  über  die 
Adelstitel  eiogesetit  ward. 
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Zdmtes  CapiteL 

C.    I>er  MiflLiKh«  Adel. 

Id  den  neuem  eort^iftischeD  Staaten  bat  eich  (Sari  niir 
in  England  der  Adel  aach  in  die  Gegenwart  als  ein  ge- 
sichertes und  grosxartigefl  natiOBales  Institut  hinüber  ge- 
rettet. Versdüedeoe  Gründe  vrirkten  susammtti,  um  dieses 
Reiultat  bcrrorenbrittgeo.  Die  Darstellung  doselbeB  dient 
sogleich  doxu,  die  Natur  dieser  englischen  AmtoIa«tie  ins 
Ijeht  zu  setsen. 

1.  Der  englische  Adel  des  Mittelalters  tiatte  wie  der 
fTsnxOaiscbe  zirei  vemdiiedene  nationale  Bestandtheile  in 
sich,  einen  angel-aftohsiscfaen  and  einen  normanni- 
sche d,  aber  das  VerUÜtnin  dieser  beiden  Theile  war  ein 
ganz  anderes  als  das  der  rornehmen  Franken  und  Ro- 
manen in  dem  fhinzösisehen  Adel.  Die  Nonnanneo  be- 
haupteten nrar  id  den  ersten  Jahrhunderten  nach  der  Er- 
(Aerung  des  Herzc^  WUhdm  von  der  Normandie  (1066) 
an  Ckctischea  Uebergewicht  über  die  Sachsen,  aber  diese 
waren  doch  mit  jenen  -viel  näher  verwaadt  Die  Eorls 
waren  ein  ursprunglicher  Nationaladel  der  Sachsen,  der  vor 
den  gemeinfreien  Ceorts  von  alteraher  hervprrt^i«.  Der 
säcbäische  Adelige  hatte  die  n&mliche  Erziehung,  Lebens- 
weise, Denkart  wie  der  Normanne:  und  auch  den  neuen 
Königen  gegenflber  Melten  sie  an  ihrem  alten  von  den- 
selben anerkannten  Rechte  fest.  Gerade  die  fttctigche  ZurHck- 
selzung  aber  der  Sachsen  etöblte  ihren  Freiheitssinn,  und 
hatte  vorzugsweise  die  Wirkung,  dass  dieselben  um  so 
eifersüchtiger  und  kr&ftiger  ihr  Recht  zu  wahren  suchten, 
und  dem  gesammten  Adel  gewissermaszen  jenen  Geist  po- 
litischer Freiheit  einpflanzten,  durch  den  England  grosz 
geworden  isi 

2.  Auf  der  andern  Seite  hatte  die  Eroberung  die  grosze 
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Wirkung,  dass  die  königliche  Gewalt,  auf  welcher  die 
Einheit  und  die  SicherheU  des  States  vonUglich  bernhte, 
nicht  wie  in  Frankreich  durch  den  Adel  verdrangt  wurde, 
und  nicht  ebenso  tine  in  einzelne  Herrschaften  zersplitterte 
Sourerfloetät  der  groezen  Vasellen  entstand. 

Das  Lehensweaen  fond  freilich,  wie  damals  allenthalben, 
,  ancb.io  England  Eingang,  aber  es  bildete  sieb  doch  in  ao- 
derer  Weise  aus.  Es  ist  zwar  die  früher  ziemlich  verbrd- 
tete  Uänung,  dasz  durch  die  Normannen  das  Ldieiiss^steai 
in  England  znerat  eingeführt  worden  sei,  in  Folge  neuerer 
Untersuchungen  als  nnrichtig  erwiesen :  such  die  alten  sOch- 
^•cben  Thane  hatten  groszentheils  Lebenbesitz,  und  waren 
von  diesetn  den  Königen  zu  beeooderer  Treue  und  Kriegs- 
dienst rerpflicbtet.  Aber  wahr  ist  es,  dasz  die  normannische 
Herrschaft  bei  weitem  mehr  dem'  ganzen  State  einen  lahm- 
artigen Charakter  and  lebeiismAszige  Formen  gab.  Das 
Lehenswesen  war  zur  Zeit  der  Eroberung  in  derNormandie 
ausgebildeter  als  in  England:  und  die  Sieger  trugen  die 
beimischen  Vorstellungen  hinOber  in  das  nenerworbene 
Land. 

Im  Priucii)  —  das  VerstOndniss  der  Neuerung  wurde 
&t»t  später  allgemein,  als  weitere  Consequenzen  derselben 
aur  Sprache  kamen  —  wurden  aoguc  alle  Privatgüler  in 
England  durch  e^n  Oesetz  Wilhelms  I.  als  Lehenboden 
erklärt  nnd  das  Obereigentbnm  des  KOnlgs  darüber  be- 
hauptet Auch  die  bisherigen  Allodialgoter  wurden  so  in 
den  Leheosnexus  hereingezt^en,  und  die  bisherigen  blosz 
lebenslänglichen  Beneficien  hinwieder  su  erblichen  Lehen 
erhoben.  Alle  freien  Männer  im  Reiche  moszten  überdem 
dem  Könige  den  Eid  der  Lehenstreue  schwören  und  sich 
ta   KriegsdJMist   verpflichten;'    und  es  ging  dieser  Eid 

•  StaL  Wak.  c.  B3;  „Stalnlmna,  st  «mm  Hbcri  kmiM$  foedere  et 
Mcmuenfo  afimcDt,  quod  inU«  et  eiti»  regmim  Asgltie  WilbelfDO  ano 
donino  Ödelea  ewe  rdlnt,  (errat  et  hosorea  illtai  MeliUlc  ebique  servire 
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dem  Tretiachwnr  der  freien  Ituassea  an  ihren  uiiniittelbitreii 
Ijäiensheirn  var.  Ueber  00,000  Ritterlehne  gab  es  unter 
der  Regierung  Wilbelms  I.,  die  alle  unmittelbar  oder  nun 
grAszern  Theile  mittelbar  dem  Könige  sie  oberstem  Lebene- 
und  Kriegsherrn  verbunden  waren.  Hau  sieht,  die  ZUgel 
der  Lehenfiherrschaft  wurden  von  dem  Könige  selbst  in  die 
Hand  genommen  und  straffer  angezogai,  als  danuU  ia 
Frankreich,  dessen  König  Über  den  Herzog  von  der  Nor- 
niandie,  welcher  als  solcher  selbst  ein  Iranzöaischer  Vasall 
war,  nur  eine  geringe,  mehr  formelle  als  reale  SoaveritoetU 
Itesafiz.  Der  normannische  und  sächsische  Adel  blieb  somit, 
wenn  er  auch  nach  der  Weise  des  Mittelalters  viele  selbr 
ständige  Rechte,  insbesondere  der  Gericbtsbarkeil  und  Po- 
Itceigewalt,  über  seine  Hintersassen  besasz  und  ausübte, 
doch  in  einem  wirklichen  UntertbanenverhäUnisz  zu 
dem  Könige,  and  die  Einheit  des  States  wurde  den  Bar 
ronen.  nicht  hingeopfert. 

3.  Wenn  so  der  englische  Adel  auf  der  einen  Seite 
geringere  Herrschaftsrechte  hatte,  so  waren  auf  der  andern 
Seite  seine  politisch-nationalen  Rechte  um  so  bedeur 
tender;  und  hierauf  vornehmlich  beruht  die  Grösze  und  die 
bleibende  Wichtigkeit  des  englischen  Adels. 

Diese  politisch-nationalen  Rechte  machten  sich  auf  den 
groszen  Reichstagen  geltend,  die  man  frühe  schon  mit  dem 
bescheidenen  Namen  des  Parlaments  bezeichnet  bat.   Da« 

cum  eo,  et  contra  ioimicoa  ei  slienigenas  defendere."  c.  58:  „Stfttui- 
mua  eühtn ,  nt  omnes  baronea  et  mllilea  et  »ervieDtea  et  univerM  litfeii 
borainee  totias  regni  Dostri  praedIcU  habeant  et  teoeuit  ae  semper  bene 
in  (rmia  et  in  equis,  ut  decet  et  oportet;  et  qaod  aint  aemper  prompli  et 
bene  parati  ad  servititim  sunm  integrum  DobiB  expleDdiim  et  perageDdiini, 
cum  »emper  opus  fuerit,  eecnndiiin  qaod  nobie  de  ftodU  debent  et  tme- 
Mmlü  de  jnre  ftcere,  et  oicut  Ulis  statuimua  per  commune  condlinm  to- 
tius  regnl  prafdicii ,  et  iltit  deSimut  rl  ttmtnmmii  ih  ffodo,  jurt  hatTr- 
aUtri».  Tgl.  /tmm.  Riator;  of  the  Eogllsb  Law  1.  S.  34  R  Vgl. 
rhillips  engl.  Eeiclia<  and  Rechtsge«^.  II.  5.  42.  enM.  da*  haatige 
engl.  Verfaasuiigs-  und  Vernallungarecbt,  I.  6.  3  ff. 
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alte  säcfasiflche  WUenagemot  lebte  in  neuer  veredelter 
Geatalt  als  Parlament  wieder  auf,  und  in  ihm  einten  nach 
und  nach  die  n&mliciien  Interessen  und  Schicksale  aaeh 
die  beiden  Stftmme.  Die  eines  älteren  Versaminluagen  der 
groezen  VasalIeD  mochten  woht  meistens  nur  den  Zweck 
haben,  den  QIsdz  und  die  Wurde  der  Krone  an  den  heiligen 
Festen  zu  Ostern,  Pfingsten  uud  Weihnachten  zu  verherr- 
lichen. Die  andern  aber  erhielten  alUnählich  eine  grosze 
politische  Bedeutung,  und  es  wurden,  anüings  ohne  feste 
Normen  und  scharfe  Gompetenzausscheidung ,  auf  Ihnen  je 
die  wichtigsten  Angelegenheiten  des  States  behandelt  und 
entschieden.  Wahrend  des  XIII.  Jahrhunderts  erhielten  die- 
selben eine  regelmfiszigere  Gestaltung.  DieUagna  Charta 
von  1316,  welche  dem  Könige  Johann  ohne  Land  tod  dem 
Megreicbeii  Adel,  der  für  die  Behauptung  seiner  Rechte  die 
Waffijn  ergriü^n  hatte ,  in  dem  Friedensschlüsse  at^nöthlgt 
wurde,  set&te  urkundlich  fest,  dasz  „die  ErzbischOfe,  Bi- 
schöfe, Aebte,  und  die  Grafen  und  groszen  Barone  persön- 
lich durch  königliche  Briefe  (siogillatim  per  litteraa  nostras), 
die  abrigen  unmittelbaren  Vasallen  des  Königs  aber  ins- 
gesammt  durch  die  königlichen  Beamten  {in  generali  per 
Ticecomites  et  balliros  nostros)  zu  dem  Parlamente  (com- 
mune consilium  regni)  eingeladen"  werden  sollen,  und  dasz 
nnr  mit  ihrer  Zustimmung  neue  Steuern  erhoben  werden 
dürfen. 

Aus  den  ersteren,  welche  vorzugsweise  die  Öäentlichen 
Angelegenheiten  im  Lande  verwalteten ,  bildete  sich  im  Ver- 
folge der  Zeit  das  Oberhaus;  die  letztern  wurden  zu  einem 
Bestandtheile  des  spätem  Unterhauses.  Beide  Classen 
hatten  anfangs  ein  persöulichea  Recht  der  Reichs- 
standschaft. Die  erstere  behielt  es  bei.  Für  die  letztere 
aber  wurde  es,  in  Verbindung  mit  andern  Rittern  des  Lan- 
des und  den  Bewohnern  der  Städte  und  Burgen,  später  zii 
einem    politischen    Repräsentations rechte.      Nur    die 
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erstem,  die  Lords,  ^Iten  fortan  s]s  hoher  Adel.  Uem 
niederen  Adel  der  Gentrj  trat  die  begflterte  Burgec- 
schaft  zur  Seite. 

In  der  rollendeten  Verfusang  des  Parlaments,  welche 
in  der  Haiiptaache  in  der  zweiten  iUlfte  de«  XUI.  und  der 
ersten  Hftlfte  des  XIY.  Jahrhunderts  zu  Stande  kam,^  Amd 
der  Adel  seine  natürliche  Stellung  im  Staate.  Id  den  Zeiten 
Henriche  III.  gewann  es  den  Anschein,  dass  die  Barone, 
unter  der  AnfUbmng  des  Grafen  von  Leioester,  die  Honar> 
fihie  selbst  in  ihrer  Existenz  geßthrden  und  die  R^iemng 
des  States  in  ihre  Hand  nehmen  möchten.  Dieser  Ueber- 
griff  war  aber  doch  nur  vorübergehend,  und  sehr  bald  setste 
sich  von  neuem  das  Prineip  fest,  dasz  der  Aristokratie  wohl 
ein  bestimmter  Einflusz  auf  die  politischen  Ad- 
gelegeoheiten  der  Nation  und  insbesondere  die  Mit- 
wirkung in  der  Gesetzgebung  gebflhre,  nicht  aber 
dieAasQbnng  der  eigentlichen  Herrschaft,  nicht 
die  Statsregierung.  Aber  auch  den  unt<n-n  StAndeo 
gegenober  ta,nd  der  Adel  die  nötfaige  Sohnuike  seiner  poli- 
tiscben  Haeht  in  der  Ergftazung  des  Parlaments  durch  die 
Repräsentanten  der  St&dte  und  Bm^en  und  der  übrigen 
Freisassen  des  Landes.  Anfangs  war  er  allein  berateo. 
Bald  aber  wurde  es  Sitte  und  Gesetz,  dasz  auszer  den 
Rittern,  welche  auf  Kronleheo  saszen,  auch  die  übrige 
mittelbare  Ritterschaft  und  überhaupt  die  Frei- 
sassen des  Landes  (milites  et  omnes  libere  tenwites), 
welche  zu  den  Graföchaftogericbten  Zutritt  hatten,  zu  der 
Wahl  TOD  Repräsentanten  der  Grafschaft  zusammentrat«) 
nnd  mitwählten.  Später,  zuerst  im  Jahre  1264,  witrde  smA 
den  wichtigeren  Städten  und  Flecken  verstattet,  nch 
dunA  angesehene  Burg  er  im  Parlamente  rertreten  zu 
lassen  und  so  der  Kreis  des  Adels  nnd  des  Lebensrerbandei 
überschritten. 

•  Tgl.  nnMn  Bacb  V.  C»p.  3. 
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IKe  hohen  Barone,  welche,  at^eseben  ron  dem  natio^ 
naten  Parlament,  noch  einen  besonderen  Rath  des  König» 
bildeten,  und  durch  Macht  und  Ansehen  vor  der  Uenge 
der  Ritter  herrorragten ,  verbandelten  seit  den  entten  Jahr- 
sehnten  des  XIV.  Jahrhunderts  regelmftazig ,  getrennt  von 
den  Rittern.  Aus  ihnen,  der  hohen  Geistlichkeit,  welche 
sich  an  sie  anschlosz,  and  aus  den  Oberrichtern,  welcheq 
der  KOnig  da«  persönliche  Recht  der  Standschaft  verliehen, 
besttind  denn  nun  das  Oberhaus. 

Die  Repräsentanten  der  Bürger  aber,  welche  anfttnglich 
auch  als  besondere  Eörperscheft  nur  unter  sich  bu  beraUiea 
pflegten,  traten  seit  1347  r^elmOszig  mit  den  Abgeordneten 
der  Ritterschaft  zusammen,  welche  wie  sie  gewählt,  nicht 
berufen  waren  und  offenbar  in  den  wichtigstoi  Beziehungeu 
gemeinsame  Interessen  mit  ihnen  hatten.  So  entstand  da« 
Haus  der  Gemeinen.'  Diese  Gemeinschaft  der  Reprä- 
sentation im  Parlament  yrar  auch  im  Übrigen  auf  das  Ver- 
häUnisK  der  Stände  von  daoemdem  Einflusz.  IMe  schroffe 
Abachliemang  des  niedem  Adels  und  der  groezentheiis  feind- 
liche Gegensatz  zwischen  ihm  und  dem  Bttt^ertham ,  welche 
auf  dem  Gontinent  das  Hittelalter  cfaarakterisirt  und  anch 
di«  modernen  Zustilnde  noch  vielAltig  verbittert  und  stört, 
w«f  UQ  deszwillen  in  England  zur  Unmöglichk^t  geworden. 

4.  Ein  fernerer  Charaktenng  des  englischen  Adels, 
durch  den  er  sich  sehr  bu  seinem  Ruhme  von  dem  Arao" 
zöeiscben  und  zum  Th^l  auch  von  dem  deutschen  Adel 
uutecBcbeidet,  verdient  hervoi|[ehoben  zu  werden.  Schon 
in  der  Zeit,  als  die  Barone  ^e  einzige  politische  Macht  im 
State  waren,  hatten  sie  nicht  bloez  sich  und  ihre  eigenen 
Rechte  im  Auge.  Sie  fühlten  sich  -frübaeitig  als  eine  na- 
tionale Körperschaft,  welche  den  Beruf  habe,  auch 
im   al^emein   öffentlichen    Interesse   die   Rechte  'des 

'  Vgl.  die  Tortrefflidie  Oeschicbie  der  Entftehnng  dM  englliclien  Par- 
luiemU  Ton  6wi*at.    Im»]«  nr  lliiMolre  de  FntDcc. 
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Volkee  zu  schirmeii  und  för  seine  Freiheit  zu  sorjfen.  Die 
Magna  Charta  enthält  zahlreiche  und  höchst  wichtige  Be^ 
etimmungen  der  Art.  Die  politische  Freiheit  der  Eng- 
länder ist  zu  einem  guten  Theile  ein  Wu-k  der  Aristokratie. 
Nachdem  diese  aber  einmal  fest  begrOndet  war,  da  wurde 
die  hohe  Aristokratie  mehr  und  mehr  zU'  einem  fbsten 
Damme,  welcher  den  8tat  vor  der  Ueberflothung  der  de- 
mokratischen Ströme  sicherte,  und  wie  sie  vorher  die  Volks- 
Treiheit  begründet  hatte,  übernahm  sie  nun  die  minder  po- 
puläre aber  nicht  minder  hdilsame  Aufgabe  (ttr  die  Auf- 
rechterhaltung des  Thrones  und  der  festen  Statsord- 
nung  einzustehen.  In  der  Mitte  stehend  zwischen  König 
und  der  Menge  des  Volkes,  und  weder  so  mächtig,  dasc 
sie  fOr  sich  allein  zu  herrschen  vermochte,  noch  so  ab- 
hängig in  ihrer  Ebcistenz,  dasz  sie  allen  Strömungen  von 
unten  oder  jedem  Ansinnen  von  oben  folgen  mOszte,  be- 
wahrt sie  die  Freiheit  und  die  Rechte  beider  vor  dem  Ueber- 
grifiF  je  des  andern  und  vor  dem  Miszbranch  l>eider.  Der 
englische  Adel  ist  auch  fortwährend  thätig  geblieben  in  den 
öffentlichen  Geschäften,  und  wenn  es  sich  am  tTebung 
öffentltcber  Pflichten  handelte,  so  stand  er  allezeit  in 
erster  Reihe.  8chon  die  Erziehung  desselben  wird  von  dem 
Geiste  politischer  Freiheit  durchdrungen,  und  ist  auf  per- 
sönliche Selbständigkeit  gerichtet.  Die  politischen  Parteien, 
die  Betheiligung  an  der  Polizeiverwaltung  der  Friedens- 
richter, die  Mitwirkung  bei  den  Wahlen,  die  Theilaahma 
an  den  Grafschaftsverhänden  und  an  den  Geschworeoen- 
gerichten,  die  Uebung  zu  allen  gemeinnützigen  Zwecken 
in  Vereine  zusammen  zu  treten ,  die  f^iwillige  Selbet- 
besteuerung  für  solche  Zwecke,  welche  zu  der  Tragung 
der  Stats-.  und  Gemeindesteuern  hinzutritt,  das  Alles  er- 
hält die  Aristokratie  im  Zusammenhang  mit  dem  Volks- 
leben. Niemand  kann  ihr  vorwerfen,  dasz  sie  eine  Schma- 
rotzerpflanze   sei,    welche    die    Volkssäfte    gierig    au&auge 
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lind  die  Fruchtbarkeit  des  Stammes  und  seiner  Zweige 
vermindere.  * 

5.  Das  Princip  de6  Erbrechtes  iat  fur  die  englischen 
Lords  sur  etatsrechtlicben  Regel  erhoben  worden,  olier 
weder  in  so  ebsolaler  Form  noch  so  ausschlieezlioh  als  auf 
dem  Continent. 

In  der  ersten  Zeit  stand  das  Erbrecht  und  die  Pair- 
scbaft  in  enger  Beziehung  zu  dem  Grundbesitz  oder  den 
Aemtern;  die  Pairie  selber  hatte  damals  einen  territo- 
rialen Charakter.  Später  aber  wurde  dieser  Zusammen- 
hang aufgelöst,  und  die  Pairie  ging  als  persönliche 
Würde  durch  das  Erbrecht  über.  Von  dieser  frühem  Ver- 
bindung -mit  einem  bestimmten  Land,  oder  Schlosz  oder 
Amte  her  erhielt  sich  aber  der  wichtige  erbrechtliche  Grund- 
satz, daaz  nur  Einer  der  Söhne  oder  Anverwandten  des 
▼erstorbenen  Lords  an  dessen  Stelle  ins  Parlament  trete. 
Not  der  älteste  Sohn  wurde  nach  den  Grundsätzen  der 
Erstgeburt  wieder  Lord,  die  sp&ter  geborenen  erhielten 
mindern  Rang  und  waren  von  den  Rechten  des  hoben 
Adels  ausgeschlossen.  Nicht  blosz  die  jüngeren  Söhne  des 
Lords  sind  vor  dem  Gesetze  blosze  Esquires,  sondem 
selbst  der  älteste  wird,  so  lange  der  Vater  lebt,  nur  von 
der  Höflichkeit  der  Gesellschaft,  nicht  von  dem  Rechte  Lord 
genannt.  Auf  diese  Weise  blieb  einerseits  das  Ansehen  und 
der  Reichthum  der  grossen  Familien  fortdauernd  in  Einem 
Fainilienhaupte  concentrirt,  und  gab  es  andererseits  Ueber- 
g&nge  SU  den  übrigen  Stünden,  welche  den  Unterschied  des 
Blutes  milderten.  3 


'  Vgl.  die  ausfUhiltche  Daratellung  in  dem  hngtt.  Werlt  voa  GneU. 

*  Blacaviay,  Hlst.  of  England  I.  8  37:  „Dfe  «nglieclie  Arielokralie 
halle  in  keiner  Weise  den  gehäuigen  Charakter  einer  Kaste.  Sie  nahm 
forlwührcnd  neue  Uilglieder  aus  dem  Volke  in  sich  auf,  und  gab  ohne 
Unteibrach  wieder  Hllglieder  ab,  die  Bicb  mit  dem  Volke  mischtep.  Der 
FreisaMe  war  nidit  geneigt  Ober  die  Würden  zu  murren^  in  denen  seine 
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6.  Ebenso  wurde  die  FftiDilieiigeDOSsenachaft  aiicli 
der  Pairs  oieht  Buf  das  adelige  Blut  beschrankt.  Auch  die 
bürgerlich  ge^iome  Frau,  welche  zur  Oemalin  eines  Lords 
«rbnben  wird,  wird  um  deazwUlen  ohne  Bedenken  aar  Led^: 
^D  Grundsatz  des  netUrlicben  Familienrecht«,  deoseo  Beach- 
tung die  Ehre  des  hohen  Adels  keineswegs  verdunkelt,  son- 
dern im  Giegentheil  vor  gerechten  Angriffen  hei  weitem  melir 
gesichert  hat  als  das  kastenartige  Prindp  der  Ebenbflrtig- 
keit,  an  welches  der  deutsche  hohe  Adel  so  ttngstlieh  sich 
anklammert. 

7.  Endlich  wurde  der  Stand  der  Pairs  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  neue  Pairsernennungen  ergSnzt  und  erfHscht. 
Das  Recht,  Pairs  zu  ernennen,  wurde  dem  Könige  ror- 
behalten.  Er  galt  als  „die  Quelle  aller  politischen  Ehren. "^ 
Ihm  allein  kam  es  daher  zu,  neue  Glieder  des  Adels,  sei 
es  mit  dem  Titel  eines  Herzogs,  Harquis,  Grafen  (earl), 
Vizgrafen  (riscount)  oder  dem  einfacheren  dnes  Barons 
zu  schaffen  und  ihnen  Pairsrechte  zu  verleihen.  Aber  e« 
lag  in  der  Natur  der  Dinge,  dasz  zu  der  politisch-nationalen 
Wurde  nur  Mttnner  erhoben  werden  konnten,  welche  daroh 
Ihre  Verdienste  besonders  als  Feldherm  oder.  Statsminner 
sich  ausgezeichnet  hatten,  und  zugleich  ein  so  bedentender« 
Vermögen  besaszen  oder  erhielten ,  dasz  sie  im  Stande  waren, 
den  Ansprüchen  des  hohen  Standes  zu  genfigen.  Die  eng- 
lische Aristokratie  erhielt  auf  diese  Weise  einen  statm  Zu- 
flnsz  von  wahrhaft  aristokratischen  Erftften ,  oud  wurde  vor 
der  Gefahr  in  At^eschlossenheit  und  Unbew^lichk^t  zu 
versumpfen  und  zu  faulen,  glticklich  bewahrt.  Den  krftf- 
tjgsten  und  begabtesten  Männern  des  Volkes  aber  war 
die  ermuthigende   Aussicht   eröffnet,    daaz   sie   durch    ihre 

fligenec  Kinder  »atatägm  koiiDt«ii.  Drr  HagoMi  w«r  nicht  geneigt,  eine 
CiaMe  mit  Teratihtong  lo  beliandeln,  in  welche  Beine  Kinder  herabetelgeii 
rnnHlen.* 

*  BhHMm»,  Commenlar.  nn  the  Uwi  of  England-    I.  12. 
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Ventienele  um  den  Stat  sich  und  ihrer  Faoiilie  deo  dauernden 
Zutritt  zu  den  sonuigeo  Hoben  des  Statslebens  ui  erwerben 
vermögen. 

Wenn  man  sich  den  GesaBimteiodruck  dieser  Eägen- 
•diaften  der  cDglischeo  Aristokratie  rei^egenwftrtigt,  so  ist 
es  nicht  mdir  rfttbselbaft,  wesEholb  der  englische  Adel  allein 
seine  Existenz  bis  auf  unsere  Tage  anangefocbten  bewahrt 
hat  und  rortw&hrend  in  der  Verfossung  eine  fruchtbare  und 
glOniende  Stellung  eiooiinmt,  wMirend  aof  dem  Contineate 
der  Adel  überall  entweder  g&nzlich  antergegangen-  ist  oder 
doch  nur  ein  sdir  bestrittenes  und  r^kümmerte»  Dasein  hat. 


£i]ftes  GapiteL 

D.  Dar  ileiiUcbe  Adel. 

Die  Geschichte  des  deutschen  Adels  unterscheidet  sieb 
in  einigen  wichtigen  Beziehungen  ron  der  des  rransösiech^ 
and  des  englisdien  Adels. 

1.  Bis  zu  Ende  des  XIIL  Jahrtiunderts  galt  nur  der  alte 
nationale,  immerhin  aber  durch  Aufbahoie  neuer  Familien 
erweiterte  Stand  der  Fürsten  und  Herren  Atrden  echten 
deutseben  Reicbsadel  (nobiles). 

Zu  ihm  gehören: 

a}  Die  geistlichen  Fürsten,  diese  zwar  »obr  hfiufig 
aaeh  aus  adeligen  Familien  stanimMid ,  aber  keineswegs 
ausschlieszlieh ,  noch  im  Princjp.  Vielmehr  gab  die  ohrist- 
liehe  Kirche,  deren  Stifter  und  Apostel  selbst  nicht  zu 
einem  hohen  EIrbadd  gehört  hatten,  den  Grundsatz,  dasz 
dem  Indiriduam  abgesehen  von  dem  Geburtsstande  der 
We^  zu  den  höchsten  Wurden  der  Hierarchie  offen  stehe, 
nie  auf,  und  st&rkte  sich  gerade  durch  diese  Anerkennung 
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des  Individualadels   dem  State  ge^nUber,    indem  sie   die 
bedeutendsten  Geister  an  sich  zog. ' 

b)  Die  weltlichen  Fürsten  (Herzige,  Mark-  und 
Pfiilzgrafen,  Landgrafen,  Bni^grafen),  in  der  Regel  dem 
neschleehtsadel  angehörig  und  diesen  fortpflaneend ,  nur 
anszerat  selten  durch  neue  Verleihung  eines  Fahnlehens  an 
einzelne  ausgezeichnete  Individuen  von  nicht  adeliger  Al»> 
kunft  vermehrt.  - 

c)  Die  Freien  Herren,  die  zwar  kein  FUratenäiuni, 
aber  Herrechaften  mit  hoher  Oerichtebarkeit  besaszen,  zur 
Tjfuidesherrsehaft  von  Geburt  fHbig  und  berechtigt  wären 
unf  den  Reichsversammlimgen  zu  erscheinen. 

Dieser  später  hober  Adel,  im  Schwabenspiegel  die 
Semperfreien  (seodbar  Freien)  genannte  Stand  war  haupt- 
sächlich durch  zwei  politlache  Rechte  ausgezeichnet,  1)  durch 
die  Landeshoheit,  oder  wen^stens  die  Fähigkeit  zu 
solcher,  2)  durch  die  Reichsstandschaft.  Er  benutzte 
aber  die  letztere  weniger  dazu  die  allgemeinen  Interessen 
der  Nation  zu  fördern,  die  öffentlichen  Redite  zu  wahre» 
und  äoszubilden,  und  die  VolksAreiheiten  zu  schirmen,  als 
vielmehr  dazu',  seine  eigene  Herrschaft  zu  befestigen  und 
zu  erweitem,  das  KOnigthum  seiner  einheitlichen  Macht  zu 
entkleiden,  und  des  Reich  in  seine  Theile  aufzulösen. 

Dieser  Zug  nach  Herrschaft  ist  charakteristisch  fttr 
den  deutschen  hohen  Adel,  und  unterscheidet  sräoe  Oe- 
scliichte  von  der  der  englischen  Lords,  welche  vielmtdir  ihre 
parlamentarische  Bedeutung  ausbildeten.  Es  ist  das 
eine  schwere  Verschuldung,  welche  der  hohe  Adel  gegen 
das  gemeinsame  Vaterland  begangen  bat,  und  d&  Pflicht, 
diese  Schuld  wieder  zu  sUhnen ,  durch  ernste  und  opferwillige 

'  P«p8t  Gregor  VII.  hat  dieses  Priocip  klar  auBgeeprochen :  „Rom  i«t 
gnwz  geworden  unter  deo  Heiden  uod  uuler  den  Christen,  qnod  noii 
lam  geaerig  aut  patriae  nobililatem,  quam  animi  et  corporis  virlut«a  per- 
pendendaa  adjudicarerit"  Vgl.  iMirmt  bist  da  Droit  dea  Qens.  VII.  S,  33S. 
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Arbeit  an  dem  Werk  eiDer  Neugestaltung  Deutschlands, 
wird  er  aich  nicht  entziehen  dürfen.  Da  wo  jenes  Be- 
strebeo,  wie  in  der  lostitutioD  der  frühem  Herzoge,  mit 
der  EigenthUmllchkeit  bedeutender  VolksatAmme  verwachsen 
nod  politiBche  Selbständigkeit  ein  BedUrfiiisz  dieser  war  — 
von  jeher  aber  war  8o  die  deutsche  Nation  in  besondere 
StAmme  getheilt  und  gab  es  innerhalb  der  allgemeinen 
deutschen  Geschichte  auch  eine  parüeulare  der  einzelnen 
Länder  —  da  hatte  dasselbe  einen  natürlichen  Boden  und 
,  eine  relative  Berechtigut^.  Unter  dieser  Voiaasseteung 
wurden  denn  auch  im  Verlauf  der  Zeit  diese  Familien  zn 
wirklichen  Dynastien.  In  allen  andern  Fällen  aber,  na- 
mentlich wo  sich  die  Landeshoheit  auf  blosse  Gaugraf- 
Bchaft  oder  freiherrliche  Immunität  stützte,  war  diese 
Richtung  ganz  unnaturlich  und  führte  zu  natioualem  Ver- 
derben, bäuSg  auch  zu  dem  Untergang  der  Familien,  welche 
dieae  folsche  Riclitung  festhalten  wollten  und  darüber  alle 
andern  Interessen  vernachlässigten. 

Dieser  Stand  war  von  altersher  zwar  ein  erblicher, 
aber  nach  dem  altern  Reivhsrechtc  gehörten  doch  nur  die 
wirklichen  Iiei<-Iisfitrsten,  die  mit  einem  FUrstenthum 
belehnt  waren,  zu  dem  FUrstenstande  und  hatten  auf  den 
dritten  Heerschild  Anspruch.'  In  dem  zweiten  standen  be- 
kanntlich die  geistlichen  Fltrsten,  seitdem  die  weltlichen  es 
in  ihrem  Interesse  gefunden  hatten,  Lehen  von  jenen  zu 
empfangen.  Der  erste  gehörte  dem  Könige.  Erst  in  den 
letzten  Jahrhunderten  kam  der  verwirrende  Sprachgebrauch 
auf,  dasz  auch  alle  Söhne  der  Fürsten  und  Grafen,  unbe- 
kümmert darum,  ob  sie  ein  Fürstenthum  oder  eine  Graf- 
schaft hatten,  den  Titel  des  Vaters  annahmen  und  wüter 
verpflanzten.    Diese  Vervielfältigung  der  Titel  ohne  inneren 

'  Sachsenap.   III.  58.  t-  2.    „It  ii'is  nen  tbdI«!),  ilar  die  hisd  af 

.iDOge   dea    rikes    vorste    wesen,    he    ne   viitva't   van  deme   koiilnge." 
Sap.  I.  3,  S.  3.  SchwaLeiiap.  S. 

Blunuchli,  allgemeines  Slilirechl.    I.  9 
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Gehalt,  scheinbar  zur  Ehre  der  Familien  ilurdiKeflthrt,  diente 
dazu,  das  Ansehen  im  Volk  zu  untergraben,  und  dieselben 
den  gröflzeren  Landesherren  gegenüber  zu  schwächen.  Das 
Princip  einer  unbeschrankten  erblichen  Ausbrei- 
tung ward  daher  dem  hohen  Adel  selbst,  der  es  in  An* 
Spruch  nahm,  rerderblich.  Ebenso  diente  der  festgehal- 
tene Grundsatz  der  Ebenbürtigkeit,  durch  welchen  der 
hohe  Adel  sich  kastenartig  von  den  übrigen  StAnden 
trennte,  dazu  die  Quellen  seiner  agen^i  Erfrischang  zu 
rerstopfen  und  ihn  von  der  Zuneigung  des  Volkes  abzu-  , 
schlieszeu. 

2.  In  der  Uitte  zwischen  dem  eigentlichen -Adel  und 
den  einfachen  Freien  standen  die  aus  den  letzteren  er- 
hobenen Mittelfreien,  wie  sie  der  Schwabenspiegel 
nennt.  Im  Bilden  von  Deutschland  Iftszt  sich  dieser  Stand 
bis  in  die  Zdt  der  fränkischen  Monarchie  hinauf  verfolgen. 
Erst  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  aber  kam  der  Sprach- 
gebrauch auf,  diese  Mitlelfreien  ebenfalls  Edelleute  zu 
nennen,  dadurch  dem  Adel  als  niederen  Adel  näher  zu 
bringen  und  gleichzeitig  schärfer  von  den  einbetten  Freien 
zu  trennen. 

Die  Hauptbestandtheile  dieses  Standes  waren : 
a)  Die  schöffenbar  Freien,  ursprünglich  mit  grö- 
szem  Gütern  (drti  Buben  oder  mehr)  ^  ausgestattet,  und  als 
die  angeseheneren  und  reichei-en  Freien  zu  dem  Schöffen- 
amte  berufen,  welches  wie  alle  Aemter  im  Mittelalter  mit 
der  Zeit  erblich  ward.  Sie  konnten  auch  ihr  Eigen  länger 
als  die  Masse  der  ft«ien  Bauern  frei  von  Lasten  und  im 
Zusammenhange  mit  den  Grafendingen  im  Gegensätze  zu 
den  Vogteigerichten  erhalten.  In  den  spätem  Jahrhundert» 
gingen  die  schöffenbar  Freien  gewöhnlich  in  dem  Ritter- 
und Grundherrenstande  auf. 

'äftcbsensp.  111.  81.  S-  1-    I-  2. 
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b)  Die  Vasallen  des  Adels,  seitdem  das  RiUer- 
wesen  sufgekoinmeo,  Ritter  mit  Ritterleheii.  * 

c)  Zn  diesen  kamen  dann  später  aucli  manche  Ritter 
ohne  Ritterlehen,  groszentheiU  zwar  Abkömmlinge  der 
Vasallen,  die  eine  ritleroiüszige  Erziehung  genossen  hatten 
lind  in  die  Ritterschaft  aufgenommen  wurden,  in  jer  Folge 
aber  auch  andere  Kri^emänner,  welche  von  dem  Kaiser 
oder  berechtigten  Stellverti-elern  desselben  zu  Rittern  er- 
hoben wurden. 

d)  Die  zahlreichen  Dienstleute,  Ministerialen 
(Edelknechte),  noch  im  XIII.  Jahrhunderte  sehr  scharf 
von  den  titterbUrtigen  Männern  geschieden,  ihrer  Abstam- 
mung nach  groszentheils  Hörige  und  Halbfreie,  durch  Hof- 
ämter und  Hofdienst,  groszen  Grundbesitz  und  vornehme 
Lebensart  emporgehoben,  anfangs  nicht  des  Lehensrecbts, 
nur  des  Dienst-  und  Hofrecbtes  theilhaftig,  allmählich  den 
Rittern  zur  Seite  tretend  und  mit  ihnen  in  einen  Stand  zn- 
saoimenschmelzend. 

e)  In  manchen  Reichsstädten,  seltener  in  Landstädten, 
die  Geschlechter,  Patricier,  nrsprUnglioh  meist  von 
schOffenbar  freier  oder  rittermäsziger  Abstammung,  durch 
den  Autheil  an  der  städtisclien  Obrigkeit  ausgezeichnet. 

Auch  unter  diesen  Classen  des  sogenannten  niedern 
Adels  verdrängte  das  nberhandnehmende  Priocip  der  per- 
sönlichen Erblichkeit  mehr  und  mehr  die  Rücksichten 
auf  Grundbesitz,  ritterliche  Lebensart,  Hofdienst,  und  er- 
zeugte eine  grosze  Anzahl  von  Edelleuten,  die  keine  andere 
edle  Eigenschaft  besaazen  als  den  Nachweis  eines  alten 
Stammbaums.  Auch  die  Abscblieszung  dieses  Standes 
von  den  freien  BUi^ern  und  Bauern  wurde  immer  schrofifer, 
und  zwar  gerade  in  den  Zeiten,  als  die  innere  Bedeutung 

*  SBcbsensp.  t.  3.  §.  2.  „de  ccepenbare  lüde  und«  der  vrieiiher- 
ren  man  (haben)  den  veften  (HeerBchlld).  Schwabeiiap.  6.  „mitel 
n-ioD,  dai  ain  di«  ander  vri«u  man  slnL" 
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des  Gegensatzes  abstarb.  Im  Zusammenhange  damit  erhielt 
die  Sucht  nach  rornehnien  Titeln  reichliche  Befriedi^ng', 
niid  auch  aus  diesem  Stande  gingen  ganze  Schaaren  von 
Freiherren  und  M^r  Graren  und  Ftlrsten  hervor,  theils 
durch  Verleihnog,  theils  geradezu  durch  Aniiiaszung  solcher 
Utel,  denen  im  Qbrigen  keine  ReslitAI  mehr  entsprach,  die 
keine  FreiherrschaA ,  keine  Grarschaft,  kein  FUrsteiithum 
hatten. 

Ein  so  ausgebildeter  Adel  der  UilitAr-  imd  CiTilfimter 
wie  in  Frankreich  kam  in  Deotscbland  nicht  anf.  Höchstens 
bildete  der  gelehrte  Adel  der  Doetorea  jwü  eine  individuelle 
Ei^nzung  des  im  Itbrigen  erblichen  Standes.  Dm  so  tät- 
riger  dagegen  wurde  der  Briefadel  zur  Erweiterung  dea 
ohnehin  abermäszigen  Titnlaradels  in  Deutschltuid  den 
Franzosen  nachgeahmt. 

Dieser  niedere  Adel  hatte  weder  auf  Landeshoheit  noch 
auf  Rrichsstandschaft  Anspruch.  Dagegen  war  er  des  Le- 
hensrechts theilhafl  und  hatte  httofig  gewisse  Vorrechte 
auf  Stiftungen  und  PfrOnden.  Auch  besäße  ein  Theil 
•einer  Glieder,  Jedoch  nur  in  Verbindung  mit  iKstinimten 
Herrschaften  und  Outern,  erbliche  Vogtet-  und  Grund- 
lierrschaft  und  Qbte  die  damit  verbundene  Gerichts- 
barkeit ans,  im  Zusammenhang  mit  der  mittelalterlichen 
Ausbreitimg  des  Lehenssjstems.  Endlich  besasz  or  inner- 
halb der  einzelnen  Territorien  das  Recht  der  Landstand- 
scliaft,  und  umgab  r^elmAszig  die  Landesherren  als 
Hofadel. 

3.  Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  die  Um- 
gestaltung der  Verfossungsrerhaltnisse  hat  die  bisherige 
Forlexistenz  eines  deutschen  Reichsadels  unm(^lich  ge- 
macht. 

Die  Landeshoheit  auch  des  deutschen  hohen  Adels 
ist  uiit  der  Annahme  des  Princips  der  constitutionellen  Mon- 
archie   unvereinbar.    .Die  Landesherren    selbst    gehören 
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tilfl  Hontirchen  nidit  mehr  dem  Adelsstünde,  sondern  der 
gunzen  Nation  an.,  Ihre  Fninilien  nur,  insbesondere  die 
Prinzen,  können  wohl  au  demselben  gerechnet  werden 
und  bilden  den  Uebei^ng  von  diesem  zum  Throne.  > 

Die  Übrigen  reichsstUndischen  Familien  haben  die 
Laudesherrschaft  verloren :  und  es  ist  ihnen  nor  die  sehr 
unsichere  Möglichkeit  geblieben,  durch  Heiraihsrerbindungen 
mit  aouverainen  Familien  unter  günstigen  Umständen  in 
ihren  Nachkommen  aur  Herrschaft  zu  gelangen.  Diese  selbst 
aber  ist  nicht  nur  kein  mit  dem  hohen  Adel  verbundenes 
Eecht  mehr,  sondern  im  Gegentheil  diesem  als  Adel  ver- 
schlossen. 

Eine  Fortdauer  des  hohen  Adels  als  eines  politischen 
Standes  ist  schwerlich  ftlr  die  Zukunft  anders  denkbar,  als' 
in  der  engsten  Verbindung  mit  der  Instituton  der  ersten 
Kammern,  als  erbliche  oder  persönliche  (^lehensläng* 
liehe)  Pairie,  so  dasz  erblich  oder  pereönlißh  berech- 
tigte Piürs  mit  ihren  Gemalinnen  allein  als  wirklicher 
hoher  Adel  gelten.  Wurde  diese  Stsndschaft  wieder  fUr 
den  deutschen  Gesammtstat  anerkannt,  so  könnte  dadurch 
die  Eigenschaft  eines  hohen  deutschen  Reicbsadels 
neu  belebt  werden.  BIdbt  das  Recht  der  Pairie  dagegen 
*uif  die  Einzelataten  beschrftnkt,  so  wäre  er  wesentlich 
nur  ein  Restaudtheil  der  hohen  Landesaristokratie 
geworden.  In  beiden  Fällen  darf  aber  das  Institut  nicht 
ein-  fQr  allemal  at^eschlossen  werden,  sondern  musz,  soll 
dasselbe  nicht  untergehen,  fortwährend  ergänzt  under- 
Trischt  werden  durch  neue  Autbahinen   auf  der  Grundlage 

*  Klüber  deiiMciiee  BnndeHrrcht  $.  263.  111.  will  auch  »ie  nlcbl  :tum 
Ade)  rechDen;  aber  mit  Unreclil,  da  sie  Immerhin  Untenhaneu  des  Hon- 
«rchen,  nicht  Tbellhaber  der  Sourerslneläi  sind.  Aach  der  Sprsehge- 
branch  der  Bundesacle  von  1815.  Art.  14.  bestätigt  unare  Ansirbt.  Indessen 
bilden  die  souveränen  Familien  doch  eine  in  roonclier  Hinsicht  eigetiihüin- 
liche  Classe,  indem  die  slats-  nnd  \Üll<errecbliicIieu  Rücksichten  ihr  Pri- 
vatnoht  modifieiren. 
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nutiirgemfozer  Berechtigung,  beziehungsweise  hervorrageti- 
dcr  Ausstattung. 

Bedenkt  mttn,  dasz  Deutschland  gegeuwttrtlg  noch  un- 
gefähr Tierhundert  grsriiche  Häuser  zAhlt,  welche  freilich 
nur  zu  einem  kleinen  Theile  dent  reichsnnmittel baren  hohen 
Adel,  zum  grösseren  unr  dem  hohem  Lendesadel  nng^iOreii, 
uher  meistens  durch  ihren  historischen  Namen,  darch  eine 
hohe  sociale  Stellung  und  durch  groezes  Vei-mögen  herror- 
rMgen,  so  kann  man  nicht  zweifeln,  dasz  die  deutsehe  N«- 
tioD  noch  eiu  reiches  Erbgut  auch  altaddicher  Elemente  in 
sich  habe,  auf  welche  eine  neue  Or^nisatioii  des  Adels 
gegründet  werden  könnte. 

4.  Wo  mißlich  noch  tiefer  zerrflttet  und  neuer  Oi^ui- 
sirung  noch  bedürftiger  ist  die  politische  Institution  des  so- 
genauoten  niedern  Adels  io  Deutschland.  Die  Auflösung 
des  Lelieusverbandes ,  der  Untei^ug  der  fcudaleu  Statsdn- 
richtuitgen,  die  Umgestaltung  der  Armeen,  die  Ausbikiung 
eines  individuellen  Beamlenstandes ,  die  Erhebung  bürger- 
licher Geschlechter  und  Personen,  die  Fortbildung  der  Re- 
prttsenlaürverftiseung  haben  die  Gmndlageu  zerstört^  auf 
welchen  dieser  Stand  erwachsen  ist.  Die  vielfältigen  Neue> 
rungen  unserer  Zeit  haben  sowohl  von  obeu  als  von  unten 
her  die  besonderen  Adelsrechte  eines  nach  dem  andern,  zu- 
weilen auch  alle  zumal  aufgelöst  und  aufgehoben.  Auch  in 
Deutschland,  wie  zuror  iu  Frankreich,  hat  der  dritte  Stand 
von  den  Vorrechten  des  Adels  nichts  mehr  wissen  wollen 
und  die  gauze  Existene  desselben  bestritten.  Durch  die  un- 
begrünzte  Ausbratuiig  des  adelichen  Geschlechtes  auf  alle 
folgenden  Generationen  geriethen  die  äuszereii  Ansprüche 
des  Adels  mit  ihrer  realen  Begründung  iu  schreienden  Wider- 
spruch und  wurden  die  Miszverhältnisse  besonders  im  Ver- 
gleich mit  dem  hüheren  Bürgersluiid  gesteigert  und  die  Ver- 
wirrung (ii^er. 

Nur    eine    lleform   von   Grund   aus,    nicht   die    starre 
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BewflltniDg  der  gegeDwärtigen  Ruinen  einer  rormRls  grosat 
HrtigM  Instibition,  und  noch  weniger  die  B^UBstigong 
der  Hisabräuche  ud<)  hochinUth^n  Prätensionen  kann  liier 
helfen.  Wir  bedürfen  eine  Reform,  welche  die  RilterachaA 
in  Harmonie  bringt  mit  den  modernen  Lebens-  und  Ver- 
fhgaungererhftltnimen ,  weiche  zwar  die  zahlreichen  gesunden 
Elemente  dea  bisherigen  niedem  Adele  vor  dem  Untergang 
rettet  und  schützend  erhftlt,  aber  alte  andern  Beelandtheile 
desselben,  die  in  sich  sdber  keine  Kraft,  käne  Auszeicli- 
nung  haben,  schonungslos  beseitigt,  eine  Erneuerung,  welehe 
jenen  wahrhaften,  mit  aristokratischen  Eigenschaften  noch 
ausgestatteten  alten,  meist  begüterten  Ritteradel  ergänzt  und 
verstärkt  durch  die  übrigen  in  der  Nation  vorhandenen  ari- 
stokratischen Qualitäten  auch  von  neuem  Datum.  Nur 
rine  Neugestaltung  des  wahrhaft  au^eE^chnelen  Adel«, 
welche  zugleich  die  Schranken  entfernt,  die  der  Kastengeist 
auf  dem  Contineut  errichtet  hat  und  den  Adel  auch  in  le- 
bendigem Zusammenhang  mit  dem  versöhnten  Volke  erhtüt, 
kennte  wieder  znr  Unterlage  dienen  fUr  die  höhere  poli- 
tische Stellung  des  Adels  und  die  Ausbildung  der  ari- 
stokratischen Theile  der  Nation. 

Die  Erblichkeit  wird  indessen  in  einem  so  gereinigten 
aristokratischen  Mittelstande  schwerlich  allein  Geltung  haben 
noch  schrankenlos  sich  ausdehnen  dürfen.  Denn  es  gibt  in 
Wahrheit  auch  einen  Individualadel  neben  dem  (erbli- 
chen) Rasseadel,  und  auch  eine  edle  Rasse  kann  in  fol- 
genden Generationen  und  getrennt  von  ihren  socialen  Grund- 
lagen ihren  Adel  verlieren. 

FUr  diese  Reformen  des  deutschen  Adels  ist  indessen 
gegenwärtig  keine  Anssicht  vorhanden.  Die  Jahre,  welche 
derselben  günstig  waren  (1852  bis  1859),  wurden  nicht  be- 
nutzt Ein  paar  verunglückte  Versuche  bewiesen  nur  die 
geringe  Autorität  der  Reformfreuiide  unter  ihren  Standes- 
genossen   und   den   Widerwillen    der  Hehrzahl   gegeti  jede 
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anfricbtige  und  wirksame  Reronn.  Im  Groszen  aiid  Ganzen 
hat  der  Adel  «ich  den  Ideen  der  Zeit  eher  fNodlich  als 
frenndlich  geseigl:  er  ist  nicht  wie  TrOher  in  England  nnd 
hente  wieder  in  Italien  der  Nation  vorangeschritten  in  ihrem 
Streben  nach  Einheit  und  Freiheit,  sondern  er  ist,  mit  we- 
nigen efarenwerthen  Ausnahmen,  meist  anf  die  Beite  ihrer 
,0^ner  getreten  nnd  hat  die  Hindernisse  derselben  Tenuehrt 
und  TMvtärkt.  Bei  solcher  Stimmung  ist  au  keine  Reform 
von  Innen  heraus  su  denken,  and  von  Auszen  her  durch 
blosse  Gesetze  und  Statuten  kann  dieselbe  nicht  vollsf^^ 
werden. 

Anmerkangen.  1.  Rielil  bat  in  seinem  Budi  ,ilie  biii^rlivhe 
Oewllscbari"  (16M)  <lie  sociale  Bedeiiliing  der  „deaUcIien  Aristokratie" 
in  lebhanen  Bildern  getetcboet  Der  Adel  hat  geg«nwirllg  aar  noch  ein« 
roCiale  GeUnng,  die  auch  flir  akb  eioeu  Wvrtb  Itat,  »btr  ohne  polititebe 
Orgaoisatiiiu  weder  auf  die  Dauer  lu  erballen  ist,  nocb  lur  rechten  Wirb' 
■HinkeiC  gelangen  kann.  Die  Slüude  »ind  als  Bociale  GeiDeioschafien  nur 
die  oalärlicbe  UnterInge  der  orgaiiiscbeu  und  dann  erst  wirklicben 
|iolitischeD  SUude:  und  roraugsweiM  ist ea  die  Beatinsunngdea  Adels, 
ein  poIiUacber  Stand  in  sein. 

2.  Die  Ansichten,  nelclie  ich  im  Deiilscben  Statswörlerbiicb  L  5.  30  ff. 
lind  8.  68  IT.  ansgeaprocbeu  habe,  beben  vornehmlich  deu  Unlerscbied 
hervor  iwjscben  ruhendem  (paMiTeiD)  and  wirklichem  (actiTcn) 
Adel  uud  gründen  darauf  Voraehlägc  der  Rvfurm.  Jeuer  acbon  durch 
die  Geburt  verliehen,  hat  nur  die  Jlüglicbheit  in  sieb,  wirklich  lu  wer- 
den, aber  gibt  keinerlei  Vorzüge;  dieser  setzt  auch  die  persönliche  Aus- 
irichnung  voraus,  durch  die  jene  Möglichkeit  erfBllt  wird.  Ich  habe 
aeitdem  die  wenig  trostlicbe  Enideckui«  getnacht,  das*  acbon  Awlwf 
Möorr  auf  denselben  Gedanken  vor  zwei  Hcnschcualtem  gekommen  (Patriot. 
Phantasien,  IV.  318)  nnd  das£  derselbe  in  der  ganzen  langen  Zwischen' 
zdi  günilich  misuichtet  geblieben  war. 
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Zwölftes  GapiteL 

Die  Freien  und  <ler  Bürgerslaiid. 

Waren  die  einfachen  Freien  ursprunglich  fast  Ubenill 
r<H-zug8woiBe  freie  GmudeigenthQmer  und  Landbauem,  so 
änderte  sieh  das  spttter  mrastentheils.  Die  aotilce  StAteo- 
biMang  ist  regelmfiszjg  von  den  Städten  aiiagegangen ;  ein 
groszer  nnd  der  politisch  einüuszreichste  Theil  der  Freien 
lebte  in  den  St&dten,  und  wendete  sich  städtisclier  Berufs- 
nnd  Lebensweise  zu.  In  dem  Bürgerrechte  fand  die 
blosse  stAndieche  Freiheit  einen  hohem  politischen  Ausdruck. 

I.  Bei  den  Qriechen  erlangte  der  freie  Bürgeratand, 
vorzüglich  zu  Athen,  die  höchste  Ausbildung  und  Macht. 
Es  gelang  ihm  hier,  auf  der  einen  Seite  die  palronymischen 
Geschlechter  zu  sich  hernieder  zu  ziehen,  und  auf  der  an- 
dern Seite  die  dienenden  Glassen  —  mit  Ausschlusz  der 
Sklavenbevölkerung  —  zn  mch  zu  erheben.  Alle  Stats- 
gewalt  wurde  von  dem  BUrgerthume  allein,  in  welchem 
völlige  Rechtsgleichheit  als  Grundrecht  galt,  in  An- 
spruch genommen.  In  ihm  fand  die  Athenische  Demokratie 
ihre  naturliche  Grundlage. 

U.  In  Rom  eirang  die  Plebes  zwar  eine  eig^ilhüm- 
Kche  politische  Gestaltung  in  den  Tributcomitien  und  in 
den  Volkstribunen  anch  besondere  Organe  theils  ihrer  Mei- 
nung und  ihres  Willens,  theils  ihrer  Vertretung  und  ihres 
Schutzes.  Ferner  sog  sie  den  Stand  der  dienten,  welcher 
vordem  eine  eigene  Stellung  gehabt  hatte,  in  sich  auf, 
und  erkämpfte  selbst  die  Fähigkeit  ft)r  iltre  Genossen  zu 
den  höchsten  Magistraturen  des  States  aufzusteigen.  E^ 
waren  ihr  fast  keine  politischen  Rechte  mehr  verschlösse), 
nnd  der  alte  Gegensatz  des  ])(/pulus  und  der  plebes  verlor 
seinen  Sinn. 

Dennoch  unterscheiden  sich  die  Schicksale  der  römischen 
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flebea  darin  sehr  von  denen  der  Athenischeo  BUrgerfVeiheit, 
dasz  in  Rom  die  neue  Aristokratie  der  Optimaten  empor- 
ragte und  die  reale  Statsmacht  rorzitgsweise  in  ihren  HAn- 
den  behielt.  Die  grosse  Hasae  der  röuiiechen  ßüi^er  blieb 
2war  im  Besitze  des  rollen  Priratrechtes,  und  übte  in  ihrer 
Qesammtheit  die  Rechte  der  Gesetzgebung  und  du  Wahlen 
fttr  die  Statsfimter  aus.  Ihre  Mitglieder  waren  auch  ffthig, 
KU  den  öffentlichen  Worden  gewählt  zu  werden.  Die  spUere 
Plebes  war  in  der  politischen  Rechtsfithigkeit  keineswegs 
BurQckgeaetzt;  aber  die  Natur  der  römischen  Zostände  und 
Einrichtungen  brachte  es  doch  mit  sich,  dasa  die  Magistrat 
turen  und  der  Senat  gewöhnlich  in  der  weit  Überwiegraden 
Mehrzahl  der  AristcAratie  sukamen. 

So  lange  die  Republik  dauerte,  waren  die  Plebejer  der 
Hauptbestandtheil  der  römischen  BQi^rschaft,  und  zugleich 
die  Qnelle  und  StUtise  der  demokratisdien  Richtung,  die 
auch  im  römischen  State  später  Uberiiand  nahm.  Als  aber 
die  Latiner  und  die  italischen  Bundesgenossen,  uod  unter 
den  Eaiso-n  sogar  alle  freien  Prorincialen  zu  rOmiscben 
Bürgern  erklärt  wurden,  verlor  das  BUi^errecht  seinen  spe- 
cifischen  Charakter,  und  es  entstand  ein  allgemeiues, 
die  gesammle  freie  Bevölkerung  des  Reiches  um- 
fassendes StatsbUrgerthum,  dessen  poHtiache  Rechte, 
soweit  nicht  Einzelne  durch  Aemter  und  Wurden  eine  höhere 
Stellung  erhielten ,  von  der  UbermAszigen  Gewalt  des  Kaiser« 
groszentheils  aufgezehrt  wurden. 

in.  Das  Mittelalter  war  dem  Stande  der  Gemein- 
freien nicht  gftnstig.  Fast  Überall  in  Europa  erlagen  die 
freien  GrundeigenthQmer  des  Landes  der  um  sich  greifenden 
Herrschaft  des  Lehensadels  und  der  Vt^teiberren.  Die 
Gesetzgebung  Karls  des  Groszen  vermoclite,  obwohl  we, 
von  einem  starken  Könige  gehandhabt,  die  schltmmslea 
Hedrftckungen  hemmte,  doch  den  Forlgaug  des  Uebele 
nicht  aufzuhalten.     Ein   sehr  groszer  Theil  der   Itäuerlichen 
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BeTÖlkn-img  in  der  fränkiechen  Hen»rchie,  welcher  durch  fräe 
G^nrt  den  echten  geroiaDischen  Volksalfiinnien  augehörte, 
gerieth,  weil  er  auf  königlichen  oder  Kirdiengllteru,  oder 
in  den  Grundberrachaften  des  Adels  sich  niederliesz  und 
Boden  beliaiite,  der  nicht  ia  seinem  Eigenthuin  war,  oder 
weil  er  sein  Eigenthuut  aus  frommen  Motiven  oder  auch 
uns  Noth  an  die  Kirchen  und  Klöster  vergabt,  und  nur  als 
Zin^ut  surUck  empfangen  hatte,  in  die  Uofbörigkeit,  kam 
ao  den  auch  persönlich  hörigen  Bauern  näher  und  bUszte 
mancherlei  politische  Freiheitsrechte  ein.  Und  später  konnlen 
auch  die  kleinern  Gitter,  welche  im  Ejgeotbum  ihrer  freien 
Uebauer  geblieben  waren,  sich  doch  der  Vogteigerichtsbar- 
keit  und  der  Laatea  nicht  erwehren,  welche  die  berrscheude 
Aristokratie  denselben  auferlegte.  tMe  reränderte  Oi^ni- 
sation  der  Heere,  erst  auf  den  Ritter-  und  Ijehendieiist  ba- 
siii,  später  auf  Soldtnippcn,  hatte  zur  Folge,  dHss  auch  die 
freien  B»uern  die  Kriegstnohtigkeit  und  Kriegerehre  verloren. 
Sie  wurden  mit  Steuern  in  den  mannicbfultigsteu  Formen 
und  aus  mancherlei  Vorwänden  oft  willkUrlicb  belegt;  und 
auch  in  den  Gericbten,  mehr  aber  noch  in  den  politischen 
Körperschaften  dee  Landes  verloren  sie  den  Besitz  und  die 
Stimme,  welclie  die  alt -germanische  Verfassung  ihnen  ge- 
währt hatte.  Auch  die  freien  Gruudeigenthümer  wurden 
als  Vogteileute  nach  und  nach  den  hörigen  Bauern  gleich- 
gestellt, und  beide  Bestandtheile  —  ohne  dasz  auf  die  ur- 
sprungliche Freiheit  oder  selbst  das  Eigenthum  ein  l>eson- 
derer  Nachdruck  gelegt  ward  —  unter  dem  gemeinsamen 
Namen  der  Bauerschaft  susamuiengefaszt  Der  alte  Erb- 
stand wturde  somit  in  einen  Berufsstand  umgewandelt, 
und  die  politischen  Rechte  des  Bauernstandes  metstens  sehr 
verkttrst.  Nur  ein  Theil  der  freien  Bauern,  meistens  die 
grösseren  Giiindeigenthilmer,  stieg  unter  die  neu  erstandene 
Classe  der  Kitterscimft  empur. 

Ausnahmsweise    nur,    unter    gtlustigeo    Verliältnisaen, 
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gelting  es  einzelnen  Oemeiucten  von  Freien  sowohl  ihr  Treies 
Eigen  als  ihre  h(>here  politische  Berechtigung  vor  den  dro- 
henden Gefiihren  des  Hittelalters  in  die  neuere  Zeit  hinOber 
zo  erhalten.  Eines  der  merkwürdigsten  Beispiele  der.  Art 
ist  die  Schwyzer  Harkgenossenscbaft,  welche  den  Impuls 
gegeben  hat  zu  der  nach  ihr  benannten  schweizerischen 
Freiheit. 

IV.  Während  so  auf  dem  Lande  die  alte  Freiheit  ge- 
wöhnlich niedergedrückt'  wurde  iind  unterging,  so  wurden 
im  Gegensatze  während  des  Mittelalters  die  Städte  znm 
Sitz  einer  neuen  BUrgerfreiheit 

Die  Geschichte  der  Städte  ist  für  die  Entwjcklaiig  des 
Begriffe  der  modernen  Freiheit  und  des  Bßi^rthnms  von 
entscheidendem  Einflüsse  geworden.  Beide  Begriffe  waren 
froher  stadtische,  bevor  sie  zu  allgemeinen  Statsbe- 
griffen  geworden  sind.  Es  bedurfte  jahrhandertelnnger 
EAmpfe  nnd  Umwandinngen,  bis  das  städtische  Bilrger- 
thum  zu  voller  Ausbildung  gelangte,  und  wieder  nach 
Jahrhunderten  wurde  es  zum  Statsbitrgerthum  erweitert. 

Die  Uannichfaltigkeit  und  Gesondertbeit  des  aus  rtHua- 
nischen  und  mehr  noch  aus  germanischen  Wurzeln  erwach- 
senen Ständelebens ,  welches  das  Mittelalter  vornehmlich 
charakterisirt,  spiegelte  sich  anfangs  auch  In  den  Städten 
wieder.  Sie  zeigte  sich  gerade  in  den  Städten,  welche  eine 
gröezere  Bevölkerung  auf  engem  Räume  zusammenl^szten, 
ursprünglich  in  ihrer  buntesten  Gestalt.  Da  fanden  sich, 
von  denselben  Graben  und  Hauern  umschloaeen,  oft  bei- 
sammen: 

1)  geistliche  Fttrsten  mit  ihrem  Hof^tat«  und  be- 
sondern Hoheitsrechten,  Bischöfe,  Aebte; 

2)  die  niedere  Geistlichkeit  in  mannichfaltigen 
Abstufungen  und  Gliederungen; 

3}  weltliche  Grosze  von  hohem  Adel,  z.  B.  könig- 
liche Grafen   oder   sonst  hohe  Barone,   in  Italien  Capilanei, 
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welche  meistens,  insof^rD  sie  nicht  Buige»  daselbst  besaszen, 
nur  voruber^heml  in  den  SUdten  lebten  nod  ihren  eigent- 
lichen Stammsitz  auf  dem  Lande  hatten ; 

4)  ritterliche  Familien,  httufig  anch  mit  Lehens- 
beaitz  anf  dem  Lande  ausgestattet; 

5)  Ministerialen  der  geistlichen  und  weltlichen 
Herren ; 

6)  Hittelfreie,  in  den  romanischen  StOdten  roii  Ita- 
lien  und  Frankreich  häufig  die  Machkommen  der  römischen 
Decurioneobmilien ,  welche  in  der  Stadt  Gruudeigenthum 
besaszen,  oder  germanische  Freie,  die  sich  in  der  Stadt  auf 
eigenem  Boden  niedergelassen  hatten  und  durch  Vermögen 
und  politische  Stellung  au^eselchnet  waren; 

7)  einfache  Gemeinfreie,  aber  noch  mit  Grund- 
eigentlium  in  der  Stadt; 

8)  persönliche  Freie,  die  aber  auf  Herrengüteni 
iu  der  Stadt  wohnten  und  um  deszwillen  dem  Hofrechte, 
z.  B.  einer  Abtei  unterworfen  waren ; 

9)  eine  Menge  höriger  Leute  verschiedener  Herren, 
und  in  den  manuichraltigeten  Verhältnissen,  die  einen  selb- 
ständig lebend,  als  Handwerker; 

10)  die  andern  in  Familienabhängigkcit,  als  Dienstboten, 
Gesellen  u.  s.  f. 

Die  Verbindung  aller  dieser  Bruchstücke  der  mittel- 
alterlichen Stande  in  Einer  Stadt  muszte  mit  der  Zeit  die 
Sondemug  derselben  auflösen  und  eine  neue  Mischung  her- 
vorbringen. Gemeinsames  Leben ,  gemeinsame  Interessen 
und  Schicksale,  oft  auch  die  Kämpfe  der  Parteien  brachten 
die  einen  Bestandtheiie  den  anderen  näher,  oder  bewirkten 
neue  Gegensätze,  welche  nicht  von  der  Gebart  bestimmt 
waren.  Die  Stadtverfiusung  brachte  neue  Genossenschaften 
und  Räthe  hervor,  in  welchen  die  verschiedenen  Stände  zu 
einer  neuen  Einheit  verschmolzen  wurden.  Der  Gang  dieser 
Umgestaltung   war,   obwohl    in  den   verschiedenen   Städten 
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die  VeivcbiedeDheit  der  NatioualiUU,  der  Zeiten  und  der 
localen  EinftOsae  auch  ihre  Einwirkung  flbte,  doch  im  Ortwizen 
aberall  der  nändiclie.  Es  kommen  hiebet  rorzüglich  folgende 
Momente  in  Betraclit: 

1.'  Den  eigentlichen  Kern  der  alten  städtischen  Bür- 
gerschaft bildeten  zuerst  die  vornehmen  Geschlechter 
der  Ritter,  Ministerialeu  und  Mitt^lfreien ,  welche  in  'den 
Räthen  (als  Consules)  nach  Selbständigkeit  strebten  und 
die  Herrschaft  der  alten  Stadtherrn  beediränkten.  Dann  er- 
weiterte sich  dieser  Kern  durch  die  Verbindung  mit  den 
gemeiafreien  Elementen  und  es  traten  neue  Ge^nsätze  zu 
Tage  zwischen  den  alten  aristokratischen  Geschlechtern  und 
den  jungen  anstrebenden  Genossenschaften  A-eier  Bürger. 
So  hatte  sich  zu  Mailand  schon  um  die  Mitte  des  eilften 
Jahrhunderts  die  „Motta*"  als  politische  Genoasenschaft.  ge> 
bildet  aus  Doktoren  der  Rechte,  Aerzten,  Banquiers,  Orosz- 
hfindlern  und  einzelnen  ritterbUrtigen  Lenten,  Junkern,  welche 
die  ritterliche  Lebensweise  nicht  fortsetzten,  sp&ter  der  „po- 
poto  grasoo,"  Populäre«  genannt  und  trat  den  adelichm  Ca- 
pitanei  und  Valvassores  (Baronen  und  Rittern)  en^egen, 
dann  auch  im  zwölften  Jahrhundert  in  dem  Grossen 
Rathe  (consiüum  generale),'  als  einem  städtischen  Oe- 
sammtruthe,  zur  Seite. 

Die  Erzeugung  einer  städtischen  Obrigkeit  in  den 
Consuln  war  der  erste  entscheidende  Schritt  zur  Einigung 
der  höhern  Stände  in  der  Stadt,  die  Bildung  von  Groszen 
Bäthen  und  die  Berufuug  von  Gemeinden  gewöhnlich 
ein  zweiter  und  dritter.  Zuletzt  kamen  die  Zünfte,  und 
so  umSng  von  Zeit  zu  Zeit  ein  weiterer  Krds  der  Büi^r- 
Bchaft  die  altern  engem  Genossenschaften. 

Diese  Entwicklung  zeigt  sich  zuerst  in  der  Lombardei, 

*  Bavigiij,  Geschicble  dea  röniiscbeii  Rechts  im  Mittelalter  Bd.  II. 
S.  lOS  B.  Leo,  Qtachichle  von  Italiep.    I.  8.  399.    Hegel,   StadUverf. 


nigiii^ayGoogle 


ZwöirtM  Cnpilel.    11.  Die  Freien  und  der  BUrgertUiid.  1|3 

WO  die  germanische  Neigting  211  genoesenschefllicher  Bil- 
dnng  und  freier  Selbständigkeit  mit  alt- romanischen  Er- 
inneniugen  sich  verband.  Von  da  aus  ging  die  Bewi^ang 
auf  die  Stftdte  im  sttdiicben  Frankreich  aber,  Kam 
Thei)  noch  während  des  zwölftea,  zum  Theil  erst  im  drei* 
zehnten  Jahrhunderte.  Ihren  Ausgang  und  Anhalt  fand  sie 
rornehmlich  in  den  Hegten  der  alten -freien,  in  Krankreich 
übrigens  mehr  als  in  der  Lombardei  lierabgdEommenen  Mu- 
nicipalbürgerachaft,  die  sich  durch  gewählte  Prud- 
hommes  rerlreten  liesz. 

2.  Eine  entschiedener  demokraüsche  Richtung  und  cor- 
porative  Gestalt  hatten  die  eidlichen  Conroderationen 
der  Bürger  in  den  Communen,  welche  um  dieselbe 
Zeit  im  Norden  von  Frankreich  mit  ihren  Stadtherren  oft 
blutige  Kämpfe  bestanden.  In  ihnen  zeigen  sich  schon  neue 
Elemente  des  BUrgcrthums,  voraus  die  Aufnahme  in  die 
tiildgenossenschaft  (gildonia,  conjoralio,  fralernitaB),' 
welche  allein  zum  Bürger  der  Commune  machte,  und  mit 
eidlicher  Verpflichtung  auf  ihre  Statuten  verbunden  war. 
Die  bUi^erliche  Freiheit  und  das  bürgerliche  Recht  wurde 
somit  theils  von  der  bloszen  Fortpflanzung  der  freien  Rasse, 
theils  von  dem  Zusammenhang  mit  dem  Grundbesitz  abge- 
löst, und  der  Nachdruck  auf  die  corporative  Verblö- 
dung gelegt.  Sowohl  das  Lehensprincip  als  das  Princip  des 
alt  •  germanischen  Ständerechtes  wurden  durchbrochen  und 
ein  neues  persönliches  Print^p  erzeugt. 

Ferner  war  die  Verfassung  der  Commune  der  Aus- 
breitung der  Freiheit  und  des  Bürgerrechtes  auch  über 
die  tiefer  stehenden  Schichten  der  st'ädtischeu  Bevöl- 
kerung günstig.  Auch  die  Menge  der  Handwerker,  welch« 
sich  von  der  Hörigkeit  losgemacht  liaUeo,  ßind  Aufnahme 
in   der  Genossenschaft,   und   es   wurde   der   Grundsatz    ein* 

'  Vgl.  rhtrrry,  LetU«  XIT.  Bur  l'lilBloire  de  Fraoce,  und  Schaff- 
Der,  Rechtsgeei-bichte  II.  S.  6S4  ff. 
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und  diirchgefQhrt ,  dasz  der  Hörige,  welclier  Jahr  und  Tag 
in  der  Stadt  iinangespmchen  und  iinverfolgt  von  seinem 
Herrn  gewohnt  habe,  isum  Freieu  geworden  sei.  Hun- 
derte Ton  Stadtrechten  ^  in  ganz  Europa  bezeugen  den 
wichtigen  Satz:   „Die  LuTt  der  Stadt  macht  frei." 

Die  Uebertreibungen  und  AuaschweifiiDgen  der  Demo- 
kratie in  den  Coramtinen  führten  freilich  öfter  wieder  zu 
Reactionen.  Die  Könige,  welche  gehoiren  hatten,  dieselben 
von  der  Herrschaft  der  Seigneurs  zu  befreien,  bekamen 
dann  Veranlussung,  die  Zügel  des  Regiment«  selbst  durch 
ihre  Beamten  in  die  Hand  zu  nehmen  und  straffer  anzu- 
ziehen. In  ähnlicher  Weise  ging  auch  die  Selbstregierung 
der  lombardiBcfaen  Städte  zu  Anfang  des  XIV.  Jahrhunderts 
meistens  unter,  und  die  Gewalt  fiel  einzelnen  Fttrsten  zu, 
nachdem  im  XIll.  Jahrhundert  die  neue  groezentheils  aus 
den  niedem  Elementen  der  Stadtbewohner  gebildete  Bttrger- 
schaft  des  Popolo  unter  ihren  demokratischen  Hauptleuten 
(Gapitani)  mit  dem  städtischen  Adel  den  Kampf  um  die 
Herrschaft  begonnen  und  denselben  hftufig  unterworfen  oder 
verdrängt  hatte. 

'  Anszer  den  Städten  mit  Consulut-  und  mit  Comniunal- 
Verfassung  gab  es  damals  freilich  noch  viele  Städte  in  Frank- 
reich, die  in  gröszerer  Abhängigkeit  von  ihren  Herren  ge- 
blieben waren  und  von  Vögten  (privöU,  Prevotalstädte) 
oft  sehr  willkürlich  regiert  wurden.  Auch  in  diesen  Städten 
wurden  indessen  die  Lasten  der  Hörigkeit  aufgehoben  oder 
sehr  gemildert,  und  bildete  sich  der  BegrifT  der  Boui^eoisie 
als  eines  freien  Standes  aus,  dessen  man  durch  Nieder- 
lassung in  der  Stadt,  auch  wohl  durch  königliche  Verleihung 
des  Bürgerrechts  theilhaft  werde.  * 

3.  Die  verseil  iedenen  Bedeutungen  des  Wortes  Bürger 

'  Für  Deutschland  Bind  in  den  Werken   vun  Gnnp|i  und  Oen;- 
ler,  Deuteclie  Sudu^chte  des  Hiudallera,  zahlreicfae  Belege  zn  lluden. 
•  SrLäffner  a.  a.  O.  6.  5G0. 
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bezeichnen  aiicli  in  Dentachlaiid  verschiedene  Stufen  der 
Entwicklung. 

Im  dreizehnten  Jahrhundert  pflegte  mnn  noch  ähnlich 
wie  früher  "iii  Ittilien  und  Frankreich  die  Ritter  und  die 
Burger  (milites  et  burgenses)  zu  uiiterscheidei>,  und 
unter  diesen  die  zu  der  st&dtJRcheii  Genoseenschaft  gehörigen 
Qnd  rathsfähigen ,  aber  nicht  als  Ritter  lebenden  Freien  zu 
verstehen.  Die  freien  Hüuaerbesitzer  in  der  Stadt  waren 
der  Grundstock  dieser  Btkrgerschaft,  welche  in  Verbindung 
mit  den  ritterbUrtigen  Geschlechtem  gewöhnlich  die  Schöffen- 
und  die  Rathsstellen  der  Stadt  inne  hatten.  Dann  Wurden 
auch  wohl  beide  Bestandtheile  (die  Ministerialen  überdem 
den  Rittern  beigesellt)  in  ihrer  Vereinigung  als  die  vollbe- 
recbtigfen  Burger  der  Stadt,  oder  als  die  Geschlechter 
bezeichnet  und  den  Handwerkern  und  Übrigen  E^nsassen 
der  Stadt  entgegengesetzt. 

Seit  der  Mitte  des  Xin.  Jahrhunderts  scheinen  die 
Kaufleute  in  den  deutschen  Städten,  insofern  sie  per- 
eönlidi  trü'i  Waren,  auch  abgesehen  von  dem  Grundbesitz, 
der  BUi^rschaft  beigezählt  worden  zu  sein,  und  ebenfalls 
Vertretung  in  dem  Rathe  der  Stadt  erlangt  zu  haben.  — 
Dadurch  wurde  der  Begriff  der  BUrgerschaft  von  dem  Zu-  ~ 
sammenhang  mit  dem  Boden  theilweise  at^elöst,  und  dem 
Berufe  und  der  persönlichen  Verbindung  mehr  Be- 
deutung als  früherhin  zugestanden. 

I^e  nfimliche  Richtung  wurde  sehr  verst&rkt,  als  in 
der  ersten  Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts  gewöhnlich  auch 
die  Handwerker,  in*  ihren  Zünften,  als  ein  neuer  Be- 
standtheil  der  BUi^erschafl  einverleibt  wurden.  Das  Wort 
Bürger  hatte  somit  einen  umfassenderen  Sinn  gewonnen. 
Es  bezüchnete  von  da  an  regelmäszig  alle  Genossen  des 
städtischen  Lebens  und  der  städtischen  Oorporationen.  Die 
Hörigkeit  war,  so  weit  das  St&dtebüi^erthum  reichte,  auf- 
gelöst,  die  Unterschiede   der   Geburt    wesentlich  modificirt 

BluntflClill.  «UgemcInesSliUreflht.   I.  10 
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und  gemildert,  das  Lehensrecht  durch  das  genieinaime  und 
persöiiliclie  Sladtrecht  TPrdrängt,  und  alle  Bürger  als  solche 
in  eine  unoiittelbare  Beziehung  ni  der  Stadt  gesetzt  worden, 
sn  welcher  sie  gehörten. 

Dieses  bald  mit  mehr  bald  mit  weniger  Rechten  der 
Selbstverwaltung  und  Selbstregierung  aasgeslattele,  aber 
immerhin  persönlich-freie  StadlbUrgerthum  war 
indessen  auf  den  Umkreis  der  städtischen  Interessen  be> 
schränkt.  Im  einzelnen  war  daher  auch  je  nach  der  sonstigen 
Bedeutung  und  Geschichte  der  StOdte  die  bunteste  Hannich- 
fultigkeit  denkbar.  Aber  es  kamen  die  BOrgerschtiflen  nun 
als  ein  besonderer  Theil  der  BeTölkerung  des  Reiches  in 
Verbindung,  und  es  bildete  sich  der  gemeine  Begriff  de« 
BUrgerstandes  aus,  welcher  —  obwohl  die  Familien- 
und  Erbverfaältnisse  fortwährend  ihren  natUrlidien  Einflnsz 
behielten  —  doch  wie  der  Bauernstand  nicht  länger  an  das 
Erbrecht  gekettet  blieb ,  sondern  seinem  Qrundcharakter  nach 
auf  städtischem  Leben  beruhte. 

4.  Diese  neue  Entwickelnng  Tand  endlich  im  State  ihren 
Ausdruck  in  der  Oi-ganisation  der  gesetzgebenden  Kbrper. 
Seit  der  Hitte  des  XIII.  Jahrhunderts  erlangten  in  Eng- 
land die  Bürgerschaften  der  Städte  eine  ursprunglich  ron 
der  Ritterschaft  getrennte,  dann  mit  dieser  verbundene  Ver- 
tretung im  Nationalperlament. '  Aus  den  Repräsentanten  der 
Bilrgerschall  bestand  in  Frankreich  der  früher  schon  von 
Zeit  zu  Zeit  einzeln,  seit  dem  Anfang  des  XIV.  Jahrhun- 
derts zu  den  allgemeineu  Stäodeversammlangen  (6tats  genä- 
i-aux)  berufene  dritte  Stand  (tiers  ätat)  des  Reiches.  Auch 
die  Bänke  der  Städte  auf  den  deutschen  Reichstagen 
seit  der  Erhebung  Rudolfs  von  Habsbui^  zum  Könige  waren 
wenigstens  theUweise  eiue  Stellvertretung  des  deutschen  BQr- 
gerstandes,  und  auf  den  deutschen  Landtagen  erhielten 
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die  Stftdte  neben  dein  .Adel  und  der  Gteistlicbkeit  als  eine 
alAndische  OenoissenBchaft  Sitz  und  Stimme. 

Endlich  wurden  die  neuen  Recht^edanken ,  die  sich  in 
dem  StädtebUrgerthnm  au^eprOgt  fanden,  au/  die  weiten 
Kreise  der  Geeanmittievöikemng  des  States  Uttetgetragen, 
und  aus  dem  StadtbOrgertiinm  wurde  die  Institution  des 
modernen  S tatsbQrgerthums  geboren. 


Drnzehntes  GapiteL 

Der  dritte  Slind  in  nnserer  Zeit    Die  gebildete  Hiitelclnsse. 

Der  Abt  Sieyes,  dessen  beriihmte  Schiift  Über  den 
dritten  Stand  zu  einer  Leuchte  und  zu  einer  Brandfackel 
für  die  erste  französische  Revolution  geworden  ist,  hat  be- 
kanntlich die  beiden  Fragen  aufgeworfen:  Was  ist  der  dritte 
Stand?  und:  Was  ist  der  dritte  Stand  bisher  in  dem  politi- 
schen Organismus  gewesen?  und  die  erste  mit:  Alles,  die 
letzte  mit:  Nichts  beantwortet  Die  Antwort  auf  die  erste 
Frage  —  so  outrirt  als  die  auf  die  zweite  —  hebt,  indem 
sie  die  Ansprache  des  dritten  Standes  steigert,  den  B^riff 
des  dritten  Standes  geradezu  auf.  Wenn  der  dritte  Stand 
wirklich  im  State  Alles  ist,  so  kanu  es  auszer  ihm  weder 
einen  ersten  und  zweiten,  noch  einen  vierten  Stand  geben.  Er 
ist  dann  selber  kein  Stand  mehr,  er  ist  das  gesammte  Volk. 

In  der  ersten  fi-anzOsischen  Rev-olution  verlangte  denn 
auch  der  dritte  Stand  wirklich ,  dasz  die  beiden  ersten  Stftnde 
Frankreichs,  Geistlichkeit  und  Adel,  sich  mit  ihm  in  Einer 
NationalTersammliing  vereinigen.  Als  das  durchgesetzt  war, 
löste  er  jene  Stande  in  sich  auf,  und  schlug  als  das  Eine 
und  gleiche  ständelose  Volk  die  ganze  bisherige  Stats- 
ordnung  in  Stücke.     Aber  damals  schon   reagirten  trotz  der 
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gletchmachendeo  Tlieorie  die  natürlichen  Gegensfitze  in  deni 
Volke.  Der  Geistlichkeit  und  dem  Adel  half  es  nicht,  d&sz 
die  Theorie  eie  in  den  dritten  Stand  anfgenommen  hatte. 
Sie  wurden  dennoch  in  ihrer  Eigenschaft  ale  Gastlichkeit 
und  Adel  zu  zwei  mit  blut^er  Gewalt  verfolgten  St&nden, 
sie  wurden  die  Scblachtopfer  der  ReTolulion.  In  der  chao- 
tischen Hasse  aber,  welche  die  Herrschaft  Obte,  gäfarten  bis- 
her nnbeachtete  ständische  Gegensätze.  Da  schon  gab  der 
vierte  Stand  in  den  wichtigsten  Krisen  den  Ausschlag,  und 
unter  der  rotheu  Herrschaft  des  Conventes ,  welcher  vornehm- 
lich aus  den  Führern  des  fieberisch  erhitzten  vierten  Standes 
gebildet  war,  vrbidchte  in  der  Oironde  der  büi^erliche 
Glanz  des  dritten  Standes. 

Eben  indem  die  französische  Revolution  die  Wahrheit 
der  obigen  Sätze  von  Siejes  an  den  Tag  legen  wollte,  stellte 
sich  das  Ungentlgende  und  Falsche  derselben  heraus.  ■  Der 
dritte  Stand  der  Gebildeten  hatte  sich  als  Stellvertreter  des 
Volkes  benommen,  und  sich  selbst  mit  dem  Volke  tdenUä- 
cirt.  Mun  muszte  er  erßihren,  dasz  es  auszer  ihm  noch 
grosze  Volksmassen  gebe,  die  sich  mit  der  allgemeinen  Fusion 
unter  seiner  Leitung  nicht  befriedigt  fllhlen. 

Die  GeisÜichkeit  hat  in  unserer  Zeit  meistens  aufgehört 
im  State  als  ^n  besonderer  politischer  Stand  zu  gelten. 
Die  höchste  Geistlichkeit  ist  meist,  wie  das  in  dem  deutschen 
Reiche  von  Jeher  gehalten  wurde,  als  ein  Bestandtheil  des 
hohen  Adels  diesem,  die  niedere  Geistlichkeit  dem  BUrger- 
stande  einverleibt  worden.  Bie  Schicksale  und  die  Existenz 
des  zweiten  Standes,  des  Adels,  sind  iu  uusrer  Zeit  vielfach 
ungewisz    geworden.     Aber  der    Gegensatz  zwischen    dem 

'  1d  Kobespierre  ist  der  neidUche  Haas  gegen  aJle  höhern 
Stände  and  lugleich  die  abgöilisclie  Verebrung  des  sogenaunten  „Volks" 
personificirt.  In  aemer  Erklärung  der  BecLte  ist  der  Sati  eulbalteD: 
„Tiiule  iosiitulioD  qni  iie  sappose  If  Peupir  hm  et  te  mo^ütrol  comtptiblf, 
est  vicieme.*  Vgl.  L.  Stein,  Qeachichle  der  socialen  Bewegung  in  Frank- 
reich.   I.  8.  14I>. 
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dritten  und  dem  rierteo  Stand  hat  sich  in  dem  neuesten 
potitisch«ti  Erdbeben,  daa  Europa  zum  Wanken  gebracht, 
deutlicher  als  je  gezeigt.  Er  darf  dther  in  dem  Statsrechte 
und  in  der  Politik  nicht  vemacblfiesigt  werden. 

In  uneerer  Zeit  benihen  die  8tfin(le  mehr  auf  der  Lebens- 
weise und  dem  Berufe,  als  auf  der  Geburt.  Es  musz  daher 
der  dritte  Stand  auch  in  diesem  Sinne  erklärt  werden. 
Er  steht  in  derUitte  zwischen  dem  Adel  und  dem  vierten 
Stande.  Er  ist  daher  seinem  Wesen  nach  ein  Mittelstand. 
Er  unterscheidet  sich  von  dem  erstercn  durch  den  Mangel 
an  der  besonderen  aristokratisdien  Auszeicfiming  und  den 
eigenthQmlichoi  Vorzugsrechten  des  Adels,  und  von  dem 
letztern  dadurch,  dasz  er  nicht  von  seiner  Hftnde  Arbeit  lebt, 
sondern  einen  liberalen  Beruf  betreibt,  oder  mindestens  in 
vorzllglichem  Masze  auf  die  Th&ligheit  des  Kopfes  ange- 
wiesen ist  Er  ist  das,  was  wir  in  Deutschland  den  h&herit 
BUrgerstand  nnd  was  die  Engländer,  ß«ilich  in  etwas 
«leerem  Sinne,  Geotlemen'  zu  nennen  pflegen. 

Wir  rechnen  dahin  folgende  Classen  der  Bevölkerung: 

1)  Die  Beamteten  (die  Officiere  inbegriffen),  im  Ge- 
gensatze zu  den  niedern  Stufen  der  Angestellten,  und  zu 
den  höhern,  die  Ritterschaft  b^rflndendeD  Stufen. 

2)  Die  Geistlichen  und  die  Lehrer  in  der  Regel. 

3)  Die  Notare,  Advocaten,  Aerzte,  Apotheker, 
Privatgelehrte,  Schriftsteller. 

4)  Die  Künstler,  Ingenieure  und  höhern  Tech- 
niker. ^ 

6)  Die  Groszhttndler  und  Fabrikanten. 
6)  Höhere  (künstlerische)  Handwerker. 

'  Blakslone,  ComineaL  1.12,  fVhrt  eine  Sl«lle  toii  Tliom.  Sroilh 
liilligead  en,  ia  welcber  als  Genllcnien  alle  die  erklärt  werdeo,  weldie 
UniTersilaisstiidicn  gemacht  haben,  liberale  Bernraweiten  betreib«»,  in 
Nusze  lebvii  Itönnen  obiie  Handarbeir ,  and  im  Standr  sind ,  aicji  ala  Uenlle- 
nieii  xa  benefamen  und  la  leben. 
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7)  Die  Capilalisteii  (.Rentiers). 

8)  Die  grossen  Gutsbeeiteer,  die  nicht  zu  Rittern  , 
erhoben  sind. 

Eine  hObere  Erzietiung  nnd  Bildung  ist  fOr  die  Be- 
stimmung dieses  Standes  ein  wesentliches  Moment,  und  eine 
l>ehaglichere  Stellung  im  Leben,  welche  auch  fQr  ÖlTentliche 
Geeehärte  Uusze  gewahrt,  eine  gewöhnliche  Eigenschalt 
desselben.  Die  Wählbarkeit  zu  Slatsftmlern  setxt  regel- 
mäszig  jene  Bildung  voraus,  und  die  erhöhte  Fähigkeit  der 
Mitglieder  dieses  Standes,  an  den  Verhandlungen  repräseii- 
(ativer  Körper  Theil  zu  nehmen,  begründet  meistens,  wenn 
nicht  durch  besondere  Gesetze  Vorsoi^e  getroffen  wird,  ein 
Uebergewicbt  derselben  in  den  Nationalvei-sammlungen  und 
gesetzgebenden  Kammern. 

In  dem  jetzigen  Statslebeii  ist  dieser  Stand  meistens 
der  einfluszreichste  und  in  dem  gewöhnlichen  Gar^  des 
öffentlichen  Lebens  geht  er  voran.  Die  öffentliche  Meinung 
ist  rcgehnfiszig  die  Meinung  dieses  Standes.  Er  lüszt  mk\ 
auch,  obwohl  nun  Bildung,  Vermögen  und  Beruf  ent- 
scheiden und  die  Abstammung  von  Eltern  desselben  Standes 
nicht  mehr  als  nothwendiges  Erfordemisz  gilt,  lUglich  mit 
dem  alten  Stande  der  Voll  freien  oder  der  mittelalter- 
lichen Mittell'reien  vergleichen.  Wie  dieser  im  alten  State 
die  Grundlage  des  politisch  berecbtigleii  Volkes  gewesen 
.-  war,  so  wird  der  dritte  Stund  vorzüglich  bei  der  heutigen 
Oi-ganisation  des  Stals  beachtet.  lu  ihm  ist  das  vielge- 
8chaAige  Leben  und  die  fortschreitende  Bewegung  reprfiseutirt. 
Wie  ist  das  Verhfiltnisz  dieses  dritten  Standes  zu  dem 
iiicderu  Adel  zu  bestimmen?  Der  niedere  Adel  unserer 
Tage  ist  groszen  Theils  in  der  höheren  BOi^erschaft  auf- 
gegangen und  uiit  ihr  in  Lebensweise,  Sitte,  Beruf,  Denknngs- 
urt  Eins  geworden.  Es  hat  sich  so  ans  beiden  Elementen 
ein  .  neuer  höherer  Mittelsta  iid  oder  genauer  eine 
Mitteldasse    gebildet,    wie    im  Mittelalter  der  Bürger- 
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und  der  BBuemstand  auch  aus  ursprüDglich  verschiedenen 
StAndeD  zusammen  gewachsen  sind.  Auch  in  dieser  Be- 
ziehung ist  der  englische  Stat  der  heutigen  Gntwic-kelung 
des  Continents  vorangegangen,  indem  schon  ioi  XIV.  Jahr- 
hunderte jene  Verbindung  der  Ritterschart  und  der 
StAdtereprftsentation  im  Unterheus  ro]lzc^D  ward, 
welche  eine  der  festesten  Stutzen  politischer  Freiheit  in 
Verbindung  mit  edler  Sitte  geworden  ist 


Vierzehntes  Gapitel 

III.  Die  hörigec  Leute  and  der  Banernabtud. 

Wenn  das  Hittelalter  dem  Fortbestande  der  alten  G«- 
meinfreiheit  nicht  gUnetig  war,  so  beförderte  es  auf  der 
andern  Seite  die  Ej-hebung  und  Befreiung  der  hörigen  Leute. 
Eben  indem  es  jene  niederdrückte,  hob  es  diese  empor, 
und  so  näherten  und  mischten  sich  beide  Stände  auf  der- 
selben Stufe. 

Ein  immerhin  kleiner  Theil  der  hörigen  Leute  wurde 
sogar  über  die  Freien  in  den  Stand  des  niedem  Adels  hin- 
auf^rUckt,  die  Uinisterialen',  welche  durch  Hofdienet 
den  Dynasten  persönlich  n^e  traten,  und  durch  höfisch^, 
Bildung  und  Sitten  ausgezeichnet  waren,  mit  reicherem 
Grundbesiiz  ausgestattet  und  mit  der  Zeit  den  ritterlichen 
Vasallen  an  die  Seite  gestellt  wurden. 

Ein -anderer  und  zahlreicher  Theil  liesz  sich  in  den 
Städten  nieder  und  gelangte  hier,  indem  er  städtische  Ge- 
werbe trieb  und  auf  diese  Weise  auch  zu  VermOg^i  kam, 
zugleich  zu  persönlicher  und  bDi^erlicher  Freiheit  Den 
italiäuischen  Städten  gebührt  der  Ruhm,  zuerst  im  Groszen 
die  volle  Befreiung  der  Hörigen  ihres  Gebiets  durchgeführt 
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zit  hüben.  Die  Stadt  BoI<^na,  die  allezeit  für  die  Freiheit 
trektlmpft  hat,  fosete  im  Jahr  1256  auf  Antrag  ihres  Podeetu 
Acciirsios  de  SorrerJna  den  hochherzigen  Beschlusz,  alle 
Hör%eii  ihres  Gebiets  freiziikaufen  und  zu  erklären,  daez  es 
in  Zukunft  keine  Unfreiheit  mehr  geben  dürfe.  ■ 

Auch  der  Beruf  der  Handwerker,  frilherhin  besonders 
in  dem  germanischen  Europa  gering  geschätzt  und  rorzugs- 
weise  den  hCrigen  freuten  überlassen,  wurde  dnrcH  dos  ent- 
wickeltere slädlisclie  Leben  gehoben.  Die  Innungen,  zu- 
erst nohl  in  Italien,  wo  auch  sonst' ein  freies  BUi^rthum 
zu  früher  Hlütlie  gekommen,  als  scholae  eingeßtlirt,  dann  in 
Frankreich  unter  Einwirkung  der  germanischen  Neigung  zu 
corporutiver  Gestaltung  in  Foim  von  mtnüteria  (mettiers) 
und  Ghendcn  nachgebildet,  zuletzt  auch  nach  Deutschland 
verpflanzt,  stärkten  das  Recht  der  Corporationagenossen  und 
die  Ehre  der  Meister.  Sorgfältigere  Erziehung  und  stufen- 
weise Aasbildung  der  Handwerker,  erhöhte  Kunstferligkeit, 
gröszerer  Vermögenserwerb,  die  neue  Waffenfttliigkeit  im 
Dienste  der  Stadt  unter  eigener  Innungs-  oder  Zunftfahue, 
die  dauernde  Verbindung  mit  den  Interessen  und  dem  Ge- 
deihen der  Stadt,  alles  diesz  weckte  das  Selbstgefühl  und 
die  natürlichen  Ansprüche  der  Handwerker;  und  wenn  noch 
manche  von  hörigem  Stamme  waren,  so  «rkauften  sie  nun 
die  volle  Befreiung  oder  erlangten  dieselbe  durch  massen- 
hafte Erhebung.  Da.s  eigentliche  Bürgerrecht  der  Stadt 
konnte  ihnen  nicht  entzogen  bleiben. 

Uit  grösseren  Schwierigkeiten  war  auf  dem  Lande  der 
Weg  verlegt,  auf  welchem  die  hörigen  Leute  zur  Freiheit 
aufstiegen.  In  manchen  Gegenden  galt  st^ar  der  entgegen- 
gesetzte Grundsatz:  die  Luft  macht  hörig.  Aber  wenn 
auch  die  hörigen  Bauern  nur  ausnahmsweise  zu  voller  per- 
sönlicher und   politischer  Freiheit  gelangten,    so  erreichten 

'  Laurent  ».  n.  (I.  VII.  5.  W3.  Flurenz  folgte  dim  scliönen  Bei- 
fpiek  1288. 
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sie  doch,'  freilich  langssmen  Schrittes,  in  <ler  Reget  eine 
zwar  oiit  niancberlei  Lasten  beacliwerte  und  politisch  zurtlck- 
gesetzte,  aber  durch  festen  Rechtsschutz  gesicherte  und  in 
ihrem  Inhalt  immerhin  enreUeiie  persönliche  Freiheit  Mit 
den  nrsprltnglich  freien  Bauern  wurden  sie  zu  einem  gleich- 
berechtigten Berufsstande. 

Im  einzelnen  sind  die  Verhalloiaee  Suszerst  mainiich- 
faltig,  und  auch  die  Ueb^rangsatufen  aus  der  Eigenschaft 
zor  Freiheit  zahlreich.  Wie  die  Aufhebung  der  Sklaverei 
zu  gmszem  Theile  den  Einwirkungen  der  Kirche  zu  ver- 
danken ist,  so  ist  auch  die  Erhebung  der  hörigen  Leute  von 
jeher  voraus  durch  die  Kirche  begünstigt  worden.  In  der 
Thst,  wo  Kirchen  und  Klöater  Grund herrlii-hkeit  besaszen, 
gingen  sie  meistens  voran  in  Ertheilung  bestimmter  Reclite 
und  Gewfthning  wichtiger  Freiheilen  ftlr  ihre  Hörigen,  und 
zuerst  worden  die  Gotteshausleute  den  freien  Bauern 
angenähert.  Dann  folgten  aoch  die  Könige  dem  Beispiele. 
Schon  die  Karolinger  handelten  in  dieser  Richtung  zu  Gun- 
sten der  Fiscalinen,  and  Ludwig  der  Heilige'  erklärte,  als 
er  den  Serfe  auf  den  königlichen  Domänen  die  Freiheit 
schenkte  (1316),  seinen  Beruf  als  König  des  „Frankenreiches" 
zu  erfbllen. 

Der  n&mliche  Geist  des  Hittelalters,  welcher  die  Hoheits- 
rechte  zu  Gunsten  der  groszen  Barone  als  erbliche  Lehen  an 
den  Etoden  knüpfte,  und  welcher  den  Vasallen  ihren  I^bens- 

'  Qrifontt.  1.  583 ;  „Cumnie  selonc  Je  droit  de  nature  cliacuii  düit  naiilre 
fnOM  «t  par  aueniis  iisag«»  —  moult  de  perBoiiiiea  de  nostre  commnn 
ptupl«  «oienl  eocbeüM  na  lieii  de  serviiudes:  —  Kons  eonaiderants  que 
Nostre  Rojaiime  est  dit  et  nommi  le  Royaume  de  Francs,  et  voullaot 
qne  la  cbose  en  viriti  snit  accordant  an  nom  —  ordCDOiis,  qiie  generaii- 
ment  par  (oat  DosIre  Royanme  de  tant  comme  il  peal  appartenir  h  nnus 
—  teilea  serviiades  solent  rameuees  k,  francbises  —  i  Irauiies  et  cunve* 
nable«  conditjons  —  de  Uot  cumme  il  peiit  louclirr  noiia."  Vgi.  S  c  b  ä  f f- 
ner,  frani.  K.  Q.  I.  533.  Schoii  vorher  Jiatt«  der  Graf  von  Valois.  Bruder 
des  Königs  Pliilippa  des  Sciiöneii  die  Hörigen  setner  Urarscbnft  im  Namen 
der  ualürlirben  HentchcDfreihFii  ritr  frd  vrk.ärl.    fjivrmt  a.  a,  U.  VI.  0S3. 
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huren  g^eoQber  gesicherte  und  dauerhafte  Rechte  an  doi 
Beueficien  verlieh,  stärkte  und  beTestigte  auch  die  Redtte 
der  hofliörigen  ßaurrn  an  den  verlidienen  OQtem,  und  biN 
dete  das  hoftechtliche  Erbe  und  eine  eigentbUrolicbe  petri- 
moninle  Gerichtsrerfaasung  euji,  an  wekher  auch  die  Banern 
unter  Leitung  ihrer  Maires  oder  Heyer  (rillici  mfuores) 
l'lieil  hattet!.  Gedrückter  wer  wohl  die  Lage  der  franeösi- 
schenSerfs  und  Vilains,  als  die  der  deuteeben  Hofleute 
und  Grundholden,  wie  schon  die  Sprache  den  Gegensats 
andeutet,  aber  immerhin  ähnlich,  und  spfiler  als  in  Frank- 
reich ging  in  Deutschland  die  Eotwickelung  zu  höherer 
Freiheit  tot  sich.  Doch  standen  auch  in  Frankreich  die 
Coutumiers  und  Roturi er« '(unter  denen  die  Ostes, 
Hospites)  als  höhere  Claseeo  berechtigter  Bauern  den  6e- 
meinfreien  gaiBs  nahe. 

Diese  bäuerliche  Halbfreiheit  bezc^  sich  abrigens  ge- 
meiniglich nur  auf  das  Privatrecht  und  auf  die  Getneinde- 
und  Gerichtsverfassung. 

Uit  den  freien  Bauern,  die  unter  die  erbliehe  VogtM- 
herrBchaft  geratheo  waren,  und  deren  Guter  nun  auch 
mancherlti  ewige  Lasten  zu  Gunsten  der  „Herrn"  zu  tragen 
hatten,  schmolzen  sie  zu  dem  Einen  sc^enannten  Bauern- 
stande zusammen. 

Zu  einem  politischen  Stande  im  vollen  Sinn  wurde 
der  Bauernstand  nur  ausnahmsweise  in  wenig  L&ndem ,  nur 
da,  wo  er,  wie  in  dem  skandinavischen  Norden  die  alte 
Gemeinfreiheit  und  die  alte  Verfassung  glücklich  behauptet 
hatte  oder  im  Tyrol  von  den  LandesfUrsten  zu  den  Land- 
tagen zugezogen  ward  oder  wo  er  wie  in  der  Schweiz,  treic 
Bauernrepubliken  gründete.  In  den  meisten  Lüiideni  ward 
er  nur  als  ein  unterthäniger  Stand  behandelt,  dem  keine 
politische  und  insbesondere  keine  repräsentative  Rechte  ge- 
bühren, der  aber  von  der  Natur  bestimmt  sei,  vornehmlich 
die  öfieiit liehen  Lasten  zu   tragen.      Er -war  wesentlich  ein 
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wirthschaftlicher,  nicht  wie  die  BurgerBchafl  der  Sfttdte 
ein  Culturatand. 

Vergeblich  msehten  die  deutschen  Bauei-n  in  dem  grossen 
Bauernkrieg  des  XVI.  Jahrhunderts  eine  gewaltsame  An- 
strengung, die  Herrschaft  zu  brechen,  die  schwer  auf  ihnen 
drUclite.  Wenn  man  heute  die  bekannten  XII.  Artikel  liest, 
welche  die  Bauern  damals  verlangten,  und  sich  erinnert, 
dass  dieses  Verlangen  die  heftigste  Entrttstung  der  damaligen 
Gebildeten  so  gut  wie  der  herrschenden  Aristokratie  Ut>er  die 
unerhörte  Anmaszung  der  Bauern  zur  Folge  hatte,  so  be- 
merkt man  nicht  ohne  Befriedignng  den  mächtigen  Fort- 
schritt der  Zeiten,  indem  die  Bauern  in  unserm  Jahrhundert 
nberall  mehr  ohne  Streit  als  Menschen-  und  BQi^errechte 
erhalten  haben,  als  sie  daoiab  zu  fordern  gew^t  hatten. 

Nur  allmählich  fing  nisn  an,  sich  an  den  Gedanken  su 
gewöhnen,  dasz  die  Bauör»  doch  nicht  eine  blosze  unter- 
würfige Menschenmasse  bilden,  aus  der  man  nach  Willkür 
Soldaten  rekmtiren  und  der  man  beliebig  Steuern  abver- 
langen dürfe.  Die  englische  Verfassung,  welche  den  Yeomen 
(den  probi  et  legales  homines),  wenn  sie  ein  gewisses  nicht 
hohes  Masz  von  Einkünften  von  ihren  Gütern  zc^cn,  das 
Recht  gab,  tui  den  Grafschaftswahlen  für  das  Unterhaus 
Tlieil  zu  nehmen,  zeichnete  sicli  in  der  Beachtung  solcher 
Volksfreiheit  wiederunt  ans. 

Erst  die  neue  Zeit  aber  machte  die  Segnung  der  vollen 
persönlichen  Freiheit  und  damit  zugidch  der  Fähigkeit  zu 
den  politischen  Rechten  allgemein  für  alle  Classen  der  Be- 
völkerung. Die  Philosophie  des  XVIIl.  Jahrhunderts  hat  eu 
diesem  groszen  Fortschritte  den  geistigen  Anstosz  gegeben, 
indem  sie  den  Gedanken  der  natürlichen  Menschenrechte  zu 
Ehren  gebracht  hat. 

In  Deutsehland  ging  König  Friedrich  I.  von  Preuszen 
voran,  indem  er  auf  den  königlichen  Domänen  die  Eigen- 
schaft aufhob  1702:  Friedrich  II.  begünstigte  uud  erweiterte 
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die  Berreinng  auch  der  Übrigen  Eigenen  ditrch  seine  Gesetze, 
lind  Kaiser  Joseph  II.  folgte  dem  Beispiel  fltr  Deutscbösteireicli 
1782>.  Die  meisten  andern  deutschen  Steten  blieben  indessen 
DOCh  zurück.  Erst  die  enthosiBetische  Erklärung  vom  4.  Aogtist 
1789  und  die  VerkUndung  der  Menschenrechte  durch  die  fran- 
zösische NationalTersammlung  wirkten  entscheidend  auf  das 
civitieirte  Europa.  Die  Befreiung  auch  der  hörigen  und 
eigenen  Classen  wurde  nun  als  eine  allgemeine  Pflicht  und  als 
eine  unwiderstehliche  Fordemng  der  neuen  Zeit  anerkannt,  und 
in  der  ersten  HAifte  des  XIX.  Jahrhunderts  in 'dem  abendlfto- 
dtscben  Europa,  in  der  zweiten  Hälfte  nun  auch  in  Osteuropa 
rollzt^n.  Gldichzeitig  oder  bald  nachher  wurde  denn  auch 
dasStatsbnrgerrecht  auf  die  Bauern  wie  auf  die  StAdte- 
bUi^r  ausgebreitet 


Fttn&ehnteB  CajHtol 

Der  aogenapnte  vkrte  Stand.    Die  VoJksclessen. 

Die  Recht«  der  untern  Volkaclassen  sind  niemals  in  der 
Weltgeschichte  so  willig  und  roll  anerkannt  worden,  wie 
gegenwärtig.  Es  gibt  kein  charakleristerischeres  Kennsetchen 
und  keine  rühmlichere  Erscheinung  der  modernen  Welt- 
epoohe,  als  eben  diese  Befreiung  und  Berechtigung  der 
groszen  arbeitenden  Massen. 

Aber  diese  Umgestaltung^  welche  ron  dem  Principe  der 
tndiriduellen  Freiheit  Aller  ausging,  setzte  die  Zerstörung 
und  Auflösung  der  alten  genossenschaftlichen  Verbände  vor- 
aus, oder  setzte  dieselbe  durch.  Die  Individuen  regten  sich 
nun,  vereinzelt,  nach  Willkür.  An  der  Stelle  festgeordneter 
und  geschlossener  Körperschaften  erschienen  nun  zufällig  zu- 
sammengetriebene Massen;  statt  dei;  oi^nisirten  Glieder  des 
Volkskörperä  leicht  bewegliche  atomistische  Haufen.     Diese 
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Desorganisation  hatte  vorzüglich  die  Claweii  des  vierten 
Standes  betroffen.  Darin  lag  offenbar  eine  grosse  Gefahr 
der  neuen  Zeit.  Die  nnorganisirten  Blaesen  fDhlten  sich 
leicht  unzufrieden,  nnd  wuren  dann  ebenso  leicht  von  den 
StQrmen  der  Volksleidenschaft  aubiiregen. 

In  einer  in  den  frühern  Perioden  der  WelJgeflchichte 
uneriiörtea  Weis«  haben  gerade  die  nnteru  Schichten 
dieses  Standes  in  nenester  Zeit  in  das  Schicksal  der 
europäischen  Staten  eingegriffen.  Sie  haben  im  Febniar 
1848  zum  Erstaunen  von  Frankreich  and  der  Welt  zu  Paris 
den  Julithron  umgeworfen  und  die  Repnblih  eingeführt.  Und 
wenige  Monate  nachher  bedrohten  sie  die  ganze  Eociale  Exi- 
stenz der  bOrgerlichen  Gesellschaft,  und  konnten  nur  durch 
eine  blutige  Schlacht  nach  langem  wüthendem  Widerstand 
nir  den  Augenblick  Überwältigt  werden.  Der  europäische 
Stat,  die  Kirche,  unsere  ganze  Cultur  und  Civilisatioo ,  alle 
unsere  geistigen  und  moralischen  Erbgüter,  waren  zugleich 
mit  der  Sicherheit  und  den  Frachten  des  Eigenthums  dem 
Untei^nge  ausgesetzt.  Wo  wäre  die  Zuversicht,  worauf 
konnte  sich  das  Vertrauen  gründen ,  dasz  diese  unermeszltche 
Gefahr  nicht  schreckhafter  wiederkehren  werde,  dasz  sie 
wirklich  überwunden  sei? 

Die  Gefahr  liegt  keineswegs  in  der  Existenz  des  vierten 
Standes.  Man  kann  auch  nicht  sagen,  dasz  derselbe  seiner 
Natur  nach  revolutionär  and  unslellich  sei.  Im  normalen 
und  gesunden  Zustande  ist  derselbe  vielmehr  eine  sichere 
Unterlage  für  die  Statsordnung  und  Volkswohlfahrt.  Aus 
ihm  sind  fortwährend  für  den  Stat  (tische  Kräfte  herbeizu- 
ziehen, die  modernen  Heere  gehen  grösztcntheils  aus  ihm 
herv^pr.  Während  in  dem  dritten  Stande  nicht  selten  durch 
Verbildung  und  Ueberbildung  die  männUchen  Eigenschaften 
des  Muthes  und  der  Thatkraft  aufgezehrt  worden  sind,  und 
an  die  Stelle  der  politischen  Tugend  und  Aufopferung  das 
blosze  ftirchtsame  und   grundsatzlose  Interesse  geti-eten  ist, 


nigiii^ayCoOglc 


158  Zweites  Buch.     VoU  und  UiMl. 

80  >9t  dagegen  in  dem  rierten  Stande  liäiiBg  mehr  Sitten- 
eiofoU,  LebensfVieche  und  ein  Schatz  unrerdorbener  Natnr- 
kräfle  zu  finden.  Das  Volk  besteht  zwar  nicht  aoe  dem 
vierten  Stande  allein;  aber  an  Zahl  und  an  (Gewicht  ist  er 
der  bedeutendste  Bestandtheil  des  Tolkes  and  wird  daher 
zuweilen  auch  das  Volk  im  engeren  Sinne  genannt.  Die 
Hooarchie  insbesondere  findet,  wie  die  Spitse  der  Pyramide 
in  dem  Boden  derselben,  ihre  sicherste  und  fiteste  Stütze 
in  dem  vierten  Stande,  wenn  sie  es  versteht,  sich  mit  dem- 
selben in  ot^nischen  Rapport  zu  setzen,  >  was  grosse  Hon- 
arcben  meistens  verstanden  haben. 

Ein  Ueberblick  aber  die  verschiedenen  Classen  des 
vierten  Standes  zeigt,  wie  bedeutend  er  ist.  Wir  köanes 
dazu  rechneu: 

1)  voraus  den  gesammten  Bauernstand,  zunächst 
die  Bauern  selbst  und  ihre  Knechte,  den  zahlreichsten  und 
kräftigsten  Bestandtheil  des  vierten  Standes,  bedeutend  genug, 
um  fUr  sich  selber  wieder  als  besonderer  Stand  Geltung  zu 
finden ;  aber  auch  die  Hirten ,  Fischer,  SchifiiBr ,  Bei^- 
knappen,  und  überhaupt  die  arbeitenden  Classen,  deren 
Beruf  mit  dem  Natnrleben  in  fortwährendem  Zusammenhang 
bleibt. 

2)  Sodann  den  niedern  Bürgerstand,  wohne  er 
nun  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande,  zunächst  die  kleinen 
Handwerksmeister  sammt  Gesellen  und  die  Krftmer, 
dann  auch  die  übrigen  industriellen  untern  Berufsclassen, 
z.  B.  die  Weber  und  Schnitzer  umfassend. 

3)  Die  untern  Angestellten  und  Diener  des  Statu 
und  der  höheren  liberalen  Bemfsformen,  im  Heere  von  den 

■  Uitteu  iii  der  groszten  Uefiihr  des  Jabm  1848  wurde  die«cr  be- 
ruhigende Gedanke  von  Fr.  Rühmer  in  der  Srhrlfl:  „Der  vierte  Stand 
und  die  Monarchie"  aDsgespruchen,  ein  Gedanke  der  eini^  Jabre  apöter 
in  der  Erhebung  Ludwig  Napoleons  zum  Kaiser  der  Fraiizoeea  eine 
böchgt  merkwürdige  —  wenn  auch  nicht  reine  organiache  —  Verwirk- 
lichung erballen  hai. 
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Uoteroflicieren  an  abwärts,  in  den  Burean'e  die  Schraiber 
und  Kopisten  u.  s.  I. 

4)  Das  sogenannte  Proletariat  der  Dienstboten, 
Fabrikarbeiter,  T^elöhuer  u.  s.  f. 

Allen  Classen  gemeinsani  i«t  die  Eigensdbaft,  dasz  sie 
auf  eioen  wesentlich  materiellen  Lebensberuf  angewiesen 
nnd  durch  denselben  in  Anspruch  genomincn  sind.  Sie  sind 
alle  leiblicher  Arbeit  angewendet.  Eine  absolute  Schd* 
dui^  zwiscboi  Kopfarbeit  und  Handilrbeit  ist  freilich 
undenkbar;  denn  regelmftszig  bedarf  es  auch  zu  dieser  der 
Thfttigkeit  des  Kopfes  und  hftafig  zu  jener  der  Mitwirkung 
der  Hand.  Aber  der  Gegensatz  zwischen  beiden  hat  dennoch 
einen  guten  Sinn,  und  ist  auch  von  jeher  von  den  Völkern 
wohl  begriffen  worden.  Wo  die  Thätigkeit  des  Kopfes,  die 
Speculation  inbegrifTen,  Überwiegt,  ist  feinere  Geistesbildung 
Brfordernisz ,  und  die  Art  des  Berufes  und  der  Lebensweise 
gehoben.  Wo  die  materielle  Arbeit  des  übrigen  Körpers 
Uberwi^,  da  ist  jenes  Hasz  von  Geistesbildung  entbehrlich, 
und  das  ganze  Leben  bewegt  sich  in  schlichteren  und  ein- 
facheren Formen. 

Gemeinsam  dem  rierten  Stande  ist  Uberdem,  sowohl 
dasz  er  die  notbwendige  Unterlage  aller  Staten,  wie 
Oberhaupt  des  gesummten  Volkslebens  bildet,  als  dasz  er 
in  sich  selbst  nicht  die  Fähigkeit  hat,  den  Stat  zu  re- 
gieren. Er  bedarf  dazu  immer  der  Fahrer  und  der  SteU- 
vertreter.  In  der  R^el  ist  die  dienende  und  passive  Seite 
des  öffentlichen  Daseins  in  ihm  dai^eslellt;  aber  aufgeregt 
und  in  der  Leidenschaft  erhebt  er  sich  und  durchbricht  mit 
nnwiderstehlicher  Kraft  die  Schranken  der  äuszern  Ordnung 
und  setzt  gewaltsam  seinen  Willen  durch.  Er  ist  stark  genug, 
auch  die  Herrschaft  im  State  zu  wechseln,  und  neue  Ver- 
fassungen zu  erzwingen.  Er  wirft  Throne  um  und  gibt  neuen 
Mannern  oder  Dynastien  die  Gewalt  in  die  Hand.  Aber  er 
kann  nicht  selber  regieren;    und  wo  er  es  eine  Weile  lang 
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versuclit,  hat  der  Stat  das  Aiiselien  eines  Uenscliea,  der  aiir 
dem  Kopfe  steht  uud  die  Beine  in  die  Hübe  streckt 

Seitdem  ee  eine  oieDschlicbe  Cieschichte  gibt,  ist  der 
vierte  Stand  noch  niemals  zu  einer  so  grosaen  Bedeutanf; 
fUr  das  Statsleben  gelangt,  wie  unter  den  europäischen 
Völkern  unserer  Zeit.  Zum  erstenmal  In  der  Geschichte 
sind  selbst  die  dienendeu  Classen  im  engeren  Sinne  zu  denn 
Range  von  Freien  erhoben  worden:  und  auch  die  untersten 
Schichten  fUhlen  sich  betheiligt  bei  der  Wohlfohrt  des  Stetes 
und  machen  Anspruch  auf  politische  R«cbte.  Der  beutige 
Statsmann  wird  von  der  Hecht  der  Verhältnisse  genOthigt, 
ganz  besonders  den  Zuständen  des  vierten  Standes  seine 
Aufmerksamkeit  und  Sorge  zuzuwenden.  Es  ist  nicht  mehr 
genügend,  die  ftfiffeutliche  Meinung  der  Gebildeten  zu  hören 
und  zu  erwägen.  Mehr  als  zuvor  wirken  nun  die  Massen 
mit  ihren  Instincteu  und  ihren  Neigungen  und  Leidenscbenen. 
Der  moderne  Stat  —  freilich  zunächst  nur  unter  den  Völ- 
kern von  europäischer  und  daher  wesentlich  arischer  Rasse 
—  ist  auch  in  dieser  Beziehung  allgemeiner  menschlicli  ge- 
worden. 

Der  vierte  Stttnd  ist  aber  so  grosz,  desz  er  selber  wieder 
ganze  Stände  umfaszt,  und  beechtenswerthe  AbstuAingen 
begreift.  Die  gesundesten  und  krankhaftesten  Elemente  in 
dem  ganzen  heutigen  Volkskörper  sind  dicht  neben  ein- 
ander in  dem  vierten  Stande.  Die  Rettung  und  Erhaltung 
des  States  ist  ohne  die  Hülfe  jener  unmöglich,  die  Existenz 
desselben  von  diesen  fortwährend  bedroht.  Die  gesundesten 
Bestandtheile  sind  auf  dem  Land  in  dem  Bauernstande 
zu  finden,  obwohl  auch  sie,  ohne  eine  neue  geistig-sittliche 
Belebung  die  in  ihren  Fundamenten  schwankende  Stats- 
ordnung  auf  die  Dauer  nicht  zu  erhalten  vermögen.  Ilmen 
zunächst  stehen  die  Kleinbürger.  Beide  sind  noch  in  den 
Gemeindeu  oi^nisirt.  Aber  für  die  massenhaften  in  dot 
Städten    angehäuften   EtQi^er    ist   die    Gemeindeorganisation 
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nicht  mehr  genügend,  und  die  Hbrigen  genossenschHftlichen 
VerbiDdiingen  sind  der  Auflösung  verfallen.  Die  organische 
Besieltung  der  Meieter  unter  sich  und  zu  den  Gesellen  ist 
Überall  durchbrochen:  und  was  natui^einfisz  zusammen  ge- 
hört, aus  einander  gerissen.  Der  Mangel  an  slatsrechtliclier 
Organisation  ist  aber  für  die  Existenz  der  Stande  verderblich. 
Der  nnoi^nisirte  Stand  ist  nur  die  Anlage  zam  Stand:  der 
wirkliche  Stand  hat  einen  Körper.  Die  Gemein- 
schaft der  Bildung,  der  Interessen,  des  Geistes  unter  den 
verschiedenen  Berubclassen  wird  durch  die  Desorganisation 
zwar  nicht  völlig  aufgehoben,  aber  in  einen-  Zustand  der  Unruhe 
und  der  Gähning  zurück  versetzt,  und  der  schranken-  und 
ziellose  Krieg  Aller  gegen  Alle  eröffnet.  Vergeblich  schreitet 
dann  die  Polizei  ein.  Sie  vermag  das  Uebel  nur  in  einzelnen 
Ausbrüchen  zu  hemmen  CMJer  zu  unterdrücken,  und  häufig 
vermehrt  sie  es  noch,  indem  sie  da,  wo  Sorge  und  Heilung 
BedürfnisB  ist,  statt  dieser  Uiszbaodlung  und  Plage  zum 
Gefolge  hat.  Wie  kann  man  sich  wundem,  wenn  gerade 
in  den  untern  Schichten  des  vierten  Standes  auch  die  Saat 
atheistischer  Vorstellungen  und  communistischer  Lehren  einen 
fmchtbsren  Boden  gefunden  hat,  und  fast  Überall  in  den 
grossen  Städten  und  theilweise  sogar  auf  dem  Land  das 
Unkraut  Üppig  aufgewuchert  ist,  welches  die  edleren  Pflan- 
zungen der  Vei^ngenheit  zu  ersticken  droht? 

Das  Proletariat  bildet  die  unterste  Stufe  iunerhalb 
des  vierten  Standes.  Es  ist  aber  weder  dem  vierten  Stande 
gleich  zu  stellen,  noch  ist  es  überhaupt  ein  Stand.  Da  ist 
es  umgekehrt  nicht  die  Aufgabe  des  Slatsmannes,  das  Pro- 
letariat zu  organisiren  und  zum  Stand  zu  erheben,  sondern 
vielmehr  die,  es  möglichst  in  den  übrigen  Stünden  oder 
'  Classen  unterzubringen,  und  so  sein  besonderes  Wachs- 
thum  zu  hemmen.  Das  Proletariat  L>eBteht  zumeist  ans  den 
Abfällen  der  andern  Stände.  Die  vermögenslosen 
und  vereinzelten  Theile  der  Bevölkerung,  die  sich  dfsziialb 

BliinlRDhli,  illgemeines  .siaUrMht.    I.  tl 
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auch  <ier  sWndischen  Gliolening  entziehen,  heiszeii  wir  des 
Proletariat. 

Es  ist  eine  fale(.*he  und  dir  den  Slat  Uberans  gefAhi-- 
liche  Vorstellung,  die  Bewohner  lediglich  mathematisch  nach 
dem  Vermögen  io  Besitzende  und  Nicht  besitzende  zu 
trennen  und  die  letaleren  gar  als  Proletariat  zusammen  zu 
tasaen  und  den  ersteren  feindlich  entgegen  zu  stellen.  Würde 
diese  imoi^nische  Meinung,  der  viel  eu  viel  Vorschub 
geleistet  worden'  ist,  allgemeiQ  durchdringen  und  leitend 
werden,  so  mUszte  unsere  eanze  CiTilieation  von  einer  neneo 
Barbarei  tlberfluthet  und  zertreten  werden,  dorn  das  wfire 
die  prnctische.CoDsequenz  jener  gedankenlosen  liehre.  INe 
grosze  Mehrzahl  der  nicbtbesitzenden  Berölkerung  ist  aber 
glücklicher  Weise  mit  den  ttbrigen  Ständen  noch  or- 
ganisch verbunden  und  wird  durch  diese  yert>indung 
befriedigt.  Die  besitzlosen  Kinder  sind  keine  Prole- 
tarier, weil  sie  in  der  Familie  ihrer  Eltern  Pßege,  Erziehung, 
Unterhalt  finden.  Sie  theilen  den  Sland  der  Eltern,  und 
selbst  über  die  annen  Waisen  ergänzt  und  ersetst  der  Or> 
ganismus  der  Gemeinde  die  Familie.  Die  grosze  Zahl  der 
besitzlosen  Bauerknechte  und  Mägde  sind  wieder  keine 
proletarische  Bevölkerung,  weil  sie  nicht  vereinzelt  in  der 
Welt  stehen,  sondern  auf  dem  Hofe  und  in  der  Familie  des 
Bauern  eine  Heimat  und  gesicherten  Theil  an  dem  st&ndi- 
'  sehen  Leben  finden.  Als  das  Handwerk  besser  oi^nisirt 
war,  als  heut  zu  Tage,  waren  auch  die  Gesellen  Familien- 
glieder  der  Meister,  und  selbst  in  der  jetzigen  Auflösung  ist 
in  ihnen  nodi  das  Gefühl  des  Handwerkstandes  lebendig  und 
bebt  sie  hoch  empor  Über  das  Proletariat.  Auch  die  Dienst- 
boten erhalten  in  der  Verbindung  mit  der  Dienstherrschaft 
eine  beruhigte  Existenz  und  haben  Theil  als  Gefolge  ihrer 
Herrn  an  den  ständischen  Verhältnissen  dieser.  Den  Sol- 
daten endlich  gibt  die  Einreihung  in  den  Eörpw  der 
Armee  Sold  und  Ehre.     Der  Mangel  einer  Organisation  der 
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Fabrikarbeiter  aber  ist  eine  der  krankliaftesten  Seileu 
innerer  hentigen  Sttnde  und  deazhalb  ist  in  dieser  Classe  die 
Masse  des  Proletariats  so  iinverhaltDisnuteug  und  droliend 
angewachsen. 

Die  walire  Kunst  des  ßtatsmaiines  ist  also  zu  bewirken, 
dasz  so  wenig  als  nij^lich  Äbßllle  der  organisirten  Stände 
in  das  nothwendig  nnoi^anisirle  atoniiätische  Proletariat  ver* 
sinken  und  dahin  zu  arbeiten,  dasz  ans  diesen  so  viel  In- 
dividuen  als  mßglich  in  die  organisirten  Stfinde  auTsteigen 
und  da  auch  den  relativen  Besitz  des  gesicherten  Lebeus- 
unterbaltes  erwerben.  Das  so  verminderte  Proletariat  bedarf 
dann  nicht  einer  selbständigen  Oi^nisation,  zu  dem  es 
keine  Fähigkeit  hat,  sondern  des  Patronates,  welche* 
sich  seiner  Interessen  aiinimmt  und  fur  dasselbe  spricht  und 
handelt 

Dem  vierten '  Stande  gebricht  es,  was  die  Statsver- 
fassung  betrifft,  durchweg  an  der  Fähigkeil,  die  eigentlichen 
Statsümter  zu  verwalten.  Die  ohern  Classe n  desselben 
aber  besitzen  regelmäszig  die  Fähigkeit,  Gemeindeämter 
zu  bekleiden,  und  dürfen  daher  von  diesen  nicht  ausge- 
schlossen werden. 

An  der  Volksvertretung  gebührt  dem  vierten  Stande 
neben  dem  dritten  ein  Antheil,  und  der  Stat  thut  wohl, 
näher  dafllr  zu  sorgen,  dasz  dieser  Antheil,  der  bei  völlig 
gleicher  Behandlung  leicht  von  dem  gebildeten  und  in  A-eierer 
Musze  lebenden  dritten  Stande  ihm  factisch  ganz  entzogen 
wird ,  gesichert  bleibe.  Indessen  da  die  Glieder  dieses  Standes 
oft  weder  Uusze  heben,  noch  hinceichende  Gewandtheit, 
in  Person  ihre  Interessen  zu  vertreten,  wird  immerhin 
die  Wählbarkeit  auch  tut  diesen  Antheil  nicht  ganz 
auf  den  Stand  beschränkt  werden  dürfen.  Das  Stimm- 
recht endlich  gebührt  diesem  Stande  nach  Verhältnisz 
seiner  groszen  Bedeutnng:  unrichtig  aber  ist  es,  alle  In- 
dividuen desselben,  deren  gesellschaftliche  Bedeutung  und 
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Fähigkeil  so  sehr  rerschieden  iet,   aar  gleiche  Linie  zu 
stellen.  ' 

Das  eigentliche  Proleturiat  insbesondere  bedarf  in  seinem 
wirklichen  Interesse  weit  eher  der  PatroDe  fSchuteherreu, 
Hundherren)  als  der  Repräsentanten,  die  es  doch  nicht 
in  seiner  Mitte  finden  kann.  Je  höher  dann  durch  Ansehen 
und  Einflusz  der  Patron  gestellt  wäre,  um  so  wirksamer 
würden  die  Interessen  des  Proletariats  gewahrt  werden. 

Anmerkung.  Zu  den  glSiizendeten  Parlien  äte  Riehi'Bcheo  BiickM 
Über  „die  bürgerliche  Gesellachaft"  gehört  die  CharakteriBiraog  des  deiit- 
»cbeii  Bauernst Budes.  Aber  wenn  Rirhl  das  Prolelariat  all  Stand  aoffkBst 
und  den  vierten  Sland  nennt,  so  belle  ich  daa  für  einen  Irrlhum,  vor 
dein  ihn  die  ConseqaeoE  seiner  eigenen  Beobachtungen  und  Bemerkungen 
haue  bewehren  sollen,  und  der  iu  der  zneiten  Auflage  nur  gemildert 
aber  nicht  gehoben  worden  i et.  In  Fragen  \on  m>  ungeheurer  praeüacher 
Wichtigkeit  darf  dem  freilicli  schon  lange  verbreiteten  Irrthum  keine 
ConceMion  gemacht  werden. 


Sechzehntes  CapiteL 

IV.   Die  Sklaven. 

Der  Sklave  kommt  ursprünglich  als  ein  Fremder  in 
die  Familie  und  in  das  Volk  hinein,  deren  Gewalt  er  unter- 
worfen wird.  So  verbreitet  das  InsUtut  der  Sklaverei  im 
Alterthum  war,  so  weiss  ich  doch  von  keinem  Volke,  welches 
dieselbe  als  einen  nationalen  Stand  betrachtet  hätte. 
Schon  das  ist  uns  eiq  Zeugnisz,  dasz  die  Sklaverei  nicht 
ein  BedUrfnisz  der  menschlichen  Katur  sei. 

Aristoteles  (Polit.  I.  2.)  hat  zwar  mit  vielem  Aufwand 

von  Scharfsinn  xa   beweisen  versucht,  dasz  die  einen  von 

Natur  Herren    und    die   andern    von  Natur  Sklaven   seien. 

Aber  soweit  seine  Beweisführung  Wahrheit  enth&lt,  ist  sie 

•  Siehe  unten  Buch  V.  Cep.  5  und  S. 
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blosz  geeignet,  die  Nothwendigkeil  dienender  ClaGsen 
der  BerOIkerung  zu  b^ründcii,  nicht  aber  das  Bedürfnis» 
der  rechtlosen  Stilaverei.  Allerdings  bedarf  der  höher  be- 
gabte Mensch^  soll  er  seine  Beatiminnng  erfiillen  können, 
auch  beeeelte  Werkzeuge,  wie  Arisloteles  sie  nennt,  zu 
seinem  Dienste,  und  allerdings  gibt  es  Menschen,  welche 
von  der  Natur  selbst  vorzugsweise  auf  körperliche  Thätigkeit 
angewiesen  sind  und  ebenso  sehr  der  Leitung  und  des  Be- 
fehles eines  Herrn  bedürfen,  um  ihren  Benif  richtig  auszu- 
üben, als  dieser  ihrer  Dienstleistung.  Aber  daraus  folgt 
doch  nur,  desz  Herrschaft  und  Dienstlwten ,  Meister  und  Ge- 
sellen, Bauer  und  Euecbte,  Fabrikherr  und  Fabrikarbeiter 
eiuHnder  gegenseitig  bedürfen,  keineswegs  aber,  dasz  das 
Unterordnungsverliftltnisz  des  dienenden  Theiles  zum  herr- 
schenden dem  der  Hausthiere  zum  GigenthDmer  gleich  zu 
achten  sei;  es  folgt  nicht  daraus,  dasz  die  Arbeiter  alle  in- 
dividuelle Freiheit  und  die  menschliche  Persönlichkeit  auf- 
geben und  zu  bloszen  Sachen  und  Werkzeugen  eines  • 
bestimmten  Herrn,  d.  h.  eben  zu  Sklaven  werden  mUssen. 
Der  Mensch  ist  von  Natur  Person,  daher  kano  er  nicht 
Sache,  d.  b.  nicht  Sklave  sein. 

Die  römischen  Juristen,  welche  in  ihrer  Rechtstheoi-ie 
den  absoluten  Eigentbumsbegriff  mit  einer  auch  im  Alterthuni 
auffallenden  Härte  »uf  die  Sl^laven  anwendeten,  und  die- 
selben durchweg  als  rechtlose  Wesen,  als  blosze  Sachen 
darstellten,  waren  sich  doch  bewuszt,  dasz  die  Sklaverei 
wider  die  Natur  und  nur  durch  den  gemeinen  Gebrauch 
der  Völker  eingeflthrt  worden  ist.  '  Sie  erklärten  daher  die 
Freilassung  als  Wiederherstellung  des  natürlichen  Rech- 
tes.'     Die  römische  Jurisprudenz  wuszte  das,    und    hielt 

'  fhrmUma  L.  4.  S.  1.  d«  Siatn  hominnui:  „Senitus  eat  Miistitiiliu 
juris  gentium,  qua  qoJe  dotninio  stieiio  foutra  MitHnnN  aiibjidler."  %.  2. 
J.  de  jure  [lersou. 

'   L'ljiiavu*   L   4.    de  Jusl.   et   Jiirr.     („UaiiuiDimio)  o  jure  geiiliiim 
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(leiinncli  mit  starrer  .Consequeiiz  ßber  ein  Jahrtausenrl  an 
dem  gewaltsam  einf^tbrten  Eigenthum  Ql)er  die  Sklaven 
fest.  Die  kaiserlichen  Verordnungen,  dasz  ee  den  Herren 
nicht  mehr  gestattet  sei,  ohne  Maez  und  ohne  Grund  wider 
ihre  Sklaven  zu  wlUhen,^  schützten  vor  den  Excessen  roher 
Grausamkeit,  etwa  so  wie  neuere  Gesetze  gegen  die  Thier- 
quälerei  gegeben  sind,  sie  änderten  aber  nichts  uii  dem 
Grundbegriffe:  und  nach  wie  vor  war  der  Sklave  nicht  nur 
eigenthumsloe ,  sondern  es  wai-en  ihm  selbst  die  Rechte  der  - 
Ehe  und  der  Blutsverwandlschafl  versagt. 

Ebenso  war  es  dem  deutschen  Rechtsbewusztsein  klar, 
dasz,  wie  der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  *  sich  energisch 
Hiiedrttckt,  alle  Eigenschaft  von  Zwang,  äefangeiinelimnng 
und  unrecblmäsziger  Gewalt  ihren  Anfang  genommen,  und 
dasz  man  spAter  das  fUr  Recht  ausgegeben  habe,  was  nur 
eine  alte  aber  ungerechte  Gewohnheit  sei.  Auch  erknnuten 
die  germanischen  Volker  von  jeher  eine  relative  Be- 
rechtigung der  Eigenen^  an.  Die  Vermögens- und  Fami- 
lienrechte derselben  waren  zwar  unvollkommen  und  halten 
in  der  altem  Zeit  ^nen  sehr  ungenügenden  Schutz,  es  kam 
anfangs  wesentlich  nur  auf  den  guten  Willen  dee  Herrn  an, 
ob  er  dieselben  achte  oder  nicht:  abei-  der  Keim  der  spätem 

origiDeni  suineii,  lUpole  (juiim  Jure  natural!  omnrt  libfri  naurrtnlur ,  iiec 
cewt  nots  mannniiMio,  quum  »ertitus  emet  ioit^nlu;  eeti  iioaleMgaain 
Jiirv  gentium  senitus  tDve«it.  secutiim  est  beneOciuui  manumiseionift.'* 

'  Gaptt  L.  t.  S.  2.  de  liis  qui  aui  vd  alieni. 

'  Sacligenapiegel  111.  J.  3  :  .Au  mineii  »Jonen  ne  kau  ik  is  ukbt 
upgrnemeii  na  derwarbeit,  dal  ieinan  des  anderen  sola  sin.  uk  ut 
bi'bbe  wir's  nen  urktiode.  g.  6.  N'a  reebter  warheit  *o  hevet  egengcap 
liegiii  lou  gedvange  nnde  ^u^  venguiase  vnde  von  imrechler  wall,  die 
■nau    von   al<lere  in   unrevbte  wonlieil  grlogen  be^'el   iinde  hii  vure  recht 

'  Die  GitriohBt«linjtg  dfi' Eigenen  mit  Haiislbieren .  die  auch  in  denl. 
arhen  Recbtaquelleu  gelegentlich  gerundeu  wird,  bezeiuhnet  dnrcfanfiB  nicht 
iliis  Wcten  de«  itlteni  VerhiltuiBsefi,  das  TacituB  mit  acliarfem  Kenner- 
lilivk  mebr  drni  romitcben  Co:<iiiat  »Jb  der  lumischen  Servilus  vergli- 
chen bat. 


nigiii^ayCoOglc 


Sccliielinleti  CBpitrl.     IV.  Die  Sklaven.  |67 

»llnittliUchen  und  stufenweise  eintretenden  Befreiung  der 
Eigenen  war  in  den  germanischen  Rechten  nicht  ebenso 
zerstört,  wie  in  dem  rOmiechen.  Die  Persönlichkeit  des 
deutschen  Skiaren  war  nie  ganz  verloren  gegangen,  und 
deszhalb  wur  auch  die  Perfectibilittlt  seiner  Zustände 
nicht  ausgeschlossen. 

Die  Aufhebung  der  Sklaverei  in  dem  abendländischen 
Europa  ist  schon  während  des  ißttelaltera  dadurch  groszan- 
theils  TollEC^en  worden,  dasz  dieselbe  in  die  mildere  Form 
der  Hörigkeit  Überging.  Ihre  letzten  Reste  aber  sind  mit 
der  endlichen  Beseitigung  auch  der  Hörigkeit  erst  geg^i 
Ende  des  XVIII.  und  in  der  eisten  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts w^geräumt  worden. 

Diese  frühere  allmähliclie  und  die  neue  durchgreifende 
Befreiung  darf  zum  Theil  als  eine  heranreifende  Frucht  des 
Christentbums  erklärt  werden,  dessen  religiüse  Ideen  das 
positive  Sklavenrecht  zwar  nicht  gewaltsam  durchbrachen, 
aber  geistig  auflösten.  Hit  dem  Glauben,  dasz  die  Ifen- 
scben  alle  Kinder  Gottes  und  unter  sich  BrQder  sden,  war 
das  Eigenthum  eines  Menschen  Ober  einen  andern  nicht  rer- 
tr^lich.  Hehr  aber  noch  ist  sie  dem  germanischen  Rechts- 
und Freiheitsgef&hl  und  dem  fortschreitenden  Geiste  der 
Humanität  zu  verdanken. " 

Eine  eigenthUmliche  Geschichte  hatte  die  russische 
Leibe^nschalt  Es  gab  in  Riiszland  von  Alters  her  eine  per- 
sönliche Knechtschaft,  aber  noch  im  XVI.  Jahrhunderte  war 
die  Hasse  der  Bauern  firei.  In  den  w«ten  Räumen  bedurften 
die  Grundherrn  zahlreicher  Arbeiter,  und  da  die  Bauern  noch 
den  freien  Zug  hatten  und  der- alte  nomadische  Wandertrieb 
zu  stätein  ^VechaeI  der  Wohnsitze  anreizte,  so  lag  es  im 
Interesse  der  Herrn,  die  Bauern  durch  mancherlei  Ver- 
günstigung  auf  ihren  Gtllem  festzuhalten.     Die   bäuerliche 

'  Vgl.  üben  s.  1&1. 
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Eigonsclisft  entstand  erat,  aeitdein  der  Stat  aus  Gi-Aiiden  der 
Fitinnzeii  ntid  des  MilitdrayeteniB  die  Bauern  immer  festei- 
>  an  die  Scholle  Imnd  und  der  Willkür  der  Herrn  Ober)ierert& 
Dos  siebenzehnte  Jahrtinndert  tmt  sich  uuch  in  andern  eurO' 
päischeo  Ländern  der  bäuerlichen  Freiheit  OD^ctinstig  erwieaen, 
aber  wohl  nii^ends  ungltnstii^er  als  in  Ranland.  Knechte 
and  Bauertl  wurden  zu  gemeinsamer  Eigenschaft  verbnnden. 
Der  Herr  erhielt  eine  ßisl  unbeschränkte  Verfbgnng  Ober 
ihre  Personeu  mid  ihre  Habe.  Aber  auch  in  Rnszland  brachte 
die  neue  Zeit  erst  Erleichterung  der  Liisteii,  und  in  unsern 
Tagen  Befreiung  für  die  Bauern.  Das  Eniancipationswerk, 
welches  der  Kuieer  Alexander  iL  trotz  des  Strüubens  vieler 
Adelicher  durchflthrte,  hat  auch  da  eine  neue  Periode  privat- 
rechtlicher Freiheit  eingeleitet' 

So  wurde  Europa  allmählich  gereinigt  von  dem  uralten 
Fluch  der  Sklaverei.  Aber  in  der  neuen  Welt  Ihitte  dieselbe 
einen  neuen  Boden  und  eine  in  mancher  Hinsicht  noch 
srhlimmere  Anwendung  gefunden.  Wie  furchtbar  sich  dieeer 
Frevel  an  dem  Oeiste  der  Humanität  rächt,  das  sehen  wir 
nun  in  dem  Bürgerkriege  Nordemerikas ,  dessen  wahre  Ur- 
sache die  Sklaverei  ist,  welche  die  sUdHchen  Sklavenstaten 
zum  Bruch  der  Union  trieb,  als  sie  die  Hoffnung  aufgeben 
uiuszl«n,  auch  den  sklavenfreien  Norden  zu  leiten. 

Die  Negersklaverei  ist  zwar  insofern  weniger  veiwerf- 
lich,  als  die  antike  Sklaverei  der  europäischen  Völker,  als 
dorl  die  Herrschaft  der  weiszen  Herrn  nicht  Ober  ihres 
gleichen,  wie  hier,  sondern  ober  eine  von  Natur  untei^- 
ordnete  schwarze  Rasse  geübt  wird.  Aber  diese  Anlelinung 
KU  die  natürliche  Ordnung  begünstigt  auch  die  leidenschaft- 
liche und  hochmnihige  Ueberhebung  der  Weiszen,  die  we- 
niger geneigt  sind  und  weniger  genölhigt  werden,  in  den 
Schwarzen  die  gemeinsame  menschliche  Natur  zu  ehren  und 

'  Vgl.  den  Art.  Leibe  igen  tcbflft  (ruMiKhe)  von  TachitsebiriD  im  Ueut- 
schen  8ia(«w4rt«rbuch. 
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die  Grausamkeit  der  HiscbandliiDg  wird  liefti^er  and  häufi- 
ger, eis  sie  im  Alterthum  gewesen  war.  Die  bittere  Ironie, 
mit  welcher  Hootesqnieu  (E^rit  des  Lois  XV.  5.)  die  Uber- 
tnOthige  Verachtuog  der  Schwarzen  von  Seite  ihrer  weissen 
Herrn  geiszelt,  wenn  er  Bi^t:  „Man  kann  sich  nicht  rot- 
steilen,  dura  Gott,  der  doch  ein  höchst  weises  Wesen  ist, 
eine  Seele  ni>d  rorzUglich  eine  gute  Seole  in  einen  ganx 
«chwarzen  Körper  versetzt  halje"  —  diese  Ironie  schlagt  nicht 
in  den  Wind. 

Die  amerikanische  Sklaverei  ist  daher  auch  viel  härter 
als  je  die  europäische  Eigenschaft  gewesen  war.  Die  Schonung 
und  Sor^e,  welche  den  farbigen  Skluren  von  ihren  Herrn 
thateächlich  zd  Theil  wird,  het  keinen  andern  Charakter  als 
die  wirthschaflliche  Schonung  und  Pflege,  welche  der  liauer 
seinem  Ackervieh  zuwendet.  Die  moralische  und  rechtliche 
Erniedrigung,  die  sicli  in  der  Bestreitung  jeder  Menschen- 
würde, in  der  Hiszachtung  der  Ehe,  in  dem  Uarigel  der 
rdigiösen  und  sittlichen  Erziehung,  in  der  Verweigerung 
jedes  Rechtsschutzes  nberhaupt,  und  in  dem  ungehemmten 
Handel  mit  Sklaven  und  nicht  selten  in  empörender  Gi-au- 
samkeit  zeigt,  druckt  dieselben  ganz  auf  die  Stufe  der  Haus- 
thiere  herab  und  verletzt  so  die  göttliche  und  menschliclie 
Ordnung  aufs  tiefste. 

Es  war  ein  Unglück  fUr  Amerika,  dasz  der  Antrag 
Jeffersons,  der  Unabhängigkeitserklärung  vom  4.  Jnli  1776, 
welche  auch  die  Freiheit  als  ein  unveräuezerlicfaes  Menschen- 
recht  verkündigt,  die  Beschwerde  über  die  Zulassung  und 
Begünstigung  der  N^ersklaverei  roo  Seite  der  königlichen 
Regierung  beiznfUgeu,  in  der  Minderheit  geblieben  war. 
Die  anfängliche  Absicht ,  allmählich  und  stufenweise  die 
Sklaverei  zu  beseiti^^,  fand  eine  weniger  nachhaltige  Unter- 
stützung als  das  Streben  der  Sklavenhalter,  ihren  Besitz  zu 
schützen  und  zu  erweitern.  Kauin  konnte  das  Gleichgewicht 
der  sklaventi'eien   Stutetr-  mit  den  sklaveiihultenden   in   der 
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Bandesregieniiig  behauptet  werden.  Seit  rinein  Jahrhundert 
ist  die  Masse  der  Sklaven beTOlkeFong  rou  einigen  Unndertr 
tausenden  zu  mehrraen  Uillionen  angewachsen.  Die  rasch 
entwickelte  Kultur  der  Baumwolle  und  des  Zuckerrohrs 
wirkte  naoh  dieser  S^e  hin  sehr  verderblich. 

Inzwischen  fing  man  an,  die  Aufliebang  der  Sklaverei 
von  Europa  auch  nach  Amerika  Uberzapflanzen.  England 
ging  hier  und  mit  greezen  Mitteln  voran.  Mögen  dabei  unch 
unreine  Motive,  wie  es  in  menschlichen  Dingen  nie  anders 
ist,  mitlaufen,  das  Ziel  dieses  Strebens  Ist  dennodi  ein 
beäligcs  und  gerechtes  und  der  Mann,  der  zuerst  der  Sklaven- 
befVeiung  sein  Leben  widmete  und  mit  erfolgreicher  Energie 
in  und  auszer  dem  Parlament  diese  Sache  betrieb,  William 
Wilberforce,  war  auch  von  der  Reinheit  dieses  Zieles 
erfUIlL  Die  Aufhebung  der  Sklaverei  in  den  englischen 
Colonien,  die  Entsohädiguog  der  sogenannten  lägenthUiner, 
und  die  volkerrechtlichen  Vertrüge  zur'  Unterdrückung  des 
Seehandels  mit  Negersklaven  sind  doch  trotz  aller  Miszgriffe 
im  Einzelnen  grosze  Verdienste  um  die  Menschheit. 

Auf  die  Dauer  werden  auch  die  sklavenhaltenden  Staten 
nicht  widerstehen  können.  Freilich  ist  es  mit  der  blossen 
Freierklftrung  (Emancipation)  der  Neger  auch  nicht  gethan. 
Sie  werden  durch  dieselbe  nicht  fähig  gemacht,  als  voll- 
freie Männer  selbständig  zu  leben.  Sie  bedürfen  vielmehr, 
um  nicht  der  angebomen  Neigung  zur  Faulheit  und  Sinnen- 
lust zu  verfallen  und  zn  Sklaven  ihrer  kindischen  Leiden- 
schaft zu  werden,  der  fortgesetzten  Erziehung  und  Vor- 
mundschaft der  Weiszen.  Würde  die  Sklaverei  der  Neger 
durcli  eine  bmilienartige  Sorge  und  Leitung  unter  der  Con- 
trole  des  Stats  ersetzt,  so  wäre  das  der  wahre  Fortschritt 
zu  der  Freiheit,  deren  sie  empfänglich  und  zu  der  sie  als 
unmündige  Menschen  berechtigt  sind.** 

*  Vursrliläge  der  An  mocbl  Dr.  DiittenhoTer  über  dk'  Negrrtmaii- 
cipatioii.    Nünlliiigcn  1856. 
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Ala  Folf^ruiigen  des  humanen  Stateprincips  lassen 
sich  demnach  folgende  Sfttze  anfuhren : 

1)  Der  Stat  ist  bereohtifit  und  verpflichtet,  wo  sich  a«( 
seinem  Gebiete  noch  Ueberresle  von  persönlicher  Sklaverei 
vorfinden,  dieselben  zn  beseitigen.  Indem  er  da«  Ihnt,  hebt 
er  nnr  altes  Unrecht  auf. 

2)  Der  Stat  darf  keine  neue  Begründung  der  Sklaverei 
dulden,  auch  dann  nichts  wenn  einer  sieb  f^twillig  zum 
Sklaven  ergeben  möchte. 

3)  Der  Stat  verweigert  mit  Recht  dem  Tremden  Herrn 
seinen  Rechtsschutz,  wenn  dieser  innerhalb  des  Statsgebietes 
Eigentham  an  söinen  Sklaven  verfolgen  will." 


SiebzehntoB  Capitel 

VI.   Die  CJbmcij. 

Die  Diiüelallerlichen  Stände  sind  überall  in  der  Auf- 
lösung l)egriffen.  Der  Klerus,  der  vormals  die  erste  Stelle 
einnahm,    weil    er   eine    höhere    fast    göttliche   Wurde    in 

*  Für  EnglsDi)  vgl.  Blackstone  Commcut.  J.  14.  Das  engliBclie 
Ge»eli  \om  SS.  AngoH  1833  regnllrt  die  FreilaaiDug  in  den  engliachen 
ColoDien  und  erkUrt  jeden  Sklaven,  der  mit  ZaaümmuDg  aejoea  Herrn 
nach  Groazbri  tan  Dien  oder  Irland  komirie,  tär  Trei.  In  Frankreich  «cboii 
in  den  Inslit.  Coalnm.  von  Loyael  ans  ä.  XVI.  Jahrli.  der  Sati:  „Touiee 
peraonnea  aont  fravehn  ea  oe  Rolanme:  et  ai'toet  qn'nn  Esclare  a  alleint 
lee  Uarcbea  d'icelni,  ae  faiaant  bapliur,  eat  affranchi."  Franzöaiaefae 
Verfhaanng  von  1848.  6.  „L'esclaxage  ne  pent  eiialer  aar  aucnne  terre 
rranfaise."  Oeaterreicliiacbe  Verfaaenng  von  1849.  S'  S6.  „Jede  Art 
[.eibeigenscliart.  Jeder  Uiiterthinigheila-  oder  HurigkeiU^  erband  ial  flir 
immer  aafgahoben.  Die  Betreluag  dea  öaterreicbiacben  Bodcna  oder  rinea 
öaterreiclüechen  SchilTea  inai'hl  jeden  Sklaven  frei."  Art.  add.  an  tralti 
de  [laix  de  Paria  1814.  „Sa  Uajeste  Tr«s-Cbr£tienne  et  Sa  Uajealä  Rri- 
tanniqiie  s'eugage  —  pour  Taire  prunoncer  («r  lonlea  lea  piiiaaancea  de  In 
clirMienle  Tatmlilioii  de  la  trnite  des  noir».' 
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Anspruch  nahm,  hat  diesen  Vorrang  vor  den  Laien  verloren 
und  Oberhaupt  aufgehört,  ein  besondrer  politischer  Stand 
zu  sein.  Die  moderne  Verfassung  bringt  die  höheren  geist- 
lichen Wurdeträger,  die  Prälaten  in  der  Aristokratie,  die 
übrige  Geistlichkeit  in  der  hohem  Bürgerscbafl  unter.  Wie 
sehr  die  mittelalterliche  Institution  des  Adels,  sowohl  des 
hohem  als  des  niedern ,  zerritUet  und  wie  wenig  sie  geeignet 
ist,  eine  selbständige  höhere  Statsstellung  als  ständisches 
Recht  zu  behaupten,  hat  die  Betrachtung  der  neuern  Ge- 
schichte deutlich  genug  gezeigt.  Aber  auch  der  alte  BOrger- 
stsnd  hftit  nicht  mehr  in  der  frUbem  ständischen  Weise  zu- 
pamnien.  Die  gebildeten  Glassen  haben  in  dem  modernen 
Repräsentativste t  eine  andere  Bedeutung,  als  die  niedere 
BOrgerechaft.  Nicht  einmal  der  ruhigste  und  die  alten  Sitten 
und  Anschauungen  gewohnheitaniäszig  festhaltende  Bauern- 
stand kann  sich  der  Bewegung  der  Zeit  und  den  neuen 
BilduDgsntomenten  in  ihr  entziehen,  und  die  Industrie  hat 
sich  euch  auf  der  Landschaft  eingebUi^rt  und  das  blosze 
Bauernwesen  durchbrochen. 

Bisher  sind  auch  alle  Versuche,  die  mittelalterlichen 
Stände  zu  reformiren  und  dann  den  Slat  darauf  zu  stützen, 
TÖllig  verunglltckt.  Der  Instinct  der  Völker  ist  entschieden 
niisztrauisch  gegen  denselben  geblieben.  Die  Völker  fühlen 
sich  dem  Ständestat  des  Hittelalters  entwachsen  und  sie 
wollen  keine  —  auch  nicht  eine  revidirte  und  reformirte  - 
Wiederherstellung  desselben. 

Dennoch  begreift  mau,  dasz  die  blosze  Fusion  aller 
Stände  ebenso  wenig  ausreicht,  und  dasz  die  unläugbar 
vorhandenen  massenhaften  Gegensätze  in  der  Bevölkerung 
auch  ein  statsrechttiches  Gewicht  haben.  Will  man  dieselben 
verfassungsmäszig  ordnen ,  so  bleibt  daher  kein  anderer  Weg 
mehr  übrig,  als  die  Eintheilung  nach  Glassen,  statt  nach 
Ständen.  Was  wir  in  der  neuen  Sprache  noch  Stände 
heissen,  das  sind  oft  nicht  wirkliche  Stände,  sondern  Claaseii. 
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Die  Classen  untei-scheiden  sich  von  den  Ständen  dsdureh, 
dasz  jene  rom  State  aue  und  für  den  Slat  geordnet  eind, 
während  die  Grundlage  dieser  znnflclist  auszerhalb  des 
Btalee  ruht.  Die  Ctaseen  setzen  die  Einheit  des  Voikes  vor- 
aus, die  St&nde  ignonren  die  Volkseinheit.  Die  Clasaen 
sind  eine  ntttionale  und  statsrechtliche  InsUtution  zu  politi- 
schen Zwecken,  die  St&nde  sind  roraus  eine  particulftre  und 
privatrechtliche  (^ruppirung,  deren  Zwecke  nicht  suBsehliess- 
lich  und  nicht  vorzQglich  eine  politische  Bedeutung  heben. 
Der  Klerus  lebt  voraus  der  Kirche,  nicht  dem  Stat;  der 
Adel  denkt  rorerst  an  sich  und  seine  besonderen  socialen 
Interessen,  der  Büi^er  lebt  dem  Gewerbe,  der  Bauer  der 
LaudwirthschaTt.  Der  Stat  komoil  nur  mittelbar  in  Betracht. 
In  den  Ständen  zeigt  sich  die  natürliche  Verbindung  gleich- 
artiger Kasten  und  Wirthschaft,  und  deszhalb  sondern  sieh 
die  einen  Bem&kreise  von  den  andern.  Die  Rücksichten  - 
uur  den  Stat  üben  darauf  keineu  Einflusz.  Die  ClaatieD  da- 
gegen sind  ein  rationelles  Product  der  organisatorischen  Stat«- 
weisheit.  Die  Stände  sind  naturwüchsig,  die  Claasen  eine 
Caltnrerscheinuug.  Daher  finden  wir  das  Cla«sensystem 
nur  bei  civilisirten  Völkern  mit  einem  ausgebildeten  stat- 
lichen  Bewustsein.  So  bei  den  Hellenen,  wie  besonders 
zu  Athen  nach  der  Solonischen  Verfassung,  in  Rom  nach, 
der  Serrianischen  Verfassung ,  der  wir  den  Ausdrack 
Classen  entlehnen ,  so  auch  in  unsern  modernen  Staten 
Europas. 

Nichts  hindert,  bei  der  Classeneintheilung  auch  die  vor- 
handenen Stände  zu  berücksichtigen,  aber  es  ist  weder 
nöthig  noch  wünschenswerth ,  dasz  Classen  uad  Stände  zu- 
sammen treffen.  Wenn  sie  zusammen  fallen,  so  ist  die 
ständische  Ordnung  zitr  Statsordnung  erhoben,  wie  wir  das 
zum  Theil  im  Mittelalter  finden.  Damit  ist  aber  auch  die 
ständische  Gebundenh^t  und  die  Spaltung  des  Stats  unver^ 
meidlich  mitbegründet.    Die  ständischen  Interessen  und  die 
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stüDdisehen  Vorartheile  bekommen,  weil  sie  ziigleicti  politische 
Macht  erhalten,  allzu  leicht  das  Uebergewicht  Über  dia 
allgemdaen  Volksintei-essen  und  die  bewere  Volkaeineicht 
Wenn  df^egen  eintelne  Clnaaen  die  StJinde  durcNehneiden 
und  Brncfatheile  aus  reisdiiedenen  Ständen  zusammen  fassen,, 
so  ist  das  eine-  schätzbare  Gartwtie  der  nationalen  Gemein- 
schaft and  des  höhu-en  politischen  IjebCTB,  welches  eine  viel- 
SMiigere  Anregung  empfangt. 

Sehr  oft  sind  die  Classen  je  nach  der  Grösze  des  Ver- 
mi^na  unterschieden  worden.  Es  ist  das  die  Censusrer- 
fflssung.  Dadurch  wird  aber  das  Termögen  zu  der  wichtig- 
sten politischen  Potenz  erklärt  und  der  Werth  der  Bürger 
rur  den  Stat  nach  der  Zahl  der  Geldstücke  abgestuft,  ftber 
welche  sie  verfugen,  was  doch  selten  der  Wahrheit  ent- 
^  spricht.  Auch  dieses  Eintheilungsprincip  ist  doch  wieder  in 
erster  Linie  wirthschaftlich  und  privatrechtlich,  und  nur  in 
isweiter  Linie  mittelbar  stalsrechtlich  und  politisch.  Daher 
ist  eine  organische  Gintheilung ,  welche  vorzugsweise 
die  F&higkeit  und  Tauglichkeit  fUr  den  Stat,  soweit  diesell« 
Überhaupt  in  verschiedenen  Abstufungen  sichtbar  wird,  be- 
achtet,  jeueoi  blos  mathematischen  Piincip  vorzuziehen. 
Daa  aber  i-ichtig  zu  erkennen  und  zu  bestimmen,  ist  ein^ 
schwere  Aufgabe  fUr  den  Statsmann. 

Im  Groszen  lassen  sich  fllr  den  modernen  Stat  haupt- 
sächlich folgende  vier  Classen  des  Volks  unterscheiden: 

1)  Die  regierende  Classe:  Fürsten  und  Beamte, 
mit  obrigkeitlirJier  Gewalt.  Ihre  Stellung  Überragt  alle  an- 
deren Classen  durch  die  Statsniaeht,  die  in  ihren  H&nden 
ist    Sie  stehen  an  der  Spitze  des  Stats. 

2)  Die  aristokratische  Classe,  die  als  solche  nicht 
mehr  regiert,  aber  zwischen  der  regierenden  Classe  und  den 
Volksclassen  eine  selbständige  und  ausgezeichnete 
politische  Stellung  einnimmt. 

3)  Der  st^enonnte  dritte  Stand,  d.  h.  die  Classe  des 
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gebildeten  nnd  freien  StatsbUrgerthums,  ohne  Rucksiclit 
iiuf  Stadt  lind  Land:  die  eigentlicben  Mittelclassen. 

4)  Die  groäzen  Vollcclassen,  die  snch  unter  dem 
Namen  des  vierten  Standes  zusammengeraszt  werden ,  sowohl 
die  EleinbUi^er  in  den  Städten  als  die  Bauern  bereifend  und 
die  Übrigen  Massen  der  Arbeiter,  80w«t  sie  nicht  schon  in  den 
andern  Schichten  eingereiht  sind,  in  weiteren  Kreisen  umßtssend. 

Die  erste  CIssse  ist  die  Krone,  die  letzte  ist  die  Wursel 
und  der  Stamm  des  Slates.  Die  Volksclassen  sind  die  Basis, 
die  regierende  Ciasse  ist  das  Haupt  des  State.  Auf  dem 
gesunden  Rapport  dieser  beiden  Classen  beruht  vornehmlich 
die  Eneipe  und  die  solide  Krall  des  Volksstats.  Die  beiden 
mittleren  Classen  ergänzen,  controliren  nnd  beschrfioken  die  . 
Thfttigkeit  der  ersten  Classe  bald  mehr  in  aristoknlischer, 
bald  mehr  in  repräsentativ-demokratischer  W^se,  und  sie 
sind  durch  ihre  höhere  Bildung  und  ihre  gUnst^^ere  sociale 
Lebensstellung  auch  voi-ztiglich  befähigt,  und  dnrch  ihr  ge- 
hobenes Kechtsbewusztseiu  und  FreiheitsgefUhl  veranlasst, 
auch  darüber  zu  waclien,  daos  die  Bedingungen  der  allge- 
meinen Volkswohl  fahrt  und  die  Interessen  der  ganzen  Nation 
wohl  {gewahrt  und  beachtet  werden. 


Aditzdmtes  GapiteL 

TU,  Verhälloisz  des  StateB  zur  Fimilie. 


Sehr  oft  schon  wurde  iu  alter  und  in  neuer  Zeit  der 
Satz  ausgesprochen :  „Die  Familie  ist  das  Urbild  desSta- 
tes.     Der  Stat  ist  die  erweiterte  grosze  Familie."'    Man 

'  Cittm  dft  Oflidis  I.  17.:  „Prima  societas  in  ipso  cuuju^  ut,  pro- 
xima  in  libeKs^    deiode  uua  domue,   communis  omnia.     Id  aniem  eU 
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reiflich  dann  Aaa  Sliatsoberhaupt  mit  dein  Vater,  das  Volk 
mit  den  Kindern. 

Indessen  jener  Satz  und  diese  Vei^leichnng  sind  nur  in 
betwfaräDktem  Sinne  wahr.  Sie  gelten  nur  mit  Bezug  auf 
die  patriarchalische  Statsfnnn ,  nicht  aber  Rtr  den 
höheren  nationalen  und  meoedilichen  Stat  Eß  ist  daher 
nöthig,  die  Gegensätze  zwischen  Familie  und  Slat  zu  be- 
zeichnen : 

1)  Die  Familie  beruht  auf  der  Ehe  und  ehelicher 
Kinderzeugung;.  TAt  EVimilienglieder  sind  entweder  als 
Ehegatten  oder  durch  gemeinsames  Blut  verbunden.  IHeee 
Grundbegriffe  des  Familien  rechts  sind  aber  keineswegs  Grund- 
begriffe  des  Statsrecbtes.  Die  Stutsgenosaen  sind  als  solche 
weder  durch  die  Ehe  noch  durch  das  Blut  mit  einander  ver- 
bunden. Sie  haben  nicht  einmal  nothwendig  Ehegemeinschaft 
unter  si6h,  noch  weniger  gemeinsame  Abstammung.  INe 
Grundrechte  der  Familie  sind  daher  auch  von  dem  State 
u  n  a  b  h  ö  n  g  i  g. ''' 

2)  Der  Stat  beruht  auf  der  Organisation  'des 
Volks  und  ihrer  Beziehung  zum  Land.  Diese  statlicheu 
Begriife  sind  hinwieder  keine  Begrifib  des  Familieurtefales. 
Dus  Volk  besteht  eben  so  sehr  und  noch  mehr  aus  Indivi- 
duen, Ständen,  Classen,  als  aus  Familien,  und  die  Bezie- 
hungen des  States  zu  jenen  werden  nur  ausnahmsweise 
durch  die  Famihe  vermittelt,  gewöhnlich  nur  insofern  die 
Rücksicht  auf  das  Familienleben,  wie  bei  der  Vormundschaft, 
solches  erheischt.  Die  Familie  endlich  hat  als  solche  gar 
keine  Beziehung  zu  dem  Boden. 

3)  Die  Art  und  der  Charakter  des  Organismus  ist 

principiam  nrbis  et  qiiMi  »emluariuni  rdpablicae."  Aber  sogar  Roobkbu 
im  CoDtrat  Social,  lu  deMen  GrundaDsfclitcu  ober  den  Stnt  es  freilich 
gar  nicht  paaat:  „Die  Familie  ist  das  erste  Vnrbild  der  poliUsclien  Ge- 
eellKbaTi." 

'  Pompmtiui  L  8.  du  Reg.  Jnr.:  „Jara  unguima  nullo  Jure  dviti- 
dirlmi  pouniit." 
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verschieden  in  dein  Stat  und  der  Familie.  Als  Haupt  der 
Familie  ersclieiiit  der  Vater,  der  fllr  sein  eigen  Fleisch 
nnd  Blut  sorgt,  wenn  er  Über  die  Kinder  Gewalt  Übt;  er 
der  Riife  Mann  Über  die  uhmUndige  Nachkommenschaft. 
Das  Wesen  seiner  Leitnng  ist  Vornlundschaft.  Der  Fürst 
dagegen  erscheint  als  Haupt  des  Volkes,  dessen  CItissen 
selbständige  Interessen  haben ,  dessen  Familien  von  der  fürst- 
lichen Djnasde  getrennt  sind  nnd  dessen  Indiriduen  weder 
TOD  ihm  ihr  Dasein  ableiten  noch  als  unreife  und  unmündige 
Wesen  ihm  untergeordnet  sind.  Das  Princip  des  States  ist 
die  politische  Regierung. 

Die  Familie  ist  somit  nicht  das  Urbild  des  States, 
sondern  höchstens  einer  bestimmten,  der  Familie  aus- 
nahmsweise nachgebildeten  (der  patriarchalischen')  Stats- 
form.  Das  Familieorecht  ist  daher  auch  ^n  Theil  des 
Privat-,  nicht  des  öfTentlichen  Rechtes. 

Die  höchste  Ausbildung  der  patriarchalischen  Statsidee 
ersehen  wir  in  dem  chinesischen  Wel  treich.  Die  euit)- 
pftiaohen  Staten  sind  zwar  in  ihren  Anfängen  noch  mit  den 
Familien  und  Geschlechtern  verwachsen;  die  Geschlechts* 
hüupter  üben  bei  den  Hellenen  und  Germanen  in  den  ersten 
Zeiten  noch  die  obrigkeitli<-he  Gewalt  aus,  und  das  Volk 
erscheint  wie  eine  grosze  Verwandtschaft  von  Geschlechtern; 
aber  die  volle  europäische  Statenbildung  entbllet  sich  erst 
mit  der  Sonderung  des  States  und  der  Familie  als  zweier 
wesentlich  verschiedener  Organismen  und  mit  der  Erhebung  ' 
des  States  als  eines  politischen  Wesens  über  die  Familie. 
Dagegen  das  Reich  der  Milte  hat  die  Fiction,  dasz  das 
Stalshaupt  der  Vater  der  Nation  sei ,  während  Jahrtausenden 

■  Gobineau,  eur  lm%fttit£  des  racea  biimainfB  II.  8.270  Hilirt  an, 
den  die  «risefaeti  Völker  von  jeher  die  palriarchaJische  Voratellung, 
welche  die  väterliche  Gewalt  als  Vorbild  der  obrigkeii liehen  Macht  be- 
trachtet, nur  mit  groizer  Vorsicht  und  unter  wichtigen  BeechrJtnkuDgen 
lUgelAMen  haben,  während  dieaelbe  der  in  den  Ha uptbesiandl heilen  gelben 
Bane  der  Chinesen  dauernd  genüge. 

Bluptichli,  ■ilgsnwInesSlaUrecJil.    1.  12 
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festgehalten.  Die  ersten  Gründer  uod  Bildner  auch  dieses 
Stsles  WHren,  wieOobineau  es  wahracbeinlich  gemacht 
hat,  von  arischem  Geschlecht.  Ihnen  schreibt  er  auch  die 
erste  Mittheilung  der  patriarchalischen  Idee  zu.  Aber  die 
ungeheure  Masse  der  Bevölkerung,  welche  nach  und  nach 
in  dem  gnwsen  Reiche  zu  EUner  Familie  vereinigt  wurden, 
ist  von  malajischem  Stamme,  in  welchem  die  Elemente 
der  gelben  Rasse  Überwiegend,  wenn  gleich  dnrch  die  Bei- 
mischung mit  schwarzen  einigermaszen  getrllbt  sind:  und 
diese  Bevölkerung,  von  Katur  zu  ruhigem  materiellem  Le- 
bensgenusz  geneigt,  fUgt  sich  willig  dem  väterlichen  Abso- 
lutismus ihrer  Beherrscher  und  verehrt  in  der  überlieferten 
Statsordnting  die  heilige  Gvilisaüon.  Der  trotzige  Freiheits- 
sino,  wie  er  allen  arischen  Völkern  eingepflanzt  ist,  regt  sie 
nicht  anf  und  nach  höheren  Ideen  sehnt  sie  sich  nicht  Die 
Autorität  des  ERisers  ist  zwar  in  der  Theorie  absolut,  in 
der  Realität  aber  wird  sie  durch  den  ruheliebenden  Geist 
s&mnitlicher  Volksciassen,  durch  die  gelehrte  Schulbildung 
der  Mandarinen,  und  vor  allem  durch  die  Macht  dee  hei^* 
brachten  Familienbrauches  vielfältig  beschränkt.  „Der  Sohn 
des  Himmels  vermag  Alles,  unter  der  Bedingung,  dasz  er 
nur  das  Bekannte  und  Herkömmliche  wolle."  (Gobineau.) 
Eine  männlich-politische  Entwicklung  aber  ist  in  dem  väter- 
lichen 3tate  unmöglich.  Die  Menschen  werden  von  ihm 
in  dem  Zustand  der  Kindheit  zurOck  gehalten,  in  welchem 
die  Slatsforni  selbst  verharrt. 

Eine  ganz  andere  Frage  ist  die  nach  dem  Einflüsse  des 
Familienlebens  auf  die  Statswohlfahrt.  Dieser  meistens 
mittelbare  aber  rief  greifende  Einflusz  kann  nicht  leicht  zu 
Iiocli  angeschlagen  werden.  Daher  bat  der  Stat  nicht  allein, 
wie  in  dem  übrigen  Privatrecht,  die  Pflicht,  das  Familien- 
recht  zu  schützen  und  zu  erhalten,  sondeni  er  hat  zugleich 
ein  hohes  Interesse,  so  viel  bei  ihm  steht,  die  Gesundheit 
des  Familienlebens  zu  fordern  und  zu  erhalten.    Es  ist  zwar 
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seine  Macht  hier  eine  geringe  —  eben  weil  die  Familie  keine 
Statsinstitution  ist  —  meistens  auch  nur  eine  mittelbar  wir- 
kende; in  einigen  Beziehungen  aber  kann  und  darf  der  Stat 
wohl  die  individuelle  Willkür  beschränken: 
I.  Hit  Bezug  auf  die  Ehe: 

1.  Die  politisch  höher  gebildeten  Völker  legen  alle  einen 
entschiedenen  Werth  auf  die  Monogamie.  Mehrere  Männer 
verwirren  sogar  die  Abstammung,  mehrere  Frauen  bringen 
Zwietracht  in  die  Familie.  Die  volle  Einheit  der  Ehe  ist 
nur  gedenkbar  in  der  Einigung  eines  Mannes  und  einer  Frau. 
Die  Zweiheit  der  Geschlechter,  in  welche  die  Menschheit 
getheilt  ist,  wird  in  der  Moni^amie  zur  Einheit  verbunden. 
Eine  Mehrheit  von  Ehegenossen  entspricht  daher  weder  der 
Natnr,  noch  der  sittlichen  Idee.  Daher  soll  der  Stat  sie 
nicht  dulden.  Als  die  gallischen  Bischöfe  gegen  die  Doppel- 
ehen der  Merowingischen  Könige  eiferten,  und  nicht  nach- 
lieseen,  bis  dieselben  auf  das  alte  Privilegium  germanischer 

'Fürsten,  mehrere  Frauen  zu  halten,  verzichteten,  verthei- 
digten  sie  nicht  blosz  ein  christliches,  sondern  zugleich  ein 
statliches  Princip. 

2.  Eine  wUrdige  Auffassung  des  rechtlichen 
Verhältnisses  der  Ehegutten  ist  nicht  minder  wichtig. 

In  dieser  Hinsicht  blieb  das  römische  Recht  hinter  der 
römischen  Idee  von  der  Ehe  zurück.  Während  die  Römer 
die  Ehe  als  eine  innige  und  alle  Verhältnisse  umfassende 
Lebensgemeinschaft  von  Mann  und  Frau  auffaszten ,  *  be- 
handelte ihr  älteres  Recht  die  Frau  ähnlich  einer  Tochter, 
und  räumte  dem  Manne  eine  absolute  Herrschaft  über  sie 
ein,  wie  dem  Vater  über  die  Kinder  und  dem  Herrn  über 
die  Sklaven,   und  löste  das  spätere  Recht  die  Gemeinsclmft 

'  MMl««ttMiu  L,  1.  de  RitunnptiarDm:  „KnptiaeaDDt  conjonotiomBris 
el  feminae,  et  coaKirtium  omnis  vitoe,  divini  et  hnmaiii  jaria  communi- 
ualto,"  nnd  JutUn.  Inst.  1.  9.  g.  1.  Naptioe  sive  matrlmoDHini  est  viri 
et  utDlicriit  coiyanctio,  indivlduain  filae  cooBnetndinem  conlineiie." 
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aur  in  ein  lockeres  Nebeneinandersein  der  beiden  von  ein- 
ander ganz  unabhängigen  Personen.  Das  Ueterhandnehmen 
der  sogenannten  freien  Ehe  ging  mit  der  zunehmenden  Sit- 
tenverderbnisz  in  den  letzten  Zeiten  der  römischen  Republik 
Arm  in  Arm ,  und  bereitete  den  Untergang  dieser  vor. 

Das  deutache  Recht  dagegm  sowohl  in  seiner  altern 
Gestalt,  womach  Frau  und  Mann  zwar  ihr  eigenes  Vermögen 
beibehalten,  aber  dessen  ungeachtet  die  eheliche  Gemein- 
schaft und  Einigung  io  der  ehelichen  Vormundschaft  des 
Hannes  ihren  rechtlichen  Ausdruck  ßndet,  als  in  der  neueren 
Form  der  Gutei^emeinschafl ,  ist  in  Uebereinstimmung  mit 
der  Idee,  welche  wir  am  schönsten  in  den  uralten,  und 
schon  in  den  heiligen  Bachern  der  Juden  enthaltenen  zwei 
Sitzen  ausgesprochen  finden:  „Mann  und  Weib  sind  nui-  ^n 
Leib,"^  und:  „Der  Mann  ist  das  Haupt  der  Ehe".' 

8.  Selbst  die  Form  der  Eingehung  der  Ehe  ist  nicht 
gleichgültig.  EUne  Form,  welche  geeignet  ist  die  Innigkeit 
und  Heiligkeit  des  ehelichen  Verhältnisses  darzustellen  und 
zum  Bewosztseio  zu  bringen,  ist  an  sich  einer  andern  vor- 
zuziehen, welche  die  Ehe  lediglich  als  ein  willkurfiches  Pro- 
dnct  einer  bloszen  Debereinkunft  bezeichnet.   Der  alt-römische 

'  Uodes  I.  2.,  24.  und  Panlns  an  die  Epheser  V.  31.:  „Um  dest- 
willcn  wird  ein  Hentch  verlsMeu  Valer  und  tfutter,  und  aeiDcm  Weibe 
anhaDgcn,  and  werden  iwd  Ein  Fleisch  sein."  Tacitus  von  den  ger- 
Dianiachen  Frauen  (Oerm.  19.):  „Sic  nnom  aedpiaut  mariium,  quo  modo 
uuum  rorpus,  unainque  vitam."  Schwabenspiegel  (Wackfi.):  nWao 
die  (ein  man  nnde  sin  wip)  reht  nnde  redelichen  ler  i  chomen  sinl,  da 
iM  niht  iwdange  an,  sie  sint  wan  ein  lip." 

•  Moses  I.  8,  16.  Zum  Weibe  sprach  er:  „Dein  Wille  soll  deinen) 
Hanne  iinlerworren  sein,  nnd  er  soH  dein  Herr  sein."  Paulus  an  die 
Eph.  5,  22.:  nl>ie  Weiber  seien  unlerthau  ihren  Usunern."  Sachaen- 
apiegel  l.  ib.  $.  1.:  „AI  ne  si  en  msn  siiue  w]ve  nichlevenburdicli,  he 
la  doch  Ire  vornittnde,  unde  se  ie  sin  genotinne,  nnde  Irit  in  sin  recht, 
(wenne  se  iu  sin  bedde  gsL"  Code  JVapof/on  213.:  „Le  mar!  doit  pro- 
tection jt  M  femme,  la  femrae  ob^issance  k  soii  marl."  Oesterr.  QeseU- 
buchArI.91.  „Der  lUnn  Ist  das  Haupt  der  Familie."  ZUricherisches 
Gesetzbuch  f.  127.    „Der  Ehemann  ist  da«  Haupt  der  Ehe." 
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Oruudsatz:  „coosensus  facit  nu|)tiB8''  hat  daher  seine  be- 
denkliche Seite,  •insoTern  er  su  der  Vorstellung  verlötet, 
dasz  die  Ehe  ein  blosz  conventioiielles  Verhfiltnisz  sei, 
iiod  man  kann  «8  nicht  tadeln,  wenn  die  Sitte  der  Christ- 
Itcben  Völka  auf  die  kirchliche  Trauung  einen  Werth  \^t. 
Aber  wichtiger  noch  üt  die  Rechtssicherheit  der  Fami- 
lie, welche  sich  mit  der  heimlichen  &he  nicht  verträgt, 
-ond  nur  durch  die.  ^tffentlichf ,  urkundlich  beglau- 
bigte Form  tiefriedigt  wird.  Diese  Interessen  des  Rechts 
werden  durch  die  sogenannte'  Civilforoi  vollständig  ge- 
wahrt Wjü«  nicht  die  kirchliche  Form  der  Trauung  von 
d^r  Geistlichkeit  miszbraucbt  worden,  um  die  vom  State 
anerkannte  Freihat  der  Eheschlieszung  zu  beeinträchtigen 
und  die  Gesetzgebung  von  den  Ansichten  der  Eirche  in  iin- 
geböhrlicher  Weise  abhangig  zu  machen,  so  hätte  sich  uuch 
der  moderne  Stat  eher  bei  der  kirchlichen  Form  beruhigen 
können.  Aber  jene  Hiszbräuche  und  die  Gegensätze  der ' 
rel^ösen  Meinungen  innerhalb  der  heutigen  Bevölkerung 
hoben  das  Bedürfbisz  einer  rein  bürgerlichen  Form  hervoi^ 
gerufen. 

4.  Eine  Befitrderung  der  Ehen  und  der  Kinderzen- 
gung  von  Stats  wegen  ist  in  groszem  Maszstab  durch  den 
Kaiser  Augustus  versucht  worden.  Das  BedUrfnisz  zu  der- 
artigen Gesetzen  setzt  indessen  jeder  Zeit  kranke  Zustände 
einer  Nation  voraus,  in  denen  der  natürliche  Trieb  der  In- 
dividuen, sich  zu  verbinden,  entweder  ausschweift  oder- ge- 
hemmt ist.  Dieses  Uebel  ist  besonders  dem  Leben  in  groszen 
Städten  eigen.  Die  zahlreicheren  Gelegenheiten ,  geschlecht- 
liche Bedürfnisse  auch  auszer  der  Ehe  zu  befriedigen,  be- 
fördern den  Hang  zu  einem  ungebundenen  und  liederlichen 
Leben,  und  die  erhöhte  Schwierigkeit,  i^e  gesteigerten  An- 
spHlche  einer  städtischen  Familie  auf  Lebaisgenusz  zu  er- 
ntllen,  ist  ein  bedeutendes  Hindernisz  der  Heirathen  gerade 
nnter  den   höhern  Glassen  der  Gesellschaft.     In  Rom  kam 
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die  nberni&azige  Testirfteiheit  der  rOinischen  Btti^ier  als  ein 
Motiv  der  Ehelosigkeit  hinzu ,  indem  unverbeirathete  Reiche 
sicher  wareu,  in  ihren  atteo  Tagen  Ton  erbsüehtigen  Ver- 
wandten und  Freunden  mit  dienatgeüftl  liger  Zuvorkommen- 
heit gepflegt  und  goschmt^ich^t  zd  werden.  Augustiis  konnte 
mit  Recht  sagen:  „Die  Stadt  besteht  nicht  aus  HtLusem, 
Sdnleiihallen  und  leeren  Harkten,  sondern  die  Menschen 
bilden  die  Stadt.  Würde  die  Ehelosigkeit  unter  den  Bittrem 
Koma  nm  sich  greifen,  so  wurde  am  Ende  Rom  den  Griechen 
oder  gar  den  B»rbai-en  anheimrallen." 

Die  Mittel  des  States  zu  diesem  Zwecke  sind  freilich 
beschrankt,  und  selbst  in  der  Beschränkung  werden  «e,  wie 
'  solches  auch  den  Geselzen  Augusts  widerfahren  ist,  dem 
Volke  80  wenig  munden,  als  eine  bittere  Arznei  dem  krao- 
ken  Kürper.  Ein  directer  Zwang  zur  Ehe  ist  nicht  znJitasig, 
weil  die  Ehe  ihrem  Wesen  »ach  die  eheliche  Gesinnung  und 
den  freien  Willen  der  Individuen  voraussetzt.  Seihst  in  dem 
Falle,  wo  die  Statsinteressen  die  Ehe  des  Statsoberhauptes 
dringend  wUnscIibar  machen,  ist  doch  eine  Nöthigung  des- 
selben zur  Eingehung  einer  Ehe  ein  so  tiefer  Eingriff  in  die 
menschliche  Freiheit ,  dasz  vor  diesen  natOrlioben  Schranken 
des  individuellen  Rechtes  auch  der  Wille  des  Statee  zurüek-- 
trelen  musz.  Die  jungfräuliche  Königin  Elisabeth  von  Eng- 
land hat  diese  persönliche  Freiheit  auch  des  Monarchen, 
dessen  Leben  mehr  als  ein  anderes  mit  der  Wohlfahrt  des 
States  verwachsen  ist,  siegreich  gegen  die  andringenden 
StatsrUcksicbten  behauptet 

Der  Stat  kann  somit  nur  mittelbar  den  Zweck  ftirdern, 
indem  er  mit  der  Ehe  äussere  Vortheile  verbindet,  und  die 
Ehe-  und  Kinderlosigkeit  mit  äuszern  Nachlheilen,  nicht 
aber  wie  ein  Vergeben  mit  eigentlicher  Sti-ttfe  bedroht. 
Diesen  Weg  lial  denn  uuch  die  rOmlscbe  Gesetzgeliung  eifi- 
geschlagen. 

5.  HünHger  üuden  sich  in  den  neuern  Stuten  umgekehrt 
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gesetzliche  Beschränkungen  der  Ehe  aus  Gründen  der 
ÖflbnÜicheD  Wohlbhrt  Dieselben  setze»  ebenfalls  krankhafte 
Zustände  voraus,  insbesondere  das  sociale  Uebel  eigentbums- 
oder  erwerbsloser  Classen  der  Bevölkerung.  Da  können  es 
die  Interessen  der  Genteinschall  nöthig  machen,  äeez  von 
denen,  welche  durch,  die  Ehe  neue  Fauiitieo  begründen 
wollen ,  Garantien  dafllr  verlangt  werden ,  dasz  sie  iin  Stunde 
seien,  ohne  Belttstignng  der  Gemeinden  oder  des  States, 
der  Familie  die  erforderliche  Nahrung  und  den  nöUiigen 
Unterhalt  zu  verschafft.  Eltn  weiteres  Verbot  der  Ebe  da- 
gegen, insbesondere  der  Vorbehalt  einer  willkürlichen  Ge- 
nehmigung der  Gemeinden,  ist  ein  nicht  zu  rechtfert^ender 
Eingriff  in  das  natOrli^e  Reclit  des  Individuums. 

6.  Hit  Recht  enthält  sich  der  Stat  einlüszlicher  Vor- 
schriften über  das  geschlechtliche  Verhältnisz  der  Ehe- 
^tten. '  Sie  gehören  vorzugsweise  dem  individuellen  I^ebeo 
und  der  freien  StAdte  an.  Wohl  aber  ist  er  befugt  und  vcr- 
anlaszt,  offenbare,  über  den  Kreis  des  engen  Familienkreises 
hinaus  wirkende  Imoioralitfit  und  den  Bruch  der  ehelich«) 
Trene  auf  Klage  der  verletzten  Ehegatten  mit  Strafe  za  be- 
drohen, und  so  durch  seine  Oes^xgebung  die  gut«  Sitte  und 
die  Reinheit  der  Ehe  zu  stützen. 

Die  Weibergemeinschaft,  wie  sie  Plato  für  die  Wächter 
seines  idealen  States  vorgeschlagen  hat,  ist  eine  Entwürdi- 
gung der  Ehe  und  Zerstörung  der  Familie.  Die  Preisgebung 
der  Frauen,  wie  sie  unter  Uniständeii  von  den  Spartanern 
begünstigt  worden,  ist  eine  Barbarei.    Die  Emancipation  des 

'  Id  deu  OeseUe»  Hanu'a  (III.  46.)  Iiommen  darüber  folgende  Be- 
BtitnaiungeD  vor:  «16  Tage  und  16  Näcble  von  der  Eracheinang  der  Ke- 
geln BD  Bind  die  natürliche  Zeit  der  Frauen.  An  den  4  ersten  MttcliteD 
himI  ebenio  aa  deu  Uten  und  ISceu  dürfen  sk  nicht  Leimgeanclit  werden. 
Die  übrigen  10  dagegeu  sind  erlaubt,  nnd  unter  dieaen  die  geraden  der 
Erseiigang  von  .Sobrieii,  die  ungeraden  der  von  Ti>eb lern  günstig. "  Auch 
die  jUihache  Qesetigebntig  niid  apälerliin  da»  cDnoniscbe  Reclit 
haben  darlber  RwUramlUigeu. 
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Fleisches  aber,  wie  sie  die  radieal-aocialiBttsche  Sclinte  in 
ansern  Tagen  als  einen  neneii  Fortscbritt  der  indiridnellen 
Freiheit,  Über  seiDen  Körper  nach  Lust  za  verfllgeii,  aucli 
fQr  die  beiden  Ehegatten  in  Anspruch  nimmt,  ist  die  Er- 
niedrigung, lier  sittlicben  Freiheit  des  Menscheu  auf  die  Stufe 
der  sioDlichen  Freiheit  —  der.  Hunde. 

7.  Endlich  ist  der  Sorge  des  States  für  die  Fortdauer 
der  Ehe  und  der  Behinderung  leichtfertiger  Scheidung  ni 
erwAhnen. 

Schon  in  der  rorchristJichen  Periode  wird  die  Auflösung 
der  Ehe  nicht  Überall  der  Willkür  der  einadneu  Ehegatten 
Aberlasseri.  .Uanche  Rechte  gestatteten  es  xwar  dem  Hanne, 
seine  Frau  zu  entlassen,  nicht  aber  der  Frau,  sich  von  dem 
Manne  loszusagen.  Auch  für  den  ersten  Fall  war  die  Ver- 
stoszung  der  Frau  öfter  an  bestimmte  wichtige  Ursachen 
gebunden,  oder  z(^,  wie  in  den  altern  gerqianischon  Rech- 
ten, wenn  sie  ohne  zui-eichende  Gründe  geschah,  bedeutende 
Nachtheile  auch  für  den  Mann  nach  sich.  In  diesen  be- 
schränkenden Bestimmungen  des  Reohts,  welche  Uberdem 
durch  die  Sitte  veret&rkt  waren,  äuszert  sich  die  Ehrfurcht 
des  'States  vor  dem  Princip  der  Ehe  als  einer  das  ganze 
Leben  erfüllenden  Gemeinschaft.  Es  war  daher  schon  äne 
Auflösung  der  älteren  sittlichen  Ordnung,  wenn  das  spatere 
r4}mische  R«cht,  die  in  Athen  herrschende  Ansicht  adop- 
tirend,  für  die  sogenannte  freie  Ehe  den  Ehegatten  das  Recht 
der  einseitigen  freien  Kündigung  einräumte.  Die  Auftiähme 
dieses  Grundsatzes  war  zu  groszem  Theile  eine  Folge  des 
in  Rom  überhand  nehmenden  Sittenverderbnisses,  und  ward 
hinwieder  eine  Qiielle  der  Entartung. 

Das  Christenthuni  hat  in  dieser  Fii^e  ein  neues  und 

vollkommneres  Recht  eingeleitet.    Christus  selbst  sprach  sieh 

im  Gegensätze  zu  dem  mosaischen  Rechte  so  nachdrücklich 

gegen   die  Scheidimg  aus,**    dasz  seine   Worte    nicht    ohne 

•  Hatüi.  5,  33.    lU,  b.    Marc.  10,  11  und  13.    Luc  16,  18. 


n,g,i,™3yG00<^lc 


AehtiebntM  CapileJ.   VII.  TcrhKItoiM  des  8au  wr  Famlile.   1.  Bbe.     185 

Wirkung  aaf  die  sp&tere  Reclit^iidting  in  d^i'  chrratliefaen 
Slaten  sein  konnten',  obwohl  er  Auch  liier  nieht  uomit^bar 
dae  liestehende  Recht,  änderte  noch  ein  neaes  schuf,  sonderH 
nur  Buf  den  Cteiat  und  die  moraKsche  G^innung  wirkte. 
Die  katholiBche  Eirdhe  aber  bildete  nachher  tin  strenges 
System  des  Ehereuhts  aus  und  gelangte,  ungeachtet  Christus 
selbst  die  Scheidung  aus  dem  Grunde  des  Ehebruchs  aosge- 
nonimen  und  anerkannt  hatte,  im  Verfolge  der  Zeit  dazu, 
die  Tolle  Scheidung  Qberall  zu  untersagen  und  nur  eine 
änszerliche  Trennung  (die  separatio  a  toro  et  menaa), 
aber  auch  diese  nur  aus  wiclitlgen  und  seltenen  Gründen  su 
gestatten.  Sie  setzte  ihre  Ansicht  in  den  «^ristlichen  Slaten 
des  Mittelalters  in  der  Weise  durch,  dasz  sie  die  Fra^e  der 
ehelichen  lYennung  und  Scheidung  der  Einwirkung  des  States 
ganz  zu  entziehen  und  eusschlieszlich  vor  die  kirchliche 
Gerichtsbarkeit  zu  bringen  wusste. 

In  den  letztern  Jahrhunderten  bat  indessen  der  Stet 
auch  diese  Seite  der  Rechtsverhältnisse  mit  Recht  wieder 
mehr  seiner  Gesetzgebung  und  seiner  Rechtspflege  uuter- 
worfBu,  nnd  die  protestantische  Kirche  erklärte  von  ihrem 
kirchlichen  Stendpunkte  aus  die  Ehescbeidniig  wegen  Ehe- 
briichs,  öfter  auch  aus  Gründen,  welche- diesem  an  Bedeu- 
tung gleich  kommen,  als  zulässig.  In  einzelnen  Ländeni 
hat  sr^r  die  Gesetzgebung  und  die  Praxis,  modernen  phi- 
losophischen Lehren  zngethan,  wieder  durch  leichte  Zulas- 
sung der  Scheidung  die  Ehe  gelockert. 

Regelmäszig  geblieben  aber  und  allgemein  anerkannt 
sind  zwei  Grundsätze:  a)  dasz  die  Scheidung  nicht  weder 
der  Willkür  der  einzelnen  Ehegatten  noch  selbst  der  auf- 
lösenden Willensübereinstimmung  beider  unheim  gegetteu 
werden  darf,  sondern  nur  unter  gerichtlicher  Mitwirkung 
und  mit  gerichtlicher  Erlauünisz  zuläszig  ist; 

b)  dasz  diese  Erlalibnisz  bedeutende  Gründe  voraussetzt. 
Uie   Kirche   kann   hier   in   höbei-em   Masze  das  Princip   der 
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UniauflOebarkeit,  welches  durch  die  Idee  der  Ehe  f^ffvdert 
wird,  vertreten,  insofern  sie  moraliech  und  gieistig  ein- 
wirkt und  zu  dem  Gewisseti  spricht,  während  der  Stat, 
wenn  es  sieh  um  äuszeres  Zwangsrecht  handelt,  genöthigt 
ist,  anch  im  Gegensatze  zu  der  Reinheit  der  Ideä  die  Un- 
vollkrtmmenheit  der  realen  Zustände  zu  beachten,  und  daher 
Rhen,  die  innerlich  doch  gebrochen  und  serstörl 
rind,  auch  ron  Rechtsw^en  ftuszerlich  zu  lOteu.  Nur 
fhnt  der  Stat  wohl  daran,  soweit  die  Sitten  und  Lebens- 
verhftltnisee  des  Volkes  und  die  individuelle  Ü^twicklung  es 
gestatten ,  die  Regel  der  Unauflösbarkeit  möglichst  fest- 
zuhalten und  die  Ausnahmen  der  Scheidung  einer  ernsten 
und  nicht  leichtfertigen  Controle  zu  unterwerfen. 


Ketmzelmtds  GapiteL 

i.  Die  Friueo. 

Der  Stat  ist  seinem  Wesen  nach  von  so  entschieden 
mftnnlichem  Charakter,  dasz  die  Frauen  nurönen  mittelbaren 
Antheil  an  ihm  haben  können.  Die  Bestimmung  der  Frau 
weist  sie  nicht  auf  das  öffentliche  Leben  der  Politik  hin, 
und  ihre  natürlichen  Eigenschaften  beßthigen  sie  nicht, 
weder  im  Frieden  noch  im  Krieg,  für  die  schweren  Auf- 
gaben des  States.  Wohl  amfeszt  der  Stat  mit  seiner  Sorge 
und  seiner  Herrschaft  auch  die  weibliche  Hälfte  der  lle- 
vöikerung  und  schirmt  auch  deren  Hechte;  aber  das  Weib 
ist  ausgeschlossen  van  der  unmittelbaren  Theil- 
nähme  an  der  öffentlichen  politischen  Thätigkeit  der  Män- 
ner, von  den  Aeuitern,  aus  den  RAthen,  aus  den 
Gemeinden. 

Diese  Hegel  ist  allen  Völkern  und  allen  Ständen  ge- 
meinsam.   Einzelne  Philosophen  zwar  haben  von  politischer 
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Emancipation  der  I>Vuuoii  geträumt,  die  Völlter  aber,  und 
die  Frauen  selbst  von  jelier  erkanut,  dasz  Statsgeschäfte 
nicht  Sache  der  Frauen  seien,  und  dasz  nicht  minder  die 
Frauen  an  den  Vorzügen  und  Reinen  ihrer  Weiblichküt  als 
der  Stat  ati  seiner  Wurde,  Sicherheit  und  Wohlfahrt  ein- 
bOazen  mUszte,  wttrden  jene  auch  in  den  politischen  Rechteo 
den  U&nnem  gleiclt  gestellt. 

Merkwürdigerweise  haben  manche  Völker  eine  wk^- 
lige  Ausnahme  rnn  jener  Regel  zugelassen  und  gei-ode  die 
oberste  Stategewalt,  des  KOnigthum  auch  den  Frauen 
eröffnet.  Den  Griechen  und  Römern  freilich  war  auch  diese 
AnuHhme  durchaus  fremd.  Als  ein  römisclier  Kaiser,  der  ' 
weibische  Heliogabalus,  sdneUutter  in  den  Senat  eingeführt 
und  so  die  römischen  Sitten  heftig  verletzt  hatte,  wurde 
nach  seiner  und  ihrer  Ermordung  ein  Senatusconsult  be-  - 
schlössen,  dasz  dessen  Haupt  den  unterirdischen  Göttern 
geweiht  sei,  welcher  je  es  wieder  wagen  sollte,  eine  Frau 
in  den  Senat  zu  bringen.  Auch  die  meisten  germanischen 
Völker  gehorchten  nur  Männern  als  ihren  Köi^igen. 

Aber  schon  Aristoteles  (Pol.  IlL  6,  16)  berichtet  uns, 
dasz  vitele  fremde  Staten  unter  Frauenlierrschsfl  stehen, 
und  Tacttus  (Agricola,  16)  erwähnt  es  als  eine  Eigenthüm- ' 
lichkeit  der  Britten,  dasz  sie  auch  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte  Herrschaft  verstatten.  Von  den  Longobarden  wissen 
wir,  dasz  die  Folge  in  das  Königthum  öfter  durch  erbbe- 
rechtigte Frauen  vermittelt  worden  ist.  In  dem  sp&tern 
europftischen  Stalsrecht  ist  bäußg  den  Frauen  ein  Recht 
auf  den  Thron  eröfljaet  worden ,  und  wir  haben  in  den  letzten 
Jahrhunderten  nicht  blosz  iu  England ,  sondern  auch  in 
Oesterreich,  Ruszland,  Spanien,  Portugal  und  anderwärts 
unter  verschiedenen  Regierungssystemen  Frauen  als  Regenten 
gesehen. 

Woher  diese  sonderbare  Ausnahme?  Wenn  den  Frauen 
poliüecbe  Hechte  überlianpt  nicht  zukommen,  wie.  können 
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sie  denn'  sd  dem  höchsten  polidschen  Rechte  Th^l  haben? 
Sollte  ee  nieht  nntllrlifiber  sein,  dasz  eine  Frau  ein  nnter- 
geordnetes  Statsamt  verwalte,  oder  in  dem  Rathe  ihre  Heinnng 
ftnszere,  ela  dusz  sie  Oberhaupt  des  States  werde?  Diese  Ans- 
nahme  lOst  sich  nur  daraus  erkläre»,  dasz  die  Wurde  und 
Macht  de«  8letsoberhaupt«8  als  ein  politisches  Familiengut  6e- 
trnchtet  und  behandelt  und  der  Frau  die  nftmlicben  Rechte  auf 
die  Thronfol^  wie  auf  die  Beerbuiig  der  väterlichen  Liegen- 
schaAen  zngestanden  wurden.  Das  Land  wurde  wie  ein  Gut 
(Allod  oder  Lchengnt)  angesehen,  und  das  priratrechtüche 
Erbsystem  auch  tut  die  statsrechtliche  Folge  Teafgehalten. 
Anf  solche  Weise  ist  die  Fähigkeit  königlicher  Frsoen  sur 
Thronfolge  schon  im  Alterthnni  begrDtidet  und  in  der  neuem 
Zeit  Hiisgedehnt  worden;  und  ee  haben  manche  neuere  Stu'- 
ten,  welche  im  übrigen  zwischen  8ttits-  und  Privatrecht 
schärfer  gesondert  haben  und  der  mittelalterlichen  Vorstel- 
lung des  Lehens-  oder  des  PHtrioionialstates  entwachsen  sind, 
dennoch  diesen  Rest  der  früheren  Anschauungsweise  bei- 
behalten, und  auf  die  Blutsrerbindung  in  der  königlichen 
Faniiliö  eingröszeres  Gewicht  gelegt,  als  auf  die  Natur  des 
States  und  die  Bestimmung  der  Frau.  > 

Sind  auch  die  Frauen  von  einer  regelmfiszigen  unmitlei- 
baren  Theilnahme  au  den  Stutsgeschäften  ausgeschlossen, 
so  ist  dagegen  ihre  mittelbare  Einwirkung  auf  die  Wohl- 
fahrt des  States  nicht  gering  zu  achten.  Am  schönsten  und 
wohlthätigslen  zeigt  sich  das  in  der  Familie  in  der  Sorge 
für  den  Ehemann  und  dem  Antheil  an  seinem  Geschick  wie 
in  der  Erziehung  der  Kinder,  dann  auch  in  dem  gesellschaft- 
lichen Leben.    Aber  auch  in  dieser  Sphäre  artet  der  Einflusz 

'  Vgl.  die  UDlereucbongen  von  Laboalaye:  R«clierchee  lur  la  con- 
ditiou  civile  et  poliiiqae  de«  femtnea,  Paria  1613.  Beacliteuswertli  aber 
bJeiln  M,  daiz  manclie  Fraoenreg-ierunKen  gut  nusgefallcn  sind,  zuro  TheJI 
deazlialb,  weil  die  Kaiaeriiuieo  und  Räniginnen  aicli  Viebee  von  bedeiileudeii 
SUtlamäout^ru  Iciteo  lieaien.  ala  viele  autthigt:  Kaiser  und  die  K^igr. 
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der  Frauen  auf  das  Statswohl  leiclit  aus,  wenn  derselbe 
von  poli  tischen  Motiven  gelltet  wird.  Rein  und  heilsam 
erweiet  er  eich  fast  nur,  wenn  religiöse  oder  moralische 
GrUnde  die  Handlungen  der  Frauen  beBtimmen.  Die  be- 
rühmten politischen  Frauen  haben  meistens  den  Staten  und 
d6n  Ihrigen  Schaden  gebracht.  Die  weibliche  Klugheit  und 
List  in  kleinen  Dingen  wird  auf  politischem  Gebiete  zu  ge- 
Rthrlicher  lotrigue.  Und  wenn  einmal  die  poliliachen  Leiden- 
^haften  des  Hassee,  der  Rache,  des  Ehrgeizes  in  der  Brust 
des  Weibes  eingebehrt  sini^,  werden  sie  leicht  zu  maszioser 
Gier  entzündet  und  theilen  sich  so  den  Mttnnem  mit.  Es 
gilt  das  nicht  blosz  von  den  Maitressen  der  FUrslen ,  es  gilt 
das  auch  von  manchen  Ehefrauen  und  Muttern,  die  sich  in 
der  Geschichte  einen  IVanien  erworben  haben.  Die  römische 
Geschichte  ist  nicht  arm  an  Beispielen  dafllr,  und  die  fran- 
zösische Revolution  kennt  solche  nicht  minder  als  das  Hof- 
leben der  französischen  Könige. 

Auf  der  andern  Seite  ist  der  Segen  grosz,  den  Frauen 
in  stiller,  von  der  Geschichte  nur  selten  berichteter  Wirk- 
samkeit  auch  politischen  Männern  bereitet  haben.  Wie  viele 
haben  in  dem  häuslichen  Kreise  wieder  den  Frieden  ge- 
funden, der  sie  fUr  die  Kämpfe  und  lieiden  des  bewegten 
auszem  Lebens  entachttdigte  und  von  neuem  zu  ihrer  Pflicht 
stärkte.  Wie  oft  haben  die  Frauen  die  Rohheit  und  Wild- 
lieit  der  Männer  ermäszigt  und  diese  vor  Ausschweifung 
bewahrtl  wie  oft  dieselben  durch  ihre  kluge  Vorsicht  von 
Miszgriifen  zurückgehalten,  oder  durch  ihr  lebhaftes  Gefühl 
für  Sitte  und  Moral  an  Fehltritten  gehindert,  wie  oft  such 
in  der  Noth  gerettet. 

Vorzüglich  in  den  Leiden  des  Gemeinwesens,  im  Un- 
glikck  und  bei  Gefahren  des  States  zeigt  sich  der  Einflusz  der 
Frauen  besonders  wohlthätig.  Im  Dulden  stärker  als  der 
Mann  hilft  die  Frau  ihm  das  unvermeidliche  Uebel  ertragen, 
ohne  sich  von  demselben  demüthigen  zu  lassen;  ihr  bereiter 


nigiii^ayGoOglc 


1^  ZweiM  Baeb.    Volk  und  Land. 

OpfermuÜi  regt  aach  io  ihm  den  Hnth  auf,  dem  Vaterlande 
9^ne  Kräfte  willig  zn  opfern,  und  ihre  Verehrung  der 
atännUcben  Tapferkeit,  die  ihr  selber  versagt  ist,  treibt  den 
Mann,  dieser  Ehre  würdig  zu  handelo  und  zo  wi^n. 

Es  ist  daher  eio  aehOner  Zug  des  Statsrevhtes  besonders 
unter  den  germanischen  Völkern,  dasz  die  Frau  auch  als 
Genossin  der  politischen  Ehre  und  Worde  ihres  Maunes 
betrachtet  wird.  Es  liegt  darin  die  Anerkennung  der  wah- 
ren mittelbaren  Beziehung  des  Weibes  zu  dem  Organis- 
mus des  States,  und  ein  würdiger  Ersatz  für  die  den  Frauen 
versagte  Theilnahme  an  dea  eigentlichen  politischen  Rechten. 

Aninerkuuf.  Eine  Reibe  feiner  Beob«cbtuiigeii  bat  Klehl  in  «einer 
iocial-politischen  Stndie  ,Die  Frauen"  {DeDtoc]ie  VierlelJahrsAclirift  1653) 
nnd  späler  in  «einem  Bach:  „Die  Familie"  mitgetheilt,  und  mit  Recht 
auf  die  aÜtndiicheD  Unterschiede  io  dem  QeschleehtaTerliHltaiat  aahnerk- 
lani  geiDBchl.  Dia  Bäuerin  ist  in  Lebensart  und  Sitte  dem  Bauern  nUier 
nnd  gleicher,  als  die  gebildele  Städterin  dea  böliei-n  Bürgerstandes  ihrem 
Gatten;  aber  jene  ist  einem  strengeren  Hauiregiinent  unlemorren  als 
diese,  die  sieh  freier  und  selbsIStidiger  in  ihrer  Sphäre  bewegt.  Wenn 
aber  Riehl  der  Frau  auch  einen  politischen  Parteicharakler,  den  „conser- 
vatiren^  beilegt,  nnd  aie  eine  Aristokratin  von  Nalnr  nennt,  so  lialie 
ich  dagegen  eininwenden,  dasi  alle  politischen  Parleien  dem  Leben  der 
Uänner,  keine  anders  als  mittelbar,  dem  der  Frauen  angehören,  raitlel- 
bar  aber  die  Frauen  wieder  bei  allen  Parteien  betheij igt  sind.  Will  man 
aber  einzelne  Parteien,  wie  das  in  der  Partetenlebre  Fr.  Rohmers  uu- 
widerleglich  erwiesen  worden  ist,  als  vorzugsweiNe  männlich  unter- 
scheiden, und  diesen  dann  die  andern  als  unmännlich  (relativ  weiblich) 
entgegensetzen,  so  ist  es  klar,  dass  die  liberale  und  die  conaerva- 
tive  männlich  nnd  nur  die  extremen  Parleien,  die  radicale  nnd  ab- 
solutistische, unmiinnlicb  sind. 
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Zwanzigstes  GapiteL 

Till.  Verb&ltnlflz  des  Stet»  in  den  Indivldnen. 
1.   VolliKBODouen  lind  fremde. 

Endlich  stehen  auch  die  Individuen  in  einem  an- 
mittelbaren  VerhftUnisz  zu  dem  State,  nicht  bloaz  als 
Glieder  der  Familien,  Stände,  Rassen.  In  der  modernen 
Statslehre  und  StatsT^assung  ist  diese  Beziehung  ebenso 
nachdrücklich  hervorgehoben  und  zuweilen  aussehlieazlich 
beachtet,  als  die  mittelbaren  Beziehungen  in  Familie  iiad 
Stfinden  gewöhnlich  vemachlAssigt  sind. 

Es  kommen  hier  folgende  Gegensätze  in  Betracht: 

1)  der  der  Einheimischen,  der  Volksgenossen 
oder  Statsangehörigen  und  der  Fremden; 

2)  der  der  Ststsbürger  und  der  übrigen  Volks- 
genossen. 

Die  verschiedenen  Abstufungen  innerhalb  des  Stats- 
bUrgerthnms  können  erst  bei  der  nähern  Betrachtung  der 
VerüassuDg  zur  Sprache  kommen. 

Der  erste  Gegensatz  beruht  voniebmtich  auf  dem  Unter- 
schied der  Volksnissen  und  ist  zunächst  ein  persönlicher. 
Erst  in  zweiter  Linie  kommt  auch  die  Beziehung  zu  einem 
Ort  als  der  Heimat  in  Betracht.  Entscheidend  ist  die  Ver- 
bindung des  Individuums  mit  dem  Volk,  von  secundärem 
Einflusz  der  Zusammenhang  mit  dem  Land. 

Die  Meinung  der  alten  Volker,  dasz  den  Fremden  kein 
Recht  zu  halten  sei ,  die  Fremden  also  relaüv  rechtlose  < 
Wesen  seien,  so  lange  sie  nicht  in  einen  besondeni  Schutz 

'  Diese  Ansicht,  wie  wir  sie  bei  deo  Römern  finden,  ist  zwar  nicht 
OleichBtellnng:  *  der  Fremden  mit  den'Sklaven,  atier  Schutzloaigiieit  des 
Fremden  rechtes  Im  römisclien  Stat  Vgl.  Ihering.  Geist  des  römieclien 
Rechts  I.  S.  219  ff.  hostis  bedeutet  uraprdnglich  den  Gast,  den  Fremden 
und  den  Feind. 
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angenommen  und  von  demselben  gedeckt  werden,  obwohl 
von  Hellenen  und  Römern  bebanptet,  darf  wohl  als  ein 
Stück  Barbarei  bezeichnet  werden,  welches  die  antike  Kultur 
entetellL  Humaner  war  der  Grundsatz  der  Germanen :  „Je- 
der nach  seinem  angeborenen  Volkarecht."  Die  neuere 
RechtsbilduDg  erkennt  auch  in  dem  Fremden  den  berech- 
tigten Menschen  uud  gewfihrt  demselben  ihren  Schutz. 

1.  Die  Fi-age  aber,  wer  als  Einheimischer  anzusehen 
sei  und  wie  die  Volksgenossenschaft  erworben  werde, 
bat  retschiedene  Autworten  erfahren.  Die  Rücksichten  auf 
die  Abstammung  und  auf  die  Heimat  lassen  verschiedene 
Combinationen  zu.  Wir  kOnnen  folgende  ueuu«  Systeme 
unterscheiden: 

a)  Englisches  System.  R^el  ist:  So  weit  englische 
Herrschaft  reicht,  so  weit  erzeugt  die  Geburt  innerhalb 
dieses  Gebietes  auch  das  Recht  eines  englischen  Un- 
ter t  hauen  (natural-bom  tutijeeU  im  Gegensatze  stu  alien*). 
Es  gilt  das  auch  von  uiglischen  Schüfen  und  von  englischen 
GesandtsehaflswohnuDgen  im  Auslände,  und  auch  dann, 
wenn  beide  Eltern  Fremde  waren.  FrUher  wurden  im 
Gegensätze  dazu  Kinder  von  Engländern,  die  im  Auslande 
geboren  wurden ,  eben  deszhalb  als  Fremde  angesehen :  nun- 
mehr bleibt  aber  auch  für  diese  das  englische  Unterthanen- 
lecht  gewahrt.  Ausnahmsweise  kommt  eine  Naturalisa- 
tion Fremder  vor,  frdher  nur  in  der  beschrtliiklen  Weise, 
dasz  es  hierzu  einer  Parlamentsakte  bedurite,  und  der  na- 
turalisirte  Engländer  nicht  f&hig  wurde,  in  dem  geheimen 
Rfithe  des  Königs  oder  in  dem  Parlament  zu  sitzen ,  *  neuer- 
lich in  freierer  Forui,  indem  die  Beurkundung  des  Stats- 
secretärs  genUgt,  um  Heimatsreeht  zu  verleihen.^ 

b)  Französisciies  System.  Abstammung  von  einem 
französischen  Valer,  ohne  Rücksicht  auf  den  Geburtsort,  ist 

*  Biaduume,  Conmcnt  1.  10 
'  Act.  7  uiid  8.    Vicioi-i»  c.  55. 
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die  regelmftszige  Begründung  des  B«chtes  von  Pranzusen  für 
die  Kinder  derselben.  *  Auszerdem  hat  der  Code  Napoleon, 
das  englische  Recht  theilweiae  nachbildend,  deo  in  Frank- 
reich geborenen,  obwohl  von  einem  Fremden  abataaimenden 
Personen  die  Berugnisz  eingeräumt,  in  dem  ersten  Jahre 
nach  erlangter  Volljährigkeit,  inaofern  sie  in  Frankreich  ihren 
Wohnsitz  nehmen  wollen ,  sich  die  Eigenschaft  von  Fran- 
zosen zusprechen  zu  lassen.  >  Ebenso  können  Fremde  in 
Folge  zehnjährigen  ununterbrochenen  Wohnsitzes  in  Frank* 
reich  die  Naturalisation  ansprechen.  * 

c)  Das  spanische  System  fordert  in  der  R^el  Ge- 
burt von  echt  spanischen  Eltern,  in  dem  Sinne,  dasz 
die  Mischung  zwischen  spanischem  und  afrikanischem  (Ne- 
ger-) Blute  das  Bürgerrecht  der  Kinder  nicht  begründet  und 
Ausländer  eines  Diploms  der  Gortes  bedürfen,  um  Bürger 
zu  werden. ' 

d)  Das  schweizerische  System  hat  die  beiden  Eigen- 
thUmliohkeiten ,  dasz  es  schärfer  an  der  Persönlichkeit 
des  Rechtes  festhält,  und  daher  weder  auf  die  Geburt  inner- 
halb der  Schweiz  einen  Werth  legt,  noch  an  den  dauernden 
Wohnsitz  in  derselben  ein  Recht  zur  Naturalisation  knUpfl; 
und  sodann  dasz  das  SchweizerbUrgerrecht  auf  dem 
kantonalen  Bürgerrecht  (Landrecht)  beruht,  und  dieses 
hinwieder  unauflöslich  an  das  GemeindebUrgerrecht 
gebunden  ist  Dieses  wird  aber  in  der  R^el  durch  die 
Abstammung  von  Gemeindebürgern  (nich t  durch 
die  Geburt  in  dem  Gemeindebann),  ausnahmsweise  durch 

*  Code  eteä  10:  „Tont  enfant  ai  dun  Fran;hig  en  payi  itnnger  est 
FnnfalB." 

'  Coät  eMl  9. 

*  ConsalarverfaBBang  von  1799.  Art  3;  ^üa  iüt,agw  devient 
dtoycD  Frangali,  lorsqu'aprte  avoir  Btleiat  Vtge  de  31  ans  Hccomplis  et 
«TOtr  dielari  rinleation  de  ee  fixer  en  France,  il  ;  a  rimii  pendaiit  dix 
annies  cODaicatiTee." 

'  VerÜMBung  v.  1812.  Art.  18.  19  ff. 
n.lunucblt,  «llgenMlnMSUUrecbt.    1.  13 
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Aufnahme  in  den  Verband  der  Gemeinde  und  des  States 
erworben. " 

e)  Auch  das  deutsche  System  beruht  vorerst  daraar, 
deszdas  Indigenat  in  der  Regel  angeboren  wird,*  aber 
der  Wohnort  der  Eltern  ist  fQr  das  Heimatsrecht  der  Kin- 
der gewöhnlich  entscheidend.  Danebeu  kommen  aber  ge- 
wöhnlich noch  andere  zum  Theil  lächtere  Formen  des  Er- 
werbes vor,  als  selbst  in  Frankreich.  Nach  dem  öster- 
reichischen Gesetzbuch  (_$.  29.  30.)  begründen  femer  der 
Eintritt  in  einen  öffentlichen  Dienst,  die  Antretung 
eines  Gewerbes,  mit  welchem  ordentliche  Ansässigkeit 
verbnnd'en  ist,  ein  zehnjähriger  ununterbrochener 
Wohnsitz  im  Lande  oder  sogar  ohne  solche  eine  frohere 
Verleihung  durch  die  politischen  Behörden  das 
IndigenaL  In  Preuszen  ist  Erwerb  des  preuszischen  Landes- 
rechts noch  mehr  in  die  Willkür  der  Fremden  gelegt.  Wer  ' 
seinen  Wohnsitz  in  Preuszen  nimmt,  wird  zum  Inländer: 
und  jeder  Fremde,  der  fiihig  ist  sich  selber  zu  em&hren 
und  von  unbescholtenem  Rufe  ist,  kann  beliebig  einwan- 
dern.'** Strenger  sind  die  Bestimmungen  der  bayerischen 
Gesetzgebung,  welche  die  Ans&ssigmachung  Fremder 
bedeutend  erschwert  und  neben  dieser  nur  die  freie  könig- 
liche Verleihung  als  Erwerbsgrmid  des  Indigenats  zulfisat. 

■  Vgl.  BJDDUchU  schweizeriBcbes  Bundesrecht  I.  8.  529,  nod  im 
dnzeloenBlantBchli  State-  und  Recbtsgeschichle  tod  ZürJch.  II.  8. 14  ff. 
68  ff.  387.  Chtrfmlitx  de  la  IMmocratie  en  Suisse.  1.  6.  187  ff.  In  der 
kiMmopolitMchen  Greoutadt  Qenf  wird  die  Natural isatiou  der  Fremden 
mehr  erleichtert. 

'  Oesterr.  Qe«.  g.  28.  „Die  Slaatabtttgerachaft  (die  Terfassnng  von 
1849.  S-  23.  reder  von  einem  naIlgemeineE  österreichiacfaeii  Reichsbürger- 
recht")  ist  Kindern  eines  öeterreichlflcben  Staatsbürgers  durch  die  Geburt 
eigeii.''  Bayerisches  £dict  über  das  lodigeDat v.  1618.  %.%:  „Vermöge 
der  Geburt  steht  Jedem  das  bayerische  Indigenet  xn,  dessen  Vater  oder 
Hutler  zur  Zeit  seiner  Geburt  die  Rechte  diese«  Iniiigenats  beaesseu  haben." 

">  Miniiterialreacripte  des  luQerD  v.  1838.  Vgl.  Sehilüng 
Lehrb.  des  Sudt.  uod  Bürgerrechts.  1.  S.  324. 
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So  weit  gehen  in  der  Ausbreitung  des  Indigenats  aber 
selbst  die  deutschen  Gesetzgebungen  nicht,  öübz  sie  an  das 
btosze  Eigeuthum  von  Grundstucken  in  dem  Stategebiete 
diese  Eigensdiaft  knüpften.  Vielmehr  werden  solche  Per- 
sonen als  Forensen  (landsaasiaius  mt'ntu  plemts)  von  den 
Landeskindern  unterschieden.  Soweit  die  Landesordnungen 
sich  auf  den  Graadbesitz  beliehen,  so  weit  sind  auch  sie 
dem  State  verhaftet,  im  übrigen  aber  gelten  sie  als  fVemde." 

2.  Dem  Erwerb  des  Indigenats  entspricht  der  Verlust 
desselben.  Da  das  Indigenat  in  dem  modernen  State  als 
ein  persönliches  Recht  betrachtet  wird,  so  wird  dasselbe 
durch  den  Aufenthalt,  selbst  durch  die  dauernde  Nieder- 
lassung in  einem  fremden  Lande  nicht  sofort  aufgehoben. 
Vielmehr  ist  als  die  Auflösungsform,  welche  mit  der  Natur 
dieses  Rechts  am  besten  hnrmonirt,  die  Verzichtleistung 
von  Seite  des  berechtigten  Individuums,  verbunden  mit  der 
Entlassung  von  Seite  des  StAtes  anzusehen,  indem  in  ihr 
sich  die  wechselseitige  Lösung  des  persönlichen  Verbandes 
darstellt.  Die  meisten  neuem  Staten  halten  es  aber  ihrer 
nicht  fUr  wUrdig,  ein  Individuum,  welches  sich  aus  dem 
Statsverbande  lossagen  will,  zurückzuhalten,  und  haben  so 
im  Interesse  der  individuellen  Freiheit  das  Princlp  freier 
Verzichtleistung  anerkannt.  In  vielen  Fallen  wird 
geradezu  ans  der  Handlungsweise  des  Individuums  auf  Ver- 
ztchtleistung  geschlossen,  auch  wenn  keine  ausdrückliche 
Erklärung  desselben  vorli^t.  Ganz  besonders  gilt  das  von 
der  Auswanderung,  in  welcher  sich  die  Absicht  zu  er- 
kennen gibt,  nicht  wieder  zurückzukehren. " 

"  Oeaterr.  Oes.  S.  31.  Preusz.  Landreclit.  Einl.  §.  36.  Bayer. 
Eilict  von  ISIS.  S.  4. 

"  Code  civil  17:  „La  qusllii  de  Fraofus  se  perdra  par  tout  £tst)Iis- 
Kiuent  fait  en  pays  itranger,  tont  ftprit  ät  ntow.  Les  itablissemenls  de 
cominerce  n«  poiiiront  jamais  ALre  coniidirä  comme  ayaot  iiA  faits  unt 
egprit  de  retour."  Bayer.  Edict  toh  1616.  g.  6;  „Das  lodigeoat  gebt 
Terloreu  durcb  AnawaDderuDg."    Oeaterr.  Verf.  von  1649.    g.  Q&:  „Die 
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Ntir  das  englische  Statsrecht,  obwohl  es  vjelleiclit 
zuerst  unter  den  ueuem  Reehlen  das  Recht  der  freien  Aus- 
wanderung (des  Treien  Zugs)  anerkannt  hat,  scheint  den 
mittelalterlichen  Gesichtspunkt,  dasz  der  Unterthan  sich  von 
der  Lehenstreue  gegen  den  Fürsten  nicht  ohne  dessen  Zu- 
stimmung losmachen  könne,  länger  festgehalten  zu  haben, 
so  dssz  auch  die  Auswanderung  nicht  die  Auflegung  des 
englischen  Unterthanenverbandes  nach  sich  zieht  ■* 

Als  Auswanderung  behandelt  das  französische  Recht 
auch  jede  Naturalisation  in  einem  fremden  Lande  und  den 
Eintritt  in  ausn-ärlige  Statsdienste  ohne  Bewül^ung  der 
französischen  Statsregierung ;  "  eine  Ausdehnung,  welche 
unter  Umständen  weiter  reicht,  als  die  wirkliche  Verzicht- 
leistnng,  denn  es  kann  wohl  vorkommen,  dssz  ein  Indivi- 
duum in  einen  andern  Statsverband  eintritt,  ohne  deszhalb 
seine  bisherige  StatsTerbindung  aufgeben  zu  wollen.  In- 
dessen Boi^  in  solchen  FAllen  das  französische  Recht  dafttr, 
dasz  dem  nach  Frankreich  zurückkehrenden  Individuum  die 
Erneuerung  des  französischen  Indigenats  leicht  wird.  '^ 

Die  Vereinigui^  zweier  Heimatsrechte  in  Einer  Person 
ist  nicht  unmöglich,!*  und  theilweise  durch  die  Cultur- 

Fniheii  der  Ans  wand  ernag  ist  von  SibsU  wegen  Dur  durch  die  Wehr- 
pÜicht  bt^nzt"  EbenBO  Prensi.  Verf.  von  1850.  S- H-  Om  Pren»i.. 
Laiidrecht  II.  17.  $.  127  n.  B.  war  nocb  atrenger. 

"  Magna  Charta  t.  1315:  „Liceat  unicaiqni  eiire  de  regoo  ncwtra 
«l  redire  eal^o  et  aecare  per  t«rram  et  per  aqaHin  ttUva  fidt  no>(ra,  niai 
tempore  g-aerre  per  quod  breve  lempnaproptercommuDeiii  utilitatemr^DJ." 
fifoduloM,  CkHnm.  I.  10. 

»  C«r<  Cm.  17. 

"  Cod*  C.  18.  ,Le  FrsDcaia  qai  anra  perdo  sa  qnaüli  de  Fmntais. 
poarra  toiyonn  la  reconvrer  eD  renirant  en  Franoe  avec  lanlorisation  da 
Roi  et  en  d£c]Eir«Dt  qu'jl  veut  s'7  fixer,  et  qu'il  renonce  fc  ton!«  dIallDCtion 
contraire  fc  la  loj  fransaise." 

"  Es  kommt  sognr  vor,  dan  rine  Person,  gleicbieitig  in  twei  Staten 
an  der  Landeareprüaentatioii  The)I  nimmt.  Hancbe  Staadeeherm  Bind 
gldehMitig  Uitglieder  der  eratea  Kammern  \a  iwei  und  drei  Staten, 
in  denen  aJIen  aie  begütert,    und  denen  allen   sie  darch    den  Eid  der 
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Verhältnisse  der  Gegenwart,  veninloäzt.  Wenn  daraus  ein 
wirklicher  Conflict  widerstreitender  Pflichten  sich  ergiht  — 
ein  immerhin  seltener  Fall  —  so  kenn  die  LOsung  desselben 
wohl  schwierig  werden.  Nicht  immer  hilft  der  Satz  ans, 
dasz  der  ältere  Statsverband  dem  neueren  vorgehe:  ins- 
besondere dann  nicht,  wenn  das  ältere  Heimatsrecht  ein 
ruhendes,  und  das  neuere  ein  wirksames  (actneUes) 
ist,  wenn  also  der  DoppelbUi^er  wohl  in  der  neuen  üeimat 
wohnt,  aber  nicht  mehr  in  der  alten.  In  diesen  Fällen  wird 
z,  B.  die  Hilitfirpflicht  in  der  letzteren  geleistet  werden 
mUsaeo. ''  Deshalb  kommt  auch  zunächst  dem  State,  wel- 
cher einem  Ausländer  die  Naturalisation  ertheilt,  oder  ihm 
eine  Beamtung  Hbertrfigt;  die  Befügnisz  zu,  entweder  die 
vorherige  Entlassung  aus  dorn  frühem  Statsverbande  zu 
verlangen,  oder  den  Vorbehalt  der  Fortdauer  desselben  zu- 
Bugestdien.  '** 

3.  Die  Wirkungen  des  Indigenats  beziehen  sich  theils 
auf  das  Gebiet  des  Priratrechts,  theils  auf  das  Gebiet  des 
Oeffentlicheu.  In  dem  Privalrechte  war  ß-Uherhin  der  Gegen- 
satz zwischen  Einheimischen  und  Fremden  viel  bedeutender 
als  g^enw&rtig.  Die  moderne  Zeit  ist  geneigt,  die  beiden 
Gebiete  schärfer  zu  sondern  und  daher  auch  in  dem  Privatr 
rechte  dem  seiner  Na^ur  nach  jiclitischen  Slatsverbande  keine 
Treue  verbnoden  sind.  ^Ist  es  ja  [ilcbt  eiomsl  uodeobbor,  Amz  Jemand 
iwei  verschiedene  Wohnorte  (Domicile)  i.  B.  eine«  in  der  Stadt  und  eines 
aaf  dem  Lande,  oder  eines  als  Kauftnaiin  (Firma)  nnd  ein  anderes  als  ' 
Privalmann  hati  Wenn  Bar  (dos  inleroationale  Privat-  und  Strsrrecht 
6. 8AJ  alle  diese  Höglichliellen  bastreitet,  so  überzeugt  ein  Blick  in  die  wirk- 
lifhcD  Verhältnisse,  dasE  diese  mannigfaltiger  sind,  als  die  enge  Theorte. 
Die  Freiheit  der  Auswanderang  wird  dadurch  nicht  beschrünkt,  wohl 
aber  die  Freiheit  bewahrt,  sein  angeborenes  Vaterland  zn  behalten  und 
damit  eine  neue  Statsgenosaen Schaft  zu  verbinden. 

"  Btadatont  a.  a.  0.  Die  eigene  Lebenserfahrung  bat  mich  gelehrt, 
dssz  in  diesen  Dingen  die  actnelle  Heimat  entscheide. 

■*  Bayer.  Bdict.  g.  6.  Dagegen  ßchweiier.  Bandesverf.  von  1648. 
43;  „AuslAodem  darf  kein  Kanton  das  Bürgerrecht  ertheilen,  wenn  sie 
nicht  aus  dem  frühem  StwiaverlADd  entlasaen  werden." 
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besondei-e  BedeuUiDg  beizulegen.  Regel  ist  dHher  nunmehr, 
dusz  ESrilieimische  Und  Fremde  in  privati-echtlicber  Hinsicht 
gleich  behandelt,  nnd  diese  wie  jene  zun&chst  des  rollen 
Privatrechts  fähig  eraclitet  werden.  '• 

Nur  ausnahmsweise  hat  sich  noch  der  frOher  allgemein 
angenommene Grundsutz  erhalten,  dasz  Fremde  kein  Grund- 
eigenthum  in  dem  Lande  erwerben  können.^  Hätiffger 
sind  dieflelbeii  in  der  AusQbung  gewisser  Gewerbe,  Dauienilich 
Inder  selbständigen  Betreibung  von  Handwerken, 
auch  etwa  von  Kramladen  beschränkt.**  Das  Fremd- 
lingsrecht  (jus  albinagii)  dagegen,  welches  dem  Landes- 
herrn die  Verlflssenschaft  des  Fremden  preisgab  und  der  Ab- 
schosz  (gabella  heredilaria),  welcher  von  Verlassenschnften, 
die  ins  Ausland  kamen,  erhoben  wurde^  mai  nun  fast  über- 
all als  unpassende  Reste  einer  untei^egangenen  Zeit  weg- 
geräumt und  die  Freizügigkeit  auch  insoferh  zur  R«gel 
erhoben  worden, " 

In  dem  öffentlichen  Elechte  aber  ist  der  Gegensatz  zwi- 
schen Einheimischen  und  Fremden  noch  rollwirksam.  Nur 
den  erstem,  nicht  ebenso  den  letztern  stehen  von  R«<;htes 
wegen,  und  ohne  dasz  es  einer  besondern  Zusicherung  be- 
darf, zu: 

"  Oesterr.  Oea.  §.33.  „Den  Fremden  kommen  äberbsupt  gleiche  bür- 
gerliche Ri^te  UDd  Terbiodlichkeiteii  niil  dun  Eiiigebonieu  su ,  wenn  nivlil 
zD  den  Genüsse  dieser  Hechle  nuMli'Ücktich  die  Eigenwhsft  eines  Si*l»- 
liurger«  erfordert  wird."     Codt  Cirtl.  13.     Prensz.  Landr.  Bin!.  $■  41. 

'"  Für  Engl.  vgl.  Blacketone  I.  lü.  Anch  iu  eioigeii  demokrall- 
seheu  Seh weizerkan Ionen  gilt  das  Verbot  noch. 

"  Wo  die  Ziinftverfassuug  sich  erhalten,  versteht  aioh  diese  Bescbräii- 
kung  gewöhnlich  von  eelbsl.'  Aber  auch  wo  Jene  anfgelöet  woi'dai,  ist 
deunoch  häufig  nur  den  Inländern  gestaltet,  solche  Gewerbe  zu  betreiben. 
Die  Traiisis.  Verf.  von  1646.  A.  13;  .garanlit  aux  etlot/ni  ia  liberte  du 
travail  et  de  l'indnatrie."  Die  fiiiniösiMlie  Praxis  begünsitgt  abei'  in 
dieser  Hinsicht  die  Gewerbefreibelt  auch  der  Aasländer. 

"  Schweizer.  Bnndeeverf  %.  02.:  .Gegen  die  ■iiswärligen  Slsleu 
besieht  Freiiiigigkeii  anter  Vorbehalt  des  Gegenrech Les."  Deatsclie 
Bundesakie  v.  1615.  16.  Deutscher  Byiidesbeschluei  v.  1817. 
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a.)  das  Recht  zu  stAndigem  Aufenthalt  und  Wohu- 
sitz  in  dem  Ststsgebiete,  ^  in  Folge  de^en  der  Einheimische 
Huch  nicht  AU  einen  fremden  Stat  ausgeliefert' noch  ohne 
höhere  StatsgrUnde  verbannt  werden  darf; 

b)  daa  Redit  auf  Statsschutz,  auch  wenn  er  auszer- 
halb  des  eigenen  Stat^ebietes  sich  aufhält; 

c)  die  Vorbedingung  zur  AusQbung  politischer 
Stimmrechte  und  zum  Erwerb  des  eigentlichen  Stats- 
bürgerrecht»;" 

d)  ebenso  die  Vorbedingung  zur  Fähigkeit,  ein 
Öffentliches  Amt  im  State  su  bekleiden." 

e)  Zuw^len  ist  auch  die  Ausübung  allgemeiner  po- 
litischer Rechte,  wie  z.  B.  des  Vereinsrechtes,  oder  des 
Petitionsrechtes,  oder  der  freien  Presse  an  die  Eigenschaft 
des  £]in  hei  mischen  geknüpft.  ^^ 

Daraus  folgt  nun  freilich  nicht,  dasz  den  Fremden  die 
Betheiligung  bei  politischen  Vereinen,  Petitionen,  der  Presse 
untersagt  sei,  sondern  nur,  dasz  dieselben  kein  in  ihrer 
Person  begründetes  Recht  darauf  haben,  somit  diese  Tbeil- 
nahme  rou  der  Duldung  des  States  abhängig  sei,  in  dem 
sie  wohnen  ohne  ihm  anzugehören. 

"  Schweiier.  BudJ.  S.  ST:  „Dem  Bunde  steht  du  Recht  lu,  Fremde, 
welche  die  innere  oder  ftassere  Sicherheit  der  BidgenosMoachalt  geföhrden, 
na»  dem  schweizerischen  Gebiete  wegzu weisen. " 

"  Bayer  Edict  v.  1818.  §.  7:  „Das  Indigenat  tat  die  wesentliclw 
Bedingung,  ohne  welche  man  lu  KronoberhofSmlern ,  lu  Civilstatsdien- 
sten,  za  obersten  HilitArs  teilen  und  zd  Kirchen  am  tem  oder  PMnden  nicht 
gelangen  kann,  nnd  ohne  welche  man  du  bayerische  Statsbürgerrecht 
nicht  «Qsübeu  kanii."  Französ.  Verfassung  von  1848.  10:  „Tons  les 
citofeue  iiont  igatement  admissiblcs  4  lous  les  emplois  publica. *  Vgl. 
Oealerr.  Verf.  von  1849.  §.  27.  o.  28.     Prensz.   Verf.  von  1850.  %.  4. 

"  Frani.  Verf.  von  1848.  A.  8:  „Lr$  cUoytiu  ont  le  droit  de  s'm- 
aocier  de  s'assembler  paisiblement  et  saiis  armes,  de  p^Lilionner,  de  mani- 
fester lenrs  pens^s  psr  la  voie  rle  ta  presse  ou  antrement."  PreusE. 
Verf.  V.  1860.  Art.  27.  20.  30.32,  welche  dieae  Rechte  , allen  Preneien" 
iiigetteben. 
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Emondzwauzigstes  CapiteL 

f.   Die  StBtobürger  im  engn^n  Sinne. 

Aus  der  Masse  der  Vdks-  und  LandesangehÖrigeii  er- 
hebt siel)  die  höhere  Stufe  der  StatsbUrger  im  eigent- 
lichen Sinne.  Die  Statsbürger  als  soldie  haben  Theil  an 
den  politischen  Rechten,  und  insbesondere  in  der  Re- 
präsentatirrerfHBsung  an  dem  Stimmrechle  fUrdie  Wahlen 
der  VolfcsTertreter.  Das  StatsbOi^errecht  in  diesem  Sinne 
setzt  die  VolksgenoesenschaA  als  Grundbedingung  voraus, 
verbindet  aber  mit  derselben  Uberdem  die  politische  Voll- 
berechtigung im  State,  und  in  ihm  vorzüglich  erh&lt  die 
politische  Beziehung  der  Individuen  zum  State  ihren  vollen 
Ausdruck. 

In  dem  griechischen  und  in  dem  römischen  Stat  des 
Alterthums  war  diese  Eigenschaft  mit  dem  BUi^rthnm  der 
frierenden  Stadt,  in  dem  altern  Mittelalter  mit  dem  Stande 
der  Vollfreiheit  verbunden.  In  dem  modernen  State  hat  die- 
selbe einen  weitern  Umfang  gewonnen  und  sich  in  manchen 
Ländern  der  Volksgenossenscbaft  an  Ausdehnung  sehr  an- 
genähert. . 

Als  allgemein  anerkannte  Beschränkungen  des  nenern 
Statsrechts  sind  anerkannt: 

1.  Ausechlieszung  des  weiblichen  Geschlechts.  Die 
Politik  ist  Sache  des  Mannes,  die  politischen  Rechte  stehen 
daher  auch  nur  den  Männern  zu.     Vgl.  oben  Capitel  VI. 

2.  Ausschlieszuug  der  Minderjährigen.  Die  selbstän- 
dige Ausübung  der  politischen  Rechte  erfordert  eine  gewisse 
geistige  Reife.  Weil  es  ihnen  daran  gebricht,  sind  die  Un- 
mündigen und  die  Minderjährigen  ausgeschlossen. 

In  einzelneu  neuern  Staten  wii-d  die  politische  Voll- 
jährigkeit von  der  privatrechtlichen  unterschieden.  Eher 
läszt  es  sich  rechtfertigen,  wenn  jene  nach  dieser,  als  wenn 
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umgekehrt  dieae  nach  jener  eintritt;  denn  leichter  ist  es 
in  den  Geschäften  des  täglichen  Lebens  zn  einem  klaren 
Urtheile  zu  gelangen,  als  da,  wo  es  sich  um  politische 
Interessen  und  auch  —  wie  bei  Wahlen  —  um  Beurlhei- 
luDg  politischer  Personen  handelt.  In  Frankreich,  in 
England,  in  Nordamerika  b^innt  die  politische  und 
bürgerliche  Volljährigkeit  zugleich  mit  der  Vollendung  des 
einundzwanrägsten  Alterqahres.  <  In  einigen  deutschen 
Slaten.  wie  in  Bajem  ebenso;'  in  Preuszen  dagegen 
beginnt  das  politische  Stimmrecht  mit  dem  zurückgelegten 
ftinfundzwansigsten ,*  in  Oesterreich  mit  dem  vollen- 
deten sechsundzwanzigaten  Attersjahre.  '  In  der  Schweiz 
lassen  einzelne  Kantone  das  Alter  der  politisch«)  Volljäh- 
rigkeit sogar  früher  eintreten,  als  das  der  bürgerlichen  Mu- 
jorennitftt.* 

3.  AnsBchliesEung  der  Personen,  deren  bürgerliche 
Ehrenffthigkeit  vermindert  oder  aufgehoben  worden  ist: 
z.  fi.  der  Sträflinge,  der  erklärten  Verschwender,  in  der 
Regel  auch  der  Falliten  und  der  Personen,  welche  der 
flfltnflichen  ArmenunterstUtzung  anheimfallen.' 

In  Tie)en  Staten  treten  überdem  noch  folgende  Erfor- 
dernisse hinzu: 

4.  Ein  gewisses  Masz  von  Selbständigkeit  der  äus- 
seren Existenz  des  Statsangehörigen.  Die  Art,  diese  Selb- 
stfindigkeit zu  bestimmen,  ist  freilich  sehr  verschieden  in 
den  verschiedenen  Staten. 

.  Im  Geiste  des  altern  germanischen  Rechte  wird  diese 

■  Franc  Conat  «.  1848.  A.  15.    Bisckst.,  Corom.  I.  17. 

>  Bayeriacbes  Landrechl.  I.  7.  36.  Edict  üb.  d.  Indig.  $.  8. 

■  Verf.  V.  1860.  A.  70. 

•  Oeslerr.  QeeeUb  S-  21.    Verf.  v.  I84fl.  $.  43. 

'  Einzdoe  oeuere  Verfuanngen,  wie  die  Züricher  von  1831,  hab«u 
di«  bürgerliche  UiDderjftbrigkeit  in  der  AnadehiiDiig  auf  24  Jahre  alehen, 
und  die  potitiache  Volljährigkeit  schon  mil  dem  voltendeten  19.  Jahr« 
ei  Dlrelen  laaseu. 
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6elbatftndi^k(nt  TonQglicIi  in  dem  Grundbesitze  oder  der 
Haushftbliohkeit  („wer  einen  eigenen  Rauch  fflhrt"),  im 
Sinne  dea  neuem  germanisdieu  R«chl8  mehr  in  der  gelb- 
ständigen  Betreibung  ii^end  eines  Berufes  ai^f  e^ne 
Rechnung  und  in  der  Aufnalime  in  den  Verband  der  acti* 
Ten  OenieindebQrger  erkannt.  Die  erstere  Auffossuiig 
hat  sich  zum  Theil  bis  auf  die  neueste  Zeit  in  England 
und  in  einselnen  nordamerikanischen  Stateo  erbaltea, 
die  letzlere  ist  in  die  neueren  Statsverfossangen  deutscher 
Stalen  übergegangen.* 

Es  bleiben  somit  dann  diejenigen  Personen  ansgeachlos- 
een,  welche  als  Bediente  oder  Knechte  sich  einer  Herrschaft 
verdungen  haben,  öfter  auch  die  Fabrikarbeiter,  wenigstens 
der  unteren  Clasaen,  und  die  grOezere  Zaiil  der  Handwerke- 
gesellen. 

Dagegen  haben  andere  Staten  in  neuerer  Zeit,  dem 
Rufe  nach  dem  allgemeinen  Stimmrecht  folgend,  dieses  Er- 
fordernisz  entweder  in  laxerem  Sinne  behandelt  oder  gain 
»nfgegeben.  Dabin  gehören  die  neueren  Schweizervei^ 
fassungen  seit  1830,  die  Verfassung  der  französischen 
Republik  von  1848  und  des  französischen  Kaiserreichs, 
und  einzelne  deutsche  Staten. 

So  viel  steht  fest,  dasz  eine  gewisse  Selbständigkeit  in 
den  Verhältnissen  des  Privatlebens  als  eine  natürliche  Grund- 
lage politischer  Reife  und  Urtheilsiähigkeit  zu  betrachten  ist, 
und  aus  dem  Mangel  an  jener  zugleich  wichtige  Bedenken 
gegen  diese  sich  ei^eben.  Da  Uberdem  jedem  tüchtigen  und 
aufstrebenden  Individuum  die  Aussicht  offen  steht,  durch 
Anstrengung  seiner  Kräfte,  wenn  es  darauf  Werth  legt,  zu 

'  Nftch  der  bayerUchen  Verfassung  voo  1818  wird  tum  SUta- 
bCli^rrecbt  auszer  dem  ludigenat  „Ans&aaigkeit  im  Königreiclie,  eatweder 
durch  den  BesltE  besteuerter  Orüude^  Reuten  oder  Reclile,  oder  durcb 
Anrilbung  be>(euer(er  Gewerbe,  oder  durcli  den  Eintritt  in  ein  ölfeDt- 
liches  Amt"  eifordert.  Die  Oaterr.  Verf.  $.  43  und  die  preusiiaclie 
A.  70  erkeuDen  die  Selbetiindigkeit  iu  dem  OemeiDdeverbaod. 
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solcher  Selbständigkeit  sich  au  Zuarbeiten ,  so  hat  es  auch 
keinen  Grund,  sich  über  ungerechte  Zurücksetzung  zu  .be- 
schweren, wenn  es  dieaeJbe  noch  i>icht  erreicht,  uud  dess- 
halb  das  volle  StntsbUi^errecht  noch  nicht  erlangt  hat. 

6.  Eine  weniger  organische  Einrichtung  ist  ee,  wenn 
das  Statsbürgerrecbt  Qberdem  von  einem  bestimmten  Hasse 
des  Vernibgens  abhängig  gemacht  wird.  Bei  der  Ver- 
theilung  der  Stimmrechte  kann  das  Vermögen  gar 
wohl  als  ein  wichtiger  Factor  in  Betracht  gesogen  werd^i; 
aber  ee  widerspricht  der  Stateidee,  dasz  ein  Mann,  welcher 
moralisch  und  geistig  in  jeder  Weise  befUiigt  und  berufen 
ist,  an  dem  politischen  Leben  der  Nation  Theil  zu  nehmen, 
und  welcher  auch  als  Privatmann  völlig  unabhängig  zn  han- 
deln gewohnt  ist,  blosz  darum  von  dem  StatebtU^errechte 
gans  eusgeschloesei)  bleiben  soll,  weil  er  kein  oder  nicht 
das  gefingert«  Vermögen  besitzt.  Wird  dabei  nicht  bloss 
das  Gi-und-  oder  überhaupt  das  Kapitalvermögen,  sondern 
auch  das  Einkommen  und  der  Erwerb  in  Anschlag  gebracht, 
und  das  Uasz  so  niedrig  angesetzt  als  dasselbe  tür  eine  gunti 
bescheidene  Existenz  eines  Menschen  unentbehrlich  ist,  dann 
fi-eilich  ist  gegen  dieses  Requisit  nicht  viel  zu  haben,  üann 
r&llt  es  dem  Efiiecte  nach  so  zieuilich  mit  dem  vorher  er- 
örterten der  Selbständigkeit  zusammen.  Es  wird  daqn  diese 
nach  dem  Verminen  beurtheilt.  Die  Bestimmung  mancher 
Veifassnngen ,  wie  z.  B.  der  nordamerikauischeu,  der 
bayerischen  von  1848,  theilweise  auch  der  österreichi- 
schen und  der  preuszischen,  welche  das  politische  Sümm- 
recht  von  der  Bezahlung  direkter  Statssteuem  abhängig 
machen,  hat  eine  ähnliche  Bedeutung. 

6.  In  den  christlichen  Staten  wurde  bis  auf  die  neueste 
Zeit  herab  auch  das  ßekenntnisz  der  christlichen 
Religion  gefordert.  Anhänger  einer  andern,  wenn  auch 
geduldeten  Religion,  z.  B.  Juden  oder  Muhammedaner,  waren 
somit  von  dem  StatsbUi^errechte  ausgeschlossen.     Während 
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des  gansen  Mittelalters  waren  R«Ugion  und  Recht,  Kirche 
und  Stat  in  der  engsten  Verbindung  und  Wechselwirkung. 
Wer  von  der  religiAseo  GeuaeinKhaft  ausgeschlossen  war, 
wurde  es  auch  ron  der  politischen.  Der  „Unglftubige"  konnte 
im  günstigsten  Falle  auf  Daldung,  und  selbst  auf  diese  nur 
ausnahmsweise  hoffen;  an  politische  Gleichberechtigung  mit 
den  „Glftubigen"  war  nicht  zu  denken. 

Selbst  innerhalb  der  christlichen  Religion  wurde,  als 
die  Confessionen  sioh  schieden,  auf  die  bestimmte  Con- 
fessiou  auch  in  dem  Statsrechte  grosser  Werth  gelegt.  In 
vorzugsweise  katholischen  Ländern  wurde  nur  den  Katho- 
liken, in  protestantischen  nur  den  Protestanten  das  volle 
Statsbttrgerrecht  zuerkannt  Auch  der  westphftlische  Frie- 
den  sicherte  fUr  Deutschland  nur  die  priratrechtliche ,  keines- 
wegs die  politische  Rechtsgleichheit  der  Katholiken  und  der 
Protestanten.  ^  Erst  die  deutsche  Bundesacte  von  1815  stelife 
die  anerkannten  christlichen  Religionsparteien  der  Katholiken, 
Lutheraner  und  Reformirten  auch  in  dieser  Beziehung  iti 
Deutschland  gleich,  liesz  es  aber,  noch  ungewisz,  ob  au^ 
die  Anhänger  von  andern  Seoten  der  nAmlicben  Rechte  Üieil- 
haftig  seien.'*') 

Die  ueuere  Rechtsentwicklung  in  manchen  Btaten  hat 
nun  eine  entschiedene  Tendenz,  die  Austtbung  der  politischen 
Rechte  unabhängig  zu  erklären  von  irgend  einem  reli- 
giösen Bekenntnisz.     Es  wäre  irrig,  diese  Tendenz  als 

'  iwlnim.  Fat.  Otn.  V.  §.35;  „Sive  auiem  Celholici  sive  Augustsnae 
coafteuionis  foerinl  tubditi,  uullibi  ob  religioMDi  draplcatal  habcaolur 
necB  mercatornm ,  opificnm  sut  tribuum  commanione,  baereditatibiu,  le- 
gsüB,  hospitalibiis,  leprasorilB,  eleemosfnis,  aliiave  juribns  aut  commer- 
cÜB,  mullo  miDua  publicta  coemitertia ,  honoreve  »epulturae  arceantur  — 
wd  iu  bis  et  similibas  pari  com  concivibos  jure  babeantur,  aeqiiali  jn- 
•lltis  proteelloDequfl  toti." 

■  Deulscbe  Bundeatkl«  A.  16.:  „Die  Verachiedenbeit  der  cbriatUelten 
Kellgionaparteieii  hnon  in  den  Lindern  des  deutschen  Bandes  keinen  Unter- 
schied  in  dem  Genuas  der  bürgerticben  und  poMtiscben  Reebte  be- 
gründen."   Vgl.  Klüber  Acten  dea  Wiener  Congr.  II.  8.  43». 
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.die  Frucht  de«  religiösen  Indifferentiemus  zu  erklären,  ob- 
wohl nicht  zu  IftugDCn  ist,  dasz  auch  dieser  seinen  Antheil 
an  der  neuen  Qestaltting  hat.  Als  suerst  der  nordameri- 
kanische  Congresz  1791  untersagte,  „ein  Gesetz  zu  gebe»^ 
wodurch  eine  Religion  zur  herrschenden  erklärt  werde,"  war 
die  Meinung  keineswegs  die,  daaz  es  fUr  die  Wohlfahrt  des 
States  gleichgültig  sei,  ob  seine  Bürger  von  der  Wahrheit 
und  Kraft  der  christlichen  Religion  beseelt  seien  oder  nicht, 
noch  die,  den  Stat  an  der  Ausübung  seiner  Pflicht,  die  An- 
stalten der  christlichen  Religion  su  schützen  und  zu  fördern, 
)if;end  zu  beliindern,  * 

Das  nenere  Priucip  erhält  vielmehr  seine  tiefere  Begrün- 
dung in  der  Anerkennung  der  Idee,  dasz  der  religiöse  Glaube 
und  das  religiöse  Bekenntnisz  ihrem  Wesen  nach  von  stat- 
lichem  Zwange  frei  sein  und  der  Uahnung  des  Gewissens 
allein  anhenn  gegeben  werden  müssen,  dasz  daher  auch  keine 
politischen  'Nachtheile,  keine  Recbtsvenninderung  die  Ab- 
weichung von  dem  christlichen  Glauben  bedrohen  dUrfe. 
Dazu  kam  die  Neigung  der  Nordamerikaner,  die  beiden 
Gebiete  des  statlichen  und  des  kirchlichen  Lebens  scharf 
von  einander  auszuscheiden,  und  auf  dem  einen  den  Stat, 
auf  dem  andern  die  Kirche  mißlichst  frei  gewähren  zu  lassen. 
In  diesem  Sinne  wurden  die  politischen  Rechte  Keinem  ver- 
sagt, der,  wenn  auch  einer  andern  Religion  zugethan,  doch 
fähig  schien ,  die  politischen'  Pflichten  auszuüben. 

Als  dagegen  die  französische  Revolution  ähnliche 
Grundsätze  adoptirte,  war  nicht  so  fast  die  Sorge  fUr  die  Ge- 
wissensfreiheit das  bestimmende  Motiv,  vielmehr  hatte,  wie 
die  auch  an  religiösen  Verfolgungen  reiche  Geschichte  jener 
Zeit  beweist,  der  aus  der  früheren  Frivolität  zu  wildem 
Hasse  des  Christenthums  fortgeschrittene  Geist  der  Vernei- 
nung einen  mächtige»  Antheil  duran.  '" 

•  Vgl.  Stör;  a.  a.  ü.  P.  III.  St.  44. 

"Da»  neae  Priucip  war  schon  in  dem  eraten  Arlike)  der  Erklärung 
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Auch  in  Deutschland  ist  das  nämliche  Princip,  nun 
schärfer  noch  ausgesprochen  seit  der  Bewegung  Tom  Jahr 
1848,  anerkannt  worden.  Die  österreichischen  Omnd- 
rechte  von  1848.  §■  1-  sowohl  als  die  preuszische  Verfas- 
sung TOD  1650  stimmen  darin  mit  dem  FrankftH-ter  nnd  dem 
Berliner  Entwurf  der  Reichsrerfassung  ttberein,  dasz  „der 
Genusz  der  büi^erlichen  und  der  BtatsbUrgerltchen  Rechte 
von  dem  Religionsbekenntnisse  unabhängig  sein*  soll.  Vor- 
sichtig aber  fUgen  dieselben  hinzu,  daaz  „den  stktBbOrger- 
liehen  Pflichten  durch  das  Religionabekenntnisz  kein  Abbrach 
geschehen"  dürfe. 

In  Folge  dieser  neuei^ch  anerkannten  GnindeOlae  ist 
denn  auch  die  Stellung  der  Juden  in  diesen  Ländern  eine 
vOB  Orund  ans  andere  geworden.  Waren  dieselben  früher 
ron  dem  Genüsse  des  StatsbUrgerrechtes  in  Deutschland 
meistens  ganz  ausgeachloeaen ,  so  darf  nun  von  der  jQdischen 
Religion  her  kein  Grund  mehr  genommen  werden',  denselbm 
jenes  Recht'zu  versagen. 

Ob  das  neue  Princip  übrigens  in  seinen  Consequenzen 
mit  dem  europäischen  Systeme,  welches  noch  immer  wenn 
auch  weniger  als  früher  die  enge  und  beachrUnkende  Veiy 
bindung  von  6tat  und  Kirche  aufrecht  erhält,  im  O^en- 
satze  zu  dem  nordamerikaniscben  Systeme  völliger  Tren> 
nung,  in  rolle  Harmonie  zu  bringen  sei,  und  in  welcher 
Weise,  wird  erst  die  Zukunft  lehren. 

Zu  allgemeiner  Geltung  ist  dasselbe  noch  nicht  ge- 
langt. In  den  südlichen  romanischen  Staten  im  Kirchen- 
stat,  in  Spanien  und  Portugal  wie  in  dem  südlichen 
Amerika  ist  dasselbe  nicht  anerkannt,  auch  in  Norwegen 


der  Menecheorecbte  von  1791  autifesproche)] :  „Lea  AomMM  naisaent  et  de- 
mearent  libres  et'  4g»ax  ea  droJIs.  Lea  distinctioiie  eociftle«  ne  peiivent 
tin  londiea  que  eur  l'utilili  commune."  Von  den  apäteren  Vei-faMnngen 
hat  keine  die  Eigenacbaflen  dea  „eitern"  an  ein  QiaubenabekenDluieB 
gekofiptt. 
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lind  Raezlatid  nicht.  Eben  so  wird  es  in  den  schwei- 
zerischen Bepubliken"  theilweise  noch  angeschlossen,  und 
selbst  in  England  hat  es  —  obwohl  die  frohere  Zurück* 
Setzung  der  Dissenters  und  der  fiAtholibeD  in  diesem  Jahr- 
hunderte ebenfalls  aufgehoben  worden  ist  —  nur  unter  be- 
deutenden Einschränkungen  eine  unvollständige  Autoritftt 
erlangt. 

Bei  Beurtheilung  dieser  Frage  hat  man  oft  zwei  Dinge 
verwechselt,  die  individnelle  Religionsfreiheit  und 
dieRechte  der  Gemeinschaft.  Jene  musz  gewahrt,  und 
diese  dürfen  nicht  beeinträchtigt  werden.  Wenn  daher  in 
einem  Volke  das  OefUhl  religiöser  Gemeinschaft  so  überwie- 
gend ist,  dasz  dasselbe  vor  einer  politischen  Gemeinschaft, 
welche  nicht  mit  jener  verbunden  ist,  eine  entschiedene 
Abneigung  bat,  so  ist  ein  solches  Volk  noch  nicht  reif,  Jenes 
Princip  anzuerkennen ;  und  so  sehr  das  Individuum  ein  Recht 
hat  auf  Achtung  vor  seinem  abweichenden  religiösen  Glau- 
ben, so  wenig  folgt  daraus,  dasz  es  auch  ein  Recht  habe, 
in  eine  politische  Gemeinschaft  als  gleichberechtigtes  Mitglied 
aufgenommen  zu  werden,  wenn  die  bestehende  Genossen- 
schaft ihrerseits  es  nicht  will.  Es  ist  somit  auch  bei  dieser 
Frage  auf  den  Charakter  und  die  Bildung  des  Volkes  Ruck- 
sicht zu  nehmen. 

Indessen  bleibt  es  wahr:  1)  dssz  die  menschliche 
Natur  des  modernen  States  eine  natürliche  Tendenz  hat, 
wie  verschiedene  Völkerbestandtheile,  so  auch  die  Anhänger 
verschiedener  Confessionen  in  sich  aufzunehmen,  und  durch 
gemeinsame  menschliche  Einrichtungen  zu  verbinden;  3)  dam 
der  humane  Geist,   und  wir  dürfen  hinzusetzen,   das  hohe, 

"  Seibat  die  neue  Baodeererfiumsg  tod  1818  tmt  nur  den  .Schwei- 
zem,  welche  einer  der  chrletlichea  ConfeaeioneD  «nfeliören,  du 
Recht  der  freieo  NiederlaaBang"  gewährleislet,  und  mehrere  Verfessungra, 
besonder!  der  katholiBcben  Kantone,  fordern  OemeiiisehBri  des  Qlaubene- 
bekenntnisses  inr  Anfnahme  in  das  Bürgerrecht. 
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seiner  morsUwheii  Ueberiegenheit  bewusste  SelbstgefUbl  des 
Chrisienthums  dieser  Tendenz' Dicht  Teindlich  ist,  son- 
dern dieselbe  auch  seinerseit«  noteretfltzt,  und  3)  dasi  die 
statliche  Gesetsgebiing  nicht  von  den  Vorurtbeilen  des  Volk« 
bestimmt  werden  darf,  sonderD  berufen  ist,  auch  das  Volle 
zu  höherer  Gesittung  su  erziehen. 


Zw^midzwaiizigstes  GapiteL 

Dm  Land. 

1.  Das  Volk  ist  die  persönliche  Grundlage  des  Btatea. 
Das  Land  ist  die  dingliche  Beziehung  desselben.  Erat  wenn 
das  Volk  ein  Land  erworben  hat,  wenn  ein  Stategebiet  hin- 
zugekommen ist,  hat,  der  Stat  die  erforderliche  Fest^keit 
erlangt. 

Schon  die  Ausdehnung,  der  äuszere  Umfang  des 
Statsgebietes  ist  fltr  die  Existenz  nnd  die  Entwicklung  des 
States  von  groszer  Wichtigkeit  Die  hellenische  VerEoseung, 
die  aus  dem  Leben  der  Städte  erwachsen  ist,  Iftszt  sich  in 
einem  groszeu  Lande  nicht  durchfuhren.  Die  groazen  For- 
men der  modernen  Reprftsentatirmonarchie  werden  auf 
einem  engen  Gebiete  zur  Karikatur. 

Der  Theil  der  Erdoberflache,  welcher  tou  dem  Volke 
besetzt  und  ron  dem  State  beherrscht  wird,  heiszt  Land  oder 
Sbtt^ebiet.  Die  Grösse  desselben  wird  ahnlich  wie  die 
Bildung  des  Volks  durch  geschichtliche  Vorgänge  be> 
eijmmt.  Ein  Stat  erweitert  sein  Gebiet,  wenn  er  Über  un- 
wirthlicbe  Strecken,  die  noch  nicht  einem  State  angehören, 
seine  Cultur  und  Herrschaft  erstreckt,  oder  wenn  er  durch 
Verträge  oder  in  Folge  fi-eiwilligen  Anschlusses  fremde  Ge- 
biete ganz  oder  theilweise  erwirbt,  oder  auch  ira  Krieg  durch 
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Eroberuog.  Die  letztere  Form  des  Erwerbs,  früher  voraugs-' 
wiüse  geachtet,  musz  doch  von  einer  ciTilistrten  Weltordnu^|r' 
als  ein  Act  der  Gewalt  und  nicht  des  Rechts  verworfen  werden. 

Die  Geschichte  kennt  keinen  ewigen  unverftndcMicben 
Umfong  der  Stategebiete.  Auch  der  Raum,  den  die  Stateiv 
einnehmen,  ist  abbingig  von  dem  Wachstlium  oder  der 
Abnahme  der  Volkskrafte  in  ihm.  Aber  das  Stat^biet  lint 
doch  einen  dauernden  Charakter  und  seine  Grenzen  sind' 
nicht  wie  die  VolkszabI  üner  unanfhöriiohen  Wandlung  unter"' 
worfen.  Nur  von  Zeit  zu  Zeit  in  Folge  groszer  ICreignisfter 
wird  der  Gebieteumfang  geändert.  In  der  Regel  bleibt  er 
ili  feste  Grenzen  eingeschlossen. 

Die  Grenzen  scheiden  entweder  das  eigene  Statsgebieb 
von  dem  fremden  ab,  oder  sie  scheiden  das  Statsgebiet  von 
dw  Theilen  der  Erdoberfläche  ab,  welche  keinem  State  an- 
gehören. Im  ersten  Fall  denkt  man  sich  die  Grenze  alS' 
eine  feste  Linie  uud  bezeichnet  sie  so  gut  es  geht  mit 
Grenzmarken,  PtÄhlen,  Steinen,  Gräben,  Wällen  u.  s.  f.  Im 
letztem  Fall  bedarf  es  einer  solchen  scharfen  Linie  nicht, 
und  es  kann  auch  je  nach  Umständen  ohne  Verwicklung  mit 
andern  Staten  die  Grenze  voi^escliobcn  oder  zurtlckgezogt-n 
werden. 

Zu  der  ersten  Classe  sind  zu  rechnen: 

a)  Strom-  und  Fluszgrenzen,  obwohl  dieselben  niclit 
in  dem  Masze  fest  und  unbeweglich  sind,  wie' die  Lund^ 
grenzen.  Zuweilen  wird  die  Hltte  des  Flusses,  zuweilen 
der  Thalweg  desselben,  d.  h.  die  durch  dieStrüniuug  be' 
stimmte  Fahrbahn,  als  die  eigentliche  Grenze  der  beider- 
seitige Statsholieit  betrachtet,  aber  weil  die  Uitte  oder  der 
llalweg  TorEH<>:lich  t>enatzt  winl,  mit  Bücksicht  auf  Schiff- 
fifthrt  und  Verkehr,  die  Benutzung  des  Flusses  zugleich  als 
eine  gemeinschaftliche  behandelt.'     Sowohl  die  Mitte 

'  Das  gilt  £.  B.  von  dem  Rhein  als  Oreoie  iwiavheii  Deutochlantl  iiiiii 
Fmnkrelch.    Vgl.  Elfiber,  (UhDlI.  R.  de«  ^eutacliFU  Btindaa  S$i  88— (Mt 
KliilitHchM,  «Hfii'mcinrs  Stntsrecht.    I.  14 
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tlea  Flusses  als  ^er  Thalwe^  sind  aber  öfteren  Aendeningaa 
unterworfen,  iii  Fol(j;e  iler  An-  und  AbspUluiig  der  Ufer  und 
in  Folg«  ver&nderleii  WuseerlHiifs. 

b>  Die  Geinrgsgrenzen.  Die  OebirgszOge  trennen 
gewöhnlich  SUrome  und  CuUor  von  einander.  Die  Bewohner 
sehen  nicht  hinttber  und  gelangen  nur  mit  Anstrei^ng,  ge- 
wohnlich  nur  anf  einzelnen  Bei^lressen  zu  einander.  Regel- 
uiäBzig  wird  <lHnH  der  oberste  Grat  des  Gebii^^,  welcher 
auch  die  (iewttsser  scheidet,  als  die  natiirliche  Grenzlinie 
angewhcn. 

Zu  der  zweiten  Classe  geboren : 

a)  Die  Meere,  seltener  grosse  Seen,  die  von  Natur 
der  Sitnderheri-fchaft  einzelner  Stateo  entzogen  Bind,  und 
der  geuieinsamen  freien  Benützung  aller  Welt  oflbn  stellen. 

b)  Die  Wüsten  und  nnwirthliche  Steppen,  zuweilen 
auch  Wälder  und  wildes  Gebirge.  Die  fortechreitende 
Cnltur  und  die  allmfthtige  Aneignung  anch  dieser  Gebiete 
durch  die  Statsmacht  macht  aber  sol<^e  Naturgrenzen  seltener. 

Die  nähere  Bestimniung  der  Grenaverhältnisse  ist  dem 
Völkerrechte  vorbehalten. 

3,  In  ähnlicher  Weise,  wie  der  Charakter  und  der  BU- 
dung^rad  des  Volkes,  übt  auch  die  Natur  des  Landes  eineo 
groszen  Einflusz  aus  uuf  die  Stateobildung  in  demselben. 
Obwohl  BUS  (Ittr  Erde  geboren  ist  der  Mensch  docli  nur 
une^;e^Uich  ein  „  Landeskind  *  zu  nennen.  Als  ein  g«ster- 
fUllt«s  und  fr^es  Wesen  rermag  er  den  ftiuzeren  Einwirkun- 
gen  des  Landes  auch  Widerstand  zu  leisten.  Aber  er  wird 
überall  von  der  Macht  der  Natur  umschlossen,  und  kano 
fich  den  Einflüssen  nicht  völlig  entziehen,  welche  der  be- 
sondere Charakter  und  die  Gestaltung  seines  Wohnmtes  Mif 
seinen  Geist  und  Körper  täglich  ergieszt.  Kann  schon  das 
IndiTiduum  diese  Eindrücke  nicht  alle  zurUckstosaen  und 
abweisen ,  so  wird  das  Volk ,  welches  langer  lebt  und  Jahr- 
hunderte biiidiurch  den  nämlichen  Einwirkungen  der  Landes- 
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natur  au^eeetzt  ist,  noch  mehr  davon  betroften,  und  am 
Ende  wird  in  anfterem  Land  nnch  das  Volk  ein 
aodereB.  Es  ist  aber  eher  Aufgabe  der  Politik  ^Is  des 
Statsrechts,  den  Einflusz  der  Landesnatur  je  nach  Klima, 
Bodenfbrm  nnd  Bodenart,  Fruchtbarkeit  \i.  r.  C  auf  das 
Stotsteben  ni  wQrdigen. 

Wie  aber  die  Menadibeit,  nieht  du  Vdk  die  wahra 
Unterlage  des  vollkOoitneTien  Btates  ist,  so  ist  auch  die 
Kr4«,  M^fc  da*  Land  das  vollkommene  Statsgebiet, 
Die  Erde,  welche  die  MIUMdifiiiltigkeit  alier  Linder  in  da« 
richtige  VerhftltniSE  bringt  und  hsrmomMfa  einigt,  welche 
alle  Gtegens&tze  nicht  als  Mängel,  sondern  ato:  likgttnEung 
und  Rcichthuin  eropändet  Fflr  die  heutige  Statenbildang 
aber,  welche  dem  höchsten  Ziele  nodi  ferne  steht,  folgt 
daraus  der  anch  practisch  Iftngst  bewahrte  Säte:  am  gün- 
stigsten auch  tür  den  Einzelstat  ist  ein  mannichfaltig 
geartetes  Lund,  mit  Bergen  und  Thttleni,  FltUaen,  Seen, 
Meeresküsten  und  Ebenen :  nicht  gerade  der  erhöhten  Fruchi- 
barkeit  wegen,  denn  diese  Hebaugen  und  Senkungen  des 
Bodens  machen  einen  Theil  des  Bodens  unfähig  fUr  die 
Cnltor;  sondern  weil  sie  die  ebenfalls  mannichfaltigen 
Anlagen  der  Bewohner  allseitig  anregen  und  die  meosdi- 
liehen  Kräite  itoigem.  Am  nngOnstigsten  dagegen  sind  groaw' 
dnwirthliche  Steppm  des  Binnenlandes.  Diese  sind  daher 
aneb  der  uralte  Boden ,  auf  dem  die  unstatlieben  Koinaden- 
vOlker  noch  ihr  Wesen  treiben. 
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Dreinndzwaaziffstes  GapiteL 

Von  der  GeliieUboheit.     (Sogenanntes  StAteeigeulhnm.) 

Man  nennt  das  Hoheitsreoht  des  States  über  das 
ganze  Statsgebiet  oft  Statseigeotbuo).  IKese  Beseid)' 
ming  hatte  in  dem  mittelalterliebefi  Lehensttat  wie  in  den 
abeolaten  Staten  der  aaiatischen  Voneät  eine  relaüre  Wahr- 
heit Za  dem  modernen  Statsbegriffe  aber  paszt  dieselbe  in 
keiner  Beziehung. 

Das  «Eigenthnm"  ist  ein  priratrechtlioher,  nicht  ein 
politischer  Begriff.  Bo  lange  daher  der  8tat  oder  dessoi 
Oberhaupt,  wie  in  dem  alt-jQdiscben  State  Gott,  wie  die 
Ägyptischen  Pliaraone  als  alleinige  EigenlhQmer  des  Bodens 
betrachtet  wurden,  an  dem  den  einzelnen  Privaten  kein 
Eigenthum,  sondern  nur  ein  TorQbetgehendes  Gtebrauohs- 
und  Kutzungsrecbt  zugestanden  war,  oder  so  lange  wie  in 
dem  römischen  Reiche  wenigstens  der  Boden  der  unterwor 
fenen  PrOTinien  als  in  dem  formellen  Eigentfaum  des  rOmi* 
sehen  Volkes  oder  Kaisers  stehend  angesehen  wurde,  und 
den  ProTincialcn  nur  mu  minderes,  obwohl  reales  Eigen- 
thum (in  bonis)  an  ihren  Grundstücken  zukam,  od»  so 
lange  wie  in  änzelnen  mittel^terlichen  Staten,  z.  B.  in 
England  und  der  Eroberung  der  Normannen,  der  KOnig  als 
ObereigenthUmer  und  Lehensberr  des  ganzen  Landes  galt 
und  die  Unterthanen  nur  einen  lehensmfiszig  abgeleiteten 
Grundbesitz  hatten,  so  lange  bildete  die  Vereinigung  und 
Vermischung  von  priratrechtlichem  Eigenthum  und  statlicher 
Hofaeit  die  natürliche  Unterlage  fUr  den  Begriff  des  Stats- 
e^gefUhums.  Seitdem  aber  die  Ausscheidung  des  Privat- 
rectiles  und  des  Stetsrechtes  vollzogen  ist,  ist  derselbe  durch- 
aus "nfcpjtfmr  geworden. 

Das  H«li«iisrecht  des  Stetes  über  das  Gebiet,  die 
Gebietshoheit  (Imperium),  ist  somit  von  dem  Eigenthum  , 
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(dominium)  des  States  wohl  zu  unteraoheideii.  D»  letztere 
hat  einen  priratrechtlichen  Inbalt,  angeachtst  der  Stat  da« 
Rechtosubject  ist,  daa  erstere  dagegen  hat  einen  wesentlioli 
politischen  Charakter,  und  kann  seiner  Natur  nach  nur  dem 
8tate  (beziehungsweise  dem  Statsoberhaupte)  zustehen. ' 

Die  Gebietshoheit  hat  vorerst  den  positiven  Inhalt, 
dasz  dem  State  rollkommene  statUche  Herrschaft  Qber 
daa  ganze  Gebiet  zusteht.  Soweit  dasselbe  sich  erstreckt^ 
ist  somit  der  Stat  berechtigt,  seiner  Gesetzgebung  Aner- 
kennung zu  Tersßhaft'en ,  seine  Regiernngsbeschltksse  durcbr 
anfuhren,  seine  Gerichtsbarkeit  zu  nben.  per  Stat  hat  nicht 
bloss  Gewalt  Ober  die  Personen,  er  hat  sie  auch  ober  daa 
Land  und  Ober  die  Sachen  darin. 

Diese  Herrschaft  ist  aber  stadich,  nicht  privatrechtlich. 
Demg;emfi8z  ist  es  ein  Irrthum,  der  aas  jener  felschen  Vor^ 
stellnng  von  Statseigenthnm  entsprungen  ist,  wenn  ein  nh- 
tOrliches  Eigenthuni  des  States. an  herrenlosen  Sachpn 
behauptet  wird,  die  in  seinem  Gebiete  vorhanden  sind,  odef 
wenn  die  Fremden  von  der  Oo<Jnpation  solcher  Sachen 
auageschiossen  und  diese  ansschliesziich  dem  State  selbst 
oder  seinen  Angehörigen  vorbehalten  wird.  Die  Occnpation 
ist  einQ  privatrech tliohe  Erwerbsftirm,  nicht  ein  Ausäusz  einer 
statjichen  Hoheit,  und  der  Umstand,  dasz  es  Sachen  gibt, 
welche  nicht  in  privatrechtlichem  Besitze  oder  Eigenlhuni 
und  doch  derselben  fähig  sind,  ist  wieder  nur  ein  privat- 
rechtliches,  nicht  ein  atatsiechtliches  Verhältnisz. 

Dem  Wtmischen  Rechte  ist  denn  auch  jene  irrthumliche 
Ansicht  fremd.  Au  den  eigentlichen  res  niilltiis  hatte  der 
S(at  geniile  so  wenig  Rechte  als  jede  andere  Privatperson. 

'  Die  Allen  hnben  diese  Unteraebcidnog  wohl  erkannL  Hvgo  GnlttiM,' 
de  Jure  belli  acpac  IL  3.  fUhrl  eioe  Stelle  von  Senecn  an,  de  beiief  VI1.4: 
„Ad  r^ces  pelfHai  oranlam  perlinet,  ad  aingnloa  proprirtai ;"  and  von  Dio 
fhryioil-  ürat.:  „Das  Luid  fehört  dem  Slat  Q  /öfa  r^g  hd-Us;);  tthtr 
nicht«  desto  minder  iit  jeder  Einzelne  vollkomnienn-  Herr  $ehier  erwor- 
benen Guter." 
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Wer  ibiBiei-,  ob  Frtmder,  ob  lOtniKber  BOi^r,  dleMlbea 
ooeu[Mrte,  wurde  dureb  die  Otieiqitftiou  EägetUhüncr.  *  la 
4eiB  Hittelaller  dyg^gen  war  allerdings  die  Vorstellung  der 
lebeDsbertlieben'  Oberhoheit  und  die  des  PatrisMmialstates 
eioer  Auisdehniing  der  Statriterrscbaft  auch  auf  Gegenstände 
de*  Privatreehtes  gUnntig:  und  in  maacbeD  neuem  Rechten 
hat  sich  diese  frühere  ADsehauuag  groszentbeils  noch  erhalten. 

DahlDf'gehOreD: 

1.  Das  preuszische  LaDdreoht,  welches  mit  Besag 
auf  gewisse  Arten  tob  Sacbai,  insbesoDdere  auf  Liegen- 
B^aften,  Erbsehaflen,  notabare  Landtbiwe,  auf  welche  uo^ 
kein  Individunm  ein  besonderes  Recht  erlangt  hat,  oder  die 
TOD  ihrem  flühem  EigenthUmer  verlassen  worden.,  dem  State 
ein  VortDgsreeht  ztir  Oocupatitm  zuschreibt,  in  Folge 
dessen  ein  Anderer  dieeeUien  nicht  ohne  Eiitwilligung  des 
States  in  Besitz  nehmen  darf.  An  aQdem  herrenlosen  Saoben 
dagegen  erkennt  auch  das  preususcbe  Landrecht  die  Oocu- 
pationsfreiheit  an.' 

%.  Das  englische  Recht  h&lt  auch  bierin  die  mittel' 
atorlicbe  Vorstellung  noch  strenger  fest,  inde«  es  in  der 
Regel  ^eni  EOnige  da»  Eigenthum  an  herrenlosen  Saobea 
zuschreibt.  *  Nur  ausnahmsweise  erkennt  dasselbe  an  eiasel- 
neh  beweglichen  Sachen  ein  freies  Occnpationsrecbt  an.^ 

3.  Daä  französische  Recht  ist  dem  englischen  ähnlich. 

'  Gapii,  in  L.  3  pr.  de  Adquir/  rer.  dominto:  Qood  enim  nullia«  ea\, 
U  roNoM  milirrnK  occnpanti  conceditnr.'  Tgl.  L.  1.  pr.  eod.  KlOber, 
Mnü.  Ii«ebt  des  dealMbn  Bnsd««,  J.  337.  bsi  tnent  die  Theorie  «af- 
geelellt,  da»  die  sogenumten  adcApoU,  d.  h.  lierrenlose  Sacbeo,  lanw 
balb  des  Subgeblet«  nicht  von  Fremden  occiipirt  werden  können.  Warum 
aber  wllte  der  Togel .  der  einem  Fremden  ini  Zimmer  fliegt  und  von  diesem 
Ceüangni  wird,  dcmMlben  weniger  geboren  all  eineni  EinheimiacbenT 

•  Prenai,  Ldr.  U.  16.  «.  1.  ff. 

'  BlackaL  I.  8.  führt  eine  Stelle  TOoBracion  an:  ,Haec  qnae  nal- 
Udb  in  bonfa  Bunt  et  olim  l'uerunl  invenloris  de  Jnre  Dfiturali,  jam  efl- 
elantvr  principia  de  jure  gentjum." 

'  BUckat.  II.  16.  36. 
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Ba  stellt  güTiE  allgemein  das  Prinoip  auf:  „Die  herreMloten 
Ssohen  gebAren  dem  State."" 

4.  Das  tisterreichisclie  Gesetz  nthert  sich  dafcegen 
der  ncbtiKen  römischen  Ansicht.  Es  erkennt  die  umgekehrte 
Regel  an,  dasa  die  herrenlosen  ßarlien  (dort  „freistehende 
Sachen"  genannt)  der  freien  „Zueignung"  anheimfallen.  ■ 

Wo  nan  aber  In  den  neneni  Rechten  ein  so  ausge- 
dehntes Recht  des  States  noch  rorknmmt,  da  ist  dasselbe 
doch  nicht  mehr  uls  eine  Folg«  der  Gebietshr^eit,  sondern 
alt  eine  Anwendnng  des  aim  statiteben  Rüeksiehten  uiid 
privatreehtitchen  Elementen  gemischten  Rechtes  der  Rega- 
li tlt  zu  behandeln. 

Der  oegatire  Inhalt  der  (jehietshoheit  l>eeteht  in  dem 
Rechte  des  States,  jeden  andern  Stat  oder  Ubei-huupt  jede 
andere  Macht  von  jeder  statlichen  Herrschaft  Innerhalb  seinn 
Oebietes  und  ron  jedem  Uebergriff  in  dasselbe  abciihalteii. 
Es  ist  eine  einfache  Folge  dieses  Gniudsatses,  wenn  der 
moderne  St4it  nicht  zugibt,  dasz  in  seinem  I^Mude  ein  tnm- 
der  Stat  Gerichtsbarkeit  oder  Polizeigewalt  Übe.  und  wenn 
er  auch  eins  privatrechtliche  Begründung  solcher  flremden 
Herrsehatl  nicht  anerkennt. 

Die  Verttuszerung  endlich  des  Statsgebietes  oder 
eines  Theiles  desselben  in  den  Formen  und  nach  den  Be- 
griRfen  des  Privatrechles,  wie  dieselbe  im  Uittelalter  ganz 
allf^mein  von  den  Landesherren  geUbt  wurde,  welche  ihre 
Heri-Bchan^n  wie  ihre  Gnmdstücke  Terkaulten,  verpfände- 
ten, oft  auch  vertheilten,*^  ist  hinwieder  mit  dem  üil'Bnt- 
lichen  Charakter  der  Gebietshoheit  nicht  mehr  vereinbar. 
Nach  dem  modernen  Btatsrechte  ist  vielmehr  der  Grundsatz 

*  Code  Crr  i-  713:  „Lt-a  bienii  qiii  ironi  pa*  de  mattr« appBrU«nD«iit 
ii  1  filai.     Vgl.  §8-  .'"•39.  -iTi.  T«8. 

'  §■  381  IT. 

*  Avhiilleh««  kommt  auch  im  Alwnhnm.  nbw  aar  bri  »oIcIkr  SM»k 
TOT,  deren  Fürst  eine  abMlnte  Gewalt  Qber  Lnad  nnd  l.eiile  halt«.  Vfl. 
die  fleiiipide  hei  Hiig»  Orot.  I.  3.  12. 
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<ler  Un veräuszerlichkeit  und  Untbeill)Brkeit  des 
Stategebietes  bIs  R«geP  fest  zu  halteD.  AtianabraBweise  ober 
ist  eine  VeräiiszerDtig  nur  zulässig  in  öffentlich  recht- 
ticher  Form,  auf  Grundlage  eines  Gesetzes  Oder  in 
Folge  roii  vülkerrectitlichen  Vertrflgen,  wohin  denn 
fltich  die  Friedensehlusse  gehöreD,'" 

Hugo  Grolius  fordert  Uberdem  nach  DatUrlicfaem'  Rechte, 
wenn  ein  Thul  des  Statagebietes  rerfiuszert  werden  eoU^ 
tiicbt  blosz  die  Zustimmung  des  ganzen  StatskOrpere, 
sondern  auch  die  der  Einwohner  dieses  Gebiete- 
tfaeiles:  ein  gerechtes  Erfordemist,  da  es  sich  um  die 
ganze  statliche  Existenz  derselben  handelt  und  öe  durch 
die  Gesetzgebung  des  ganzen  States  unmöglich  in  einem 
Momente  genttgeod  vertreten  werden ,  in  welchem  diese  rar 
Auflösung  der  Gemeinschaft  geneigt  ist.  Aber  die  Noth  der 
Umstände  wird  in  den  meisten  FftUeii  der  Art  starker  sein, 
ala  jener  Grundsatz  des  natürlichen  Rechts." 

Beschränkungen  der  Gebietshoheit  zu  Gunsten  ande- 
rer Btaten  (ststsrechtliche  Dtenstbarkeiten)  können 
yoricommen,  und  zwar  analog  den  Servituten  des  Prirat- 
rechtes.  Nur  bedürfen  auch  diese  Beschränkungen,  damit  das 
Statsrecht  sie  anerkenne,  einer  slatsrecbtlichen  oder  Völker* 
rechtlichen  B^rflndui^  im  dnzelnen  Fall  und  eines  state- 
reehtlichen  Inhalts;  2.  B.  durch  Statsvertrag  wird  dem 
benachbarten  State  die  iVeie  Benutzung  einer  Hill  tfiratrasze  Über 

•  Frani.  Verf.  v.  1791.  II.  5.  11.  „Le  royaume  est  vn  et  indivi- 
nNc."  Oesterr.  VerhssuDg  J.  2.  .Diese  Kronländer  bilden  jie  freie, 
»HutäDdige,  unttieilbare  und  un&aflöHbare  coutitotionelle  äster- 
reichieclie  Erbmnnarcbie.'  Belage  von  deutschen  EinieUtSlen  bei 
ZncliDriu,  DeuWcbes  Btata-  ntid  Biindear.  I.  J-  83. 

'"  PreaaiiBcbe  Verf.  >onl850.  Art.  2.  „Die  Grenzen  diese»  StsW- 
gebiets  liöDneD  nur  durch  ein  OeMtz  ^'eraIlde^t  werden." 

"  HngoOrol.  IJ.  6.  §.  4  ff.  Vgl.  Wiener  Sohlusiakle  v.  1828, 
Art.  6.  „Eine  freitrillige  Abtretung  auf  einem  Bandeagebtele  haftender 
SouTerKniUUS'Beehte  kar.n  ohne  Zjstimmnng  (der  Gerammtheit)  nor  tu 
(iiiiisien  eines  Hitverliünrieten  geschehen." 
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(las  StatBf^ebiet  zugesichert;  oder  eine  Stadt  wird  mit  Rücksicht 
auf  die  Begehren  des  Nac^barstatee  als  Freibafen  erklärt ;  oder 
die  Ausübung  des  Postregals  wird  an  eine  fVemde  Postver- 
waltung überlassen.  In  höherem  Maeze  aber,  als  im  Primat- 
rechte  zweifelhalte  Falle  zu  Gunsten  der  Freiheit  des  Eigen- 
ihuma  interpretirt  werden  und  die  Ausdehnung  der  SerrU«^ 
ten  ni()glichst  beschränkt  wird,  musz  im  Statsreohte  die 
Freiheit  der  (Gebietshoheit  gegenüber  dererügea  Beschrfta- 
kuDgeu  gewahrt  werden;  denn  die  Harmonie  und  Einheit 
des  Sta(eorgani8mu8 ,  sowie  das  BedOrfbiss  fteier  Umgestal- 
tung der  statlicheo  Binrichtangen ,  je  nach  den  Erforder- 
nissen der  öffentlichen  Wohlfebrt,  werden  äutch  dauernde 
BoschrJtpkungeD  und  Hemmungen  von  auszen  sehr  leicht  in 
einer  uqertrSgliohen  Weise  gestört  und  verletzt^  '* 

AiiinerkaiigeD.  1.  Die  Umwandlung  des  Titels  der  franzöalscheii 
Könige  ans  Roi  dt  fVonw  in  Hai  drt  FVonpoti  in  Folire  der  Revolntiini 
war  ein  Prolest  gegen  die  frühere  Vorstellung,  dasz  Frankreich  eip  pa- 
tflnonium  regis  sei.  Insofern  bezeicbnet  sie  einen  Fortschritt  des  stat- 
lichen  Geislee.  Aber  sobald  man  die  Gebietshobät  in  ihrer  wahren  Be- 
dcptQDg  erfaau  hat,  so  ist  Icein  Qrand  mehr,  die  Benennung  der  Könige 
von  dem  Lande  oder  Reiche  her  Bir  bedenklicher  su  halten  als  die  von  deni 
Volke  her.  Zu  weit  aber  gebt  Stahl,  wenn  er  (8t« t« lehre  II.  S  38)  der  leti- 
teren  Bezeichnung  vorwirft,  sie  rufe  ein  „Bild  der  Barbarei"  hervor.  Die 
rOmischea  Kaiser  and  die  dentscfaen  Kaiser  haben  bekanntlich  d«n  Namen 
des  Volks  dem  des  Landes  in  ihren  Titeln  vorgezogen.  Wer  wollte  sie 
denihaib  der  Barbarei  bezirhtigen?  Die  Benennung  -vom  Volke  her  ist 
sogar  edler  sls  die  vom  Lende  her,  weil  das  Volk  über  dem  Lande  ist. 

2.  filoaze  QrenKberichtigongen  fallen  nicht  unter  den  Begrifl 
der  Ver&nstemng  des  Slatsgebietes.  Es  wird  durch  dieselben  nicht  ein 
Theil  des  Stsl^bieles  entfremdet,  sondern  der  Omfang  des  wirklichen 
SiBtegobietes  näher  bestimmt.  Wenn  aber  zum  Behuf  der  Arrondirung 
eines  Siates  ganze,  znmal  bewohnte  Gebietsstrecken,  welche  onzweifel- 
hafl  bisher  demselben  lugehörien,  abgetrennt  and  nmgetanscht  werden, 
so  ist  das  allerdings  nicht  niehr  eine  blosi«  Qrenzberichlignng. 

■■  aehmitthenner,  Statsrecht  S.  409;  „Blosz  privatives  Eigenth um 
eines  fremdem  Stalea  oder  Souverttna  in  dem  Gebiele  des  ßlsles  scbliesit 
keine  BeschrUnkang  der  I.andesgewalt  ein." 
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Vierondswanrigstes  OapittL 

EÜnttieilung  det  Laade«. 

D«8  8tat8g;ebiet  iat  gewöhnlich  m>  DtnfiEimeiid ,  daez  es 
r^elmOzig  znm  Behuf  der  politischen  Beherrschung  in  ver- 
schiedene Abtheilnngen  getheilt  werden  diusz.  Es  lassen  sich 
hier  vier  Hauptarten  unterscheiden: 

t.  Die  Provinzen. 

Die  Provinsen  des  römischen  Reiches  waren  ursprüng- 
lich selbständige  Btatsgebiete,  welche  aber  der  Herrschaft 
des  römischen  Btates  unterworfen  worden.  Audi  die  neuem 
ProTiDsei)  erklftmn  sich  häufig  aus  ftüherer  Besonderheit  der 
spttter  zu  dnem  grosseren  Ganzen  vereinigten  Lftnder.  Zu- 
weilen sind  aber  neue  Provinzen  erst  von  dem  State  ge- 
schaffen worden,  dem  sie  angehören,  und  oft  sind,  wie  im 
deutschen  Reich,  aus  den  Provinzen  (HerzogthUmern)  neue 
lAnder  geworden. 

Das  Cbarakteristisebe  dieser  obersten  Stnfe  der  stat- 
lichen  Eintheilung  liegt  immerhin  in  der  relativen  atat- 
lichen  Besonderheit  dieser  Theile.  In  Folge  derselben 
haben  sie  eine  zwar  der  Glesammtregierung  nntergeordnelCy 
aber  immerhin  mit  Rücksicht  auf  die  eigenthUmItche  Be- 
deutung der  Pi-ovinz  mit  au^edehnteren  Vollmachten  ausge- 
rüstete relativ  selbständige  Provinzialregierung.  (Jeber- 
dem  haben  dieselben  in  der  Repräsentativ- Verfassung  zu- 
weilen selbst  eine  —  fivilich  auf  die  besondem  Interessen 
der  Provinz  beschränkte  —  besondere  Provinzialgesetz- 
gebung,  Pritvinzialstände. 

Der  moderne  Eiiiheitsstat  ist  dieser  Eintheilung  nicht 
günstig.  In  Frankreich,  in  Spanien  und  in  England,  nun 
auch  in  Preuszen  ist  die  gesetzgeberische  Besonderheit  der 
Provinzen  aufgelöst,  in  Oesterreich  in  den  sogenannten 
Kronländern   vornehmlich   auf  die  Interessen   der  Cultiir 
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und  WirÜwchafE  beechränkt  worden.  So  gross  aber  das  Iti- 
teresse  des  States  an  voller  und  durchgreifender  Einheit  im 
Oi^aniamus  ist,  so  zerstört  doch  eine  gänzliche  Beeeitigung 
der  prorinöellen  Freiheit  viele  natürliche  EigenthomliCh- 
keitan  und  Bedürfnisse,  und  leicht  verletzt  eine  über* 
triebene  Un^rmitat  gesunde  und  fruchtbare  Theile  des 
Volkslebens. 

2.  Die  Kreise. 

Die  Kreise  sind  noch  grössere  Statsbezirke^  aber  sie 
haben  doch  nur  die  Bedeatnng  von  bloszen  Theilen  de» 
Statsgebiebea.  Sie  haben  nicht  wie  die  ProviDsen  einen  An- 
spruch darauf,  zugleich  beaoDdere  Länder  au  sün.  In 
der  alten  fränkischen  und  deutschen  Reieheverfassung  hatten 
die  HeraogthOnier  und  FUrstenthUmer  den  Charakter 
von  Provinzen,  die  Gaue  den  too  Kreisen.  Eben  dahin 
öod  die  englischen  und  nordamerikanischen  Grafschaften, 
die  französischen  Departemente,  die  deutschen  Ereisft 
an  rechnen. 

Der  wahre  Grund  dieser  Einthdlung  liegt  nicht  in  der 
ISgentbUmlichkeit  eines  Landes  oder  eines  Volksstwnmes, 
soodem  in  dem  politischen  Bedürfnisse  der  Statsregierung 
selbst,  ihre  Th&tigfaeit  stufenweise  zu  gliedern.  Sie  ist 
daher  vorzugsweise  das  Product  des  Statsoi^nismus,  obwohl 
im  Einzelnen  anch  auf  die  historische  Verbindung  der  Be- 
vOlkwuDg  eines  Kreises  und  auf  die  natürlichen  Verkehrs- 
beziehungen  derselben  Rücksicht  zu  nehmen  ist  Lassen 
sid)  die  Provinzen  mit  verschiedenen  Häusern  vei^leichen, 
die  zu  einem  Schlosse  gehören,  so  sind  die  Kreise  eher  den 
verschiedenen  Stockwerken  eines  Hauses  veif;leichbar. 

Den  Kreisen  kommt  gewöhnlich  eine  besondere  Conoen- 
tration  der  Regierungsgewalt  und  der  obern  Gerichts- 
barkeit zu. 

3.  Die  Bezirke. 

Sie   bilden    rngelmfiszig   Unterabtheil ungen   der   Kreise, 
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nnd  haben  dann  eine  besondere  der  Ereisregiernng  untere 
geordnete  Verwaltung  und  eine  mittlere  Gerichts- 
barkeit. 

Die  alten  Centenen  (Huotari)  der  germanischen 
Verfassung ,  die  Landgerichte  und  Oberaoiteien  in 
Deutschland ,  die  Ca  n  t  o  n  e  in  Frankreich  nehmen  diese 
Stellung  ein. 

Blosze  Wahlkreise  zum  Behiife  der  Volksrepräseii- 
tation  geh&ven  nicht  hieher,  da  sie  nur  flir  einen  vorüber- 
gehenden politischen  Zweck  geschaffen,  nicht  ein  organisches 
Glied  im  Statskfirper  sind!  Der  Mangel  an  bleibenden  ge- 
meinsamen Institutionen  spricht  abrigene  gegen  die  Zweck- 
mSszigkeit  solcher  unoi^aniachen  Kreise. 

4.  Die  Gemeinden,  sowohl  die  Stadt-  als  die  Land- 
gemeinden mit  ihrem  Bann. 

Sie  sind  die  unterste  Stufe  der  Einiheilung  des  StalS' 
gebietes,  haben  aber  eine  höchst  lebensrnlle  Bedeutung; 
welche  eine  gewisse  Analc^ie  mit  dem  Statsgebiete  selbst 
gewahrt.  Wie  das  politjsch-organisirte  Volk  zum  Land,  so 
rerhalt  sich  die  persönliche  (corponttive)  Gemeinde  sam 
Qemelndebezirk  (Gemeindebann).  Sie  erfüllt  es  mit  ihrem 
gemeinsamen  Leben.  Freilich  ist  dieses  seibat  nicht  wie  dort' 
ein  höheres  politisches,  sondern  zimächst  ein  den  gemeinen 
Cultur-  und  Wirthschsftsinteressen  zugewendetes. 

Veränderungen  in  der  politischen  Eintheilung  dea 
StatsgeMetes  sind  Sache  des  Gesetzes.  Der  Stat  hat  in 
allfn  Stufen  der  Abiheilung  auch  seine  Gesammlinteressen 
und  die  Harmonie  seines  Organismus  zu  wahren.  Je  höher 
aber  die  Stufe,  um  so  entscheidender  wirken  die  öfteutliohen 
Interessen ,  uro  so  fl-eiere  Hand  hat  der  Stut  in  der  Bestim- 
mung der  Grenzen.  Die  tiefste  Stufe  dagegen,  die  Ge- 
meinde, steht  ihrem  Zwecke  nach  in  so  vielRLltigen  und 
engen  Beziehungen  zu  den  bestehenden  Gemeindecorpora- 
I Ionen,     dnsz    hier    der    Wille,  auch     dieser    rorzüglich    in 
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Betracht  komtnL  Die  HauptrUcksicbten,  welche  der  8ta(  bei 
seineti  AuordDungeu  zu  nehmen  hat,  sind  a)  die  politische 
ZveokEDfiszigkeit  der  EinUieilung;  b)  die  natürlichen  Ver- 
bindungen und  Oegensätee,  z.  B.  zasam mengehörige  Flusz- 
gebiete  oder  Thäler;  c)  die  historischen  Beziehungen  der 
Bevölkerung;  d)  ihre  Verkehrebeziehung,  z.B.  zu  einer 
Stadt  als  Centralpunkt.  Untergeordnet  dagegen  sind  die 
blosz  matheuiatiscben  Rücksichten,  die  sich  abzAhlen 
oder  mit  dem  Zirkel  bemessen  lassen. 


Fttnfondzwanzigstes  GapiteL 

Verhftitnisz  des  StaU  zum  rrlvatcigenllmm. 

Das  Pi-irateigenthum,  d.  h.  die  Herrschaft  des  In- 
diriduums  über  die  Sachen,  ist  so  alt  als  der  Mensch.  Als 
die  ersten  Menschen  die  Früchte  pflückten,  welche  die 
Bttume  ihnen  zur  Nahrung  darboten,  übten  sie  mit  Be- 
wusztsein  Herrschaft  aus,  d.  h.  sie  nahmen  dieselben  zu 
Eigentlium.  Und  als  sie  sich  eine  Höhle  wählten,  und  ein 
üastea,  wenn  auch  vorübergehendes  Lager  bereiteten,  er- 
griffen sie  auch  daran  Eigenthum.  Als  sie  ihre  Blösze  mit 
Zweigen  bedeckten  und  ein  Thierfell  um  ihren  Leib  warfen, 
hatten  sie  wieder  Eigenthum  erworben. 

Das  Eigenthum  ist  nicht  erst  durch  den  Stat  er- 
zeugt word«i.  Es  ist  in  seiner  ersten,  freilich  unvollkom- 
meoen  und  noch  wenig  gesicherten  Gestalt  das  Werk  des 
individuellen  Lebens,  gewissermaszen  die  Erweite- 
rung des  leiblichen  Daseins  der  Individuen.  Das 
Individuum  »greift  Besitz  von  den  Dingen  um  es  her,  die 
in  den  Bereich  seiner  Herrschaft  ßtllen,  es  macht  sich  die- 
selben dienstbar  und  nutzbar,  es  eignet  sich  dieselben  an. 
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Indem  zum  Besitz  da«  Bewnsztsein  der  berechtigten'  HeiT> 
Schaft  der  Person  über  die  Bache  hinmtritt,  ist  das  Et^en- 
th  u  Dl  Tollendet.  Auch  der  Nomade,  der  keiner  ftesteo  Stato- 
verbindung  an^ehOrt,  hat  dennoch  Blgenthum  an  seinen 
Kleidern,  seinen  Waffen,  seinen  Heerden,  seinen  OerAth- 
Schäften.  Auch  jener  schiltbrOchige  Robinson  auf  dem  ein- 
samen Eilande  erweiterte  sein  Eigenthnm. 

Der  Communietnus,  welcher  die  RechUniHrigkait  «ia» 
PriTateigenthums  läugnet,  natf  ila»  Eigenthum  als  „Dieb- 
stahl" <  as  4er  Gesammtheit  urklArt,  ist  somit  im  Wider* 
i|VDeh  mit  der  individuellen  Natur  des  Menschen,  wie  GoU 
ihn  geschaffen,  der  dem  Menschen  „Herrschaft  verliehen  hat 
über  die  Fische  im  Meer  und  Über  die  Vögel  unter  dem 
Himmel  und  über  das  Vieh  und  über  die  ganze  Erde" 
(i.  Mose  1,  26).  Er  ist  ebenso  im  Widerspruch  mit  der 
ganzen  Geschichte  der  Menschheit,  welche  unter  allen'  Völ- 
kern und  in  allen  Zeiten  das  Eigenthum  anerkennt,  und  in 
ihrer  Entwicklung  unverkennbar  bemUht  ist,  das  BigenUnnii 
Tollkommen  auszubilden. 

Die  Aufhebung  des  Eigenthums  im  Sinne  der  Comnni- 
nisten  wUrde  den  Unteigang  jeglicher  iadividDellen  Freiheit, 
fie  Zerstörung  der  Cultur,  die  Auflösung  der  Familie,  mit 
ESnem  Worte  eine  Barbarei  zur  Folge  haben,  wie  sie  adbst 
in  den  rohesten  Zustanden  der  menschlichen  Gesellschaft 
nie  da  gewesen  ist.  * 

Scheinbar  gemfiszigter  nnd  hnmaoer  ist  die  Lehre  dar 
Socialisten,  aber  ebenso  verkehrt  nnd  minder  noch  con- 
sequent  Als  Vertreter  dieser  Ansicht  mag  FrObel  gelteB, 
welcher  das  ESgenthum  nur  als  „Lehen  da-  Statsgesdl- 
schafl  in  der  Hand  seines  Besitzers"  gelten   lassen  will  und 

*  hmidkoR,  „L«  propriiU  o'«t  I«  vol." 

'  Vgl.  Tkien  De  la  propriili  Uv.  11.,  der  vortrefflich  in  der  Kritik 
der  eomm DU JBti sehen  uod  social iati scheu  Systeme,  aber  nicht  gificklldi  in 
der  phlloMphischen  Herl^tung  d««  Ef{[eiitlianMbe^ilfe«  (sBe  der  Arbeit)  tM. 
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das  Recht  der  Individuen  nur  als  „eine  Folge  eines  Gesammt- 
wiltenB  anerkennt  von  Vielen  die  eine  souveräne  GesellschaA 
bilden.  "^  Diese  Lehre  miszkennt  die  individuelle  Natur  und 
Freiheit  des  Menschen  nicht  minder  als  der  Communiamus^ 
und  indem  sie  blosz  von  abgeleitetem  und  vorltbergehendem 
Besitze  weiss,  bietet  sie  uns  äaa  übertriebene  Zerrbild  des 
miltelalterlichen  Lehenswesens  als  Ersatz  an  (üi  das  tnäß 
E^gentbum,  welches  eine  höhere  Gesittung  glackUch  er- 
rungen hat.  Es  ist  das  die  näiuliche,  nur  mit  demokrati* 
sehen  Phrasen  umhängte  Theorie  der  Enechtschofti  welche 
in  den  dunkelsten  Zeiten  der  Geschichte  eine  niedertrftchtig« 
Schmeichelei  willkürlichen  Despoten  gelehrt  hatte. 

Dem  State  kommt  somit  keineswegs  absolute  VerfUgung 
zu  Qber  das  Privateigenthum.  Vielmehr  liegt  dieses  als 
Privatrecht  zunächst  auszerbalb  der  Sph&re  des  StatsrechtoA 
Der  Stat  schafft  das  Eigenthum  nicht  und  erhält  es  nidit,  er 
darf  es  daher  auch  nicht  nehmen.  Er  schUtst  es,  wie  er 
Überhaupt  alle,  euch  die  individuellen  Recbte  scfaQtst.  Die 
beiden  Hauptgrunds&tze  Ober  das  VertdÜtiiiss  des  States  zum 
Privateigenthum  sind  demnach: 

1.  Der  Stat  gewährleistet  die  Freiheit  und  Si- 
cherheit des  Eigenthums.^ 

2.  Dem  State  kommt  keine  willkürliche  Dispo- 
sition zu  über  das  Eigenthum. 

Die  Freiheit  des  Privateigenlbunts  erleidet  aber  einige 
Bescbrftnkungen  unter  Voraussetzungen,  welche  zugleich 
das  Recht  des  States  erweitern: 

'  Fr&bel,  sociale  Politik  II.  6.  S93  u.  400. 

'  Eine  Heihe  von  TerfMtnDgen  ■precben  dleteii  Sati  aasdrüehlich 
■«•.  Schon  die  Magna  CliarU  König  Heinrich!  IlL  von  Ei^Und  von 
1225  «nthttlt  inehrere  Einieibeatimtnniigei)  der  Art  Aneh  die  npubll- 
h.nif^lu.  Verftnnng  von  Fraokreicli  von  1M8,  A.  11.  entbUlt  wie  die 
Charte  von  1814  (8)  den  Sati:  .Toulea  \ta  propri^l^  Bont  inviolablea;" 
etwuao  die  preuetische  Verfauung  von  1850.  A.  9:  „Da*  Eigentiran  iit 
uDrerleUlleh." 
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1.  Alls  der  Natur  der  Sachen  selttst  ei^eben  sidi 
solche. 

Gewisse  Sachen  nämlich  sind  um  ihrer  natürlichen  Be- 
schalTenheit  willen  dem  ausschlieszlichen  Privatbesitz  und 
Prirateigenthum  entrUckt  und  dem  gemeinen  'öffentlichen 
Gebrauche  hingegeben.  Oeffentliche  Sachen  (res  publi- 
Cae).    So  die  öffentlichen  Flüsse,  Seehäfen,  Straszen. ' 

Andere  Sachen  sind  zwar  ihrer  Natur  nach  ffthig  des 
Privateigenthums ,  aber  im  Sinne  des  modernen  Rechtes, 
weil  sie  immerhin  eine  nähere  Beziehung  auf  die  allgemeine 
Wohlfahrt  haben,  oder  weil  ihre  Ausbeutung  eine  Qber  die 
Schranken  des  gewöhnlichen  und  theilbaren  Prirateigen- 
thums  fainauereichende  umfassende  Wirthschafl  erfordert, 
dem  höheren  Rechte  des  States  unterworfen.  Dahin  gehören 
insbesondere  Bei^werke,  Salinen  und  ähnliche  Regale. 

2.  In  Folge  der  (politischen)  Oberherrschaft  des 
States  über  Land  und  Leute,  und  aus  seinei-  Verpflichtung, 
auch  das  Nebeneinanderbesteh-en  nnd  das  Nachein- 
anderbestehen  der  Individuen  zu  schützen.  Dahin  ge- 
hören die  Besteuerung  und  die  aämmtlichen  polizei' 
liehen  Beschränkungen  des  Privateigenthums. 

3.  In  Folge  des  Rechtes  der  Enteignung  (ezpro- 
priatio). 

*  Marciattm  in  L.  4.  $.  1.  de  div.  Rer.:  „Flumiaa.  paene  omni«  «t 
portal  pobliea  auoL"  ülptomu  In  L.  1.  S-  3.  «od.  „Publicum  dumen 
«aw  Cusiua  defioit,  quod  ptrnuu  Sil."  Enger  ist  der  Begriff  des  öffeut- 
liehen  Fluuei  bacb  dem  Codt  Tiapot.  §.  638:  „Les  cLeroins,  rouiea  el 
ruea  &  la  Charge  de  l'Etat,  les  fleave«  et  riviire«  navigiMn  Ott  flatttMf', 
les  rivagea,  lais  et  reUia  de  la  mer,  Jee  porU,  Je»  liavres,  les  radrt,  ei 
g^n^relement  louies  le>  portiuis  du  territoire  fraufus  qui  ne  Bont  pas 
suBceptiblea  d'une  propriit^  pHvfe,  aont  couBldirte  comrae  des  dipendancea 
dl)  domaine  public."  Der  Sachsenspiegel  IL  28.  $.4  acheint  ebenfalls 
nur  stroin&rtige  FItlwe  fUr  öffentliche  cu  halten:  „SveJk  water  sirames 
villi,  dat  ia  gemeoe  to  tarcne  ande  to  vlschene  inne."  Das  preaaii- 
ache  Landrecht  )1. 15.  S.  38,  42.  betchritnkt  den  Begriff  aogar  auf  „«cliiff- 
bare*  FlÜBse  und  weisz  auch  von  flössbaren  Privatllfiaseu.  Aehnlich  da» 
östcrr.  Ges.  S-  407. 
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GAWöhnlicIi  tiiuunt  man  an,  das  Recht  der  Eiiteigming 
sei  ron  den  Reimern  nicht  anerkaDDl,  vielmehr  die  Freiheit 
de«  Eigenthums  auch  dünn  unbedingt  geechttt^t  worden, 
wenn  der  Stat  der  Abtretung  im  Interesse  allgemein  nütz- 
Itclier  Unternehmungen  bedurft  habe.  Indessen  steht  nur  no 
viel  fest,  dasz  die  RAmer  kein  allgemeines  Abtretungs- 
recht zugelassen  haben.  Ihre  groszen  Canäle,  ihre  in  ge- 
rader Richtung  durchgeführten  Heerstraszen ,  ihre  Wasser- 
leitungen und  Befestigungs werke  aber  wären  nuerklärbar, 
hätte  nicht  der  Stat  im  einzelnen  Pulle  die  Macht  be- 
sessen, die  Grundeigenthümer  zur  Abtretung  zu  uftthigen. 
Wahrscheinlich  verftihren  die  Römer,  wenn  solche  Bedürf- 
nisse rorlegeu,  ähnlich,  wie  bis  auf  die  neueste  Zeit  die 
Engl&nder,  d.  h.  sie  erlieszen  ein  Specialgesetz  fUr  den 
besondem  Fall.  Auch  gegenwärtig  noch  bedarf  es,  wie  in 
frühem  Keitei),  in  England  einer  Parlanientsacte,  wenn 
die  Eigenthllmer  zum  Bedarf  einer  ÖfTentlichen  Unternehmung 
angehalten  werden  s'>llen,  ihr  Eigenthum  abzutreten.* 

Auf  dem  Cnntinente  dagegen  ist  das  Recht  der  Enteig- 
nung gewöhnlich  in  neuerer  Zeit  allgemein  anerkannt  niid 
i-^ulirt  worden.  Viele  neuere  Verfassungen  enthalten  das 
Piincip,  dnsz  der  Stnt  berechtigt  sei,  ans  Gründen  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  und  gegen  volle  Entschädignng  die  Ab- 
tretung^ des  Eigenthums  zu  erzwingen.  ' 

*  Vgl.  BlackHlnnr,  1,1.  iiiid  eine  Reihe  neuerer Gegelz«  Über  Canälc 
lind  EiBeobahnen.  Beispiel«  in  dem  „Neuesleii  ExproprialionsciKlex.'' 
Nürnberg  1837. 

'  BayeriscliBB  Lmidiecbt  von  1756  IV.  3.  §.  2.  PreusziscI.e» 
Landreeht  I.  2.  8-  4.  7.  Code  Nap.  S-  545:  „Nul  ne  peul  i\re  contraint 
de  cMer  e&  propri^t^,  »i  se  n'est  poiir  cause  d'utilitä  publique,  et 
mOfennoDt  une  jnete  et  pr^lable  indemnil^."  Oe«  terr.  GeseUb.  J.  366.: 
,W«nn  es  das  airgeineine  Beste  erheischt,  niusz  ein  Hitglied  des  Siaiea 
gegen  eine  augemcMene  ScbadloahsItiiDg  selbst  das  vollstindige  Eigenthum 
einer  Snche  abtreten."  Verfassung  von  Frenkretch  v.  1848.  g.  II. 
gleichlautend  mit  der  Ctiarle  von  1614.  J.  9.  nnd  dem  Code;  von  Kelgien 
1631.  S.  11.,  'on  Neapel  1646.  %.  26.  ebenso  Oesterr.  Verf.  von  1649. 
Rluntsclill,  ■llgemeinen  StsUrechl.    I.  15 
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Diese«  Princip  wiitl  vollständig  durah  die  Erw^ung 
(i;erechtrertigt ,  dasz  im  Coiiflicte  bloszer  individueller  Privat- 
rechte und  allgemeiner  öfTeatlicher  Rechte  den  letztem  der 
Vorzug,  aber  nicht  in  weiterem  Duifange  gebührt,  als  die 
Ijösung  des  Conflictee  es  erheischt.  Das  Öffentliche  Interesse 
wird  durch  das  Recht  des  States  auf  Abtretung,  das  indiT>> 
duelle  Interesse  durch  das  Recht  des  Privaten  auf  volle  Ent- 
schädigung gewahrt. 

Die  Ermittlung  des  öffentlichen  Interesses  im  einzelnen 
Falle,  d.  h.  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  ein  öffenf- 
Hohes  Bedtirfiiisz  die  Abtretung  erheische,  gehOrt 
ihrer  Natur  nach  dem  offen tliclieii  Rechte  an,  und  ist 
somit  nicht  von  den  Civilgerichteri  zu  entscheiden,  sondern 
von  den  Organen  der  eigentlichen  Stat^ewalt,  sei  es  nun, 
dasz  der  Gesetzgeber  selbst,  wie  in  Eugland  und  Nord- 
amerika, das  Unternehmen  für  uälhig  erklärt,  oder  dasz 
die  Vervinltungsbehörden*,  wie  in  Deutschland  gewöhnlich, 
diese  O^mpetenz  haben.  Die  letztere  Verfahrungsweise  ist 
im  Princip  richtiger;  denn  Sache  der  Regierung  ist  es,  im 
einzelnen  Falle  das  anzuordnen,  was  das  Öffentliche  Wohl 
erfordert,  und  in  höherem  Masze  kommt  auch  die  Ffihigkeit 
ihr  zu,  die  Zweckmäazigkeit  der  Mittel  zu  beiirtheilen.  Nor 
»llerdings  mttssen  die  Formen  des  Verfahrens  Garantien  da* 
für  bieten,  dasz  nicht  blosze  Willkür  und  Laune  einen  Ein- 
grifl'  iu  das  Privatrecht  vemnlassen. " 

Das  Recht  auf  Zwangsabtretuiig  gebührt  zunächst  nur 
dem    State,    und    für   den    engern    Kreis    der    üffentlicb^ 

S.  29,  ähnlich  der  obigen  B«aÜ[niiiuDg  dr«  Oceetzbucha.  PreusiiBclie 
Verfweang  von  1850.  A.  9;  „Das  Bigeatliuni  ist  ao verletz! ich.  El  bann 
nur aiia  Gründen  dea  öffentlichen  VVobles  gegen  rorgäagige,  in  dringeD- 
den  Fällen  wenigiteDB  vorUnfig  festinatellende  EnUcbidigang 
nacli  HMcgftbe  de>  GeselieB  «ntzogen  oder  besehrfinkt  werden." 

■  Bayeriiches  Oeseti  v.  1837.  Vgl.  Treicliler,  at»er die  Zwnngs- 
nbirciung  in  der  Zeitschrift  für  deiilBches  Keciit  von  ßeseler,  Rejrgclier 
uiKl  U-Jlda.    Bd.  XII.  H.  1. 
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GemeindeinlereBsen  <1er  6«tneinde.  nielit  »her  Privatper- 
sonen. Indessen  kann  der  Stttt,  sowie  er  die  AnsfUhrung 
einzeluer  Untemehmnngen  in  öfT^ntlichem  Interesse  an  Pri- 
vatpersonan  überlftazt,,  diesen  —  einzelnen  Individuen  oder 
Gesellschaften  —  ansnubnisweise  auch  (Ue  Renigniss  ein- 
rftumen,  fur  diesen  besonderen  Zweck  die  Abtretung  zu 
verlangen.  Selbst  in  England  und  Nordamerika  ist  dieae 
Uebertragung  des  Rechts  auf  Abtretung  häufig  von  dem 
gesetzgebend«)  Körper  an  Actiengeselleohaft^n ,  r..  B.  t'ilr 
Krbauung  von  Eisenbahnen,  zugestunden  worden. 

Viele  Gesetzgebungen  beschränken  die  Abtretungspflicht 
tbeils  auf  Liegenschaften,  Iheils  anf  bestimmte  einieln  be- 
nannte Zwecke.  Das  Princip  in  seiner  Reinheit  aber  wider- 
Rtreilet  diesen  Beschränkungen,  indem  gtinz  die  nämlichen 
Gründe,  welche  diese  engere  Anwendung  rechtfertigen,  auch 
auf  fahrendes  Gut  oder  andere  Vermögensrechte  und  auf 
Zwecke  passen,  weiche  erst  nach  der  gesetzlichen  Aufzäh- 
lung durch  neue  Erfindungen  und  erweiterte  Cullurbedürf- 
iiisse  sich  ergeben. 

Die  Frage  dagegen,  wie  hoi;h  die  Entschädigtuig  zu 
tiestimmen  sei,  welche  dem  Abtretungspflichtigen  zukomme, 
ist  von  durchaus  pi-ivatrechtiicher  Natur,  somit  auch, 
wenn  sie  nicht  durch  freien  Vertrag  zur  Erledigung  gelangt, 
auf  dem  Wege  des  Civilprocesses  zum  Entscheide  zu  bringen. 
Der  Stat  ist  immerhin  zu  voller  Entschädigung  verpflichtet. 
Dem  Privaten  darf  kein  Schaden  zugemuthet  werden ,  wel- 
cher ihn  allein  betrifll.  Demgemäsz  ist  nicht  blosz  der  ge- 
meine Verkaufswertli,  sondern  es  ist  auch  der  beson- 
dere Mehrwerth,  welchen  die  Sache  fltr  den  zur  Abtre- 
tung gezwungenen  EigenthUmer  hat,  diesem  zu  ersetzen, 
nicht  blosz  das  unmittelbare,  sondern  auch  das  mittelbare 
Interesse.  Dagegen  ein  blosz  eingebildeter  Mehrwerth, 
der  über  den  wirklichen  hinaus  reicht,  also  insbesondere 
anch    der  blosze  Aftfeclionswerth,  den   der  Eigenlhilmer  der 
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Sache   beilegt  oder  beizul^en   rorgibt,    braucht    nicht  ver- 
gütet zu  vrecden. 

Eiozeine  Recht«  lassen  bei  Berecbnung  zwar  nicht  des 
unmittelbaren  Schadens,  der  jedenfalls  vergütet  werden  musz, 
wohl  aber  des  mittelbaren  ScbtuJens,  den  der  EigenthDmer  ' 
erleidet,  als  O^eowerth  den  mittelbaren  Vortheil,  den  6r 
aus  dem  Untemehmeo  gewinnt,  in  Abzug  bringen.*  Andere 
d^^egen  lassen  keinerlei  Compensatioo  der  Vortheile  zn, 
welche  aus  dem  Unternehme  dem  Abtretungspflichtigeo 
erwachsen.*"  In  der  Beschrftukung ,  wie  sie  das  ZUrcher- 
gesetz  formulirt,  ist  die  erstere  Meinung  doch  wohl  die 
richtigere,  weil  sie  den  wirklichen  Werth-  und  Schadens- 
Verhältnissen  genau»  entspricht. 

*  Fraoiös.  GeeeU  vou  1841.  Art.  51.  Zürcher  Qwetz  vm  1838. 
j.  7.:  „Bei  Berechnuug  des  mittetbareii  Schadens  für  das  übrige  Vermögen 
dw  Betheiligteil  ist  der  Bllllllige  VorLfaeil.  welcher  demtelben  aos  der 
ünlernehmaDg  erwÄdiBt,  in  billige  BeriicksJchtigung  zu  ziehen."  Z.  B, 
Ein  Garleo  wird  durch  die  Slrasze  durch  sehnt  II  en.  Die  eine  lorück- 
blelbende  S«ite  verlierl  als  Garten  an  Werlh,  aber  gewinnt  als  Bauplatz 
inebr  an  Werth,  als  sie  in  ersterer  Eigenschaft  >'erloren  hst.  Hier  würe 
es  nabillig,  mäaste  der  Sttt  auch  jenen  Verlast  ersetzen. 

"■  Bayer.  Gm.  t.  1837.  S. 
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IMüts  findi. 

Von  der  Entstehung  und  dem  Untergang  dee 
States. 


Erstes  GapiteL 

Einleitang. 

Die  Wissenachsft  der  Geschichte  hat  die  Erzeugung  des 
ersten  States  noch  nicht  beobachtet  und  uns  keinen  Be- 
richt darüber  hinterlassen.  Sie  ist  erat  zu  einigem  Bewuszt- 
sein  gelangt,  als  es  schon  mancherlei  Staten  auf  der  Erde 
gab.  Selbst  die  uralten  heiligen  Bucher  der  Juden,  welche 
ans  über  die  erste  Entstehung  dee  jüdischen  Skates  ein 
Zeugnisz  geben,  setzen  doch  den  filtern  ägyptischen  voraus, 
ohne  uns  von  dessen  Geburt  zu  berichten.  Und  dem  ägj-p- 
tiscben  Stat  hat  rerniuthlieh  der  indische  als  Vorbild  gedient, 
dessen  erste  Pflanzung  auch  die  heiligen  Schriften  der  Indier 
nicht  beleuchten. 

Wohl  aber  hat  die  Geschichte  seither  den  Anfeng  und 
das  Ende  sehr  vieler  Staten  beobachtet,  und  ertheilt  uns 
so  einen  viel  reichhaltigeren  Aufschlusz  über  die  Gründung 
und  den  Unteigang  der  Staten,  als  die  blosze  Speculation, 
die  umu  gewöhnlich  allein  zu  Rathe  zieht.  Die  Staten  des 
Alterthuuis   sind   in  Europa  alle,    in  Asien   linst   alle   schon 
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seit  Jahrhunderten  verstorhen;  <lie  Geburt  der  uieislen  j^en- 
wftrtig  besiehenden  Staien  fUllt  in  eine  historisch  bekannte 
Zeit.  Manche  derselljen  sind  noch  von  sehr  jungem  Alter. 
Die  Vorbedingungen  ihrer  Entstehung,  und  die  Momente, 
durch  deren  Einwirliung  sie  geworden,  sind  unsenn  Blicke 
keineswegs  verborgen,  wenn  uns  schon,  wie  in  aller  gei- 
stigen und  physischen  Schöpfung,  die  schöpferische  Kmft 
selbst  wie  durch  ein  göttliches  Geheimnisz   verhüllt   bleibt. 

Die  Art  des  Ursprungs  eines  States  ist  aber  nicht  bloss 
ein  Phänomen  von  groszem  psychologischem  und  hisorischeni 
Interesse.  Sie  &bt  auch  einen  fortwährenden  Einfluss  aus 
auf  das  ganze  Übrige  Leben  des  States,  und  bestimmt  groszen- 
Iheils  auch  sein  Verhtiltnisz  zu  andern  Slaten.  ' 

Daher  hat  es  fUr  das  Statsrecht  noch  mehr  Interesse^ 
die  rerschiedenen  Entstehungsformen  der  Staten  zu  betrach- 
ten, als  für  das  Priratrecht  die  mancherlei  Formen  des 
Eigenthumserwerbs ,  obwohl  die  Neuern  die  erstere  Lehre 
fast  ganz  vernachlässigt,  die  letztere  aber  fortwährend  soi^- 
lältig  behandelt  haben.  Wir  künnen  auch  dort  urs|)rUng- 
liche  (originäre)  Entstehungslormen  von  abgeleiteten 
(deriTatireiiJ  unterscheiden;  je  nachdem  die  StuteDbilduog 
in  dem  Volke  selbst,  welches  zum  StiUe  geeinigt  und  er- 
hoben wird,  ihren  Ursprung  nimmt,  im  Gegensiitte  su  den 
neuen  Staten,  welche  ihre  Existenz  von  einem  an 
deren  titate  ableiten. 

Immerhin  aber  darf  die  neue  Statenbildung,  von 
welcher  hier  allein  die  Rede  ist,  nicht  verwechselt  werden 
mit  btoszen  Verfassungsänderungen  eines  States,  ein 
Unterschied  auf  den  schon  Bodin'   mit  Elecht  aufmerksam 

'  Torfumilb,  de  la  democratie  en  Amirique.  1.  S.  46:  „Lea  peapJes 
•e  reepentent  toajours  <l«  leur  origipe.  Lea  cireoMiaoces  qni  nat  aocom- 
ppgn^  leiir  nnitaance  et  aervi  &  leur  diveloppeinent  iiiQiieot  sur  Inat  le 
reste  de  teur  carriire." 

'  Boiintit.  De  Republica.  )V.  c,  1.  Die  letztem  nennt  er  „conver- 
eiones."     «CanversiODeai    civilatis   afipellu.   cnm   autus  ipsina  convcrlilor 
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fteoiacht  hat.  Durch  die  Umgestaltung  des  alt-römischen 
KönigthuDiB  in  die  Republilt  kam  nicht  ein  neuer  Stat  ins 
Dasein,  so  trenig  als  durch  die  AbschsHling  der  i-epubliku- 
niseheii  Statsfonii  und  die  Binftthrang  des  Kaiserthums. 
Diese  Wandlungen  in  der  Regierungsform  bezeichnen  ver- 
schiedene Leberisperioden  und  Znst&nde  desseltten  Skates, 
eie  sind  nicht  die  Anfönge  rerschiedener  Staten. 


Zwdtes  GapiteL 

Uraprüngllulie  EnlBlehiiDg^funnrii. 

1.  Die  originärste  Staten bilduiig  unter  all  den 
mannichfaltigen  Entsteh  ungsibrmen  ist  in  der  Sage  von  der 
Gründung  Roms  dargestellt.  Alles  ist  hier  neu,  sonulil 
das  Volk,  welches  sich  aus  muncberlei  Bruchstücken  ver- 
schiedener Volksst&mme  um  gemeinsame  Hftupttinge  her 
einigt  und  zum  römischen  Volke  wird ,  als  das  unwirth- 
liche  und  herrenlose  Land,  wetchea  in  Beaitz  genommen 
und  zn  dem  Boden  der  ewigen  Stadt  bestimmt  wird.  In 
dieser  Sage  liegt  der  Gedanke  einer  von  Grund  aus  neuen 
Schöpfung.  Die  Organisation  der  Menschenmenge  zu  einem 
statlichen  Volke  geht  der  Festsetzung  auf  einem  Statsgebiete 
nicht  eine  Weile  vorher,  die  Beziehung  auf  die  Stadt  ist 
ebenblla  ursprfinglicb.  Beide  Momente  treffen  so  in  Eins 
zusammen ,  und  die  neue  StatengrUndung  wird  sofort  durch 
die  erbetene  Gutheiszung  der  Götter  geheiligt,  und  durch 
das  von  dem  neueu  iEünige  dem  geordneten  Volke  gegebene 
und  von  diesem  gebilligte  Gesetz  statsrechtlich  befestigt. 
l>er  schöpferische  Geist  des  Künigs  und  der  statliche  Wille 

■c  omiiino  mntstnr;  id  aiilem  Kl.  cum  impcrlam  populäre  ail  iinnm  aal 
poucorutn  iiOtesiBs  ad  omni»  civea  deTerliir  cOLlraque." 
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des  Volks  heg^nen  sich  in  dem  Statsgeaetz  als  in  üiiein 
einheitlichen  Constitiiirungsuct,  '  und  dt^  Slat  ist  da 
als  das  freie  Werk  des  bewitszteii  Volkswillena. 

Ob  diese  Form  eines  schti  pTerischeii  Statsactes, 
wie  wir  sie  nennen  können,  ieoials  wirklich  rorgekninmen 
sei,  nmg  immerhin  bezweifelt  werden.  Jedenfalls  entsprich) 
sie  der  Slatsidee,  welche  gewisserma^zen  in  ihr  rollendet, 
wie  äiß  Athene  aus  dem  Haupte  des  Zeus,  in  des  Leben 
Übertritt,  am  vollkommensten. 

II.  Das  Land  ist  vorher  da,  aber  in  dem  Lande  ge- 
langt später  erst  das  Volk  zu  dem  Bewusztsein  einer  stat- 
lichen  Zusammengehörigkeit.  Hier  liegt  das  staten bildende 
Moment  in  der  Volksorganisation.  Auch  dafUr  linden 
wir  in  der  alten  Sage  ein  berühmtes  Vorbild.  Die  Athener 
gelten  als  Kinder  des  attischen  Landes  (Autochthonen), 
welches  sie  Jahrhunderte  lang  bebauten,  bevor  der  Stat 
Athen  gegründet  wurde.  Mag  man  nun  die  Entstehung 
dieses  States  von  Kekrops  herleiten,  der  zuerst  unter  den 
noch  rohen  Lnudeseingeborneu  die  Verehrung  der  CTÖtt«r, 
dn  gesittetes  Faniilienrecht,  den  Ackerbau  und  die  Pflan- 
zung des  Uelbaums  eingeführt,  das  gesauimte  Volk  iu 
kastenartige  Stämme  geordnet  und  Regierung  und  Gericht 
eingesetzt  habe,  oder  mag  man  dieselbe  erst  dem  K4lnige 
Theseus  znschi-eiben,  welcher  die  zerstreuten  Gemeinden 
des  Landes  zn  einem  einheitlichen  Gemeinwesen  verbunden 
nnd  die  Leitung  desselben  in  Athen  concentrirt  habe:^  unter 

'  L<!ii,  Weltg«9cli.  t.  3^3,  bezeicbnet  den  „Vertrag"  als  das  cbsrak- 
leristiscbe  Moment  dur  lirlludung  Roms,  und  in  der  'l'bat  erinnert  die 
Site  Fürm  der  i-ümi»clien  Uesetigebnng  an  die  gewöbnliciie  Form  der  obli- 
gskirincheii  Verträge,  oii  die  stipulatio.  Dessen  iingeaclitet  ia[  dae  römi- 
sclie  Gesetz,  wenn  man  auf  das  Weseii  sielit,  kein  Vertrag  zweier  selb- 
slandigeD  Persüuen.  sondern  ein  ei iilieiti  icher  Akt  des  röniiscben  Volks. 

'  Die  Athener  nnuiilen  diese  Coiicentratlon  der  Uemeinden  zum  Slaie 
^vMima.  Vgl.  dariiber  die  lebrrelclie  Abliandlimg  vini  \V.  Vischer: 
Ueber  die  Bildung  von  älateii  und  BiindcD  im  slten  Griecheulaad.  Basel 
1849. 
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b*tideo  Voraussetzni^en  liegt  in  der  Organisaüon  des  Volks, 
welchem  das  Land  gehörte,  die  Verwirklichuug  des  States. 

Eine  historisch  genau  beobachtete^  AnwenduDg  dieser 
8tatenbildung  durch  Volksoi^nisalioii  in  einem  bestimmten 
Laude  ist  die  Gründung  der  Republik  Island  im  Jahr  930 
n.  Ch.  Zuvor  gab  es  nur  vereiaselte  Niederlassangen  der 
zahlreichen  Häuptlinge  (Coden)  auf  der  Insel,  unrerbnadene 
Herrsclianen  selbstftodiger  Godorde  mit  ihren  Tempeln  und 
Dingst&tten.  Damals  aber  wurde  nnl'  den  Antrag  Ulfljots 
mit  ZuBtimmnng  der  Goden  ein  fDr  die  ganze  Bevölkerung 
der  Insel  gemeinsames  Allding  beschlossen  und  so  fUr  die 
Gesetzgebung  und  Rechtspflege  ein  Gesammtoi^an  geaoliafTen, 
«fem  alle  Godorde  untei^eoi-dnet  waren.  Damit  aber  hatte 
sich  die  Bevölkerung  der  Insel  zu  einem  statlichen  Volke 
constituirt. 

Auch  die  ürOndung  des  States  Californien,  die  vor 
den  Augen  der  mit  uns  Lebenden  rotlzf^en  worden  ist,  er- 
scheint als  freie  Constituirung  eines  neuen  Volkes  aitt'  einem 
den  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  zugehörigen  Gebiete. 
Der  Hunger  nach  Gold  hatte  aus  aller  Welt  eine  unverbundene 
Menge  verschiedener  Individuen  zusammen  getrieben,  und 
diese  wählten  um  1.  September  1849  Abgeordnete  zu  einem 
Verfassiingsnithe  nnd  schon  am  13.  October  lug  die  Ver- 
rassiingsurkunde  des  neuen  States  dem  neuen  Volke  zur 
Genehmigung  vor.  Es  ist  schwerlich  ein  Beispiel  in  der 
Geschichte  zu  finden,  welches  Idchter  fUr  die  Möglichkeit 
einer  Statenbildiing  durch  freie  Uebereinkuoft  der  betheilig- 
ten Individuen  gedeutet  werden  kann,  als  dieses:  und  den- 
noch kann  es  einer  genaueren  Betrachtunfi  dieses  Falles 
nicht  verborgen  bleiben,  dasz  auch  da  nicht  der  Vertrag 
aller  Individuen, *  sondern  der  Heschlusz  und  Wille  der 

'     '  Vgl,  Uanrer  HeJIragv  »ur  Kecbtagewli.   des  fierm.  Nunlen,     1852, 

u«n  1, 
I  '  K.   V.   Ui>lil  hat   in  der  Zeitei-hr,  v.  Hitleriiiai«r  l'ür  aiMläad. 
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Mehrheit  den  Entscheid  gab  und  dasz  die  Einheit  der 
Oeoieinschaft  als  nothwendig  vorausgesetzt  wurde.  Nicht 
der  Eiiudwille  der  ImKridueD,  der  Gesammtwille  der  gun- 
len  BerOlkeniDg  schuf  die  Verfiusung. 

III.  Weit  häufiger  kommt  es  vor,  dasz  die  Bildung  ^nes 
Volkes  vorhergeht,  und  die  Besitznahme  des  Luudes 
als  des  rweiten  zum  Daaeiu  eines  States  unentbehrlichen 
Elementes  nachfolgt.  Wir  können  diese  Form  die  Land- 
nahme heiszen. 

Sie  kann  als  Niederlassung  in  einem  unbewohnten 
Lande  —  tän  in  der  Geschichte  sehr  seltener  Fall ,  am  ehe- 
sten noch  aJs  Änftng  von  Inselstaten  vorkommend  —  oder 
als  Eroberung  eines  bewohnten  I^Audes  sich  darstellen. 
Diese  Form  von  Btatenbildung  ist  sehr  hAuGg  zur  Anwen- 
dung gekommen.  IMe  erste  jüdische,  ein  bedeutender  Theil 
der  griechischen  (der  dorischen)  und  die  ganze  Stateii- 
bildung  der  germanischen  Völker  auf  römischem  Provin- 
cialboden  und  in  slavischen  Löndern  tragen  diesen  Charakter. 
In  ihr  stellt  sich  die  kriegerische  Ueberniacht  eines 
Volkes  Ober  die  Einwohner  des  eroberten  Landes  dar,  und 
wie  der  Krieg  nach  der  einen  Seite  hin  zerstörend  wirkt, 
so  offenbart  sich  auf  der  andern  Seite  in  ihm  eine  p08itiv,e 
gewisserniaszen  Staten  zeugende  Kraft.  Die  statUcben  Eigen- 
schaften der  Unterordnung  nnd  männlichen  Herrschaft  werden 
im  Kriege  g^teigert,  und  so  das  siegreiche  Volk  zur  Grün- 
dung eines  neuen  States  in  dem  unterworfenen  Lande  vor- 
^glich  befähigt. 

Die  so  entstandenen  Slateo  haben  in  den  ei-sten  Zeiten 
ihres  Daseins,  ubge^^ehen  von  den  äuszem  Verhältnissen, 
grosze  innere  Schwierigkeiten  zu  Überwinden.  Auch  wenn 
der  Kampf  der  Waffen  nicht  erneuert  wird ,  so  beginnt  doch 
gewöhnlich   ein  innerer  Geistes-  und  Ciilturkampf  zwischen 

RediUHiM.  XXVII.  5.  UH.  Atne»  Beiipifl  iitllier  itnseefObrt  und  ror  di« 
Thmrie  dri  Conlrat  Miefal  benntzl- 
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deai  erobernden  und  (teni  i)nl«rworfeaen  Volke,  uod  dauert 
fort  liis  die  TÖlltge  politische  Einheit  der  gemischten  Natiüti 
vollzogen  ist.  Um  vor  dieser  Oefahr  sein  nen  organisirtee 
Volk  zn  bewahren,  hatte  Moses  den  Juden  zur  Pflicht  ge- 
oiBcbt,  dass  sie  die  Einwohner  des  heiligen  Landes,  das 
ihnen  Jehovah  verleihen  werde,  mit  Feuer  und  Schwert 
vertilgen  sollen.  Dieser  Gefiihr  sind  auch  manche  siegreiche 
Volker  erlegen,  indem  die  höhere  CuUur  der  Besiegten  die- 
selben in  kurzem  wieder  unterwarf. 

Von  jeher  ist  die  Eroberung,  obwohl  in  Form  der  Ge- 
M-alt  auftretend,  als  eine  Quelle  des  etatlichen  Rechtes 
unter  allen  Völkern  angesehen  worden ,  und  das  Wort 
Alexanders  des  Oi-oszen,^  dasz  der  Si^er  das  Gesetz  gebe, 
der  Besiegte  es  annehme,  gilt  noch  in  unsem  Tagen. 
Selbst  Christos  hat  das  Recht  der  Eroberung  in  jenem 
berühmten  Wortei  „Gebet  dem  (i'ömischenj  Kaiser  was  des 
Kaisers  ist"  und  mehr  noch  durch  sein  Leben  und  sein 
Leiden  anwkannt. 

GewisE  ist  der  Recbtszustaud  noch  ein  unvoilkommener, 
in  welchem  die  äuazere  Gewalt  einen  so  Übermächtigen  Ein- 
flusz  übt  auf  die  Begründung  neuen  und  die  Zerstörung  alten 
Rechtes.  Aber  so  roh  auch  die  Form  der  Eroberung  ist,  es 
liegt,  in  ihr  doch  ein  geistiger  Gehalt  verborgen,  welcher  jene 
rechtliche  Bedeutung  erklärt.  Die  alten,  in  vorzüglichem  Sinne, 
die  germanischen  Völker  betrachteten  den  Krieg  als  einen 
groszen  Völkerprocesz,  uod  den  Sieg,  weicher  von  den  Göt- 
tern verliehen  werde,  als  ein  Gottesurtheil  zu  Gunsten  des 
Siegers.'    In  der  Eroberung  also  stellte  sich  nicht  die  blosze 

*  CurWw  ß«/tM.  Vit«  Alex.  Jib.  4.  Vgl.  Hugo  Orot.  De  jure  b.  «.  p. 
III.  e.  B.  §.  1.  führt  auch  ein  Wort  des  germBniacbeii  Königs  Arioviat 
in  Cttsar  an:  ,Ee  ad  dea  Recht  des  Krieges^  daai  die  Sieger,  wie  sie 
wollten,  über  die  Beaiegleo  gebieten."  {Cänaräf  H.G.  1.36.)  Vgl.  oben 
Cap.  9  der  Einleitung. 

■  Bliintachli  Studien,  8.  20%;  .Uer  Krieg  ist  nur  die  bisherige 
und  noch  rolle  Form  der  Völkeri'eclit« pflege.    Uns  BewusEtsein  aber,  d«sz 
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physische  Uebermacht  dar,  sondern  sie  galt  auch  als  eine 
Beurkundung  der  moralisohenUehermacht,  welche  tur 
Herrschaft  im  State  berechtigt  Daran  kann  auch  das 
moderne  Statsbewnsztseiii  anknüpfen,  welches  den  Stat 
menschlich  begreifen  will.  Zwar  wird  es  sich  weigern, 
jeden  Sieg  fDr  eine  Bewährung  des  itechts  und  jede  Nieder- 
lage als  ein  Zeichen  des  Unrechts  aosHierkenneTi ;  es  wird 
atich  nicht  die  Ueberlegenheit  der  EriegswatTeo  als  einen 
Rechtsgrund  betrachten.  Aber  es  wird  das  Resnltat  der 
graszen  geschichtlichen  Entwicklung,  die  ron  Zeit 
zu  Zeit  wieder  die  streitenden  Erftfte  der  Nationen  zur  Ruhe 
bringt,  als  eine  natur-  und  zei^emASEe  Erledigung  dee  Volks- 
iind  Statsproceeses  betrachten  und  ihr,  da  auch  die  sittlichen 
Momente  darin  wirken,  die  Bedeutung  eines  weltge- 
schichtlichen Unheils  znscbreiben:  „Die  Weltgeschichte 
ist  das  Weltgericht." 

IV.  Die  Verbundung  mehrerer  Ötaten  zu  einem  neuen 
Ganzen,  Conföderation.  Hier  ist  es  nicht  etwa  der  Ver- 
trag der  Individuen,  sondern  von  Statcn,  welcher  die  Grün- 
dung eines  neuen,  des  Gesamnitstates  einleitet.  Dieser 
kommt  aber  erst  durch  die  wirkliche  Organisation  der 
Gemeinschaft  zu  Stande.  Von  der  Art  waren  die  griechi- 
schen Conföderationen  der  böotischen  Orte,  der  verun- 
glückte Versuch  des  Epaminondas,  die  Arkader  zu  einigen, 
die  6ym mach i e ,  über  die  Sparta  Hegemonie  (kbte, 
der  atolische  unjj  der  achäiscbe  Bundesstat.  Von 
der  Art  in  Italien  die  Bünde  der  Samniter,  im  s])ö(erh 
Mittelaller  die  Bunde  der  deutschen  Hansestädte,  der 
schweizerischen  Eidgenossen,  der  niederländi- 
schen Staten. 

Diese  Form  erzeugt  zunächst  immer  zusammenge- 
setzte,   nicht  einfache  Staten,   indem  sie  die  verbündeten 

die  iiDr  der  Aobng  Mi  zu  einem  g^rccblereu  und  ineiiiichliclierea  Vet- 
Uireii.  tiogl  na  in  erwachen. ' 


nigiii^ayGoOglc 


ZwetUs  Cftpitd.    Dnprflngliehe  Entttehangafonnen.  237 

Stalen  nicht  aufhebt,  sondern  zu  einer  neuen  Stetsgenoesen- 
schaft  vereinigt.  Indem  sie  auf  StatsTertrag  beruht,  mehr 
alfl' aur  Statsgesetz,  so  utierlierert  sie  auch  den  folgenden 
Oesohleohtern  den  Gegensatz  mehrerer  in  weseutlicheu  Dingen 
selbständiger,  in  andern  nicht  minder  wesentlichen  aber  von 
der  Gesammtheit  abhängiger  Steten,  und  mit  diesem  Gegen- 
satze eine  stete  Wechselwirkung,  häufig  auch  eineo  Kampf 
des  particulären  und  des  allgemeinen  StatsgeiAtes  als 
Erbtheil  ihrer  Weise. 

Auf  diesem  G^ensatze  beruhen  die  beiden  Hauptfarmen 
der  statlichen  Verbandung:  der  Statenbund  und  der  Bundes- 
stat Beide  sind  zusammengesetzte  Statskörper,  und  inso- 
fern von  bloszeo  Aliianzen,  die  keinen  neuen  SCat  bilden, 
verschieden. 

1.  Der  Statenbuod,  indem  er  mehrere  Bieten  zu 
einer  Statsgenossenschaft  verbindet ,  die  wenigstens  nach 
anszen  als  Gesamnitstat  als  eine  vfilkerrechÜiche  Stats- 
person  erscheint ,  orgaoisirt  sich  doch  nicht  als  einen 
von  den  Einzelstaten  verschiedenen  Centralstat ,  sondern 
uberiftszt  die  Leitung  des  Gesammtstates  entweder  einem 
Einzelstate  als  Hegemon  oder  Vorort,  oder  der  Ver- 
sammlang  von  Gesandten  und  Stellvertretern 
aller  verbundenen  Einzeletaten. 

Von  jener  Art  waren  die  griechischen  StatenbQnde  un- 
ter der  H^emonie  von  Sparfe  und  Athen,  von  dieser  die 
schweizerische  Eidgenossenschaft  bis  1848  und  der  deutsche 
Bund  von  1816. 

2.  In  dem  Bundesstate  dagegen  gibt  ea  nicht  blosz 
vollständig  organiairte  Einzelstaten ,  sondern  auch  einen 
selbständig  organisirteu  Gesamnitstat,  Central- 
stat. Die  Bundesgewalt  ist  nicht  tinem  der  Einzebtaten 
Überlassen,  noch  der  V^^aumlung  der  Einzelstaten  anheira 
gegeben.  Sondern  sie  hat  ihre  eigenen  bundesmäszigen 
oder    nationalen    Organe    hervorgebracht,    welche   nur   der 


nigiii^ayCoOglc 


238    Dritte*  BDch.    Von  der  EntMchong  und  dem 

Oesaramtbeit  iingebOren.  T>er  «cbAüche  Bund  mit  seiner  ge- 
itieinsamen  VotksversaminluDg  als  geBetegebendem  EOrper, 
riem  Bundesstrategen  als  dem  Bundesheupte ,  dem  Bundet- 
rathe  and  dem  Bunde^^erichte  war  ein  aolober  Bondeestst. 
Ebenso  die  Vereinigten  8Uteii  von  Nordamerika  seit  1787, 
die  Schweiz  seit,  1848.  * 

Beide  Statsformeo  passen  eher  (Qr  Republiken  als  fltr 
Monarchien. 

V.  Verwandt  mit  der  VerbUndang  ist  die  Einigung 
swcier  oder  mehrerer  Staten  unter  Einem  gemeinsamen 
Herrscher,  oder  zu  einem  einaigen  neuen  State, 
die  Union.  Äuoh  hier  lassen  sich  verschiedene  Stufen  und 
Art«n  der  Einigung  unterscbeiden.  In  jeder  Weise  unroll- 
komiiien  ist  dieselbe: 

1.  In  Gestalt  einer  bloazen  Personalunion.  Diese 
kann  sogar  bloez  vorübergehend  eintraten,  wenn  die 
Thron  folgeordnungeu  zweier  verschiedener  Stftten  zußlllig 
dieselbe  Person  zu  btiden  Kronen  berufen,  somit  wieder 
auflittren,  vrenn  spftter  die  SuccesMon  wieder  zwei  verschie- 
dene Personen  triffi.  Von  der  Art  war  die  Verbindung  des 
deutschen  Reiches  und  von  Spanien  unter  Karl  V.,  von  Po> 
len  nnd  Sachsen  unter  Augast,  von  Eugland  und  Hannover 
unter  dem  Könige  Georg  IV.,  von  Schleswig -Holstein  und 
Dänemark  nach  dem  Vertrage  von  1620.  Diese  Form  der 
Union,  die  loseste  von  allen,  erzeugt  auch  nicht  einen  neuen 
Vereinsslat,  sondern  beschrftnkt  sich  darauf,  swei  selbslAn- 
dige  Staten  in  eine  blosz  äuszerliche  Beziehung  zu  dem 
nAmlichen  Fürsten  als  Statsobertiaupt  zu  bringen. 

Ausser  ihr  kommt  aber  auch  eine  dauernde  Personal- 
union vor,  indem  die  Kronen  zweier  Staten  derselben  Dyna- 
stie und  nach  dem  nftmlichen  Successionsgesetze  zngehören. 
Bespiele  dieser  Art  sind  die  pragmatische  Sanction  von  1713 

'  Vgl.  BlutiiBchH.  Geschirlite  de?  schweizer.  Boiideereclita  I.  S.iSilt. 
Watt:  Coliilk.  iSta. 
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ntr  die  unter  «lein  österreichischen  Scepler  vereinii^ten  Shilen, 
welcher  172:^  auch  der  iingoriKhe  Reichstag  fUr  üaa  E<tni|;> 
■«ich  Ungarn  beitrat,  die  Erwerbung  dea  Füretenthunu  Neu- 
cfaatel  von  Seite  der  Krone  Preuazens  von  1707,  die  Ver- 
bindung Ton  Norwegen  und  Schweden  seit  1614. 

ESne  solche  dauerhafte  Vereinigung  kann  zwar  einen 
neuen  Oesammtstat  begründen^  aber  die  Einheit  ist  doch 
eine  sehr  unvollständige  und  fast  nur  unter  der  Voraus- 
setflung  von  entscheidender  practischer  Geltung,  wenn  eine 
absolute  Uactit  in  der  Person  des  Herrschers  wirklich  ooa> 
centrirt  ist.  Unter  jeder  anderen  Voraussetzung  wird  der  ■ 
unversöhnte  innere  Widersprucli  zweier  verschiedener  Sta- 
len  mit  abweichenden  Interessen  und  Stimmungen  und  eines 
gemeinsamen  Fürsten  sich  fllhlbar  machen,  und  es  kann  in 
Folge  demselben  sogar  die  unsinnige  Forderung  au  den  F(tr- 
Men  gerichtet  werden ,  dasz  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Ober- 
haupt eines  Stsles  Feindschaft  Dbe  wider  den  andern  Stat, 
an  dessen  Spitze  er  nicht  minder  steht.  Mit  der  Repräsen- 
tativ verfhssung  ist  daher  diese  Form  der  Persoaalunion  nicht 
wohl  zu  vereinigen. 

2.  Eine  höhere  Einigung  liegt  in  der  sogenannten  Real- 
union. Ju  ihr  ist  nicht  blosz  die  Person  des  Herrschers  ge- 
einigt, soudern  die  oberste  Statsleitung  selbst  in  Ge- 
setzgebung und  Regierung.  Zwar  verträgt  sie  sich  mit 
einer  relativen  Selbstfindigkeit  der  unirten  Stalen,  denen 
innerhalb  gewisser  Schranken  eine  particulAre  Geset^^buug 
und  Regierung  vergönnt  werden  mag,  aber  der  Ciesammt- 
stat  bt  in  ihr  doch  einheitlich  organisirt,  und  die  höchsten 
gemeinsamen  Statsintei-essen  sind  in  den  einheitlichen  Orga- 
nen concentrirt.  Die  Vereiniguug  Norwegens  mit  dem  König- 
reich Dänemark  durch  das  Reich^esetz  von  16S6 ,  die  Eini- 
gung von  Castilien  und  Aragon,  wenn  auch  nicht  sofort  von 
Anfang  an,  1474,  so  doch  unter  den  Österreichischen  Fürsten, 
ganz  vorzuglich  alter  die  österreichische  Monarchie  nach  dem 
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Grandgesetze  von  1849  und  der  Februarverfiisaung  ron  1891 
sind  Beispiele  solcher  Bealunion. 

3.  Die  rolle  Union  endlich  löst  die  Besonderheit  der 
iitiirten  Slaten  auf,  und  bildef'  nicht  einen  ane  tnehreren 
Slaten  zuaaminengeeetzteii ,  sondern  einen  einfachen  8tat. 

Die  Vereinigung  d6r  beiden  ursprünglich  durch  blosze 
Penonalunion  verbundenen  KOnigrieäche  England  und  Schott- 
land zu  dem  Oesammtkönigreich  Orossbritannien  votn  Jahr 
1707 ,  und  die  spfttu«  Union  zwischen  Oroezbritannien 
und  Irland  von  1800  haben  diesen  Charakter  einer  voDen 
'  Union,  indem  die  particularen  Parlamente  aafgehoben  und 
für  das  ganze  Reich  ein  gemeinsames  einheitliches  Parla- 
ment angeordnet  wurde.  Die  Einverleibung  der  Hoben- 
collerischen  ITOrstenthUmer  in  Preuszen  im  Jahr  1849  Qnri 
die  Annexion  der  italienischen  Herzogthtimer  und  des  König- 
reichs Neapel  mit  I^emont  zu  dem  neuen  Königreich  Italien 
im  Jahr  1360  und  1861  sind  neuere  B^piele  der  vollen 
Union. 

Das  filtere  Statsrecht  war  geneigt  diese  Verbindung  und 
Wandlung  ausschlieszlich  aus  dem  dynastischen  Standpuncle 
und  nicht  anders  zu  beurtbeilen,  als  ob  es  sich  um  die  Zu- 
sammenlegung oder  den  Erwerb  von  mehreren  UnuidstHckeu 
durch  dieselbe  Privatperson  hnndelte.  Es  wurden  daher  wie 
die  privatrechtlichen  Formen  der  Veräuszerung  unter  Leben- 
den, so  auch  von  Todes  wegen  (Testament,  Erbvertrag) 
anerkannt  Wie  wenn  Volk  und  Land  eine  Verlassenschaft 
waren,  über  die  ein  einzelner  Mensch  nach  seinem  Be1ieb«i 
zu  verfbgen  hätte.  Das  neuere  Statsrecht  musz  diese  dem 
modernen  Statsb^rifT  widerstreitende  Ansicht  verwerfen,  und 
daran  fest  halten,  dasz  solche  Veränderungen  wesentlich  die 
öffentliche  Verfassung  des  Volks  betreffen  und  daher  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Volksvertretung  'geordnet 
werden  därfen. 

VI,  Den  Gegensatz  der  Verbindung  bildet  die  T  h  e  i  I  u  n  g 
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und    Ii^ertrennung  eines  gröszersn  States  iu    zwei  oder 
□lehrere  ueuere  Staten. 

Diese  Grscheiuiiog  wird  sich  besonders  da  ei^ben,  wo 
rerachiedene,  zamsl  auch  dem  Gebiete  nach  getrennte  Völker 
zu  einem  State  verbunden  waren,  ohne  innerlich  eins  zu 
werden.  Wenn  die  Macht  der  Concentratjon,  welclic  sie 
bisher  zusammenhielt,  dann  nacblAszt,  80  treiben  die  natnr- 
lichen  Gegensätze  auseinander;  und  es  geht  der  grosse 
Scheidungsprocesz  vor  sich,  welcher  das  bisherige  Ganze  in 
eine  Anzahl  neuer  selbständiger  Staten  auf]{)8t.  So  ging  die 
groeze  durch  Alexandeis  G«iie  einen  Augenblick  zusammen- 
geschmiedete Weltmonarchie  nach  seinem  Tode  sofort  aus- 
einander.  Ebenso  wurde  im  IX.  Jahrhundert  die  fränkische 
Monarchie  nach  den  NationalitAten ,  freilich  nicht  ohne  wesent- 
liche Mitwirkung  der  dynastischen  Gegensätze  gespalten. 
Auch  der  S^erfall  des  napoleonischen  Kaiserreiches  mit  seinen 
Schöpfungen  abhängiger  Lebenskfinigreiche  in  diesem  Jahr- 
handert  läszt  sich  groszentheils  so  erklären.  £Ke  Trennun;; 
von  Belgien  und  Holland  im  Jahr  1830  hat  diesen  Charakter. 

Während  des  Mittelalters  gab  es  aber  noch  eine  andere 
Theilung  eines  Stat^anzen  wie  einer  Erbschaft  unter  meli- 
rere  Erben,  so  unter  mehrere  Söhne  des  verstorbenen  Stats- 
oberhauptes,  und  es  dauerte  lange,  bis  diese  privatrechtliche 
mit  dem  Recht  eines  lusammengehörigeu  Volkes  und  der 
Wohlbbrt  eines  States  duicbaus  unvereinbare  Bebaudhii^ 
durch  das  politische  Prineip  derüntheilbarkeit  in  El)iropB 
verdrängt  wurde. 

Vn.  Eine  ähnliche  Form  ist  die  Lossagung  eines 
Theiles  des  States  und  Constituirung  dieses  Tbeiles  zu 
einem  selbständigen  State. 

In  der  Regel  ist  der  Theil  als  solcher  nicht  berechtigt, 

sich  wider  das  Ganze  zu  empöre«  uad  äicli  von  demselbeB 

gewaltsam  loszureiszen.    Die  Geschichte  hat  uns  von  vielen 

ungerechtfertigten    und   unheilvollen   Ln8treiiuuirgsver8U<^en 

Bliintschlt,  allgcDU>iB«<  ftbiln^M.    t.  l(i 
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der  Art  warnende  Berieht«  tiberliefert.  Aber  sie  weisz  auch 
von  andern  Lassagunge»,  welche  volle  Anerkennung  errun- 
gen haben,  und  deren  innere  Berechtigung  nicht  zu  bezwei- 
feln ist  Erinnern  wir  uns  an  die  Lossagung  der  nieder- 
ländischen Generalstaten  von  Spanien  von  1579,  an  die 
Unabhängigkeitserklärung  der  nordsmerikanischen  Freista- 
len  von  1776,  an  die  Befreiung  Griechenlands  von  tOrkischer 
Herrschnd  in  luiBem  Tugen.  Jene  Regel  bedarf  somit  einer 
Beschränkung,  die  wohl  so  zu  fassen  ist:  Zur  Loesagung  ist 
der  Theil  ausnahmsweise  berechtigt,  wenn  seine  dauernden 
und  wichtigen  Interessen  von  dem  Statsganzen ,  dem  er  an- 
gehört, nicht  geschätzt  noch  befViedigt  werden,  und  er  zu- 
gleich befähigt  istj  fiir  sich  selber  zu  sorgen  und  seine  selb- 
ständige Stellung  zu  behaupten.  Nur  wirkliche  Noth  und 
ein  unerträglich  gewordenes  Leiden  gibt  somit  gegründete 
Veranlassung  zu  der  Lossagung,  und  nur  die  moralische 
Krafl,  welche  sich  io  dem  Kampfe  um  Selbständigkeit  sieg- 
reich bewährt  und  alle  Schwierigkeiten  (Iberwindet,  gewährt 
einen  Anspruch  auf  Anerkennung  derselben.  Unter  diesen 
beiden  Voraussetzungen  wird  dieselbe  denn  auch  von  dem 
groszen  Gerichte  ausgesprochen,  welches  durch  die  Welt- 
geschichte spricht, " 


'  Die  UDabhingiglcFiiaerklBrnog  von  Amerika  Dimint  es  mit  dem 
Prinuip  etwas  leichter  und  bekennt  die  Dalurreohtliehe  Lehre  ihrer  Zeit, 
indem  sie  tolgeode  Sitze  ausspricht:  qWir  haltea  folgende  Wahrlteiten 
fllr  klar,  dasi  alle  Uenschen  gleich  geboren,  dMz  sie  von  dem  Schöpfer 
mit  gewissen  anreräuszerlichen  Rechten  begabt  sind,  uiid  dsaz  zn  dieeem 
Leben  Frdheit  und  des  Streben  nach  Glückseligkeit  gdiöre,  dssi,  um 
dSesB  Rechte  m  slefaern,  Regterangen  unter  den  Henschen  eingesetzt  sind, 
welche  ihre  gerechte  Gewalt  tod  der  Zostimmang  der  Regierten  ableiten, 
dasi  wenn  immer  eine  Statsform  diesen  Endzwecken  verderblich  wird,  es 
ein  Recht  des  Volkes  ist,,  dieselbe  zn  Kndem  oder  sbzuscliaffeii  und  eine 
neue  Statsform  dninriebtea ,  indem  sie  dieselbe  auf  solche  Principien  be- 
gründet, und  deren  Gewalten  in  solcher  Weise  organisirt,  wie  es  ihm  zu 
seiner  Sicherheit  und  tu  seinem  Glücke  am  zweckdienlichsten  scheinL 
Die  Klugheit  gebietet  allerdings,  seit  langom   bestehende  Verhssnngeu 
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Drittes  Capitel 

Äbgel«ll«te  EiitatehuiigsfDmirii. 

1.    Coloiiisation. 

Die  ColonisBtion ,  wie  sie  von  den  hellenischen  Sta< 
len  geubt  wurde,  und  die  Kilsten  des  Mittelmeeres  in  Klein- 
asien,  Italien,  Siciüen,  auf  den  Inaein  des  Archipels  mit 
neuen  Städten  und  Slaten  bevölkerte,  war  in  der  That  be- 
wuszte  neue  Slatenbildung.  Die  Pflanzstadt  ging  aus  der 
Uutterstadt  hervor,  wie  der  Sohn,  der  aus  der  Fumtlie  des 
Vaters  austritt,  um  ein  eigenes  Hauswesen  zu  gründen.  Sie 
wurde  sofort  zum  selbständigen  neuen  State,  unabhängig  von 
der  Mutterstadt,  aber  mit  ihr  durch  ihre  Abstammung,  8it> 
teu,  Recht,  Religion  verbunden.  Aus  dem  Prytaneum  der 
Mutterstadt  nahm  die  TochterstHdt  das  heilige  Feuer  mit, 
und  die  väterlichen  Götter  zogen  mit  in  den  neuen  Wöhn> 
sitz  hinüber.  '  Die  Hellenen  vermochtert  nicht  ein  groszes 
Reich  zu  gründen  und  zusammen  zu  halten ,  aber  durch  ihre 
zerstreute  Städtecolonien  hellenisirten  sie  den  Orient.'' 

Anders  die  römischen  Colonien.  Sie  waren  bestimmt, 
die  römische  Herrschaft  in  weiteren  Kreisen  zu  sichern  uad 
zu  befestigen,  und  blieben  daher  in  einem  strengen  Ab- 
hängigkeiteverhältnisz  zu    der   Haaptatadt.     Hier  ist  somit 

nicht  am  leichter  und  Torfibergehender  Ursachen  willen  zu  Hndem,  und 
deragemllsi  hat  alle  Urfabrang  gezeigt,  Aasz  die  Menschen  geneigter  sind 
die  Leiden  zu  ertragen,  so  lauge  sie  erträglich  sind,  als  sich  durch  Ver- 
nichtung der  FcH-men,  on  welche  sie  sieh  einmal  gewohul,  eelbst  Reclil 
in  v«r«chaffeD.  Wenn  aber  eine  lange  Ki^ihe  von  Miszbränchen  und  nn- 
rechimäszigen  Eingriffeo,  welche  unwandelbar  das  nämliche  Uel  verfolgen, 
die  Absicht  beweiBt,  das  Volk  dem  absolntfin  Despotismus  zu  niilerwei- 
fcn,  so  bat  dieses  dos  Recht,  nnd  die  Pllieht,  eine  aolehe  R^eruDg  noa- 
ttUlOMcn  nnd  ncne  Garantien  für  seine  künftige  Sicherheit  anzuordnen" 

>  V([l.  Herrmann,  griechische  Stat«all«rthümerCa|i.  IV.  Die  allere 
pbOnicische  Colonisation  ist  weniger  von  Anfang   an   neue  SlatsgrUn- 

■  Hang,  ist  aller  gewöhnlich  in  kurzer  Zeit  zn  dieser  geworden. 

>  Tgl.  di«  AnsrObraug  v<m  Lanrenl  IL  S.  310. 
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nicht  Ton  neacr  Statenbildong,  sondern  nur  vnji   Ausdeh- 
nung des  bestehenden  Einen  States  die  Rede. 

Wieder  von  anderer  Art  ist  die  moderne  Coktnisation. 
Sehen  wir  auf  den  Urspning  der  modernen,  besonders  in 
Amerika  von  den  europäischen  Sl&teii  aus,  gestifteten  Colo- 
nien,  so  handelte  es  sich  dabei  in  der  Regel  nicht  um 
Gründung  neuer  Staten,  sondern  mehr  um  Ausl>reitung  der 
Herrschftft  und  CuUur  des  europ&ischen  Vaterlandes,  oder 
um  Erwerb  einer  neuen  ökonomischen  Existenz,  zuweilen 
auch  um  Sicherung  der  üebersiedler  vor  Verfolgung  in  ihrer 
Heimath.  Im  SUden  war  die  Abhängigkeit  der  Colonien  von 
den  romanischen  Staten  Europas  gröszer  als  im  Norden,  wo 
der  germanische  Corporationstrieb  und  das  germanische  Frei- 
heitägefUhl  wenigstens  einer  relativen  Selbständigkeit  der  Co- 
lonien gtlnstig  war,  diese  tbeilweise  sogar  hervorgerufen  halte. 
Sieht  man  aber  auf  die  spätere  Entwickliuig  and  Ge- 
schichte dieser  Colonien,  so  sind  sie  meistens  zu  einem 
selbständigen  Dasein  erwachsen,  und  haben  sich  dann  aU 
neue  Staten  losgemacht  und  abgesondert  von  jener  europAi* 
sehen  Herrschaft,  Diese  Colonisation  ist  daher  eher  der  Ge- 
burt eines  Kindes  zu  vei^leichen,  welches  die  väterliche 
Familie  als  ein  abhängiges  Glied  derselben  erweitert,  dann 
aber,  nachdem  es  zu  körperlicher  und  geistiger  Reife  heran- 
gediehen, sich  absondert  und  eine  neue  eigene  Familie  be- 
gründet 

IL  Eine  femero  at^eleitete  Statenbildung  kam  in  dem 
Mittelalter  After  vor  in  Gestall  der  Verleihung  von  Ho- 
heitsrechten an  einzelne  Bestandtheile  des  StAtes.  Eine 
ganze  Reihe  besonders  deutscher  Gebiete,  FUrstenthQmer, 
HerrscbaAen,,  Reichsstädte  wurden  zu  selbständigen,  Staten, 
indem  sie  einzelne  Hoheilsrechte  von  dem  Könige  erlangten, 
und  diesen  Erwerb  zu  vermehren  wuszten,  bis  zuletzt  dem 
Könige  nur  ein  idealer  Schein  von  Oberhoheit  zurückblieb, 
alle    reale   Stat^ewalt   aber   an    sie    entftuwert    war.     So 
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.  strebten  die  früheren  Theil«  eines  Statsganzen  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  zu  selbständigen  Staten  uuf.  Die  Süssere  Form 
solcher  Verleihung  war  häufig  wieder  die  eines  (»rivatrecht- 
licheu  Erwerbes  durch  Kauf  oder  Verpfäcdung,  und  ist  inso- 
fern ungeeignet  fbr  das  moderne  Stalsleben.  Das  war  aber 
selbst  im  Mittelalter  nicht  wesentlich,  und  es  Ifiszt  sich  auch 
in  unserer  Zeit  die  practische  Möglichkeit  gar  wohl  denken, 
dasz  ein  Stat  mit  klarem  BewuBztaein  einen  'Hidl  seines 
Gebietes  zur  Selbständigkeit  heranziehe  und  denselben  mit 
statlichen  Hobei  tsrechten  ausstatte. 

in.  Endlich  kommt  vor  die  Institution  eines  neuen 
States  durch  einen  fremden  Herrscher,  insbesondere 
durch  einen  Eroberer,  dessen  MachtaprUche  alte  Statea  um 
ihr  Leben  bringen  und  neue  Staten  hervomifeD.  B^uropa  hat 
in  den  Jahren  der  napoleonischeu  Herrschaft  gesehen,  wie 
eine  Reihe  ron  Staten  ausgelöscht,  und  andere  hinwieder 
nach  dem  Willen  des  französischen  Kaisers  neu  errichtet 
wurden.  Euiopa  hat  aber  auch  erlebt,  dasz  diese  willkOr- 
lichen  Schöpfungen  momentaner  Uebermacht  zu  keinem  inner- 
lich kräftigen  Leben  gelangten,  und  kaum  ins  Dasein  geru- 
fen wieder  abstarben  oder  getödtet  wurden.  Es  ist  das  ein 
beredter  Beweis,  dasz  unter  allen  FMuien  der  Stalenbildung 

diese  die  unrollkommenste  ist,  und  am  wenigsten  Gewähr 
darbietet  fur  die  Fortdauer  solcher  Staten. 


Viertes  GapiteL 

UtitergBDg  der  StBlen. 

Die  Erde  ist  mit  den  Trümmern  uiitei^;egaagener  Staten 
llberdeckt:  die  Erfiihrungen  der  tMsherigeu  Wel^eschichte 
zeugen  gegen  die  Unsterblichkeit  der  Staten.  Die  Veran- 
lassnngen  i^nd  die  Formen  des  Untei^ngs  sind  wohl  unter 
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sich,  verflchiedei),  wie  die  TixiesfilUe  der  einttlncn  Menecbäi. 
Aber  daraus,  dasz  alle  Staten  uiitergeheo,  dürfen  wir  wohl 
auf  eine  gemeinsame  Ursache  ihrer  Sterblichkeil 
scblieszen.  Diese  Ursache  kann  nicht  in  der  Iinmoraüt&t 
der  Volker  liegen,  denn  die  Immoralitftt  ist  nicht  nothwen- 
dig  und  nicht  gleichmäszig  rorhanden;  und  die  Geschichte 
lehrt  uns,  dasz  auch  demordisirte  Völker  sehr  lange  le- 
ben können,  wie  immoraliscfae  Menschen  doch  zuweilen  rin 
hohes  Alter  errächen.  Auch  nicht  in  schlechter  Regierung; 
mancher  Stat  hat  schon  mehrere  Oeaerationen  schlechter 
Regenten  Oberdauert.  Aber  auch  nicht,  wie  neueriich  Gobi- 
neau  behauptet  hat,  in  der  Mischung  und  Eatartung  der 
Volksrasscn;  manche  Stuten  sind  gerade  durch  die  Mischung 
der  Rassen  grosz  und  mächtig  geworden  und  haben  fcM-tge- 
daut^,  obwohl  die  Volksrassen  wesentlich  verändert  wor- 
den; ich  erinnere  an  Rom,  an  England,  an  Nordamerika. 
Die  wahre  Ursache  liegt  in  dem  groszen  Gesetz  alles  irdisch- 
organisch  en  Lebens,  das  durch  die  Geschichte 
entwickelt  und  aufgezehrt  wird.  Das  Leben  der  Völ- 
ker und  der  Staten  entfaltet  sich,  und  indem  es  allmählich, 
was  in  ihm  Hegt,  offenbart,  erfUllt  es  süne  Bestimmung 
und  stirbt  ab,  von  der  unermfldUch  fortschreitenden  Zeit, 
mit  dw  es  nicht  mehr  Schritt  halten  kann,  überholt  und 
zurlkckgelassen. 

S(j  scheinen  auch  die  beschränkten  Einzelstaten  von 
der  fortschreitenden  Menschheit,  die  in  ihnen  keine  ToUe 
Befriedigimg  findet,  verschlungen  zu  werden.  Kommt  der- 
einst auf  der  breiten  Unterlage  der  Menschheit  der  Weltstat 
zur  Erscheinung,  dann  dürfen  wir  hoffen,  dasz  dieser  Stat 
so  lange  dauern  und  nicht  früher  unlei^ehen  werde,  als  die 
Menschheit  selbst. 

Die  besonderen  Formen  des  Statenuntergangs 
aber  entsprechen  groszentheils  den  Formen  der  Statenbildung, 
und    nicht   selten   werden   alte  Stat^i   zerstört,    wenn  neue 
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begrilDdet  werden.    An  den  Tod  dea  eiaen  States  sQhlieszt 
oft  die  Geburt  des  audern  sich  uomittelbar  an. 

I.  Den  Gegensatz  zu  der  Oi^nisation  des  Volkes  bildet 
die  Desorganisation  oder  Auflösung  des  Voll(e&  Ejoe 
eigeDthUmliche  Art  der  Desorgauisation  ist  die  ^D^r-chie. 
Wenn  die  Ueber-  und  Unterordnung  in  dem  Volke  nicht 
oiehr  geachtet  wird,  und  Niemand  mehr  eine  obrigkeitliche 
Gewalt  anerkennt,  wenn  jeder  Einzelne  nur  seinen  Lüsten 
den  losen  Lauf  Ifiszt,  und  keiner  mehr  sich  um  das  Ganze 
kümmert,  noch  der  Gemeinschaft  Opfer  bringt,  90  wird  der 
Stat  selbst  negirl,  und  das  oi^nisirte  Volk  ist  in  diesem 
Falle  zur  chaotischen  Masse  herabgesunken.  D|ie  Anarchie 
hebt  somit  im  Princip  den  Stat,  nicht  etwa  -nur  die  bis- 
herige Statsform  auf.  Allein  eine  so  entschiedene  und  so 
andauernde  Anarchie,  die  dann  freilich  immer  der  Tod  des 
States  ist,  lindet  sich  doch  in  der  Geschichte  der  Völker 
höchst  selten.  Weit  häufiger  sind  die  anarchischen  Zust&nde 
blosz  vorübergehend  und  momentane  Fieberkriseu, 
welche  zwar  das  Leben  des  States  bedrohen,  aber  oft  ^ur 
eine  andere  Gestaltung  der  Statsver&ssung  vorbereiten. 
Gerade  in  den  Zeiten  heftiger  Erschütterungen  der  Revolu- 
tion. ofTenbart  sich  die  entschieden  statliche  Matui;  der  ari- 
schen Völkerstämme  in  höchst  merkwürdiger  Weise.  Selbst 
in  dem  Augenblick,  wo  sie  die  statliche  Ordnung  mit  wUthen- 
dem  Hasse  stürzen ,  unterwerfen  sie  sich  doch  den  nothwen- 
digeo  Formen  des  statlichen  Daseins:  und  während  sie  in 
der  Verwirrung  der  Ideen  für  Auurchie  schwärmen,  gehor- 
cheu  sie  blindlings  je  den  wildesten  und  strengsten  Führern, 
dicht  hinter  dem  Triumphzug  der  entfesselten  und  freiheits- 
trunkenen  Massen  erscheinen  die  kalten,  ehernen  Züge  der 
Uictatoreii,  und  in  den  Trümmern  der  zerstörten  Stalsord- 
imng  maclit  sich  sofort  wieder  das  Volk  eine  neue,  wenn 
auch  vielleicht  schlechtere  statliche  Wohnung  zurecht.  Auch 
die  Völkei-  der  groszen  arischen  Familie  sind  nicht  unsterblich, 
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nber  80  lange  ihr  Leben  dauert,  kOnnen  sie  <ter  stat- 
lieben  Formen  ihres  Daseins  so  wenig  entbehren,  ala  der 
Fisch  des  Wassers,  oder  der  Vt^el  der  Luft.  Es  gibt  kein 
etnuges  Beispiel  in  der  Geschichte,  dasz  ein  arisches  Volk 
sich  danemd  losgemacht  hfttte  ron  dem  State,  oder  dasz 
ein  solches  auch  nur  in  den  Zustand  der  Nomaden  zurOck- 
gesunken  wflre.  Im  sechzehnten  Jahrhundert  haben  die 
Wiedertäufer  die  Idee  d£s  States  vollständig  verworf^, 
äholich  wie  in  nnsem  Tagen  die  Communisten.  Aber  als 
ihnen  die  Gelegenheit  geboten  ward,  einen  Versuch  zur 
Einttthning  ihrer  unstetlichen  Gemeinschaft  zu  machen, 
haben  sie  doch  wieder  —  obwohl  in  karikirter  Form  — 
einen  Stat  eingerichtet. 

IL  Die  Auswanderung  eines  Volkes  aus  dem  Lande 
seiner  Väter,  wie  die  HelTctier  zu  Cftsars  Zeit  sie  unter- 
nommen, oder  die  Vertreibung  eines  Volkes  aus  seiner 
Heimath,  wie  sie  während  der  groazen  Volkerwanderungen 
in  Europa  oft  erzwungen  worden ,  zerstört  den  bisherigen 
Stat  jedenfalls;  und  es  ist  gewöhnlich  unsicher,  ob  es  dem 
weiterziehenden  .Volke  gelinge,  eine  neae  feate  Herrschaft 
über  ein  anderes  Land  zu  erwerben,  und  so  einen  neuen 
Stat  zu  gründen. 

HL  Die  Eroberung  eines  Landes  und  die  Unter- 
werfung eines  bisher  selbständigen  Volkes  dui-ch  eine 
fremde  Uacht  ist  öfter  noch  Zerstörung  alter  als  Gründung 
neuer  Staten^  indem  sie  meistens  eine  blosze  Erweiterung 
des  siegreidieB  Btates  zur  Folge  hat.  In  dieser  Weise  hat 
einst  Rom  eine  lleihe  ron  Stateu  verschlungen,  und  Über 
deren  Bevölkerung  und  Gebiet  seine  Herrschail  ausgebreitet 
Die  Ergebung  iCdedttio)  des  schwächern  Volkes  hat  zwar 
den  Schein  der  Freiwilligkeil,  ist  aber  regeluiäszig  doch  das 
Werk  der  Noth  und  äiiszeru  Zwanges,  und  fallt  dann  mit 
«ler  Unterwerfung  zusammen. 

IV.  Die  volle  Union  ferner  zieht  den  Untei^ng  der 
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unirteii  8laten  iiacb  sich.  Du  in  ihr  aber  zugleich  der  An- 
Tang  eines  neuen  gröszeren  States  Hegt,  dessen  Volk  aus 
deo  Völkern  der  aufgelösten  Staten  besteht,  so  ist  hier  eher 
eine  freiwillige  EntAuszerung  der  bisherigen  statliohen 
Sonderexistenz  denkbar. 

V.  Den  Gegeosatz  zu  dem  Aufgehen  der  kleineren  Sta- 
ten in  dem  gröszeren  Gesammtstat  bildet  die  Theilung 
eines  Reiches  in  mehrere  Staten  oder  die  Vertheilung 
eines  States  unter  mehrere  fVemde  Staten.  Die  erstere  kann 
ohne  äuszern  Zwang  auf  organische  Weise  vor  sich  gehen, 
indem  die  verschiedenen  Bestandtheile  eines  States  ihre 
Besonderheit  scbilrfei-  ausprägen  und  sich  dann  ablösen,  die 
letztere  aber  ist  gewöhnlich  das  Werk  fremder  üebermacht. 
Die  beiden  Theilungen  Polens  (1772  und  1793)  sind  ent- 
f«etzliche  Bdspiele  solcher  widerrechtlichen  Gewalt  in  einer 
Periode,  die  auf  ihre  Aufklärung  und  Humanität  eitel  war. 
VI.  Wie  durch  Verleihung  von  Hoheitsrechten  an  einzelne 
Gebictstheile  neue  Staten  sich  bilden,  so  können  auch  durch 
Entzug  oder  Abtretung  von  Hoheitsrechten  bisher  selb- 
ständige Staten  allmählich  ihre  statliche  Existenz  einbUszen. 
Für  jene  Form  der  Btatenbildung  ist  die  Geschichte  des  deu  t- 
schen  Reiches,  für  dieise  Art  des  Statenuntei^angs  ist  die 
Geechichte  Frankreichs  besonder  lehrreich.  Die  Ceutra- 
lisation  von  Frankreich,  vorzuglich  seit  Ludwig  XL,  hat  so 
eine  Hasse  von  „souveränen  Seigneurien ,"  in  welche  das 
Land  zerklüftet  war,  nach  und  nach  beseitigt.  Aber  auch 
Deutschland  hat  durch  die  zahlreichen  Mediatislrungen 
seit  der  Revolution  diese  zweite  Richtung  der  Auflösung 
kleiner  Staten  eingeschlagen. 
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Fünftes  CapiteL 

Speculaüve  Theoriea.    I.  Der  Migeiiinnte  NatursUnd. 

Die  philosophische  Speculation  liebt  ee ,  eineo  Urzustand 
zu  erdeukeD,  in  welchem  die  lleuschen  noch  ohne  Stat 
lebten,  und  von  da  aus  den  Weg  zn  suchen,  welchen  die 
Menschheit  habe  gehen  müssen,  um  zu  dem  8ta.te  zu  ge- 
langen. Die  Phantasie  des  Volkes  hat  diesen  Urzustand  oft 
mit  heitern  Bildern  tob  Unschuld  und  reichen  Natui^enflssen 
geschoiückt,  und  eine  goldene  Zeit  des  Paradieses  erträumt, 
in  welcher  es  noch  kein  Uebel  und  kein  Unrecht  g^eben, 
und  alle  in  unbeschränkter  Freiheit  und  Glückseligkeit  sich 
des  fnedlicheo  Daseins  erfreut  haben.  In  dieser  Vorzeit  gab 
es  nach  jenen  Vorstellungen  noch  kein  Eigenthum,  da  der 
Ueberfluaz  der  Natur  jedem  in  Fülle  darbot,  womach  sein 
unverkünstelter  und  unverdorbener  Sinn  verlangen  mochte; 
damals  noch  keine  Unterschiede  der  Stände  noch  selbst  der 
Berufsarten,  jeder  war  dem  andern  gleich;  damals  auch 
weder  Obrigkeit  noch  Unterthanen,  keine  Beamte,  keine 
Richter,  keine  Heere,  keine  Steuern.' 

<  Sliah espenre   achüdert  diesen  Natursland  mit  gUuzender  Irooie 

im  Sturm: 

Qouzalo:  .H&ii'  ich,  meio  Fürst,  di«  rilanaBo;  diewr  Jiwel, 
Ich  wirkte  im  gemeiaeii  Wesen  .Alles 
Dnrclie  Gegentheil,  denn  keine  Art  von  HHnilel 
Erlaubt'  leb,  keinen  Namen  eines  Arais: 
Gelohrtbeit  sollte  man  nicht  kcnaeu;  Reiclilhum, 
Dienst,  Annntk  gäb's  nicht;  von  Vertrag  uud  ErbKliaft, 
Verzinnung,  Landmark,  Feld-  and  Weinbau  nicht«; 
Auch  kein  Gebrauch  voll  Korn,  Wein,  Üd,  BeUll, 
Keiii  Haadnerh,  alle  Uauner  müssig,  alle; 
Dil'  Weiber  aucli,  doch  völlig  rein  nnd  scbuldh», 
Kein  Regimenl, 

In  der  gemeinsBinen  Natur  Holli'  Alles 

Frucht  bringen,  ohne  HÜhe  und  Schwelst;  Veirath,  Betrug, 
Schwert,  Speer,  Oeschliiz,  Noih wendigkeit  dw  Wstfen 
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Einem  solchen  Jdeale  gegenüber  muazte  der  spätere  stat- 
liehe  Zustand  der  Uenschen  als  Entartung  und  Verfall  erschei- 
nen. Erst  als  vorher  unbekannte  Plagen  die  Uenschen  trafen, 
erat  als  die  Leidenschaften  in  ihrer  Brust  erwachten  und  neue 
Gefahren  hervorriefen,  erst  als  die  Schuld  den  Seelenfrieden 
störte,  da  bedurfte  es  einer  Macht,  welche  die  Bösen  schreckte 
und  strafte,  und  den  vidJkch  verkümmerten  Genusz  aller 
sicherte.  So  dachte  man  sich  den  Stat,  wenn  auch  nicht 
immer  als  ein  noth wendiges  Uebel,  doch  als  eine  Noth- 
nnd  Zwangsanstalt,  um  gröszem  Uebeln  zu  entgehen. 

Im  Gegensätze  zu  dieser  kindlich  heitern  Vorstellung 
von  dem  Paradiese  dachten  sich  andere  und  zuweilen 
griesgramliche  Philosophen  den  Zustand  des  ersten,  noch 
uustatlichen,  Menschen  viel  schlimmer.  Ihre  ängstliche 
Phantasie  malte  statt  des  götthcben  Friedens  einen  unab- 
lässigen Hader  und  Krieg  aus  aller  gegen  alle:  und  wenn 
auch  ihnen  der  Stat  als  ein  Uebel  erschien ,  so  war  dieses 
Uebel  doch  erträglicher  und  geringer  als  d^r  ursprungliche 
Naturstand,  in  welchem  die  Menschen  dem  Wilde  des  Waldes 
glichen.  Dieser  philosophische  Gedanke  &od  in  der  theolo- 
gischen Speculalion,  welche  den  Stat  die  Ordnung  nicht  des 
Paradieses,  sondern  der  „gefallenen  Menschheit"  nannte,  eine 
willkommene  Bekräftigung. 

Dib  beiderlei  Vorstellungen  übersehen  die  statliche 
Natur  des  Menschen.  Sie  haben  beide  keine  Ahnung  von 
der  Wahrheit,''  die  Aristoteles  so  schön  ausgesprochen,  dasz 

Oitb's  nicht  bei  miri  e»  sdiaffte  die  Nunr 

VOD  rreien  Stttcken  alle  Hüll'  aod  Fülle, 

Meio  «choMloB  Volk  zu  Däbren. 
Sebsstiau;  Keiae  Heirathen  iwischen  Miuea  UulertUanen? 
Antüuio:  NkhU  dergleichen^  Freund,  alle  Im  und 

Hnren  und  Taagenicbtse," 
'  Auch  KouaBeaa  (diw.  aar  Viatgaliti  des  conditious  parmj  lea 
hominw)  meiuie:  «Der  Uenacli  im  NatuiTiislaDd  habe  eiaen  Widerwillen 
(r^pugnail)   gegen  die   Qeaellschan."      Aber  Hirabeau   entgegnete  i bot 
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der  Metisch  ein  „statlicbea  Wesen*  sei.  Heg  man  sich 
immer  einen  Zustand  der  Menschen  vorstellen,  welcher  der 
Entstehung  des  States  vnmn^ng,  dieser  Zustand  konnte 
unmöglich  den  hflbern  Bedtlrrnissen  derselhen  genUgen ,' 
und  es  war  ein  unermesziicher  Fortschritt  in  der  Entwick- 
lungsgeschichte der  Menschheit,  als  der  von  Anfang  an  ihr 
eingepflanzte  Keim  zur  Statenbildung  sich  entfaltete  und  zur 
Erscheinung  kam. 


Sechstes  GapiteL 

II.    Der  Stat  als  gölülebe  Inittilutiou. 

In  dem  Alterthuni  sowohl  als  während  des  Mittelalters 
war  der  Glaube  an  die  göttliche  Institution  des  States  viel 
verlireiteter  und  intensiver  als  in  unserer  Zeit.  Auch  damals 
uher  war  in  ganz  verschiedenem  Sinne  von  ehier  göttlichen 
Begründung  des  States  die  Rede. 

I.  Nach  der  einen  Vorstellung  war  der  Stat  das  un- 
mittelbare Werk  Gottes,  die  directe  Offenbarung 
der  göttlichen  Herrschaft  auf  Erden. 

Diese  Vorstellung  lag  der  jüdischen  Theokratie  zu  Grunde, 
und  die  volle  Consequenz  derselben  führt  jederzeit  zu  der 
theokratischen  Statsforin,  zu  welcher  sie  allein  paszL 
Wenn   Gott  den   Stat    unmittelbar    geschaflien    hat ,   so   ist 

vortrefflich  (rssni  aur  le  d£«potisine)  mit  den  Worten:  Nnn  »eulemeiit 
rhomme  nemble  fait  poar  la  soci^ti,  mais  on  ,peut  dlre  qn'Ü  n'ett  vraimeiit 
boDime  c'est  h  dire  un  Ctre  r^6chissant  et  capable  de  vertu,  que  lorsqu'elle 
(.-oromeiKe  k  ■'organjser.  Le*  liommeB  n'ont  rfen  touIu  ni  dQ  aacrißer  en 
se  rcunissaul  en  aociiti;  IIb  ont  vouId  et  dA  Hmdre  Irun  joh4m»km  et 
l'viagt  dt  la  tibtrU  par  leg  eecours  et  la  garantte  rMproquec' 

*  Aach  Plaio  de  Republ.  II.  369  leitet  die  Ent»tehung  des  State« 
«lavon  ber,  dssi  der  einzelne  Menacb  eich  selber  nivhi  genüge,  sondern 
«OD  Natur  der  OcmeiDSehaK  bedürft. 
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68  natürlich.,  daez  er  denselben  unmittelbar  «halte  und 
regiere. 

2.  Nach  der  andern  Vorstellung;  dagegen  ist  der  Stat 
nur  mittelbar  ron  Oott  gegründet,  und  wird  auch  nur 
mittelbar  von  Gott  geleitet. '  ' 

Diese  Ansicht  wurde  auch  ron  den  Griechen  und  Rümem 
getheilt,  deren  Statsformeu  keineew^s  theokralisch  waren, 
BOndem  durch  und  durch  einen  menschlichen  Charakter  hatten. 
Kein  Statsgeschdft  ron  irgend  welcher  Bedeutung  wurde  im 
Alterthum  unternommen,  ohne  dasz  Gebet  uud  Opfer  vorher- 
gegangen waren  und  in  dem  Statsrechte  der  RAmer  nahm 
die  Soi^e  der  Auapicien ,  durch  wejche  der  Wille  der  Götter 
erforscht  wurde,  eine  sehr  wichtige  Stellung  ein.  Sie  ver- 
banden mit  dem  Bewusztsein  menschlicher  Freiheit  und 
Selbstbestimmung  den  Glaubeu  an  eine  gfittliche  Leitung 
der  menschlichen  Dinge;  und  wenn  sie  schon  in  dem  Schick- 
sal des  einzelnen  Individuums  die  Macht  der  Götter  erfuhren, 
so  schien  es  ihnen  noch  klarer,  dasz  das  Schicksal  jener 
groszen  sittlichen  Lebensgemeinschaft,  die  wir  Stat  nennen, 
nicht  lo^erissen  sei  von  dem  Willen  und  dem  Walten  der 
Gottheit.  >    Hatten  sie  etwa  hierin  Unrecht? 

■  Id  diesem  Sinne  nun  nennt  Niebubr  (Gesch.  d.  Zeit  der  Revo). 
1.  214.)  deo  Statt  eine  von  Goit  geordnete  Institation,  die  mm  Wesen  des 
MeosdieD  nothwenclig  gebort,  wi«  die  Ehe  und  das  väterlich«  VerhftU- 
nisi.  Kese  Inslitation  kann  sieh  aber  aal  dieser  Erde  nicht  vollkomineD 
'  darstellen.  Was  wie  in  der  Wirklicbkcit  vom  State  sehen,  ist  nur  ein 
Schatten  der  göttlichen  Idee  des  States. 

'  Plutarch  sagt  darüber  in  einer  von  Haller  (Keslaur.  I.  S.  427) 
citjrten  Steile  sehr  ecbön:  Heines  Erachtens  könnte  eine  Sladt  leichler 
ohne  einen  Boden  gerundet  werden,  als  ein  Slat  sich  bilden  oder  be> 
stehen  ohne  Qlauben  sn  Goti."  Aach  in  neuerer  Zeil  hui  Washington, 
in  »Mner  Inanguretionsrede  an  den  Cougresi  im  Jahr  1789,  diesen  Glanbeii 
betengt:  „Ich  werde  es  nicht  vernachlässigen,  in  diesem  ersten  oCFIciellen 
Acte,  am  ganzer  Seele  mein  Flehen  an  das  göttlii  he  Wesen  zu  ricbteii, 
welches  alles  nach  seinem  Willen  ordnet,  welches  die  Rathscbläge  der 
Nationen  leitet  und  die  Schwachen  aufrecht  httit.  Möge  sein  Segen 
Aber  der   Regiernng  der  Vereinigten  Staien  walten,   die  sie  unter  sich 
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Ea  verstellt  sich  von  selbst,  duz  das  Christenthum  den 
Htat  nicht  auszerhalb  der  göttlichen  WeltordnuDg  and 
Weltregiemng  zu  denken  vermag,  und  es  ist  fOr  die  christ- 
liche AufTassung  bezeichnend,  dasz  der  Apostel  Paulus  zu 
einer  Zeit,  als  der  Kaiser  Nero  von  Statsvregen  die  Christen 
verfolgte,  jenes  berOhnite  Wort  an  die  christlich  gesinnten 
Römer  richtete:  „Jederipann  sei  anterlliRn  <ier  Obrigkeit, 
die  Gewalt  Ober  ihn  bat;  denn  es  ist  keine  Obrigkeit,  ohne 
von  Gott;  wo  aber  Obrigkeit  ist,  die  ist  von  Gott  verordnet" 
(ROmerbrief  13,  1.)  Daher  kann  es  uns  auch  nicht  befrem- 
den, wenn  während  des  ganzen  Mittelalters  in  allen  christ- 
lichen Steten  die  obrigkeitliche  Gewalt  von  Gott,  die  höchste 
des  Kaisers  ohne  Vermittlung  durch  eine  Zwischenperaon 
von  Gott' abgeleitet  ä  wurde. 

Aber  so  wUrdig  auch  diese  Ansicht  die  Entstehung  und 
dns  Schicksal  des  States  an  die  göttliche  WelÜierrschaft  an- 
knüpft, und  80  hoch  ihre  sittliche  Bedeutung  immerhin  an- 
zuschlagen  ist,  so  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  dass 
dieselbe  ihrem  Wesen  nach  religiös,  nicht  politisch  ist, 
und  dasz  sie  gerade  darum,  wenn  sie  zum  politischen 
Statsprincip  erhoben  und  nis  RechtssatE  gehandhabt 
wird,  leicht  IrrthUmer  und  Miszbräuche  veranlasst  imd  be- 
schönigt.    Heben  wir  einzelne  hervor: 

1.  Gott  ,hat  zwar  den  Menschen  als  ein  statliches  Wesen 

eingericbtet  bsbeo  zn  Ihrer  WohlfahrL  Kein  Tolk  hat  je  zahlreiebere 
und  offenbarer«  GunatbezeagoDgen  der  Vorsehnog  erhalten.  Ihre  göttliche 
Hand  hat  alle  Bestrebungen  ml:  ihrem  Segen  begleitet,  welche  nnsen- 
Tnabhängigkeil  gesichert  haben." 

■  Das  ist  auch  der  Sinn  der  ConstitiiUo  Ludoviä  Barwici  v.  J.  1338: 
„Declaramus  qnod  Imperialis  dignitas  et  poteslas  est  immfdiaU  a  Mb  Oeo 
(d.  h.  nicht  mediale  dnrcb  deu  Papst)  -^  etatim  fx  tola  tlntionf  (duioh 
die  KurfÜTSleo)  est  Rex  lerus  et  imperaloi' Romanorum  ceiisendus."  l>je 
Augsbnrgische  Confession  vom  Jahr  1630  Art.  16  lehrt:  „duz  alle 
Obrigkeit  in  der  Welt  tind  geordnete  R^ment  und  Gesetze,  gute  OnlnDDg 
von  Colt  geschaffen  nnd  eingesetzt  rind."  Sie  leitet  also  die  gesaumu- 
Rechtsordnung  von  dem  Willen  Gottes  eb. 
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ereehaffeD,  aber  zugleich  hat  er  ihm  die  Freiheit  verlieben, 
die  eingepflanzte  Idee  des  States  durch  eigene  Thätigkert 
und  zunftchst  nach  seinem  Urtheil  and  in  den  ihm  geeignet 
scheinenden  Formen  zo  rerwtrklicheD.  Es.  ist  schon  ein 
grobes  Hiszverständnisz,  wenn  einzelne  Statsformen,  s.  B.  . 
die  republikanische,  deszhalb  verworfen  werden,  weil  Gott 
als  Monarch  die  Welt  regiere. 

Ä,  Die  ohrigkeitliche  Gewalt  ist  zwar  in  ihrer  Idee  und 
Erscheinung  von  Gott  abhftngig,  aber  nicht  in  dem  Binne, 
dasz  etwa  Gott  einzelne  bevorzugte  Menschen  über  die  Be- 
schränktheit der  menschlichen  Natur  emporhöbe,  sich  selber 
näher  setzte  und  gewissermaszen  zu  Halbgöttern  für  die 
Erde  bestellte,  noch  in  dem  Sinne,  dasz  Gott  die  menadi- 
lichen  Regenten  zu  seinen  persönlichen  und  mit  ihm, 
so  Weit  ihre  statliche  Herrschaft  reicht,  identischen  Stell- 
vertretern ernennte  und  mit  seiner  Macht  und  seiner  Au- 
torität ausrüstete.  '  Derlei  theokratische  Vorstellungen  vider- 
streiten  der  menschlichen  Natur  derer,  welchen  die  Regie- 
rung des  States  anvertraut  ist.  Die  hochmUthige  Rede  Lud- 
wigs XIV.:  „Wir  Fürsten  sind  die  lebenden  Bilder  dessen, 
der  allheilig  und  allmächtig  ist,"'  klingt  im  Verhältnisz  zti 
Gott  wie  Blasphemie  und  ist  im  Verhältnisz  zu  seinen  Unter- 
thanen  —  Menschen  wie  er  —  ein  unwürdiger  Hohn. 

3.  Manche  fassen  die  obrigkeitliche  Gewalt  selbst,  unter- 
schieden von  den  Personen,  welche  dieselbe  verwalten,  als 


'  Vgl.  Stakt,  StBtalehre  II.  y.  48.  „Nach  der  Iheokrelucben  Aof 
ftwung  des  Hitldalteri  üt  die  Stellung  der  berafenen  Häupter  der 
Cbriat^heit  die  Gottes  selbst.  Die  Herrscher  (Papst,  Kaiser  und  Könige) 
als  die  Reprilaeiilanten  Qolles  haben  in  Person  die  Fülle  alles  Anseheus 
lediglich  in  sich." 

■  Oeuvres  de  fxmii  JIV.  II.  S.  317,  wo  noch  TolgeiHle  erläuternde 
Stelle  Torkommt:  ,Der,  der  den  Menschen  Könige  gegeben,  hat  gewollt, 
dasz  man  Sie  ehre  als  seine  Stellvertreter,  indem  er  nar  sich  das  Recht 
vorbehielt,  ihr  Thun  and  Lassen  lu  prüfen.  Sein  Wille  (T)  ist,  dasz  wer 
als  ünterlhan  geboren  ist,  ohne  weiteres  gehorche." 
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eine  politisch-gjittliche  und  „übermenschUche^  auf. 
Stahl  z-B."  sagt :  „ Die  Gewalt  des  States  ist  von  Gott  nicht 
blosz  in  dem  Sinne,  wie  alle  Rechte  von  Gott  sind,  Eigentbaoi, 
Ehe,  väterliche  Gewalt,  sondern  in  dem  ganz  specifiMitaen 
Sinne,  dass  es  des  Werk  Gottes  ist,  das  er  vemeht.  Er 
herrscht  nicht  blosz  kraft  Gottes  Ermächtigung,  wie  aoeh  der 
Vater  über  seine  Kinder,  sondern  er  herrscht  in  Gottes  Nam«n. 
Dttfum  ist  auch  der  Stat  mit  der  Majestät  umkleidet.'' 

Das  ist  aber  wieder  eine  objective  Theokratie,  welche 
praetisch  zu  der  auch  von  Stahl  verworfenen  persönlichen 
Stellvertretung  Gottes  fuhren,  und  allen  mit  dieser  verbun- 
denen Anmaszungen  und  Hiszbräuchen  von  neuem  freien 
Einzug  gestatten  würde.  Christus  selbst  hat  dundi  sein 
groBzes  Wort:  „Gebet  Gott  was  Gott,  und  dem  Kaiser  was 
dem  Kaiser  gebührt,"  viel  schärfer  und  entschiedener  auf 
die  menschliche  Natur  des  States  hingewiesen  und  jede 
Identificirung  statlicher  Gewalt  mit  specifiseh- 
göttlicher  {lerrschaft  verworfen.  Die  weltliche  Stats- 
lehre  thut  daher  wohl  daran,  die  Existenz  und  die  Einrich- 
tungen des  States  von  dem  menschlichen  Standpunkte  zu 
betrachten  und  menschlich  zu  nehmen. 

4.  Nicht  selten  wurde  die  Unveränderlichkent  der  be- 
stehenden Statsverfassungen  und  insbesondere  auch  die  Un- 
veränderlichkeit  der  Person  des  Regenten  oder  seiner  Dy- 
nastie mit  dem  Princip  verfochten,  dasz  die  obrigkeitliche 
Gewalt  von  Gott  geordnet  sei.  Allein  dasz  die  Unveränder- 
lichkeit  der  äuszern  Formen  und  der  persönlichen  Be- 
ziehungen nicht  zu  den  nothwendigen  Eigenscharien  der 
gOttlichen  Weltordnung  und  Weltleitung  gehöre,  beweist 
die  ganze  Weltgeschichte,  und  Paulus  hat  gerade  durch 
seine  Mahnung,  der  jeweilig  bestehenden  Obrigkeit 
Gehorsam    zu    leisten ,    die    Wandelbarkeit    auch    der 

*  Sutslekra  II.  S.  43.  Vgl.  dagegen  Hacaulsy  io  der  unten  B.  IV. 
Csp.  22.  I.  mitgellieiKen  Stetif. 
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slatlichetl  Ordoung  iiih^  llegieruiig  iiiitlelbar  anerkannt.  Wohl 
mochte  im  XVII.  Jahrhundert  jene  Vorschrift  in  der  Seele 
vieler  fromman  Engländer  ernste  Bedenken  darüber  erregen, 
ob  der  Widersland  gegen  die  tymnnischeu  Gebote  Jakobs  II. 
erlaubt  sei,  und  Gewissensscrupel  hervorrufen,  ob  die  Ent- 
setzung des  Künigs  zn  rechtfertigen  «et.  Aber  naoMem 
Wilhelm  von  Oranien  von  der  Nation  und  ron  dem  Parla- 
mente als  König  anerkannt  war,  konnte  auch  der  in  reli- 
gUteer  Hinsicht  Ängstlichste  und  gewissenhafteste  Tory  un- 
bedenklich in  diesem  die  „ron  GoU  geordnete  Obrigkett" 
verehren. 

5.  Aehnlich  vei^&tt  es  sich  mit  der  Frage  der  Verant- 
wortlichkeit. Dasz  die  Statsraänner,  welchen  viel  anrer 
traut  ist,  und  dasE  die  FHrsten,  welchen  Macht  verliehen 
ist,  Gott  verantwortlich  seien  ßlr  das  was  sie  thnn 
oder  unterlassen,  das  allerdings  folgt  aus  dem  obigea  Prin- 
dp,  aber  die  Beantwoiturtg  der  ferneren  StreitfVage,  ob  und 
wie  dieaelben  auch  einem  menschlichen  Richter  ver 
■iitwortlich  seien,  Ifiszt  sich  nicht  achon  ron  da  aus  ent- 
scheiden. Nicht  weil  die  oberste  obrrgkeitiiche  Macht  im 
State  spei^sch  gOUlieh.  sondno  weil  sie  die  oberste  ist, 
wird  fUr  sie  UnvenintwortUchkeit  vor  menschlichen  Richtern 
in  Anspruch  genommen. 

Ebensowenig  darf  der  Statsmann ,  im  Glauben,  dasa 
Gott  die  Schicksale  der  Völker  nnd  Staten  bestimme,  und 
lenke,  und  im  Vertrauen,  dasz  Gott  wohl  regiere,  gewisser 
masze»  Gott  Terauchen  und  die  Verantwortlichkeit  von  sich 
ab  auf  diesen  wlüzen.  Vielmehr  wird  er  von  der  eigenen 
Verantwortlichkeit  nur  dann  frei,  wenn  er  die  ihm  gewor- 
dene Aufgabe,  so  weit  seine  Krtilte  reichen,  gewissenhaft 
erfüllt  hat.  ' 


'   Luvtartint,  lUvoluu  de  184S.  I-  8.  47    ipriclit  diMen  GedaDken 
«cbÖD   BQS,   indem   er   toq   «ich   bericlitet:   „11   tealait  Dien   et  le   pegple, 
RJiinlachll.  »Il^emeinr«  SMUTPcht.    I.  17 
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Siebentes  CapiteL 

III.    Die  Theorie  der  Gewalt 

„DerStat  ist  das  Werk  gewaltaauer  Unterwerfbng.  Er 
beruht  Buf  dem  Rechte  des  ^tfirkern."  So  versichern  uns 
einzeloe  Philosophen,  öfter  aber  noch  einzelne  gewaltsame 
Machthaber.  ^ 

Diese  Lehre  ist  dem  Despotismos  gOnstig.  denn  sie 
rechtfertigt  jede  Gewaltthat,  in  zweiter  Linie  aber  dient  sie 
anch  der  Revolution,  sobald  sich  diese  stark  genug  ftthlt, 
offene  Gewalt  zu  Oben.  Gewöhnlich  wird  sie  eben  da  als 
Waffe  herbeigeholt,  wo  die  Schranken  des  wahren  RecbteB 
überschritten  werden  und  die  rohe  Uebermacht  waltet.  Sie 
ist  ein  Sophismus,  nur'ftlr  M&chtige  verlockend,  den  Schwa- 
chen leichter  vernichtend  als  täuschend,  eher  zur  Selbst- 
täuschung als  zur  Täuschung  anderer  gescbickL 

Man  hat  gesagt,  die  Geschichte  erweiae  die  Wahr* 
h^t  jenes  Satzes,  und  allerdings  zeigt  in  der  Geschichte  die 
Gewalt  sich  tifler  wirksam  bei  der  Begründung  von  Ststeo 
als  der  Vertrag;  aber  nur  äuszerst  selten  hat  die  rohe  Ge- 
walt fllr  sich  allein,  nach  eigener  Willkür,  Staten  geschaffen, 
niemals  dauernde  und  grosze  Staten.  In  der  Regel,  wenn 
auch  gewaltsame  Ereignisse,  vtJraus  der  Krieg,  ihren  An- 
theil  hatten  au  der  Gründung  neuer  Staten,  war  die  Gewalt 
doch  nur  die  Dienerin  wirklicher  Rechtsansprüche. 
Sie  war  nicht  die  Quelle  des  Rechts,  sondern  durchbrach 
nur  den  Widerstand,  der  den  AbRusz  der  Quelle  hinderte. 

Lamartine  se  reprocha  depuis  »tviremeiit  celte  fanle.  C'est  iiu  (ort  gi-avc 
de  reovoyer  i  Dieu  ce  que  Dieu  a  laise*  i,  t'Iiomnie  d"ßtiit,  la  r^ponsa- 
bi\Ui;  il  j  avait  li  uo  d£d  k  la  Provideoc«.« 

■  Plutarch  (Üben  de«  CamillnB.  17.)  legi  diese  Theorie  dem  OallJer 
Köujg  Brennus  in  den  Hund:  „Dos  älteste  aller  tieaetze,  welch«  von 
Uott  an  bis  anf  die  Thiere  hiuabreiäht,  gibt  dem  SUrlien)  die  Herrschaft 
über  die  ODter  des  SchwächerD." 
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Sie  amkad  niebi  des  Recht,  sondeni  unterstützte  es  und  er- 
zwang ihm  die  Anerkennung.  Wo  die  Gewalt  in  der  Ge- 
schichte ntr  neb  seihet  in  ihrer  barbarischen  Rohboit  auftritt, 
da  ist  sie  regelmftszig  nicht  von  schöpferischer  Wirkung:, 
sondeni  ein  lustrument  der  Zerstörung  und  des  Todes. 

Diese  Lehre  ist  im  schneidendsten  Widerspruche  mit 
dem  Begriffe  der  organischen  Freiheit  Sie  kennt  nur 
Herren  und  Knechte;  unter  Freien  (liberi)  versteht  sie  höch- 
stens Freigelassene  (libertini).  Sie  widerspricht  eben  so  schroff 
der  Idee  des  Rechts,  denn  dieses  ist  offenbar  von  geistJg'- 
sittlicliem  Gehalt,  während  sie  die  brutale  Uebermacht  der 
physischen  Gewalt  auf  den  Thron  erhebt.  Berufen  dem 
Rechte  z»  dienen,  ist  die  Gewalt,  welche  selber  Recht  sein 
will,  Empörung  wider  das  Recht.  ^ 

Indessen  ist  auch  in  den  IrrthUmern  dieser  Lehre  ein 
Rest  von  Wahrheit  rerboi^n.  Sie  hebt  ein  fur  den  Stat 
unentbehrliches  Moment,  das  der  Atacht,  hervor,  und  hat 
insofern  namentlich  der  en^egeogeeetzten  Theorie  gegen- 
über, welche  den  Stat  auf  die  Willkür  der  Individuen  ba- 
siri,  und  in  ihren  Consequenzen  zu  eiuer  ohomüchtigen 
Stat^ewalt  führt,  eine  gewisse  Berechtigung.  Sie  legt  den 
Nachdruck  auf  die  Realität  der  Erscheinung  und  die  vor- 
handenen  Machtverhältnisse,  und  warnt  so  vor  den  -eiteln 
Versuchen ,  die  Träume  bloezer  Speculation  und  die  Wünsche 
abstracter  Doctrinen  da  zu  verwirklichen,  wo  die  natürlichen 
Verhältniese  und  Kräfte  widerstreiten. 

Ohne  Macht  kann  weder  ein  Stat  entstehen,  noch  sich 
behaupten.  Der  Stat  bedarf  der  Macht  nach  innen  sowohl 
als  nach  auszen ;  wo  die  Machtverhältnisse  fest  und  dauernd 
■  Schraittlienner,  SuivwisBenscbafL  I.  8.  13.  cltlrt  eine  achOu« 
hwh«r  geboi'ige  AeuizeruiiK  vou  J.  J.  Houaaeati  (Conb-.  Soe.  I.  8.): 
nDer  Stürkite  iet  niemals  stark  genug,  am  Mine  Herrschift  zu  bebaupien, 
weon  er  niclit  seine  Ueberniachl  in  Recht,  und  den  Gehorsaro  der  Unter- 
worfencn  In  Pflicht  umzuwandeln  veralehl"  (t'il  ue  irsiMfonne  «a  fonw 
«II  droit  et  l'obÜMknce  eu  devoir). 
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geworden  .lind ,  da  sucht  und  erlangt  gewöhnlich  auch  riie 
Macht  die  Verbindung  mit  dem  Recht,  d.  h.  die  Anerken- 
nung, Reinigung  und  Heiligung  durch  das  Redit  Denn 
ohne  das  Recht  ist  die  Macht  des  Starkem  Ton  thierischer 
Natur,  sie  ist  der  Wolf,  der  das  Lamm  zerreiszt.  Mit  dem 
Rechte  ver^nigt  aber  ist  sie  der  sittlichen  Natur  des  Men- 
schen irftrdig  geworden. 


Achtes  Capital 

IV.    Die  Vertrags theorie. 

Vorzüglich  seit  Rousseau  hat  die  Lehre,  dass  „der 
Stat  ein  freies  Werk  des  Vertrages,  der  Ueberei»« 
kunft  seiner  BQr^er"  sd,  eine  grosse  Verbreitung  und  Po- 
pularität genossen.  Sie  schmeichelt«  der  Selbstgefälligkeit 
der  Individuen ,  von  denen  sich  jeder  Einzelne  nach  ihr  als 
StatengrOnder  denken  konnte,  and  schien  ihre  Lüsternheit 
zu  befhedigen,  indem  sie  jeden  beliebigen  Inhalt  aufeuneb- 
men  verhiesz.  Diese  Theorie  hat  vonOglich  in  den  Zeilen 
der  fhmz&sischen  Revolution  eine  fürchtbare  Autorität  er- 
langt: mit  ihrer  Holfe  Tomehmlich  wurde  die  alte  Stats- 
fbrm  niedei^rissen  und  wurden  mannichfkitige  aber  ver- 
unglückte Versuche  unternommen,  Über  dem  Schutthaufen 
ein  neoes  allen  zusagendes  Statsgebäude  aufzuricliten.  Aber 
wenn  sie  auch  vorzugsweise  als  die  Lieblingstheorie  der 
Revolution  Geltung  gefunden  hat,  so  hat  sie  doch  Öfter  schon 
auch  dazu  dienen  müssen,  die  Rechtmäszigkeit  absoluter 
Herrschaft'  vertheidigen  zu  helfen.  Ea  verhält  sich  mit  ihr 
umgekehrt  wie  mit  der  Lehre  von  der  Gewalt. 

Wie  diese  vorzugsweise  den  Despotismus  rober  Ueber- 
macbt  b^ünstigt,  ausnahmsweise  aber  auch  die  gewallsaonen 
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VorjfÄnge  der  Empörung  deckt,  so  ist  die  Vertragetheorie 
TorauB  der  Anarchie  gUnstig,  schätzt  ttber  ausnahmsweise 
auch  die  Unterdrückung  verhasster  Minderheiten  tliirch  will- 
kürliche Mehrheiten  oder  die  Tyrannei  des  Siegers  nber  die 
Besiegten,  welche  sieb  ihm  ergeben  haben. 

Diese  Theorie  erhebt  den  Ansprach  auf  allgemeine  Onl- 
tigkeit  Nach  derselben  beruht  die  Entstehung  aller  Stateii 
und  in  gewissem  Betracht  auch  die  Fortdauer  aller  Stateii 
auf  Vertrag.  Die  Geschichte  aber,  welche  uns  so  reiche 
Aufschlüsse  Über  die  Statenbildung  eröifhet,  weisz  iiucti 
nicht  ein  eineiges  Buspiel,  in  welchem  wirklich  durch  Ver- 
abredung und  Vertrag  der  Individuen  ein  Stat  „contra- 
liirt"  worden  wilre.  Wohl  kennt  sie  einzelne  Fftlle  von 
Verträgen  zweier  oder  mehrerer  Stuten,  durch 
welche  ein  neuer  Stat  gegründet  wurde,  auch  einige  Fftlle, 
in  denen  Fürsten  and  Häuptlinge  sich  mit  einzelnen  Classen 
oder  Ständen  des  Volks  vertragsjmfiszig  zu  neuen  Statsformen 
vereinbarten,  aber  sie  .kennt  keinen  Fall,  in  welchem  ein 
Stat  wie  eine  Handelsgesellschaft  oder  eine  „Brandkasse" 
durch  seine  „gleichen"  Bürger  errichtet  worden  wäre.  Eben 
sowenig  unterstützt  die  Geschichte  die  Meinung,  dasz  auch 
die  Fortsetzung  der  Staten  aus  einei'  steten  Vertr^serneue- 
rang  der  Individuen  abzuleiten  sei.  Vielmehr  zeigt  sie  ans, 
dasz  das  Individuum  schon  als  Glied  des  States  geboren 
und  erzogen  wird,  und  mit  seiner  Erzeugung,  Geburt  und 
Beziehung  auch  das  bestimmte  Gepräge  des  Volks  and  des 
Vaterlandes  empfängt,  dem  es  zugehört,  bevor  es  im  Stande 
ist,  einen  eigenen  selbständigen  Willen  zn  haben  und  zu 
äuszem.  I 

Das  Zeugnisz  der  Geschichte  steht  somit  jener  Theorie 
(»cbroff  en^egen,  es  verwirft  dieselbe  unzweideutig.  Selbst 
in  den  Zeiten,  als  die  Lehre  vom  Gesellschaflsvertrag  die 
zahlreichsten  Anhänger  hatte  und  am  wirksamsten  war, 
konnte  sie  duch  niemals  die  entgegenstehende  Realität  der 
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Natur  ilberw6lti^n.  Das- Volk  wurde  «war  in  lauter  „freie 
und  gleiche  Blli^^er"  auf^löel,  aber  die  UiDderheiten  sucli 
in  den  Urrersanimlungen  „vertrugen"  sich  nicht  mit  den 
Mehrheiten,  welche  ihren  Willen  als  den  nbergeordneteii 
nnd  »Hein  geltenden  durchsetzten.  IKe  „constiluirende* 
Versammlung  wurde  zwur  ala  ein  Auszug  und  als  eine 
Stellvertretung  der  sämmtlichen  Bürger  angesehen,  und  ihr 
die  Aufgabe  gestellt,  sich  über  eine  Verfassung  zu  verein- 
baren; über  auch  in  ihr  flberwi^  die  einheitliche  Fnrui 
des  fteschlusses  durchweg  Über  die  vielheitliche  des  Ver- 
trages. Ifan  „fingirte"  einen  Vertrag,  wo  kein  wirklicher 
zu  erkennen  war,  und  tSuschte  sich  und  andere  mit  dar 
üngirteo' Freiwilligkeit  der  Einaelnen,  da  wo  die  Mehrheit 
als  Oi^n  der  Gesanimtheit  eine  häufig  unertrt^licbe  reale 
Herrschaft^  Qbte. 

Wie  die  Unwahrheit  der  Theorie  dnrch  die  Geschichte 
nachgewiesen  wird,  so  hält  dieselbe  auch  der  Kritik  der 
Vernunft  —  abgesehen  von  dem  unbestreitbaren  Zengnisz 
der  Geschichte  —  nicht  Stand.  Sie  geht  aus  von  der  Frei- 
heit und  von  der  Gleichheit  der  Individuen,  die  den  Ver- 
trag abschlieszen.  Aber  politische  Freiheit,  die  hier  voi^ 
Busgesetst  wird ,  ist  nur  im  State,  nicht  auszerhalb  desselben 
denkbar.  Der  Mensch  hat  wohl  die  Anl^e  zu  dieser  Frei- 
lieit  schon  in  sich,  wie  den  Trieb  und  das  BedUrfuisz 
des  States;  die  Wirklichkeit  dieser  Freiheit  dagegen  kann 
erst  in  der  oi^iiischen  Gemeinschaft  des  States  zu  Tage 
treten.  Wären  die  Individuen  fenier  nur  gleich,  so  könnte 
nie  ein  Stat  entstehen,'  denn  dieser  setzt  die  (politische) 
U  n  g  1  e  i  c  h  ii  e  i  t    —    ohne    welche    ea    weder    Regierende 

'  Ronaaeau  (C.  5.)  sclion  riiigirt  ^ne  arsprÜDgliche  tiiu. 
eljmmigkeit,  durch  welche  dns  Ge«eU  der  ipiilern  UehrlieiL  ftoge- 
ordnet  worden,  aber  die  Ficlion  deck!  den  Wideraprnch  niclit. 

*  AriiMtln.  PuJIl.  II.  1,  4:  ,oi  jöo  j/wm-  ifiUt  iS  iiioiav  htfw 
yäo  ävuaajfia  (BondesgeuoMCDKliBfl)  tal  aiJLis  t^Ul).'' 
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nneh  Regierte  geben  kann  —  als  nothwendige  Grundlag« 
voraus. 

Noch  mehr.  Der  Grundirrtliutn  jener  Anscbauniig  ist 
der,  dasz  sie  sich  die  Individuen  als  Contrahenten  vorstellt. 
Wenn  die  Individuen  Vertrage  schlieszen,  so  entsteht  Pri- 
vatrecht, nie  aber  Statsrecht.  Das  was  dem  Individuum 
als  solchem  zugehört,  ist  sein  individuelles  Verni4^en,  sein 
Prlvat^uk  Darüber  kann  er  verfügen,  der  eine  wie  der 
andere  darüber  auch  Verträge  schlieszen.  Einen  politi- 
schen Inhalt  aber  können  die  Verträge  nur  haben,  wenn 
schon  eine  Gemeinschaft  da  ist,  welche  über  den  In- 
dividuen steht,  denn  dieser  Inhalt  ist  nicht  Pnvatgut  der 
Individuen,  sondern  öffentliches  Gut  der  Gemeinschaft. 

Durch  Vertrag  von  Individuen  kann  somit  weder  ein 
Volk  noch  ein  Stat  entstehen.  Wie  viele  Einzelwillen  auch 
angehäuft  werden,  es  entsteht  kein  Gesammtwille  daraus-, 
wenn  noch  so  viel  Privatrecbt  abgetreten  wird,  es  entsteht 
k«n  Statsrecht  daraus. 

Für  die  Politik  ist  übrigens  jene  Lehre  im  höchsten 
Grade  gefährlich.  Indem  sie  den  Stat  und  dessen  Rechts- 
ordnung zu  dem  Producte  individueller  Willkür  stempelt, 
und  je  nach  dem  Willen  der  gerade  lebenden  Individuen 
fUr  veränderlich  erklärt,  hebt  sie  den  Begriff  des  Statsrechts 
auf,  reist  die  Büi^r  zu  statawidriger  Willkür,  und  gibt  den 
Stut  der  ftuszersten  Unsicherheit  und  Verwirrung  preis.  Viel 
eher  ist  sie  daher  eine  Theorie  der  Anarchie  als  eine 
ötatslehre  zu  nennen. 

Auch  sie  enthält  indessen  ein  Stück  Wahrheit  verhüllt, 
wie  denn  Oberhaupt  der  Irrthum  der  täuschendste  und  ge- 
fährlichste ist,  in  welciiem  eine  allgemein  fasziiche  Wahr- 
heit durchschimmert  Im  Gegensatze  nämlich  zu  der  Theo- 
rie, welche  in  dem  State  ein  bloszes  Naturproduct  sieht, 
hebt  sie  die  Wahrheit  hervor,  dasz  der  menschliche  Wille 
auch  bestimmend  auf  die  Gestaltung  dea  States  einwirken 
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k^n  and  darf,  uml  im  Widereprndi  zu  einer  gedsnkenloMn 
fimpirie  vindicirt  sie  4er  menschlichen  Freiheit  und 
dem  Benunlsem  too  der  VerottnA^keit  des  Stata  ihr  Recht. 

ADMerknnpen.  1.  Der  berÜlmUe  SHi  iea  Arlaioteks  (PoliL 
I.  1,  11. )i  <)ui  der  Stu  fMher  Mi  als  di«  eiiiteln«n  Bürger,  wie  das 
Oanie  frOber  hIs  der  Thetl,  widerlegt  in  der  Thnt  den  Oedunkeii,  dast 
vou  de»  Indl*idaeti  der  8lU  erAindtn  und  geroacht  werden  htmne,  hin- 
reichend. Da«  poliUscbe  Individuum,  der  Bürger,  jat  nnr  eiu  Otied  ia 
demSlatakörper,  das  fUr  sich  «ileia  und  losgeriasen  von  dem  'iawmmiea- 
baag  mit  dem  8ule  als  solches  keine  Eilalenz  hat. 

2.  Derlmhiim,  den  Stst  auf  den  individuellen  WlUeta  cu  begrthideii, 
steht  in  Verblntiung  mit  dem  noch  mehr  verbreireicn.  und  muk  toa 
UiUinern,  welclie  diese  Vertragalfaeorie  veraditeu.  ufl  gelheilten  Irrthunt, 
daai  das  Recht  iibeihaupt  das  Krxeogniaz  des  freien  Willens  sei. 
Allerdings  ist  dem  freien  Willen  des  Ncnachcu  die  Uncht  gegeben,  in 
Manchen  Beziehungen  Recht  zu  gestalten,  abinandem,  u om wandeln ; 
aber  der  gröszie  Thell  des  Rechts  war  von  jeher  durch  die  Existenz  der 
Wellordnnng  und  die  Natur  der  Ueuscheii  nnd  Verhältnisse  gegeben, 
nnd  von  d«m  Willen  der  Ueuschen  durcliaiis  unabhängig.  Das  meisl« 
Rächt  wird  nicht  erdacht,  sondern  gefniideu  und  erkannt,  nge- 
schöpft,"  nicht  geschaffen;  und  mehr  n[>ch  aU das:  „Wir  wollen" 
der  menschlichen  Sulijecle  ist  das:  „Ihr  sol  If  von  entscheidend  ein  Ein- 
Unsi  geworden  auf  die  Rechtsbiiduiig.  Auch  Hegel,  indem  er  dae  Recht 
zwar  nicht  ans  dem  „particnlaren  Einzel  willen,"  sondern  aus  dem  „wahren," 
dem  nan  und  TBr  sieh  seienden"  Willen  hervorgehen  lüsit,  hat  die  Natar 
de«  Rechtes  nicht  wahrhaft  hegriffen,  obwohl  er  die  Unrichtigkeit  dfr 
V erträgst heorie  volikommen  eingesehen  hal.    Vgl.  Rechisphilowphie  §.  2&9. 

3.  Ein  Scliweizer.  der  üenfbr  Bürger  J.  J.  RoDBaean,  hatte  der  Ver- 
tragaüieorie  mit  den  glänzenden  Waffen  seiner  beradleu  Dialektik  vor- 
züglich den  Sieg  iu  der  öfftnUichen  Hefnnng  verKbaffL  Ein  anderer 
Schweizer,  der  Bemerische  Patricier  Ludwig  von  Haller,  griff  die 
ganze  naturrechiliche  Lehre  seiner  Zeit  mit  groattr  Energie  an  und  über- 
wand die  Vertragsiheorie  durch  seine  grflndljcbe  Bekämpfung  vollständig. 
Weniger  gificklich  war  er  iu  der  poiiüveu  BcgrUndang  der  Stalswisaeii- 
Bchaft,  die  er  „ReataurBtioti"  nannte.  Es  geschieht  ihm  freilich  Unrecht, 
wenn  man  seine  Lehre  mit  der  Theorie  der  Gewaltherrschaft  IdentiOcirt 
nnd  ihn  Ar  einen  Vertheidiger  von  j^lichem  Despotismus  erhIärL  Aber 
er  ist  der  Lehrer  de^  Reaciion,  wie  Rouaseau  der  Lehrer  der  Revolution. 

Uailer  gründet  den  Stat  auf  das  „Naiurgeseti,  dasz  der  Mächti- 
gere herrsche, *■  und  erkennt  in  der  Ueberlegenhei t  des  einen  und 
in  dem  fiedürfnisr.  des  andern  den  Grund  aller  Herrschaft  und  aller 
Abhängigkeit.    Er  nennt  dasselbe  eine  ewige,  unabänderliche  Ordnung 
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Ooltes.  8«boii  dwM  HiDweUang  »igt,  daiii  ihm  Uacht  nickl  glaielib»- 
dealenil  mitOewaU  iM,  und  tr  führt  den  QegeQMtz  Titth«r  Mit.  —  «JeM 
wird  bwehrftnkt  dnrch  die  Pflicht.  Durch  du  tuoraliKbe  PfUehtffMU, 
weIcttM  Ooit  In  dt«  Hm-ipd  der  NeDachen  ^OTchrkbcn,  weicht*  sieh  hi 
dem  OewioMn  der  Kindor  Mboa  kund  gibt,  nitd  in  «Jlco  ZcHen  ■otCT 
«Um  Völkern  oOtentmr  warde:  ^dde  BdM«  noä  ths«  QnlM,"  uod: 
HBeleidige  niemnnd  und  lui  Jedem  das  Seine;"  dnreh  dna  OeMti  der 
„Gerechtigkeit"  und  du  Qesett  der  „Liebe"  wird  dafür  gemrgt,  du«  die 
■•cht  (poleMI«>  nicht  in  •ehttditche  Oewalt  (via)  anaftrte.  DIeae  beidan 
OeaetEe  sind  tau  Oott  dem  Henachen  eingepHaDit,  sie  aind  dieaem  Mier- 
boren.  Sie  aind  allgemein  und  DOliiwendlg,  ewig  und  nnabttnderlich. 
äie  Bind  jedem  verständlich,  und  die  ol>erB[en  und  hOchatrn,  denen  alle 
andern  menschlichen  IJeaetze  aich  nnterordneD  müaaen,  von  denen  nie- 
mand zu  dispensircn  befugt  iat.  Sie  siud  auch  die  mildealen  und  freund- 
tichitten.  ihr  Joch  ist  aanfl  und  Ihr«  Lut  iat  leicht.  Nicht  der  aligemeiDe 
Volkawille,  nicht  du  allgemeine  Wohl ,  auch  nicht  die  Furcht  vor  mensch- 
licher Oewalt,  aondern  einilg  der  giMiliche  Wille  ist  der  Orund  dieset 
POlcbtgtsetMa.  B*  gilt  daher  auch  fBr  die  IHohtlgM.  Jede  üaberirelung 
derselben  iat  ein  nnerlaubler  Hiaibranch  der  Gewalt  roii  dem  gemeinaleu 
Hausvater  bis  tn  dem  groaztm  Putrnlaien  hinauf,  eine  Ungerechliglieil 
oder  eine  Lieblosiiikell.  Die  Gerechtigkeit  darf  mnn  fordern  von  dem 
Starken  irie  von  dem  Schwauheii,  sobald  man  ale  salbst  baobaehtet,  Liebe 
lind  Wohlwollen  von  dem  bessern  TliFil  des  menschlichen  Hertens  er- 
warten. ,  Gegen  den  möglichen  HIszbrnucli  der  hächslen  Oewall  gibt  es 
keine  Hülfe  durch  menschliclie  Einrichtungen.  Es  gibt  über  die  köchale 
Oewalt  keinen  menschlichen  Richter.  ^Ea  gibt  nirgends  HOlfe  als  bei 
Uolt"  „Der  Glaube  an  Gott,"  wie  Plntarch  sagt,  .ist  das  Band  und 
der  Kitt  aller  menschlichen  Gesellschaft  und  die  Stütze  der  GerecbtigkeJL" 
Die  Religion  allein  vei-mag  die  Macht  in  ihren  Schranken  zu  halten  unil 
die  Schwachen  zu  atürken." 

Wir  haben  die  OmndzOge  dar  Haller'scheo  Doctrin  rail  ihren  eigenen 
Worten  wiedergegeben.  Dabei  Ittllt  es  freilich  auf,  dasi  er  da«  Recht 
nnd  den  Siat  nicht  ans  der  Gerechtigkeit,  sondern  aus  der  Hackt 
ableitet,  und  jene  nur  ala  die  Schranke  dieser  erftiszt.  Die  Kncht 
gibt  nach  ihm  Recht  und  nur  die  Macht  gibt  Recht;  je  grtiaier  die  Macht, 
deato  hdker  das  Recht,  wtlhrend  in  Wahrheit  die  Macht  fDr  sich. allein 
nnr  ein  thataüch liebes,  rieht  ein  Reclitsverhaltnisz  bildet.  Dieser  Zag 
gebt  aber  durch  das  ganie  System  dnrcli.  Die  Ehrfurcht  vor  der  realen 
Macht,  <rie  sie  sich  in  den  natürlichen  Verhiltnissen  iiisxertieh  sichtbar 
daratellt,  wie  sie  historisch  geworden  ist,  versclilieszt  ihm  Öfter  die  län- 
sichl  in  den  idenl -sittlichen  Charakter  des  Rechts  und  in  du  Werden 
deaoelben;  die  Neigung,  die  höchste  Uncht  und  du  höchste  Recht  der 
Obrigkeit  vor  jeder  Beeinträchtigung  in  sichern ,  wird  In  ihm  zuweilen 
bla  Rnm  Hohn  und  Hasi  gegen  Jeden  Veraiicb,  die  Recht«  der  Unterlhanen 
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vor  Hinbraneh  der  obrigkdllielHn  Q«wal(  id  ilelierD  »nd  die  Aw- 
äboBK  dieser  xa  bescbrünkea,  gealeigert,  kla  nb  ea  ein  Frerel  wüK, 
dM  göttliche  PflichIgFseta  Mch  darcli  neDsehliche  EioricbtoDgim  vor 
nenKhlieben  Verleliangen  in  beii«hreD.  Er  ift  dfther  •ach  etn  erklürler 
Oegncr  des  gaatea  MMatitntioDeUeii  Sfetemt  nnd  Uldci  die  mittelallerliehe 
Voraldlang,  dui  die  alatliclie  Herrachftft  dem  Eigenthniu  glddi  sei,  in 
•chroffer  WelM  aua. 


Neuntes  GapiteL 

V.  Der  orgnnieche  Siatstrieb. 

Es  genügt  nicht,  die  gewöhnlichen  speculativen  Theorien 
zn  verwerfen.  Das  Bedftrfhisz,  die  Eine  Ursache  der  Staten* 
bildung  im  G^ensatz  zu  den  mannichfbhigen  Formen  der 
Erscheinung  zu  erkennen,  bleibt  unbefriedigt. 

Indem  wir  auf  die  menschliche  Natur  zurückgehen, 
finden  wir  in  ihr  die  gemeiomme  Ursache  aller  Statenbildiing. 
Die  Menschennatur  hat  neben  der  individuellen  Hannichfaltig- 
keit  auch  die  Gemeinschaft  und  Einheit  als  Anlage  in 
sich:  und  indem  diese  Anlage  entwickelt  wird  und  eunftchst 
die  Nutionen  als  Völker  sich  in  ihrer  Innern  Gemeinschaft  und 
Einheit  erfahren  und  demgemtUz  ftuszerlicb  gestalten,  bringt 
der  innere  Statstrieb  die  ftuszere  Organisation  des  Ge- 
sammtdaseins  in  Form  männlicher  Selbstbeherrschung,  d.  h. 
in  Form  des  States  hervor. 

Alle  die  historischen  Formen  der  Entstehung  von  Staten, 
welche  die  Geschichte  zeigt,  erklären  sich  ans  dem  Einen 
Statstrieb.  In  den  Mächtigen  steigert  er  eich  leidenschaftlich 
bis  zur  Herrschsucht,  in  den  Schwachen  bis  zur  knechtischen 
UnterwOrfigkeit.  In  den  Freien  aber  ist  er  durch  den  Ver- 
stand erleuchtet  und  durch  das  sittliche  Selbstgefllhl ,  welches 
mit  dem  ebenfalls  sittlichen  Gesammtgeftlhl  in  Harmonie 
ist,  würdig  erfUUt.    Nur  der  freie  Stat  ist  wahrer  Stat,  weil 
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nur  in  ihm  der  Sta,tfitrieb  allgemein  -und  weil  er  Qberall 
gesund  und  kräftig  ist. 

Was  Wahres  in  den  falschen  apeculaÜTen  TheorieQ  eiit- 
halten  war,  tinden  wir  in  dieser  AulAissung,  welche  die 
Alten  schon  ausgesprochen  hatten,'  wieder,  ohne  die  eet- 
atelleoden  Irrthümer  jener  Theorien.  Hittelbar  erscheint 
dann  der  Stat  auch  als  etwas  Göttliches,  indem  Gott  den 
Stslstrieb  in  die  menschliche  Natur  gelegt  und  insofern  die 
Verwirklichung  des  Stats  gewollt  hat.  Das  gesunde  religiöse 
Gefühl  wird  daher  nicht  Terlatet,  wenn  gleich  der  Stat  in 
erster  Linie  als  eine  Aufgabe  und  ein  Werk  der  Heoschen 
erkl&rt  wird.  Auch  was  von  realer  HschtfuUe  zur 
Statenbildung  unentbehrlich  ist,  wird  in  seiner  Bedeutung 
anerkannt,  denn  die  wesentliche  Macht  ist  die  in  der  ge- 
meinsamen, der  Statenbildung  zugewendeten  Menschenuatur 
ruhende  Vulkskraft.  Endlich  wird  auch  dem  geistig-sittlichen 
Momente  des  Willens  sein  Recht  zugestanden.  Mur  heben 
wir  hier  nicht  zersplitterte  und  zerfahrene  Einzelwillen, 
sondern  den  von  Natur  gemeinsamen  und  einheitlichen 
Volks-  oder  Statswilleu. 

Der  Anlage  nach  ist  der  Gesemmtwille  in  den  Nationen 
ebenso  i-assemAszig  vorbanden  wie  der  gemanaame  Gini- 
gungs-  und  Organisulionstrieb,  den  wir  Statetrieb  liaszen. 
Dieser  Gesammtwille  in  der  OfTenberang  wird  zum  Stal3- 
willeii,  wahrend  der  rein  individuelle  Wille  selbst  dann  in- 
dividuell bleibt,  wenn  zwei  Individuen  mit  einander  einen 
Vertrag  abschlieezen.  Der  richtige  Ausdruck  des  Gesammt- 
willens  ist  nicht  der  Vertrag,  sonderu  wenn  ea  sich  um 
dauernde  Ordnuitgeu  handelt,  das  Einheitliche  Gesetz,  wie 
der  Befehl,. wenn  es  sich  um  polizeiliche  Functionen,  das 
'  Unheil ,    wenn  es  sich  um  Verwaltung   der   Gerechtigkeit 

■  Siehe  oben  8.  264.  Vgl.  incb  Cicero  de  Rcpnbl.  1.  as,  „Bqw 
(popiüi)  prima  causa  cneundi  eal  noii  tarn  imbecillibia ,  quam  iialiiralis 
quaedani  homiiium  qnoei  congregaiio." 
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handelt.  Der  titat  hat  die  Ot^ne  in  sieh ,  welche  dem  Qe- 
sammtwillen  dienen,  sich  eu  siiniaielii,  seiner  bewuszt  zu 
werden,  sich  zu  äuszem. 

Der  Stat  ist  daher  nicht  eine  Ordnui^  nur  zur  Zflhmuog 
der  schlechten  Leidenschaften ,  nicht  ein  uothwendiget  Uebel^ 
sondern  ein  noihwendigea  Gut.  Die  Völker  als  Gewmoit- 
wesen  und  die  Menschheit  als  Gesammtwesen  ktinneu  nicht 
andere  zur  Darstellung  ihrer  innem  Gemeinschaft  und  Ein- 
heit, nicht  anders  zu  ihrer  Selbstbestimmung  als  groeze 
Ganze  gelangen,  als  indem  sie  ihre  Statsanlage  zum  State 
verwirklichen.  Der  Stat  ist  die  Erfttlhing  der  Qesammt- 
ordnung  und  die  Organisation  zur  Vervollkommnung  des 
GesammtlebeDB  in  allen  öffentlichen  Dii^en. 

So  verstanden  ist  der  Stht  zwar  wohl  ^tunttchat  eine 
irdisch  -  uienscbliche  Gestaltung.  Aber  nicht«  bindert 
uns,  dem  religiösen  Ideal  einer  unsichtbaren  Kirche ,  welche 
die  Gemeinschaft  der  reli^ös  verbundenen  Geister  bedeutet, 
auch  das  politische  Ideal  eines  unsichtbaren  States, 
welcher  die  Gemeinschaft  der  politisch"  geeinigten  Gcisler- 
welt  bedeutet,  an  die  Seite  zu  stellen.  Wie  die  Theologen 
von  einer  vollkommnereD  Kirche  im  Himmel  sprechen,  so 
können  auch  die  Mtlnner  des  States  den  irdischen  Stat  nnr 
als  eine  Vorstufe  des  himmlischen  States  betrachten. 

Der  wirkliehe  Stat  aber  ist  wie  die  wirkliche  Kirche 
nur  die  wir  hier  erkennen,  in  denen  wir  leben  und  arb^ten. 
ünr  mit  diesem  wirklichen  State  hat  es  die  Wissenschaft  des 
Statsrpchts  zu  thuu,  und  dieser  Stat  wird  vollständig  ans  der 
Btenschtichen  Natur  erklärt  und  begriffen. 
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Die  BiDtfaeiluog  des  ArliloUle«. 

Vor  mehr  als  zweitausend  Jahren  hat  Aristoteles  eine 
Eintheilung  der.Statefornien  bekundet,  welche  noch  gegen- 
wärtig als  die  herrschende  Ansicht  zu  betrachten  ist.  Bei 
dieser  Eintheilung  ist  Aristoteles  von  der  obrigkeitlichen 
Gewalt,  oder  genauer  von  der  obersten  Regierungsgewalt 
im  State  ausgegangen.  In  jedem  Btate  gibt  es  ein  höch- 
stes, in  gewissem  Sinne  ein -herrschendes  Organ,'  in 
welchem  die  oberste  obrigkeitliche  Macht  concentrirt  er- 
scheint, welchem  gegenüber  alle  andern  einzelnen  Organe 
eine  untergeordnete  Stellung  und  Bedeutung  haben.  Die 
Art,  wie  dieses  herrschende  Oi^an  in  einem  State  bestellt 
wird,  prägt  demselben  daher  auch  einen  eigenthumlichen 
'  Stempel  auf,  und  es  ist  ganz  natürlich  und  schicklich ,  nach 
ihr  die  verschiedenen  Arten  der  Statsformen  zu  bestimtnen. 

Als  rechtmäszige  Statsformen  bezeichnet  er  alle  die. 


■  Ariitot.,  IVil.  in.  4,  1. 
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welche  die  Wohlfahrt  der  Gemänschaft  bezwecken,  als 
Ausartungen  [xapex/Säaii^  dagegen  die,  wriehe  nur  das 
Wohl  der  Regierenden  beswedien. ''' 

Von  dkam  Gedanken  ans  findet  er  nun  drei  richtige 
Gnwtfmnen  des  States,  deoen  hinwieder  drei  Abarten  zur 
8dte  stehen.  „Die  oberste  Regierungsgewall, "  sagt  er,  „steht 
iiothwendig  entweder  Einem,  oder  Wenigen  (einer  Minder- 
heit), oder  äer  Mehrheit  zu."  Daraus  ei^eben  sich  folgende 
richtige  Arten: 

1.  Das  KOaigthum  IßaatXt/a] ,  wie  Aristoteles  sie 
nannte,  oder  die  Monarchie,  wie  wir  sie  zu  nennen 
pflegen,  als  die  Herrschaft  des  Einen. 

'  %  Die  Aristokratie,  als  die  Herrschaft  der  ausge- 
zeichneten Minderheit. 

3.  Die  Herrschaft  der  Mehrheit,  der  Menge  hiesz  er 
Politie.  ^  Weil  zu  seiner  Zeit  die  Demokratie  der  griechi- 
schen Städte,  Athens  voraus,  entartet  war,  so  vermied  er 
es,  den  Namen  Demokratie  fUr  die  gute  Art  der  Mebr- 
heitsherrschaft  zu  gebrauchen,  und  zog  es  vor,  die  Abart 
derselben  so  zu  bezeichnen.  Später  ist  aber  der  Name  De- 
mokratie wieder  der  gewöhnliche  nir  diese  dritte  Stats- 
form  geworden,  und  daher  wollen  auch  wir  diesen  Sprach- 
gebrauch beibehalteu. 

Die  drei  Abarten  sind  nach  Aristoteles: 

1.  IKe  Tjrannis  oder  Despotie  als  die  Alleinherr- 
schaft, welche  vornehmlich  den  Vortheil  des  Alleinherrschers 
bezweckt. 

2.  Die  Oligarchie,  als  die  Herrschaft  der  Reichen, 
zu  ihrem  Vortheil. 

3.  Die  Demokratie,*  wie  sie  Aristoteles,  dieOchlo- 

'  Ebend.  in.  4,  1. 
•  ArUtot  Polil.  in.  5.  1.  2. 

'  Ebenda  I.  5^  4,  5.  Cicero  de  Kepubl.  1.  2$.  drückt  den  Ari«lo- 
leÜHciien  Oedankeii  m  aiia:  „Qaura  |VM*  unwin  est  ihnDiiint  Mimms  reriuo, 
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kratie,  wie  wir  sie  nennen,  uls  die  WillkDrherrsohBft  der 
armen  (wir  können  hinzusetzen  und  der  rohen)  Menge. 

Es  scheint,  als  habe  Aristoteles  bei  dieser  Eintheiluog 
den  Hauptnacbdruck  auf  die  Zahl  der  Personen  (gelegt, 
welche  an  jener  herrschenden  Gewalt  Antheil  haben,  etwa 
wie  nach  dem  Unn^'schen  Systeme  die  Zahl  der  Staubfäden 
die  Arten  der  Pflanzen  bestimmt  In  der  Tliat,  das  wAre 
ein  Widerspruch  g^en  sein  eigenes  Grondprincip;  denn 
dieses  ist  die  Qualität,  nicht  die  Quantität  des  herr- 
schenden Oi^ns.  Aristoteles  hat  aber  selbst  schon*  die 
Gefbhr  solchen  Irrthums  erkannt,  und  daher  darauf  auteerk- 
eam  gemacht,  dasz  die  Verschiedenheit  der  Zahl  mit  einer 
Verschiedenheit  des  Charakters  des  Herrschenden  in  einem 
natürlichen  Zusammenhange  stehe,  und  im  letzten  Grunde 
immerhin  mehr  auf  diesen  als  auf  jenen  zu  sehen  sei.  Aber 
er  hat  die  Principieo  der  Qualität  noch  nicht  bestimmt  genug 
ausgesprochen. 

In  einer  andern  Beziehung  noch  bedarf  die  Aristotelische 
BinUieiluug  einer  Verbesserung.  Sie  ist  nämUch  unvoll- 
ständig, indem  es  eine  Anzahl  Slaten  in  der  Geschiebte 
gegeben  haty  welche  sich  unter  ktünfl  jeuer  drei  Grundformen 
einreihen  lassen.  Nach  allen  dreien  gehfirt  die  oberste  Macht 
im  State  Menschen  zu,  sei  es  einem  Individuum,  oder  den 
Ausgezeichneten,  oder  dem  Volke.  Nun  aber  haben  wir 
Slatea  gesehen,  in  denen  keine  menschliche  Obrigkeit  au- 
erkannt,  sondern  sej  es  Gott,  oder  ein  Gott,  oder  ein  an- 
derer  übermenschlicher  Geist,   oder  eine   Idee,  als 

r^m  illnin  nnnni  rocainu«,  et  rtffinait  ^ua  reipablicae  Bistum.  Quam 
antem  nt  penM  ättntot,  tum  illa  civitas  opttmalitim  arbilrio  reg!  dieitnr. 
lila  anlto  ut  civfus  popularü,  in  qua  in  popufo  sunt  omni«;  und  llkSEt 
die  dnl  AuBBitungeu  I.  4S  putitelien,  w«nn  „ex  rtge  domintu,  ex  opti- 
maUbui  faclio,  ex  populo  l«rto  et'  confwio''  werde. 

*  Ebenda  I.  6,  7.  Ich  liatt«  rtaa  rrttfaer.  dnrcb  die  DaralellnDgen 
maucher  Neaern  verleitet,  in  meinen  „Studien"  ttbersehen  und  daher  dem 
grosien  Siatalehrer  einen  ungei-echien  Vorwurf  gemacht. 
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der  wahre  und  dgentikihe  Herrseber  verehrt  wurde.  I>ie 
Henschen,  welche  die  Herrschaft  verwalteten,  galten  dann 
nicht  als  Inhaber  derselben,  sondern  nur  ala  Dtooer  und 
Verwalter  änes  Herrschers,  welcher  unitcbtbar  über  den 
Regierten  throne,  frei  von  den  SchwA^en  ihrer  mensch- 
lichen Natur. 

'  Wir  können  diese  vierte  tiattung  ron  Stateformen,  wenn 
sie  aur  Wohlfahrt  der  Regierten  dienen,  unter  dem  gemein- 
samen Namen  der  Ideokratie  (Theokratie)  zusammea- 
Ausen,  und  die  Abart  derselben  Idolokratie  nennen. 

Anmerkung.  8chleierro»cher  bat  ausgeführt,*  dosi  die  antiken 
Fonneo  der  UoDarchie,  Ariiiokratie,  Demokratie  „durchifilDglg  in  ein- 
ander üboTgehen ,"  *o  daji  aaeh  In  der  Demokratie  die  VolkaMbv  ala 
eiae  Aristokratie  nnd  zuweilen  einielae  wie  t.  B.  PeriUes  wie  Menarchen 
eredieinen.  Dasselbe  läest  sieh  in  umgekehrter  Richlnng  von  der  Hon- 
«rchie  iKbanpIra,  und  auch  Hirftbeau'  bat  Recbt,  wenn  er  tagt:  ,In 
gewiNem  Sinne  sind  die  Republiken  monarchiach,  nnd  in  gewiaaen  SisD 
die  Honarchien  hinwieder  Republiken."  Deaaen  nngeaebtet  tat  jene  Untar- 
Kheidung  der  StalaformeD  keineswegs  müszig,  und  bleibt  es  wahr,  dui 
die  Art  des  Slatsoberhauptes  der  gsnzen  Slats Verfassung  ein  apeciüachea 
(ieprttge.  verleibt,  nnd  daai  mit  ihr  die  wichtigsten  poliliscben  Principi«»  . 
in  eiigiter  Bexiehung  Btriien. 


Zweites  GapiteL 

Der  sogenannte  ^mischte  Slal. 

Schon  im  Alterthum  hat  man  den  Versuch  gemacht, 
den  drei  Aristotelischen  Arten  deä  Stats  eine  vierte  beizu- 
ordnen, welche  man  die  gemischte  genannt  hat.  ,Cicero 
insbesondere  glaubt  in  dem  römischen  State  das  Vorbild  fUr 

*  Abbandlaogen  der  Berl.  Akademie  der  Wisaenicb.  ISli.  Ueber 
die  BcgrilTe  der  Teracb.  Stalaromien. 

'  Rede  von  1790  in  seinen  Oeavrea  VIII.  13». 
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tUSM  rierte,  su  MonarGhie,  Aristokratie  und  DenHAnttie 
gemischte  Statsrorm  gefunden  zu  haben,  and  erklärt  dien 
fllr  die  bette  unter  den  vieren.* 

Versteht  huui  unter  dem  geiniediten  State  nur  eine 
EmiAssigüDg  oder  Beschränkung  der  Monarchie,  oder  Aristo- 
kratie, oder  Demokratie  durch  andere  statliche  Potenzen, 
z.  B.  die  Beschränkung  der  Monarchie  durch  Beiordnut^ 
eines  aristokratisdien  Senates  oder  Oberhauses  und  einer 
demokraüschen  Volksrersammlung  oder  Volksvertretung,  so 
ist  es  wahr,  dasz  so  mannichfattig  gegliederte  Statsverfas- 
aungen  besser  sind  als  solche,  in  welchen  die  Herrschaft 
eines  oder  einiger  oder  der  Menge  einseitig  nnd  schranken- 
los waltet.  Aber  dann  ist  durch  solche  Mischung  keine  neue 
Gattung  von  Staten  entstanden;  denn  immerhin  ist  die 
oberste  Regierungsmacht  in  der  Hand  des  Monarchen  oder 
der  Aristokratie  oder  des  Volkes  concentrirt 

Versteht  man  dagegen  die  Mischung  so,  dasz  die  oberste 
Regierungsgewalt  selbst  getbeitt  sei  zwischen  dem  Monar- 
ebeu,  der  Aristokratie  und  dem  Volk,  so  data  zwei  oder 
Mehrere  oberste  Giewalten  neben  einaniter  bestehen,  jede 
von  der  andern  nnabh&n^g,  jede  in  einem  gewissen  Kreise 
als  die  oberste  anerkannt,  dann  hat  Taci  tus  Recht,  welcher 
den  Gedanken  des  gemischten  States  verwirft,  und  behauptet, 
ein  so  gemischter  Stat  komme  in  Wirklichkeit  nicht  vor 
oder  sei  mindestens  nicht  von  Dauer.  ^ 

Neuere  haben  zwar  gemeint,  Eiland  sei  ein  solcher 
Slat,   in  welchem  die  Herrschaft  unter  drei  oberste  Mächte 

'  Cirtn  de  R«p.  ].  29;  „Quirtam  qDoddtm  genas  reipubtic&e  maiime 
protnudaui  esse  t-enseo,  quod  eel  ex  hie,  qnse  prim«  diii,  moderatum 
et  pemlxtugi  tribos,"  and  I.  45:  „PJacet  enim,  mm  qniddam  Jd  repo- 
Ui«a  pnMtans  et  regale,  esse  aliiMl  aucioritati  priuctpinn  pariitam  ac 
tribntaiB,  esve  qaa«dam   res  servstas  jadido  voliiulstique  UDlIitudiuie." 

'  Jaeihu  Anoal.  IV.  33:  ^Cunctas  iiatiooee  et  iirbe*  fcfMltu  aut  pri- 
mora  «Hl  tjHjwli  regnnt:  delecta  ex  bis  et  contociata  reipablicae  tbrau 
laadari  facilins  quam  erenire;  vel  ai  evenit,  band  dialuma  esse  poteaL" 
»  StMrecbL    I.  18 
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getheilt  sei,  den  KOnig,  dae  OberhAus  und  das  Untertians, 
imd  eben  daranf  liernhc  die  Votlkommeoheit  der  engÜBchen 
Verfiassung,  dasz  sie  das  Ideal  dieser  Werten  gemischten  Stals- 
form  rerwirltlicht  h«t>e.  Allein  die  englische  Ver&ssung  ist 
nicht  aus  einer  llieilung  der  obersten  RegiernogsgewRlI 
entstanden.  Vielmehr  ist  die  Monarchie,  weHcbe  dem  State 
in  aller  Zeit  seine  specifische  Form  gegelien,  nur  nach  und 
nach  durch  eine  mftchtige  Aristokratie,  und  später  dorch 
den  Hinantritt  demokratischer  Elemente  vieirach  beschrAnkt 
und  ermüszigt  n-orden.  Die  äuszere  Form  des  States  ist 
anch  rortwfthrand  monarchisch  geblieben,  und  es  wird  die 
f^anze  oberste  R^erungsmaeht  (die  Regieningsgewalt)  nicht 
nur,  sondern  ancb  die  oberste  Stelle  in  dem  zusammen- 
gesetzten Edrper  des  gesetzgebenden  Parlaments  von  dem 
englischen  Statsrecht  dem  Könige  allein  zugetheilt.* 

Uebrigens  wird  gewöhnlich  übersehen,  dasz  das  Princip 
der  Aristotelischen  Eintheilung  nicht  auf  der  Art  und  Zu- 
sammensetzung der  gesetzgebenden  Gewalt  beruht;  denn 
in  dieeer,  wo  sie  ausgebildet  ist,  stellt  sich  regeltnAszig  der 
ganze  Stat  mit  air  seinen  Hauptbe-standtbeilen  dar.  Sondern 
sie  beruht  auf  dem  Gegensätze  der  R^erung  und  der  Re- 
gierten,  und  der  Frage,  wem  die  oberste  Regiernngs- 
gewalt  zustehe?  Diese  aber  Ifiszt  sich  nicht  theileo  etwa  zwi- 
schen dem  König  und  den  Ministem.  Eine  solche  Dyarchie 
(ider  Triarchie  widerspricht  dem  Wesen  des  States,  wel- 
cher als  ein  lebendiger  Oi^nismns  der  Einheit  bedarf. 
In  allen  lebendigen  Wesen  finden  wir  zwar  eine  Maimich- 
faltigkeit  der  Kräfte  und  Oi^ane,  aber  zugleich  eine  Ein- 
heit in  dieser  Mannichfaltigkeit,  eine  lieber-  und  Unter- 
ordnung der  Oi^ue,  ein  oberstes  Organ,  in  welchem  die 
einheitliehe  I^eitung  concentrirt  ist.    Kopf  und  Leib   haben 

*  Eine  fani  aadera  Frage  iet  m,  ob  Diebt  4er  polftiMhe  Geist  !n  der 
«ngllachen  Terftuung  eher  ein  arietokratiacher  als  eiu  moiMrcliiteher  ge- 
worden M.     Vgl.  BlacliBtone  I.  3. 
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kein  getrenntes  Xeben,  jeder  fllr  sich,  und  sind  sieb  auch 
nicfat  gleichg^tellt.  60  ist  auch  im  State  ein  oberstes 
Oi^n  die  notbwendige  Bedingung  eeioes  Lebens,  und  dieses 
kann  nicht  gespalten  sein,  wenn  der  Stat  selbst  beisammen 
bleiben  soll. 

Es  gibt  somit  keine  neue  Gestaltung  Ton  Staten,  welche 
wir  als  die  gemischten  beseichnen  kfinnten :  Tjelmehr  soweit 
die  tfischung  mißlich  ist,  findet  sie  hinreichende  BerDek- 
aichtigoDg  bei  fiehandinng  der  fWlher  genannten  reinen 
Statsformen. 

Anmerkung.  In  ungern  Tagen  ist  viel  von  „demokrtttiacher 
UoDarehie"  die  R«de  gcnresen  ond  dies«  &!«  die  Aofgabe  der  Zeit  be- 
xdehnet  wordea.  Soll  dunit  der  Gedanke  autgcdrückt  werden,  dui  die' 
beutige  Hoiurehie  sich  vonugtweise  auf  die  groezen  Volkamuaea  (den 
bemoe)  etätxen  und  mit  diesen  in  nahem  Rapport  bleiben  mltaae,  so  ist 
du  wahr,  aber  es  wird  damit  nicht  eine  gemischte,  sondern  eine  rcinrf 
HuiitrcbiB  benidiML  Versteht  man  »ber  dvunter  eine  HonareUe,  dareh 
demokratische  Insütationen  beecbrttnkt  nnd  ermilazigt,  oder  etwa  wie  im 
Jabr  1830  die  Juli  Verfassung  Frankreichs  eine  Ifonarchie  ,von  repabli- 
kanlBchen  Institatioiien  umgeben,"  so  bat  der  Aasdruck  noch  einen  Sinn, 
obwohl  anch  in  diesem  Falle  —  wie  die  Geschichte  lehrt  —  die  Oeblir 
■whe  gMug  liegt,  dasi  die  Principien  der  beiderlei  Jiistitntioacn  ia  Kanpf 
gerathen  und  die  Monerchie  durch  die  aurstrebcnde  Demoliralie  oder  Re- 
publik gestürzt  werde.  Versteht  man  endlich  unter  Jenem  Ausdnick  eine 
Htsehnng  oder  Theilung  der  otierelen  R^iernngsgewalt  selbst,  die  cur 
fiiUfta  monsrchiech ,  lur  BUfte  demokrctisch  sein  müsse,  ao  hat  der  Aus- 
druck keinen  vernünftigen  flioD  und  kannte  ein  so  eingerichteter  Stet  in»- 
möglich  bestehen.  Die  franiöeische  Constituante  von  1788  hatte  mit 
Rousseau  an  eine  derartige  Theilung  der  obersten  Stalamsclit  in  zwei 
gleiche  Gewmlten  geglaoU,  deren  eine  den  Volke,  die  aadere  dem  Kdaige 
EDkomme.  Aber  der  innere  Widerspruch  nnd  die  Unhaltbarlielt  der  Ver- 
Tassang  ofTenliartc  sich,  sobald  sie  in  die  Wirklichkeit  Übertreten  wollte. 
PitJuin-Ferrtira  (Princlpes  du  droit  {lulilie,  $.  475)  erklärt  die  demo- 
kratische Honarchiti  nls  diejenige,  io  welcher  es  keine  PriTÜegien  g^e, 
dehnt  aber  den  Bvgriff  der  Privilegien  auf  jede  AnerkaDnung  einer  Ari- 
stokratle  aus,  versteht  somit  unter  jener  eine  Uonarchie,  in  weleher  es 
nur  demokraiische,  keine  arUiok rauschen  Organismen  gibt,  also  ia  ge- 
wissem Binne  einen  nn voll stUnd igen  Stat,  in  welchem  die  arislokratlscben 
Elemente  nicht  berücksichtigt  oder  nnlerdriiekt  sind.  Vgl.  anten  Bnoh  V. 
Cap.  30. 
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Drittes  CapiteL 

Neuere  Fortbildang  der  Thwrie. 

1.  Montesquieu  hat  sieb  im  Wesentlichen  an  die  Eän- 
tbeilung  des  Aristoteles  gehalten,  aher  insofern  eiom  wissen- 
schaftliehen Fortschritt  gemacht,  als  er  fbr  die  drei  Formen 
der  Monarchie,  Aristokraüe  und  Demolcratie  —  abgesehen 
Ton  der  Zahl  der  Regierenden  —  drei  geistige  oder  mora- 
lische Lebensprincipien  anfauchte.  Ob  er  sie  gefunden  —  die 
Tugend  erhob  &t  zum  Princip  der  Demokratie,  die  Hfiszigung 
zu  dem  der  Aristokratie,  die  Ehre  zu  dem  der  Monarchie, 
und  die  Furcht  cu  dem  der  Despotie  —  ist  fteilich  eine  an- 
dere Frage.  Anszerdem  aber  fUgte'  er  den  drei  Arten  als 
vierte  die  Despotie  hinzu,  die  Aristoteles  besser  als  Aus- 
artung bezeichnet  und  den  richtigen  Stalsfonnen  en^egen- 
gesetzt  hatte. 

2.  Sehr  beachtenswerth  ist  der  Versuch  Schleier- 
macherB,<  die  mancherlei  8taten  zu  ordnen,  indem  er 
rerschiedene  Entwicklungsstufen  des  slatlichen  Bewussts^ns 
unterschied.  Der  8tat  entsteht,  wenn  in  der  Völkraschttlt 
das  Bewusztsein  erwacht  des  nothwendigen  nG^eiuatzes  tob 
Regierung  und  Unterthan."  Die  erste  Stufe  ist  die,  wo  dieses 
Bewusztsein  in  einer  kleinen  Völkerschaft  hervortritt,  gewöhn- 
lich so,  dasz  „die  ganze  zum  Statswesen  reife  Masse  gleicb- 
Rirmig"  ei^fTen  wird.  Dann  wird  jHier  G^ensatz  in  Allen 
sich  entwickeln.  Sie  werden  sich  vereinigen,  um  die  Obrig- 
keit darzustellen  und  sich  wieder  trennen,  um  sich  als  ünter- 
thanen  zu  zdgen.  Das  istdieDemokratie,  in  welcher  der 
Gegensatz  zwischen  Gemeingeist  und  Piivatiuteresse  nur 
schwach  auseinander  tritt  Oder  es  kann  die  zum  Statwer- 
den  reife  Masse  von  dem  statbildenden  Anstosz  ungleichförmig 

'  Schleiermscher;  Ueber  die  Begriffe  der  verach.  SUbfomWD, 
In  den  Abhandl.  der  Berliner  Akademie  v.  1S14. 
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berührt  werden ,  das  politische  Bewuszteein  kann  sich  zuerst 
in  einem  oder  in  mehrero  eDtwickeln,  and  ho  eine  Un- 
gleichheit entstehen,  welche  zur  Monarchie  od^r  Aristo- 
kratie fährt.  Die  drei  Formen  wechseln  leicht  auf  dieser 
EatwickluDgsstuf«  des  noch  kleinen  Statea  und  sind  auch 
unter  sich  nttch  Ähnlich.  Die  oatarliche  Hinn^gnng  auf 
dieser  Stufe  ist  aber  ioimer  sur  Demokratie:  indem  auch 
in  jenen  Fällen  einer  oder  mehrere  der  Hasse  nur  voraus- 
geeilt sind  in  dem  politischen  Bewusitstin. 

Die  zweite  Stufe  umfaszt  mehrere  Völkerschaften.  Sie 
ist  eine  Ifittelstufe  zu  der  hohem  dritten,  in  welcher  das 
Bewusztsein  der  Einheit  der  Nation  seinen  toIIcd  Ausdruck 
findet.  Auf  ihr  übt  eine  höhere  Völkerschaft  die  Herrschaft- 
aus  über  die  Qbrigen  feierten  StOmme.  Diese  Uittel&mn 
des  States  wird  daher  wesentlich  aristokratisch  sein, 
wie  die  Form  der  niederen  Ordnnng  wesentlich  demokratisch. 
Demokratisch  kann  derselbe  nicht  sein,  weil  die  Hehrheit 
der  Stamme  dem  herrschenden  unterworfen,  somit  nicht 
gluch  ist.  Die  Anszere  Form  der  Monarchie  kann  er  wohl 
annehmen,  aber  der  König  wird  dann  zu  dem  herrschenden 
Stamme  gehören,  und  insofern  nur  ein  aristokratischer 
König  sein. 

Erst  auf  der  obersten  Stufe  sjjricht  sich  die  Einheit 
eines  ganzen  groszen  Volkes  in  den  Formen  des  States  rein 
und  klar  ans.  Die  demokratische  Natur  der  ersten  Stufe 
kontite  weder  den  statlichen  Gegensatz  zu  voller  Entfaltung  • 
bringen,  noch  den  Umf^g  eines  grossen  Volkes  erreichen. 
In  der  Aristokratie  der  zweiten  Stufe  hatte  der  herrschende 
Stamm  noch  immer  seiu  Privatinteresse:  und  die  Einheit 
des  Volkes  war  nicht  das  Lebensprincip  des  Stats.  Auf 
dieser  dritten  Stufe  erst  kommt  die  ächte  Monarchie  zur 
Vtdleudung,  in  welcher  der  Monarch  ohne  alle  Vermischung 
mit  Privatinteressen  die  Einheit  des  States  und'  der  Rcffie- 
ninß  in  voller  Kraft  und  Macht  darstellt. 


nigiii^ayCoOglc 


376  TiertM  Buch.    Die  Slataformea. 

Die  dr«i  bekanaten  Formen  dea  States  erhalten  fiomit 
durch  Sclileiennachers  Darstellang  eine  geistige  B^rttndung 
und  eine  Beeiehung  aiif  die  Entwicklungsstufen  der  politi- 
seben  Idee,  und  werden  so  geordnet,  dasa  die  Demokratie 
ml«  die  niedri^te  Stnfe,  die  Monarchie  als  die  liOchale  er 
seheint  Immerhin  ist  durch  diese  Erörterung,  wenn  anefa 
nieht  ein  neues  Prindp  der  EäntheUnog  eingeMhrt,  so  doch 
ane  liObere  Einsicht  in  den  Geist  der  Tersctnedenen  Staten- 
bildungen  gewonnen  worden. 


Viertes  CapitoL 

Dm  Prindp  der  vier  GrundforuieD. 

Dct  Bpeciflsche  Unterschied  der  verschiedeiien  Stats^ 
formen  ist,  wie  Aristoteles  erkannt  hat,  in  der  versciiiede* 
neu  Art  sn  finden,  wie  der  Gegensats  der  Regierung  nnd 
der  Regierten  aufgefeszt  wird,  insbesondere  in  der  Qualität 
(nicht  Quantitatj  des  Herrschers. 

I.  Die  erste  Form  war  die  der  Ideokmtie,  derai 
höchster  Typns  die  Tbeokratie  ist.  Das  Volk  dachte  sieh 
den  Herrscher  als  ein  ihm  in  jeder  Weise,  schon  von  Natur 
Übergeordnetes,  als  ein  übermenschliches  Wesen,  Gott 
selbst  wurde  als  der  wahre  R^eot  des  States  rerehrt 

H.  Den  schroffitten  Gegensatz  zu  der  Ideokratie,  in  wel- 
cher das  Volk  einer  fremden,  auszer  ihm  und  über  ihm 
stehenden  Macht  nnterworffen  ist,  bildet  die  Sratsform,  in 
der  das  Volk  sich  selbst  beherrscht,  d.  h.  in  seinw  Ge- 
sammtbeit  als  R^erung,  in  seiner  Auflösung  in  einzelne 
Borger  als  Regierte  erscheint:  die  Demokratie,  Volks- 
herrschaft. 

III.    Die  statliche  Unterscheidung  zwischen  Regierung 
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uud  Regierten  hält  sich  zwar  inDerhalb  des  Volkes,  itnd  ist 

uienscfalich,  aber  so  geordnet,  dsss  eine  höhere  Classe 
oder  ein  höherer  Stamm  des  Volkes  als  R^eruug,  die  übri- 
gen Classen  und  Stämme  dagegen  als  Regierte  sich  darstellen. 
Die  letztem  sind  dann  nur  Regiert^,  nicht  auch  Re^enii^, 
die  erstem  zwar  vorerst  Regierung,  über  daneben  doch  in 
ihren  einzelnen  Gliedern  wieder  Regierte:   Aristokratie. 

IV.  Der  Gegensatz  von  R^ening  und  R^erten  ist 
Tollkonimen,  aber  menschlich  so  entfallet,  das*  die  R^e- 
rung  in  einem  Individuum  concentrirt  ist,  welches  nur  Re- 
guot,  nicht  zugleich  Regierter  ist,  welches  somit  dem  State 
ganz  und  gar  angehört  und  gewissermaszen  die  Einheit  der 
Volksgemeinsclmll  personiScirt :  Monarchie. 

Für  jede  der  vier  Grundformen  gibt  es  einen  Urtypus, 
welcher  in  ihr  sich  spi^eit: 

Die  Theokrutie  bildet  die  Herrschaft  Gottes  Über 
die  Welt,  aber  noch  als  eine  unvermittelte,  gewiesermsszen 
rohe  und  despotische  nach. 

Die  Monarchie  verherrlicht  die  Einheit  der  Mensch- 
heit in  „dem  Menschen"  als  Individuum,  welches  als 
Herrscher  im  State  die  Gesammtheit  darstellt,  oder  die  Ein- 
heit des  Volks  in  der  Pereoniiication  des  VolksfUrsten. 

Die  Demokratie  dritckt  die  Idee  der  Gemeinschaft 
des  Volks  oder  aller  Individuen  aus  und  stellt  die 
Gemeinde  im  State  dar. 

Die  Aristokratie  verkörpert  den  Gegensals  der  edleren 
und  gemeinen  Bestand  theile  des  Volks,  und  gibt  jenen 
die  Herrschaft  Ober  diese.  Wie  der  Demokratie  die  Gemeinde, 
so  schwebt  ihr  der  Adel  der  höheren  Rasse  als  Typus  vor. 

In  gewissem  Sinn  stehen  Theokratie  und  Monarchie 
auf  der  einen,  Aristokratie  und  Demokratie  Mif  der- 
andern  Seite  sich  gegenüber.  In  den  beiden  ersten  nämlich 
ist  die  Regierung  in  höchster  Machtfülle  und  Hi^estät  so 
concentrirt,   dasz  der  Regent  nicht  zugleich  R^ierter  ist, 
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dasier  nurdasSWniitereBse,  olebt  zugleich  PrivaCiiilereasiBi 
vertritt.  Id  der  Tbeokralie  aber  ist  diese  Erhabenheit  der 
8tlUdieiT8chaft  göttlich  ond  daher  absolut,  in  der  Monarchie 
meitschlich  ond  daher  relativ  dargestellt.  Die  beiden  letztem 
6raDdft>raMn  auf  dar  andern  Seite,  welche  daher  auch  mit 
dem  gemeinsBituBi  Namen  d«-  Republik  zusammengefeszt 
werden,  haben  das  Gemeinsame,  dasz  in  ihnen  der  Gegeo- 
satis  der  Regierung  und  R^ierten  nidit  00  schuf  herror- 
tritt,  soDdem  eine  gewisse  Mischung  roraussetzt,  ao  dasz  die 
nAmlkshen  Menscbeu  sich  bald  als  Obrigkeit,  bald  als  Unter- 
thaiMD  betrachten  und  Auszern,  und  EUgleicb  Mtotliche  und  ' 
PriratiDteressen  haben.  In  der  Demokratie  veriweitet  sich 
diese  Mischung  Ober  das  ganse  Volk,  in  der  Aristokratie 
dagegen  ist  sie  auf  die  herracheDde  Classe  des  Volkes  be- 
schrankt, welche  zwar  den  Übrigen  Bestandthale»  des  Volkes 
nur  als  Herrscher  gegenubertritt,  unter  sich  selber  aber  ge- 
wöhnlich demokratisch  organisirt  und  so  Herrscher  und  Unter 
than  zugleich  ist  Insofern  erscheint  die  Aristokratie  alla*- 
dingg  als  eine  Zwischen-  und  Hittelstnfe  zwischen  der  Demo- 
kratie and  der  Monarchie. 

In  einer  andern  Besaehung  aber  gehören  hinwieder  Mon- 
archie und  Aristokratie  zusammen  und  sind  der  Theo- 
kratie  und  Demokratie  gegenober  tu  stellen.  In  deu 
erstem  ist  der  Gegensatz  zwisdien  Regierung  und  Regierten 
menschlich  so  oiganisirt,  dasz  sich  die  Regenten  als  solche 
selbständig  fühlen  und  wissen,  und  ebenso  von  dem 
Volke  geachtet  werden,  dasz  sie  in  eigenem  Namen  und 
zu  selbstfindigem  Rechte  die  Herrschall  üben,  voll- 
kommener fr^liofa  in  der  Monarchie  als  in  der  Aristokratie. 
In  den  büden  letzteren  dagf^n  bedarf  der  als  Herrscher 
gedachte  Gott  immer,  das  als  Herrscher  gedachte  Volk  doch 
in  der  Regel  einer  Stellvertretung  und  Vermittlung 
durch  Priester  oder  Beamte,  welche  persönlich  au  den 
Regierten  gehören,   aber  nun  als  Diener  Gottes  mier  des 


nigiii^ayCoOglc 


Viertes  CapiWl.     Das  Princip  der  vier  OruDdffHmen.  291 

VolkB  in  deren  Auftrag  und  Namen  für  den  Hemcher 
handeln.  Diese  kÖDoen  nicht  sich  selber  als  Regenten  be- 
trachten, aber  sie  verwalten  gldcbsam  die  Regentschaft  ftlr 
den  eigentlichen  Regenten,  der  nicht  persönlich  bandeln 
kann.  8ie  sind  genOthigt,  sich  beständig  an  eine  aridere 
Macht  anzulehnen,  und  in  dieser  Hinweisung  auf  die  höhere 
Macht,  welche  auch  sie  beherrscht,  die  Autorität  zu  suctno, 
welche  ihnen  selber  abgeht. 

AomerkungeD.  1.  EoUprechend  dem  UnUrerhied  dv  v!er  StaU- 
foiiiwii  iMseu  Bich  die  St&ten  auch  oacli  ihrem  politiBcheit  Charakter, 
•tiguehea  tod  der  Form  unterscheiden.  Ea  gibt  theokratisireiide 
Sutmi  dem  Geiste  Dach,  wenn  gleich  nicht  ein  Oott,  toadern  vielleieht 
rin  Kirchen  IQ  rat,  oder  eine  prieaterliche  AriatokraUe,  oder  ein  religiös 
beaümmter  Demo«  darin  das  Rt^ment  hat.  Ebenao  gibt  m  arlatokrn- 
tislreode  Staten,  die  kdne  Arisloknitlen  sind,  ilemokratiffirende 
Sialcn,  die  keiue  Demokratien,  nnd  «ogar  von  monatchiacbem  Oriat 
erfBIlte  Atoten,  die  keine  Honarehien  aind.  Diese  Eintheilnng  der  Staten 
gebort  nlwr  nicht  ins  Statareeht  sondern  in  die  Politik. 

%.  Ebeniw  sieht  die  Eohmerische  Einteilung  der  Staten  (F.  Roh- 
nars  Lehre  von  den  polit.  Parteien  $,  219  ff.)  nach  den  vier  Altenatufen 
der  Henaclien  luntcfaat  nicht  anf  die  Statsform,  aondem  an f  den  politi- 
•chen  Geist,  der  in  dem  Slaie  lebt  Sie  ist  daher  nicht  eine  statsrecbt- 
liche,  aondem  eine  politiaehe  Clssslficatiou,  und  von  nnsrer  obigen  Ein- 
iheUnng  gani  veraehieden,  aber  nicht  derMlben  widersprechend.  Sie- 
erkenot 

den  radicalen  Stalsgeiat  in  dem  Idolstst, 

,     liberalen  „  „      „      ludlvidiiftiatat, 

,    absolntisti  sehen         „  „      ^     Formen  etat. 

Eine  Monarchie  e.  B.  kann  möglicher  Weise  alle  diese  Pbaaen  dea 
politiachen  Geistes  der  Reibe  nach  durchmachen.  Wenn  R.  v.  Uohl 
(dtatswissenschatt  1.  S.  303)  einwendet,  ein  Volk  ael  nicht  jang  nnd 
nicht  alt,  weil  in  jedem  Volk  Kinder  and  Greiae  lugleicb  beiaammen 
seien,  so  berobt  diese  Elnwendnug  auf  einem  UisETerstÜndniaz  der  Lehre, 
die  er  bestreitet.  Schon  die  Allen  haben  gewussl,  nnd  von  Savigny 
hat  ea  der  dentachen  Jurisienwelt  klar  gemacht,  dasz  auch  die  Völker 
als  organiaehe  Geaammtwesen  ihre  Altersstufen  durchleben,  analog  der 
Jngend  und  dem  Aller  der  Individuen.  Anszer  dieaer  Folge  der  Zeiten, 
die  aieh  In  jeder  Volksgeechichte  wiederholt,  kommt  atier  der  angeborene 
Volkscbarekter  in  Betracht.  Wie  es  einzelue  Uenachen  gibt,  deren  Weaen 
kindlich  oder  auch  kindisch  ist  und  bleibt,  und  die  selbst  im  reifen  nnd 
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boben  Aller  diesen  Oraitdiag  Ihrer  N&lur  nfe  Tcrlttagneti ,  und  hiDiri«der 
andere,  die  sckon  Id  frfiber  Jugend  eiaen  ältlichen  Chftrakter  li&ben,  n 
gibt  eg  auch  kindliclie  und  illtliche  Völker  ^oll  Natur.  Am  deutlicbelen 
zeigt  sich  das  in  den  grosien  Rassen.  Die  Negeriölker  sind  melirlanaend- 
jihrige  Kinder,  die  rothen  Indianer  letgen  ebeuM  während  mehrtTMi 
Jahrfaiinderlen  beharrlich  ein  Utlicbea  Wwen.  In  Eart^,  den  WelttbeU. 
der  TOrlDgflweise  männlichen  Völker,  erechcint  doch  die  Natnr  der  Spa- 
nier —  abgeaeben  vnn  der  Lebensperiode,  in  der  aie  sieb  beSnden  — 
eher  dem  altern,  die  der  deatschen  dem  Jugendlichen  QeJat«  ui  eat> 
•pi«cb«n.  Wie  die  Völker,  nef  es  von  Nalar  und  daher  beaülndig,  tM 
e«  auf  der  Altersstufe,  auf  welehei-  sie  gerade  sich  befinden,  und  daber 
periodiaeh  jung  oder  alt  sind,  ao  erfillleu  sie  mit  diesem  Qeiste  auch  den 
Siat,  in  dam  sie  leben.  Die  männliclie  Form  der  eonstltntiooeUen  Hon- 
nrehie  irird  daher  auf  Haiti,  weil  ein  kindische*  Volk  in  Ihr  lebt,  »a 
einem  Ubtschen  Poswnspiel. 


Fünftes  CapiteL 

Da«  Princip  der  vier  Nebenformen. 

Die  Art  des  Statshauptes  ist  swai-  eot^cheidend  ftlr  die 
gRDze  Gestalt  des  Stalskörpers.  Aber  in  zweiter  Linie  kommt 
doch  auch  das  Kecht  der  R<.'gierten  in  Betracht,  und  beetitnint 
secundfir  den  rechtlichen  Charakter  der  Statsverfassung.  Die 
Aristotelische  Eintheilung  der  Statefonnen  enthält,  wenn  tniin 
so  die  Oegenseite  in  dem  Urgegensatse  aller  Statenbildung 
berücksichtigt,  die  nöthige  Ergänzung. 

War  auf  Seite  der  Regierung  das  oberste  —  herrscbenda 
Oi^ao,  entscheidend,  so  ist  auf  Seite  der  Eiferten,  die  wir 
iils  Gieaammtheit  im  engeren  Sine  wieder  das  Volk,  oder 
noch  eher  das  Land  beiszen,  die  Controle  der  Regierung 
und  die  Theilnahme  aii  der  Gesetzgebung  entscheidend. 

Indem  wir  nach  diesem  Merkmal  die  verschiedenen  Stats- 
formen  clasaificiren ,  erhalten  wir  folgende  drei  (beziehungs- 
weise vier)  Nebenformen. 
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I.  Die  Reg^ierten  wenkn  räsgeaaniBit  als  eine  blosse 
passive  Masse  bebandelt,  welcbe  der  Regiernngsoiacht 
unbedingt  unterthao  und  zu  abüolutem  Gehorsam  verbunden 
ist.  Sie  hat  weder  ein  Recht  der  Coutrole  nocb  einen  An- 
tJiei)  BD  der  Gesetzgebung.  Es  aiod  das  die  absolut  r^er- 
len  Staten,  die  wir  daher  unfreie  Statsformen  (unfreie 
Völker)  heiszen.  Sie  sind  nicht  nur  danp  unfrei,  wenn  sie 
der  Willkür  und  den  Launen  eines  Despoten  angehöreü 
(Despotien),  sondern  auch  dann  politisch  unfrffi,  wann 
der  Herrsebw  selber  ein  Rechtegesetz  anerkennt  und  sowohl 
das  Privatrecht  als  die  Priratft«iheit  geschützt  wird  (Ab- 
8(il  utien). 

II.  Ein  Theil  der  Regierten,  die  obern  Classen 
derselben ,  haben  das  Recht  der  Controle  und  der  Tbeilnahme 
an  den  öffentlichen  Angel^^nheiteo  und  beschranken 
dadurch  die  Kegierung^ewalt.  Aber  die  übrige  Masse, 
insbesondere  die  untern  Volksolassen  sind  noch  in 
dem  politisch  unfreien  Zustande  und  haben  keine  politischen 
Rechte.  Wir  heiszen  diese  Staten  halbfreie  Statsformen. 
Die  mittelalterlichen  Lehens  -  und  St&ndestaten  sind  von 
dieser  Art 

III.  Alle  Volksclasseu  haben  politische  Rechte.  Das 
ganze  Land  (Volk)  Qbt  eine  Controle  der  Regierung  und 
eine  Mitwirkung  aus  bei  der  Gesetzgebung.  Wir  heiszen 
dieee  Slaten  freie  Statsformen,  oder  auch  Republiken-  im 
weitesten  Sinn  des  Worts.  Wir  können  sie  auch  Volks- 
6 taten  heiszen. 

Diese  Controle  und  Theilnahme  wird   wieder  entweder 

A)  unmittelbar  durch  die  Versammlung  der  Bürger 
geübt,  wie  vorzugsweise  im  Altertbum  (antike  Repu- 
bliken) oder 

BJ  mittelbar  durch  Ausschüsse  und  Stellvertreter,  wie 
in  der  neuern  Zeit  (moderne  Repräsentativstaten.) 

Wendeil  wir   dit'sc   nt^'iie  seciindKre  Unterscheidung  auf. 
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die  alte  GiDtheilung  der  GruBdfonoen   »d,   »o  «rgebea  sich 
folgende  Reeiiltste: 

I.  Die  Theokratie  nügt  sich  prindpiell  zu  der  CIssse 
der  unTreien  Staten.  Aber  sie  ist  nicht  nottawead^  Despo- 
tie, indem  aach  der  hemchetide  Gott,  oder  die  tod  ihm 
inspirirte  Priesterscbaft  ein  Gesetz  des  Oemeinwesena  aner- 
kaDoen  und  reepectiren  kann.  Sie  Icaon  daher  sich  der 
sweälen  und  der  dritten  Classe  in»ofem  annähern,  als  die 
Austtbun'g  der  göttlichen  Herrschaft  an  die  Mitwirkung  aristo-  - 
kratischer  Classen  oder  selbst  einer  VolksTersammhing  gebun- 
den wird.  Die  jndiache  Theokratie  war  in  diesem  Sinne 
republikanisch. 

U.  Die  Aristokratie  gravitirt  zur  zweiten  Classe  der 
halbTreien  Staten,  kann  aber  aach  als  unfreier  Stot  ror- 
kommen,  wenn  der  Demos  politisch  rechtlos  ist  oder  sie  kann 
sich  in  die  dritte  Classe  der  freien  Volksstaten  erheben, 
wenn  sie  dem  Demos  eine  wahre  Volksvertretung  verstauet. 

in.  Die  Demokratie  hat  einen  innern  Zug  zur  dritten 
Classe  der  freien  Staten;  sie  kann  aber  zur  Despotie  wer- 
den g^enUber  der  Minderheit  od^  doch  zur  Absolutie  gegen- 
über den  einzelnen  Bürgern;  und  sie  kann  im  Verfaältnisz 
zu  einer  unterwHr6gen  Classe  (Sciaven  und  Heloten  im  Alter- 
thoni,  Farbige  in  Amerika)  als  halbfreier  Stat  sich  zeigen. 

IV..  Die  Monarchie,  welche  überhaupt  in  den  oiannich- 
feUigsten  Formen  erscheint,  nimmt  alle  drd  Classen  in  zahl- 
reichen Anwendungen  tn  sich  auf.  Die  Despotien  des  Orients 
und  die  absoluten  Monarchien  auch  des  Occidents  sind  offen- 
bar Unfreie  Staten;  das  EAnigthuDi  und  das  Ftlrstenthnm  des 
Mittelalters,  welches  durch  den  Klerus  und  die  LMenaristo- 
krutie  beschränkt  wm,  waren  balbfrde  Monarchien.  Das 
römische  Königthnm  nach  der  sullanischen  Verfassung  und 
das  alte  frfinkiache  oder  das  norwegische  KOnigtbum,  wel- 
ches der  Volksversammlung  einen  gewissen  Antbeil  an  der 
Statsleitung    zugestanden    hatte,    mögen    als    Beispiele    der 
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unmiUelbaren  Volkabetbeiligung  auch  in  freien  Honarchien 
gelten.  Die  cooBtitattooelle  Honarehie  der  neueni  Zeit  endlich 
ist  die  höchste  bisherige  Ausbildung  der  Monarchie  eu  eioeoi 
freien  State  mit  ReprftsentaÜvrerfossung. 

Wird  die  aristoteliMbe  Eintheilang,  die  mit  Recht  von 
Oben  her  auegeht,  00  von  Unten  her  ergänzt,  so  fallen  auch 
die  wichtigsten  Bedenken  g^en  dieselbe  hinw^,  inabeson- 
dere die  Einwendung,  dasz  sie  nicht  genug  unterscheide 
und  weder  der  Verwandtschaft,  z.  B.  der  heutigen  Reprä- 
sentatirdemokratie  mit  der  conetitutionellen  Monarchie  noch 
die  wesentliche  Vershiedenheit  z.  B.  der  absoluten  und  dar 
stAndisch  beschrfinkteD  Uoaarchie  zu  erklären  Im  Stande  lei. 


Sechstes  GapiteL 

I.    Die  Ideokntie  (Tbeokritie). 

Die  Form  der  Theokraüe  gehört  rorzugswdse  der  Kind- 
heit des  Menschengeschlechtes  zu.  In  Asien  und  Nordafrika 
ist  der  Sitz  der  ersten  statlichen  Entwicklung,  und  zuei-^t 
zeigen  räch  da  theokratische  Staten. 

In  den  ersten  Zeiten,  als  die  noch  junge  Menschheit 
sich  auf  der  Erde  zurechteuänden  sachte,  war  oSeobar  da» 
GefQhl  der  Abhängigkeit  von  göttlichen  Wesen  und  unrer- 
standenen  Katurkr&ften  noch  ftusierst  lebhaft,  und  die  Ein- 
wirkung Gottes  oder  der  Natur  auf  das  Leben,  gewisser- 
maszen  auf  die  Erziehung  der  Menseben  unmittelbarer  und 
mächtiger  als  später.  Qott  und  die  Oßtler  verkehrten  nach 
allen  alten  Sagen  und  Mythen  persönlich  mit  den  Menschen, 
und  was  Pia  ton  uns  von  den  Urzuständen  selbst  der  helle- 
nischen Völker  erzählt,  dasz  Eronos,  die  Schwäche  und  Un- 
fähigkeit der  Menschen  in  jener  Zeit  bedenkend,  ihnen  „zu 
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Ktiniveii  und  Finten  ttber  die  Stalen  nicht  Mniisclien,  son- 
dern D ft m  o n e n ,  Wesen  tou  göttlicfaeraiii  und  höberem 
Geschlecbte  geaetzt"  habe,  stimmt  mit  dem  Glauben  ^ler 
alten  Völker  zusammen.  Plston  selbst  war  dieser  tbet^cra- 
tiscben  AuffhssDng  persönlich  zogethan ,  ond  schlag  in  seiner 
T^hre  vooi  Stat  künstliche  Täuschnngsmittel  vor,  am  den 
damals  entwickelteren  Menschen  von  neuem  den  Olanben 
beizubringen ,  dasz  nicht  Menschen ,  sondern  Gott  selber  die 
HeiTBchaft  im  State  führe. 

Wurde  so  Gott  oder  wurden  Götter  und  DOmonen  '  als 
die  wahren  Oberhäupter  des  Stales  verehrt,  so  war  mit 
diesem  Glauben  der  überwiegende  Einfhtsz  der  Priester 
unzertrennlich  verbunden,  denn  diese  waren  die  auserwähl- 
ten Sterblichen,  welche  vorzugsweise  dem  Dienste  der  Götter 
geweiht  waren,  ihren  Willen  vernahmen,  itnd  ihre  Sprache 
verstanden.  Unter  diesen  Völkern  haben  daher  auch  die 
Priester  den  obersten  Rang.  In  den  einen  verwalten  die 
Priester  geradezu  da«  Regiment,  im  Namen  Gottes  oder  der 
Götter,  in  den  andern  stehen  zwar  Könige  an  der  Spitze  der 
Regierung,  aber  auch  sie  regieren  nicht  in  eigenem  Namen, 
sondern  als  Stellvertreter  und  Organe  der  Götter,  uud  sind 
vielftich  daroh  den  Binflusz  der  Priester  geleitet  und  beschränkt. 
Die  erstem  können  wir  nach  Leo's  Vorgang  reine,  die 
letztem  gebrochene  Priesterstaten  nennen.  In  diesen 
ist  der  Uebergai^  von  der  Form  der  Hieokratie  in  die  der 
Monarchie  ersichtlich. 

Ein  solcher  Prieeteratat  war  der  Stat  der  Aethiopen 
i)i  Meroö.    Der  Vorstand  des  Stales  gehört  der  Priesterkaste 

'  Ton  einem  merkwürdigen  dftmonokratischen  Slale  QDSerer  Zeit 
berichlet  der  berühmte  Entdecker  der  Altertbftmer  von  Niniveh,  A.  H. 
L«7«rd  (Niniveli  nod  sdiM  Uoberrate  S.  lU  ff.).  In  den  Qebii^e» 
UeaofUuaiea»  irohnen  die  Jeiidi,  welche  nnler  einem  geitiliehen  Ober- 
Imnple  «leben,  dem  groaien  Scbeikh,  and  dem  Setan  eine  besondere 
Verehmng  widmen,  von  dem  sie  glanben,  er  werde  apttler  wieder  tu 
rinem  hohen  EtAnfre  in  der  himmüMhen  Hierarchie  gelangen. 
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an.  Die  Priester  beBeicfanen  aus  ibrer  Hitte  ^nige  der  Beeten^ 
aas  welchen  in  feierlicher  Procession  der  GoU  einen  erwfihlt. 
Ist  dnr  Ausspruch  des  Gottes  gethan ,  so  beugt  das  Volk  vor 
dem  Erwähltet)  Gottee  seine  Kniee,  und  rerehrt  iu  ihm  den 
StellTertreter  Gottes.  Seine  Macht  aber  ist  in  jeder  Weise 
beschränkt  durch  die  gOttlicheo  Gesetze,  und  die  fortdanerade 
Ofifenbemng  des  göttlichen  Willens  in  den  Orakeln,  welche 
die  Priester  vermitteln.  Ein  strenges  Ceremoniel  ordnet  jeden 
stiner  Schritte,  and  der  freien  menschlichen  Entschlieszang 
ist  kein  Spielraum  Teig;Cnnt.  Ueberall  b^leiten  ihn  die 
Priester  und  wirken  mit,  und  selbst  seine  Existent  ist  Töllig 
unsicher.  Wenn  er  dem  Qotbe  miszAUt,  so  offenbart  dieser 
den  Priestern  seine  Ungnade.  Die  Priester  ^heilen  ihm  durch 
eine  Botschaft  den  zürnenden  Willen  des  Gottes  mit,  »nd 
es  bleibt  ihm  nichts  anderes  tibrig,  als  durch  freiwilligen 
Tod  den  göttlichen  Zorn  zu  sühnen. ' 

In  gebrochener  Form  sehen  wir  diesen  Priesterstat  in 
Aeg^pten.  Ursprünglich  herrschten  auch  danach  der  Volks- 
sage während  vieler  Jahrhunderte  die  Götter  selbst.  Sptlter 
jedoch  regierten  menschliche  Könige,  aber  durch  das  heilige 
Geseta,  eine  strenge  Etikette,  und  den  Einflusz  der  obersten 
Prieaterkaste  beschrankt  Die  göttlichen  Vorschriften  waren 
so  genau  im  einzelnen  bestimmt,  dasz  dem  Könige,  obwohl 
er  hier  schon  in  manchen  Beziehungen  sich  selbständig  Über 
die  Priester  erhoben,  nicht  einmal  die  Auswahl  der  Speisen, 
die  er  essen  wollte,  freigegeben,  sondern  auch  seine  frugalen 
Mahlzeiten  ein-  fUr  allemal  festgeeetst  waren.  ^  Bei  seinem 
Leben  freilich  wagten  die  Priester  nicht  mehr  im  Namen 
der  Götter  Gericht  über  ihn  zu  halten,  aber  wenn  «-  starb, 
so  wurde  ein  groezes  ond  öStotUches  Todtengericht  nber  ihn 
von  den  Priestern  angeordnet  Die  Ehre  seines  Namens  bei 
der  Nachwelt  und  die  Aufnahme  der  abgeschiedenen  Seele 

Sie.  Hi«,  m.  b.  6.     V^.  Leo's  W«ligMch,  I.  8.  7». 
Sit.  Hiil  r.  71,  n. 
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in  der  Unterwelt  und  aeine  Wiedei^^ait  wnrde  durch  ihr 
Urtheil  bestiRnnt.  Unter  einem  Volke,  wdchea  an  dieFwt- 
dauer  der  Seele  nach  dem  irdisnhen  Tode  g'laabte,  mit  Ana- 
serster  Soi^ralt  sogar  den  Leichnam  vor  der  Verwesung  m 
retten  suchte  nnd  seinen  Todten  räch  geschmnekte  nnd  an 
alle  Elrfordernisse  des  Lebens  erinnernde  WohnDngen  erbaute, 
hingea  von  diesem  a-nstem  Todtengericht  die  Hoftiungen  und 
Be/QfcbtungeD  auch  der  Lebenden  ab,  imd  es  war  dasselbe 
daher  in  der  Hand  der  Priester  eine  Airchtbare  Macht. 

Verwandt  und  grosEentbctls  ideoJtnttiseb  war  auefa  der 
altindiscbe  Stat.  "Der  König  steht  nach  der  Ordnung 
der  Kasten  unter  den  Brabmaaen ;  der  Brnbemne  verschmfibt 
es,  ihm  seine  Tochter  zur  Frau  zu  geben,  sie  wOtde  durch 
flie  ungleiche  Ehe  entwürdigt.  Aber  seine  WBrde  wird  dodi 
wieder  so  hoohgebalten ,  dam  ihr  eine  besondere  Göttlichkeit 
inwohnt.  Sein  Leib  wtrd,  nach  den  Oesetzen  Hannos,  aus 
Bestandtbeilen  gebildet,  welche  in  den  acht  göttlichen  Wäch- 
tern Aer  Welt  ihren  Ursprung  haben ,  daher  ist  er  rein  und 
heilig.  „Wie  die  Sonne  blendet  er  die  Angen  und  Herzen, 
und  Niemand  auf  Erden  vermag  ihm  ins  Antlila  zu  sehen. 
Gott  hat  ihn  geschaffen  zur  Erhaltung  aller  Wesen.  Keiner 
darf  ihn,  seihst  wenn  er  noch  ein  Kiod  ist,  verachten,  in- 
dem er  zu  eich  sagt:  er  ist  ein  einfocher  Sterblicher,  denn 
eine  groeze  göttliche  Kraft  wohnet  in  ihm."* 

Aach  der  indische  König  ist  von  Priestern  umgeben. 
Seine  sieben  oder  acht  Hinister,  welche  er  einzeln  und  ver- 
eint in  allen  Geschäften  vernimmt,  bevor  er  den  Elntscbeid 
feszt,  sind  meistens  Brahmanen.  Jedenfalls  aber  musz  er  in 
allen  wichtigen  Dingen  vorerst  einen  brabmanischen  Gewis- 
sensrath  zu  Rathe  ziehen.  Auch  ihm  ist  ein  strenges  Cere- 
mouiel  vorgeschriebe),  und  die  Gesetze  Manu's  mahneu  ihn 
in   ernster  Sprache   an    seine    —    wenn   auch    nicht    u&her 

*  Mmtaea  —  Dharma  —  Sattra,  Loi«  de  Huiou,  pv  Loiifimr. 
rnris  1833.  V.  96,  !'7.   VII.,  3—8. 
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getirdnete  —  Verantwortlichkeit:  „Der  unsinnige  MooErcli, 
welcher  seine  Untertbanen  durch  Ungerechtigkeit  bedruckt, 
wird  in  kurzem  seines  Königthums  und  sein«»  Lftbeos  lie- 
raubt  werden,  er  und  seine  ganze  Familie."^ 

Immerhin  hat  der  indische  in  höherem  Grade  arisclu^ 
Stat  übrigens  ein  helleres,  freieres  Ansehen,  und  ist  in  ihm 
die  königliche  Wurde  und  Hiicht  mehr  und  statlicher  ans- 
gebildet,  als  in  den  finsteren  Priesterstaten  von  Merofi  und 
Aegypten.  In  allen  aber  finden  wir  ein  schrofTes  und  stur- 
i-es  Eastensf stem ;  grosze  Vorrechte  der  Prieslerkaste,  die 
in  sich  alles  geistige  Leben  der  Nation  rereinigte  und  ab- 
schlosK,  und  zugleich  reichlich  mit  den  Gtlteni  der  Erde  aus- 
gestattet war;  —  in  Aegjpten  gehörte  der  dritte  Theil  des 
Bodens  ihnen  zu;^  das  indische  Gesetz  sagt:  „Ein  K&nig  dort, 
selbst  wenn  er  vor  Uangel  stUrbe,  nie  von  einem  in  den 
heiligen  Schriften  belesenen  Brahmanen  eine  Steuer  nehmen 
und  niemals  dulden ,  dosz  in  seinen  Staten  ein  solcher 
Brahmane  Hunger  leide.""  —  Ferner  eine  gedruckte  Lage 
und  verachtele  Zustände  der  untern  Volkeclassen ,  welche 
auch  für  Einselne  nicht  durch  die  Hofi'nung  des  Enipor- 
steigens  erhellt  wurden.  Die  ägyptischen  Bauern  sind  durch- 
w^  nur  Hörige,  welche  die  den  Priestern  oder  dem  Könige 
i>der  den  Kriegern  zugehörigen  Güter  bebauen.  Die  Hirten 
und  die  Handwerker  sind  erblich  an  ihr  Geschäft  gebui|den, 
willkürlicher  Schätzung  unterworfen,  und  ohne  allen  activen 
Antheil  au  den  Statsinstitutionen.  Zahlreiche  Frohnden  aller 
Art  sind  in  diesen  Ländern  verbreitet 

Noch  viele  Jahrhunderte  hinab  hat  ein  theokratischer 
Charakter  des  States  in  Asien  sich  erbalten,  und  auch 
später  noch  ist  derselbe  in  dem  orientalischen  Herrscber- 
thum  fortwährend  sichtbar.     Die  Macht  der  Priesterschaft 

'  EbendM.  VII.  54  ff.  111. 
'  Diodnr.  Sic.  I.  73. 
'  Loia  de  Matwu.  VII.  133. 
niunlschll,  AlleeineinM  SltMrefhL    I.  19 
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freilicli  über  die  immer  entechiedeDer  weltliclien  Herr- 
scher ist  durch  die  steigende  Macht  dieser,  wie  sie  io  den 
grüszern  durch  Eroberung  entstandenen  und  durch  Eriegs- 
heere  znsamuiengehaltenen  Reichen  sich  entwickelte,  mehr 
in  den  Hiotei^nind  gewiesen  und  verdunkelt  worden.  Aber 
die  Herrscher  selbst  wurden  dann  gewissermaszen  wie  GTit- 
ter  verehrt.  Die  Statsform  blieb  theokratisch ,  nur  trat  sie 
in  eine  neue  Wandelung  ein.  Zuerst  war  der  Gott  in  der 
Person  de«  Herrschers,  »eine  Werkzeuge  die  Priester;  dann 
stellte  sich  die  Herrschaft  mehr  und  mehr  äuszerlich  als 
eine  Priesterherrschafl  dar,  mit  einem  anfiiugs  priesterlichen, 
dann  kri^erischen  Könige  an  der  Spitze  j  endlich  wurde  der 
König  selbst  zum  Gott  erhoben,  und  es  entstand  der  Über- 
menschliche  „Despotenstat."  Es  gilt  das  namentltcb  ron 
dem  spätem  Perserreiche  und  selbst  von  den  neuern 
Stuten  der  mohammedaaischen  Sultane,  und  den  chi- 
nesischen Kaisern.  Der  ESnig  von  Iran  Guschtash 
noch,  unter  welchem  Zoroaster  (Serduscht)  als  Prophet 
auftrat,  nannte  sich  selbst  einen  „Priesterkönig, "  und  in  den 
hdligen  Büchern  (dem  Sund-Avesta)  wird  der  Perserkönig 
nicht  zu  der  Kaste  dvr  Krieger,  wie  in  Indien,  sondern  zu 
der  der  Priester  (der  „Rechlskfipdigen  und  Gottesgelehrten ") 
gerechnet.  ^  Das  ganze  Sta(ss;stem  ist  zugleich  Religions- 
system, Recht  und  Moral  unuusgeschieden,  der  Zusammein 
hang  der  unsichtbaren  Welt  der  guten  und  bösen  Geister 
mit  der  sichtbaren  Weit  der  Menschen  in  allen  Dingen  fort- 
während anerkannt.  Aber  seitdem  die  KOnige  von  unprie- 
sterlichein  persischem  Geschlechte  die  Herrschaft  erlangten, 
nahm  der  persische  Stat  mehr  die  Natur  eines  solchen 
Despotenreicbes  an,  und  der  Einflusz  der  Magier,  00  grosz 
er  in  manchen  Dingen  blieb,  ward,  vei^lichen  mit  den  al- 
tem Zeiten,  um  vieles  geringer.  Allmächtig  wie  der  Gott 
<  Vallir'a  PrflgtnPntP  über  die  Religinri  des  Zoroset^r.    Bonn  1831. 
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waltet  in  seinem  Reiche  der  Perserkönig  im  Princii),  mul 
Hein  Hof  ist  das  Abbild  des  himmlischen  Horstates  des  guten 
Weltgeistes  Ormusd.  Die  Ehren  die  ihm  erwiesen  werden, 
gleichen  den  Ehren  der  Gottheit.  Vor  seinem  Throne,  der 
hoeb  emporragt,  und  auf  dem  er  in  reichem  Schmucke  mit 
der  Krone  auf  dem  Haupte  sitzt,  „atrahleud  wie  die  Sonne 
au  dem  glänzenden  Firmament,"  werfen  sieh  selbst  die 
fremden  Gesandten  nieder  in  den  Staub,  wie  Sklaven  vor 
'  (lern  Herrn  oder  Betende  vor  deui  Gott.  Wie  diesem  die 
Opfer,  ao  werden  ihm  die  Gaben  derer  dui^;ereicht,  welche 
seinem  Throne  nahen.  Und  wenn  er  stirbt,  so  bezieht  er 
den  herrlichen  Todtenpalast  in  Persepolis,  dort  das  Leben 
der  Seligeil  fortsetzend.  Ein  feierliches  Ceremoniel  mit  seinen 
uiaiinichfait^en  Symbolen  umgibt  ihn,^  ihn  zu  ehren.  In 
«ter  Wirklichkeit  freilich  ist  gerade  dieses  auch  ihn  beengende 
und  wie  mit  einem  goldenen  Netze  umspinnende  CSeremoniel 
die  utiauflöeliche  Schranke  und  Fessel  seines  Willens,  und 
spottet  der  flngirten  Allmacht,  die  ihm  in  der  Idee  zuge- 
schrieben wird. 

Ein  Fortschritt  aber  liegt  unTerkennt>ar  in  dieser  Wan- 
delung aus  dem  eigentlichen  Priester-  in  das  Despotenreich 
lies  Orients.  Das  starre  Walten  einer  für  göttlich  gehaltenen 
OlTenbarung  in  dem  Gang  und  den  Formen  der  Gestirne, 
nach  welcher  die  Priester  auch  den  Stat  leiteten,  und 
die  Gleich  mflszigkeit  und  Unverändert  ichkelt  des  ganzen 
ein-  für  allemal  durch  göttliche  Gesetze  noruiirten  Stals- 
lebens  waren  durchbrochen;  und  weim  auch  in  der  ti'üben 
Form  der  Despotie,  äusserte  sieb  ,nun  ein  freier  mensch- 
licher Wille  in  den  Statsangel^enheiten ,  und  konnte  Rück- 
sicht nehmen  auf  die  natürlichen  Veränderungen  in  den 
Zuständen  der  politisclten  Welt,  und  auf  die  mancherlei 
neuen   Bedltrfbisse  der  Völker,      In   dem   persischen  Reiche 

*  Eivt  vortreffliche  knnc  Dnr»t«lluiig  dieser  Staurorm  bei  Leo  Welt- 
gesch.  {.  s.  m>  n. 
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wurde  denn  iiuch  die  Eisdecke  des  Kaatenweaens  fHthzeitj^ 
aiirgelöst. 

Der  vollkiinniieimto  Stat  dieser  Gattung  im  Alterthiim 
war  die  Theokratie  der  Juden  nach  der  Mosaischen  Ge- 
selzgebang.  Die  Reinheit  der  Mosaischen  Religion,  der  leben*- 
^ige  Gianben  an  einen  Gott,  den  Schöpfer  und  Erhalter  d«r 
Welt,  ist  die  feste  Grundlage,  auf  welcher  der  jtidische  Stat 
erbaut  ist,  und  bewahrt  wird  vor  manchen  SchSden  und 
Gebi-echen,  welche  ein  getrübter  Glaube  zur  Folge  hat,  wenn 
von  ihm  uns  die  Priesler  die  Politik  leiten. 

Gott  selbst,  Jehovah,  wird  als  Eßnig  der  Juden  ge- 
dacht. Er  ist  der  unsterbliche  Herr  des  sterblichen,  aber 
Huserwählten  Volkes.  Er  gibt  das  Gesetz,  er  regiert  da.<< 
Volk.  Die  ganze  umfassende  Gesetzgebung,  welche  wir  von 
Moses  her  benennen,  erscheint  als  Offenbarung  Gottes,  mit 
welchem  Moses  in  dei-  Einsamkeit  der  Bei-ghöhe  gesprochen, 
dessen  Willen  er  mit  Furcht  und  Zittern  vernommen,  und 
getreu  dem  Befehle  des  Herrn  dem  Volke  verknndet  hat. 
Blitz  und  Donner  haben  die  Gegenwart  Gottes  auf  dem  Berge 
Sinai  allem  Volke  bezeugt. 

Das  ganze  Volk  aber  wurde  durch  diese  göttliche  Herr- 
schaft gehoben.  In  Äegjpten  noch  war  es  verachtet,  und 
jeder  Aegyptier  aus  einer  der  hfihern  Kasten  betrachtete  die 
Juden  als  Verworfene,  deren  Umgang  verunreinige.  Nun 
erhielten  sie  das  erhabene  Geitlhl,  das  bevorzugte  Volk  des 
bJiehsteii  Gottes  zu  sein.  Obwohl  auch  sie  in  erbliche  Stämme 
eingetheilt  wurden,  und  auch  unter  ihnen  ein  gesonderter 
Priesterstumm  (der  Stamm  Levi)  geordnet  wai-d,  so  waren 
doch  alle  Stämme  Nachkommen  der  Erzvftter  Abraham,  Isaak 
und  Jakob,  und  galt  hinwieder  das  ganze  Volk  als  ein 
„  Priestervolk. "  Die  schroffe  üeberordnung  der  Kasten  ist 
somit  hier  von  Grund  aus  aufgegeben,  und  die  Brüderlich- 
keit der  Stämme  zum  Princip  erhoben. 

Das  göttliche  Gesetz  wird  in  einer  mit  Gold  Uberzc^enen 
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Lade  verwahrt,  über  welcher  tiei-  goldene  Thron  der 
-Goade  sich  erhebt,  vun  zwei  Cherubim  bewacht,  nod  aU 
Sitz  der  göttlichen  Offenbarung;  verehrt.  In  der  Stiftshütl«, 
gewiseermaszen  der  göttlichen  Residenz,  die  von  den  Prie- 
stern bewahrt  wird,  iat  die  Lade  und  der  Thion  in  dem 
Allerheiligst^ii  hinter  einem  Vorhang  Terborgen.  Dort  em- 
pfftngt  der  Hohepriester  die  Gebote  Jehorahs  and  verkündet 
sie.  Der  Hohepriester,  aus  dem  Geschlechte  Aarons,  des 
Bruders  von  Moses,  stammend,  ist  das  regelnittszige  Organ 
des  göttlichen  Willens,  und  der  Vertreter  des  Volkes  vor 
dem  Herrn.  Ausnahmsweise,  in  kritischen  Zeiten,  erweckt 
Jehovah  einzelne  erleuchtete  Individuen,  die  als  Propheten 
die  miszkannte  göttliche  Autorität  herstellen,  den  Abfall  von 
Gott  zUchtigen,  zur  Bekehrung  mahnen  und  das  künftige 
Schicksal  des  Volkes  enthüllen.  Auch  die  Richter,  welche  an 
der  Spitze  der  verschiedenen  Stämme  das  Recht  verwalten  und 
handhaben,  thun  es  im  Namen  Jehovahs,  „denn  das  Gericht 
ist  Gottes."  Daher  sollen  sie  „keine  Person  im  Gericht  an- 
sehen, soodem  den  Kleinen  hören  wie  den  Groszen,  und 
sich  vor  Niemand  scheuen.'*  Ist  ihnen  aber  eine  Suche  zu 
acliwer,  so  sollen  sie  sich  an  den  Ort  der  StittsliUtte  wen- 
den, und  dort  vernehmen,  wie  durch  den  Mund  der  Priester 
Gott  die  Sache  entscheidet.  Den  Spruch  sollen  sie  erfüllen, 
oder  des  Todes  sterben,  "• 

Wie  das  Volk  der  strengen  aber  segensreichen  Herr- 
schaft Jehovahs  unterthan  ist,  so  ist  auch  der  ganze  Boden 
des  gelobten  Landes  in  Jehovahs  Eigenthum.  Unter  die 
Familien  wird  er  nur  zu  Leben  vertheilt,  nicht  zu  fmem 
verftlgbarem  Eigenthum.  Von  allen  Früchten  des  Bodens 
lind  von  allen  Früchten  der  Tbiere  musz  daher  zur  Aner- 
kennung des  göttlichen  Obereigenthnms  dei*  Zehnte  an  die 
MtiftshiUte    zum    Unterhalte   der   Priester   gegeben    werden. 

'"  V.  Muw,  1,  n.  uDd  n,  »  ff, 
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Jedes  siebente  Jahr  ist  ein  Feierjahr,  airch  fUr  das  Leiid, 
welches  dann  nicht  bebaut  wird ,  wie  der  siehente  Wochen- 
tag ein  Ruhe-  und  Feiertag  (ttr  den  Menschen  ist,  nnd  nach 
siebenmal  sieben  Jahren  in  dem  Jubeljahr  wird  die  Ver 
tbeilung  des  Bodens  wieder  neu  bereinigt,  en  dasE  verarmte 
Familien  ihren  Lebensboden  zurück  erhalten,  reich  gewordene 
ihren  Ueberfliisz  an  Gutem  wieder  herausgeben  maseen. 
Unter  den  Juden  selbst  darf  es  keine  Leibeigenschaft  geben:  - 
das  Jubeljahr  macht  auch  die  frei,  die  sich  selber  in  die 
Knechtschaft  eines  andern  begeben  haben ;  nur  Fremde 
können  zu  Sklaven  erkauft  und  besessen  werden." 

Als  die  Juden  spater  einen  König  begehrten,  „damit  aie 
auch  seien  wie  alle  andern  Völker,"  willfahrte  Jehovah  ihrer 
Bitte  durch  den  Mund  des  obersten  Richters,  des  alten  Sa- 
muel, aber  tröstete  diesen  mit  den  Worten:  „Qeborche  der 
Stimme  des  Volks  in  alJem,  das  sie  zu  dir  gesagt  haben; 
dtnn  sie  haben  nicht  dich,  sondern  mich  verworfen, 
(l'asz  ich  nicht  soll  König  über  sie  sein."''''  So  ging 
die  Form  der  reinen  Theokrntie  in  die  einer  Monar> 
chie  über,  welche  indessen  immer  noch  durch  tbeoktatische 
Institutionen  und  durch  die  ganze  durch  und  durch  religiöse 
Natur  und  Mission  des  jüdischen  Volkes  beschr&nkt  und 
mbdificirt  blieb. 

In  Europa  sind  nur  schwache  und  vereinzelte  Nach- 
klänge der  Theokratie  zu  erkennen.  Wenn  der  römische 
Kaiser  Galigula  mit  goldenem  Bart  und  Blitz  wie  Jupiter 
sich  Oflbntlich  zeigte,  oder  Heliogubal  sich  als  Opfer- 
priester der  herrschenden  Sonne  gerirte ,  oder  nach  der 
schweizerischen  Sage  der  Vogt  Geszier  von  den  freien 
Männern  des  Gebirgs  forderte,  dasz  sie  dem  Hute  des  Kai- 
sers ihre  Verehrung  beweisen,  so  wai-en  das  nur  karikirte 
Nachbildungen  einer  unttirgegangenen  Statsforin,  die  keinen 

"  lU.  HuM,  C.  2a.    V.  Hose,  C.  4  iiml  5. 
"  I.  Samuel.  8,  7  IT. 
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AnBpni^  hatte»  auf  Bestand.  Wolil  aber  ist  im  römischen 
Reiche  in  der  Sitte,  aogat  den  lebeoden  Kaisern  Statuen 
und  Tempel  zu  errichten  und  die  {gestorbenen  als  Divi  zu 
verehren  sowie  in  dem  spfttern  Ceremoniel  der  byzantini- 
schen Kaiser  noch  ein  tbeokratisches  Element  sichtbar  ge- 
worden. 

Im  Mittelalter  bekamen  besonders  durch  den  Eintlusz 
der  Geistlichkeit,  welche  von  jeher  ihre  Vorliebe  fUr  die 
tbeokratischen  Lehren  kund  gegeben  hat,  auch  die  christ- 
lichen Statäeinrichtungen  in  manchen  Beziehungen  eine  theo- 
kratische  Färbung.  Wir  werden  dergleichen  zwar  mehr  in 
den  geistlichen  als  in  den  weltlichen  Für.itenthU- 
mern  gewahr;  aber  auch  die  letetern  hielten  sich  nicht  rein 
davon.  Sogar  der  Kaiser  hat  zugleich  priesterliche  Weihen 
empfongen  niflssen.  Aber  ho  sehr  das  Mittelalter  es  liebte, 
alles  Recht  und  alle  Gewalt  von  Gott  abzuleiten,  so  be- 
trachtete es  doch  die  Gewalthaber  als  Menschen,  und  sorgte 
reichlich  fBr  menschliche  Beschränkungen  ihrer  Macht. 

Nur  die  Ver&ssung  der  chriBÜichen  Kirche,  die  Hierarchie 
des  Klerus  folgte  ganz  dem  tbeokratischen  Zug.  Die  weltlichen 
Fürsten  und  Obrigkeiten  wurden  doch  auch  von  der  katho- 
lischen Kirche  oft  an  ihren  menschlichen  Ursprung  erinnert. 
Der  Griindcharakter  der  mittelalterlichen  Statsformen  in 
Europa  ist  eher  Aristokratie  und  Monarchie  als  Tbeokratie. 
Dag^en  ktinnen  die  ebenfalls  im  Mittelalter  entstande- 
nen uiohammedaniachen  Staten  eher  als  theokrntisch 
bezeichnet  werden.  Zwar  glaubt  auch  die  mohammedani- 
sche Welt  nicht  mehr,  wie  die  alten  Juden,  an  eine  un- 
mittelbare und  regelmüszige  Gottesregierung.  Die  mosaische 
Theokratie  ward  von  Mohammed  nicht  wie-derhergeatellt. 
Aber  der  Koran  lehrt,  dasz  Gott  die  Herrschaft  gebe  wem 
er  will,  und  betrachtet  den  menschlichen  Füi-sten  an  der 
Spritze  des  State  als  den  Statthalter  und  Lehentrftger 
Gottes.     In  dem  Khalifat   oder  der  idealsten  Darstellung 
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des  mohammedariiscbeD  Stateneystem«  einigen  sicli  die  Eigen- 
achnften  dee  Oberpriestere  und  des  Oberkönige-  Der  Khalif 
ist  Papst  und  Kaiser  zugleich.  Religion  und  Recht,  Theo- 
logie und  JurispnideDz  werden  nicht  genügend  unterschieden. 
Die  G^^tesgelehrten  sind  auch  Rechtsgelehrte.  Der  Islam 
vertragt  sich  weit  eher  mit  der  Theokretie  als  das  Chrislen- 
thum.  ■> 

Die  moderne  Zeit  endlich  hut  eine  ofienbare  Abneigung 
gegen  die  theokratistihe  Statsform  und  g^en  Alles,  was  an 
dieselbe  erinnert.  Ihr  Streben  ist  vielmehr  der  humanen 
Statsordnung  zugewendet  Die  Beseitigung  aller  priesttir- 
lichen  Pursten thUmer,  mit  einziger  Ausnahme  der  pApst-  , 
lieben  .  r^ndesherrschaft  im  Kirchenstat ,  ist  ein  beredtes 
Zeugnis  dieser  Zütrichtung,'*  welcher  auch  jene  Ausnahme 
nicht  lange  mehr  wird  widerstehen  können. 

Die  theokra  tischen  Staten  zeigen  folgende  gemeinsame 
CharakterzUge: 

1.  Religion  und  Recht,  kirchliche  und  statliche  Institu- 
tionen und  Maximen  sind  in  ihnen  gemischte  und  zwar  in 
dem  Verhältnisz,  dasz  die  religiösen  Elemente  das  Ueber- 
gewicht  haben  über  die  politischeu. 

2.  Das  Princip  der  Autorität  ist  zu  übermensch- 
licher Erhabenheit  gesteigert.  Alles  bUi^erliche  und  öffent- 
liche Leben  ist  davon  abhängig.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach 
absolut.  Die  Unterthanen  stehen  mit  dem  Statshaujite 
nicht  in  einem  menschlichen  Verhfiltnisz ,  nicht  als  Söhne 
desselben  Vaterlandes,  oder  Genossen  desselben  Geschlechts 

■*  Ueber  einige  andere  theokrn tisireode  Staten  vgl.  Blunlticlil), 
Artikel  Ideokralie  im  dealachen  StaUwörterbucb ,  Bd.  V.  v.  Hohl,  Eu; 
cyclopädie  der  SialtwiBgensch.  g.  41. 

"  Selbet  die  VerrasaaDg  von  UoDteoegro,  die  vor  weiiif^u  Jalireii 
noch  io  den  Tlndika  ein  kriegeriach-priealcrJiche«  Oberhaupt  an  der 
HpltzH  batM,  ift  Beitlier  dareb  die  Treimuog  der  priesterlicheo  Wüide 
und    der   Regier uDgeholieit   den   ülirigeo    europ6i«cIien  Staten    näher   ge- 
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iiii'l  Volks.    Der ' Herrscher  erhebt  sich  über  sie  in  eiue  un- 
t-rreichbare  Höhe  und  wird  zum  allinftchtigen  Herrn. 

3.  Soweit  diese  göttliche  Autorit&t  als  abgeschlos- 
sene Offenbarung  einer  gßttiicben  Gesetzgebung 
sich  Tor  Zeiten  kund  gegeben  hat,  wie  bei  den  Juden  in 
dem  HosaischeD  Gesetz,  wie  bei  den  Mohammedanern  in 
dem  Koran,  begründet  sie  eine  feste,  aber  uuch  unrerftnder- 

'  liehe  Ordnung. 

Soweit  sie  dagegen  in  den  wechselnden  Schicksalen 
des  Völkerlebens  ober  die  Bedürfnisse  des  Augenblicks  ent- 
scheiden, wenn  sie  neue  Gebote  oder  Verbote  geben  soll, 
so  gibt  es  nur  zwei  Wege,  auf  denen  die  Stellrertreter  der 
göttlichen  Herrschaft  diesen  Willen  erfahren  können.  Ent- 
weder es  bestehen  äuszere  Einriebtungen,  die  dazu 
dienen,  den  Willen  Gottes  zu  erkunden;  oder  man  vertraut 
dfur  iuuern  Inspiration.  Wie  man  die  erstere  auch 
uusdenke,  ob  man  nach  Art  der  Chaldfter  in  den  Sternen 
lese,  oder  mit  den  Juden  auf  den  zündenden  Blick  der 
Sonne  warte,  ob  man  in  der  Weise  der  römischen  Auguren 
und  Haruspices  den  Flug  der  Vögel  deute  und  die  Einge- 
weide der  Opfertbiere  prüle,  oder  wie  die  Hellenen  die 
Orakel  befrage  oder  wie  die  Germanen  die  Lbose  schüttle 
und  werfe,  diese  Mittel  führen  unfehlbar  auf  die  Irrwege  des 
Aberglaubens  und  des  Trugs.  Der  zweite  Weg  aber  der 
inneru  Inspiration  ist  um  so  mehr  der  Selbsttäuschung  aus- 
gesetzt, je  weniger  der  Mensch  die  eigenen  Geisteskräfte 
anstrengt,  die  Gott  ihm  zur  Thfitigkeit  g^eben  hat,  je  pas- 
sirer  er  sich  verhält  und  je  leidenschaftlicher  er  sich  der 
erwarteten  göttlichen  Strömung  hingibt. 

Die  unentbehrlichen  menschlichen  Oi^ane  der  s  tät- 
lichen Willensbildung  sowohl  für  die  Gesetzgebung  als 
ß)r  die  Regierung  sind  also  in  der  Theokratie  sehr  unvoll- 
kommen au^ebildet  und  durchaus  unsicher. 

4,  üebermucbt  des  Priesterthuins,  das  sich  Gutt 
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iifther  glaubt,  über  die  weltlichen  Aemler.  Wenn  die  Priester 
die  obrigkeitlichen  Rechte  unmit^bsr  aosaben,  so  erscheint 
der  theokratische  Stat  als  offenbarer  Priesteretat;  wenn 
es  neben  ihm  eine  weltliche  Obrigkeit  gibt,  so  macht  sich 
die  priesterliche  Uebermacht  gewühnlich  im  Verborgenen 
geltend  und  es  ist  der  Stat  ein  latenter  Priesterstat. 

Da  aber  in  allem  Priesterthunie  etwas  Weibliches  ist, 
80  werden  in  dem  Priesterstat  die  weiblichen  Eigenschaften  ' 
den  männlichen  üttei^eontnet.  Das  männliche  SelbstgeRlhl 
und  die  meuschliche  Freiheit  kfVnoen  nicht  zur  Entwicklung 
lielangen.  Die  Zurilcksetzung  der  Laien  und  die  Hemmung 
ihres  Geistes  sind  von  der  Priesterherrsdiaft  uneertrennltch. 

5.  Grausamkeit  der  Strafrechtspfl^e  und  Hfirte 
der  Strafen.  In  äer  menschlichen  Gerechtigkeit  wird  der 
Zorn  Gottes  dai^esteilt;  die  fi^ie  Regung  des  individuellen 
Geistes  wird  als  Gottlosigkeit  verurtheilt,  auch  ein  geringes 
Vei^hen  wie  eine  Beleidigung  der  göttlichen  H^estflt 
schwer  geahndet. 

6.  Die  ganze  Erziehung  der  Jugend  und  des  Volks 
bleibt  in  den  Händen  der  Priesterschaft.  Die  Schule  und 
die  Bildung  sind  völlig  dienstbar  der  kirchlichen  Ldtung 
und  den  kirchlichen  Zwecken.  Alle  Wissenschaften,  Kflnste, 
Fertigkeiten  werden  nur  insofern  geschätzt  und  gepD^,  als 
sie  zu  religiösen  Zwecken  nützlich  sind;  im  ttbrigeu  aber 
mit  Mieztniuen  betruclilet  und  vernachläfsigt.  und  wenn  eine 
Gefuhr  für  die  hergebrachte  religiöse  Autorität  daraus  zu 
erwachsen  scheint,  unterdrückt  und  verfolgt. 

Wissenschaft  und  Kunst  haben  keinen  Werth  ftlr 
sich,  sondern  nur  für  die  Religion,  sie  sind  nicht  freie 
Schöpfungen  des  Menschengeistes,  sundern  Sklavinnen  der 
Kirche. 
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Siebentos  Gapit^ 

IL    Demokralieche  SutsformeL. 
Ä.  Ke  unmlltelbare  (anlike)  Deniokrstle. 

Die  Art,  wie  im  Alterthum  die  Demokratie  veretandeD 
wurde,  und  wie  sie  in  der  neuem  Zeit  anfgefaszt  wird,  ist 
sehr  verschieden.  Die  alten  Demokraten  gingen  von  dem 
State  aus,  und  suchten  die  Freiheit  Aller  in  der  politisch- 
gleichen Herrschaft  Aller.  Die  neuem  Demokraten  gehen 
von  der  individuellen  Freiheit  d^  Einzelnen  aus,  und 
suchen  möglichet  wenig  davon  abzugeben  an  das  Ganze, 
möglichst  wenig  zu  gehorchen.  Die  alte  Demokratie 
ferner  war  durchweg  eine  unmittelbare  Demokratie,  wenn 
auch  bald  in  absoluter  Form,  bald  ermäszigt;  die  neuere 
dagegen  ist  regelniäszig  eine  repräsentative  Demokratie. 
Ee  ist  einleuchtend,  daez  die  erstere  nur  in  einem  kleinen 
Statsgebiete  möglich,  diese  aber  tiuch  in  einem  grösEeren 
Volke  und  Lande  anwendbar  ist. 

Die  Griechen  vorzüglich,  in  eine  grosze  Zahl  kleiner 
S  taten  zersplittert,  suchten  uud  fonden  in  der  demokratischen 
Statsform  die  Befriedigung  ihrer  politischen  Anschauungs- 
weise. Es  ist  nicht  zu  läugnen,  selbst  die  alten  königlichen 
Staten  und  die  sogenannten  Aristokratien  der  Griechen  ha- 
ben, wenn  man  sie  mit  der  modernen  Monarchie  oder  mit 
der  römischen  Aristokratie  vet^leicht,  ein  demokratisches 
Etwas  an  sich,  wodurch  sie  sich  von  diesen  unterscheiden. 
Auch  ist  es  beachtenswerth ,  dasz  die  gröszten  Denker  unter 
den  hellenischen  Philosophen,  obwohl  sie  die  athenische 
absolute  Demokrade  keineswegs  gnnstig  beurtheilten,'  doch 
(las  Idesl  einer  gemässigten  Demokratie  festhielten  und  ror- 
zugsweise  diese  Stalsform  Politie  nannten. 

'  Darin  atiromen  Xciioplioii,  Platuii  uiid  Aristoteles  zuMmmeii. 
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Für  die  Einsicht  in  die  Natur  der  Dediokraüe  ist  kein 
SlHt  lehrreicher  als  der  athenische.  In  der  Verfassung  Athens 
erlangte  dieselbe  ihren  vonsequeoteeten  Ausdruck.  In  einem 
Umfong  wie  nie  seither  wieder,  übte  das  Volk  dort  selbst 
<lie  Herrschaft  aus.  Fast  alle  wichtigeren  StatsaDgel«gen-  . 
Iieiten  wurden  in  der  VolksvereammluDg  (imtl^a/a) 
verhandelt,  und  diese  trat  so  häufig  beinahe  wOcbentlieli 
einmal  auf  dem  Harkte  öffentlich  zusammen,  wie  es  nur 
erklärbar  wird,  wenn  man  bedenkt,  dusz  die  gewJihn- 
lichen  Berufsgeschäfte  und  Arbeiten  TOrzQglich  von  den  zahl- 
reichen Sklaven,  nicht  von  den  freien  Bürgern  betrieben 
wurden. 

In  der  Volksversammlung  hatte  der  vielköpfige  Demos 
eine  sichtbare  Darstellung  gefunden.  Sie  war  die  Vereini- 
gung aller  ehrbaren  atlieniechen  Bürger,  welche  schon  nach 
Vollendung  des  zwanzigsten  Altersjahres  daselbst  Zutritt  und 
Stimmrecht  erhielten.  In  ihr  Rlhlteii  sich  die  Athener  als 
die  Herren  des  Stats,  jeder  einzelne  als  ein  Theil  des  Sou- 
verains.  Das  charakteristische  Merkoi'al  der  demokraüscheu 
Verfassung,  dasz  die  Mehrheit  herrsche,  und  jeder  BUr^^er 
Antheil  an  der  obrigkeitlichen  &facht  habe,  war  hier  völlig 
auegebildet.  Jedem  stand  es  frei,  das  Wort  zu  ei^reifeii 
und  zu  dein  Volke  zu  sprechen.  Zu  Solons  Zeit  noch  gab 
das  erfahrene  Alter  einen  Vorzug,  aber  diese,  wie  die  übri- 
gen Beschränkungen  der  demokratischen  Gleichheit  wurden 
bald  lästig  gefunden  und  verworfen.  Dem  Sprechtalent  wurde 
freier  Spielraum  eröffnet,  und  die  Gewalt  der  Rede  elektri- 
sirte  und  h-nkte  die  Menge  schrankenlos.  Ein  GlUck  war 
CS,  weim  grosse  Statsmänner  wie  Perikles,  als  Redner  ihr 
Urtheil  bestimmten:  aber  häufiger  noch  bemächtigten  sich 
schlaue  und  ebi^eizige  Demagogen  der  GemUther,  und  in- 
dem sie  es  verstanden  die  Leidenschaften  der  Versammlung 
zu  erregen  und  ihrer  Selbstsucht  zu  schmeicheln,  regierten 
sie  die  Masse  wechselseitig.    Von  dieser  groszen  Wirkung 
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der  Rede  haben  wir  in  dem  modemen  Stat  keine  völlig  ent- 
sprechende Anschauung  mehr.  Sie  ei^ff  die  Zuhörer  niBBsen-  ' 
hafter  und  stärker  als  die  Presse  die  sserstreuten  Leser.  Der 
Eindruck  war  miioittel  barer  und  lebendiger.  IWe  Stimme 
des  Redners,  der  Glanz  der  Äugen,  die  Oebftrden  desselben 
erhfihten  die  Bedeutung  und  den  Nachdruck  seiner  Worte, 
und  die  erregte  Stimmung  der  lauschenden  and  ihrer  Macht 
bewusztan  Menge  gab  der  Verhandlung  einen  gewaltigeren 
Schwung.  Auch  die  mündlichen  Verhandlungen  und  Reden 
in  unsem  Parlamenten  haben  nicht  denselben  Grad  von 
Einflusz,  theits  weil  die  Versammlungen  selbst  viel  kleiner 
und  gewählter,  theils  weil  sie  beschränkter  in  ihrer  politi- 
schen Macht  sind, 

Die  Befugnisse  dieser  Versammlungen  waren  sehr  aus- 
gedehnt. Si6  umfeszten  das  ganze  Statsleben.  Solon  hatte 
dieselben  noch  beschränkt  auf  die  Wahlen  der  Magistrat«, 
die  Controle  der  Regiernng,  und  die  Berathung  über  die 
Gesetze.  Aber  im  Gefühl  seiner  Uebermacht  flberschritt  der 
Ton  den  Rednern  geführte  Depos  die  Schranken  der  Soloni- 
schen  Verfassung.  Die  Volksbeschl  Qsse '(W"]"^«,"«!«) 
wurden  eutscbeldend ,  und  der  Demos  beschlosz,  wie  ein. 
absoluter  Despot,  was  ihm  gefiel  auch  wider  die  Gesetze.'' 

Die  eigentliche  Gesetzgebung  stand  zwar  nicht  der  Volks- 
versammlung selbst,  sondern  den  Nomotheten  zu;  aber  auf 
die  Entscheidung  dieser  hatte  die  Verhandlung  und  Stimmung 
jener  einen  meistens  überwältigenden  Einflusz,  und  die  No- 
motheten waren  selber  nur  ein  zahlreicher,  im  einzelnen 
Falle  gewählter  Ausschiisz  der  Volksversammlung.  Dagegen 
entschied  die  Volksversammlung  selbst  die  wichtigsten  Re- 
gierungsgeschäfte. Sie  selber  hörte  die  Gesandten  anderer 
Staten  an,  ernannte  Gesandte,  berieth  und  bestimmte  die 
Instructionen   derselben.     Sie   beschlosz  Krieg  oder  Frieden, 

'  Vgl.  AHilüMfi.  Pol.  IV.  4,  4  u.  6. 
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ernaante  die  Feldherreo ,  r^elte  den  SoM  und  at^r  die  Art. 
der  Kriegsfilhruog.  Das  Schicksal  der  eroberten  Städte  und 
Lttnder  wurde  ron  ihr  oormirt.  Sie  veifitgte  Über  die  Aaf- 
nohme  und  Anerkennung  neuer  Götter,  Über  die  religiösen 
Feste,  über  neue  PriestertiiUiuer.  Sie  ertheilte  Bürgerrechte 
und  Privilegien.  Ueber  den  Znstand  der  Finanzen,  die  Ein- 
nahmen mtA  Ausgaben  der  Republik  muszte  ihr  in  jeder 
fVytanie  (zu  35  oder  36  Tagen  um)  Rechenschaft  abgelegt 
werden.  Von  ihr  wurden  die  Steuern  auferlegt,  die  ßchirm- 
'  gdder  der  Uetöken  bestimmt,  das  Ilünawesen  geordnet,  zu 
freiwilligen  Beitr&gen  aufgeforderte  Die  Bauten  der  Tempel 
lind  fiffentlichen  Gebäude,  der  Straszen,  Mauern  u.  a.  f.,  sowie 
«iie  wichtigen  Ausgaben  fitr  den  Schi&sbau  bedurften  ihrer 
Genehmigung  und  die  wesentlichen  Aufträge  dafür  gab  sie 
selber.  Sie  verwendete  die  Statsgelder  auch  zum  Privatver- 
gnügen der  einzelnen  Bürger,  indem  sie  diesen  den  Besuch 
iler  Theater  bezahlen  liesz.  Die  regelmäszige  Strafgerichts- 
h&rkeit  war  der  Volksversammlung  zwar  entzogen,  aber  in 
anszerordentlichen  Fällen,  insbesondere  wo  das  Gesetz  ein 
Verbrechen  nicht  vorgesehen  hatte,  oder  erschwerende  Um- 
stände auszergewöhn liehe  Maszregeln  zu  rechtfertigen  schie- 
nen, wurden  auch  Criminalktagen  vor  derselben  verhandelt 
und  von  ihr  die  Strafe  besümmt,  oft  auch  das  Schuldig 
ausgesproehen.  Die  Entartung,  welche  rasch  auf  die  BlUthe- 
zeit  der  Demokratie  folgte,  begünstigte  die  Hiszbrftuclie  dieser 
Volksjustiz. 

In  der  Volksversammlung  hatte  die  Uehrheit  der  an- 
wesenden Bürger  den  Entscheid.  Aber  selbst  in  Athen,  wo 
die  geistige  Bildung  auch  der  untern  Schichten  der  fireicn 
BOi^er  höher  stand,  als  seither  in  irgend  einem  Lande,  unter  ' 
einem  Volke,  welches  die  Tragödien  von  Aeschylos  und 
Sopholiles  zu  würdigen  wuszte,  vor  welchem  die  Reden  des 
Demoslhenes  gehalten  wurden,  selbst  in  Athen,  wo  durch 
Handel  und  Herrschaft  sich  grosze  Reichthllmer  aafhänften 
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und  teichiieher  Verdienet  jede^Ärbeit  lohnte,  war  die  Mehr- 
heit unßthig,  den  Vedockungen  der  Demagogen  zu  wider- 
stehen, und  ungen^gt,  eine  gerechte  Herrschaft  zu  Oben. 
Die  Minderheit  der  edleren  und  der  reicheren  Bürger  wurde 
auch  von  dieser  Mehrheit  gedrückt  and  miszhandelt,  und 
Xenophon  konnte  es,  im  Hinblick  auf  seine  Vaterstadt 
Athen,  als  eine  nothwendige  Consequenz  der  Demokratie 
erklären,  „dasz  in  ihr  das  Looa  der  Schlechten  besser  sei 
als  das  der  Guten."  ^ 

Die  Allmacht  der  Volksversammlung  sollte  freilich  nach 
der  Solonischen  Verfassung  durch  den  Rath  zum  Theil  be- 
sclirönkt,  zum  Theil  geleitet  werden.  Den  Rath  selber  hatte 
Selon  auf  die  aristokrftische  Ordnung  des  Vc^kes  nach  den 
vier  St&mmen  baslrt,  und  indem  er  die  Borger  je  nach  ihrem 
Vermögen  in  vier  Classen  tjieilte,  und  den  oberen  und 
reicheren  Classen  schwerere  Pflichten  und  höhere  Rechte  im 
State  anwies,  auch  dem  Vermögen  und  der  Bildung  im  Rathe 
das  Uebei^ewicht  über  die  niedere  Menge  sn  sichern  gesacht 
Allran  auch  den  Rath  nahm  seit  Klisthenes  (510  v.  Chr.)  die 
Menge  ganz  und  gar  fOr  sich  in  Anspruch.  Der  Rath  dar 
500  war  selber  eine  kleine  Volksversammlung,  ohne  Rück- 
sicht auf  Vermögen  und  Bildung  aus  der  gleichen  Menge 
der  Bürger  hervorgegnngen ,  nicht  einmal  durch  die  Wahl 
auserlesen,  sondern  durch  das  Loos  zusammengewürfelt,  und 
eben  so  durch  das  Loos  in  zehn  Boresux  (Prytanieu)  von 
je  50  R&then  vertheilt,  wel(^e  alle  36  Tage  in  der  Leitung 
der  Geschäfte  wechselten.  Von  einer  selbständigen  Autorität 
eines  derartigen  Rathes  der  Menge  gegenüber,  aus  welcher 

'  Xenoplion  über  den  Slat  der  Athener.  1.  1.  Ebeoda  (II.  19.)  v«r- 
Biehert  er,  „das  Volk  der  Athener  wisae  recht  wolil  zu  unterscheiden  zwtacheu 
guten  und  sehlechten  Bürgern.  Aber  ee  ziehe  die  6chlechlen  vor,  die  ihm 
ZD  WUIen  seien  und  buse  die  Qnlenj  denn  es  sei  flbenengC,  dasi  die 
Tugend  Einzelner  nicht  zam  Wohl  der  Menge,  sondern  eu  ihrena  Schaden 
in  der  Well  «ei,  und  ihneu  liege  nichts  daran,  dasi  der  8rat  wohlgeordnet 
sei,   sondern  daran  nur,   dow   die  Menge  frei  und  Henwlier  m'.."   (I.  8.) 
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er  wie  <)er  auf  die  Höhe  ^riebene  Schaum  des  Champag- 
ners wechselnd  emporstieg,  und  in  welcher  er  wieder  naeh 
kurzer  Frist  sich  auflöste,  konnte  keine  Rede  mehr  sein. 
Er  diente  blosz  dazu,  die  auszere  Besetzung  und  Einleitung 
der  Geschäfte  der  Menge  zu  erleichtem,  und  die  Selbstregie- 
ruog  dieser  möglich  zu  machen. 

Die  Archonten,  in  älterer  Zeit  hohe  Magistrate,  ur- 
sprünglich Enpatriden,  nach  der  Solonischen  Verfassnm>  ans 
der  Classe  der  Reichsten  (der  Pentakosiomedimnen)  gewählt, 
wurden,  als  einmal  die  Demokratie  zu  ft^er  Entfaltung  ge- 
langt war,  durch  das  Loos  bestellt,  zu  welchem  jeder  BOi^ier 
rmn,  ohne  dasz  ferner  auf  Geburt  oder  Vermögen  oder  Bil- 
dung geachtet  wurde,  zugelassen  wurde,  und  sanken  herab 
KU  bloezen  Dienern  des  Demos  und  machtlosen  Vorsitzern 
der  zahlreichen  Gerichtshöfe.  Diese  selber  waren  wieder 
ganz  demokratisch  bestellt,  und  wiederuin  ^ne  Art  ron 
Volksversammlung.  Nicht  weniger  als  6000  Geschwome 
nahmen  an  den  Gerichtsverhandlungen  Theil,  nnd  je  nach 
der  Wichtigkeit  der  Processe  urtheilten  Hunderte  oder  Tau- 
sende von  Geschworenen.  Die  Sucht  der  Mtissen ,  an  dem 
Solde  und  an  der  Autorität  der  Richter  Theil  zu  nehmen, 
von  Aristophanes  in  den  Wespen  gegeiszelt,  ward  zu 
einer  chronischen  Krankheit  Athens,  und  auf  diesem  Boden 
ging  das  schändliche  Gewerbe  der  S^kophanten  wuchernd 
auf.  Derlei  Volksgericbte  betrachteten  sich  mehr  als  Be- 
sclitktzer  und  Förderer  der  Volksherrachaft ,  und  kUmmerteii 
sich  mehr  um  politische  Parteikämpfe  und  Parteiinteressen, 
als  um  die  Handhabung  des  unparteiischen  Rechts.  Sie 
wurden  so  zu  dem  Tummelplatze  der  öffentlichen  und  Pri- 
vstleidenschaften;  die  Bestechlichkeit  der  S^kophanten  und 
der  Richter  selbst  nahm  Überhand ,  und  in  Form  Rechtens 
wurde  die  äuszerste  Willkür  und  Despotie  der  Menge  geobt.  * 

'  Ueber  die  Verfftsauiig  Atbeüa  ist  voriüglicb  d«i  trcITliche  Buch  von 
K,  Fr.  HentDaiiii.  Oriech.  Slatealterlhüiner,  tu  Tergleidieu. 
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Achtffl  CapiteL 

Beiirdieiluog  der  iinmittelbnreu  Demokratie. 

In  der  b^abten  Natiir  der  Athener  und  in  der  glänzen- 
den Oeschichte  ihr^  Stadt  spiegeln  sich  die  EigenthUinlich- 
keiten,  die  Vorzüge  und  Gebreclien  der  unmittelbaren  De-' 
inokratie  fUr  alle  Zeiten  ab. 

Die  Demokratie  Hebt  die  Freiheit  mehr  als  die  Auto- 
rität Die  Freiheitsliebe  der  Athener  hat  vornehmlich  die 
reiche  Entibltiing  der  ewig-jungen  und  ewig>6ch(tnen  Werke 
iu  Kunst  uitd  Wissenschaft  hervoi^bracht,  welche  die  Be- 
wund»*ung  der  Nachwelt  erhalt  und  verdient.  Aber  die 
demokratische  Freiheit  Aller  wird  zugleich  als  Herrschaft 
der  Mehrheit  verslanden.  Die  Bürgerschaft  will  in 
Person,  d.  h.  durch  grosze  Volksversammlungen  den  Stat 
regieren.  Diese  hinwieder  sind  nur  mflglich  in  kleinen  Sta- 
te«, und  bei  füoem  Volke,  welches  Musze  hat  sich  mit  Stats- 
geechäflen  i'egelmAseig  zu  befassen ,  also  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung, dasz  entweder  die  Lebensverhältnisse  des  Volkes 
ftuszerst  einfach  und  die  Statsgesch&fte  gering  sind,  wie  der- 
gleichen etwa  in  den  Gemeinden  abgeschlossener  Bei^thftler 
vorkommt,  oder  dasz  die  Masse  der  JflgUchen  Arbeit  von 
Personen  besorgt  wird,  welche  nicht  zur  Bürgerschaft  ge- 
hören. Bei  einem  gebildeten  Volke  ist  daher  die  reine  De- 
mokratie Aller  immer  eine  Unwahrheit,  indem  ihre  Existenz 
eine  dienende,  unfreie  Bevölkerung  voraussetzt. 

In  diesen  groszen  Volksversammlungen  aber  entwickelt 
sich  leicht  ein  Gefühl  von  unbeschrankter  Macht,  welches 
hinwieder  des  Volk  zu  Miszgrifien  jeder  Art  verleitet,  und 
leicht  launische  Willkür  an  die  Stelle  des  Rechtes  setzt 
Der  Einzelne  fHr  sich  ein  ehrbarer  und  besonnener  Man», 
wird  in  der  Versammlung  als  unbemerktes  Glied  einer  zahl- 
reichen  und  imposanten   Menge  von   dem  Geiste   und  den 
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LeideiischafteD  der  Muse  ergriffen,  und  ta  WillenaAnoe- 
rangen  fortgerissen,  die  er  kurz  Torher  noch  des  bestiinm- 
testen  verworfen  hat  Ist  einmal  durch  die  Redner,  welche, 
um  Eindruck  zu  machen ,  genCthigt  sind  auch  die  Saiten  der 
Tolkslädenseh&ften  anzuspielen,  die  Stimmung  der  Menge 
wie  ein  brausender  Strom  ia  Bewegung  gesetzt,  so  halt 
selbst  die  Scham  das  Volk  nicht  zarflck,  alle  wlderstret»Mi> 
den  Schranken  za  durchbrechen  nnd  mamloa  zu  Dberflutben.  < 
Soll  die  reine  Demokratie  daher  eine  gute  Verftissong 
sein,  so  musz  die  BOrgersehaift  in  ihrer  Hehrfieit  politisch 
r&hig  nnd  tOchtig,  d.  b.  die  Einsicht  der  Menge  muss 
ansgezeiohnet  und  ihr  Charakter  rortrefflich  sein.  Es  ist 
aber  Immerhin  eaae  sehr  bedenkliche  Erfahmng  fBr  diese 
Statsform,  dasz  selbst  in  Athen,  unter  einem  geistig  so  hoch- 
gebildeten Volke,  dessen  Clmrakt^  sich  YorzDglich  im  Un- 
glQck  und  in  der  Gefahr  grosz  zeigte,  somit  eine  ausgezeich- 
nete Anlage  hatte,  die  reine  Demokratie  sidi  nur  wtthrencl 
ganz  kurzer  Zeit  vor  der  Entartung  nnd  dem  VerMl  be- 
wahrte. Ja  selbst  in  der  Periode  ihrer  höchsten  BlQthe  und 
Herrlichkeit  beruhte  ihre  Grösze  roraehmlich  darauf,  daai 
das  Volk  nicht  seinen  Willen  selber  bestiiiKnte,  sondern 
der  AntoritOt  und  Leitung  eines  groezm  Statsmannea  völlig 
vertraute ,    dasz    Einer    die    Menge    feetisch    beherrschte. 

■  Bdin.  Barke  iprldtt  duMbÖsau:  ,Wo  die  Autorität  d«s  Volk« 
abenlat  und  unbeachrKnbt  Ist,  d&  bat  das  Volk  euch  ein  nnendlich  p4- 
azeres,  weil  ein  besaer  gegründetes  Vertrsneo  auf  aejne  Macht.  Ee  ist 
aelbat,  bei  groeMD  HamregelD,  aein  eigenes  Werkieng,  w8br«iid  ds 
FBrat  obne  die  Httlfe  Anderer  nidita  (hon  kann.  Es  i«t  drao  OegenaUnda 
■einer  Herrschafi  uäher.  Daher  ateht  es. weniger  unter  der  Teraotwort- 
lichkeit  jener  grosien  controlirenden  Macht  anf  Erden,  dem  UrHieil  des 
guten  Rufea  und  der  Ehre.  Die  Fnrcht  vor  der  Schande,  an  welcher 
Jede«  Indivtdann ,  wenn  ea  alch  nm  öBaDthebe  Dinge  handelt,  Theil  hat, 
ist  fUr  daa  Volk  oar  gering,  indem  die  Selhat&udigkeit  der  üOeatlicbeo 
Meinung  in  einem  umgekehrten  Verhältiiisi  tu  der  Zahl  derer  steht, 
wekhe  die  Macht  miaibraucben.  Eine  vollendete  Demokraiie  ist  daher 
daa  schaniloaeate  Ding  auf  der  Welt." 
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Thnkydidea^  sogt  von  den  Zeiten  des  Periblee:  «Den  Worten 
nach  war  Athen  eine  Demokrttde ,  in  der  'Wirklichkeit  aber 
war  der  Btat  anter  der  Herrschaft  des  Ersten  tfannes." 

Die  Tagend  der  Uenge,  wenn  me  den  berauschenden 
Weio  der  Macht  getrunken,  hält  nicht  Stand.  So  lange  noch 
die  religiöse  Scheu  ror  der  Gerechtigkeit  Gottes  l^endig'ist 
in  ihrem  Herzen,  so  lange  noch  die  Sitte  and  das  Gesets 
sie  in  Schranken  hftlt,  und  die  Achtung  ror  der  Überlege- 
nen Aat(Hntät  der  Besten  waltet,  so  lange  allerdings  kann 
such  die  demokrstisohe  Forin  der  Herrschaft  bestehen,  und 
ee  ist  nidit  zu  verkennen,  daez  dann  auch  die  Hasse  dw 
Individuen  des  doiiokratischen  Volkes  durch  die  Bescb&fti- 
gung  mit  den  Öffeatlichen  Angelegenheiten  gehoben  wirdf 
und  sich  T<ff  den  BUi^em  anderer  Stat«!  durch  eine  reichere 
nnd  selbstbewnaztere  Entwicklung  ihrer  Anlagen  ausiMchnet. 
Jeder  Einzelne  mosz,  weil  er  Thell  an  der  gemeinsame» 
Hensehftft  hat,  seine  Blicke  Über  die  enge  Grenze  seines 
Berufes  hinaus  richten,  er  wird  vertrauter  mit  den  grosien 
Gesetzen  der  Geschichte,  und  dem  Gesanimtleben  der  Völker. 
Seine  poetischen  Fähigkeiten  werden  au^ebildeter ,  seiiH 
Kffifte  geste^^ert,  und  im  Verkehr  mit  denselben  Classeu 
anders  regierter  Volker  xetgt  er  sich  in  manchen  Dingen 
diesen  überlegen.  Aber  bald  IKbeI  jene  Scheu  and  Aehtong 
nach,  und  es  nimmt  sugleich,  da  die  wohltbatige  Zweih^t 
der  andern  Btatsformen,  d»  Regent  und  die  Regierten,  hier 
fehlt,  das  Gefühl  einer  ftuszerlich  sieht  beschrttoktea  Macht 
und  der  lliäzbraach  derselben  überhand.  Dann  kommen  die 
schlechten  Eigenschaften  in  der  Hasse  zu  lUgelkwer  Ent- 
faltung, und  gerade  die  bessere  nnd  edlere  Uinderbeit,  deren 
Dasein  schon  die  niedrige  Henge  wie  einen  Vorwurf  anfän- 
det, und  wie  einen  Protest  g^en  ihre  Herrschaft  betrachtet, 
wird  nun  beneidet,  gehaszt  und  nnlerdrQckt.    Ue1>ermuth, 

'  Tlnüt^iid.  II.  6S. 
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IjMDtenhafUgkeit,  Mmzlti^gkelt,  die  Sncht  «i  häufiger  und 
eitler  Neuerung,  Willktlr,  Rohheit  wiicbeni  in  dem  Damoa 
empor,  und  je  weniger  er  in  Wahrheit  «eh  selbst  behArrselit, 
desto  drUckeuder  wird  setne  Herrschaft  über  andwe.  E» 
bilden  ekh  Parteien,  in  welchen  der  Hasz  gegen  einander 
sUiVker  ist  als  die  Liebe  zu  dem  gem^Dsamen  Taterlande, 
and  welche  dieses  zerfleischen,  indem  sie  einander  «of  Tod 
und  Leben  bekOmpfm.  Der  Stat  verAllt  in  wechselnde 
Schwankungen  voller  Unsicherheit  nod  Geftthr,  und  geht  in 
dem  Uebermasz  der  Bewegliehkeit  zu  Gmnde.  So  war  die 
Blütbezeit  der  atb^iischen  Demokratie  zwar  überaus  glte- 
zeod,  aber  sehr  kurz,  und  ein  langer  Ver&U,  ron  dem  sieh 
der  Stat  nicht  wieder  erholte,  folgte  ihr  anf  dem  Fuaze  nadi.* 
Eine  charakteristische  Eigenschaft  jeder  Demokratie  ist 
tfie  Vorliebe  fllr  das  Piincip  der  Gleichheit  In  Athen 
wnrde  die  politische  Gleichheit  der  Bdi^er  in  ihrer  Einsei- 
tigküt  so  eousequent  an^ebildet,  wie  in  den  neaeren  Demo- 
kratien  nirgend«  mehr.  Wo  es  ii^nd  möglich  schien,  ban- 
ddte  die  Uasse  der  glichen  Bürger  selbst,  denn  die  Reprtl- 
sentetion  durch  einzelne  AuserwAhlte  begründet  schon  eioMi 
Vorzug  und.  Vorrang  dieser.  Wo  aber  dennoch  einzelne 
Beamte  oder  Räthe  bestellt  werden  maszten,  da  zogen  die 
Athener  in  der  Regel  der  unterscheidenden  und  die  flu*  besser 
geachteten  Hftnner  auBsoodemden  Wahl  das  blinde  Loos 
vor,  welches  unbekümmert  um  die  höhere  Einsicht  und  Tu- 
gend Einzelner  in  die  gleiche  Masse  grdft  und  bald  diesen 
bald  jenen  hervorzieht,  und  damit  nicht  etwa  der  Vortag 
des  Amtes,  weun  es  andaare,  doch  wieder  die  Beamten 
aber  die  Uenge  erhebe,  begegneten  sie  dieser  Oefohr  dnroh 
häufigen  Wechsel  der  geJoosten  Wurdeträger.'     Schon   die 

'  Di«  älM)ip«riode  b^nnt  mit  KUaÜieDea  MO  t.  Chr.,  woldier  id- 
erat  die  i«ine  DeiDokratie  einführte,  und  endigt  aebon  mit  dem  TOde  des 
Periklea  128,  hat  aico  nor  etwa  82  Jahre  gedauert. 

'  V^l,  Ari«tot  Pol.  VI.  1,  8. 


nigiii^ayGoogle 


Achlea  Capltel.    Beiirthrilung  dvr  unmittelbaren  Demokratie.    -309 

Existenz  von  Beamten,  die  Gehorsam  fordern,  iat  dem  demo- 
kroüschen  Grandsatiie  der  Gleichheit  aller  Bflrger  suwider; 
encheint  dieselbe  unentbehrlich  nnd  imyermeidlicb ,  so  soll 
daher  diese  Art  der  Ungleichheit  durch  das  Looe  und  den 
WechTCl  gemildert  werden.  Die  Oleicbheit  n&mlich,  Hat 
welcher  die  Demokratie  berolit,  Ist  die  Gleichheit  der 
Zahl.  Ihr  Aoednick  ist  nicht:  „Jedem  nach  seinen 
Verh&ltnissen,"  sondern:  „Einer  wie  der  andere."" 

Eine  andere  Oonsequenz  dieser  demokratischen  Rechts- 
gleichheit let  derOBtracisnius,  bei  den  Griechen  in  ofTtiner, 
(heflweiM  sogar  ehrenvoller  Form  ausgebildet,  in  den  nenem 
Demokratien  nicht  formel  anerkannt,  aber  von  Zeit  zu  Zeit 
Ihats&chlich ,  und  dann  zuweilen  such  in  schmählicher  Weise 
geobt.  Jede  YerTassung  musz,  wenn  sie  bestehen  soll,  die 
mit  ihrem  Bestand  unrertrAglichen  Elemente  ausstoszen 
können.  Insofern  ist  die  reine  Demokratie  nicht  zu  tadeln, 
wenn  sie  einzelne  Bürger,  welche  durch  ihre  persönliche 
Deberlegenheil  die  allgemeine  Gleichheit  geßi.hrden ,  ver- 
Itannt,  wie  die  Athener  ihre  ersten  Mttnner  nnd  Wohlthfiter 
verwiesen  haben.  Aber  es  ist  ein  bedenkliches  Zeugnisz  fUr 
den  Werth  der  demokratischen  Statsforni ,  dasz  sie  eher  noch 
die  Schlechtigkeit  der  Massen,  als  die  hervorragende  GrÖsze 
einzelner  Individuen  erträgt. 

Fassen  wir  das  Resultat  dieser  Untersuchung  zusammen. 
Die  unmittelbare  Demokratie,  wie  sie  vorzDglich  in  den 
griechischen  Staten  erschienen  ist,  ist  eine  zunächst  nur  ftlr 
kleine,  und  vorzuglich  itlr  einfache  und  gleichmAszig  in  alter 
frommer  Sit4e  verharrende,  Ackerbau  oder  Viehzucht  trei- 
bende Völkerschaften  geeignete,*  fQr   höhere  Culturvölker 

*  Arislotele«  bezeichnet  den  Grgenutz  Pol.  V.  1,  7.  und  VI.  1,  6. 
nW  A«v  »a^  aft^uör  dlXä  fiij  aar   A^iav." 

*  AriBtotele'a  Pol.  VI.  2,  1  ff.  führt  diesen  Oeduken,  welcher  io 
ärleclienland  »cfaOD  nnd  spüter  in  derSchweiE  durch  die  lürrfthruag- 
t>ewiUirt  wnrde,  näher  aus. 


n,g,i,™3yG00<^lc 


310  THrtM  Buch.    Die  ateMomen. 

nnd  reichere  Lebenererfaftltuitae  at>er  momentan  -switr  an- 
regende,  alier  in  kurzein  verderblJcbe  uod  ungenogende 
Statsfonn.  Uni«-  der  »«tern  Voraaasetning  ersdMint  aie 
sowohl  natarlicher  als  gemfisägter,  iiDter  der  letiterwi  da^ 
gegen  zur  (JebertreitmBg  und  .  ficbrankeDlMigkeit  geoogt. 
Die  Freiheit,  welche  «e  rer^ricbt,  wird  dann  Mclit  au  e«- 
gerechter  BedrUekung  gerade  der  edleren  Elemente,  nhd  »a 
roher  Herrachsiicht  und  ^gelloeigkeit  der  Uaige,  und  die 
Gleichheit,  auf  welcher  sie  beruht,  ist,  sobald  das  entwickel- 
tere Leben  seine  G^ensfitze  und  Unterschiede  hervorge' 
bracht  bat,  eine  aogenfttUige  Lttge  uud  das  entsehiedeBSte 
Unrecht.'  ' 


Neuntes  GapiteL 

B.  Die  reprlBenUtite  (moderne}  DemokrtUe. 

.  Die  unmittelbare  Demokratie  hat  sich  nur  gaoE 
HDsnabmsweise  aach  in  der  modernen  Welt  erttalten,  unter 
besonders  günstigen  VerhäUoissen ,  und  Uberdem  in  Vergleich 
mit  der  athenischen  Form  sehr  gemftszigt  und  gemildert^  so 
Torzüglich  in  den  Bei^kantonen  äer  Schweiz,  wo  noch  all- 
jährlich die  Laodsgem«irHle  aller  freien  MAnner  susammeu- 
tritt,  und  die  obersten  Aemter  und  Worden  der  scblichtea 
Bepublik  gewöhnlich  ans  den  angeaeheasteo  Familien  des 
Landes,  durch  jubelndes  Handmehr  besetzt,  und  die  Gesetze 
sanctionirt,  die  von  den  R&then  vorbereitet  sind.  Diese  eiq- 
facheo  tod  der  Strömung  des  europäischen  Lebens  liis  auf 
unsere  Zeit  wenig  berührten  Demokratien  sind  in  der  That 
durch  ihr  mehr  als  fDnfhuadertjähriges  Alter,  durch  äoean 

'  Sehr  wahr  sagt  Cicero  d«  Eep.  1.  26:  „<juum  omni«  per  popalnm 
gciunlnr  quainvis  jastuin  atqu«  moderatum ,  Urnen  arfMohiil«  «il  iwtjfg, 
quum  hkbeat  hkJIw  gradta  dignitatit.'' 
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stOonlicben  Zogen  reiche,'  äiu-  seltea  durch  GewaltthtUen  be- 
fleckte Geschichte  und  durch  die  Öewahrai^  schlichter  Sitteo 
«od  eines  friedlichen  und  glücklichen  Daseins  ehrwürdig. 
Aber  selbst  da  ist  in  neuerer  Zeil  die.  Richtung,  diese  De- 
mokratie in  äne  repräsentative  umzuwandeln,  dinge- 
•chlagen  worden,  und  die  Demokratien  der  übrigen  schwei- 
xetischen  Kantone,  wie  die  der  Vereinigten  Staten 
Ten  Nordamerika  haben  alle  einen  repräsentativen  Cha- 
ntktw.  Wo  beut  zu  Tage  demokratische  Parteien  eich  regen, 
Btceben  sie  fast  Überall  der  repräsentatiTen  Form  der  Demo- 
kratie als  ihrem  Ideale  nach.  Auch  das  demokratisch  be- 
wegte Frankreich  der-Jahre  1793  und  1848  hatte  diese 
VerTassung  gewählt  Uan  darf  daher  wohl  die  repr&sen- 
tattv«  Deni(^ratie  für  die  moderne  Form  dieser  Art  des 
States  erklären. 

1.  Die  moderne  Demokratie  hat  durcbw^  eine  brei- 
tere Grundlage  als  die  antike,  gerade  dessbalb  aber  autth 
mehrere  Stufen  der  Ausübung  politisofaer  Rechte.  Der 
vierte  Stand  war  im  Alterthum  :  gewöhnlich  eine  Sklaven- 
bevöLkräuug,  in  neuerer  Zeit  aber  wird  auch  er  su  dem 
d^nokratisohen  Volke  gerechnet.  Ana  gleichem  Grunde  kann 
auch  unmöglich  jeder  für  gleich  fähig  angesehen  werden, 
die  Siategeschäfte  zu  beatmen-,  und  wenn  auch  allen  Btlr- 
gerb  aller  Clas'sen  in  der  repräsentativen  Demokratie  der 
Zutritt  zn  den  Wttrden  und  Aemtern  des  States  eröfiiiet 
wird,  80  ist  doch  das  Loos  als  ein  Mittet  die  Einzelnen  zu 
WQl-detr^ero  und  Beamten  zu  bezeichnen.  Überall  ver- 
worfen, und  die  aristokratische  Form  derWahl  all- 
gemein eingeführt  worden.  Ich  tage,  nach  dem  Vorbild  der 
Alten,  mit  Absicht;  die  „aristokratische"  Form  der  Wahl, 
denn  sie  setzt  die  Unterscheidung  und  den  Vorzug  der  Bessern 
und  Ffthigem  vor  der  Menge,  d.  h.  die  Ungleichheit  voraus. 
Es  ist  somit  die  repräsentative  Demokratie  immer  ermäszigt 
durch  das  aristokratische  Element   einer  auserwählten 
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Minderheit,  durch  eine  Wah.liiri6(ukr«tie, '' welche 
tvfar  das  Volk  als  das  hfthere  und  herrschende  Bserkennt, 
abef  in  der  R^el  doch  iii  deesea  Nameo  über  die  Menge 
die  Herrschaft  ausübt 

Eine  andere  Aristokratie  dagegen,  als  «fiese  dnreh.weeli^ 
selnde  Wahlen  aus  dem  gleichberechtigten  Volke  hervw* 
gezogene  Minderheit,  wird  in  keinem  dieser  Stateii  mehr 
anerkannt.  Die  Patrieiate -in  den  schweizerischen 
Kautonen  Bern,  Freiburg,  Solothnrn  und  Lncern. 
welche  in  den  letzten  Jahrhanderten  einen  ahgesohloaseBen 
und  erblicbeo  Herrscherstand  bildeten ,  sind  seit  der  helreti- 
sehen  Revolntion  von  179S  ihrer  Vorrechte  entkleidet  und 
aufgdöst  worden.  Den  StadtbUrgern,  welche  in  (Utdem 
Kantonen,  i»  Züricli,  Basel,  ßchafCbausen  mtherldn 
ebenso  als  abgeschlossene  Corporaüon  die  80urM»inei>  Reckte 
der  St&dte  Itber  die  groszentheils  erkauften  Herrschallen  und 
Mnnicipalstädte  der  Landschaften  ausllbten,  sind  von  dem 
nftmlichen  Zeitpunkte  an  die  La  n  d  b  U  rger  als  gleich- 
berechtigte SlatsbDiger  zur  Seite  getreten.  Diese  büderiei 
Erolutionen  waren  durch  veränderte  Verhültnisse  nicht  min- 
der als  durch  reränderte  Rechlsbegrifife  gerechtfertigt.''* 

In  Nordamerika  hatten  schon  die  ersten  europäischen 
Pflanzungen  einen  demokratischen  Charakter.  Die  wenigen 
vereinzelten  Individuen ,  welche  zum  englischen  Adel  gebor- 
ten, kamen  nicht  in  Betracht  neben  der  Masse  der  bOrger- 
lichen  und  bäuerlichen  Einwanderer,  welche  sich  in  den 
weiten  Ländern  niederlieszen  und  Eigenthum  erwarben.  Eine 
demokratische  Gemeindeverfossung  und  Gemeindefteiheit  war 
die  Grundlage  der  politischen  Institutionen  der  neuen  Stateo. 

■  Vgl.  K.  8.  Zacharia  XI  Bbchw  vom  State.  Baeh  IE  Abtii.  3. 

'  Uedistionsacte  von  1803.  .\X.  3:  „[l  n'j  m  plus  cd  Baute  ni 
paj's  Bujet«,  ni  privilegea  de  lieuz,  de  naiaaauce,  de  perioniie«  ou  de 
ramilles."  Bluntichli  tchwciierisches  Bundeereclil  I.  S.  471.  Buadea- 
verf.  von  1846.  §.  4. 
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Milr  in  den  •Udlietiai  Oolonien  ward  dnrcb  die  Einnibrunf 
4er  N«{ter  ^n  0«genmtz  dw  Rassen  begründet,  diese  aber 
als  Sklaven  von  allen  polilücben  Rechten  auegeschlossen. 
Ihe  Gegensätze  des  Reichthunis  und  der  Armuth,  der  Bildnng 
und  der  Unbildung  wurden  in  der  Folge  freilieh  auch  sicht- 
bar, aber  sie  wurden  durch  fatuflgen  Wechsel  in  den  Fami- 
lien nnd  Persoaen  durcheinander  gewttrfelt.  Di«  Oleiehh^t 
der  Verhiltnisse  bKeb  bisher  ein  TOrberrscheuder  Oharakter- 
ing  des  Volks.  Indessen  legteu  die  reinsten  Republihtuier 
wie  Wasbingtcm  fortwAhreod  einen  hoben  Werth  auf  die 
Hägenechaflen  eise«  Oentleman,  wenn  es  skb  um  Besetzung 
der  Aeniter  handelte,  «ad  nahmeu  so  faetlsche  Rücksicht  auf 
die  naWrlichen  aristokratischen  Elemente  der  modernen  Welt' 

In  dem  demokratisoben  Frankreich  hatten  sowohl 
die  von  Alters  ber  ttberlieferten , .  als  die  neu  entstandeara 
aristokratischen  Beelandtheile  und  Blldangen  der  Nation  dem 
Hasse  der  Reroletion  und  der  in  den  Sitten  weniger  als. in 
den  B^riffeu  des  franaösischeo  Volkes  allgewaltigen  Gleäefa- 
hratsidee  weichen  massen. 

2.  BänMloe  wichtige  Dinge  werden  indessen  aatA  in 
der  reprfisentatiren  DenxAratie  gewöhnlich  nicht  an  die 
Repräsentanten  des  Volkes  Übertragen,  sondern  bleiben  der 
unmittelbaren  Thfttigkeit  der  Bürgerschaft  selbst 
vorbehalten.    Dahin  gehören: 

1)  die  Abstimmung  Ober  Verfassungsgesetze.  In 
der  Schweiz  ist  der  Grundsatz,  dasz  Verftwsuiig^esetze  der 
Zustimmung  der  Mehrheit  aller  Bürger  bedDrfen,  seit  dem 
Jahr  1830  uemlich  aUgonein  anerkannt,  wobei  Übrigens 
nach  der  richtigen  Rechnung  die  BUi^per,  welche  sich  der 
Abstimmung    enthalten ,    nicht    gezählt    werden.  *     In    den 

*  ToqntiriUe  de  I«  (Umocralie  an  AmMqne.  tarn.  [. 

'  Verfawug  von  Zärich  $.  93:  „Wiid  der  TondilBg  (eiow  Vcrfw- 
RUDgailiidcraDg  nach  wMerholtar  Barkthnng  dnrcb  den  groaien  R«th)  bu- 
genoomteD.,  «o  iit  du  dieaifkllige  Geaelz  nocH  der  getaaimteii  Uürgenckaft 
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bordamerikanischen  Repabltken  dagegen  kommt  tnOtlt 
der  Abstiairaiing  dnrch  die  gsme  BfirgersChaft,  waeb  die 
Abetimmanp  durch  eine  zu  diesem  Behar  gewählte,  besonden 
zahlreiche  Reprttsentation  derselben  (VeiiassnDgaiatb)  ror; 

2)  mweilen  auch  die  Abatiininnng  aber  aDdere  G«- 
setze,  entweder  in  der  positiven  ¥orm  der  Ssnetion, 
so  dasz  dieselben  erst  durch  die  AniMhme  roti  Sehe  der 
Bflrgersohaft  OUltigikeit  erlangen,  oder  in  der  negatiren 
Form  des  Veto,  so  dasz  der  BdrgersebaA  die  Befagnisz  wi- 
•teht,  d^  TOn  dem  reprSaentaÜTeD  Körper  be«chl08aeoea 
€)esetzen  durch  ihre  Mnqnrache  die  Oalligkeit  za  vetMgea 
Wo  die  letztere  Form  gilt,  da  werden  nur  die  Temainttidw 
Bürger  gezfthlt,  and  ist  das  Geseta  verworfen,  wenii  ihre 
Zahl  die  H&lfte  der  GesammtbäTgersohaft  Oberstdgt.  Nach 
dar  ersteren  Form  werden  nur  die  abstimmenden  Btti^er 
gerechnet,  und  die  Mehrheit  derselben  bestiiniDt  die  AnoduBe 
oder  die  Verwerfung.  Beide  Inatistate  sind  der  reinen  De- 
mokratie entlehnt  Beide  haben  daher  auch  fQr  die  d«n 
Massen  weniger  verstAndlidien  BedQrfoisse  einer  bdbem 
Cultor  ihre  Geßthren,  und  geben  leicht  zu  Agitationen  der 
Menge  Venmlassung.  Sie  werden  in  einzelnen  B^prftsen- 
tatiTdemokratien  der  Schweiz  geübt. 

3j  Die  Wahlen  der  Mitglieder  des  gesetzgebenden 
Körpers.  Meistens  ist  bei  diesen  Wahlen  das  mathemati- 
Bche  Princip  gleicher  Wahlkreise  und  der  blosaen  Kopfzahl 
der  Wahlart  zu  Gmnde  gelegt,  seltener  organieobe  GUede- 
rangen,  wie  z.  B.  die  Gemeinden.  Die  Vertretung  wird  daher 
gew/^hnlich  oDroIlstAndig  uud  allzusehr  von  bloszen  Parlei- 
richtungen    bestimmL      Es    ist    das    indessen    ein    Fehler, 

des  Eantoni  lur  Annabine  oder  Verwerfung  vorinlegeD.''  Sobweizer. 
Bondearerf.  von  1848.  Art.  6:  „Der  BaDÜ  fiberDimmt  die  Oewälir- 
lelatang  (der  Kantonal verßtMnngeD),  inBofem  sie  —  c)  von  Volke  ange- 
Domiuen  worden  sind  nnd  revidirt  werden  könneo,  wenn  die  abecdule 
Mck-beit  der  BUrger  es  verl&nft.'' 
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welcher  mit  der  reprfttentstJTeti  DeoxAmtie  keinesw«^  notfa- 
wendlg  verbunden  i§t,  noeh  bei  ihr  aHeln  vorkcomt.  Die 
Wahl'  der  Kammern  In  der  neuen  eonstitutionelten  UonarcWe 
'leidet  hAiiAg  an  demselben  Uebel. 

3.  Die  regelmftszige  AuaDbang  der  bOehsten 
dtategewalt  wird  gewöhnlich  den  grosieo  ReprftBea- 
lativTereammlungen  zugesohrieben ,  weldie  so  aia  die 
roreDgÜchste  und  umfilssendste  Stellvertretung  dee  souTertU 
neu  Volke«  gewillt  sind. 

Im  Mittelaller  waren  die  grosien  Rttthe  in  den 
eehweizeriachen  StOdtekantOnen ,  und  die  Landr&tlie 
in  den  Landern  nur  eine  Brneiternng  der  eigentlichen 
Räthe,  in  welchen  die  Obrigkeit  der  Stadt  oder  de« 
Landes  concentrirt  war,  eine  Erwatemag  doreh  AnsBcbttoe 
der  Borger  and  Landleute  fUr  die  wiebtigeren  Abgelte»- 
heilMi,  in  den  StAdten  namentlich  and)  fQr  die  Gesetzgebung. 
In  der  neuem  Zeit  aber  sind  die  groszen  RSthe  von  den 
R^ierungfln  getrennt,  aber  dieqe  gestellt,  and  eo  dem  beauf- 
tragten Trttger  der  SosverftnetU  erhoben  wardea.*  SSm 
Ahatiebe  ßt^lung  nimmt  in  der  sohweiseriBoben  Bandesver- 
faseuDg  die  aus  twei  Ruthen  besteliemde  BundesversaaiBi- 
lung  ein,  der  Bandesregierung  gegenüber.*   . 

In  Nordamerika  besteht  der  Nationalcongresi 
and  der  gesetzgebende  Körper  der  Einzelstaten  aas 
zwei  Kammern,  die  noob  schärfer  von  der  Regierang  ge- 
trennt sind,  und  in  ihrer  Vereinigung  in  der  Regel  wieder 
die  gesetzgebende  Gewalt  ausüben. 

*  Zttrcberverf.  von  1631.  $.  38:  „Die  Atuttbacg  der  höchsleB  Ge- 
walt Dach  VorBchrifi  der  Verfaeeung  iat  einem  Groszen  Raihe  Utiertragen. 
Ihm  Bteht  die  Oeaetzgebang  und  die  Oberanfeielil  Aber  die  LandeeTer* 
wsltnng  ID.  Er  iat  Stellvertreter  dea  KantoDi  Dach  Bnazen."  ChrrblUa, 
de  \n  d^mocratie  en  Suiaae.  II.  p.  35  ff. 

■  BuDdeaverrsBinng  van  ibiB.  S-  60:  .Die  oberete  Gewalt  des 
Buadee  wird  dardi  die  BnBdeaverSMnmlaDg  etugeUbt,  wekhe  aus  iwel 
AbtbdluQgeD  beatebt:  a>  noa  dem  Netioiialrath,  b)  aua  den SliuiderUli.'' 


nigiii^ayCoOglc 


316  Vicrtw  Bo«b.    Ue  StatdtonMn. 

4.  An  der  eigentlichen  Regierung  mnmt  dM  Volk 
■dbet  da  oteht  aiehr  uamittelbareo  Antheil  in  neaerer  Zeit, 
wo  sieh.ßlr  die  6esetBg«biiDg  die  reine  Demoltratte  erhalten 
hat.  Dieselbe  wird  in  allen  neoeni  Demokntien  nicht  ron 
dem  Volke  selbst,  Mndwn  im  Namen  des  Volkes,  und 
somit  durch  beauftragte  Stellvertreter  des  Volkes  rer- 
waltet  In  den  einen  Undeni  hat  sich  iadessen  das  Volk 
doch  die  Wahl  dee  Haoptes  der  Qegisruug  selber  y(H-bebailen. 
In  den  nordamerikanischen  Freistsben  werden  die  Statthalter 
gewöhnlich  von  der  gesamutten  Bürgerschaft  gewählt,  ebenso 
die  SlatsrAtlie  von  •äenf.  ■  In  aodem  dag^n  ist  die  Wahl 
detfi  gesetagebenden  Körper  Bbertragen,  der  somit  aueh  darin 
das  Volk  reprtsentirt,  dasi  er  die  obenteta  Aemter  bestellt. 
Dem  leMern  System  huldigen  dia  meistMi  s^wei«erisoheo 
RepuUiken,  Atteo  grosse  Rfttbe  die  R^ening  and  das 
oberste  Geriebt  besteUeo,  nnd  einige  Eimelstaten  Nord- 
amerikas. Nach  dem  erateren  STsiem  ist  die  Regieranga- 
gewalt  offiBobar  aelbettadlgar  und  mächtiger,  inmal  im  Ver- 
kiidtuisB  ZK  dem  gesetzgebenden  Eteper,  weil  die  Vertreter 
derselben  nicht  minder  als  dieser,  in  gewisser  Benebudg 
sogar  in  hfiheiem  Hasze  das  persOnliehe  Vertranen  des 
Volkes  fUr  sich  haben;  nach  dem  letztern  dag^eo  ist  die 
Regierung  al^hingiger  von  dem  gesetzgdMnden  Körper,  dem 
sie  ihr  Dasein  zu  Terdankea  hat.  Es  l&ssl  sieh  daher  auch 
eher  uaefa  jenen  als  nach  diesem  eine  wechselseitige  De- 
sehfAnküog  je  der  einen  Repräsentation  des  Volkes  dnreh 
die  andere  ausbilden. 

&.  Die  Rechtspflege  wird  zwar  wieder  im  Namen 
des  Volkes  gehandhabt,  die  Richter  aber,  fUr  welche  beson- 
dere wissenschaftliche  Eigenschaften  erfordert  werden,  werden 

'  BbeoM  war  m  nach  d«r  rrai»öd«elHn  VerbMan;  voa  1648.  ArC  4S: 
,Le  penple  franfals  <MIigue  le  pouvoir  miemtit  k  nn  eiWycn  qai  re{oit 
le  titre  de  prindent  de  In  lUpnUtqaf."  TD^tuviHr  de  1«  d^ocraUe  en 
AiiiMque.  (om.  I. 
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iu  der  R^el  nicht  von  dem  Volke  seihet,  sondern  ent- 
weder wie  in  Nordttinerika  und  in  dem  demokratiacheo 
Frankreich  ron  der  Regierung  oder  wie  in  der  Sehweäz  von 
den  groszen  Rftthen  bezeichnet.  Einen  unmittelbaren 
Tbeil  an  dar  Verwaltang  der  Rechtspflege  nimmt  das  Volk 
in  der  GeschwornenTerfasaung,  indem  die  Geschww- 
n«n  aus  der  Harne  der  Bürger  daroh  weoheelndee  Loos  be- 
stellt werden. 

6.  Von  besonderer  Bedeutang  ist  in  allen -repräeentatiren 
Demokriiden  die  Gemeindeverfassung.  Sie  bildet  den 
soliden  Unterfosn  der  ganien  Statsordnnng.  In  den  Gemein- 
den werden  die  Bürger  sar  Tbeilnahaie  an  den  Ofitotliciwn 
Aügelegenheilen ,  zur  BelbatverwaltHng  und  an  borgerlicher 
Frtihelt  enogeo.  Da  wird  es  aaoh  —  wenigstens  iu  klei- 
neren und  vorzüglich  in  den  Landgemeinden  noch  mOglich, 
das2  die  Btkrger  snr  Gemeindeversammlung  zusammen  treten. 
In  den  grOszern  vorsflglioh '  den  Stadtgemeänden  tritt  aoch 
da  eine  Repräsentation  der  Btirgersdiaft  an  die  Stelle  der 
Gemeindeversammlung.  Sowohl  die  Bchweizerischen  als  die 
nordamerikanischen  Republiken  beruhen  geschichtlich  auf 
einer  freien  Gemeindeveriässung :  und  wenn  das  in  Frank- 
reich andere  ist,  so  ist  das  zugleich  ein  Zeichen,  dasz  der 
französische  Stat  weuig  Anlage  zur  Republik  bat. 

Abgesehen  also  von  der  immerhin  beeehr&nkton  anmit- 
tetbaren  AusObung  der  Volkshervschaft  ist  in  der  repräsen- 
tativen Demokratie  die  Regel  die,  dasz  das  Volk  nur  durch 
seine  Beamten  regieren  und  durch  seine  Stellver- 
treter die  Gesetze-  geben  und  die  Controle  aber  die 
Verwaltung  des  State«  besorgen  lAszL  lasofem  nfibert 
sich  diese  'moderne  StalsTorm  schon  bedeutend  den  Staten 
an,  in  welchen  der  Gegensatz  des  Regenten  und  der  Re- 
gierten ausgebildet  erscheint 
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Zehntes  GaidteL 

BetT«elituDgen  ober  die  RepräMDUtlTilemokntl& 

HoDteeqiwni  bat  bekanotiich  die  Tagend  Rlr  das  Prio* 
oip  der  Demokratie  erklärt.  Die  Tugend  aber  setet  als  po- 
litiechee  Princip  moralische  Würdigung  der  Herrschen- 
den  und  nicht  die  Gleichheit  Aller  roraue,  und  jene  findeo 
wir  keineswegs  in  der  reinen  Demokratie  aaerkauBt.  Nur 
das  ist  wahr:  ein  gewisses  Kasz  von  Tugend  det  Volks« 
messe  ist  «in  unentbehrliches  practtsßhes  ErfiwderDiss  einer 
guten  Demokratie,  dessen  Mangel  sofort  den  Verfall  dieser 
Statsform  nach  sich  üehL  £ber  Iftsit  sieh  behaupten,  dasi 
die  Tugend  in  der  ReprftsentatiTdemokratie  nim 
politischen  Princip  erhoben  worden  sei,  denn  in 
der  Tbat  in  dem  Prinoip  der  aueerwähltui  Reprflsentation 
liegt  nidit  allein  eine  firmS^zigung,  sondeni  zagleich 
eine  Veredlung  der  Demokratie,  duroh  weldie  diese 
die  VonUge  auch  der  aristokratischen  Form  sich  auu- 
eignen  sucht  . 

Das  Princip  derselben  ist:  Die  Besten  des  Volkes 
sollen  in  dessen  Namen  und  Auftrag  regieren. 
Die  grosze  Schwierigkeit  aber  liegt  darin,  die  Wahl  so  an 
organisiren ,  das«  wirklich  die  Besten  an  Oesionung  und 
Einsicht  xu  ReprAsrataaten  der  Volkeherrscboft  gewAhlt 
werden. 

Uao  ist  in  unserer  Zeit  g^i^t,  diese  Wahlen  einfoeh 
nach  Massgabe  der  Eopfsahl  der  Wahlen  eu  vertbeiten. 
Diese  Ni^gang  entspricht  dem  demokratischen  Zuge  der  Ztit; 
denn  in  der  That  die  Demokratie  legt  auf  die  Gleichheit 
Aller  dnen  entscheidenden  Wertb  und  geluigt  daher  in 
ihren  Einrichtungen  leicht  zu  mathematischen  Nonnen. 
Sie  z&hlt  die  gleichen  BUiger,  und  nach  ihrer  Zahl  sucht 
sie  ihnen  gleiche  Rechte  beizul^;en. 
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lodeseen  paeat  dieses  Sjatena  der  Eopfzakl  (rftobar 
bes«er  zu  der  unmittdbaren  Demokratie,  welche  auch  die 
AuBfibmig  der  Herrsobäit  gleichmftäüg  Ober  die  gaoM  BOr- 
genchaft  verbreitet,  als  zu  der  Reprfisentatirdemokratie, 
welche  unter  deo  Btti^em  nach  ihrer  höhern  oder  geringem 
Würdigkeit  ODteiscfaeidet  und  nnr  den  Besseiv  die  Verwel«- 
tungdw  öffontlicben  Angelege^htiteB  anrertratit.  Die  letktere 
Statefonn  Dimmt  auf  die  Qualitftt  der  Gewählten  Rück- 
sicht, und  eben  darum  ist  es  fOr  sie  nidit  e^|>eD8o  natürlich, 
bei  der  Vertheilung  der  Wahlkreise  nur  die  Quantität 
in  Anschlag  zu  bringen.  Ueberdem  werden  die  Gebrechen 
dieses  Prinoips  in  der  r^rOsentaÜTen  Demokratie  bedeutend 
gesteigert  Wenn  in  der  unmittelbaren  Demokratie  die  ge> 
sammte  Büi^erschaft  an  einem  Oite  beisaminea  ist,  so  ist 
diese  Tusammlung  doch  in  Wahrheit  aiefat  eine  blosse  Summe 
TOD  eäazeloen  glichen  Individnen,  sondwo  es  macht  sieb 
in  der  Masse  die  Autorität  der  angesehensten  Männer  geK 
tend;  die  Magistrale,  die  Redner,  die  ttber  das  Niveau  empor- 
ragen'. Oben  einen  Einflun  ans,  und  es  kann  sich  eher  auch 
in  der  Hehrheit  eine,  Meinung  bilden,  welche  dem  Volke 
n\B  eiasm  Gmie^i  nach  seiner  wahren  Natur  entspricht  In 
der  reprAsentaüTen  Demokratie  dagegen  ist  das  Volk  nicht 
so  rereinigt,  sondern  die  Büi^erschaft  wird  in  so  und  se 
Tiele  Parceüea  zertiieilt,  welche  der  Kopfoahl  nach  zwar 
einander  gleich  sind,  wenn  aber  auf  ihre  Eigeoschaftea 
gesehen  wird,  in  einem  sehr  Terschiedeneo  Verhält' 
nisz  Ri  der  Gesammtheit  stehet,  mithin  sehr  ungleiche 
Tbeile  des  Volkes  sind.  Wer  wollte  den  Wahlkreis  von 
Paris,  in  welchem  die  reichsten  und  gebildetsten  Tbeile  der 
Berfllkerung,  dann  die  zahlreichen  Schichten  der  einfachen 
Butler  (Erftmer,  Handwerker),  femer  d^  Arbeiter  und  endr- 
lieh  auch  eine  Hasse  tob  Pöbel,  wie  er  sonst  in  Frankreich 
nirgends  mehr  sichtbar  ist,  auf  unnatürliche  Weise  gemiscM; 
sind,  ohne  sieh  zu  einigen,  und  die  ländlichen  Wahlkreise 
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der  Bretagm  oder  die  Fabrikbezirke  dee  Eäwsz  wirklkiti  (Qr 
gleich  halten  ?  Die  Verschiedenartigk^t  dar  WshlkreiM  aber 
erfordert  li^jech  schon  eine  veraehiedene  Werthaog  ihres 
Stimmrechtes;  und  nur  die^jenige  Anordnung  und  Vertbeikmg 
der  Wahlen  bärgt  tat  eine  richtige  Repräseolatioo  de«  Volk«« 
selbst,  welche  jedem  der  rerschiedenen  Beatand- 
theile  und  Interessen  in  dem  Volke  eine  seinea 
Verhältniesen  zum  Ganzen  gemtteze  Vertretung 
sichert.  Die^ Rücksicht  auf  die  Zahl  Jwt  allerdings  aueh 
einen  Werth,  aber  sie  all^n  genflgt  nicht;  vielmehrnUssen 
die  übrigen  Eigenschaften,  —  wenn  die  AuTgabe  ist,  je  di« 
Besten  zu  Repräsentanten  der  Gesammtheit  zu  erheben,  — 
dee  Vermögens,  der  Bildung,  der  Berufe-  und  Lebensweise 
ebenrslle  beracksichtigt  werden;  und  am  besten  ist  es,  wenn 
das  in  Anlehnung  an  organische  Eintheilungen  des  Volkes 
selbst,  im  Gegensätze  zu  willkQrlJch  «isamniengewttrfelten 
Massen  geschieht. 

Wir  können  daher  für  die  ReprfisentaUTdonokratie  fol- 
gende zwei  Graiidd&tee  aussprechen: 

1.  Da  wo  in  ihr  die  Gesammtheit  der  Biliar  selber 
handelt,  bei  Abstimmungen,  welche  dm-ch  das  ganze  Volk 
hindurch  gehen ,  genügt  die  einfache  Z&hlung  der  abstim- 
menden Borger,  wie  bei  der  unmittelbaren  Demokratie. 

2.  Wo  dagegen  nicht  die  Gesammtheit  handelt,  sondern 
nur  Tlieile  derselben  die  Bessern  zu  Repräsentanten  fur  das 
Ganze  erheben  sollen,  da  genU^  das  Princip  der  EopJsahl 
nicht,  sondern  es  sind  dieTheiie  mit  Berücksichtigung  auch 
der  Qualit&t  so  zu  bilden,  dasz  möglichste  Oaraotie  fttr  die 
Auswahl  der  Beeten  und  in  richtiger  Proportion  der  in  dem 
Volke  Torhandenen  geistigen,  sittlichen  and  materiellen  Le- 
foenseleniente  gegeben  ist. 

Das  EigenthUmliche  der  Repräsentativdemokretie  besteht 
darin,  dasz  die  Herrschaft  im  State  der  Mehrheit 
zu  eigenem  Recht  zugeschrieben,   die   Ausübung   dieeo' 
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HoTWlmfl  aber  einer  Minderheit  anrertrant  wird.  Um  ee 
möglich  zu  maeben,  dasx  die  Minderheit  wirklieh  im  Sinne 
der  Uehrtieit  regiere,  beh&lt  sieh  diese  den  Entscheid  über 
die  Personen,  die  in  .ihrem  Namen  handeln  aollen,  vor,  und 
werden  die  Wahlen  der  Repräsentanten  nach  kurzen  Zeit- 
rttumen  erneuert. 

Es  wird  ron  der  Verrassong  anerkannt,  dasz  die  Mehr- 
heit der  Btti^r  die  Musze  und  die  Fähigkeit  nicht  habe, 
itie  Selbstregierang,  die  sie  als  ihr  natQrlichea  Recht  in  An- 
sprach nimmt,  auch  thats&chlich'  auszuüben.  Aber  es  wird 
«ter  Mehrheit  so  riel  Interesse  an  dem  Stot  und  so  viel  Ein- 
sieht zugeschrieben ,  dasz  sie  sinh  bei  den  Wahlen  betheilige 
und  die  tüchtigsten  Männer  fllr  die  Repräsentation  zu  fin- 
den wisse. 

Die  Verfassung  ermAszigt  —  rergUehen  mit  der  unoiltt^^ 
baren  Demokratie  —  ihre  Anforderungen  an  die  Barger- 
schaft, aber  sie  steigert  ihre  Ansprache  an  die  Reprftsen- 
tanlen.  Bie  stotzt  sich  noch  auf  das  Selbstgemhl  der  freien 
und  wesentlich  gleichen  BUrger,  aber  sie  rertraut  zugleich, 
dasz  diese  sich  bescheiden  werden,  die  Bessern  aus  ihrer 
kfitte  Bu  w&hlen,  und  dasz  Alle  sich  willig  von  den  ge* 
wählten  Reprttsentanten  regieren  lassen  werden,  ft^ilich  nur 
so  lange,  als  dieselben  das  Vertrauen  der  Mehrheit  der 
Wähler  behalten. 

Durch  die  öfteren  Wahlen  werden  die  Regierenden  ab- 
bAiigig  gemacht  von  den  Regierten  und  dennoch  sollen  in- 
zwischen diese  jenen  Gehorsam  leisten.  Die  Autorität  der 
Regierung  ist  daher  verhftltnismftszig  schwach,  die  Freiheit 
derR^erten  besser  bedacht.  Die  obersten  Hagistrate  werden 
weniger  als  Htupter  der  Republik  geehrt,  als  vielmehr 
als  Diener  der  Menge  betrachtet  und  behandelt  obwohl 
nach  dem  Ausdruck  von  Ouizot,  jeder  Slat  nur  von  oben 
herab  und  nicht  von  unten  herauf  regiert  werden  kann,  so 
will  doch  diese 'Statsform  mißlichst  den  Schein  wahren,  als 
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(»b  in  ihr  von  iinleii  aufwärts  regiert  «-erde.  Die  RegiefwnR 
bekonimt  daher  Leicht  daa  Geprige  einer  bkiuen  Verwa)» 
tung  und  der  Stat  das  Geprfige  einer  an^edehnten  Wirth- 
Schaft,  einer  grwz^i  Gemeinde. 

Am  wenigsteD  zeigt  sieh  Übrigens  diese  Schwache  der 
Autoritfit  in  dem  gesetzgebenden  Körper,  vielmehr  liegt  da 
die  entgegengesetate  Vereuobung  nahe,  dass  sich  die  Volk»- 
rertretung  mit  dem  Volke  sdbst  ideotiöcire  eod  sich  von 
dem  Wahne  der  Omnipotenz  berauschen  lasse.  Aber  nur 
sehr  schwer  gelingt  es  der'  Regiernng  in  der  ReprfiseDlativ- 
demokratie  eine  starke  AutMitAt  zu  betbfitigen.  Der  dAere 
Wechsel  der  Wühlen  macht  ihre  Stellung  unsicher  und  von 
der  veränderlichen  Volksetimmung  abhfingig.  Bie  ist  nur 
niAchtig,  wenn  sie  von  dem  Beißill  der  Mehrheit  getragen 
wird  und  ohnmächtig,  wenn  sie  diese  gegen  ihre  Neigung 
leiten  und  bestimmen  will.  Weit  aussehende  Pläne  kann 
sie  nur  dann  verfolgen,  webn  dieselbei)  den  Listineten  oder 
Gewohnheiten  des  Volks  entspringen  und  darin  die  BQrg- 
schaft  ihrer  Dauer  liegt. 

Die  Regierungsorgane  erseheinen  durchweji;  in  beechaide- 
ner,  bttrgerlicher  Gestalt.  Der  Glanz  der  Majestät  oder  der 
höheren  Dignität,  mit  dem  sich  die  Monarchie  und  die  Ari- 
stokratie umgibt,  ist  der  ßepräsentaljvdemokratie  fremd  und 
Zuwider.  Die  höfische  Diplomatie  mit  ihrer  Kunst  und  Formen 
gedeiht  nieht  auf  diesem  Naturbodfw.  Auch  da  zieht  sie  die 
einfachere  Vertretung  durch  Geschänsträger  und  Consuln  vor. 
Ein  grosses  stehendes  Heer  ist  mit  ihr  geradezu  unverträglich. 
Es  wäre  eine  stete  Bedrohung  ihrer  Sicherheit  und  ihrer 
Freiheit.  Dagegen  bedarf  sie  einer  breiten  und  tochügen 
Volks-  und  Landwehr.  Weniger  au^ebildet  ist  iu  ihr  die 
Concentration  aller  Kräfte  als  die  Selbstbestimmung  und 
freie  Bewegung  aller  Theile. 

Alle  Anstalten,  welche  der  groszen  Menge  dienen,  sind 
in   ihr  durchweg  gut,   oft  vortrefflich  bestellt.    Wir  finde« 
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in  de»  Demokratien  meiBtens  zalili-eiche  gemein  notzige  nnA 
nohlthätige  Anstniten,  gute  Strnszen  und  Verkehrsmittel, 
zahlreiche  Volksschulen,  muntere  Volksfeste  u.s.  f.,  and  dabei 
weniger  baresukratiBche  Plage  als  anderwärts. 

Dagegen  bedarf  es  gröezerer  Anstrengütig,  alp  in  andern 
Verfassungen,  danjit  der  Stat  auch  fllrdie  höheren  Bedürfnisse 
der  KuBst  und  der  Wissenschaft  aoi^e.  Es  ist  ein  Zeichen 
einer  hohen  Civilisationsstitfe,  anf  die  ein  Volk  sich  empor- 
gearbeitet hat,  wenn  es  durch  die  BefViedigung  auch  dieser 
Dinge,  die  dem  allgemeinen  Verslfiudnisz  femer  stehen,  sicli 
selber  ehrt;  und  nur  die  gebildete  Einsicht  weisz  den  Werth 
zu  schätzen,  welchen  die  Pflege  dieser  geistigen  Güter  anch 
fUr  die  allgemeine  Volkswohlfahrt  hat. 

Das  Bewuaztsein  männlicher  Freiheit,  welches  die  ganze 
Verfasenng  hervorgebracht  und  darin  einen  Ausdruck  gefun- 
den hat,  hebt  die  zahlreichen  Mitlelclassen,  auf  die  sie  vor- 
nehmlich gestützt  ist,  empor,  steigert  dnrch  mittelbare  oder 
unmittelbare  Uebung  in  Statssachen  die  geistige  Entwicklung 
und  kräftigt  den  Charakter  der  Bürger.  Die  allgemeine 
Vaterlandsliebe  hat  hier  eine  breite  Unterlage  und  einen 
weite»  Spielraum;  und  in  Krisen  zeigt  sich  die  freie Böi^er- 
schaft  ai)ch  zu  groszeu  Opfern  bereit  Weniger  bietet  die 
Verfassnng  den  aristokratischen  Naturen  Gelegenheil  zu  treier 
Entfaltung,  nnd  diesen  gegenüber  verhält  sich  das  Volk  oR 
misztrauiscb  oder  feindlich.  Aber  anch  solche  Naturen  können 
unter  der  Voranseetzung  Achtang  ihrer  Persönlichkeit  er- 
werben, dasz  sie  ihrerseits  nicht  durch  hochmUthige  An* 
maszung  das  GefUhl  der  Redit^leichbeit  verletzen  und  in 
gemeinnützige  Hingabe  für  das  gemeine  Besäte  mit  den  Beazte» 
der  Demokraten  wetteifern. 

AnmerkuRg.  Robert  v.  Hob)  kat  gegen  die  oüige  Bcbauptnnf, 
d»8Z  Tür  die  i'epräeentative  Demohratie  daa  Priiicip  der  Voltsuibl  lieinc 
nbeolul«  Geltung  verdiene,  diigen-eudet  (Encyclop.  8.  34S.):  „So  riehlig 
im  AllftweiMii  die  Anaiobl  i«t,  4eK  die  BefaigBiss,  bd  nmv  »tatliobe» 
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Waht  Antbeil  lu  mhinen,  nicht  vom  Standpunkt  d«a  penönlicbcn  RcefatM 
aafgebszt.  Modern  als  ein  Auftrag  oder  als  ein  Amt  betrachtet  werden 
musz,  M  verhält  «ich  die»  doch  ganz  anders  in  der  Volkshemcbaft 
durrh  Vertretang.  In  der  VolksherrschaA  geht  mau  Überhaupt  von  dem 
augeborenen  lUchte  de*  Qnieloen .  md  der  Regierang  Tbeil  la  nehmen, 
ana."  Ich  gebe  in,  die  moderne  denokrcUfdie  Lehre,  wie  lie  voa  Roiw- 
sean  bouplMcblich  vertreten  wird,  «ieht  das  Terhiütnisi  lo  ao.  Gerade 
deexhalb  ist  sie  aber  noch  ia  der  Hiscbang  des  Privatrecbts  and  de* 
Mtetlicbeo  Rechts  befangen  uni  ihr  Oeiellschaftsstat  ist  nichts  an- 
deres als  der  aaf  den  Kopf  gestellte  Patriinonialstat.  Indem  man 
eich  der  Ginheit  des  Volks  im  Oegeosatz  in  der  Sumnie  der  Bürger 
bewusit  wird,  kann  steh  anch  der  Irrthnm  jener  Theorie  nicht  mehr 
vwbergeu.  Kein  Wähler  hat  von  der  Katar  »ein  Wahlrecht  erworben, 
scmdeni  Jeder  hat  es  von  dem  State  empfangen.  Alle  WahlorganiMtioa 
ist  Statseinrkhtung  so  öffentlichen  Zwecken. 


Eüftes  GapiteL 

III.  Die  Aristokratie. 
A.  lldieniMhe  Porm,    Sparta. 

Wie  Athen  im  Alterthum  ale  der  höchste  Ausdruck  der 
Demokraüe,  eo  ^It  Sparta  bei  den  Hellenen  als  die 
au8geprä);teste  Erscheinung  der  Aristokratie.  Im 
allgenieinen  halte  der  hellenische  Volkscharakter  eher  eine 
Neigung  zur  demokraüechen  als  zur  aristokratischen  Slats- 
form;  nur  im  TerhOltnisz  zu  den  Barbaren  des  Auslandes 
liebten  die  Hellenen  es,  sich  als  gebome  Aristokraten  sn 
betrachten.  Der  dorische  Volksstamm  aber,  eu  welchem  die 
Spartiaten  gehörten ,  zog  anch  fltr  seine  innem  Statseio- 
richtnngen  aristokratische  Formen  und  Tendenzen  vor. 

Alle  Aristokratie  setzt  in  ihrem  idealen  Princip  Hert^ 
sHirFI  der  edleren  Bestandtheile  des  Volkes  Ober  die 
untet^eordnete  Menge  voraus.  Die  Art  al>er  wie  diese  edle- 
ren Bestandlheile  gemessen  und  emporgehoben  werden,  ist 
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in  den  verschiedenen  Stalen  dieses  Charakters  verschieden. 
In  Sparta  war  der  Stamm  der  Spartiaten,  welche  das  Land 
mit  den  Waffen  erobert  hatten,  der  herrschende.  Ihre  Unter- 
thaoen  waren  die  alten  besiegten  Einwohner  des  Landes, 
die  Perioiken ,  Laliedaaionier.  DieGebnrt  bezeichnet  somit 
schon  den  herrschenden  und  den  untertbfinigen  Stemm.  Die 
ersten  Eroberer  des  Landes  setzten  so  die  Herrschaft,  welcJie 
sie  durch  die  Ueberlegenheit  ihrer  Waffen  erworben  hatten, 
fbrt,  indem  nie  dieselbe  durch  alle  folgenden  Generatiunen 
auf  ihre  Nachkommen  vererbten.  Das  politische  Erb- 
recht, ein  charakteristischer  Zug  aller  alte»  Aristokratien, 
hatte  in  diesem  Btreben  der  Erhaltung  einen  natürlichen 
Ursprung,  und  warm  einem  Grundprincip  des  ganzen  States 
geworden. 

Diese  erbliche  Herrschaft  der  Spartiaten  als  des  edleren 
Stammes  wurde  nicht  durch  Uebergfinge  gemildert.  Die 
Ausscheidung  der  SparUateo  und  der  Hetoiken  blieb  schroff 
'und  starr,  in  der  That  kastenartig  ohne  Ehegenossenschaft. 
Nur  ganz  ansnahmswdse  und  äuszerst  selten  wurde  etwa 
Einer  von  diesen  in  das  volle  Bltt^errecht  jener  aufgenom- 
men. Der  herrschende  Stamm  wurde  somit  nicht  erfrischt 
durch  neue  Familien,  und  der  nnterthänige  nicht  durch  die 
Aussicht  getröstet,  dasz  die  besten  seiner  Söhne  durch  ihr 
Verdienst  hinaufsteigen  können  zu  den  Leitern  des  States. 
Diese  Aosschlieszlichkeit  erscheint  um  so  befremdender  und 
druckender,  je  weniger  ängstlich  in  anderer  Beziehung  die 
Spartiaten  die  Reinheit  des  Blutes  wahrten;  Ueszen  sie  es 
doch  von  Statsw^en  geschehen,  dasz  spartanische  Frauen, 
deren  MSnoer  im  Kriege  gefallen  waren,  der  Umarmung  von 
Heloten  prdsgegeben  wurden,  um  spartenische  Kinder  zu 
empfangen. 

Desto  aorgföttiger  aber  wurde  die  Erziehung  geord- 
net. Der  Vorzug  der  Geburt  sollte  durch  die  Erziehung  er- 
gänzt,'und  durch  beide  die  Ueberl^enheit  der  Spartiaten 
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erhulteu  wenlen.  Die  Sorge  des  Stales  fOr  eine  polifisch- 
ki-iegerische  ßniehung  der  Jugend  war  so  umfassend  und 
eingreifend,  dtisz  nm  ihretwillen  selbst  der  Zusauimeohaog 
und  die  Freiheit  der  PrivatfamiUen  aufgelöst  und  geopfert 
wurde.  Das  individuelle  Leben  wnrde  nii^end«  in  dem 
Masze  dem  6tataleben  unterworfen ,  und  die  Allmacht  de« 
States  nirgends  weiter  getrieben  als  in  Sparta:  als  wäre 
wirklicli  der  Mensch  nar  für  den  Btat  in  der  Well. 

Unter  siel)  waren  die  Spartialen  wieder  zunftofast  gleich- 
berechtigt, und  so  sehr  war  innerhalb  der  Aristokratie 
die  demokratische  Gleichheit  anerkannt,  dasz  s<^ar  glei- 
ches Vermügen  aller  spartanischen  Familien  ein  Grundzug 
der  lykui^ischen  Ver&ssung  war.  Jede  Familie  hatte  ein 
gleiches  Loos  ^xX^pog)  an  dem  zum  Privatbesitze  vettheJIten 
Roden  des  Landes  erbalten,  und  die  Loose  sollten  nicht  ver- 
üuszert  werden  dürfen.  Damit  aber  das  bewegliche  Ver- 
mögen nicht  sich  bei  Einzelnen  ansammle  und  auf  diese 
Weise  der  Unterschied  der  Reichen  und  der  Armen  entstehe, 
wnrde  sogar  jeder  Gebrauch  von  Silber  und  Gold  verboten. 
Die  Heloten,  welche  die  Landgüter  der  Spartiaten  bebauten, 
waren  nicht  im'Eigenthum  der  einzelnen  Herren,  sondern 
wie  die  Güter  seibat  in  dem  Eigenthum  des  States:  und 
der' Zins  an  Fruchten,  den  sie  entrichtelen,  war  gesetzlich 
nnd  gleicbmfiszig  fUr  die  Herren  und  hinwieder  f)lr  die 
[i>auen  des  Hauses  bestimmt.  Selbst  die  Mahlzeiten,  allen 
Männern  gemeinsam,  welche  in  vielen  IHscbgenossenscImflen 
beisammen  lagen,  waren  fUr  alle  gleichartig  bestimmt 
und  zugemessen.  Die  Gleichheit  des  Lebens  war  somit 
unter  den  aristokratischen  Spartiaten  sehr  viel  ausge- 
bildeter und  fester  begründet  als  bei  den  demokratischen 
Athenern. 

Dessen  ungeachtet  iibte  der  Staiirm  der  Spartiaten  seine 
Herrschaft  nicht  in  demokratischer  b'orm  aus.  Es  w&re  das 
im  Widerspruch  gewesen  mit  dem  Charakter  des  States  und 
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des  Volks.  Wohl  gab  es  auch  zn  Sparta  ^ne  Volksver- 
sarnmliing  (ixxXt/a/a) ;  aber  die  reale  Macht  war  nidit  bei 
dieser,  Bondem  bei  der  Qerotisie.  Diese  behandelte  nnd 
eiHschied  die  Stat^eschäfte  in  der  Regel,  und  unterwarf  nnr 
in  einigen  Hauptfällen  ihre  Entsdieidiingen  noch  der  ein- 
üben «Genehmignng  oder  Verwerfung  der  Volksgenrteinde, 
in  welcher  nnr  die  EOnige,  die  Geronten  und  Ephoi-ea,  nicht 
jeder  reden,  und  nur  M&nner  von  gereifter  Lebenserfahrung 
(von  mindestens  30  Jahren),  nicht  junge  Leute  stimmen 
durften. 

Bei  der  Bestellung  des  Senats,  der  Qeronsie,  wurden 
wieder  folgende  aristokratische  Racksicbten  beachtet: 

1)  Auf  das  Geschlecht  Die  9000  spartiatischen  Eie- 
ren und  vollberechtigten  UausvSter  waren  in  30  Oben  ge- 
theilt,  welche  fUglich  mit  den  römischen  Curien  verglicheD 
werden  kCuneu.  Aus  jeder  Obe  wurde  Einer  zum  Geron 
erhoben.  Die  beiden  Könige  gehörten  den  zwei  königlichen 
Üben  an,  die  28  Übrigen  Geronten,  welche  mit  jenen  zu- 
sammen den  Senat  bildeten,  waren  gewissennaszen  ihre 
Pairs,  die  FUrsten.'  Diese  Rücksicht  wirkte  negativ  gegen 
die  Uebennacht  blosz  einzelner  Geschlechter,  positiv  für  die 
Wurde  und  Stellvertretung  der  verschiedenen  Familien. 

2}  Auf  das  Alter..  Dem  hohen  Alter  widmeten  die 
Spartiateu  die  größzte  Ehrfurcht.  Sie  verehrten  in  ihm  die 
Grundbedingung  der  höchsten  Lebensweisheit.  Die  Geronten 
—  ausser  den  Königen  —  muszten  wenigstens  tiO  Jahre  zu- 
rttckgelegt  haben.  Immerhin  scheint  diese  Rücksicht  über- 
trieben in  der  Verfiissung;  denn  auch  .die  Schwäche  ist  ein 
gewöhnlicher  Begleiter  des  Alters,  und  der  Stat  bedarf  zu 
seiner  Leitung  nicht  blosz  der  Ei-fahrung  der  Greise,  sondern 
vornehmlich  auch  der  vollen  productiven  Kraft  und  Geistes- 
frische der  Männer. 

'  Homer  uocli  nennt  di«  lUlbe  de«  Königs  „ßatiXiii-" 
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3)  Auf  die  Wahl,  welche  nach  vorlieriger'Reu'erliiing 
der  Candidateo  dnrcli  die  Volluveraaiuinlung,  durch  die  Starke 
des  Bafallsnifeä  voi^enomiueti  wurde.  In  der  Bewerbung 
um  diese  hohe  Wurde  sprach  sich  die  Ueberzeugung  der 
Greise  aus,  dem  State  noch  gute  Dienste  leisten  zu  können, 
aod  der  Wille  derselbeo,  ihr  noch  Obrigea  lieben  d^m  State 
lu  weihen,  in  dem  Beifoll  der  VerBammlnng  aber,  das  V«-- 
trauen  dee  Volkes. 

4)  Auf  die  Dauer  des  Amtes,  welches  auf  L^tenszttt 
verliehen  wurde,  somit  vor  äen  Schwankungen  der  Volks- 
gunst  gesichert,  aber  auch  der  Gefahr  einer  bis  zur  Aus- 
schwachung  festgehaltenen  Stabilität  ausgesetzt  war. 

Ermftsugt  war  diese  Aristokratie  theiJs  durch  das  Kö- 
nigthum,  welches  aus  d^selben  emporragte  und  in  höhe- 
rer Weise  die  Einheit  und  Würde  des  Stats  darstellte,  tlieils 
durch  das  demokratische  Amt  der  Ephoren,  welche  als 
wechselnde  Organe  des  Volkes  die  Amtsth&tigkeit  der'Eön^ 
und  des  Senates  controlirten  und  eine  ausgedehnte  Gericbts- 
barkeit  auch  in  Statssachen  ausübten, 

Die  Verfassung  vou  Sparta  macht  den  Eindruck  eines 
Kunstwerks,  welches,  der  Piatonischeu  Republik  ähnlich, 
durch  edle  Formen  den  Sinn  fnr  ftuszere  Schönheit  and 
Harmonie  erfreut,  aber  um  seiner  innem  Uunatur  willen 
befremdet,  und  daher  eher  zurückschreckt  als  anzieht.  Indem 
man  sie  betrachtet,  wird  man  eher  von  Bewunderung  ihrer 
Architektur  als  mit  der  Neigung  eritlllt,  darin  zu  wohnen 
and  zu  leben.  Hat  man  den  Athenern  mit  Grund  vorge- 
worfen, sie  ziehen  die  Herrschaft  der  Menge  einem  wohl- 
geordneten Stat  vor,  so  kann  man  den  Spartiaten  den  Vor-  ' 
wui^  machen,  sie  opfern  der  Statsordnung  die  menschliche 
Freiheit  auf.  Ihre  Weise  ist  vornehmer  als  die  der  Athener, 
aber  weniger  lieiter  und  behaglich;  bei  ihnen  ist  mehr  ruhi- 
ges Ebenmasz  politischer  Tüchtigkeit,  bei  den  Athenern  sind 
glänzendere  Lichter  und  dunklere  Schalten  zu  finden.    Die 
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Stttigkeit  der  einen  tind  die  Beweglichkeit  der  andern  sind 
beide  einaeitig  fiberlrieben. 

An  Dauerhaftigkeit  übertraf  die  spartaniscbe  VerbsBung 
die  Athens  bei  weitem.  SoIod  hatte  noch  bei  teiDea  Leb- 
zeiten den  Untergang  seiner  mit  ariatokralüchen  Elementen 
der  Geschlechter  und  des  Reichthums  bedeutend  gemischten 
Demokratie  in  der  Tyrannie  erfahren,  ohne  den  Sieg  dieser 
behindern  zu  kOnneo,  und  als  später  nach  der  Ermordung 
der  Tyrannen  die  reine  Demokratie  eingeführt  wurde,  ver- 
sank sie  schon  in  dem  ersten  Jahrhondert  ihres  Bestandes 
in  den  offenkundigsten  Verhll.  Die  Verfassung  Lykurgs 
dagegen  erhielt  fUnf  Jahrhundert«  lang  die  Gröeze  SpArla'e 
«uftecht,  und  obwohl  sie  den  Verünll  derselben  nicht  abzu- 
wenden vermochte,  so  musi  doch  zugeslanden  werden ,  fttrs 
erste  dasz  die  Abweichung  von  den  Verfessungsgrundsätsten 
Lykurgs,  insbesondere  der  seinen  OesetMn  zuwider  einge- 
ecbmuf^lte  Reichthum  Einzelner,  die  itn  Zusammenhang 
damit  eingedrungene  Bestechlichkeit  Vider  und  die  späteve 
Demagogie  der  Ephoren,  nicht  aber  die  Festhaltung  dersel- 
ben die  Entartung  und  den  Untergang  Sparta's  herbeigefUhrt 
habe';  fttrs  zweite,  dasz  die  bewahrende  Kraft  dieser  Ver- 
fassung um  60  höher  gesch&tzt  werden  musz,  je  mehr  sie 
auf  der  einen  Seite  mit  der  menschlichen  Natur  selbst,  auf 
der  andwn  mit  der  Macht  der  Weltverhältuisse  in  Wider- 
spruch und  Kampf  gerieth.  Einen  Theil  dieser  unerschütter- 
lichen Haltbarkeit  moehle  sie  aus  dem  ideokratischen  Glau- 
ben des  Volkes  geschöpft  haben,  dasz  sein  Gesetzgeber  der 
U^ling  des  Zeus  und  selbst  ein  gott-menschlicbes  Wesen  sei. 

ludeeeen  wird  der  ihnlichen  Verfassung  von  Kreta  und 
der  ebenftdis  aristokratischen  Verfassung  von  Karthago 
nicht    mindere    Dauerhaftigkeit    nachgerühmt,    und    es   ist 

'  Loiirenl  (II,  390)  macht  dnreuf  nurmerksam,  dasz  die  Uover- 
äDdcrlicbbeit  der  Verfueiing  eine  Uraaclie  der  Entvölkerung  Spartn's  ge- 
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iiiiseriiin  eine  durch  die  Geschichte  erwiaseoe  Tbatsacbe, 
dfus  die  AristokraUen ,  welche  die  St&tigkeit  der  Stat«- 
ordnungzH  dem  Haoptprincip  ihree  Daseins  erhoben  haben, 
auch  EÖeh  and  den  Stat  weit  Ittnger  za  conserviren  rersteheo, 
ak  <lie  Demokratien  die  HerrscIiaA  dea  Demos. 


Zwölftes  GapiteL 

B.   Die  römiMh«  trlatoliralie. 

Die  römische  Republik  war  ihrem  Gnindcharakter 
nach  ebenfalls  eine  Arietokratie,  aber  von  höherer  Art  als 
die  spartanische.  Die  Römer  unterschieden  scharf  zwischen 
dem  Rechte  des  States  in  öffentlichen  Dillen  und  der  Frei- 
heit der  Individuen  und  Familien.  Obwohl  sie  totsus  fUr 
die  Herrlichkat  und  Macht  des  States  den  offensten  Sinn 
und  die  g^i'oszartigste  Hingebung  hatten,  so  rermaszen  sie 
sich  doch  nicht,  das  individuelle  Leben  gewaltsam  mit  der 
Statsscheere  zuEustutzen.  Sodann  hielten  sie  sich  frei  von 
jener  künstlichen  und  .  beeehr&nkten  Abscblieszniig  gegen 
alles  Fremde,  welche  zwar  die  nationale  IMgend  der  Spar- 
Öaten  fOr  einige  Zeit  reiner  erhielt,  aber  dieselben  auch 
unßthig  machte,  die  hervorragende  Stellung  in  der  äuszern 
Welt  zu  behaupten,  zu  welcher  sie  durch  das  Cresohick  be- 
rufen wurden.  Endlich  waren  die  Römer  von  Anfang  an 
frei  von  jener  Starrheit  der  standischen  G^:en8tt(ze,  wie 
wir  sie  in  Sparta  gefunden.  IMe  in  der  römischen  Nation 
vorhandenen  Gegensätze  standen  nicht  uobeweglicb  einander 
Ifihmend  entgegen,  sondern  brachten  gerade  durch  ihre  Elei- 
bungen  und  Wechselwirkungen  eine  höhere  Entwicklung 
des  politischen  Lebens  hervor.  Der  römische  Stat  ist  nicht 
minder  ein  Kunstwerk  als  der  spartanische,   aber  einerseits 


nigiii^ayCoOglc 


Zwülftea  Ckpitel.    III.  Dl«  Arijtokrstie.    B.  RflmlMhe  Ariatobntt«.    331 

der  metMchlichen  Katar  und  den  aMgemeinen  Welizuelttnden 
gemässer,  und  andererseits  durch  Reichthutn  der  Bildungen 
und  Oroszartigkeit  der  Verhältnisse  vor  dem  letztem  ausge- 
zeichnet.    Der  rtlmische  Stat  macht  in  hohem  Ha«ae  eioeo    ' 
organischen  Eindmek. 

Betrachten  wir  die  römische  Republik  in  ihren  Haupt- 
eUgen,  so  finden  wir  Überall,  wenn  schon  durch  uionarchi- 
Bche  und  demokratische  Einrichtungen  ennftszigl,  den  aristo- 
kratisclien  Charakter  herrorrageud.  Es  zeigt  sich  diesz  1)  in 
dem  Verhftltnisz  der  Stände;  2)  in  der  Instatution  der 
Volksversammlungen;  3j  in  dem  Senate;  4)  in  den  Magi- 
strataren. 

1.  Verfaättnisz  der  Stände.  Schon  in  der  ältesten 
Zeit  mochte  der  Umstand  der  Starrheit  sowohl  als  der  Des- 
potie des  Ptttriciats  entgegen  wirken,  dasz  die  römieoben 
Patricter  nicht  wie  die  Spartiaten  von  Einem  Volksetamm 
ihren  Ursprung  herleiteten,  sondern  wie  der  englische  Adel 
ans  sächsischem  und  normannischem  OeblUte,  so  von  lati- 
iiisohem  und  sahiniscbeDn,  theitweise  auch  etruski- 
scheni  Ursprung  war.  Auch  später  besass  zwar  das  Patri* 
ciat  noch  lange  als  der  herrschende  Stamm  fast  alle  politische 
Gewalt  im  State,  aber  th^ls  wurde  diese  ermäszigi  durch 
die  Organisation  der  Plebes  mit  eigenen  plebejischen  Hagi- 
straten, theils  wurde  dasselbe  genöth^t,  der  aurstrebenden 
neuen  Aristokratie  der  Plebejer  einen  wachsenden  Antheil 
an  der  Leitung  des  Statee  zu  verstatten.  Endlich  entstand 
aus  der  Verbindung  und  Mischung  der  alten  und  der  neuen 
Aristokratie  der  keineswegs  at^eschlossene ,  aber  für  den 
rtMnischen  Stat  so  sehr  bedeutende  Stand  der  Optimaten.' 

Die  Tradition  der  Statsleitung  und  die  Kunde  der  Stata- 
l^eschafte  war,  so  lange  die  römische  Republik  bestand,  vor- 
ndimlicb  in  der  Aristokratie.     Sie  zeichnete  sich  aus  durch 

■  Vgl.  oben  Bucli  II.  Cup.  10. 
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Gebort,  ßrüehung,  Reidithiim,  reli^Oee  und  poUtücbe  Kennt- 
nisse,  Macht  Aber  sie  zog  fortwlüirend  ueoe  Kräfte  aus  der 
Plebee  berbei.  Sie  stieg  empor  anf  die  obersten  Höhen  des 
damaligen  Lebens,  den  Königen  gleich,  und  über  diesen, 
aber  sie  blieb  zugleich  in  voller  Gemeinsehaft  mit  dem  Volke, 
aus  welchem  sie  hervorragte. 

Auch  die  politische  Ersiehung  der  Bdmer  war  sorgftl- 
üg-,  aber  sie  war  Angeleguheit  da*  Familien,  nicht  wie  in 
Sparta  des  States.  Daher  denn  auch  die  Hannichfaltigkeit 
und  die  erblidie  Entschiedenheit  der  politisch«)  Richtungen, 
während  zu  Sparta  innerhalb  der  Aristokratie  aoch  hierin 
Gleichheit  bestand.  Die  meisten  vornehmen  römischen  Fa- 
milien waren  und  blieben  oonservatir  gesinnt;  abw  einzelne, 
wie  z.  B.  die  patricisehen  Volerier  und  die  plebejischen 
Pujblilier  und  Sicinier  haben  vorzugsweise  in  liberaler  Rich- 
tung gehandelt;  die  Claudier  dag^en  mit  selten«i  Aus- 
nahmen sind  den  englischen  Ultra-Tories  zu  vergleichen. 

2.  Die  Volksversammlungen.  Von  den  drei  Arten 
der  römischen  Comitien  waren  nur  die  jüngsten,  die  Tribut- 
en mitien,  demokratisch  organisirt  Ihrer  ursprünglichen 
Bestimmung  nach  sollten  sie  indessen  nur  als  Organ  fUr  die 
Stimmung  und  Meinung  des  untergeordneten  Standes  der 
Plebfyer  und  als  Schranke  der  patricisehen  Uebermacht 
dienen,  nicht  aber  an  der  eigentlichen  Leitung  des  States 
Theil  haben.  Sp&ter  wurden  sie  allerdings  nicht  bloea  zu 
einem  einzelnen  B'actor  der  gesetzgebenden  Macht,  sondern 
erlangten  fUr  sich  allein  die  volle  gesetzgebende  Gewalt. 
Aber  selbst  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  Republik, 
wtthrend  welcher  die  alte  Aristokratie  in  Verfall  gerieth  und 
die  Monarchie  rortiereitet  wurde,  übten  die  demokratischen 
Tributcomitien  doch  nur  in  seltenen  AusnahmsADen ,  von 
ehrgeizigen  Tribunen  geleitet,  eine  durohgreirende  oberste 
Macht  BUS.  In  der  R^;el  hemmten  die  Tribunen  selbst 
schon,  die  allein  Vorschl&ge  machen  durften,  und  von  denen 
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\e  einer  den  andern  controlirte  und  hindern  konnte,  and 
nberdem  die  Roduioht  auf  die  mftchlige  AutoriUt  des  Se- 
nats jede  Aaswlireitai^  der  Demokratie,  nnd  es  waren  da- 
her gewöhnlich  auch  diese  Comitien  nur  ein  Ferment  and 
eine  Schraulie  der  ftuszeret  z&hen  und  meistms  flberniftchti- 
gen  Aristokratie. 

Die  Gariateomitien  dagegen,  in  den  ersten  Jahi^ 
Hunderten  der  Republik  noch  eine  bedeutende  Macht,  in  den 
lebten  Zeiten  derselben  freilich  nnr  eine  formelle  Schein- 
maoht,  waren  durchaus  aristokratisch.  Sie  waren  vomebm- 
lieh  die  Versammlnng  der  alten,  nach  Geschlechtern  und 
Curien  geordneten  Gebnrtsaristokratie  der  Patrider,  der  Senat 
selbst  anfilnglicb  gewissermassen  nur -der  Aussohusa  ihrer 
Oeschlechtshänptlinge.  Selbst  wenn  man  annimmt,  dasz  die 
Plebejer  Zutritt  zu  denselben  gehabt  haben,  so  waren  diese 
doch  offenbar  in  untergeordneter  Stellung  anwesend. 

Die  wichtigste  Volksversammlung  endlich,  der  soge- 
nannte eotnftiatu«  moritmu  der  Centurien,  in  wehAer  die 
ganze  Nation  znsammentrat,  war  so  oi^nisirt,  dasa  in  ihr 
die  Mthan  Classen  der  Gesellschaft  das  entschiedenste  Ueb^^ 
gewicht  hatten.  Die  Censusrerfasaung  legte  den  gröskten 
Nachdruck : 

a)  auf  das  Vermögen.  Schon  die  erste  Classe  der 
Höchstbestenerten  mit  ihren  80  Centurien  fltr  sich  allein, 
wenn  sie  einig  war  und  die  18  Rittercenturien  mit  ihr 
stimmten,  besasz  die  Hehrheit  aller  Stimmen,  so  dasz  ihr 
g^MiUber  die  vier  andern  Classen  nnd  die  Hasse  der  Pro- 
letarier und  Eopfsteaerpflichtigen  zusammen,  obwohl  an 
Volkszahl  jener  vielßich  ttberl^eii,  dennoch  in  der  Uinder- 
beit  blieben.  Aber  auch  in  den  andern  vier  Classen  hatten 
je  die  Reicheren  in  demselben  VerhftlfaiisE  wie  mehr  Ver- 
m(^en  so  auch  mehr  Stimmrecht;  4  Personen  der  zweiten 
Classe  so  viel  als  6  der  dritten ,  12  der  vierten  und  24  der 
fünften.    [He  gewiss  damals  auch  sehr  zahlreichen  Proletarier 
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witren  wie  die  noch  sahlreiebereo  Coptfe  Genti  iinr  in  je 
eine  Ceotarie  ron  195  zusunnieegedrAngt,  haUen  soanit 
eincD  sehr  geringeD  EinflusK  in  üner  VenBrnmlang,  in 
welcher  die- Ariatokretie  des  Reichtfaums  ao  viel  galt. 

b)  Auch  die  Geburt  und  edler  Lebensberuf  kamen 
in  Betracht,  indem  nach  diesen  Rücksichten  die  ersten  18 
Rittercenturien  gebildet  und  als  die  Edel^^i  aa  die  Spitae 
der  Versammlung  gestellt  wardeo. 

c)  Sodann  war  den  Aettern  hinwieder  ein  erhöhtes 
Stiminreeht  etsgerftomt  als  deo  Jüngern,  indem  die  Oenturien  - 
det  «fstem,  d^  Gesetzen  der  Sterblichkeit  gemftsz,  l>öch- 
stens  halb  so  zahlreich  besetzt  waren  als  die  Ceaturien  der 
letztem,  und  doch  nicht  minder  als  diese  geofthlt  wurden. 

d)  Endlich  war,  at^iesebeu  ron  den  Classen,  die  ganse 
ftuszere  Erscheinung  und  Haltung  dieser  Versammlung  durch- 
aus  nicht  demokratisch.  Die  sorgfältige  Beachtung  öer  Anspi- 
elen, die  feste,  militärische  Ordnung  des  groszen  Körpers, 
der  Vorsitz  der  hohen  Uagistrate,  die  Einrichtung,  dasz  nicht 
Jedem  verstattet  war  zu  reden,  auch  keine  r^elmäszigen 
Redner  anerkannt  waren,  sondern  je  nach  BedUrfuisz  der 
Sache  die  zugleich  mit  der  Ausfllbrung  und  der  ägeoOXchea 
Statsregierung  betrauten  Magistrate  allein  zum  Volke  epre- 
cheu  und  mit  dem  Volke  verhandeln  durften :  des  alles  ver- 
lieh dieser  höchsten  Versfunmlung  einen  würdigen  und  masz- 
haltenden  Charakter,  und  wir  begreifen  es,  dasz  ein  Römer 
mit  einer  gewissen  vornehmen  Verachtung  auf  die  chaoti- 
sche Weise  und  das  turbulente  Treiben  der  griechischen 
Ekkiesen  herabselieD  konnte.'' 

'  Cii^ro  pn)  Flacco.  c.  7:  „NdIIhki  illi  noBtri  gapientiMimi  et  hdc- 
tluiini  vlri  vim  concionis  ease  rolueniiit;  qnae  sciiiceret  picbes  ant  quec 
popnlne  juberet,  eummola  coneione,  dittributb  pcrtttw,  tribatim  el  <m>- 
iniietim  dt*cripUi  nnitttAuj,  damlmt,  ai-toti'biM,  auditit  auetorihii,  k 
niiitloe  dieB  promulgsta  et  oognita,  jiiberi  retarique  voliienint.  Graeco- 
rum  aqtem  loiae  res  publicae  Kdntu  amdmit  tnnrrttaU  aimHkidnatliir. 
lUqnc  Bt  haac  OriMiMn,  qua*  juadiu  aaia  ewiaillia  [ 
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Die  eifientlichei  <3  e  6  e  t  z  e  aber  bedurften  der  Zu> 
Stimmung  dieser  Comiüen,  und  die  für  des  giBnee  rMiiscbe 
StaUleben  entacheideoden  Wahlen  der  hUiern  Uagietrate 
waren   der  so  Brifltokrstisoh  geordneten  Nation  Twbeftttiten. 

3.  Der  rbmiBche  Senat  femer  war  durch  seine  Bil- 
dung und  a^ne  Beftigoisse  ein  erhabenes  Institut  de*  tBIats. 
AnAnglioh  aus  den  Häuptlinge  der  patriciscben  GeseUech- 
ter,  deniFürsten  (principes)  beetehend  ond  rornehmlicK  die 
Oeburtsaristokratie  darstellend ,  wurde  er  später  eine  Ver- 
sammlung der  durch  die  obrigkeitlichen  Aemter  erprobten 
römisehen  Statsm&nner.  Eben  in  der  Geschichte  des  Sitnates 
steigt  sich  die  Umwaßdlung  des  patrioischen  Ädck»,  der 
auch  sp&ler  noch  immer  als  die  Quelle  der  Auspiciea  ver- 
ehrt wurde  und  die  heilige  Ueberliefierung  der  Vorzeit  be- 
wahrte, in  den  neuen  rOmischen  Amtsade).  Man  darf  die 
hohen  Magistrate  d«r  römischen  Republik  wohl  Könige»  verr' 
gleichen,  und  eben  aus  den  gewesenen  Magistratnk  beatmat 
der  Senat,  den  die  Alten  selbst  „eine  V^sammlung  vom 
Königen"  nannten;  so  hoch  stand  diese  p<ditiache  Aristokratie. 
Den  Censoren  als  Wächtern  der  guten  Sitten  war  die  ehren.- 
Tolle  Anff^be  anvertraut,  di«  Listen  der  Senatsmitglieder 
aus  den  gewesenen  Magisünten  zu  verfassen  und  unwürdige 
Individuen  von  dem  Senate  auszuschlieszen.  In  der  Ver- 
sammlung saszen  und  stimmten  die  Senatoren  nach  den  Ab- 
stufungen des  Ranges,  den  sie  vordem  als  Magistrate  des 
römischen  Volkes,  als  gewesene  Consulo,  Censoren,  PrOtoren, 
Aedile»,  Quftstoren  eiDgenommen  hatten.  Auch  die  Ver> 
handiung  bewegte  sich  in  den  strengen  Formen  römischer 
Autorität.   Mit  Opfer  und  Gebet  wurde  sie  eröffnet,  von  den 

e«l,  onitttMii:  illa  vetas,  quaeqftondam  «^iboa  imperio  g\ori%  flornit,  hoe 
uno  ratio  conddit,  hVrtalr  tmmMliTata  at  tietnUo  amdomim.  ^um  in 
Iheatro  imperiti  homjnes,  rerum  omnium  radee  ignarique  coo«edcriint, 
tuni  beJIa  hinlllia  BoacipiebHnt;  tum  sediüueos  homines  rei  p(ibllc«e  prac- 
AdelMBt;  tum  optime  nwritos  dve«  e  elvltaie  ^ieiebaDt.'' 
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legierendeD  IfogistrateD,  welche  die  Antrüge  macht«i  unrl 
zur  Abstimmung  brachten,  geleitet,  nnd  durah  den  Ein^mch 
bald  der  Volkstribunen ,  bald  dw  eigentlieben  M^ieirattt 
gegen  Ausschweihing  und  Uebergriffe  gehemmt 

Alle  grossen  Stateangelegenbeiteu  wurden  in  dem  Senate 
entweder  vorbereitet  oder  entschieden.  Die  ScHge  /&r  die 
religiöse  Verehrung  der  Qötler,  und  deren  Feste  und  Opdor 
wer  vonUglieh  bei  dem  Senate.  Er  leitete  die  Unterttand- 
langen  mit  den  fremden  Staten  und  deren  (j^astuidten ,  und 
hatte  die  ganze  grosiartige  Diplomatie  des  römischen  Statas 
in  seiner  Hand.  Die  erfolgreiche  Begutachtung  der  OeMtae 
und  Zustimmung  zu  den  Gesetzen  kam  ihm  m  nnd  war 
in  der  Regel  massgebend.  Seine  eigoien  Besehlasse  (Sena- 
tus-Consiilta)  hatten  Uberdem  in  der  Verwaltungsqrh&re  tant 
gesetzähnliche  Autorit&t.  Die  Finanzgewalt  stuid  bei  ihm. 
Er  decrelirte  die  Steuern,  und  bestimmte  die  Ausgaben  nnd 
Verwendungen.  Er  rerfügte  Ober  die  Aashebung  von  Trap- 
pen und  TWtbeilte  die  Heere  unter  die  Magistrate.  Er  ertheilte 
den  Proconeuln  und  Proprfttoren  die  zur  Regiecang  der  Pro- 
vinzen erforderlichen  Vollmachten  und  Instnictimwn ,  und 
eontrolirte  die  gesammte  Verwaltung  derselben.  In  schwerea 
Krisen  des  States  ertheilte  er  den  Consnln  jene  unbegränste 
Machtflllle,  wei<^e  nöthig  schien ,  die  Republik  vm  Schaden 
zu  bewahren. 

4.  Die  Magistrate.  Man  kann  darüber  Zweifbi  haben, 
ob  die  römischen  Ma^tratureu  eher  eine  königliche  oder 
eine  aristokratische  Institution  gewesen  seien.  Dasz  aber  ihr 
Charakter  kein  demokratischer  gewesen ,  das  ist  augenf&llig 
genug.  Schon  die  rornehroe  Form  der  ftiiszern  Erschänung 
dieser  M^strate,  ihre  mit  Purpur  geschmückte  Tc^,  der 
curultsohe  Stuhl  auf  erhöhtem  Boden,  die  Umgebung  der- 
selben mit  einem  freiwilligen  Stab  angesehener  Geholfen  und 
Freunde,  der  Vortritt  der  Lictoren,  die  Verbindung  mit  den 
Göttern ,  die  bei  ihrer  Erueimting  in  Form  der  Auspiiüea 
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sich  äossern  mtiezte  und  die  nun  auch  durch  die  von  den 
Hagiatrateii  vorgenommenen  Anspielen  nnterhutten  wurde, 
läsEt  in  dieser  Beziehung  keinen  Zweifel  zuruclc.  Die  aus- 
gedehnte und  innerlich  absolute  HachtfQUe,  welche  in  dem 
imperium  ala  Kern  desselben  lag,  war  wesentlich  königlich,  ^ 
und  ilie  republikanische  Seite  derselben  war  nur  in  der 
kurzen  Dauer,  ftlr  welche'  diese  Uacht  ünBeloen  Römen» 
veiiiehen::ward,  und  in' der  VertheUung  derselben  unter  zwei 
öder  mehrere'  Magistrate  ron  gleichem  Rang  zu  erkennen. 
Ein  .dem  rOmischea  Statsrecbt  eigenthUmlicher  und  sehr 
beachteDsw«rther  offenbar  aristokratischer  Grundsata  ist  e^ 
dasz  jeder  Magistrat  berechtigt  ist;  jede  Amtshandlung  eines 
ihm  ^eioh:oder  niedif^er  stehenden  Mc^strutes  durch  sein 
Veto  zu  hemmen:'  ein  Grundsatz,  welcher  <lie  in  demim^ 
perium  Uzende  Allgewalt  sehr  bedeutend  erm&szigte,  ohne 
sie,  da  wo  ihre  volle  Wirkung  fUr  den  Stat  nöthig  oder 
nützlich  schien,  zu  schWAchen. 

Freilich  wurden  diese  Hagiatrate  nun  von  dem  ganzen  * 
Volte  gewählt,  aber  die  Wahl  der  höheren  Aemter  war  den 
Centuriatcomitien  vorbebcdten,  in  denen  die  Aristokratie  des 
R^chthunis  das  Uebergewicht  beausz,  und  die  hinwieder  von 
Magistraten  gelltet,  und  durch  .die  Auspicien  beschränkt 
wurden.  Ueberdem  war  der  Weg  zu  diesen  Würden  in  der 
Regel  nur  denen  offen,  welche  selbst  zu  der  nationalen  Ari- 
stokratie gehörten,  sei  es  weil  sie  von  angesehenem  Ge- 
schlechte waren,  in  Folge  dessen  einen  glänzenden  Namen 
trugen  und  eine  zahlreiche  Clientel  und  auch  bei  dem  Volke 
ein  günstiges  Vorurtheil  für  sich  hatten,  sei  es  weil  sie  grosze 


Citfn  de  Legibus  III.  3: 

„Rfgio  imperio  duo  suato. 

tip.  IV.  3. 

VI,  11.  S-  7:  „täv  ^dVo 

iinvuiav,  rfiilo^  iioraf-^ 

„«•r  ir<ü,.r' 

'  Daher  die  Formel  bei  Cietro  de  Legib.  III.  3:  ^i  par  m^jorve  po- 
tealas  protiibesait."  Eb  ist  das  nämliche  Princip,  welches  auch  Im  römi- 
«cheD  Privatrecht  unter  den  Hiteigenthünem  gilt:  „Neganti  major  pote- 
■Us.'    Vgl.  GiUiiu  NoctM  Attieae  Sllt.  12.  16. 

«  smuredii.   I.  22 
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Reicilthttmer  besB«zen,  und  das  Volk  daroh  öfiiontlicbe  auf 
ihre  Kosten  ausgeflllirte  8pie1e  zn  gewinnen  wuszten,  sei  es 
endlich,  weil  sie  durch  einleuchtende  Verdienste  im  Kriege 
oder  als  groBze  Redner  über  die  Menge  empcnrgesti^eD  waren 
und  einen  Tolksthdmlichen  Ruf  und  AatoiitOt  erlangt  faaU^. 
Seitdem  auch  den  Plehejeni  die  hohem  Hagiatxaturen  bu- 
gftnglich  geworden,  waren  dieselben  freilich  nicht  meiir  auf 
den  blossen  Oeburtaadel  eingeschrflukt;  aber,  wenn  vir  tod 
einseinen  ziemlich  seltenen  Ausnahmen  absehen ,  war  es  doch 
in  der  Rege)  nur  den  Gliedern  jener  grossen  poHtischeD  und 
socialen  Aristokratie,  io  welche  das  Fatriciat  sich  umge- 
wandelt und  ausgebildet  hatte,  vergOnnt,  an  der  R^erong 
des  States  unmittelbaren  Thedl  m  nebmui:  und  diese  Ua- 
gistrate  bildeten  hinwieder  den  Benat. 

Erwägt  man  alle  diese  Verhältnisse,  so  wird  man  die 
Wahrheit  der  Behauptung  zugestehen  müssen,  dasi  die  römi- 
sche Republik,  obwohl  monarchische  Ueberlieferungen  und 
demokratische  Elemente  auf  die  Verfessung  einwiriiten ,  den- 
noch wesentlich  äne  Aristokratie  war,  und  swmr  keine 
Geschlechts-  oder  Standesaristokratie,  wie  das  Kittelalter  sie 
in  zahlreichen  Formen  bervoigebracbt  bat,  sondera  die  gn»a- 
artigste  und  herrlichste  Volksaristokratie  der  Welt- 
geschichte. 


DreizehnteB  GapiteL 

Bem«rkang«D  fiber  die  Aristokratie. 

Montesquieu  hat  die  Uftszigung  (mod^raUon)  als  Priu- 
cip  der  Aristokratie  wklärt,  und  allerdings  bedarf  die  Aristo- 
kratie der  M&ezigung  im  Interesse  ihrer  Sicherheit,  und  wird 
auf  die  Mäszigung  hingewiesen  durch  die  Betrachtung,  dasz 
sie   an   Zahl    und   physischer  Kraft   von   der  Menge,   Ober 
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welche  ^e  die  Herrschalt  flbt,  Qbertroflto  wird.  Wird  die 
Demokratie  im  Gefühl  ihrer  ftuezerlich  imbeschräDkteit  Haeht 
leicht  BU  einem  unm&sztg«!  Gebrauch  derselbeo  veifuhrt,  so 
kann  die  Aristokratie  im  Gegentheil  der  Sorge  nicht  leicht 
los  werden,  dass  die  gereizte  Menge  ihr  Widentand  leiste 
und  sieb  wider  sie  auflehne;  und  diese  Rücksicht  bestioiott 
sie  in  der  Regel,  ihr  staüicbes  Üebei^wicht  nicht  aUiu- 
drtlckend  werden  zu  lassen.  Sie  weiez  es,  dass  die  Erhal- 
tung ihres  Ansehens  groszentheils  darauf  beruht,  dasi  sie 
Uasz  hält,  und  ihre  Politik  ist  gewohnlich  conservatir. 

Aber  das  innerste  geistige  Princip  der  Aristokratie  wird 
damit  doch  nicht  bezeichnet  Vielmehr  Iftazt  sich  als  solehes 
eher  die  moralische  und  geistige  Auszeichnung  der 
herrschenden  Oasae  von  der  regierten  lleoge  angeben.  Die 
Aristokratie  ist  nur  insofern  Wahrheit,  als  wirklich  in  ihr 
die  Besten  (o/  ägtoTOt)  regieren.  '  Artet  die  herrschende 
Classe  aus,  gehen  die  rorzUglichen  Eigenschaften,  durch 
welche  sie  sich  empoigehoben,  unt«r,  verdirbt  ihr  Charakter, 
wird  ihr  Geist  schwach  und  eitel,  so  geht  die  Aristokratie  un- 
aunwltsam  unter,  weil  die  belebende  Seele  ihres  Wesens  ab- 
stirbt. Aber  ebenso  geht  sie  zu  Grunde,  wenn  awar  in  ihr  die 
hervom^oden  Eigenschaften  noch  fortdauern,  aber  in  den 
r^ierteo  Classen  ahnliche  Auszeichnung  aufbläht  und  die 
hergebrachte  Aristokratie  es  versäumt  und  verschmäht,  diese 
in  sich  ao&unehmen  and  dadurch  ihre  Erfifte  zu  ergänzen 
und  zu  steigern.  Das  vorzüglich  hat  die  rtlmische  Aristokratie 
60  grosz  gemacht,  das  auch  den  Einflusz  und  das  Ausehen 
der  englischen  erhalten,  dasz  sie  aa  in  l^jendigem  Zusammen- 
hang mit  dem  Übrigen  Volksleben  verblieben  sind  und  tmi- 
w^rend  neue  Sttfte  aus  diesem  aufgest^n  haben. 

In  der  Abgeschlossenheit  liegt  ein  Haup^brecben 

'  Vi«I  richtiger  ala  Uonlesqaieu,  welcher  die  Tugeod  als  Princip  der 
Demokratie  erkUrt,  liat  Arietolele«  geMgt  (Polit  IV.  0,  4.):  Jitt  CIm- 
rakler  der  Ariatokratie  ist  Tugend,  der  der  Demokratie  Freiheit.'' 
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vieler  Aristokratien.  Im  Bestreben,  die  auf  Voi^ü^'e  ge- 
grUmleten  Vorrechte  zu  befestigen,  haben  sie  oft  die  Ri)ck- 
sicht  auf  die  VorzQge  selbst,  auszer  Acht  gesetzt,  und  die 
Vorrechte  fiuszerlich  gewiszennaszen  mit  Wallen  und  Grät)en 
zu  sichern  und  erbrechtlich  fortzusetzen  gesucht.  In  kleinen 
Verhfiltnissra  liesz  sich  eo  eine  Zeit  lang  die  Herrschaft  be- 
haupten, grOszern  Verhältnissen  aber  war  die  so  beschränkte 
Aristokratie  nicht  mehr  gewachsen.  Sparta  und  Venedig 
wurden  schwach ,  als  sie  grosze  Eroberungen  gemacht  hatten. 
8owo)))  die  Spartiaten  als  die  AltbUrger  von  Venedig,  die 
Nobili,  waren  fUr  sich  allein  nicht  zahlreich  und  nicht 
stark  genug,  weite  Länder  zu  behaupten,  und  das  ttbrige 
niedergehaltene  Volk  war  ohne  politisches  Leben  und  Erafl 
gebliebe»  und  konnte  keine  hinreichende  Beihülfe  gewähren.'' 
Auch  die  Bern  er  Aristokratie  ist  weniger  durch  innere  Ent- 
artung des  Patriciates  als  rielmehr  daran  zu  Grunde  gegangen, 
daaz  sie  sich  nicht  aus  den  ausgezeichneten  Männern  der 
Hauptstadt  und  des  Landes  zuei^nzen  verstand. 

Alle  Aristokratie  beruht  auf  au^ezeichneter  Qualität. 
Welche  Art  der  Qualität  nun  bei  einer  Nation  vorzfiglich 
geachtet  werde  und  Macht  habe,  das  hängt  von  dem  eigen- 
thumlichen  Charakter  und  von  den  jeweiligen  Zuständen  der 
Nation  ab.  Wenn  der  Vorzug  des  Geschlechts  (der  RÄSse) 
entscheidet,  so  nennen  wir  sie  Geschlechter-  oder  Adels- 
aristokratie.  In  ihr  wirkt  das  Familienrecht  niid  das 
ständische  Recht  auf  die  Ausbildung  der  öffentlichen  Ver^ 
fassung  mächtig  ein.  Viele ,  mittelalterliche  Aristokratien 
hatten  diesen  Charakter.  Der  Vorzug  der  Bildung  und  Er- 
ziehung kann  sur  Priester- oder  Gelehrten  aristokratie 
rubren.  Wird  das  höhere  Alter  eüs  Hauptbedingung  der  Re- 
gierungsfähigkeit betrachtet,  so  bildet  sich  eine  Aristokratie  der 
Aldermänner  und  des  Senats.    Gilt  die  kriegerische 

*  Sehr  gal*  Beinerkung«ti  dartiber  hat  Hacliiavelli  ed  Livius  1,6. 
gemiwlit. 
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AuszetchnuDg  als  entecfaeideDd ,  so  entsteht  die  Arietokmüe 
ijes  Ritterthums.  Wird  auf  dea  Reir.hthuni  das  Schwer- 
gewicht gelegt,  so  ei^bt  sich,  je  nachdem  der  Grand- 
besitz  allein  oder  auch  das  bewegliche  Verminen  beachtet 
wird,  eine  grundherrliche  oder  üne  Capitalistenari- 
stokratie,  die  Plutokratie,  nach  Clcero's  Urtbeil  die 
hftazlichste  aller  Statsformei).*  Die  Aristokratie  der  Optima- 
ten  hat  vorzugsweise  einen  Partäicharakter ,  indem  sich  in  ihr 
eine  Anzahl  Ton  Familien  und  Personen  geeinigt  haben.  Die 
Aristokratie  der  Aemter  und  Wurden  kann  vorzugsweise 
als  eine  politisch  motivirte  angesehen  werden,  am  ehesten 
dann,  wenn  sie  noch  als  Wahlariatokratie  erscheint, 
weniger  wenn  sie,  wie  das  im  Hittelalter  gewöhnlich  ge- 
schehen ist,  allmählich  zur  Erbaristokratie  und  in  Folge 
dessen  wieder  zur  Geschlechter-  oder  Adelsaristokratie  wird. 

Ott  wird  zugleich  aurverschiedeneTorzagliche Eigen- 
schaften gesehen  und  diese  combinirte  Aristokratie  ist  sicherer 
und  besser  als  die  einseitig  auf  EUnen  Vorzug  gegründete 
üerrsühatt,  welche  alle  andern  von  Natur  aristokratischen 
Classeu  oder  Personen  zu  natürlichen  Gegnern  haL 

Die  Aristokratie  liebt  es  ihre  Vorztlge  glttnzen  zu  lassen. 
Indem  sie  daher  mit  Vorliebe  die  äuszere  Hoheit  und 
W  ürd  e  des  States  zu  zeigen  pfl^t,  veredelt  sie  die  statlichen 
Forinen  und  verstärkt  sie  die  Oß'entliche  Autorität  Sie  kann  ' 
eher  noch  der  Liebe  des  regierten  Volkes,  aber  nie  der  Achtung 
iltsselben  entbehren.  Daher  süc^t  sie  durch  die  äuszere  feier- 
liche Erscheinung  zu  imponiren,  und  ihr  Selbstgefühl,  ihr 
Stolz  prägt  sich  dem  State  ein.  "Ea  ist  das  ein  unverkenu' 
barer  Vorzug  der  aristokratischen  vor  der  demokratischen 
Statsform,  welche  leicht  auch  ihre  Obrigkeit  und  selbst  den 
Stat  in  die  Nie<lerung  des  gemeinen  Thebens  herabzieht. 

Aber  an  den  Vorzug  schlieszt  sich  die  Gefahr  ganz  nahe 

'  Cierro  ile  Kep.  I,  34;  »i'^  ""'  defortnior  «pecire  est  civlIaUs  quam 
ill*,  in  qua  ofmittitiuimi  optinti  putantur." 
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an,  dUE  die  herrMhenden  Clamen  sieh  selbst  uberbriiea, 
und  die  regierten  dessen  weder  hinreichend  achten,  noch 
ihnen  eine  genttgeode  Sorge  cnwenden.  Deher  begegnen  wir 
nicht  selten  in  der  Geschichte  der  Aristokratien  einer  kalten, 
mit  Oeringschitzung  begleiteten  nnd  dadurch  um  so  rerletsen- 
dero)  HArte  nnd  selbst  Gntusamkeiteii  gegen  die  niedem 
Schichten  der  BeTOIkernng.  Das  Verfahren  der  Spartiaten 
gegen  die  Heloten,  die  Bedrückung  der  plebejischen 
Schuldner  durch  die  Patricier,  die  Hiszfaandlnng  der 
irischen  Pächter  durch  die  englischen  Qrundherren 
sind  beredte  Zeugniese  für  diesen  Charakterzag. 

Ist  eine  flbennäezige  Beweglichkeit  und  Veränderlichkeit 
gewAholich  mit  der  gebildeten  Demokratie  Terfonnden,  so  ist 
umgekehrt  eine  Dbertriebene  Zähigkeit  und  Unver&o- 
derlicbkeit  der  herkömmlichen  Verhältnisse  eine  hftufige 
Bigenschafl  der  Aristokratie.  Die  Demokratie,  im  Voige- 
ft)t)l  ihrer  Macht,  rergiset  Imcht,  indem  sie  diese  schrsnkea* 
los  aosobt,  die  Bedingungen  ihrer  Erh&ll^ui^.  Die  Aristokratie 
dagegen ,  roUer  Sorgen  rar  ihre  unrerkQmmerte  Erhaltang, 
gerftth  nicht  selten  in  den  Irrthum :  indem  sie  sich  starr  an 
das  Alte  anklammere  nnd  jede  Nenerung  abwehre,  werde 
sie  ihre  Herrschaft  am  besten  sichern.  In  der  That  versteht 
sie  es  meistens  besser  als  die  Demokratie,  sieb  selber  zu 
conserriren,  und  durchweg  haben  die  Aristokratien  einen 
Iftngeren  Bestand  gehabt  als  die  Demokratien.  Sie  rer- 
meidet  die  Stateexperimente,  sie  hat  Scheu  ror  raschen  Sprün- 
gen; in  gemessenem  Gang  schrotet  sie  bedachtsam  vorwärts, 
und  entwickelt  nur  wenn  wirkliche  Gefahr  droht,  dann  zu- 
weilen die  Monarchie  TOrübergebend  nachbildend,  eine  durch- 
greifende Energie.  Aber  was  im  richtigen  Hasze  wieder  eine 
gute  Eigenschalt  jener  8lat«form  ist,  und  aus  dem  natür- 
lichen Insünct  der  Selbsterhaltung  entspringt,  das  wird,  im 
Uoniaaz  geUbt,  zu  einem  tödtlichen  Fehler. 

Diese  Neigung  und  Fähigkeit  der  Erhaltung  t^eabart 
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Hioh  auch  in  der  satUrlkheD  Tendern  der  Arütokratie,  die 
Erbliehkeit  zu  einem  GrundimDcip  dar  S(ftt0eiiiriohtui^;eD 
xa  machen.  Diese  Tendeoi  wird  besonders  in  der  Geschichte 
des  MittelaUers  aosohaolidi,  welabea  überall  in  Europa 
einen  aristokratiselien  Ohai^ter  seigt.  Selbst  das  deutsche 
Eoisetreich  war,  ungeachtet  das  Etüsertbam.  ursprünglich 
'  von  der  Idee  der  Monarchie  Tollstttndig  erfQUt  und  durch- 
drungen wer,  jedenfolls  seit  dem  Untergänge  der  Hobeu- 
staufen  dem  Wesen  nat^  su  einer  Aristokratie  gewor- 
den. *  Nur  das  Eaiserthum  selbst  war  nicht  erblich  gewor- 
den, sondern  wurde  durch  Wahl  der  erblichen  KurfUreteo 
beaetst  I>ieEbi'eii,  welche  dasselbe  umgaben,  waT«D  gl&n- 
zeud,  abw  die  Macht  gering.  In  allen  wichtigen  Dii^eti 
kann  der  Kaiser  nur  in  Verbindung   mit  den  Kurfürsten 

*  Dm  hat  sclinn  der  Franzose  Bodin  wohl  gewuaiU  Seither  haben 
es  sog«r  deutsche  Recbtahisloriker  inweilen  wieder  vergfMen.  Bodin 
Bolireibt  (de  Rap.  üb.  n.):  «Bt  qnoniun  pleriqn«  imperium  Octomionun 
■DOtuuvbisDi  rate  «t  Miitiunt  et  aSlriiiaDt,  eripiendoa  ett  bic  error,  — 
Neminem  antem  esae  arbitror.  qui  cam  animwivert«rit,  treceotos  circiler 
Principe^  GermsnorDm  ae  legales  civilatnm  ad  conventns  coire,  qnt  e«, 
qnae  dixlmna,  jara  maJeMaiis  bab«ant,  arlttooi^tiam  eaie  dobitet.  Lege« 
Miro  (um  Imperatori,  tum  sin^ulia  PrinclpibuB  ac  eiviutibui,  tum  etiam 
de  tiella  ac  pace  deceniendi^  vectigalia  ac  tributa  imperajidi^  deniqne  ju- 
dieea  ImpeHalii  Curiae  daodi  Jus  habent.  —  Sceptra  quidem,  regale  so- 
linro,  preUosUaimae  veatee,  comnau,  uitMOMio  aubaequcntibuH  Chrittianae 
r^ibuc,  inagiuem  regiae  majesUlis,  habeot,  r«m  non  iiftbeuL  Et  oerle 
(■DtA  eat  imperii  germanioi  majestaa,  (antun  splendor,  ut  Imperator  suo 
quodam  modo  jui'e  omnibns  omamentis  ac  bonoribua  cumulari  mereatur: 
'  sed  ea  eat  Aristocratiae  tteue  constitutae  ratio,  at  quo  pluB  itonorJB  eo 
minu  imperii  tilboatur;  et  qal  pIns  impario  potrant,  minuB  baoorii 
adipiscautur ,  ul  omnium  opiime  Vcneti  in  republica  conslitufnda  decre- 
verunt.  Qiine  cum  ita  iint,  quis  dubitet,  rempabiicam  Oermanonim  An- 
atocratlam  e&ae?  PUilipp  Chemnitz  (disaerL  de  rstione  Status  in  Im- 
perlo  noslro  KooMino  germ.  1640.)  hat  auf  den  Qedanken,  da»  üeotaidi- 
iand  eine  Ariatokmlie  «ei,  seine  Eeformplaue  gegrtliidcl.  Vgl.  Pertlie», 
das  deutsche  Stalsleben  vor  der  Revolution.  184&.  S-  346-  PuffeDdorr 
(Hooieiambano)  bat  das  Kelch  ein  zwischen  Honarchie  and  Aristokratie 
achwankeudes  Monstmro  genanui,  aber  ebeniyis  die  überwiegende  Tsk- 
'lei»  XII  r  ArislofcFatie  aiMrkatint. 
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'ein«D  Eotseheid  ftuseir.  IHe  Gcsetse  bereitet  das. KurfAr- 
«tencollegium  ror,  und  bst  auf  den  Reicbetsge  selbst 
die  erste  fitimtne.  Die  «weite  steht  den  übrigen  Furatea  und 
Herrea  sn,  welche  alle  wieder  die  üraprüngHchen  StatsAmtar 
in  erblich«  Lende^errsf^Mften  imiEUwandeln  gewuszt'  haboi. 
Ist  die  Vereinbsmng  anch  mit  dieser  regierende»  Ariatokr^es 
dem  Reiehsrorstenratb,  gelangen,-  so  wird-  noch  das 
reicbsstädtisobe  Collegiufnmn  seine  Zustimmung  befragt; 
aber  da  su  der  Zeit  auch  in  den  RücfamMdten  gewöhnlich 
eine  pntricimihe  Aristokratie  das  Regiment  besitzt,  so  ist  selbst 
hier  wieder  die  Vertretung  auf  den. Reichstagen  groszentheil« 
aristokratisch.  Die  Reichsregiening  steht  dem  Kaiser  and 
den  Eurfllrsten  gemeinsam  zu,  nicht  jen«n  allein,  und  an 
^ne  onmittelbare  Einwirkung  und  Beherrschung  der  Reichs- 
gewalt den  Personen  und  Zuständen  gegenüber  ist  nicht  mehr 
zu  denken.  Diese  war  in  jeder  Wetee  unterbrochen  durch 
die  Landesherrschaft  der  erblichen  Reichsaristokratie,  uotei^ 
brechen  und  gelähmt  bei  weitem  mehr  als  vermittelt. 

In  allen  politischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  zeigt 
sich  diese  aristokratische  Neigung  des  Hiltelalters  zu  erblicher 
Betätigung  derselben.  Die  Lehen,  die  Reiehswurden  and 
Aemter,  die  (Serichtsbarkeit  in  allen  Stufen,  Grafschaften, 
Vogteieu,  tirund herrschatten,  selbst  die  Stuhle  der  urtbei- 
lenden  Schöffen ,  die  Ritterschaft ,  der  Hofdienst  der  Ministeria- 
len, die  Patriciate  in  den  Städten,  die  Meyer-  und  Keller- 
ämter in  den  Dörfern,  der  hofrechtliche  Besitz  der  hörigen 
Bauern,  Allee  wurde  während  des  Mittelaltere  erblich. 

Im  Gegensatze  zu  dieser  Richtung  des  Mittelalters  äuszert 
dagegen  die  neuere  Zeit  vielfältig  ihre  Abneigung  gegen 
das  poHtiscbe  Princip  der  Erblichkeit.  In  beiden  eich  wider- 
streitenden Tendenzen  liegt  ein  Element  der  Wahrheit,  und 
eines  des  Irrthume  und  der  Uebertreibung.  Die  neuere  Zeit 
bat  Recht,  wenn  sie  gegen  die  Hemmnisse  ankämpft,  welche 
eine  verhärtete  und  beschränkte  Erblichkeit  der  VerhftltuiBse 
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der  Eutvipkliing'  dto.  LebaiB  und  der  Befriedigung  dsK  mo- 
dernen  BedUcfbisee  estgegensetzt; .  sie  hat  Recht,  veon  sie 
füv  die,ipdividuellfl  Tüchtigkeit  Anei^ennang  vertengt;  Reoht, 
wenn. sie  nicht  mehr  augibt,  daaz  die. politischen /Aemter, 
welche  persönliche  F&bigfceit.undzngleicb  Unterordnung,  unter 
das  Gatise  roraussetzen,.Qach  det>.Gruodsittzen  des  Erbrechts 
betetet  und  2U  EigenÜiuoi  einzelner  Familien'  gemacht  weiv 
den.  Aber  sie  hat  Unrecht,  deu  Zusammenhang  zwischen 
der  Vergtuigenheit.  und  Gegenwart,  den  das  Erbrecht  f^at* 
hftlt,  aufzulösen  und  in  Zostftnde  und  Verh&ltuisse,  w^dien 
die  fortgesetzte  Stfttigkdt  der  Ueb^liefernng  natbrlieh  ist, 
welche  eben  durch  ihren  gesicherten  Kortbeatand  da-  Stats- 
ordnung  selbst  als  feste  Säulen  dienen,  und  welche  auch 
grosze  moralische  Interessen  und  Krftfle  fortpflanzen  und  in 
die  Zukunft  binflberleiten ,  eine  lockere  und  b&ufigem  Wechael 
ausgesetzte  Beweglichkeit  einzuführen.  Indem  sie  das  tbut, 
baut  sie  statt  aiif  Felsen  auf  Sand'  und  rerfehlt  sieb  wider 
die  organische  Natur  sowohl  der  Nation  als  des  States, 
deren  Leben  nicht  mit  den  einzelnen  Generationen  wechselt, 
sondern  während  Jahrhunderten  sich  durch  eine  Reihe  von 
Generationen  fortsetzt. ' 

^  In  dem  arislokni tischen  England  wird  die«e  Bedeutung  de«  pollli- 
whea  E!rbr«chtes  aacb  In  nnierer  Zeit  nocli  verstanden.  Sehr  acbön 
kutzert  stob  darüber  Edm.  Borke  in  seinen  Betrochtungen  ttber  die  . 
rranräeiwbe  Revolution:  „Sie  werden  bemerken,  was  die  übereinstim- 
mende Politik  unserer  Verfassung  von  der.Uagnd  Charia  bis  inr  Erklä- 
rung der  Rechte  gewesen  ist,  nnsere  Freilielt  als  eine  fideieommisse- 
riscbe  Erbschaft  (an  entailed  inberilance)  zu  bahren  und  in  An- 
spruch zu  nehmen,  die  uns  von  nnsem  Toreltern  überliefert  worden, 
lind  die  wir  unsern  Naehkoromen  zorfloklassen  sollen.  Wir  baben  eine 
erbliche  Krone,  eine  erbliche  Pairie  nnd  ein  Haus  der  Gemeinen  nnd  ein 
Volk,  deren  Privilegien,  Öereeblsarae  und  Freiheiten  von  einer  langen 
Ahnenreibe  hemUmmen.  Der  Geist  der  Neuerung  ist  gemeiniglich  das 
Qeachöpf  der  Selbstsucht  und  heschränklei-  Ansidilen.  Ein  Volk,  welches 
nicht  luriickblickt  anf  seine  Vorfahren,  wird  auch  nicht  für  seine  Nach- 
aorgen.  Das  Volk  von  England  aber  »cisi  sehr  wohl,  dasz  die 
r  Erblichkeit  ein   sicheres   l'riucip  der  Erhaltung  und   ein 
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Da  die  AriBtokratie  vormgeweise  die  Macht  d  er  äusxern 
OrdouDg  BQf^«afat  erbOlt,  und  ron  dieser  ihre  Erhaltung 
enrartet,  so  ist  aie  io  besonderem  Mssie  sueh  eine  Pfl^^in 
des  Rechts,  desseD  formellen  Bestand  sie  soi^Uig  vor  Er- 
schütterung bewahrt  Man  hat  es  daher  mit  Gniod  ihr  nat^ 
gertthmt,  duz  sie,  wenn  sie  nicht  in  ihrer  ExistenR  bedroht 
scheine,  und  deezhalb  ihre  Ladenschaften  gereizt  werden, 
gerechter  sowohl  im  Verhaltnisz  zu  den  Dnt^thanen  als  su 
ihren  eigenen  Gliedern  zu  handeln  pflege  als  die  Demokratie. 
Es  ist  kanm  zufiällig,  daaz  die  welthistorische  Ausbildung  der 
Rechtswissenschaft  rorzUglich  in  dem  eminent  aristokrati- 
sdiea  Volke  der  Römer  ror  sich  ging.  Aneikaont  auch  ist 
die  zwar  strenge  aber  unparteiische  Rechtspflege  der  Veoe- 
tjaner,  das  gute  Recht,  welches  die  Bemer  gehendhabt,  das 
starke  Recht^efUhl  der  aristokratischen  Engländer,  und  wah- 
rend des  Hittelalters  nahm  selbst  die  Politik  die  ftuszere  Ge- 
stalt des  Recht«urtheils  und  seiner  Vollstreckung  an. 

Bicberea  Prindp  der  Ueberlieferuug  enevgt.  ohne  irgend  ein  Priocip 
der  TervollkoiDiDtiang  auszuschlieazeD.  Eb  Jüazt  den  Erwerb 
frei,  ftber  ea  lieben  das  Erworbene.  '—  Unter  politisches  Syslem 
steiti  iu  Verl>induDg  nod  Harmonie  mit  der  gesunmteo  Wellordnaag  nnd 
mit  den  Bedingungen  der  Existenz  eines  forldnnemden  Körpers,  welcher 
aas  vergänglichen  und  wechselnden  Theilen  gebildet  ist  Nach  der  Au* 
Ordnung  einer  bewundernswürdigen  Weirheit  iat  onsere  Verfbfsnng  ala 
ein  Qaiiies,  indem  sie  die  grorae  und  geheimnisx volle  Verbindung  des 
HenschengeBehlechtes  nachbildet,  zu  beiner  Zeit  alt  oder  jung  (?),  son- 
dern uiiveränderlicli  fortdauernd  schreitet  sie  fort  durch  den  mannieh- 
faltigen  nnd  im  einseluen  unablässigen  Wechsel  der  Abnahme  nnd  des 
Untergangs,  der  Erneuerung  und  des  Aubohwungs.  Indem  wir  so  die 
Weise  der  Natur  in  der  Leitung  des  States  bewahren,  werden  wir  in 
■osern  Verbesserungen  niemsls  gnnz  neu  «ein,  und  in  dem  was  wir  er> 
lialten,  nie  gani  alt  Indem  wir  so  der  Erblichkeit  anhängen,  bsbeu 
wir  unserer  Statsordnung  das  Bild  einer  Blola-  und  FaioiUenverWudung 
aofgeprügt,  verknüpfen  wir  unsere  Landesverfassung  mit  nnsern  tbeuer- 
sten  li&nslicIieD  Banden^  nehmen  wir  die  Fundamen talgesetie  auf  in  das 
Heillgthum  nnserer  Famiüenliebe ,  umfassen  wir  unzertrennlish  und  mit 
der  Wirme  der  verschlungenen  und  wechselseitig  wiederslrahleudeu  Zu- 
neigungen nnsern  Slot,  uoseru  Herd,  unsere  Grüber  und  unsere  Allan." 
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Die  neaere  Z^t  ist  der  Aristokratie  ala  Statofonn  so 
sehr  ungünstig,  dass  sidi  keine  einsige  Aristokratie  bis  in 
die  Uitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  bat  behanpt^i  kön- 
nen. Die  alt-rOoiieche  Aristokratie  ist  erat  durch  die  an- 
strebende  Demokratie  gebrochen,  und  dann  erst  duzdi  das 
Eaieerthnm  erdrOckt  worden.  Die  italienischen  und  die  deut- 
schen AristokratieD  des  Uittelalters  sind  vorerst  durch  die 
wachsende  Macht  der  Forsten  tiberholt  und  gedemOthigt 
worden,  und  dann  erst  der  Feindschaft  der  bUi^rlichen 
Classen  erlegen. 

In  dem  modernen  Stat  nehmen  daher  die  aristokratisdien 
Classen  nur  noch  als  ein  ausgezeichneter  Beetandtheil  des 
Volks  eine  mittlere,  aber  nirgends  mehr  eine  sourerftne 
StdhiDg  ein.  Sie  sind  Oberall  entweder  der  Monarchie  oder 
der  DemolnBüe  untei^;eordnet.  Sie  können  jene  unterstützen 
oder  ermAszigen  nnd  diese  reredeln  oder  bescbrftnken,  Eiber 
sie  kennen  nicht  mehr  die  Statsregierung  too  Reditswegen 
in  Ans[Hiich  nehmen. 


Vierzehntes  GapiteL 

IV.    UonarchiBche  StaUformen. 
Dis  Bfupliirlen  dar  Honarehie. 

IMe  monarchische  Statoform  bat  die  allgemeinste  Aner- 
kennung unter  den  Terschiedenaten  Völkern  der  Erde  erlangt. 
Wir  finden  sie  in  allen  Weltthellen,  in  Asien  und  in  Europa 
fkst  Überall  und  schon  in  den  Anfängen  unserer  Geschichte 
wie  in  der  Gegenwart.  Aber  unter  sich  sind  die  Monarchien 
sowohl  in  der  Idee  als  in  der  Form  ihres  Daseins  so  sehr 
verschieden  und  mannichfbltig,  dasz  es  schwer  wird,  die 
Hauptarien  derselben  naher  zu  bestimmen. 
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I.  Den  Uebe^^f;  von.  der  Tbeokrstie  zur  liuraanen 
Monarchie  bildet  Aie  Despotie^  wie  sie  in  Asien  ronOglicfa 
Macht  und  Geltung  erlangt  bat.  Das  cbarakteristische  Kenn- 
zeichen der  Despotie  ist,  dasz  sie  alles  Recht  in  den 
Monarcfaen  dei^estalt  einigt,  däsz  auszer  ihm  nnd'ihm  gegen- 
über Nientand  festes  Recht  haL  Er  allein  ist  der  BerediUgte, 
alle  andern  sind  vor  ihm  rechtlose  Wesen,  Sklaren.  Er 
kann  wohl  von  dem  religiösen  oder  moralischen  Pflichlgembl 
besofarftnkt  sein  nnd  anerkennen,  dasz  er  (Jott  fttr  die  Aus- 
nbang  seiner  Allgewalt  verantwortlich  sei,  aber  er  ist  nicht 
besobrfinkt  dnrch  die  Rechte  seiner  Unterthanen.  Vor  ihm 
gibt  es  kein  anderes  Recht,  als  was  er  an  Willktlr  und  Gnade 
zulAazt. 

Diese  Despotie  musz,  um  sich  selbst  auch  nur  einiger* 
inaszen  zu  erklären,  auf  die  göttiiclie  Allmacht  sich  bemfen. 
Der  Despote  musz  als  Stellvertreter  Gelles  nnd  als  Inhaber 
der  göttlichen  und  deszfaalb  unbegr&nzten  Gewelt  verehrt 
werden.  Darin  liegt  die  nähere  Beziehung  znr  Theoki-aÜe, 
an  deren  Gebrechen  auch  die  Despotie  leidet,  auch  wenn 
sie  im  übrigen  zugesteht,  dasz  der  Despot  ein  Mensch  sei. 
Die  muhamniedanischen  Staten  des  Mittelalters  haben  alle 
einen  solchen  Zug  zur  Despotie:  und  erst  in  unserer  Zeit 
fangen  sie  an,  sich  der  europäisch -humanen  Monarchie  ent- 
schiedener anzunähern. 

II.  Wir  können  diu  Despotie  als  eine  barbarische 
Form  der  Monarchie  bezeichnen.  Die  höheren  arischen 
Völker  haben  sie  schon  in  der  Vorzeit  als  ihrer  unwlirdig 
verworfen.  Sje  haben  alle  ausser  den  Rechten  der  Fürsten 
und  Könige  auch  Rechte  der  Stände  und  der  Privatpersonen 
behauptet  und  sicli  als  Freie,  nicht  als  Sklaven  gefühlt  Wo 
die  Ueberniacht  des  Monarchen  unter  ihnen  zuweilen  der 
Despotie  älinlich  überspannt  wurde,  da  empfanden  die  ari- 
schen Völker  das  immer  als. ein  Unrecht,  und  bei  günsti- 
ger Gele<:enhcit  traten  sie  ihm  entgegen  und  nöthigten  ihn, 
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auch  die  Rechte  der  [Tnterthaneo  anznerkenneo.  Die  civi- 
lisirte  Monarchie  ist  daherimmereüie durch  die  gemein- 
same Rechtsordnung  bedingte  und  beschränkte. 
Die  Stellung  des  Monarchen  wird  dadurch  nicht  eroiedrigl, 
sondern  erboht,  und  seine  Macht  nicht  geschwltobt,  sondern 
verstärkt,  denn  es  ist  edler,  einem  freien  Volke,  als  einer 
knechtischen  Menge  vorzustehen  und  die  poUtischea  Er&fte 
jener  zusammenzufassen  und.  zu  leiten,  als  .den  stumpfen 
Gehorsam  dieser  zu  lenken.  Je  mehr. in  einem. State  die 
Einheit  und  Enerfpe  des  Ganzen  mit  der  freiest^i  Entfaltung 
aller  Glieder  verbunden  erscheint,  um  so  vollkommener  ist 
der  Stat  oi^nisirt.  Da&  aber  ist.  nie  in  der  Despotie,  son- 
dern nur  in  der  civillsirten  Monarchie  möglich.) 

■  Der  menechlicbe  !Geist  hat  in  den  verschiedenen  Zeit- 
altern und/unter  den  verschiedenen  Völkern  mancberiei  Ver- 
snobe gemacht^  um.  die  richtige  Form  d«  rechtlichen  Be- 
stimmung tmd  Beschränkung  zu  finden. 

Eine  der  ältesten. Formen  ist  das  GeschlechtskOnig- 
thum,  die  Patriarchie.  Der  König  vrird  wie. der  Haupt- 
ling'aue  dem  vornehmsten  Crsscblecht,  alsder  Aelteste  und 
der  Vater  des  Stammes  verehrt.  Die  Institiition  erscheint  da 
noch  gebunden  an  den  Verband  der  Familienart,  und  be- 
schränkt durch  den  Famtliengeist.  In  dem  Vizpati  der  indi- 
schen Stämme  wie  in  dem  Euning  der  deutschen  Völker^ 
scharten  wird  diese  kindlich-naive  Anschauung  sichtbar. 

Ebenso  gebunden  an  privatreohtliche  Zustände  und  Iht 
stitotionen  ist  die  Form  des  patrimonialen  FOrstenthums, 
welches  vorzfiglich  im  Mittelalter  Anerkennung  fand,  sei  e« 
in  der  Form  des  Lebenstats,  sei  es  in  der  Form  der  ein- 
ftichen  Landesherrschaft  (dominium  terrae).  Auch  da 
wirken  gewöhnlich  Familienrecht  und  dynastische  Vorstellun- 
gen tAn ;  es  kommt  aber  hinzu  die  Verwechslung  des  Btats  mit 
ieinerim  Eügenthum  befindlichen  Grundherrschaft.  Das  Amt 
wird  einem  Vermögensrechte  ähnlich  betrachtet  und  bdiandelt. 
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Wir  köDDen  diese  beiden  Fonnen,  in  denen  das  SUb- 
bewuaztseia  noch  niebt  durchgcbmeken  isl,  ais  nnreiTe 
Entwi^inngsptuwen  boMdcAnen. 

EQ.  Ist  zwar  dos  Statsbeimsi^teiii  theilweise  gewebt 
worden,  Bbw  nodi  in  einer  einseili^ea  Ricbtang  auf  eine 
einzelne  OffenÜlehe  Function  als  Hanptfancüon  des  Fttnten- 
fliunu  befongen,  so  entstehen  die  einseitigren  Fonnen 
entweder  des  Kriegsf&rstentbnms  (Herzogtbum,  Im- 
peratorenstat),  wenn  die  kii^eriscbe  Obei^ewalt  be- 
stiaimend  wirkt,  oder  der  Gericbtsherrschaft,  weon 
das  Ricbtaramt  als  Herrschaft  angeseiien  wird.  Das  erstere 
wird  darcbweg  gewaltiger  und  energischer  erscheine^],  die 
letztere  beschrftnkter  und  gemAszigter. 

IV.  Wenn  das  Statsbewnsztsein  in  dem  Fürsten  über- 
reizt und  Qbermachtig  wird,  so  dasz  er  sich  selbst  fOr 
den  allmächtigen  Herrn  nnd  Inhaber  aller  öffentlichen  Ge- 
walt hält,  so  kommt  zwar  die  vielseitige  und  öffentliche 
Bedeatnng  der  Monarchie  als  einer  entscheddenden  Central- 
gewalt  zur  Erscheinung,  aber  die  BerMkening  wird  in  politi- 
scher Unflreiheit  niedei^ebalten.  Es  entsteht  die  absolute 
Monarchie,  weldie  als  civilisirte  Slatsfprm  der  barbui- 
scben  Despotie  entspricht,  aber  sich  dadurch  ron  ihr  unter- 
scheädet,  dasz  der  civilisirte  Monarch  doch  ane  Recbts- 
ordnang  »i»  nothwenrig  anerkennt,  und  sich  selbst 
verpflichtet,  derselben  gemäsz  —  wenigstens  in  der  Regel  — 
za  regieren.  Au^edehnter  erscheint  diese  absolute  Gewalt 
in  dem  antiken  ritanischra  Stat,  beschrftnkter  in  der  neneren 
Absolutie,  die  durch  das  GhristeDthum  und  die  fruheitliche 
Entwicklung  auch  des  Mittelalters  beschränkt  wird. 

V.  Edler  äitwickdt  nnd  in  sich  gehaltener  sind  die 
Formen  der  beschränkten  Monarchie,  welche  die  einheit- 
liche MachtfUlle  der  Studien  Centralgewalt  in  sich  aufheb* 
men,  aber  sogläch  damit  dieEVeifaeit  der  Volksclassen  nnd 
d^  einzelnen  Burger  zu  verbinden  unternehmen. 
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Dahin  gehört  sowohl  die  miUelalterliche  Form  einer 
aristokratisch  und  ständisch  beschränkten,  ah  die 
moderne  Form  der  repräseotativen  und  consti  tu- 
tionellen  Monarchie. 

Mnige  der  wichtigsten  Erscheinungen  dieser  verschiede- 
nen Arten  verdienen  eine  besondere  Betrachtung,  wie  die- 
selbe den  folgenden  Capiteln  vorbehalten  wird. 

Tl.  An  dieser  Stelle  musz  aber  noch  ein  anderer  G^;en- 
satz  innerhalb  der  dvilisirten  Monarchie  erwähnt  werden, 
der  Unterschied  nämlich  des  Königthams  und  des  Eaiser- 
thums.  Er  wiederholt  sich  auf  allen  Entwicklungsstufen 
der  Monarchie,  roher  in  der  alt-asiatiachen  Despotie,  edler 
in  der  -europäischen  Statenbildung. 

Die  Idee  des  Eönigthums  gehfirt  dem  Volke,  die  Idee 
des  Eaiserthums  der  Menschheit  an.  Das  Eönigthum  ist 
die  höchste  obrigkeitliche  Institution  des  Volksstates,  des 
Einzelstates,  das  Eaiserthum  ist  die  Erone  des  Welt- 
reiches. Ueber  den  Eönigen  erhebt  sich  die  Wurde  des 
EMsers,  wie  die  Macht  der  Menscliheit  über  der  der  Völker. 
So  oA  im  Orient  ein  groszes  Reich  gegründet  ward,  finden 
wir  solche  Eönige  der  Eönige.  Der  grosze  Cäsar  griff  den 
Gedanken  der  römischen  Weltherrschaft  persönlich  auf,  und 
ihm  zu  Ehren  hat  die  Weltgeschichte  diese  vornehmste  Stats- 
idee  mit  seinem  Namen  benannt.  Die  volle  Verwirklichung 
derselben  wird  aber  erst  dannznmal  möglich  werden,  wenn 
die  Welt  zu  einer  universellen  Organisation  der  Menschheit 
fortgeschritten  sein  wird.  Bis  dahin  sehen  wir  in  der  bis- 
herigen Oeschicbte  nur  beschränkte  und  mangelhafte  Ver- 
fnche,  das  Eaiserthum  herzasteilen.* 

'  Vgl.  den  über  di«  Idee  und  die  QeMhichie  de«  „KÜHrthnroB"  tw- 
lUglicben  Artikel  im  deuUcben  Statawörterbnch. 
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Fttnfsetaiites  CapiteL 

A.  llelleniiclMs  und  •HgerBuiniseheB  GwchlrrhinkSfiiintiiiin. 

In  den  ersten  Zeiten  der  hellenischen  und  gerina> 
nischen  Geschichte  finden  wir  unter  beiderlei  Völkern 
Knnige  an  der  Spitze  der  Stämme  und  Staten ;  und  es  zeigt 
die  Art ,  wie  diese  Institution  von  diesen  Völkern  au^faszt 
und  behandelt  wird,  eine  aufTallende  Uebereinstimmuog, 
während  dagegen'  das  in  der  Mitte  übende  -  alt-rOmi- 
sche  Königthum  in  wesentlichen  Beziehungen  sich  davon 
unterscheidet. 

Das  Kßnigthum  der  Hellenen  und  der  Germanen  bildet 
den  üebei^ang  aus  der  noch  ideokratiscben  Form  der  orien- 
talischen Alleinherrschaft  in  eine  menschlich^politische 
Institution.  Die  Könige  leiten  zwar  ihr  Geschlecht  gewöhn- 
lich von  den  Göttern  her,  die  hellenischen  meistens  von 
Zeus,  die  germanischen  von  Wodan  [Odin),  und  der  Volks- 
glaube verehrt  in  den  Königen  die  Ueberlieferung.  des  gött- 
lichen Blutes;  aber  obwohl  so  der  Ursprung  der  Könige  an- 
geknüpft wird  an  die  Herrschaft  der  Gött«r  über  die  Welt, 
werden  sie  doch  auf  der  andern  Seite  als  Menschen  erkannt 
und  vielfach  auch  nienscblich  beecbrfinkt.  *    Die  königlichen 

'  biber  dei'  Ausdruck:  „£/  St  Jia;  ßatilhs-"  Jioynti^,  Aiotaiftis 
hei  HoRiar,  U.  II.  204  ff. 

Mrainer  Gedeihn  bringt  Vielhermhaft,  nur  Einer  sei  Herrscher, 
Einer  nur  Ftirat,  dem  schenkte  der  Sohn  des  verborgenen  Kronos 
'  Scepler  zugleich  und  Gesetze,  damit  «r  gebiele  den  Andern." 
Vgl.  Herrmann  griech.  ScatsBlterth.  S-  65.    Sophokles  PhilokL  1371 
„Hoch  ragt  vur  andern  Eünsten  j&      ' 
Eines  Königs  Ennst, 

Der  klag  waltend  Zeus'  göttliches  Scepter  lenkt." 
Nach  Jornandes  c.  14  stammen  die  Amaler  aus  dem  Geechlechte 
der  Äsen.  Von  Hengist  und  Horsa  ist  es  bekannt,  daei  sie  von  Wo- 
dan stammen.  Es  ist  sicher,  daea  viele  anfängliche  Gescblechtahäupter 
erst  spftl«r  auf  enropäiscliem  Boden  zn  Königen  geworden  sind  (6jbel, 
Entstehung    des    deiilscben    Königthnms),    und    daaz    man    sich     dieses 
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Heroen  und  Helden  sind  GüttersJVhne  und  Verwandte  der 
Götter,  aber  eie  sind  zugleich  wirkliche  Menschen  in  ihroo 
und  des  Volkes  Augen. 

Daher  sind  die  Ehrenrechte  der  Könige  hoher  und 
ausgedehnter  als  ihre  Macht.  Sie  rertreten  das  gesammte 
Volk  den  Göttern  gegenüber  und  vermitteln  durch  Opfer 
und  Gebet,  soweit  nicht  besondere  Priester  diese  Pflicht 
Üben ,  zwischen  beiden ,  -  wesKhftlb  denn  auch  zu  Athen  nach 
der  Abschaffung  des  Eönigtbums  der  opfernde  Archon  noch 
den  Namen  des  Königs  beibehielt. 

An  Werth  wird  ihre  Person  weit  höber  geschätzt  als  die 
der  übrigen  Volksgenossen.  Das  Wei^eld  der  geFmanischen 
Könige  übertnfft  das  der  Edeln  gewöhnlich  mehrßich.  Sie 
regen  dalier  auch  durch  ihren  Reichtimm  vor  Allen  hervor. 
Ihnen  gehört  ein  groszer  Theil  des  Landes  als  Domäne  zu 
Eigenthum  zu,  und  bei  Eroberungen  erhalten  sie  ausgedehnte 
Guter  zum  voraus.'  IhreWt^nung,  der  Palast  war  höher, 
weiter,  schöner  und  reicher  geschmückt  als  die  übrigen  Häuser.  * 


Ura^irunga   wiihl   erinnerte.     Aber  die  Idee  und  sribei-  die  Institulioii  dn 
Küaigthuina  liAben  die  arischen  Völker  bus  Asien  milgebrechL 

'  Ariilot.  Pol.  III.  9,  7:  In  den  stcandinaviai-lien  Ländern  triU  diese 
Eigenschaft  auch  der  gernumischen  Könige  deutticlier  hervor,  als  in  der 
lins  bekannten  dentscben  Qeschicht«.  Vgl.  Griniin,  Rechtsatt.  S.  213.. 
Der  obiisüicb  gesinnt«  norwtgisehe  König  Hakon  wurde  von  den  noch 
heidnischen  Baueru  gezwungen,  au  dem  Ding  nach  dem  alten  Herkommen 
za  opfern,  die  Weihebeclier  zu  trinken  und  Pferdelleisch  lu  essen.  Kour. 
Maurer,  die  Bekebi-ung  des  norweg.  Stammes  mm  Christen tb um.  I. 
S.  160  ff. 

'  Taeitui,  Germ.  14:  „Uateria  munificentiae  per  bella  et  rsptoe." 
c  36:  qAgroe  inter  ae  weundum  digntUionrm  parlninlur."  Diese  aiis- 
gedehnle  Grund  herrlich  keit  der  Königa  und  Flirsleo  ist,  Irott  der  zahl- 
reichen Eutäuszerungen  aller  Art,  noch  durch  das  gaute  Uittelalter 
hinab  in  Deutschland  sichtbar. 

'  Homers  Odja».  IV.  45: 

„Wie  der  Sonne  Glana  umhentrabll  oder  des  Uoodes, 
Strahlte  der  hohe  Palast  des  gottbeseltgleA  Herrschers." 
Tgl.  Odyss.  VI.  301  ff.     Aehnlich  die  .Hallen"  der  deutschen  Karsten. 
B1unl»cbli,  allgemeine*  SUtsrecht.    I.  23 
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Ihre  Schätze,  Horte,  sind  reich  mit  Kleinodien  und  Sehmnrk 
aiiegerQetet, 

Durch  Insignien  sind  sie  als  Könige  bezeichnet.  Die 
griechischen  (ragen  das  Scepter,  zum  Zeichen  der  Gerichls- 
hoheit  und  Macht:  ebenso  die  deutschen  den  Stab.*  Sie 
sitzen  auf  eioetn  erhöhten  Throne,  dem  Eönigsstuhl 
(Hochsitz).*  Den  deutschen  Königen  wird  Uberdeol  das  Ban- 
ner voi^etrageo  als  Zeichen  ihrer  Erieg^ewalt  Bei  den 
Griechen  verkandeu  Herolde  ihr  Erscheinen  und  gebieten 
Schweigen ,  ähnlich  den  deutschen  Fronboten  in  den  Gerichten. 
Die  frftnkisclien  Könige  tragen  wallendes  langes  Haar  zum 
Schmuck.  Die  Kleidung  dee  Königs  ist  glänzender,  vorneh- 
mer als  die  gewöhnliche.  ^ 

Die  Existenz  königlicher  Geschlechter  und  die  Verbin- 
dung dieser  mit  den  Göttern  weist  unverkennbar  auf  alte 
Erblichkeit  des  Königthums  bin.  Indessen  bestimmte  das 
Erbrecht  nicht  nach  festen  Regeln  die  t^achfolge.  Vielmehr 
wird  bei  den  Hellenen  zugleich  auf  persönliche  Tüchtig- 
keit gesehen.  So  werden  daher  sowohl  Weiber  als  Kinder 
meistens  ausgeschlossen  von  der  Thronfolge,  und  in  Folge  der 
Anerkennung,  welche  den  Edeln  und  dem  Volke  vorbehalten 
bleibt,  und  der  Einwirkung  solcher  individuellen  Rücksichten 
nicht  ganz  selten  Abweichungen  von  dem  Erbrechte  durch- 
gesetzt. ^  Ebenso  ist  bei  den  Deutschen  die  Beachtung  des 
Erbrechts  mit  der  Kur  der  Fürsten  und  der  Zustim- 
mung des  Volkes  verbunden,  wenn  schon  in  gewöhnlichen 

*  Homer's  tl.  IL  100  ff. 

„D»  erhob  «ich  der  Held  Agamemnon, 
HftItPiid  den  EönigMUb.  den  mit  Kaatt  Heflblos  geUldet, 
Diesen  gab  Heßatos  dem  wallcDden  Zeus  Krooion. 
Aber  ihn  liüBZ  Tbyeeles  dem  Held  Agamemnon  zum  BrbtheU, 
Viel  Eilaude  damit  nnd  ArgtM  Reich  id  beherracben." 
Vgl.  Grimm.  R.  A.  S.  241. 

'  Qrimm.  K.  A.  8.  342. 

'  Urimm.  S.  239.     Thjnry  Uirowing.  II.  62. 

*  Wir  erihiiern  an  die  Oetchicble  dea  Oedlpua, 
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ITAllen  des  Erbrecht  entscheidet,  und  eher  noch  als  bei  den 
Hellenen  auch  Kinder  zu  Einigen  erhoben  werden.  Nichte 
hinderte  die  freie  VolkssenoeseDachaft,  auch  einen  feriiern 
8i|4i«i  des  rerstmbenen  Königs  deui  näheren  vorzuziehen, 
wenn  jener  tüchtiger  schien.  * 

Die  statliche  Macht  dieser  Könige  war  zwar  inteasjr, 
aber  immerhin  sehr  beschrftnkt.  Sie  äuszert  eich  hauptoächlich 
in  folgenden  Momenten: 

1)  Der  König  bat  den. Vorsitz  und  die  Leitung  so- 
wohl des  Rathes  der  Forsten  als  der  Versammlung 
des  Volkes.il*  Er  hat  in  beiden  eine  hohe  Autorität,  aber, 
wie  Tacitus  das  sehr  wahr  bezeichnet,  eher  eine  moralische 
AutoritAt  der  Empfehlung  aU  eine  rechtliche  des  Gebots. " 

2)  Er  ist  der  oberste  Richter  und  hat  als  solcher  — 
nicht  etwa  das  Urlheil  zu  finden,  wohl  aber  das  Recht  zu 
schützen  und  zu  handhaben.  '^  Auch  hier  t)bt  er  keine 
willkürliche  Gewalt,  weder  in  Form  noch  Inhalt.  In  beiden 
Beziehungen  wird  er  durch  das  Urtheil  beschränkt  und 
bestimmt. 


'  T^KÜM.  Genn.  7;  „Regei  tx  ndbilitatt  lumwnt."  Die  RUcksicUt  hat 
das  Oeachleclit  \legt  schon  in  dem  Nsmen  der  deulaeheii  König«,  Chtning 
»ad  Ktm-ing  vod  dinu  oder  chuni,  Gwcliiccbt,  Hildebert  II.  wurde  als 
fiiDQäbriger  Knabe  lum  Könige  toii  Auatrasien  aaegerntto.  Tfünry  Mi- 
row.  II.  63.  Beispiele  von  Abweichungpn  vou  dem  Erbrecht  finden  eich 
öfter  in  der  Geschichte  der  Weelgnthen  und  der  LongolMrden.  F.  Dahn 
(Die  Könige  der  Oerniauen  I.  8.  32  )  betont  die  ßrblichlieit  enl schieden«-, 
Thudichum  (Der  oltdeuiaciie  Siat  8.  60.)  mehr  die  Volkswahl;  aber 
beide  erkennen  die  Verbindung  beider  Urstchen  an. 

"  Die  ßovX^  der  (iMnr*e  oder  fiaeMig,  auch  yffovrei  nta  den  König 
her  bei  den  Hellenen  entspricht  dem  concilhim  prjncipvm,  welches  nach 
TacitDS  den  deutschen  Königen  znr  Seite  stehL 

"  rocit.  Oem.  II:  „auctoritas  anadendi  poiiua  quam  Jabendi." 

"  Homer  nennt  die  Könige  daher  „/linaanäiMvi'  und  ^tutaniiHovs. 
Ueber  die  denischen  vgl.  Taeü.  0«rm.  9.  12.  Auch  der  indische  Königs- 
name  rig  stammt  von  rag  richten,  wia  rei  ton  regere.  Die  Idee  der 
Rechttordoung  ist  daher  schon  in  dem  alt-arischen  Köuigsnamen  ans- 
ges[wocheD.    Lassen  Ind.  Alierth.  i.  S.  60S. 
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3)  Er  ist  ferner  Haii[it  der  Kriegsorrtniing  und  in 
der  Regel  Heerführer."  Im  Kriege  erweitert  sich  dann 
seine  Macht.  >*  Zuweilen  sehen  sich  die  deutschen  St&inoie 
indessen  genöthigt,  eben  weil  sie  noch  mehr  als  die  Hellenen 
an  dein  Erbrechte  halten,  statt  unmündiger  KAnige  Her- 
zoge im  besondem  Falle  mit  der  wirklichen  Eriegsfahrung 
zu  betrauen.  Auch  in  solchen  Fallen  aber  gilt  doch  der 
König  als  Oberhaupt  des  Heerbanns. 

Die  eigentliche  Regieruiigsmacht  dagegen  ist  bei 
den  Hellenen  und  den  Germanen  in  den  ersten  Zeiten  noch 
sehr  unentwickelt.  Der  Keim  derselben  liegt  noch  verliOllt 
in  den  vorhin  genannten  EigenGchafleii  des  ECnigs. 

Diese  Könige  sind  endlich  mit  ihrer  ganzen  Existenz 
und  ihren  Rechten  umschlossen  -  von  dem  göttlichen  und  dem 
menschlichen  Recht.  Die  Griechen  machen  auf  den  Unter- 
schied zwischen  der  orientalischen  Despotie  und  diesem  Eönig- 
thum  aufmerksam,  und  heben  mit  Nachdnick  hervor,  dasz 
das  Wesen  des  letztem  in  der  Beachtung  der  göttlichen 
Ordnung,  der  vaterländischen  Gesetze  und  Gewohnheiten 
bestehe.  "  Der  König  steht  somit  nicht  Ober,  sondern  in  der 

'•  Arittotfi.  Pol.  111.  9,  7:  „Kvoioi  JF  i,aay  Tfj  it  tarä  irilifHiv  ijj-i- 
iiovia?."  Be)  roiDchen  dflitachen  VölberediKRen  hat  der  glAckHcbr  Heriog 
eine  königliche  Dynaatie  g^rilndet. 

'*  Vgl.  Caeeir  de  B.  G.  VI.  23. 

*^  Dionfs  vOD  Haltcamui  V.  74;  „UraprOoglich  hatten  alle  frie- 
ehlBchen  Stftdte  Ednige,  aber  nicht  in  der  deflpotiwheD  Art  der  Bat- 
baren,  roodem  nach  den  Geaetaen  und  den  veterllind lachen  Gewohn- 
heiten." ArüM.  Pol.  III.  9,  7  ond  III.  10,  1.  Vgl.  Herrmann  s.  a.  0. 
SnfhMti  Oedip  d.  Eonig  v.  650  (T.,  wo  der  Chor  aar  das  götUiche  Recht 
hinwriftt : 

„Ach  wtird'  ich  theilhaft  des  Looks 

Rein  10  wahren  froraroe  Sehen  bei  jedem  Wort  und  jeder  Handlung. 

Tren  den  Urgesetzen, 

Welche  beachwingt  hoch  in  dee  Aelhers 

HtmmliKhem  Öeiale  etammen  aas  dem  Schoosze 

Dee  Täters  Olympo«,  nicht 

Ans  slerblieher  Hünner  Kraft 
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Rechtsordnung,  nicht  auszer  dem  Volke,  eondem  an  der 
Spitze  desselben.  Noch  mehr  beschränkt  durch  das  Recht 
des  gonzen  Volkes  und  der  übrigen'  Glieder  desselben  sind 
die  deutschen  Könige. '" 

Eine  EigehthQmlichkeit  des  deutschen  Köntgthums  aber, 
wodurch  die  geringe  Macht  desselben  in  gewissen  Kreisen 
sehr  verstärkt  wird,  ist  die  Beziehung  desselben  za  dem 
auserwAhlten  und  eng  verbundenen  Gefolge.  Durch  das 
kriegerische  und  zu  persönlicher  Treue  und  Ergebenheit  eid- 
lich verpflichtete  Gefolge  erlangen  die  deutschen  Könige  eine 
ihnen  ausschlieszlich  dienende  Haus-  und  Kriegsmacht,  als 
deren  freie  „Herren"  sie  gelten,  und  deren  Ehre  darauf  ge-' 
richtet  ist,  die  Ehre,  AutoritAt  und  Macht  des  Königs  gegen 
seine  Feinde  und  Widersacher  zu  verfechten.  In  dieser 
EigenthQmlichkeit  liegt  der  Keim  zu  der  grnszen  mittelalter- 
lichen Schöpfung  der  Lehensverfassung,  welche  die  Natiotial- 
verßissung  später  vielfach  durchbrochen,  (überwuchert  uud 
groszentheils  auch  umgestaltet  hat. 

Oeboren;  nimmer  bullt  iJe  die  Zeit,  Iraun,  in  Vergeaeenheit; 
Ee  belebt  machtTOll  eie  ein  Oolt,  der  nie  altert." 
Und  noch  energischer  Aniigune  (v.  451)  zum  König  Kreoa : 
„Anch  Die  80  mftchlig  achtet'  ich,  was  Du  ttefahlst, 
Um  Über  angtscbriebenea,  festea,  göttliches 
Gesetz  hinaus  zu  schreiten,  eine  Sterbliche. 
Für  dieses  wollt'  ich  nicht  dereinst,  aus  banger  Scheu 
Vor  HenKbendflnken  mir  der  OOtter  Strafgericht 
Zoiiehen."    Vgl.  Oed.  Col.  v.  1371. 
'*  Taeüui,  Germ.  1:  ,nec  regibus  infinita  ac  libera  poteslas."  c.  11: 
„penee  plebem  afbitrinm."    Sie  „walten"  ihrer  Völlier,  sie  „herrschen" 
nldit     SchmitlhenDer,  SUtsr.  S.  40. 
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B.    AHrömtocba  ralkit5B«lhmi. 

In  einigen  Begehungen  erscheint  das  alte  KOnigthnm 
der  ROmer  dem  der  Hellenen  und  Germanen  nahe  Terwandf : 
iu  andern  aber  unterscheidet  es  sich  von  diesetn  so  bedeo- 
lend,  dssz  wir  in  ihm  wohl  eioe  neue  Art  der  Alleinherr- 
schaft, und  zwar  eine  höhere  Entwicklungsstufe  derselben  er- 
kenueo  dOrfen.  Schon  bei  Beslellnng  der  lOmiscben  ECnige 
6nden  wir  den  wichtigen  doppelten  Unterschied,  dasz  die 
Rucksicht  auf  das  Erbrecht  bedeutend  zartlcktritt  hinter 
das  Element  der  Ernennung  oder  Wahl,  und  äaaa  nicht 
ebenso  der  Volksglaube  die  römischen  Könige  ron  göttli- 
cher Herkunft  stammen  läzst,  wie  die  griechischen  und 
germanischen. 

Zwar  haben  die  Heroen,  denen  Rom  seine  GrQndung 
verdankt,  noch  Götterblut  in  ihren  Adern,  und  Roinulus 
wifä  nacli  seinem  Tode  selbst  za  den  Göttern  erhoben.  Aber 
nach  ihm  fiuszem  die  Götter  ihre  Hitwirknng  nur,  wie  in 
allen  andern  wichtigen  Statsangel^enheiten ,  durch  die 
Zeichen,  welche  bei  den  Auspiden  beobachtet  werden,  durch 
die  unsichtbare  Stimmung  der  Seelen  und  durch  die  anab- 
wendbare Uacht  des  Schicksals.  Der  Charakter  des  römischen 
Königthums  ist  demnach  rein  menschlich  geartet,  obwohl 
auch  in  ihm  die  Verbindung  mit  göttlicher  Einwirkung 
aur  das  Geschick  des  States  noch  festgehalten  wird.  Die 
Einsicht  und  der  Wille  der  Individuen  wirkt  hier  stärker 
ein,  und  die  Rücksicht  auf  das  Blut  und  die  Familie  tritt 
mehr  in  den  Hintergrund.  ' 

'  Ganz  «naiog  int  «elbst  das  römiaclie  Erbrecht  in  der  Itegel  iikht 
anf  den  Znisnimenliatig  des  BIntes  und  der  Familie  gegründet,  aonderu 
in  (raier  Linie  anf  den  individuellen  Willen  des  Erbtsatera,  der  seinen 
Naclifolger  frei  frnennl. 
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Der  römische  König  wird  von  dem  Vorgänger  odei' 
dem  Interrez  uoter  Mitwirkung  de«  Senats  und  mit  Zu- 
stimmung der  Götter  ernannt  oder  auf  Lebenmeit  gewählt, 
nicht  eine  königliche  Erbdj'naatie  anerkannt.  Es  kommt 
daher  mehr  auf  die  IndividuHlitfit  desselben,  als  aiif  den 
Stamm  an.  Dem  gewählten  Könige  wird  nach  einem  Von 
ihm  selber  vorgeschlageneoGefletz  der  Cnrien  mit 
den  Auspiden  von  dem  Interrez  die  königliche  Gewalt 
ttbertrageo,^  ganz  m>  wie  später  den  Ifagiskaten  der  Republik 
ihr  imperinm.  So  iat  das  römisclie  Eönigthum  von  Anfbiig 
Kn  auch  eine  individuelle  Magistratur. 

Schon  diese  Unterschiede  bedingen  eine  andere  AufRu- 
,8ung  der  königlichen  Institution.  Ein  anderer  nicht  minder 
gewichtiger  li^t  in  der  Art  und  dem  Charakter  der  kölnig- 
liehen  Gewalt  selbst.  In  manchen  Dingen  zwar  sind  die 
Rechte  des  Res  ähnlich  denen  der  andern  antiken  .Könige. 
Auch  er  ist  Opferpriesfer  für  des  Volk,  autfh  er  Twsammelt 
und  Idtet  sowohl  den  Senat,  als  die  rerschiedeneu  Oomitien 
des  Volks.  Eben  so  ist  er  in  der  Regel  der  oberste  Richter, 
ungeachtet  es  von  seinen  Strafen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen noch  eine  BeruAing  an  das  Volk  gibt  Er  steht 
femer  tod  Rechtes  wegen  an  der  Spitze  der  Eriegsrerfea- 
sUDg,  und  ist  der  oatUrliehe  Heerführer.  Endlich  besitzt  auch 
.  er  Rüchthum  an  Gütern  und  Einkilaften.* 

Aber  ungeachtet  der  römische  Eöuig  kün  Abkömmling 
der  Götter  und  nur  auf  Lebenszeit  gewählt  ist,  so  ist  seine 
Uacht  doch  sehr  viel  intensiver  und  voller  als  die  der  grie- 
chischen Könige.  Darin  offenbart  sich  schon  von  Anfang 
an  der  vorzugsweise  slatliche  Sinn  der  RCmer,  dasz  sie 
ihre  obersten   Magistrate    mit   einer   Fülle  von  Macht,   und 


*  El  ist  daa  die  sog.  lex  ngia,  welche  zur  Keiserzeit  e 
UftHMtM  inpr.  L,  1.  de  ooiisiH.  Priiicip.    detro  de  lege  •grar.  II.  11. 

'  Vgl.  Niebubr.  rüm.  OeKh.  1.  (356).    Knbino,   Untertodi.  über 
räiD.  Verf.  I.  Abechn.  % 
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insbesondere  mit  der  GewaU  wisstaUen,  für  die  öffimMiche 
Wohlfalirt  enet^sch  zu  sorgen.  Das  specifisch-römiache  Im- 
perium ist  es  vorzüglich,  was  diesz  Königthnin  vor  jeneo 
Hndern  Institirtionen  so  sehr  ausieiclinet. 

Diif  äiiszere  Ei-scheinung  des  Königs  ist  nicht  niinUer 
voll  Glanz  und  Ehre,  als  die  der  andern,  aber  in  ihr  schon 
offenbnrt  sich  ihre  gröszere  Macht.  Die  RuIhmbDndel  iind 
Beile,  welche  die  zwölf  Lictoren  ihnen  rortregeii,  sind  iiiuht 
blose«  Zeichen ,  sondern  Werkzeuge  der  strengen  Straf^ewslt^ 
welche  den  Ungehorsunt  an  Leib  und  Leben  heimsucht.  Das 
römische  Impei-iiim  und  die  Beile  der  Licloren  gehören  im 
Leben  und  in  der  Idee  der  Römer  zusammen.^ 

In  Folge  des  höchsten  Imperium,  welches  der  König  ron^- 
Rechtes  wegen  mit  den  Aoapicien  überliefert  erhalten  hat, 
ist  er  voraus  berechtigt,  die  erforderlichen  Statsordnuugen 
und  RechtegrundsAtze  festzustellen.  Han  darf  nicht  vergessen, 
dasz  der  römische  Stat  von  dem  Könige  gegrfindet  worden 
war,  und  dasz  die  Gewalt  des  ursprünglichen  Gründers  aof 
dem  W^e  der  Tradition  auf  dessen  Nachfolger  ttberging. 
Die. eigentlichen  Gesetze  bedurften  freilich  der  Zustiraniung 
dee  Senats,  und  wohl  auch  —  sicher  seit  dem  Könige  8er- 
rins  Tulliue,'*  des  Geheiszes  der  Volksversammlung  (popnli 
jussu),  aber  fUr  diese  war  der  Wille  des  Königs  selbst  un- 
entbehrlich und  gewöhnlich  auch  nias^ebend.  Denn  nur  . 
er  konnte  das  Gesetz  in  Antr^  bringen,  und  gegen  seinen 
Willen  kein  Vorschlag  in  Beratbung  oder  zur  Abstinimung 
'  Cicero  pro  Flacco.  8.:  Opificee  et  tnbernarioe  atqiie  ilJani  omDem 
fHcnn  civitatum,  quid  est  uegolii  nuadtare  ii>  eum  (ir>eBerUin  qui  Doper 
MtnffU)  raffl  imprrio  fuerit.  BummD  nnlenj  amore  esse  propter  nomnt 
iptutn  impeTii  noii  putiieril.  Mirandum  vero  est  liomines  eoe,  quibus 
odio  auDt  nottriM  ireum  etc.  34.  nnon  Mfrritim  noii  irmm."  VgJ.  Liv. 
.XXIV.  9. 

^  TmH.  Ana.  111.36.;  Praedpuus  Servine  Tnilios  MMCtor  Ugitm  fuit, 
fufa  rtiom  rtgti  obtfmprrarent."  fViatp.  L.  2.  J.  1.  d«  Urig.  Jur.  «hon 
voD  Uomtila«;  nLege»  ciiriata«  ed  popaloTD  nriit."  Vgl.  Uc.  I.  6.  Dim. 
Hai.  IV.  36, 
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kommen.  *  Auszer  den  Gesetzen  konnte  aber  der  König  ud- 
sweifelhaft  daroh  sein  Edict,  ohne  Berathung  und  Zustim- 
mang  irgend  einer  beschränkenden  Versammlung,  das  Recht 
nftfaer  besdmmen,  welches  er -schützen  und  handhaben  werde. 
Machte  er  aach  selten  davon  Gebrauch,  so  wurde  es  ron 
jeher  doch  als  ^n  Recht  der  römischen  Magistrate  betrachtet, 
das  Grewohnheitsrecht  und  neue  Rechtsansichten  in  solcher 
Weise  zur  Anerkennnng  zu  bringen,  und  in  den  ron  ihnen 
bestimmten  Formen  fortzubilden.  Dieses  jus  edicendi  ist  tod 
den  Königen  enf  die  Magistrate  der  Republik  übergegangen, 
nicht  nir  diese  neu  begründet  worden. 

So  war  auch  die  Autorität  dw  römischen  Könige  in  Htind- 
halmng  der  Rechtspflege  riel  gröezer,  als  die  der  germa- 
nischen Fürsten.  Wie  diese  saszen  auch  jene  {^entlieh  und 
anfongs  persönlich  zu  Gericht,  aber  der  Rex  war  nicht  be> 
sclirfinkt  durch  des  Urtheil  der  Beisilzer.  Er  leitete  nicht 
bloez  den  Gang  des  frocesses,  er  setzte  selber  den  Rechts- 
satz fest  (jus  dicit),  welcher  zur  Anwendung  kommen 
sollte.  Er  arth'eilte  woh)  auch  in  der  (Litern  Zeit  häufig  selbst. 
Die  gansse  Privatrechtsptlege  und  die  Straf^«chtspfiege  grössera- 
theils  hingen  durchaus  von  ihm  ab. ' 

Wie  ausgedehnt  ferner  war  die  Heeresgewalt  des 
römischen  Königs?  Keine  Schranke  hemmte  im  Felde  das 
absolute  Recht  desselben  Über  Leben  und  Tod  aller  Kriegs- 
pfiichtigen  von  den  obersten  Führern  bis  hinab  zu  den 
niedrigsten  Kriegern.    Noch   aus  den  Zeiten  der  römischen 

*  Robino  a.  ».  0.  S.  16.  ff.  bat  das  AUrom[Behe StoMreeht  in  vielen 
Beiiebiingen  wieder  zur  Anerkennung  gebracht,  aber  geht  vrohl  zu  well, 
wenn  er  den  Königen  in  älterer  Zeit  für  eich  allein  alle  Oevetzge- 
biingagewall  luichreibt.  Der  bescheidenere  ÄBsdruck  rogare  legem  wird 
zwar  von  den  Eüeigen  nicht  .gebraucht,  souderD  die  voraelimeren  Be- 
zelehauQgen  conetiluere,  instituere,  dare  Jus;  aber  damit  wird  weder  die 
Bedeutung  des  Senates,  nuch  die  des  Volke»  verneint. 

*  Cicero  d«  Rep.  V.  2.:  „Omsia  conflciebaiitur  JudieÜB  regiii."  II.  31. 
Zonarm,  aiiDai.  VJI.  13. 
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Republik ,  in  welchen  die  ttberlieferte  königliche  Gewalt  m 
mancherlei  Bescbr&Dkungea  erlitten  hatte,  kenneD  wir  eiite 
siemliche  Anzahl  ron  Beispielen,  in  welchen  nicht  bloaz 
I>i<^toren,  deren  Tollere  Macht  eben  die  alte  ungesehinftlerte 
königliche  war,  aonderu  auch  CodsuId  trols  den  BiUea  oft 
dee  ganzen  Heeres  angesehene  Kriegsoberatai  hinrichtui, 
oder  in  gansm  Heeresabtheilungen  je  den  zehnten  Mann 
enthaupten  lieszen. " 

Die  (Ihrigen  Statsftmter  und  prieeterlichen  Wür- 
den leiten  grosisentheils  ihr  Dasein  und  ihre  BeAigniase  von 
dem  Könige  ab.  Der  tribuntu  Ceterwn  als  Anführer  der 
Reiterei,  der  praefectw  wbi,  welcher  in  der  Stadt  aU  Stetl- 
rertreter  der  Könige  waltet,  werden  von  ihm  ernannt.  Die 
Aiigurn,  die  Pontifice«  haben  ihre  Wissenschaft  der 
Weissagung  und  des  heiligen  Rechte  von  dem  Kön^  em* 
pfangen. " 

In  dem  Imperium  Uegt  endlich  als  innerster  Kern  des- 
selben eine  m'ftchtige  Regierungsgewalt,  welche  nberall, 
wo  das  BedUrfnisz  des  States  und  die  Umstände  es  im  ein- 
zelnen Falle  rerlangen,  ein-  und  durchgrdft,  und  im  In- 
teresse der  öffentlichen  Wohlfahrt  das  Nöthige  gebietet  und 
anordnet.  Diese  Gewalt  —  bei  den  hellenischen  Königen  nur 
in  sehr  geringem  Umfoi^e,  bei  den  germanischen  fest  gar 
nicht  bekannt  —  nimmt  in  dem  römischen  Statsrechte  von 
Anfang  an  eine  wichtige  Stellong  ein,  und  wie  die  Römer 
in  ihrer  Familie  und  als  EigenthUmer  die  absolute  Herr- 
schaft lieben,  so  ist  auch  ihr  statliches  Imperium  absolut. 
Ihre  Könige  sind  daher  nicht  blosz  Richter  im  Frieden, 
sie  sind,  wie  schon  der  Name  zdgt,  ganz  vorsugsweise 
Regeuten. 

Nur  so  erkiftrt  sich,  wie  die  ganze  Politik  des  römischen 
States  in  der   königlichen  Periode  von   dem    indiTiduellen 

*  Ueiu*  11.  5H.  Vlil.  7.  IX.  16     Brium  de  formal,  p.  465.  ff. 
"  Etitbiiio  H.  B.  0.  S.  114  und  398. 
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Willen  und  der  Thatkraft  der  EOntge  beetimmt,  wie  alle 
Eitirichtung:en  auf  Hie  Könige  zurUckgefllhrt  werden.  Nur 
TOD  da  Bue  wird  ea  Terständlich ,  wie  schon  zn  dieser  Zeit 
riesenhafte  und  geoieinnUtsliche  Bauwerke  in  Rom  tod  den 
Königen  angeordnet  und  darchgetOhrt  werden.  Sie  haben  die 
Soi^e  fUr  die  Lebensmittel  und  fnr  eine  gute  Bewirthschaf- 
tnng  des  Bodens,  sie  wachen  aber  die  guten  Sitten  der  Bnf- 
ger  und  üben  die  polizeiliche  Gewalt  in  ausgedehntem  Hasse 
aus.  Alle  Gewalt  Überhaupt,  welche  spBter  unter  die  Con- ' 
suln,  die  Prätoren,  die  Censoren,  die  Aedilen  vertheiU  ward, 
ist  ursprOnglich  in  der  Einen  Hand  des  römischen  Königs 
verbunden. '" 

Blit  EUuem  Worte:  Der  römische  Stat  zuerst  führt  die 
Monarchie  in  Form  einer  menschlich>nationalen  In- 
diTidaalherrschaft  mit  roller  Conceittration  aller 
etatliehen  Macht  und  mit  einer  Fülle  sogar  abso-' 
luter  Regieriingsgewalt  in  die  Geschichte  ein. 


Siebenzehntes  GapiteL 

C.  Du  rSmiube  KiiKrtbum. 

Das  römische  Kaiaerthum ,  welches  von  C  Julius  Cä- 
sar eingeleitet  und  von  Augustus  eingeführt  worden  ist, 
und  auf  die  ganze  spätere  Entwicklung  des  mittelalterlichen 
und  modernen  Statsrechts  einen  groszen  Einflusz  geflbt  hat, 
bernht  ketneswejgs  blosz,  wie  das  Neuere  hier  und  da 'be- 
hauptet, auf  einer  Anhäufung  republikanischer  Aemter  und 
Würden,  sondern  ist  in  der  That  eine  Erneuerung  der 
monai'chisüheu  Gewalt,  welche  die  Kindheit  des  römischen 

"  Rubiao  8.  136. 
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Stetes  geleitet  hat,  eioe  Erneuerung  freilich  in  vi«l  grosx- 
artigereo  VerhtltniaseD  und  der  seitherigen  Umbildung  des 
States  geniAaz. 

Allerdinga  liesaen  sich  die  Kaiser  Gewaltan  obertragen, 
welche  vorher  einzelnen  republikanischen  Magistraturen  zu- 
gehört hatten :  die  tribunicische  Gewalt,  in  Folge  wel- 
cher sie  auf  persönliche  Unverletslichkeit,  auf  ein  weit  wir- 
kendes Recht  der  latercesBJon  und  der  Veni^nung,  und  auf 
die  Idee,  Schirmer  des  niedern  Volks  und  seiner  Rechte  zu 
sein,  einen  erhöhten  Anspruch  bekamen;  die  censorische 
Gewalt,  welctie  ihnen  die  Aufsicht  über  die  Sitten  und  die 
Befugnisz  verlieh,  die  Listen  des  Senats  und  der  Ritter  nach 
ihrem  Ermessen  zu  bereinigen;  die  Wttrde  des  pontifeie  ma- 
mmut,  und  damit  die  Befugnisz  über  wichtige  Fragen  des 
geistlichen  Redits  zu  entscheiden.  Von  Zeit  zu  Zeit  naboira 
'  sie  auch  persönlich'  die  Wurde  eines  Consuls  an.  Aber 
in  der  Hauptsache ,  in  Idee  und  Macht,  bestand  die  Stats- 
veränderung  nicht  in  solcher  Cumulation  von  Magistraturen, 
sondern  in  der  neuen  Begründung  einer  einheitlichen 
Gentralmacbt,  einer  wahren  Monarchie.  Republi- 
kanische Formen  verdeckten  einem  Theil  der  Bevölkerang 
anfänglich  den  Uebei^ang  in  die  Monarchie;  in  den  Augen 
der  Kundigen  aber  war  diese  schon  unter  Augustus  voll- 
ständig eingeführt.  Das  monarchische  Princip  wurde  schon 
bei  der  Erhebung  des  Kaisers  Tiberius  sehr  scharf  im  Senate 
ausgesprochen:  „Nicht  darum  kann  es  sich  nunmehr  han- 
deln, zu  trennen  was  unzertrennlich  verbunden  ist,  sondern 
um  Anerkennung  des  Grundsatzes,  daez  der  Stat  Ein 
grosser  Leib  ist,  und  durch  Einen  Geist  r^ert  werden 
mufiz.  1 

Der  Name  Princepa  (Senatus)  freilich  war  bescheiden, 

■  Tadlut  Ann.  ].  12;  I.  1.  vod  Au^aftm:  „Ctauia  discnrdiis  civili- 
bns  TeM«  noroiae  pTtnetpu  luh  mpm'um  accepit."  Vgl.  die  Verhandlun- 
gen  von  Haceass  und  Agrippa  mit  AugustoB  bei  Dto  Carniu  62. 
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ifie  Macht  des  K^eers  dag^en  80  unermeszlich ,  dasz  nur 
wenige  Individueu  den  Genusz  derselben  zn  ertragen  rer- 
mochten ,  die  meisten  dorch  das  Uebermasz  geistig  oder  mo' 
ralisch  minirt  wurden.  Die  Gewalt  und  die  Wttrde  war  nicht 
erblich,  dem  Kaiser  nicht  anerboren,  sondern  dieser  wurde 
gewählt,  anfänglich  dem  Scheine  nach  nur  auf  zehn  Jahre, 
in  Wahriieit  aber  auf  Lebenszeit.  Sie  hatte  einen  mensch- 
lichen, nicht  einen  göttlichen  Ursprung,  und  erkannte  die 
Hoheit  des  Volkes  an.  Durch  ein  Volksgeselz  wurde  ihm 
die  Gewalt  voh  dem  Volke  Obertragen.''  Allein  auf 
das  ntut  und  die  Familienverbindung  wurde  dennoch  bei 
der  Anerkennung  der  Kaiser  zwar  nicht  principiel),  aber 
&ctisch  in  den  meisten  Fallen  Rücksicht  genommen,  und 
der  anerkannte  Kaiser  empfing  jeder  Zeit  die  kaiserliche 
Gewalt,  welche  an  Umfang  der  Gewalt  des  römischen  Volkes 
selbst  zur  Zeit  der  Republik  gleichgeachtet  wurde,  zu  per- 
sönlichem, vollem  Rechte.  Auch  das  Volk  konnte, 
dieselbe  später  nicht  mehr  beachrftnken  noch  entziehen.  Sie 
war  durch  die  Ueberlieferung  gesichert. 

In  ibr  war  —  abgesehen  von  den  Obigen  Magistraturen, 
die  regelmäszig  mit  der  kaiserlichen  verbunden  waren, 
und  diese  sehr  verstArkten  —  enthalten : 

1.  Die  Disposition  und  der  Bef^l  Ober  die  gesammte 
Kriegsmacht  des  States,  zu  Rom  Über  die  Garde  der^ 
PrStorianer.  Die  Einführung  stehender  Heere,  für  die 
sp&tere  Grftsze  des  Reiches  ein  BedUrfnisz,  sicherte  zugl^ch 
die  Existenz  des  Eaiserthuma,  und  diente  dazu,  demselben 
überall    Gehorsam    zu    erzwingen. '    In    dieser    Eigenschaft 

'  mptoHiU  in  I..  1.  pr.  de  «»iBtilat  princip.:  „Qnod  priDcipi  pfiKUtl, 
trgiM  bat»et  Tjgorem,  utpole  cnm  l^e  regia,  quae  de  imptrio  ejua  lala 
est,  fMpulM  ei  et  in  eam  omu  mmm  imperium  et  fobtUOim  omferaL 
■  Gaj.  I.  5.  S.  «.  J.  d«  jnni  nat. 

*  H&ceDai  emprfthl  daher  auch  dem  Kaiser  Augastns  etadringllah, 
etD  sleheiidM  äeer  (ßTfarnüras  äd-avärnvt)  in  bdideo,  dagegen  dt«  Uaaae 
der  B«TÖlkentng  den  frledlicbeo  Qenerbni  in  ÜberlaMcn.  Dio  Cntt.  a.  a.  0. 
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nahmon  die  Kaiser  den  Titel  der  „Imperatoren"  an,  wol 
eher  vordem  eioe  andere  Bedeutung  gehabt  halte. 

2.  Die  nnbeachrftnkte  Regierung  über  eine  Anzahl 
und  gerade  die  wichtigsten  und  reichsten  ProvioEen.  Von 
daher  zogen  die  Ewaer  unermeszlicbe  Reichthämar  und  Erftfte 
aller  Art  an  sich.  In  Obrigen  hatten  die  ProTiocialea  durch 
die  8lal8ver4iiderung  bedeutend  gewonnen.  Ihre  Groszen 
worden  von  dem  Euaer  in  den  Senat  berufen  und  mit  Aem- 
tem  b^raut,  die  Volksmasae  wurde  durch  die  kaiserlichen 
Legati  weniger  bedrückt  und  ausges«^^,  als  früher  durch 
die  Proconsuln  und  Proprtttoren  der  Republik,  welche  sich 
abwechselnd  in  den  Provinzen  zu  bereichern  pflegten.  Das 
dauernde  Interesse  der  Kaiser  gebot  theils  gröszere  Schonung 
titeils  eine  geregelle  Verwaltung  der  Provinzen. 

3.  Die  Entscheidung  über  die  auswärtige  Politik, 
das  Recht  Über  Eri^  und  Frieden,  und  das  Recht  Bund- 
nisse abzuschlieszen.  * 

4.  Die  Macht,  den  Senat  zu  versammeln,  AntrOge  an 
denselben  zur  Berathung  zu  bringen,  den  SenatsbeschlQssen 
gesetdiche  Geltung  zu  verleiben.*  Wie  fltgsam  der  Senat 
«oh  den  Kaisern  g^enuber  erwies,  wie  abh&ngig  derselbe 
auch  von  diesen  war,  ist  tieltannt  genug. 

5.  Die  entsdwidMide  Stimme  bei  allen  Besetzungen 
der  Uagistraturen  nnd  wichtigeren  Statsämter, 
indem  sowohl  der  Senat,  als  die  —  damals  nur  noch  dem 
formellen  Scheine  nach  erhaltene  —  Volksversammlung,  die 
von  dem  Kaiser  empfohlenen  Bewerber  zu  berücksichtigen, 
sogar  durch  das  Gesetz  verpSichtet  ward.* 

'  Ltx  deAnp.  Vttpaninti :  „foediuque  cnm  qnibus  volet  IteerelieeftL" 

*  Ebenda:  „atlqac  ei  «eniituiii  habere,  reJationem  Acere,  remllterc 
•  HnatiM  contnlta  per  relationem  diMXMtoneinqae  Ikcere  lieeat  —  Dtfqae 

cum  cz  voloDtale  ancloritateve  juuu  mandatuve  ejDS  praeaente  eo  sensUu 
habebitnr  omniam  reram  jus  periode  habestur  Mrvetar  ae  ai  e  lege  8ena- 
tna  edictna  e«K(  baberetnrque. 

*  Ebenda:  „uliqne  qoce  magiatratam  poteatatem  imperiom  coratiODani 
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6.  Die  unbeschränkte  altgemeine  Vollmacht,  alles  sn 
thun,  TTBs  ihm  zur  Wohlfahrt  und  Ehre  des  Statee 
zweckdienlich  erschiene.  Da3  ist  der  innerste  Kern  der  Kaiser- 
gewalt, die  Überall,  wo  das  Statswohl  es  erfordert,  mit  ' 
Macht  eingreift,  und  das  tiffenüiche  B^Urfhisz  befriedigt.^ 
Eäne  Folge  dieser  auszerordentlichen,  Vollmacht  ist  es,  dass 
die  kaiserlichen  Edicte  allein  nicht  blosz,  sondern  sogar  die 
Decrete  uud  Rescripte  die  volle  Autoritfit  von  Gesetzen 
haben,  dasz  somit  auch  die  gesammte  Geset^ebungsgewalt 
von  dem  Kaiser  allein  in  weitestem  Umfange  ausgeübt  wer- 
den kann.  8 

Damit  aber  jedes  Bedenken  Ober  die  Anwendung  dieser 
absoluten  Macht  zum  Schweigen  gebracht,  uad  jeder  Wider. 
stand  gegen  dieselbe  erfolglos  werde,  bestimmt  dos  Kaiser- 
gesetz  ausdrücklich:  dasz  wenn  einer  um  dieses  Gesetzes 
willen  gegen  Volksgesetze,  Plebiscite  oder  Senatsordoungen 
handle,  oder  was  dieselben  vorschreiben,  nicht  befolge,  ihm 
das  nicht  zum  Schaden  gereichen  solle,  und  er  deszbalb 
nicht  zu  gerichtlicher  Rechenschaft  gezogen  werden  dürfe. 
Die  Un Verantwortlichkeit  des  Kaisers  verstand  sich  von  selbst ; 
sie  wnrde  aber  auch  anf  alle  ausgedehnt,  welche  im  Auftrag 
und  Dienst  des  Kaisers  nach  seinem  Willen  handelten,  so- 
mit das  Gegentheil  der  heutigen  Ministerverantwortlichkeit 


cnjiu  rei  peteate«  «esotui  populoque  Rornsno  oinniWRdaiirrtl  qnibogqne  ntff- 
ragaUonm  Mom  dfdfrit,  pnmittril,  eoram  coroitta  qaibnaqoe  extre  or- 
ittnetn  mtja  habtatur.' 

'  Ebenda:  „ntiqoe fiiacntmfM«  rx  <uu  reipnbllc«  majnlat«  dtTinarun 
banM'mm  pnbiicamm  privatammqiie  rerum  «mc  ceDsebit  ri  agert  faetrt 
JMi  poltttatqtie  n't." 

>  Savigny,  System  de«  röni.  ReehU.  I.  S.  121  ff. 

*  Ltx  dt  hup.  Tnp.:  „6t  qals  ht^asee  legiB  ergo  adversns  legea  n- 
gaUones  plebisTe  scilB  eeoiitliive  concotta  Fecit  fecerit  dre  qnod  enio  ex 
lege  ele.  hcer«  oporteUt  dod  ftcerit  bajasve  Jfgie  ergo  id  ti  itt  /Wmdt 
nUt  Dere  quit  ob  ttm  nm  popab  dare  debeto  tutw  an  dt  ta  n  atHa 
ftnr  jitdkaiio  nto  ntve  qm$  dt  ta  rt  apud  .  .  agi  linito." 
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In  der  That  war  diese  Kaisermacht  auf  dem  Gebiete  des 
Öfiientlicheu  Rechtee  gaoz  ähnlich  wie  das  £igent)iuin  des 
römischen  Sechen-  und  die  väterliche  Gewalt  des  Familiei>- 
rechts.  Sie  war  unbeschränkte  Herrachergewalt,*^ 
vor  der  sieh  Alles  beugen  muszte.  Sie  war  die  Concentration 
der  rOmtachen  Weltherrschaft,  des  imperium  mundi  in 
Einem  Individuum.  Das  ideale  Hotiv,  welchem  freilich 
die  Realität  nur  selten  enlaprach,  war  die  öffentliche 
Wohlfahrt,  Salus  publica,  das  grosse  Statsprincip  der 
Römer,  welches  sie  in  den  Stateengelegenheiten  veaigstens 
in  späterer  Zeit  mehr  anriefen  als  das  Recht,  Jus,  so  sehr 
sie  im  Privatreeht  gerade  dieses  zu  Ehren  brachten  und  aus- 
bildeten. 

Die  römische  Kaisergeschichte,  wie  sie  diese  absolute 
Statsform  im  gi-oasartigsten  Uaszalabe  zur  Erscheinung  ge- 
bracht, hat  zugleich  der  Nachwelt  die  Warnung  hinterlassen, 
dasz  ein  solches  Uebermasz  von  Macht  weder  zum  Besten 
dessen  dient,  der  sie  besitzt,  noch  der  Nation,  fllr  welche 
sie  geübt  werden  soll." 

In  der  Zeit  des  untergehenden  und  inuerlioh  verdorbenen 
Weltreiches  mochte  ttbrigens  dieselbe  nöthig  und  in  dem 
Schicksale  hinr^chend  begründet  sein.  Die  römische  Aristo- 
kraüe  war  theils  entartet,  theils  nicht  stark  genug,  den  un- 
ermeszlichen  Statskörper  zu  leiten.  Von  Zdt  zu  Zeit  noch 
ohnmächtige    Versuche    wagend ,    ihre    frühere    Herrschaft 

'"  Deo  Namen  domtmu  freilich,  der  im  ti«geiiaatu  an  die  leni  erin- 
nerte, verbaten  sich  die  eraten  Kaiser  noch  al«  unwürdig  (Sutbm.  Octav. 
53:  „domini  ^pell&tioneni  ut  malediotasi  el  opprobrium  aemper  eihor- 
rnit.»  Tiber.  37.  Tae.  Ann.  IV.  37.  38.>  Später«  Kriecherei  aber  führte 
den  Titel  dennoch  ein. 

"  Han  vergleich«  nnr  die  folgenden  Worte  de«  K»i*era  Tiberius, 
welche  urBprilnglich  vielleicht  aufrichtig  gemeint  waren,  mit  seinen  Tha- 
ten.  Siuton.  Tiber.  29:  „Dizi  et  nunc  et  aaepe  alias,  P.  C,  tnnuni  et 
aalutarem  Friacipeai,  quem  vos  tania  et  t«m  libera  polestale  exatmxiatiBf 
tttuUni  atrnrr  d^bere  et  tmttwmi  ctnbMi  saepe  et  plerumque  eliani  tmgtilii: 
neqne  id  diziase  me  poeniteL" 
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lienetistellen ,  ei^ab  sie  sich  doch  in  der  Regel  der  zwingenden 
Gewalt  der  neuen  Verhältnisse.*''  Die  Masse  des  Volkes, 
ohne  Anspruch  auf  Herrschaft,  ron  den  Waffen  entwöhnt, 
den  Werken  und  Qentlssien  des  Friedens  ei^eben ,  zog  sogar 
die  Herrschaft  des  Einen  Kaisers  dem  Regimente  des  Senates 
Tor,  and  freute  sich  trotz  der  eigenen  politischen  Ohnmacht 
itber  die  Demüthigung  des  Adels.  Der  alte  Römercharakter, 
früher  noch  als  der  Römergeist,  war  schwach  und  krank 
geworden,  und  es  bUszten  die  Römer  deo  unersftttlichen  Trieb 
nach  Herrschaft,  der  sie  tOd  Eroberung  zu  Eroberung  ge- 
führt hatte,  nun  mit  der  eigenen  gemeinsamen  Knechtschaft. 


Achtzehntes  Capitel 

D.  FrinkisdiM  Känluthum. 

Auf  rfimischem  Boden  erhob  sich  das  grosze  Reich  der 
deutschen  Franken.  Die  fHtnkische  Monarchie,  aus  römischen, 
und  deutschen  Elementen  gemischt,  bildet  denn  auch  den 
Uebergang  aus  der  antiken  in  die  tnoderne  Welt  und  Stats- 
ordnung.  Viel  mftchtiger  als  ein  alt  •  germanischer  König 
ist  der  fr&ukische  König,  doch  weder  so  absolut  noch  so 
übermächtig  als  der  römische  Kaiser.  Die  Ideen  des  ger- 
manischen Rechts  und  der  germanischen  Freiheit 
haben  sich  gewissermaszen  vermählt  mit  den  Gedanken  der 
römischen  Statshoheit  und  Macht,  und  aus  dieser 
Verbindung  ist  die  monarchische  Institution  herroi^egangen, 
wie  wir  sie  in  der  Zeit  Karls  des  Groszen  in  voller  Kraft 
entfaltet  sehen. 

"  Wie  Tranig  damala  die  früh««  rcpablUcauische  Veii^waung  bei  dec 
'    UDlern  Volksciatsen  in  Rom  populär  wer,   leigen  die  Voi^ünge  bei  der 
Erhebnog  des  KaiMni  Claudios. 

Blunisebh,  ingeineinm  SuMrerht.    1.  24 
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Eine  tleihe  von  Qründen  wirkten  zusammen,  um  die 
einheitliche  Macht  der  karolingiwhen  Könige  zu  stärkeD: 
vorerst  die  merkwürdige  Folge  individuell  anagezeichneter 
und  glücklicher  Herrscher,  sodann  die  wachsende  Aosdebnunfr 
eine«  groszen  Reiches,  fUr  welches  ein  umfaswodes  und 
starices  politisches  Regiment  BedUrMsx  ward,  die  Nothwen- 
digkeit  ^iner  stets  verftlgbaren  groszen  Kriegsmacht,  und 
die  Siege,  welche  durch  sie  erfochten  wurden,  die  Verbin- 
dnng  mit  den  romanischen  Unteribanen .  die  seit  Jahrhun- 
derten in  der  Caltur  des  römischen  States  erzc^n  und  an 
die  Voretetlnngen  nnd  durchgreifenden  Einriehtungoi  des 
römischen  States  gewöhnt  waren. 

In  einer  Beziehung  freilich  machte  die  Institution  der 
Monarchie  eher  einen  Rückschritt.  Das  Princip  der  Erb- 
lichkeit nämlich  der  königlichen  WQrde,  neben  welcher 
die  frühere  Kur  zu  einer  ziemlich  bedeatungslosen  Forma- 
lität zusutnmenschrumpfle,  wurde  allzusehr  nach  der  Weise 
der  privatrechtlichen  Erbfolge  ausgeflbt,  und  zum  Nachtheil 
des  States  und  der  Nation  das  Gesammtreich  unter  mehrere 
Söhne  des  verstorbenen  Königs  so  vertheilt :  wie  die  liegen- 
den Outer,  die  ein  Privatmann  hinterlassen  hatte.  <  Damit 
war  aber  der  politische  und  statsrechtliche  Charak- 
ter der  Thronfolge,  welcher  die  fortdauernde  Einheit  des 
States  erholt,  gttozhch  verkannt,  uud  wurde  dem  privat- 
rechtlichen Princip,  dasz  die  Herrschaft  im  State  wie  ein 
Vermögen  des  Individuums  uud  der  Familie  sei,  d.  h.  dem 
'  Karl  der  Qroeze  fi'eilicb  Buchte  dieten  t^ebeln  einigermssien  lu  be- 
gegnen dnrch  Am  Reichegesetz  von  806.  „Pla«ait  lnt«r  pnedictox  filiM 
noctroa  lUtner«  atqiie  pnecipere,  propMr  pacem  qatm  inter  eos  pensk- 
nei«  deaider&mus,  ut  nuJlus  eorum  fralrU  «ai  (erminoa  vel  regni  limitet 
iuvadere  pneauniBt  — j  sed  adjuptt  umuqutsque  illornm  fratrem  sunm, 
ut  mtxäium  Uli  (trat  eontra  inimieo*  ^ru  juxta  nittoDem  et  possibllitalem, 
üve  Intn  patriam  sive  contra  ezterai  nationea."  In  derselben  wird  aueh 
d«r  Wabl  dea  Volke«  noch  Erwähnung  gethan,  c  5.  Tgl.  Eich- 
horn, DeiitMhe  Statt-  und  Recbtagesch.  I.  S-  139  n.  16».  Vgl.  Guiiot, 
Eaeai«  rar  l'hiat.  de  France.    S.  306  f. 
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aof^aunteu  Patri  monialprincip  in  dieser  Hinsicht  ge- 
huldigt.' 

Ale  haupteächlicbe  VeiänderungeB  in  den  Uachtver-, 
hältnissen  sind  folgende  zn  erwähnen: 

1.  Gesetzgebung.  Diese  wurde  Ubertianpt  wichtiger 
und  fruchüwrer  in  dem  fränlüscben  Keiche,  al9  vordem  io 
deoQ  engen  Ifbenskrdse  einer  einzelnen  gjarmaniscben  VöU 
keFschalt,  and  die  EOnige  erlangten  auch  dort  einen  viel 
grösaern  Sinflusz  auf  dieselbe,  als  sie  vormals  gehabt  hatten. 
Der  römische  Grundsatz,  dasz  jede  beliebige  Willens- 
auszeruDg  des  Kaisers  in  Bechtssachen  Gesetzeskraft 
habe,  konnte  natürlich  ooter  dem  germanischen  Volke  der 
Franken  weder  Billigung  noch  Geltung  finden ;  aber  die  in 
den  meisten  Fttllen  massgebende  Vorbereitung  der  Gesetzes- 
entwUrfe  wnrde  nun  gewßhnlich  in  dem  königlichen  Ca- 
binette  mit  Hülfe  der  königlichen  Käthe  vorgenommen ,  und 
die  Gesetze  selbst  im  Namen  des  Königs  erlassen,  dessen 
S.anction  erst  den  EntrvQr/en  Gesetaeskraft  verlieh. 

Von  grOflster  Bedeutung  aber  war  ee,  dasz  die  Be> 
ratbung,  beziehungsweise  die  Zustimmung  der  auf  den 
Reichslagen  versammelten  geistlichen. und  weltlichen  Groszen 
der  Aristokratie^   in   der  Sitte  und  in  dem   Buchte  als 

'  Oemfemttsi  worde  dw  Thronfolge  wj«  du  Erbrecht  in  di«  ^iem 
Sftllcft"  behuidelt  Tgl.  Zöpfl,  Deutsch«  Sl ata-  u.  lUchUgeMh.  II.  S.  33. 
31*  Aufl.  8.  -403.    Wsiti,  Deataclie  T«rf.-Qe«eh.  S. 

■  fliiMDUH-  de  ordiDO  palat.  2S.  von  dem  Rcickstag  im  Hai:  „!□  quo 
pluilo  generalitu  wdcenonm  majonim  tan  clericoram  quam  kioorum 
eoavenjebat.  Stniorr$,  prapter  «Mirilium  ordiwatävm:  minorm  propter 
idem  «tuc^'rniJiim  et  liit«rdain  panier  tnctandum ,  et  dod  ex  poteetate 
•ed  ex  proprio  mentia  intellectu  vel  senteatia  oonllnitaDdum.''  Und  von 
dem  Reichstag  im  Herbit:  „Aliud  pladtyro,  com  «eniorihu  tanbim  -et 
frtueifuit  ttnuilariit  babebatar,  in  quo  jan  futnri  anni  atatns  traclari 
incipiebatar."  Didier  denn  nucfa  die  Fomela  in  manefaeB  Capitularien : 
,p(r  eoMiftiMi  Sacerdotum  «t  Optinatunt  neori^  ordinär  im  üb"  (Cap, 
Kariomaimi  a.  7£t);  „emm  amtenm  Epiacoponim  sive  Comitom  et  Opti- 
nuttom  Frencornm*  (Cap.  P^piol  a.  744):  „fiortol«  ouDinra  Sdeliam 
iMMtrorum,  «t  maxime  Epltcoponnn  me  reliqnornm  Sacerdolom  nrnmllw* 
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unentbehrlich  betrachtet  wurde  fllr  die  Gesetzgebung.  Die 
Billigling  durch  dRS  Volk  selbst  hatte  dag^en  nur  noch 
eine  untergeordnete  Bedeutung,  und  galt  in  den  meisten 
Fällen,  insbesondere  wenn  ee  sich  um  statliche  oder  kirch- 
liche Oi^anisation  handelte,  nicht  mehr  als  nöthig.  Nur 
wenn  das  eigentliche  Volksrecht  verändert  werden  sollte, 
dann  wurde  anch  die  Giitheiszung  des  Volkes  selbst  noch 
erfordert.  * 

In  jener  Mitwirkung  der  Optimalen  ist  der  erste  Ansatz 
der  ständischen  Repräsentation  zuerkennen,  welche 
in  den  spätem  Jahrhunderten  eine  sn  groszertige  Ausbil- 
dung erlangt  und  den  repräsen  tatlren  Stat  hervorge- 
bracht hat. 

2.  Regierung.  Die  Grösze  des  States  und  die  da- 
malige Umgestaltnug  der  Öffentlichen  Zustände  machten  eine 
Regierungsgewalt,  wie  sie  dem  altem  germanischen  Leben 
unbekannt  gewesen,  zum  unabweisbaren  NationalbedOrfnisz, 
Der  Idee  für  die  Handhabung  des  Friedens  und  die  Auf- 
rechthaltung des  Rechts  zu  sorgen,  gesellte  sich  die  Rück- 
sicht anf  die  öffentliche  Wohlfahrt  bei.  Indessen  war 
den  germanischen  Vorstellungen  das  rCmiscbe  Imperium 
ein  zu  fremder  und  unerträglicher  Begriff,  als  dasz  derselbe 
hätte  adoptirt  werden  können.     Vielmehr  erhob  sich  die  nene 

(C»p.  C»roli  U.  8.  769).  Der  Vergleich  unter  den  Söhnen  Ladw^g«  des 
Fromme»  roin  Jshre  851  enthält  die  auadrQckliche  Bestimmung  C.  6.; 
„Et  lltonini,  gcilicet  veraciler  nobfs  äddiom,  commtmi  amtiNo,  aeeundnm. 
Dei  volantstem  et  commone  salvBinetiliin)  ad  reatilutionem  Bauet«e  E!cde- 
afa^  et  ataloni  regni,  et  ad  honorem  r^nm  atque  pacetn  pnpnll  eom- 
misai  nobia  pertinenti,  adtmtum  prarbetrimut;  in  hoc  nt  Uli  —  sie  aint 
nobis  ßdeles  et  obedieotce,  ac  reri  adjulorea  at^ne  cooperatore«,  eient  per 
rectum  unusqiiisqne  in  auo  ordioe  et  stata  aoo  PrindpI  et  auo  Seulorl 
*»ee  detteL» 

*  Capit.  Caroli  M.  III.  a.  603.  c.  19:  „nt  populwi  tHUrrogtHtr 
de  capftulia  quae  in  lege  novjter  addiU  aont.  Et  poatqnam  mmn 
eontfntmtit ,  siibacriptionea  et  mannflrniationea  auaa  In  ipata  eapttnüa 
focinnt." 
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RegieruDt^mttClit  im  Cieiste  der  einheimiscben  Mundschaft^ 
( muiidiburc]iuin,  oiundium,  auch  sertno,  Terbum  Regis).  Diese 
kdaigliche  Hundscbaft  verlifiU  sich  auf  dem  G^iete  des 
Statsrechts  zu  dem  römischen  Imperium  gerade  so,  wie  die 
Vormundscbeft  des  deutschen  Shemanns  und  Vaters  zu  der 
römischen  pofestas  im  Familienrecht.  Sie  ist  niclit  eine  ab- 
solute Herrschergewalt,  sondern  der  Schutz  der  Rechte 
des  Volks  und  der  Uuterthauen  und  die  Sorge  ftu-  deren 
Wohl  sind  die  Ideen,  welche  sie  beleben. <>  Die  Vorstellung 
der  Pflicht  wird  mit  der  des  Rechts  unauflösbar  verban- 
den, und  schrankenlose  WillkUi^ewalt  nicht  gestattet.  Dei- 
neue  Gedanke  ist  freilich  noch  nicht  nach  allen  Seiten  klar 
geworden,  aber  der  Kern  desselben  ist  gesund  und  einer 
wahrhaft  staüichen  Entwicklung  f&big. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  darf  und  soll  der  König 
auch  gebieten.  Des  Gebot  äusserte  sich  in  der  Form  des 
sogenannten  Bannes.  Der  König  hatte  sowohl  den  Heer- 
bann als  den  Gerichtsbann.  In  Folge  des  ersten  ver- 
nigte  er  über  die  ganze  Kriegsmacht  des  Reiches,  freilicli 
auch  hier  durch  das  Herkommen  beschränkt  und  nach  be- 
stimmten Verhältnissen  der  Eriegsdienstpflicht.  Indessen 
riefen  starke  Könige,  wie  insbesondere  Karl  der  Grosze, 
nicht  blosz  das  lehenspflichtige  Gefolge,  sondern  ganze  Ab- 
theilungen des  Heerbannes  auch  zu  ÄngriS^kriegen  auf,  und 
bedrohten  jeden  Säumigen  mit  dem  schweren  Königsbami 
von  60  Schillingen  Busze.' 

In  dem  Gerichtswesen ,  woran  sich  noch  immer  die  Lan- 
desverwaltung anlehnte,  übt  der  König  den  Gerichtebann 

^  D«  Cange  t.  v.  miiudiburdia  et  mundiburdium.  Vgl.  csp.  Carolt 
U.  a.  602.  e.  40.  fftncmor  de  Ordiiie  Pal.  6;  ,Et  Rex  in  Mnitiipso  no- 
miaiB  eni  dlgDilatein  cusudire  debet.  Nomen  eaim  rrgU  intelleclualiter 
lioc  rrtinet.  nt  eubjectiB  omuibus  TtetorU  offieiwit  (jrocuret.* 

•  Vgl.  Zöpfl.  D.  Sl.  u.  R.  a.  II.  %.  36.  Cap.  2.  Caroli  U.  *.  812. 
S.  1:  .Quicaroque  bomo  über  iu  luwteni  bannitua  fuerit  H  «eDiae  coii- 
,  plenum  herÜHinniini  i.  e,  60  solidoe  peroi>t\at.'' 
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BiH,  treilioh  selten  me4ir  in  Person,  in  der  Regel  durch  die 
Qangraren,  derea  Gerichtsbarkeit  aber  ron  ihm  abgeleitet 
trard.  Die  erstarkende  Statsordnnng  beschrftnkle  nun  die 
fHlher  in  riel  weiterem  Umfange  geübte  SelbsthUlfe  und  Rache 
in  privatreohtlichen  StrntigkeiteD  wie  in  Strafiällen,  und  aber 
dos  ganze  Land  breitete  eich  der  sogenannte  Königsfrie- 
den nnter  dem  Schutze  des  EOnigsbennes  aus  nnd  ersetzte 
den  vormals  leichter  zu  störenden  gemeinen  Frieden. 

Audi  die  Einkünfte  der  königlichen  Kammer 
bbM  der  Fiscns  des  Königs,  .worüber  dieser  nach  eigenem 
Ermessen  frei  rerfUgte,  hatten  bedeatend  sugenommen.  Die 
Eroberung  römischer  Provinzen  und  die  Aufhebimg  der  alten 
König-  und  HersogthUmer  hatten  die  Domänen  der  Könige 
sehr  bereichert  Ueberall  im  Reiche  gab  es  ansehnliche 
königlicbe  Villen,  von  deren  Pfiilzen  hinwieder  viele  zins- 
bore  Gflter  abhingen.  Die  Grund-  und  Kopfsteuern  der 
Provindalen  worden  beibehalten,  die  römischen  Zölle  theil- 
wease  sogar  an^edehnt,  den  besiegten  Stämmen  Tribute 
auferlegt  und  reichlichere  Friedensgelder  und  Buszen  er- 
hoben.' 

3.  Ein  von  dem  Könige  abhftngiges  Beamtensystem 
diente  nun  dazu,  die  königliche  Macht  nach  allen  Richtungen 
und  auf  allen  Stofen  der  Statsordnung  auf  Volk  and  Land 
einwirken  zu  lassen.  Die  obersten  Reichs&mter  wurden 
nach  dem  Vorbilde  des  byzantinischen  Kaiserhofes  an  dem 
Hofe  des  Königs  concentrirt.  Dahin  gehören  der  Pfalzgraf 
(oomes  palatii),  welcher  an  des  Königs  Statt  das  oberste 
Richteramt  verwaltet,  der  Caplan  (apocririarius,  referen- 
darius),  welcher  an  der  Spitze  der  Hofgeistlichkeit  steht  und 
in  kirchlichen  Dingen  referirt,  und  der  Kanzler  (cancel- 
larius),  welcher  der  königlichen  Kanzlei  vorsteht  und  daher 
auch   die  diplomatische  Con-espondenz  leitet.     Dahin    auch 

'  Vgl  Zöpfl  s.  s.  O.  S.  dO.  Waitz,  Deutsche  V«rr.-0«»chicbl«  11. 
496  ff. 
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die  eigentlichen  Hoiftniter  des  K&nimerers,  der  deh  kO< 
niglichen  Schmuck,  den  Hofatat  der  Königin,  und  die 
Ehrengaben  des  HoCes  besorgt,  des  Seneechals,  welcher 
die  Aufsicht  hat  Über  bUc  Hiniateriolen ,  das  Gesinde  und 
die  ganze  Oekonomie  des  Hofes,  des  Kellners  (biiticuls- 
riua),  welcher  die  Naturalgeßtlle  bezieht,  und  auch  für  die 
königliche  Tafel  den  Wein  besorgt,  und  des  JtfarschaU 
(marescalcus,  eigentlich  „Roszknecht"),  welcher  die  könig- 
lichen Stallungen  unter  sich  hat,  des  Hausmeisters  (man- 
sionarius) ,  welcher  daOtr  sorgt,  dasz  der  König,  wo  er  sdnen 
wechselnden  Hof  aufschlagen  will,  eine  wUrdige  Aufbshme 
und  Wohnung  finde,  der  vier  obersten  Jägermeister  (ve- 
natore«  principales)  und  des  Falkners  (faleonarius). ^ 

Die  königlichen  Sendboten  (miasi  dominid),  die 
jöhrlich  mit  besonderer  Vollmacht  nach  der  freien  tind  wech- 
selnden Ernennung  des  Königs  die  einzelnen  Länder  das 
weiten  Reichs  bereisten ,  waren  hier  seine  Stellvertreter. 
Sie  waren  seine  Augeu,  durch  deren  Hülfe  er  Einsicht  er- 
langte in  die  öffentlichen  Zustände,  in  den  Stat  und  in  die 
Kirche,  seine  Ohren,  mit  denen  er  die  Beschwerden  und 
Wunsche  der  Bevölkerung  remahm ,  zuweilen-  auch  seine 
Arme,  durch  die  er  dem  Oeeetse  Giehorsam  veischafite  und 
der  Öffentlichen  Ordnung  Schutz  verlieh.* 

Die  Gaugrafen,  welche  in  den  Qauen  die  hohe,  und 
die  Zentgrafen,  welche  in  den  Zenten  die  mittlere  Ge- 
richtsbarkeit BusUbten,  leiteten  nun  ihre  Rieh tergewalt 
von  dem  Könige  ab,  als  dem  obersten  Richter  auf  Erden, 
die  ersten  unmittelbar,  die  letztem  mittelbar,  ebenso  ihre 
militärische  Gewalt:  und  obwohl  allerdings  schon  iinler 
<len  Nachkommen  Karls  des  Groszen  die  Neigung  zur  Erb- 
lichkeit der  Gnifcnämtcr  theilweise   zu    einem  Rechte  auf 

>  Vgl.  darüber  Hinanar  1«— U. 

'  C^i.  CanH  M.  a.  Wl.  1.  et  IL  et  a.  810.  Gvuai,  Bmia  snr  l'liut. 
de  Kr*DOC.  p.  191.  ff. 
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Erblichkeit  erwechsen  war,  so  galt  in  der  noch  Aischen 
Periode  der  ausgebildeten  fränkischen  Monarchie  die  Würde 
der  Grafen  als  ein  wahres  Reicbsamt,  aa(  dessen  Be- 
isetzang  dem  Könige  ein  entscheidender  Einfliisi  zukam ,  noch 
nicht  als  üne  feste  Erbherrschaft. 

Als  das  Institut  der  Sendboden  ansm-  Uebuog  kam, 
die  Herzogthümer  hei^estellt  wurden  und  die  Reidisäoiter 
9H1  FamilienrecbteD  wurden,  da  war  es  auch  um  die  Uadit 
des  neuen  romano-germaDisch»)  Eönigthoms  geschehen ,  und 
die.  Aristokratie  der  zahlreichen  Fürsten  und  Herren  trat  an 
seine  Stelle. 

4.  Endlich  ist  noch  die  enge  Beziehung  deä  firflnkiscfaen 
Eönigthums  sowie  der  weströmischen  Kaiser  wUrde,  welche 
durch  Karl  den  Groszen  mit  demselben  Terbunden  wurde, 
zu  der  Ausbreitung  des  Christenthums  und  zu  der 
christlichen  Kirche  als  eine  hervorragende  Eigenschaft  zu 
erwähnen. 

Der  Stat  war  ein  christlicher  geworden  und  das 
Königthum  hatte  durch  Priesterhand  die  göttliche  Weihe 
empfangen,  und  war  so  geheiligt  worden.'"  Der  König 
nihlte  sich  verpflichtet,  filr  die  Erhaltung  und  Ausbreitung 
des  reinen  christlichen  Glaubens  in  seinem  Reiche'  zu  sor- 
gen, und  als  Kaiser,  soweit  seine  Macht  reichte,  das  Hei- 
denthum  zu  vOTtilgen  und  die  Ketzerei  auszurotten :  eine 
Verpflichtung,  welche  Karl  der  Grosze  in  groszartigem  Um- 
ßinge  mit  Strenge  vollsog.  "  Die  Christenheit  selbst  galt 
als  ein  zusaromengehöriger  Körper  mit  zwei  Ordnungen ,  der 
pries terlichen  und  der  königlichen,  der  kirchlichen 
und  der  statlichen  "'    Obwohl  aber  der  König  nur  das 

'"  Binemar  a.  n.  Ü.  S.  „Priiiuip««  sacerdotum  eacra  uuctioiie  reges 
in  regnum  aacrabant" 

"  Schon  bevor  «r  die  Eaiserwürde  erhielt,  führte  Karl  der  Oronte 
den  Titel:  „deTOtna  tanebu  Dei  tedniat  dtftmor  hnntiMTUf  adjutor." 

"  Die  angeblicfae  Aeitazeruitg  des  Pspstea  Gelaeine  nn  dtn  Kaiser 
Anaataaina:    nDaae  auiil  Iraperatricea   augiietae,    «juibus    principaliler 
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Haupt  der  letztem  war ,  so  handhabte  er  doch  auch  dem  Klerus 
gegenüber  die  einmal  erkannte  christliche  Ordnung.  Er  be- 
rief Synoden,  beaufsichtigte  die  Bischöfe  und  die  ElOster, 
und  erliesz  eine  Reihe  von  Gesetzen  und  Verordnungen  von 
kirchlichem  Inhalt.  Ebenso  wirkte  der  Geist  der  Hierarchie 
hinwieder  auf  die  Gestaltung  der  politischen  Einrichtungen 
itnd  auf  die  Rechtsgrundsfttze  der  weltlichen  Ordnung  be- 
deutend ein.  '* 


Neunzehntes  GapiteL 

K.  Die  Lehensmanardiie. 

Die  fränkische  Monarchie  hatte  zwar  in  ihrer  oi^ni- 
scben  Anlage  alle  Bedingungen  einer  wahreu  Monarchie  in 
sich,  und  insofern  ist  sie  der  Anfang  einer  neuen,  der  mo- 
dernen Statsentwicklung.  Allein  die  widerstrebenden  KrAft« 
und  Leidenschaften  waren  damals  in  der  Nation  noch  so 
mftchtig,  und  die  alten  einer  jeden  starken  Statsgewalt  ab- 
geneigten Gewohnheiten  des  Adels  und  der  freien  Germanen 
noch  so  fest,  dasz  es  nur  ausnahmsweise  einzelnen  groszen 
Regenten  gelang,  den  öffentlichen  Charakter  des  neuen  Eönig- 
thuDis  und  die  darin  liegende  Statsmaclit  groszartig  zu  ent- 
falten. Saszen  schwache  Individuen  auf  dem  Throne,  so 
wurde  sofort  die  Ohnmacht  derselben  spUrbar  und  auf  allen 
Seiten  zeigten  sich  die  Tendenzen  zur  Auflösung  der  Stats- 
einheit,  zur  Beschränkung  und  Nichtachtung  der  Central- 
gewalt,  zu  selbständig  particularer  Herrschaft  in  kleinen 
Kreisen. 

mnndns  hie  r^ilur,  BuctoritasMtcratnPontillcum  et  regalispotealBB''istaach 
)  die  frUnkiaehen   Reichegeaetze  (Cspit.    V.   319.)   sufgenommeD.    Tgl. 
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Die  AbschwOchung  und  das  Erlfisclien  der  Kurolipi^er 
bezeichnet  zugleich  die  Verdankeluog  der  königlichen  Macht 
lind  das  Wachethnin  der  in  den  einzelnen  Stämmen ,  LAndern 
und  Grebietstheilen  sich  erhebenden  Forsten-  nnd  Herren- 
gewalt.  An  die  Stelle  der  früheren  romano-germaniBcben 
'Weltmonarchie  trat  nun  das  LehenskOnigthum.  In  ihm 
erlangte  der  Charakter  des  Mittelaltws  in  Vorzügen  und 
M&ngeln  einen  angemessenen  politischen  Ausdruck. 

Die  hervorragenden  Eigenschaften  der  Feudalmoiiar- 
chie  sind  : 

1.  Alles  bisherige  EOnigthum  beruhte  auf  den  Volks- 
stämmen oder  ganzen  Nationen  oder  einem  zar  Einheit  ver- 
bundenen Volke.  Man  darf  dasselbe  wohl  eine  volks- 
thUmliche  oder  nationale  Institution  neniien.  Das 
feudale  Königthum  dagegen  steht  zwar  auch  in  Besäehung 
zu  einem  bestimmten  Volke,  an  dessen  Spitze  der  EOnig  ist, 
aber  es  wurzelt,  wenn  man  auf  des  Wesen  sieht,  vornehm- 
lich auf  der  engen  persönlichen  Treu  Verbindung 
zwischen  dem  Eöniiie  als  dent  obersten  Lehensherrn  und 
seinen  Vasallen,  welche  von  ihm  Macht,  Ehre,  Ver- 
mögen ableiten.  Die  übrige  Masse  des  Volks,  soweit  üe  nicht 
in  dem  Lehensnesus  steht,  kommt  daher  nur  in  untergeord- 
neter Weise,  nur  mittelbar  in  Betracht.  Dieses  Eönigthuui 
ist  somit  nicht  eine  nationale  Institution  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  vielmehr  eine  eigen thümliche  Standesinstitution. 
Nicht  das  Volk,  sondern  die  Gefolgschaft  ist  die  ursprüng- 
liche Grundlage  desselben. 

2.  Die  persönliche  Treue,  von  dem  Glänze  und  der 
Kraft  derEhre  beleuchtet  und  gestärkt,  wurde  nunmehr  zu 
dem  wichtigsten  Statsbegriff  erhoben.  >   Alle  Vasallen  muszten 

'  TaeÜui  schon  weist  in  der  Schilderung  dea  gerin»iu*cbeii  Q«ft>lg«* 
auf  difse  mor&liMben  Eügeoschafteu  als  die  SrcJe  dt»  Inatitiit«  hio  c,  13 
und  11:  „HsgDB  et  cumitum  aemulatk),  quibii«  primua  apud  priucipcm 
Buum  locus;  et  principum,  ciii  plurimi  et  accerrimi  comitea.    Haec  dignilac. 
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dulier  persönlich  dem  Herrn,  indem  sie  das  Lehen  Ton 
ihm  —  in  der  Regel  knieend  —  etn^^ugen,  den  Eäd  der 
Treoe  und  Hulde^  schwören.  Am  aasgebildeteten  sind, 
wie  Überhaupt  das  Lehenssystem ,  so  auch  diese  Schvarrer- 
hftltnisee  in  dem  Baxo-Normannischen  Rechte  des  eng- 
lischen EOnigreichs  bestimmt.  Die  eigentlichen  Lehens- 
Vasallen  schwören  dem  Kön^e,  ihrem  Leheosherrn,  kniend 
den  Hannschaftseid^  (homagium,  bomage)  und  stehend 
auf  das  Evangelium  den  Treueid  (ädelitas,  foy,  fteutä). ' 
Bischöfe  und  Aebte  schwören  ausnahmsweise  nar  den  letz- 
tem.    Jener  ist  enger  als  dieser  und  nothwendiger  an   den 

hae  vires,  inagno  semper  electonun  jaTenam  globu  circumdari,  in 
poce  d«cDa,  io  belJo  praeeidium.  —  Cam  ventum  in  ftciem,  turp«  prindpi 
viriale  vinci,  tnrpe  oomilttnj,  TiiintcRi  priocipis  Don  •duqnare,  iun 
vero  intune  in  orooeBi  vilam  oc  probroanm,  superstitem  priDdpi  suo  ex 
Bcie  receflsiMC  Ithm  drfmAen,  IwH,  tm  fuofuc  firriia  faela  ffioriaf 
eJHi  ouf^nor«,  prtueipuum  Mcramtnltim  eau  Piincipe«  pro  viclorla  pDgnant, 
eoDiiles  pro  principe." 

'  Im  fraqzÖalMiheD  Recht:  .foi  et  bomage." 

'  Die  Formel  deueiben  zeigt,  dasz  die  Treue  anch  hier  der  Hanpt- 
iobslt  ist:  „Devenio  hofno  critn'  de  teoemenlo,  quod  de  vobia  teneo  et 
Fidmt  vdbit  portabo  de  Tita  et  membria  et  terreno  honore  contra  omnea 
gentea."  Braebm.  II.  25.  %.  8.  „Jeo  deveigne  vostre  home  —  de  vie  et 
de  membre.,  et  de  terrene  honor  et  e  toub  aerra  foy(M  et  loytüt,  ft  foy  i 
VOHI  forirra  dea  tenemena:  que  jeo  clftlme  de  tener  de  Tone."  Tgl.  0h 
Confe  a.  v.  bomsgium. 

*  Die  Formel  bei  Brftcton  a.  a.  0.  „Hoc  audia,  Domine,  qnod 
Bdeni  TObia  portabo  de  vita  et  membria,  corpore  et  catallia  (mit  Leib  und 
Qat)  et  terreao  bonore,  sie  me  Dens  adjuvet  et  haec  flancttt  Dei  evu- 
gelia."  Tgl.  Dt  Cartgt  v.  Odelitaa.  Dea  longobardische  Lehenarecht 
und  ebeDao  das  dentsche  ontencheidet  nicht  ao  acharf.  Lib.  II.  Fend.  d.  T. 
Bildet  aicb  die  Formel:  „Ego  jaro  ad  haec  aancto  dei  evangelia,  qood  a 
modo  in  antea  fldelie  haio,  aicut  debet  esse  vaaallDs  domiDO,  necld,  qnod 
mihi  sab  Domine  fldelilalia  commiaerit  dominna,  pandam  alii  ad  ^as 
detrimeDtam,  me  sctenle."  Und  lit  VI.  wird  dem,  der  Trene  schwört, 
eiogeachirft,  deas  er  sechs  RQckaicbtea  si&ta  vor  Augen  habe:  „incolame, 
tntiun,  honeatam,  ntile,  heile,  poaaibjle."  Eine  deatsebe  Formel  im 
sftcha.  Lebnr.  Art.  3.  ,dat  he  ime  ao  Irttwe  nnde  aleo  holt  ai,  eise 
dorch  recht  die  man  sime  berren  sola,  di  wile  dat  he  rin  mao  weaen 
Wille  node  «in  gnt  hebben  wille."     Vgl.  Homeyer  III.  323. 
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Lefaeasbeejtz  geknüpft.  Die  Treae  ist  allgemeiner  und  es 
kann  dalier  auch  auszerhalb  des  Lehensverhältnisses  von  den 
Übrigen  ünterthanen  der  Eid  der  Treue  gerordert  werden, 
wie  das  schon  ia  der  Eerolingischen  Zeit  —  freilich  auch 
unter  dem  Einflüsse  von  FeudalbegritTen  —  geschehen  isi  * 

Diese  Treue  ist  gegenseitig.  A.uch  der  Herr  ist 
dem  Vasallen  zur  Treue  verpflichtet,  nur  die  Ehrerbietung, 
die  der  Mann  dem  Herrn  schuldet,  hat  dieser  nicht  eb^iso 
zu  erwiedem.* 

3.  Das  Streben  der  Lehensmonarchie,  alle  Ünterthanen 
in  ein  VasalleorerhältDisz  hinein  zu  ziehen,  hat  auch  eine 
dingliche  Beziehung  auf  den  Boden.  In  diesem  Sinne  suchten 
die  ersten  englischen  Könige  von  normannischem  Geschlechte 
ein  Obereigenthum  des  EOnigs  über  das  ganze  Land 
zur  Anerkennung  zu  bringen,  in  Folge  dessen  nicht  bJosz 
die  hergebrachten  oder  neu  verliehenen  LehengUler,  son- 
deni  auch  die  freien  Eigengüter  in  dem  Rechtssjstem  als 
von  dem  Könige  abgeleitet  erklärt  wurden.  Das  Volks- 
recht de»  freien  Glgenthums  am  Boden  wurde  so  in  das 
Lehenrecht    des    abhängigen    Grundbesitzes    (tenure) 

'•  Capic.  lU.  Corot.  M.  a.  813  u.  13:  „Uc  Hissi  noalri  popuJMN  notlnnii 
iterum  nobie  fidtlitatfm  promi(l«r«  fociaat  Becandam  consnetudineni  jam- 
iluduDi  iirdiDalam."  Eine  Formel  iu  den  Capit  Conti  Cahri  a.6M&13: 
„E£go  ill.  CstoJo  ab  ista  tlie  iaaiil«  Adelis  ero  aecandnm  meDm  mvirum 
(eavoir,  Wiwen),  sicat  Francua  Ijomo  perrectum  eace  debel  buo  Re(;i. 
■Sic  me  Deu»  adjavet  et  ielae  Reliquiae." 

'  II.  Feud.  6:  „Douiiiiue  quoque  in  bis  omnibna  vicem  lideli  buo  red- 
dere  debel;  qiiod  si  nou  fe«erit,  Dierilo  censebitur  raalefidut."  Aaeb  in 
England  BecbUregel:  „Qitantum  homo  debet  domino  ez  homagio,  tanlum 
illl  debel  domiona  ex  dominio,  praeter  eolam  reverentiam."  Bmn  hJtt. 
iif  EugJ.  law.  1.  p.  126.  Atittt  de  Jerusalem  Haute  Cour  322  (Kausler 
S.  372):  „Latsise  et  la  iel  de  Jerusalem  jage  et  dit  cjue  autaut  doit  li 
roia  de  fei  a  sou  homu  lige,  come  lame  lige  doit  a  tuy,  et  auis  est  teniia 
li  TOis  de  guareDÜr  et  de  sanver  et  de  desfendre  des  bomea  Ugea  vers 
lOHles  gena  qui  tnrt  lor  vorreeot  tiiire  com  ses  home»  Jigea  Bout  lentis  a 
luy  de  guarentir  le  et  de  Miiver  vers  toules  geus.  Et  por  ce  ne  peut  il 
■nie  melre  Ia  msiii  sur  mii  bome  lige  Sana  eef^rt  de  eee  pera," 
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iinigewandelf.'  Das  aber  ist  ein  allgemeiner  Charakterzug  der 
Feudalmonarchie,  welcher  in  der  englischen  Rechtsgeflchicbt« 
besonders  klar  erscheint.  ^ 

4.  Ganz  parallel  dieser  stnfenweisen  Ableitung  des 
Grundbesitzes  von  dem  Obereigenthnm  des  EOnigs  geht  in 
dem  Lehenssjztem  die  stufenweise  Ableitung  jeder 
statlichen  Gewalt  Ton  der  königlichen  Gewalt. 
Der  König  selbst  hat  seine  Macht  in  einheitlicher  Falle  von 
Gott  zu  Lehen  empfiingen.  *  Wie  die  Planeten  ihr  Licht 
von  der  Sonne  bekomtnen,  so  erhalten  die  niederen  Berren 
»odann  ihre  Herrschaft  von  dem  obersten  Lehensberrn ,  dem 
Könige. '"     Sie   erhalten    die  Gewalt   aber  nicht  etwa  als 

^  Willielm  I.  miirle  erat  den  Treueid  uach  Art  des  Vsaalleneidfx 
ein.  Vgl.  oben  B.  11.  (tep.  12.  Dann  erliesi  er  ein  Qesett^  durch  welches 
alle  Grafen,  BürODe,  Ritter.  Edelknechte  uud  alle  Freien  verpflicbtet  wor- 
den, BtÜta  (wie  Vaaallen)  zum  Kriege  gerüstet  zu  uyn,  mit  Waffen  und 
Pferden,  und  diese  Verpflich tun g  wurde  auf  die  „ffoda  rt  Untmrnda"  be- 
gründet, welche  fie  haben.  So  ward  die  Fietion  des  Lehensystems  ein. 
geführt,  dMi  der  König  der  ursprünglicbe  Herr  nnd  Eigenthümer  alle« 
englischen  Bodens  «ei,  und  niemand  aat«r  habe,  die  nicht  unmittelbar 
oder  mittelbar  von  ihm  heimeilet  seien.  Gegen  die  Folgen  dieses  Sy- 
steme wurde  denn  freilldi  später  ernste  Einsprache  eriiober.  Vgl.  Biaclc- 
Btone  Comm.  II.  eh.  4.  Reeves  a.  a.  0.  S.  6.  ff. 

•  In  Frankreich  war  das  verwandte  Princip:  „Nuüt  ttrrf  tan» 
trijpuun"  bereits  im  13ten  Jahrhundert  enlschiedea.  Vgl.  Lojrsel  li,  2,  1. 
Weder  in  Italien  dsgegen  noch  in  Deutschland  kam  das  Lebens- 
syslem  zn  so  aosgedelmter  Verbreitung. 

*  Nach  dem  Sachsenspiegel  I.  1.  ist  es  lunikcbst  der  Kaiser, 
dem  Oott  des  weltliche  Schwert  verleiht:  woraus  denn  folgt,  dasz  die 
EOnige  ihre  Macht  durch  die  Vermiltlnng  des  Kaisers  empfangen.  Diese 
Theorie  kam  indeesen  nicht  xa  voller  prscliscber  Geltung;  nnd  die  Könige, 
obwohl  sie  die  höhere  Würde  des  Kaisers  respeclirten,  leitAteo  doch  ibre 
Macht  unmillelbar  von  Gott  ab.  Altes  franiösisches  I^ehtssprUcbworl: 
„U  Roi  ne  tient  que  de  Diea  et  de  l'Epte."    Loysel  I.  2. 

<*  Sachsenspiegel  III.  &8:  „Des  rikes  voreten  ne  solen  nenen  leien 
to  herren  hebben,  wen  dea  konlng.  It  nis  nen  vauleo,  dar  die  noan  «f 
■Mge  des  rikes  vorsta  wesen,  he  ne  vntva't  von  ,deme  koninge." 
III.  6A.  S-  &•  Koninges  ban  ne  mut  nieman  lien  wen  die  koning  selve. 
Die  koning  ne  mach  mit  rechte  nicht  weigeren  den  ban  to  llene,  deme 
it  gerfchte  gelegen  is. 
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bkMEe  Aflbntliche  Beamte  de«  Statee,  als  Organe  der  Re- 
giening,  sondern  je  für  ihre  besosderen  und  abgegrftnzten 
Kreise  zu  eigenem  Recht  and  Oeousz,  wie  sie  die' 
Lehenguter  zu  eigener  Verfügung  und  Fruohtgenusz  empfan- 
gen. Die  Miscbnag  politischer  Befu^is»«  mit  pri- 
Tatrechtlicher  Sei  bständigkeit^  und  sogar  die  erb- 
liche Verbindung  der  veraebiedenen  Stufen  der  Slat^gewait 
mit  bestimmten  Familien  und  feateui  Grundbesitz  sind  cba- 
rabterisdscbe  Eigenschaften  des  Lehenasystems.  Der  KOni^r 
kann  daher  weder  sich  weigern,  dem  erbbereohtigten  Va- 
•allen  die  Herrschaft  zu  verleihen ,  noch  darf  er  in  die 
^>häre  der  verliehenen  Hemcbaft  eingreifen,  und,  sei  es 
bestimmend,  sei  es  beschränkend,  einwirken.  Jeder  Kreis' 
der  Gewalt  ist  in  sich  abgeschlossen  und  wesentlich  selh- 
slftndig. 

Die  Einheit  der  Statsgewalt  ist  daher  in  dem  Lehens- 
slate  fast  nur  eine  formelle.  Sobald  es  darauf  ankommt, 
durchzugreifen ,  so  erhehai  sich  oft  unlkberstei^iche  Schwie- 
rigkeiten. Die  besondere  Macht  der  grossen  und  kleinen 
Vasallen  setzt  sich  wider  die  allgemeine  Statsmacht,  und 
statt  diese  zu  vermitteln,  tritt  sie  ihr  entgegen  und  hemmt 
ihre  Wirkungen.  Das  nationale  Leben  wird  so  gespalten  in 
eine  Mannichfaltigkeit  particulärer  Gestaltungeu ,  die  Eine 
Statamacht  aufgelöst  in  eine  Vielheit  beschränkter  Herrlich- 
heiten.  Dem  individuellen  Willen  und  der  individuellen 
Neigung,  besonders  der  Magnaten  des  Landes,  wird  ein 
freier  Spielraum  auf  dem  politischeD  Gebiete  eröfhiet,  und 
ein  bunter  Reichthum  der  Formen  und  Einrichtungen  ent- 
faltet; aber  der  Zusammenhang  des  Ganzen  ist  Überall  durch- 
brochen, und  der  Stat  selbst  gebunden.  Die  Aristokratie 
nur  ist  stark  und  frei,  das  Königthum  zwar  an 
Ehren  reich,  an  Macht  aber  arm  und  das  Volk  in  der 
natui^emfiszen  Entwicklung  seiner  Kräfte  auf  allen  Sei- 
ten gehemmt.    Je  ferner  die  Vnlksciassen  von  dem  Centrum 
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dieses  Statee,  von  dem  obersten  Lehensherrn  stehen,  desto 
diDckender  wird  fUr  sie  das  Gewicht  der  in  der  ICtte  lic 
^eoden  Herrscheflsrechte,  und  desto  lAstigerauch  die  Willkür 
der  kleiuen  Herren. 

Die  beiden  Hauptbestandtheile  der  germanischen  obrig- 
keitlichen Gewalt,  der  Heerbann  and  der  Oerichtsbann, 
wurden  so  anter  die  zahlreichen  Herren  und  Vasallen  ver- 
theilt  Die  eigentliche  Regierungsgewalt  aber  wurde 
in  Tei^leich  mit  den  Orundsfitzen  der  {Wtokisohen  Honarohie 
wieder  TCrmindert  und  mehr  als  froher  beschrankt.  Die 
ganze  Verfassung  war  wesentlich  eine  aristokratische 
geworden,  obwohl  ne  mit  einer  monarchischen  Krone  ge- 
schmQckt  war.  Die  ftanzösischen  EOnige  ans  dem  Capetin- 
gischen Geschlechte  ragten  nur  wenig  Ober  die  Seigneurs 
h^rrnr ;  '*  auch  die  deutschen  Könige  waren  im  Innern  des 
deutschen  Reiches  ri^lfoch  gelfthmt  durch  die  Macht  der 
Forsten.  Nur  ausnahmsweise,  wo  besonders  gQnstige  oder 
dringende  Verhaltnisse  eine  Abweichung  reranlanten ,  konnte 
sich  eine  stärkere  Centralmacht  der  Könige  erhalten,  wie  tn 
England  nach  dem  Siege  der  Normannen,  wo  das  Interesse 
der  Sicherheit  den  normannischen  Adel  nöthi§^te,  sich  enger 
an  den  König  anzuschlieszen ,  und  das  BedUrTnisz  der  neu 
begründeten  Dynastie,  sich  zu  erhalten,  eine  ener^sohere 
Entfeltang  der  königlichen  Macht  erforderte. 

5.  Gnizot  hat  die  Frage  aufgeworfen/^  woher  es  komme, 
dasz  die  feudale  Statsordnung  nicht  erst  in  den  Zeiten  ihres 
TerfoUs ,  sondern  selbst  in  der  Periode  ihrer  höchsten  BiQthe 
fortwahrend  von  der  Abneigung  des  Volkes  begl^tet  wor^ 
den  sei.    Den  Hauptgrund  für  diese  Erscheinung  stellt  er 

"  Schon  Hugo  Capet  schrieb  an  den  BrzbUuhof  vod  Sens:  nregall 
potantia  in  nnllo  abati  voltmtM,  ommki  negotia  rttpubikat  in  eoiwNtta- 
Utmt  et  mtUtnÜa  fUrintM  MMttvrwn  diaponiiuus.''  MtrobMH,  Baaai  sur 
Ic  deapot.    Oeuvres  II.  8.  390. 

"  GMiioti  „Da  caracläre  polllique  du  regime  ffiodat"  in  den  E«Mia 
■nr  llilBt.  de  France.  V. 
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»0  dar:  „Der  Feudalismus  war  eine  YerbÜDduntf  kleiner  Her- 
ren, kleiner  Despoten,  die  unter  sich  ungleich  wnd  durcii 
mancherlei  ß«chte  und  Pflichten  verkoOpfl,  jeder  auf  seinco 
eigenen  Gütern  Über  ihre  persönlichen  und  unmittelbaren 
Unterthanen  eine  willkürliche  und  absolute  Gewalt  besaszen. 
—  Von  all»)  Tyranneien  aber  ist  die  die  scblinimste,  welche 
ihre  Unterthanen  bequem  Überzählt  und  von  ihrem  Wohnsitz 
aus  die  Gr&nzen  ihres  Gebiets  Überblickt.  Die  Laaneii 
menschlicher  WillkUr  entfalten  sich  dann  in  unerträgliche 
Sonderbarkeit  und  mit  unwiderstehlicheai  Nachdruck.  Die 
Ungleichheit  des  Standes  macht  sich  dann  auch  in  Schröter 
Weise  Alhlbar.  ReicbUium,  Macht,  Unabhängigkeit,  alle 
VrtrzOge  und  Rechte  werden  jeden  Augenblick  dem  Elend, 
dei-  Schwäche,  der  Enechlschafl  gegenüber  gestellt.  —  In 
diesem  System  war  der  Despotismus  so  grosz  als  in  der 
reinen  Monarchie,  waren  die  Privilegfen  nicht  geringer  als 
in  der  engsten  Aristokratie,  und  beide  stellten  sich  in  der 
beleidigendsten  und  rohesten  Form  dar.  Der  Despotismus 
war  nicht  gemildert  durch  die  Entfernung  und  die  EIrtiaben- 
heit  des  Thrones,  die  Privilegien  waren  nicht  verschleiert 
unter  der  Majestät  einer  grossen  Körperschaft.  Beide  g^örten 
einem  Individuum,  das  immer  gegenwärtig  und  immer  allein, 
nur  ein  Nachbar  seiner  Unterthanen  war." 

In  dieser  Schilderung  ist  Wahrheit  Aber  in  vollem  Um- 
fang gilt  sie  doch  nur  von  Frankreich,  nicht  von  allen  mit- 
telalterlichen Lehensstaten.  Das  Lehenssystem  war  keines- 
wegs ttberall  verhaszt,  wo  es  bestand,  und  die  Anhänglich- 
keit au<^  der  Bauern  an  ihre  Herren  durchaus  nicht  selten. 
Auch  ist  es  nicht  eine  Mgenschafl  dieses  Systems,  das«  dem 
Herrn  flber  seine  Unterthanen  eine  „willkürliche  und  abso- 
lute Gewalt"  zustehe,  sondern  wo  dieselbe  behauptet  und 
getlbt  wurde  —  nnd  das  mag  nicht  blosz  in  Frankreich  sehr 
häufig,  sondern  auch  anderwärts  nur  zu  oft  vorgekemmen 
sein  — ,  geschah  das  im  Widerspruch  mit  dem  System,  welches 
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von  obea  bia  unten  lauter  abgeleitete  und  in  sich  selb- 
ständig  Kreiee  Ton  Rechten  aufteilte.  Auch  die  hörigen 
Leute  hatten  ihr  Testes  erbliches  Recht-,  die  Lasten  derselben 
durften  nicht  nach  Belieben  des  Herrn  vermehrt  oder  be- 
schwert, über  ihre  Person  nicht  anders  als  nach  denn  Her- 
kommen  und  der  guten  Gewohnheit  der  Höfe  disponirt  wer- 
den. Das  Hofrecht  in  den  untersten  Kreisen  war  eben  so 
genau  abgegrenzt  und  wurde  ganz  analog  geschützt,  wie  das 
Lehensrecht  in  den  höhern." 

Aber  auch  abgesehen  von  den  zahlreichen  Ueberschrei- 
tungen  der  Herrenrechte,  lag  allerdings  in  der  Nähe  und 
Kleinheit  der  Herrschaften  und  in  der  groszen  Schwie- 
rigkeit, fiut  Unmöglichkeit  fUr  die  Unterthanen,  sich  dem 
nahen  und  jede  freiere  —  nicht  schon  durch  das  Her- 
k(»nmen  geheiligte  — Bew^ung  hemmenden  Drucke 
derselben  zu  entziehen,  eine  der  schlimmen  und  ge- 
hingen  Eigenschaften  des  Feudalismus. 

6.  Der  Lehensstot  kann  vorzugsweise  ein  Rechtsstat 
genannt  werden.  Das  Stetaprincip  der  AfTentlichen  Wohl- 
fhhrt  ist  verdunkelt,  die  Abgrenzung  der  mancherlei  politi- 
schen Rechte  aber  genau  bestimmt,  diese  selbst  sind  fthnlich 
wie  Privatrechte  dem  Willen  des  Berechtigten  und  sogar  dem 
gewöhnlichen  Rechtsverkehr  des  Kaufes,  Tausches,  der  Ver- 
gabung, Vererbung  u.  a.  f.  preisgegeb»i.  Der  Schutz  dieser 
Rechte  wird  groszentheils  in  Form  des  gerichtlichen  Pro- 
ceases  gehandhabt,  oder  gar  der  erlaubten  SelbslhUlfe  in 
de»  Fehden  Uberlasseu.  Auf  der  einen  Seite  eine  starre 
festgegliederte  Rechtsordnung,  welche  wohl  den  In- 
dividuen, nicht  aber  der  Gesammtheit,  wohl  den  ein- 
zelnen Corporationen  und  Stiftungen,  aber  nicht  der  Nation 
und    ihren    Kräften    Freiheit    gewährt,    auf    der    andern 

"  Dm  bezeugen  die  CoatameB  nod  Weiathümer  auf  jeder  Seite.  In 
manchen  derselben  werden  sogar  Sporen  eines  bSnerlfchen  Trottes  der 
Hodmle  gegen  den  Orandbem)  stchibar. 

Bluniichli,  ■llgeraeinea  Smurecht.    I.  25 
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ein  fortgesetzter  innerer  Krieg,  und  eine  imoier 
wiederkehrende  Anarchie,  das  sind  die  beiden  entgegra- 
gesetzten  Encbeinungen ,  welche  wie  die  beiden  Gesichter  de« 
Januskopfs  tnit  dem  mittelalterlichen  Ldiensstate  veni'ftch- 
sen  sind. 


Zwanzigstes  GapiteL 

F.    IHp  ni>iiere  »biolale  Hontrchi«. 

Aus  dem  mittelalterlichen  Lebensstat  ging  die  mndeme 
Reprftsen  tativmonarchie  nicht  unmittelbar  herror  als 
die  statliche  Ordnung  der  neuen  Zeii  Im  Eampre  mit  dem 
Lehenswesen  erstarkte  vorerst  eine  neue  absölate  Monar- 
chie. Die  sAmmtlichen  germenn-romanisehen  und  die  ger- 
manischen Völker  Europa's  muszten  erst  das  letztere  Stats- 
System  wieder  erfahren,  bevor  es  zu  der  Bildung  der  neuen 
.  Statsform  kam. 

Am  frahesten  zeigt  sich  diese  Entwicklung  und  am  hef- 
ligslen  (ritt  der  Absolutismus  hervor  in  Frankreich  und  in 
dpanien.  Je  stärker  die  germanischen  Elemente  in  der  Nation 
wuren,  desto  weniger  konnte  es  den  Königen  gelingen,  eine 
den  germanischen  Rechtsbegrif^  völlig  fremde  und  zuwider- 
laufende absolute  Gewalt  zum  geltenden  Stateprincip  zu  er- 
heben. Dagegen  waren  dieser  die  römischen  Traditjonen, 
die  nun  in  Wiseenschaft  und  Leben  wieder  wach  worden, 
durchaus  günstig. 

Schon  seit  dem  zwölften  Jahrhunderte,  als  noch  die 
Seigiieurs  des  üppigen  Machtgennsses  sich  erfk^uten,  arbei- 
teten die  französischen  Legisten  (so  wurden  die  römi- 
schen Rechl^elehrten  genannt)  mit  Kühnheit  und  Einigkeit 
daran,  die  französische  Monarchie  auf  die  alten  Grundl^en 
des  römischen  Kaiserreichs  ztirQcksufQhren.     Sie  gründeten 
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eine  thwnetHclie  ttod  pra£tüche  Schale  des  Regimente,  deren 
oberster  Grundsatz  die  Einheit,  dielTiitheilbarkeit  lutd 
die  absolute  Statsgewalt  des  Eönigthums  war,  welch« 
sie  unter  dem  Ansdracli  der  souveränen  Gewalt  zusam- 
meiifaszleD.  Von  da  aus  behandelten  sie  die  Herrschaften 
und  Gerichtsbarkeiten  der  Groszen  und  ihrer  Vasallen  wie 
Anniaszungen  und  Uiszbrftoche,  die  zu  Gunsten  des  KOnigs 
und  des  Vplks  anfzuheben ,  oder  mindestens  so  sehr  als  miß- 
lich zu  beschränken  seien.  Sie  stelltei)  die  französischen 
Könige  als  Nachfnlger  der  römischen  Imperatoren  dar,  und 
indem  sie  die  römische  Gesetzgebung  als  die  wahre  priesen, 
bebandelten  sie  die  feudalen  Rechtsgewohnheiten  mit  Gering- 
seb&tzung. '  Es  dauerte  iVeiüch  noch  Jahrhunderte,  bis  diese 
Theorien  in  die  Praxis  eindrangen  und  die  Herrschaft  der 
Seigneurs  wirklich  gebrochen  wurde.  Aber  der  innere  Kampf 
hörte  nicht  mehr  anf,  bis  der  ganze  reich  gestaltete  Lehens- 
stat  von  Grund  aus  zusammeDsUtrzte,  dann  aber  auch  in 
seinen  Sturz  die  inzwischen  mächtig  gewordene  absolute 
Monarchie  mit  rerwickelt  wurde. 

Der  Satz  des  römischen  Kaiserrechts:  „Quod  prindpi 
placuH,  legü  fto&et  vigorem"  wm-de  wieder  aus  dem  Alterthum 
hervorgeholt  und  als  nothwendiges  Statsprincip  verkündigt^ 

'  Thinry,  lemp«  M^iowing.  I.  S   16. 

'  Bttumanoir  II  57. :  „Cf  fm  It  pfnl  A  ftrt,  dnlt  estr«  tenu  por  i 
iM;"  fügt  aber  beichrünkend  hioin:  Bpourvn  qu'il  ne  Mit  pai  fet 
«mIft  Dil«,  nr  eonirr  hnnrin  mnin,  rar  fi\  U  frrmt,  itr  ff  drrrrvint  pai 
M  umga  »imfrfr."  Vgl.  Lafnriirt  in  d,  Revue  criUque  ile  L^iii.  par 
H'otaudti  IV.  p.  1&2.  Die  italiKhen  OloMatoren  hsben  elxiiao  noch  •iH 
gewlsw  Scheu  vor  .dem  Princip  und  rochen  «■  durch  die  RUckaicbt  auf 
daa  bettehende  göttliche  and  menschliche  Recht  zu  twBchrttnkcD.  fiogai' 
Im  Jahre  1688,  noch  unter  iMiwtg  XIV.  dem  michligeb  Liebhaber  der 
«btoluteo  Königsgewalt  erklirte  der  fitr  Stalarecht  aogeatellte  ProfMtor 
Dtiamtv  den  Satz  in  nicht  abeolutiaUMheni  Sinne:  „qat  la  lojr  est  1« 
volonte  du  Roy  et  non  pa«  que  la  volonte  da  Raj  aoia  loy."  Aber  m 
bnden  licfa  lu  allen  Zeilen  dienstbare  Parteiraänner,  welche  über  alle 
miUclalMrlicben  SchnukeD  des  römischen  Prindps  hiuwegaetzlen  und  eifrig 
)'ür  die  abaotule  Oevrall  des  Honarctien  kämpften. 
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£r  ging  in  das  fransfisische  Recbtsepricbwort  über:  „QtU 
veut  k  roi,  st  vevi  la  loi."  War  einmal  das  R«ch(  der  Ge- 
setzgebung in  dem  Könige  concentrirt,  und  waide  dasselbe 
diesem  in  uDbeschr&nkter  Weise  eingeräumt,  so  kooDten  von 
da  aas  die  Hemmnisse,  velche  das  Lebensweeen  der  rollea 
Eniwicfclang  der  Stat^walt,  des  nstionaleD  Geistes  und  der 
öffeutitchen  Wohlfahrt  ^l^iegensetzte,  entfernt  werden.  Die 
von  der  neuen  Recht^^ebrsomkeit  gleitete  Praxis  der  Ge- 
richte, besonders  der  königlichen  Parlamente,  half  im  ein- 
zelnen kräftig  mit,  dieser  Richtung  den  Sieg  zu  bereiten. 
Die  öfTentliche  Meinung,  zunfichst  in  den  SUdten,  in  welchen 
die  römische  Cultur  einen  uralten  Wohnsitz  hatte  und  welche 
von  den  Einflüssen  des  Lehensrechtes  freier  geblieben  waren, 
war  der  reränderten  Rechtsansicht  gOnstig.  Bie  hasste  die 
kleinen  Herren  viel  mefarj  als  äe  den  nationalen  König 
fürchtete:  und  die  Fortechritte  der  stAdüsoben  Gewerbe  in 
Handel  und  Handwerk  schienen  durch  die  D^nDthigung  und 
Schwächung  der  Lebensherreo  nur  gefördert  ni  werden.  Aach 
die  Bauern  konnten  eher  gewinnen  als  verlieren ,  wenn  die 
Uocht  des  Königs  Über  ihre  Bedrftnger  zunahm. 

Seit  Ludwig  XI.3(1461— 1483)  war  das  Uebei^widit 
der  königlichen  Gewalt  Ober  die  Lehensberrschaft  in  Frank- 
reich, seit  Philipp  U.  (1556— 1598)  in  Spanien  entschieden. 
In  Frankreich  kamen  freilich  von  Zeit  au  Zeit  Reactionen 
dagegen  vor;   in  Spanien  blieb  der  Absolutisoius  sichovr, 

'  Er  verbot  1463  dem  Herzog  von  Bretagne  den  Ancdruck:  ,par  Is 
gracr  ät  Dirn"  fUr  eicli  anftDaprecheD.  Vor  Karl  VIL  bedienten  aloh  dte 
Seignenra  gewöhnlich  dieser  Berufung  in  ihren  Titeln.  Schaffner, 
franiüf.  Bechtag.  iL  8.  373.  (tlraprflngUch  hatte  flbrigena  der  Auadmck 
qvon  Qotles  Onaden**  den  demüthigeD  Stno,  «n  die  Barmhenlgkelt  and 
Qiiade  Oottea  zu  erinnern ,  von  dem  alle  Hoheit  nnd  aUea  Hceht  auBgelM. 
Erst  «päter  war  denelbe  zur  BeE«ichnang  der  aoaveräneD  DnabUt^ig- 
lieit  geworden.)  In  dem  dnrch  die  Schweizer  auf  AnMJften  de«  Kttoige 
vollzogenen  Cniergaog  dea  Herioga  Karl  dee  Rtihnen  von  Burgand  wurde 
nua  dai  Haupt  der  hohen  Lehen MrlBtokratie  eracUagen,  and  damit  war 
4ler  Sieg  dea  Köuigthuma  in  Frankreich  entachieden. 
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und  hatte  dsen  finsterern  und  gransameren  Charakter.  Es 
erregt  ein  Grauen,  wenn  man  sieh  daran  erinnert,  dasz 
Philipp  II.  das  ganze  Volk  der  Niederländer,  über  welches 
ihm  Dar  beschränkte  Herrechaflsrechte  zustanden,  eis  Ver- 
brecher zu  verurtheilen  wagte.  Erst  unter  Lodwig  XIV. 
hatte  in  Frankreich  die  absolute  GewE^t  des  EönigthuDis 
ihren  Höhepunkt  erstSegen,  von  wo  aus  sie  j&hlings  dem 
Abgrunde  der  Revolution  entgegenstürzte.  Sein  Beispiel  ahm- 
ten danp  die  deutschen  DTnasüen  nach,  die  groszen  und 
die  kleinen.  *  Es  wurde  wieder  erlebt,  dasz  ein  christlich- 
europtischer  Monarch  ein  ganzes  Volk,  dessen  Oberhaupt 
SU  sein  er  sich  dberdem  nur  angemaszt  hatte,  dasz  Joseph  I. 
von  Oesterreich  die  Bayern  zum  Tode  verurtheilte,  und  sich 
dabei  gar  auf  göttliches  Recht  berief.  ^ 

Den  politischen  Grundgedanken  dieses  neue»  Abso- 
lutismus hat  Ludwig  XIV.  mit  einer  staunenswerthen  Nai- 
vetAt  in  dem  bekannten  Satze  ausgesprodien :  „Vitat  v'etf 
nMÄ.«  (»Der  etat  bin  ich.")  Der  König  betrachtete  sich 
nicht  mdir  als  'das  Oberhaupt  des  States,  welches  selber 
nur  ein  — .wenn  auch  das  oberste  und  mächtigste  — Glied 

*  Friedrich  IL  voo  Prenazen  Im  Antimoch.  10:  ^11  ny  a  pM 
Jnsqa'aD  Cadet  du  Cadet  dune  Ligae  appsnagie,  qai  ne  «'imagine  d'Stre 
quelque  choae  de  semblable  h,  Loais  XIV.  11  Utit  mtn  Versailles,  11  a  - 
se«  maitresers,  il)  enirelient  ««■  arm^.  IIa  s'abtmeut  ponr  rhonnear  de 
leiir  MsisOD  et  il  prenoent  par  vanltä  te  ehemlD  de  la  miaire  et  de 
rhdpiial." 

'  Bormajr  [«beoabilder  I.  S.  2G6.  Pateot  Josephs  1.  von  Oeelei^ 
reich  rom  20.  Dec.  1705:  ^Alle  Bayern  Kien  der  beleidigten  M^eet&t 
Joaepbi  I.  als  des  ihoen  von  Gott  dem  Allin&chtigen  voi'gesetileD  allei- 
Digen,  reditinäszigea  LaDdesherrn  achnidig,  und  daher  ohne  weitera  mit 
dem  Strange  vom  Leben  zum  Tode  £u  richten!  Mar  aas  aller- 
höchster Clemeni  (?)  ntid  laDdesväterlicher  Ulldigkeit  (?)  werde  verordnet, 
desi  alleieit  16  in  15  ums  Leben  spielen,  und  jener,  auf  den  das 
wenigste  Looe  fällt,  im  Angestellte  aller  aufgebenkt  werden  solle. "  Man 
traut  seinen  Augen  nlclil,  wenn  man  solchen  Wahnsinn,  der  sich  selbst 
als  Recht  und  Onade  verküudet^  noch  Im  XVIH.  Jahrhundert,  unmittel- 
bar vor  dem  Zeilalter  der  „ philosophischen  Antklärnng"  begegnet. 
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des  gesammten  Statskörpers  ist,  sondern  er  identiSeirte  Reine 
Person  um)  den  Stat  volUtAndig,  so  dasz  es  anszer  ihm  keine 
andern  berechtigten  Stateglieder  mehr  gab.  Es  gab  keine 
Statswohlfahrt  auaser  seiner  persönlichen  Wohlfahrt,  kein 
Staterecht  aiisaer  seinen)  individuellen  Elecht  Er  war  Allee 
iu  Allem,  auBzer  ihm  war  Nichte. 

Diese  völlige  Verwechslung  des  Königthums  mit  dem 
State  —  wohl  zn  unterscheiden  von  der  Personification  der 
statlivhen  Majestät  in  dem  Könige  —  war  um  so,  bedenk- 
licher, als  während  des  XVII:  und  XVIII.  Jahrhunderts,  als 
dieselbe  Mode  geworden,  zugleich  die  Theorie  von  der  Stata- 
allmacht  aafkam.  Während  des  Mittelallere  war  der  Stat 
durch  eine  unendliche  Menge  fester  und  abgeschlossener 
Rechtekreise  zerklüftet  und  jeder  durchgreifenden  Macht  be- 
raubt worden.  Nun  machte  die  Theorie  den  Sprung  in  das 
tjlegentheil ,  und  lieez  gar  keine  selbständige,  der  WillkOr 
und  der  Einwirkung  des  States  entzogene  Rechtssphftre 
mehr  gelten.  Selbst  das  Privatrecht  wurde  als  ein  Product 
des  States  aufgefaszt,  und  dem  Belieben*  der  Slategewalt 
prei^:egeben. 

Die  Stats-  und  Rechtswissenschaft  jener  Zeiten 
hHt  an  dem  Sehaden,  den  diese  Theorien  gestiftet,  einen 
groszen  Aiitheil.  Die  einen  billigten  und  unterstutzten  die 
uiinatUi'liche  Anmaszuiig  der  absoluten  Könige  mit  Scheiu- 
grUnden,  die  andern  traten  derselben  nicht  entgegen,  wie 
die  PÜicht  gebot.  Aber  nicht  minder  schwer  haben  sich  die 
damaligen  Theologen  (bald  jesuitische,  bald  hocbkircb- 
liche  oder  orthodox  •  lutherische  Hoftheolc^n)  versündigt, 
welche  die  christliche  Idee  der  Göttlichkeit  der  obrigkeit- 
lichen Gewalt  dahin  entstellten,  dasz  sie  iu  gewissem  Sinne 
die  Könige  als  unmittelbare  und  vollkommene  Repräseiitan- 
(eii  und  Inhaber  der  göttlichen  Weltregierung  auf  Erden, 
al»  irdische  Gjttter  ausgaben.  Weil  (äott  unumschränkter 
Herr  der  Welt  ist,    die  er  geschaffen  hat,    und  die  er  mit 
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säineiQ  Geiste  erßllU  und  erhält,  eo  sollten  die  Könige  tiuch 
unumBchrfinkte  Herren  der  Volk«-  sein,  die  Bie  nicht  ge< 
schuflfen  haben,  und  die  sie  nicht  zn  erfhllen  noch  zu  er- 
haltoR  vermögen.  Es  kam,  wie.  in  den  Zeiten  der  römischen 
Imperatoren,  wieder  dahin,  daaz  die  Könige  es  liebten,  sich 
auch  mit  der  Gottheit  eu  identificiren.  Man  weiaz,  wie  gern 
Ludwig  XIV.  den  Jupiter  gespielt  hat,  was  freilich  in  heidni- 
scher Form  eher  aoging  als  in  christlicher. 

Unmittelbar  neben  dieser  Allmacht  des  Absolutismus, 
welche  nun  durch  die  Theorie  dem  Uonarchen  zugesprochen, 
lind  auch  in  wichtigen  Beziehungen  practisch  geltbt  wurde, 
offenbarte  sich  freilich  von  Zeit  zu  Zeit  die  völlige  Ohn- 
,  macht  der  absoluten  Könige.  Es  geschah  nicht  selten,  dssz 
Fürsten,  welchen  Schmeichelei  und  knechtischer  Sinn  eine 
schrankenlose  Gewalt  beimaszen,  selber  zu  willenlosen  Dienern 
des  Ehrgeizes  ihrer  Gunstliuge  oder  der  Herrschsucht  und 
AuMSchweifüng  ihrer  Maitresaen  erniedrigt  wurden.  Alles 
hing  ja  von  der  Persönlichkeit  des  Monarchen  ab.  War 
er  ein  bervorragendee  Individuum,  welches  die  dictatorische 
Gewelt  mit'  Enei^e  und  Geist  zu  handhaben  verstand ,  wie 
Ludwig  XIV.  selbst,  bevor  das  Alter  und  der  Genusz  seine 
Eiäfte  au[|{ezehrt  halten,  so  mochte  er  wenigstens  den  Scb^n 
der  Allmacht  erhalten.  Auf  die  Dauer  konnte  aber  selbst 
ein  solcher  Mann  nicht  auf  so  schwindlicher  Höhe  feststehen."  > 
War  er  eine  schwache  Natur  wie  Karl   II.   von  England, 

<  Lord  Cbstbam  (Broiifharo,  StatemBUDcr  I.  S.  29)  in  einer  Pai- 
laiiieiiUrede;  „Absolute  Gewalt  richtet  den  zu  Grunde,  der  sie  besitzt. 
und  ioh  weiai,  dMz  wo  Ueaetxlichkeit  aufhört,  Tyrannei  beginnL"  tini- 
zot,  Bssaie  S.  245:  „c'eat  le  vice  de  la  monarchie  pure  (?)  d'ilever  )e 
potivoir  gi  haut  que  la  Ifite  loume  h  celal  qat  le  potsMe  et  que  ceiix 
qni  le  BaUasecl  uaent  k  peioe  le  r^;Brder.  Le  soaveralD  r'y  croit  uii 
dieu,  Ifl  peuple  y  tombe  dane  l'JdoUtrie.  On  peut  icrire  alora  les  devdri 
des  rois  et  les  druita  des  sujels;  an  p«uL  minie  les  pi-£cfaer  inns  ceise; 
mnis  lea  situatlons  ont  plus  de  forcc  que  les  paroles,  el  quand  l'in^ga- 
lil^  piK  hiinieiise,  les  uns  onblient  nie^ment  teiirg  devoirf ,  les  outres  leUi'S 
droiia.- 
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Frrdinu.Dd  yil.  van  8i>aDtetr,  oder  Ludwig  XV.  von  Frsnk- 
reicli ,  80^  scbwelgtea  Buden:  io  der  Willkfii*,  die  dem  Körage 
Hllein  vorbehulten ,  seinen  Händen  aber  entwunden  war. 
Die  Völker  aber  versanken  Überall  in  namenloMS  Elend. 
Wer  die  Wirkungen  der  Äbsolutie  io  dem  civilisirleo  Eoit^ 
kennen  lernen  will,  der  studire  die  spanisch«!  odea-  ibdi- 
scheii  oder  Osterreichiscben  GeiatesznstAnde  von  1540  bis  1740l 

Uebrigens  standen  dieser  Anmasning  aaf  dem  alten 
Buden  der  europäischen  Verhältnisse  so  viele  UeberlteferuD- 
gen  widerstrebender  Rechtsansichten  und  so  bedeutende  und 
Teste  Institutionen  entgegen ,  dasz  es  doch  nirgends  zu  einer 
vollständigen  und  bleibenden  Geltung  eines  Statsprincips 
kam,  welches  den  asiatischen  Despotien  gemäss,  dem  evro- 
päischen  Leben  aber  fremd  war.  Als  in  England  die  restsu- 
rirte  Dynastie  der  Stuarts  auf  ähnliche  Abw^e  gerieth,  und 
Jakob  IL  versuchte,  die  uralten  und  verbrieften  Rechte  des 
Parlaments  nnd  die  neuere  Gestaltung  der  kirchlichen  Ver- 
hältnisse nach  Willkür  zu  verletzen,  als  er  das  Beisi^el  Lud- 
wigs XIV.  eigensinnig  nachahmte,  und  selbst  den  gesetz- 
lichen Widerstand  der  loyalen  Freunde  des  Thrones  und 
der  Verfassung  mit  Verachtung  behandelte,  da  bUezte  er  die 
verwirkte  Herrschufl  ein,  und  die  Vereinigung  Wilhelms 
von  Oranien,  des  grOszten  Statsmanues  und  Fürsten  dieser 
Zeit,  mit  dem  englischen  Volk  hatte  die  feste  Begründung 
des  modernen  Repi-äsentati vsystems  zur  Folge. 

Die  zweimalige  und  entscheidende  Niederlage  der  abso- 
luten Monarchie  in  England  hat  zwar  nicht  sofort  den  Unter- 
gang dieses  Verfassungseystems  in  Europa  nach  sich  gezogen. 
Aber  die  Zuversicht  in  dasselbe  ward  erschüttert  und  all- 
mählich reifte  diese  Statsforni  auch  auf  dem  Continent  dem 
sichern  Untergänge  zu.  Ihr  Princip  wurde  von  der  freieren 
Philosophie  des  achtzehnten  Jahrhunderts  verworfen.  Diese 
Philosophie  bestieg  mit  Friedrich  IL  den  Thron  eines 
aufstrebenden  States   und  verkündete   nun   laut  vom  Throne 
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den  entgegengesetzten  Sstz:  der  König  ist  nicht  der  EÜgen- 
thUmer  des  Landes,  noch  der  Herr  dea  Volkes,  nicht  der 
Stat,  soHdem  der  oberste  Diener  des  Stats.  Das  Prindp 
der  absoluten  Monarchie  war  schon  vor  der  französischen  Re- 
ToIntioD  UberwundeD.  Dem  Sturme  der  Revolution  vermochte 
aie  nicht  mehr  zu  widerstehea,  TVotz  mancherl«  Schwan- 
kungen eiiag  sie  schlieszlich  in  allen  Staten  des  ciTÜisirteu 
Europas  dem  Treiereu  Volksbewusztsdn. 

Nor  in  dem  europäischen  Orient,  in  Rnszland'  hat  die 
absolate  Monarchie  gegenwärtig  noch  Bestand.  Da  sagt  die 
reli^Cse  BegrQndung  der  nationalen  Denkweise  eher  zu  als 
imOecident,  und  für  das  unermeszliche  Reich ,  dessen  Caltur 
noch  surUck  und  unter  Nationen,  deren  Büdang  noch  auf  einer 
tiefiSD  Stufe  ist,  bedarf  es  einer  gewaltigeren  Centralmacbt. 
Die  gröszten  Refbrmen,  wie  voraus  die  heutige  Befreiung 
des  Bauernstandes  von  der  Leibeigenschaft,  sind  da  noch 
kaum  anders  als  durch  den  allein  entscheidenden  Willen  des 
Kaisers  durchzufahren.  Die  Aristokratie  würde  dieselben 
schwerlich  fitrdern,  ein  gebildetes  und  freies  BUrgerthum  ezi- 
stirt  nicht  als  eine  sociale  oder  politische  Macht.  Der  unteren 
Masse  aber  fehlt  es  zwar  nicht  an  der  Fähigkeit,  in  der  Ge- 
meinde und  in  Einungen  der  Berufsgenossen  sich  selber  xu 
helfen,  wohl  aber  au  der  Fähigkeit,  an  der  Bestimmung  der 
Politik  und  an  der  Gesetzgebung  einen  erbeblichen  Antheil 
zu  nehmen. 

'  Di«  in  RüBzIand  geltenden  Orundgesetie  neanen  den  ,Ku*er  aller 
RenraeD"  einen  „selballierrlichen  and  absolaten  Soaverftn,'  and  et&lieu 
•eine  atwolate  Macht  aoadrücklidi  tat  götllicliefl  Gebot:  ,Qott  selber  be- 
fiehlt, aich  telner  hikhatea  Antorilltl  ia>  uaterweifen,  nicht  allein  aus 
Farcbt  vor  Strafe,  sondern  aus  religiöwr  Pflicht"  Die  Qesetigebang  ge- 
bührt aoMcfaliestlich  dem  Kaiser,  der  übrigens  regelmäszig  den  Statsratfi 
Foetix.  EUvue  Etrangire  lU.  S.  700. 
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Einondzwanzigstes  CapiteL 

Q.  Die  conaUtotionelle  Monarchie. 
1.    Die  Eoulehtifig  und  VerbraitunR  der  conslilutioDelleii  HonarcMe. 

'  Die  constituticHieHe  Monarchie  iat  zwar  die  Fnieht  der 
neuen  Zeit.  Aber  der  Keim,  dessen  Wacbstbum  rorhef^hen 
luaszte,  beror  diese  Frucbt  reifen  konnte,  ist,  wieUontes- 
quleu  richtig  bemerkt  hat,  schon  „m  den  Wftldera  der 
germanischen  Voraeit"  zu  flndeii.  Der  erste  grosze,  aber 
noch  nnreife  Versuch  zu  der  Slatenbildung,  welche  wir  nun- 
mehr als  die  consütutionelle  beaeichnen,  wurde  in  den  Rei- 
chen gemacht,  die  auf  römischem  Boden  Ton  germanischen 
Forsten  gegründet  wurden,  als  aierst  römische  Statsldeen 
sich  mit  germanischen  Rechten  vermählten. 

Dann  folgte  die  Lebensmonarcbie,  und  mit  ihr  die 
reiche  Blüthe  der  germanischen  Aristokratia  Die  Einheit 
des  States  aber  ging  verloren,  die  Wohlfahrt  des  Volkes 
verkämmerte,  das  Eönigthum  war  voller  Glanz  und  färe, 
aber  ohne  MechL  Dnd  wieder  erhob  sich  der  nationale 
Zug  nach  Einheit,  wieder  wurde  der  geraianiecbe  Lehens- 
stet  durch  römische  Statsprincipien  beleuchtet  und  befruchtet 
Auch  die  Völker  regten  sich  wieder;  aber  voraus  lai^^twi 
die  Fttrsten  nach  dem  eisernen  Scepter  der  absoluten  Ge- 
walt. Die  Kämpfe  der  St&nde  begannen,  anter  einaad«: 
und  mit  den  Fürsten.  Als  das  Hittelalter  wich,  da  fing 
die  moderne  Statsvecfassung  an  zu  zeitigen.  Im  Groszen 
ist  sie  das  Ziel  einer  mehr  als  tausencljährigen  Geschichte, 
die  Vollendung' des  romano-germanischen  Stats- 
lebens,  d.  h.  der  eigentlichen  europäischen  Stats- 
c  u  1 1  u  r. 

I.  Zuerst  kam  diese  Statsform  in  England  zur  Aus- 
bildung. Ijungsam  reifte  sie  heran  in  der  groszen  Geschichte 
dieses  Inselreiches.   Ivigsani,   aber   in  stäter  und    sicherer 
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Batwieklung.  In  keinem  enropOtschen  Lande  hatte  das  Kß- 
nigthum  wahrem)  des  Hittelaltera  aeine  ceotrale  Macht  so 
nnTersehrt  erhalten  wie  in  England,  in  keinem  aber  auch 
wurden  die  Rechte  und  die  Freiheiten  des  Adels  und  des 
Volkes  so  mftnnliuh  rertheidigt  und  sn  Test  begründet,  wie  dort. 

Auch  die  englische  Nation  ist  von  den  erschütternden 
Fiebern  der  Revolntion  nicht  verschont  geblieben.-  Zwei 
t^rosze  Reroliitionen  drohten  dem  ganzen  englischen  Statsge- 
bäude  den  Unte^ang.  Die  erste,  um  die  Mitte  des  Xlll.  Jahr- 
hunderts, war  der  Versuch  der  Aristokratie,  die  Stals- 
regiemng  dem  Könige  wegzunehmen  und  in  ihre  Gewalt 
zn  bringen.  Das  war  der  Sinn  der  „Proviaionen"  von  Ox- 
fort  von  12S8,  welche  dem  besiegten  Könige  Heinrich  III. 
von  dem  Graren  Leioester  aufgenöthigt  wurden.'  In  der 
zweiten  groszen  Revolution,  welche  aus  dem  Kampfe  Karls  I. 
mit  dem  laugen  Parlament  in  der  Mitte  des  XVII.  Jahrhun- 
derts hervorbrach ,  ward  für  einige  Zeit  das  Königthum  s&mmt 
der  Aristokratie  von  der  fanatisirten  Volkspartei  der  demo- 
kratischen Puritaner  beseitigt  11649). 

Aber  beidemale  dauerte  die  Krankheit  nicht  so  lange, 
daaz  sie  den  StatskArper  auf  die  Dauer  schwächte.  Sie 
war  auch,  obwohl  tluszerlich  in  heftigen  Symptomen  sich 
«ffbnbarend,  innerlich  nicht  so  möchtig,  um  dem  Leben  der 
Nation  eine  fremde  Richtung  zu  geben.  Beidemale  erhoUe 
sich  England  rasch  von  der  Erschütterung  und  der  historische 
Zusammenhang  mit  der  Vei^angenheit  ging  nicht  verloren, 
die  Entwicklung  der  Nation  blieb  eine  organische  und 
normale.  Sie  machte  st^ar  beidemale  die  entsohiedensten 
Fortschritte.  Von  der  ersten  aristokratischen  Revolution  da- 
tirt  die  Berufung  der  Abgeordneten  der  Städte  zum 
Parlament  (zuerst  1264),  die  Anlage  des  spAtem  Unter- 
hauses.    Die   zweite   fiind   ihren    definitiven   Abschlusz    in 
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(ter  BegrOndung  des  modertieii  KOnigthuina  im  JiUir 
1689.  Von  da  an  kommt  die  e^entliche  constitntionelle 
Monarchie  als  eine  nationale  Institution  zur  Er- 
acbeimiDg.  ^ 

Die  cODstitutionene  Honarchie  ninmt  gewissermassen 
alle  andern  Statsformen  in  sich  anT.  Sie  gewahrt 
die  grösEte  Mannichfoltigkeit,  ohne  die  Hsrtnouie  und  Ein- 
heit des  Ganzen  zu  opfern.  Sie  gibt  der  Aristokratie 
freien  Raum    zur  Uebung  Ihrer  Erftfte  und   Mir  Aeuszerung 

'  Der  gTOwce  OeMhkhttaehniber  der  neaen  eagliaeben  Geschfdile  Ma- 
uanlAf  (Engl.  Oesch.  II.  8.  607)  cbaraliterisl»  den  Uebergsng  ans  der 
DiittelelterlicheD  Vor«l«lIuDg8weiae  in  die  rocMlerne  so:  .Lange  Zeit  hatte 
leider  die  Kirche  die  Nsiion  gelehrt,  dasz  die  ErbmODsrchie  allein  uuler 
nnaem  InskltotioiMD  göttlich  und  anv«rl«t>lich  Mi,  dan  daa  R«cbt  des 
Haaaea  der  GnneiDeD  aof  eiaen  Aatheil  au  dar  gcaeUgebenden  6«wa)l 
eia  bloii  roenichliches  Recht  «ei,  dasz  aber  da«  Recht  des  Königa 
auf  den  Oehorsaio  »einea  Tolkea  Ton  oben  stamme;  dasz  die  Uagna  Clierla 
dn  QesetE  aef ,  waa  von  denen ,  die  es  gemacht  hatten ,  iriedrr  aafgehoben 
werden  müg»,  daai  aber  die  R^d,  welche  die  Primeii  tod  fcOoigliebeia 
Oeblüt  nach  der  Erbfolgeordonog  zam  Throne  beruf«,  himmliachen  Ur- 
apninga  und  daai  jeder  mit  dieser  Regel  nicht  übereinstimmende  Act  des 
Parlamenlea  nichtig  sei.  Es  ist  augenscheinlich,  dasz  in  einer  üesell- 
sebtft,  in  welcher  solche  Wahnb^riffe  vorwalten,  verftaaungunfiaiige 
Freiheit  immer  uuaicber  sein  mnaz.  Eine  Macht,  welche  blosi  ala  eine 
menschliche  Ordnung  betrachtet  wird,  kann  kein  wirksamer  Zügel 
einer  Uacht  sein,  die  ala  Ordnnng  Gottes  belrachtet  wird.  Die  Hoff- 
nang  iat  eiul,  daai  Oesetie,  wie  trefflich  sie  aucb  srin  mögen,  fortwährend 
einen  König  iiig«ln  werden,  der  nach  seiner  ngenen  Meinung  and  nach 
der  einea  grosien  Theiles  aeinea  Volka  eine  Antorilat  von  unendlich  bi^ 
berer  Natur  hat  als  die  AuLoritat,  welche  diesen  Gesetzen  zusieht.  Das 
Kdniglham  dieaer  geheim nlsivollen  Attribute  zu  entkleiden  und  den  Oruiid- 
•aU  feslinstellcii,  dasi  die  Könige  nach  einem  in  keiner  Weise  andern 
Rechte  regierten,  als  nach  welchem,  FreiNssen  die  Ritter  der  Orfklacfasit 
erwählten  oder  Richter  Ualtess  corpus  Befehle  ertheilten,  war  für  die 
Sicherlieit  unserer  Freiheiien  unbedingt  notbwendig.  —  Dieses  Ziri  wnrde 
erreicbt  durch  den  BeacblosE,  weicher  den  Thron  fttr  erledigt  eritlirte 
und  Wilhelm  and  Usrie  einlud,  ihn  einzQ nehmen."  Eine  gute  und 
zwischen  Radicalismua  und  Liberslismns  wohl  iinlerseheidende  Daniel* 
lung  gibt  A.  Zimmermann  in  seiner  kurzen  historiscliei)  Entwicklung 
des  Parlamentär.  Regiernngssystems  in  Englscid.     Berlin  18iS. 
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ihrar  Gesinouug  auf  Dationalem  Felde.  Sie  legt  auoh  dar  de- 
mokratischen Richtnng  des  Volkslebens  keine  Fesseln  an, 
sondern  verstattet  ihr  freie  Bewegung.  Ja  selbst  ein  ideo 
kretisches  Element  findet  sieb  in  ibr  aoerkannt  in  der 
TerehroDg  der  Gesetse.  Alle  diese  rerscbiedenen  Bichton- 
gen  sind  aber  dorefa  die  Hooarchie,  als  das  lebendige 
Haupt  der  gesammten  Statsordnung,  in  dem  rechten  Ver* 
hfiltnisz  gebalten  und  xar  Einheit  verbunden. 

Auch  die  englische  oonstituljondle  Honarohie  der  neoera 
Ztit  bat  Ubrigena  ihre  Entwicklungsstufen.  Sehen  der  Zdt 
des  Königs  Wilhelm  von  Oranieo  gehttreo  folgende  Haapfc- 
momeote  an: 

1}  Die  principielle  Verwerfung  des  absoluten  Etoig- 
thnms  als  einer  verfbasungs widrigen  Anmaszung,  welche 
nicht  zu  dulden  und  gegen  welche  der  Widerstand  berech- 
tigt sei. 

2)  Die  Anerkennung,  dasz  das  königliche  Recht 
ebenso  ein  menschliches  und  durch  die  verfassungs- 
mäszige  Ordnung  begrenztes  Recht*  sei,  wie  das  Recht  der 
Lords  und  der  Gemeinen  im  Parlament  und  wie  die  gesetz- 
lichen Freiheiten  der  einzelnen  Engländer,  im  Gegen- 
satz zu  den  mystischen  Vorstellungen  der  orthodoxen  Theo- 
1(^D ,  welche  in  dem  Eönigrechte  etwas  specifisch  göttliches 
verehrten,  die  man  —  abgesehen  von  ihrer  religiösen  Recht- 
fertigung —  nicht  mehr  als  Statsprincip  gelten  Uesz. 

3)  Die  urkundliche  Aussprache  und  Sicherung  der 
parlamentarischen  Rechte  und  der  Volksfreiheiten  in  der 
s(^nannten  Declaration  of  RigUts  von  1686  und  die  Ver- 
bindung dieser  Erklärung  mit  der  Ordnung  der  Thronfolge 

'  Akte  vom  Jahr  1701:  „Ds  die  Oesetze  tod  England  du  QcbnrtB- 
reehl  des  engliBchen  Volk«  aiDd  und  kUe  König«  und  EönlginMii,  wdcbe 
den  Thron  die«ea  Reidies  besteigen  werden.,  die  R^ierong  iitaea  Refcliea 
iD  DeberejoBtimmong  mit  den  gensnoten  Gesetzen  zd  Terwallen  verpOichtet 
Bind  nnd  alle  ihre  BesRilen  und  Uinisler  ihnen  denselben  Oetetien  gembt 
tu  dienen  schaidig  sind,  «o  a.  e.  f 


nigiii^ayGoOglc 


ggg  Vtvrl««  Bndi.     Uic  SuuformM. 

90  dasz  da»  Königdiain  nicht  mehr  lo^eb«Bnt  tod  jenen 
Rechten  and  Freiheiten,  sondern  nur  im  'LaaaMtumakamtft 
damit  eu  dMiken  war. 

4^  Die  Unrerantwortliebkeit  der  KOnige  wurde 
swar  als  TerfiiSBUDgnadMge  Regel  bdbehallen,  aber  durch 
den  ToIlEogetieM-  Brach  der  stuartisdien  LegitiuutAt  uot^- 
koünbar  die  Zulftssigkeit  der  Auanahme  behanptet, 
wem  es  swisohen  dem  Könige  und  der  Nation  zu  einem 
niiTersOhnUcben  Widerstreile  komme. 

ö)  Die  aosgebildete  auch  politische  Verantwort- 
lichkeit der  Hinister  gegenüber  den  Häusern  des  Parla- 
ments, 80  dasz  dem  Unterhause  die  Klage,  dem  (MierhaBB 
das  Gericht  zuslehi 

6)  Die  Mitwirkung  des  Partunents  an  der  Ciesetz- 
gebung,  sein  Recht  der  Bteuerbewilligung  und  seiner 
Controle  der  gesammten  Regieningsweise  und  Statsver- 
waltung. 

7)  Die  volle  Unabhängigkeit  und  die  ausged^nte 
Refugnisz  der  ricbterlicheo  Autorität,  gestQtzt  auf  die  Theil- 
nehme  der  Geschwornen  aus  dem  Volk. 

8)  Die  Freiheit  der  Presse  und  der  politischen 
Versamoilangen  und  die  daherige  Kritik  und  Controle 
der  öffentlichen  Heinung. 

Den -Königen  ans  dem  Hause  Hannover  wurde  ee  frei- 
lich sehr  schwer,  di'ese  GrandsAtze  eammt  ihren  Oousequenzen 
zu  verstehen.  Aber  die  Macht  der  Verhältnisse  uOthigte 
anch  die  widerstrebenden  Neigungen  der  Dynastie  und  des 
Hofes  Kur  Anerkennung  der  freien  VerJaasung.  Dem  Ein- 
flusz  des  Prinzen  Albert  von  Kobni^  ist  es  vorzüglich  zu 
verdanken,  dasz  auch  die  Gesinnung  der  gegenwärtigen 
Königsbmilie  vttckhaltslos  verrassungwnäszig  geworden  ist  und 
das  Königthum  hat  an  Ansehen  und  Macht  nicht  eingebUszt, 
seitdem  es  die  Vorurtheile  der  dynastischen  Tradition  abgestreift 
hat  und  zum  wahren  Vnlksknnigthum  geworden  ist. 
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Der  engtüebe  Eftoig  ist  aieh  bewiisst,  dase  er  nidit 
seinen  Eigenwillen,  sondern  den  Statowilleo  dMvIelle  and 
vollziehe.  Daher  haben  die  Minister  und  da  die  engliacheD 
Hinister  vorzugsweise  in  dem  Vertrauen  des  Parlaments  — 
haaptsflciiKch  des  Unterhauses  —  ihre  Stärke  fiodo),  aoch  die 
Volkrertretung  einen  gröazeren  Einßusx  auf  die  Regierung 
als  in  deu  continentalen  Staten.  Insofern  kann  man  das 
englische  Etinigthum  ein  parlamentarisches  und  repa- 
blikanieohes  nennen.  Aber  die  Ehrfbrcht  vor  der  Mon- 
archie ist  doch  kaum  in  nnem  andern  Lande  stärker  als 
in  England.  So  m&cbtig  die  aristokratiscbw  Elemente  und 
das  Parlament  in  England  sind,  die  englische  Verfaseungs- 
form  ist  doch  eine  Monarchie  geblieben.  > 

II.  Den  zweiten  welthistorischen  Versuch,  die  coairtitu- 
tionelle  Monarchie  tinznfllhren,  machte  die  FraBsOsische 

'  Schon  Edm.  Barke  bemerkt  (Ans  »einen  Schrinen,  Höncben 
'1850):  ^Anf  dem  festen  Lande  hat  man  gemeiniglfch  von  der  Stellung 
eine«  Köoiga  tod  Öroaibritannien  dnen  irrigen  Begriff.  Er  i«t  ein  wirk- 
licher König,'  nicht  ein  vollziehender  BeanUr.  Wenn  er  iich  um  Kleinig- 
keiten Dicht  bekümmert,  noch  zar  Anfmerkaamkeit  anf  geringfügige 
Zänkereien  aicli  berablSezI,  so  Ist  es  kaum  zweifelhaft,  ob  er  nicht  eine 
wirklichere,  stärkere  nnd  uisgedditttere  Macht  beaitie  ala  der  KAidg  von 
Frankreich  vor  der  Revolation  bcawz."  Als  Sir  Robert  Peel  in  neuerer 
Zeit  ans  politischen  Oriinden  vou  der  Königin  Victoria  verlangte,  datz 
sie  einige  Hofdamen  entferne  nnd  andere  an  deren  Stelle  treten  Imw,  , 
drang  die  Zumathung  allerdings  Klbet  in  den  Kreis  des  persönlichen  und 
Fkraillenlebens  der  Königin  ein,  b«weist  aber  gerade  für  die  Wichtigkeit 
Mich  der  persänllchen  Beziehnugen  nnd  OesellechafI  der  englischen  Mon- 
archin fQr  die  englische  Politik.  Aber  wahr  ist  es  doch,  dssz  die  eng- 
lische StatsverfassuDg,  wenn  nan  auf  die  entscheidend«  Macht  rieht,  in 
nevererZdt  znr  FarUment»-  nnd  Ministerregierang  gewordan  ist. 
Robert  Peel  selbst  sprach  im  Parlament  (Bede  vom  11.  I(ai  1835)  die 
wichtigen  Slttze  aus:  „Die  Prärogative  der  Krone,  die  Aulorität  der  Lords 
sind  allerdings  der  Constitution  nach  mächtig  genug,  gelegentlich  die 
Angriffs  das  Hsases  der  Gemeinen  sn  überweeben,  aber  sie  dBrfen  sieb 
heut  zn  Tage  nicht  auf  diese  als  nnübersteiglicbe  BoUwarke  verlassen. 
Die  Begiernng  des  Landes  musz  haaptsttchlich  mit  dem  guten  Willen 
and  durch  die  unmittelbare  TliAtlgkeit  des  Hauses  der  Gemeinen  geführt 
•  werden," 
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NatiOD.  Die  VerftMung  voa  178]  sielte  nceh  <ler  Utännttg 
ihrer  Urheber  als  ein  TollkommeBes  Meisterwerk  bub  dem 
modmieD  Statspiiocip  Homittelbar  gebonn  werden,  mit  lo- 
gischer Notbweodigkeit.  Aber  die  Stataprioeipien  selbst  der 
NaäonelveTsamoilui^  waren  rielmebr  repuMikMiisdi-demo- 
kralisch,  als  monarchiseh.  Die  RotHseau'eche  Theorie  tcw 
der  VolkssourerAnetät  and  den  zwei  6tewslteD,  und  dae 
Vorbild  der  DOrdaioerikanischeD  CoostitaticHi,  welche  eine 
oonstitutionelle  Demokratie  mit  äc&  unabhängigen, 
aber  dnicb  die  Einheit  des  souveränen  Volkes  zDaammeii 
gehaltenen  Gewalten  ins  Dasein  gerufen  halte,  übten  anf 
die.  Geister  der  Franzosen  einen  stärkeren  Einflusz  ans  ala 
die  englische  Verfesaung.  Der  Grundcbarakter  der.  neuen 
Verftissung  ron  1781  war  demokratisch.  Das  KOnigtbam  in 
ihr  war  eine  Inconsequenz  des  Systeois,  ein  zurOdigebliebe- 
ner  Rest  der  Vergangenheit,  mit  welcher  die  Revolution  im 
übrigen  von  Grund  aus  gebrochen  ^atte. 

Dann  richtete  Napoleon  die  monarchische  Gewalt 
wieder  auf,  indem  er  die  Nation  aus  dem  ScUamme  erret- 
tete, in  den  sie  rersunken  war.  Er  concentrirte  die  ge- 
sammte  Statsgewalt  wieder  in  seiner  stwken  Hand.  Atwr 
um  eine  modern  französische  constitutionelle  Monarchie  m 
gründen,  dazu  war  in  den  ersten  Zeiten  nach  der  Revolu- 
tion und  inmitten  des  europäischen  Krieges  das  Bedürfnisi 
der  Nation  nach  einer  Dictatur  zu  stark  und  er  selbst  von 
Natur  ein  zu  gewaltiger  Herrscher.  Einzelne  Anfänge  dazu 
freilieb  liesz  er  zu.  Er  erkannte  in  dem  französischen  Volke 
die  Quelle  seiner  Macht  an  und  erötfbete  allen  Framoseo 
die  freie  Bahn  zur  Erhebung  und  zum  Ansehen.  Er  ver- 
suchte in  dem  Senat  auch  eine  Aristokratie  wieder  zu  schaf- 
fen, Welche  nach  seinem  Ausdruck  „die  Souveränetät  er- 
hält, während  die  Demokratie  zur  Souveränetät  erhebt.*'* 

*  Im  Com,  Mim.  lU.  B.  32.  Vgl.  obtu  Buch  II,  Cap.  11.     Die  bMte 
Zeichnung  de«  reinen  Urbildes  des  Nkpoleonischen  Stalee,  hinter  mlclMB 
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HtU«  sdne  Dyna^e  ruhig  fortregiert,  lO  hfitte  sich  rie1l«icht 
mit  der  Zeit  aus  diesen  Aiil&ngen  eine  nationale  constitaitio- 
nelle  Honiu^^e  beraitsbilden  kOunen.  Aber  in  den  Zeiten 
s^aer  Macht  schienen  ihm  die  politischen  Rechte  der  flbri- 
gen  Körperschaften  als  Schranken  sdnes  absoluten  Willens 
unbequem.  Und  als  er  todi  Throne  stürzte,  worden  seine 
Institutionen  in  seinen  Ruin  verwickelt. 

Die  Charte  Ludwigs  XVHI.  vom  4.  Juni  1814  war 
ihrem  Wesen  nach  ein  Vergleich  zwischen  der  alten  kö- 
niglichen Dynastie ,  welche  aus  der  Verbannung  zurück- 
kehrte, und  dem  französischen  Volke,  welches  die  Zeiten 
dw  Revolution  und  der  Napoleonischen  Herrschaft  durchlebt 
hfttte,  ein  Vergleich  zwischen  den  RechtsansprDchen  des 
ftrOher  absoluten  Efinigthums  und  den  neuen  politischen  Ge- 
walten, zwischen  der  Legitimität  und  dem  Besitsstand  au« 
der  Revolution.  In  ihrer  Form  aber  war  sie  die  freie 
Gabe  des  Königs,  ein  Ausflusz  seiner  alleinigen  Auto- 
rität.* Auch  at^esehen  von  diesem  Widerspruch  zwischen 
Form  und  Inhalt,  litt  diese  Verfassung  noch  an  andern  Wi- 
dersprochen. Aber  immerhin  war  sie  besser  als  die  voraus- 
gegangefien  Versuche,  die  constitutionelle  Monarchie  in  Frank- 
reich zu  verwirklichen. 

Offenbar  waren  die  Grundformen  der  englischen  Verfas- 
sung nachgebildet,  aber  sie  waren  mit  einem  andern  Geiste 
erfDllt.  Die  Gewalt  war  dem  Könige  von  Frankreich  in 
grOszerem  Masze  zugestanden  als  in  England,  oder  vielmehr, 
da  die  Charte  in  ihrer  Theorie  von  dem  atwoluten  König- 
thum  ausgeht,^  minder  beschränkt  worden   als  dort;  aber 

die  Wirbiiehkeit  freilich  weit  zu rOck geblieben  i*t,  hat  Min  Neffe  und 
Erbe  im  Jabre  1839  Jn  der  Schrift  „Idtei  N&polfoniennM*  entworfen. 

'Bioleitungsworle:  „NonB  &Ton«  TOlontairemattt  et  par  le  ilbre  eaer> 
dM  de  nolfc  tutorjlA  roy»le  aoconU  et  accordims,  Alt  oonoeHton  et  octroi 
k  noB  aajet»  —  de  la  Charte  conBtitationelle  qai  suiL" 

^  Einleitung:  „Bien  qae  l'aatoriti  toule  entiire  r^idftt  en  France 
dana  la  personne  du  Rol." 

nt  SUMrecht.    I.  3ß 


nigiii^ayCoOglc 


lOtf  Vierte*  Bncb.     Die 

die  Sidierheit  den  franzöflösebeD  KöaigibunM  war  n^r  riel  ge- 
ringer als  in  EoglaiHl,  nicht  bkMz  weil  der  Charakter  der  Fr«n- 
uwen  ron  jeher  timveglider  and  sa  Ventmlerui^eii  leichter 
erreglnr  ist  «1»  der  eDgli«cbe,  »ondem  weil  die  BeTolution 
die  französische  Aristoiiratie  vemichlet,  nnd  das  gaoae  Volk 
in  demukratiacben  BegiifTen  und  Tendeozes  eiDgesctmU  hatte. 
Die  Pairie,  welche  nAchet  dem  Könige  eioea  AoAei) 
an  der  (ifset^cbODg  erhielt  und  den  ol>er8ten  Genehtsbor 
ttbcr  schwere  .SlatsrerUrechen  Midete,  sollte  eine  .wahrhaft 
nationale  Eiiirichtuii'^  t<eiit  und  alle  Erinneniugen  der  Ver- 
f^iuiKenheit  mit  allen  Hoffnungen  der  Zukunft,  di«  alte  uml 
die  Dteuc  Zeit  verlnnden. '  Aber  in  der  Wirklichkeit  wordm 
tlie,  iieueu  Grunzen  der  Napoleoniacben  Zeit  m  sebr  zurikak- 
gCMtxt  und  die  alte,  theilweise  rerkommene  Aristokratie  zu 
freigebig^  bedacht,  als  dasz  diese  erbliche  Pairscbaft  als  ei&a 
„wahrhaft  nationale  Institution*  Hütte  Anerkennung  finden 
und  Bestand  haben  können.  Dem  englischen  Oberhaus 
Hiand  fiie  weit  nach.  Die  Depu tirtenkammer  endlich 
sollte  njeue  alten  Versammlungen  des  Mara-  und  Uaifeldes 
sowie  die  Kammer  des  dritten  Standes"  ersetzen.  Sie  war 
aber  suf  rein  plutokratiscben  Fundamenten  errichtet,  und 
ward  TOi-zOglich  zu  Gunsten  der  Beamten  ausgebeutet. 
Die  Hasse  der  städtischen  Bürgerschaft,  welche  sieb  als  be- 
rechtigt fühlte,  wohlhabend  und  civilisirt  war  und  in  der 
Revolutionsperiode  eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hatte,  hatte 
weder  Wahlrechte  noch  Wählbarkeit.  Die  ganze  bäuerliche 
Bevölkerung,  welclie  durch  die  Rerolution  freies  Eigenthunt 
gewonnen  und  d>enftill8  politische  Rechte  erwMbcai  hatte, 
war  nicht  minder  uu^eschlossen.  Auf  die  niedern  Volks- 
schichten  war  keine  Rttcksicht  genommen.  Der  Demos  war 
soiHit  gar  nicht  rertreten,  und  doch  war  er  in  Frankreich 
zu  einer  groszen  politischen  Macht  geworden.  Erkennte 
unmöglich  eine  Verfassung  lieb  gewinnen  und  sie  stützen, 
welche  ihn  ühemll  ausschlosz. 
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Die  Revolution  hatte  swei  Richtongeii  ronOglich  rer- 
fftOrkt,  die  zum  Theil  wider  eönonder  laufen,  die  der  C»ii- 
tralisation  und  die  der  demokretischen  Ausbreitung. 
Jene  fahrte,  sunt  Extrem  getrieben,  zur  absolalen  Honarcbie 
lurtek,  diese  im  Extrem  m  rerolutioitärer  Änardiie.  Die 
Charte  stiebte  sich  der  erstern  ganz  zu  benifich^;en  und 
damit  die  letztere  absahalten. "^ 

Den  ersten  grossen  Stom  des  demokratisohea  Volkes, 
welches  durch  Karl  X.  absolntistifleh  and  durch  seine  eigea» 
IVesse  revolutionflr  gereizt  worden  war,  hielt  die  Charte 
noch  aus.  „Die  Charte  soll  eine  Wahrheit  sein"  war  der 
Wahlspnieh  Louis  Philipps  and  der  Julirevolntion  von 
1880.  Indessen  wurde  die  erbliche  Pairie  anfgriioben,  uad 
MUT '  eine  persönliche  auf  Lebenszeit  dauerte  fort.  Die  Grund' 
läge  der  Drpnttffliha— ser  wurde  um  etwas  erwmtert,  aber 
noch  behielt  sie  ihre»  phttokiatjaehw  Qbarakter  bei. 

Da  folgte  im  Februar  1S48  der  aweäto.  SUim  «ioer  vul- 
kanischen Gewalt,  die  Niemand  emessen,  Nlevand  in.  aid.- 
aber  Heftigkeit  erwartet  hatte,  and  die  ganae  Vwftusnng, 
nbw<Al  sie  besser  war  als  die,  welche  ihr  folgte,  und  was 
sehr  wichtig  ist,  obwohl  die  erforderlichen  Mittel  der  Tcr- 
besserung  in  ihr  lagen,  wurde  in  einem  Tage  der  lieber- 
rascboDg  und  VerblufAing  der  Mehrheit  von  einer  verwege- 
nen Minderheit  umgestQrzt.  Nochmals  versuchte  der  Demos 
selber  die  Herrschaft  in  Frankreich  auszuüben. 

Die  repräsentative  Demokratie  der  ersten  Revolutioo 
wurde  erneuert  In  der  Nationalvenammlnng,  die  dureli 
leidenschaftliche  Parteien  zerkloftet  in  endlosen  Debatten  ihr« 
Kräfte  erfolglos  verpuflte,  war  die  oberste  Autorität  uad  die 

*  Toqneville  bcasMuM  dl«  beidtn  TendaiMMD  Mkuf  in  wlaMn 
Bndut  Übt«-  die  Demokratl«  Ameiik»'«  I,  a  IM:  .L>  r^olntioo  »'m 
prononete  en  mfime  temp*  cootre  la  royaaU  «t  costre  tet  fuIiCnUon* 
ptovinclftlM  —  «IIa  »  UA  tont  k  U  foii  ripabüealn«  tt  eantnlfsuite;  nn 
bit,  dont  la«  WDia  dn  poavoir  itbwtlu  m  foot  empttr^  »tcc  ^iwad  ■oJR." 
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Sbsliung  de«  Prftsidenlen  rielfMb  gelähmt  und  beschrftokt., 
Aber  der  Instinct  des  Volkes  wendete  sich  'wiederani  der 
Monarchie  zu,  und  wieder  ward  ein  Napoleon  zum  Ueba-- 
irinder  und  Erben  der  Demokratie,  indem  er  persönlich  die 
Gewalt  ergriff  und  sich  dabei  zugleich  auT  die  Zustimmung 
der  grossea  llebrheit  aller  BQiger  stQtzte. 

Die  VerfaMung  des  neuen  Keiserreioba  rom  16.  Jenner 
und  2.  t>ecember  186:^  erinnert  mehr  an  die  rOmiwhe  als 
^  die  englische  Statsform;  wie  denn  Oberhaupt  die  Napo- 
leonischen  Statsideen  einen  entschieden  romanischen  Cha 
rakter  haben  und  daher  auch  den  romanischen  Elementen 
im  A-anzOsischen  Geist  rorzOglieb  einleuchten.  Der  Hoheit  nnd 
Macht  des  AianBOüscfaen  Volks  wird  als  der  Quelle  aller 
Statsgewalt  volle  Huldigung  dargebracht,  indem  die  V«- 
fiusung  dei-  Abstimmung  des  Volkes  unterworfen,  von  seinem 
Vertrauen  der  f^setzgebende  Körper  abbftng^  gemacht,  und 
selbst  die  Iwiserliche  Gewalt  ron  seinem  Willen  abgeleitet 
wird.*  Dem  französischen  Volk  bleibt  auch  der  Kaiser  ver- 
antwortlich. Die  Zuneigung  der  Hassen  zu  dem  Grundsatz 
demokratischer  Gleichheit  wird  in  dem  allgemeinen  Stimm- 
reebt  rücksichtslos  geachtet  Auf  so  breiter  Unterl^^  er- 
hebt dch  dann  die  kaiserliche  Machü^lle  iti  dem  Glänze 
der  Majestät  Es  gibt  nur  zwei  gnwze  politische  EriCte  in 
dieser  Verfassung:  die  Volksmehrheit  und  der  Kaiser. 
Was  in  der  Mitte  ist  zwischen  beiden,  ist  sehr  abhängig 
und'  hat  nur  geringe  SelbsstAodigkeit.  Die  Minister  sind 
nur  dem  Slatshaupte  verantwortlich ;  der  Anthal  des  gesetc- 
gebeoden  Kippers  an  der  Geseta^bung  hat  eher  einen  ne- 
gatimo  als  einen  positiven  Charakter;  er  kann  ein  schAd- 
'lichee  oder  ungerechtes  Gesetz  verhindern,  nicht  verbessern. 
Der  Bannt  ist  zwar  seiner  Bestimmung  nach  eine  die 
VolksA^iheiten'  schützende   und   die  Verfassung   wahrende. 

^  Tficl;  „p«r  Is  grät»  ile  Dien  et  la  vu)npt£  nelioiwlc  EmfMreur  des 
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itiisnahmsweise  auch  2D  Reformen  den  ÄRstoaz  gebende,  Ihrer 
Natur  nach  eine  aristokratische  Macht,  aber  die  Sena- 
toren sind  durch  die  Wahl  des  Kaisers  auf  ihre  hohe  Stdlung 
gerofeu  und  durch  die  französischen  Parteiverhttltnisse  wie 
durch  ihre  socialen  Beziehungen  an  die  Macht  des  Etüsera, 
ala  an  ihren  Grund  und  ihre  BtUtze  angewiesen.  Die  Har- 
monie der  Massen  und  des  Kaisers  wird  daher  mit  grosser 
Sorgfiilt  vor  jeder  Dissonanz  zu  bewahren  gesucht,  und  daher 
auch  der  Opposition  in  den  Behörden  und  in  der  Presse  nnr 
ein  sehr  beschränkter  Spielraum  verstattet.  Erst  die  Zukuaft 
kann  die  Frage  beantworten,,  ob  diese  Verfttssung,  mit 
welcher  die  Grösze  und  die  Macht  der  fhiozöeischen  Nation 
sich  neuerdings  in  Europa  erhoben  hat,  auch  in  den  Zeiten 
des  Friedens  einer  freien  Entwicklung  ffthig  sei ,  zu  welcher 
die  Keime  in  sie  gelegt  sind,  und  ob  sie,  wie- sie  den 
Hassen  vorläufig  genügt,  auch  die  mittleren  und  höheren 
Ciaseen  der  gebildeten  BerOlkerung  dauernd  zu  rersOhnen 
vennt^. '" 

III.  Romanische  Länder.  IMe  Umgestaltungen,  welche 
der  f^nzfisische  Stat  seit  der  Revolution  erlebte,  hatten  auch 
auszerhalb  Frankreichs  die  wichtigsten  VerOodernngen  zur 
Folge.  Vorerst  in  den  romanischen  Ländern.  Nach  Art 
der  französischen  Republik  wurden  in  Italien  Ohnlidie  Re- 
publiken unter  dem  eroberndeu  Schutz  der  fiaazösisehen 
Waffen  gegründet;  spttter  von  Napoleon  neue  abhängige 
Monarchien  nach  dem  Vorbilde  des  fhinzOsischen  Reiches 
in  Italien  und  Spanien  eingeführt  Es  schien,  als  ob  die 
moderne  Gestaltung  Europa's  von  Paris  aus  ins  Dasein  ge- 
ruflen  werden  solle.     Indessen   zog  auch  hier  der  Untergang 

'*  In  deu  R^verie«  poUliques  des  PrinieD  Louis  Napoteou^  di«  Mbon 
im  Jahr  1831  geschrieben  worden,  6ndet  sich  ein  Entwurf  einer  fran- 
zöeiKbeii  Verfauung,  welcher  sich  zu  der  gegenwärtigen  Verfssauug 
wie  die  Blüthe  der  Jugendideale  xu  der  reifen  Fracht  des  HaniieMltera 
verhill. 
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d«r  Napoieoniadi«n  Weltherrachall  den  Fall  dieser  eptieme- 
reo  Stalenbildungen  nach  eich. 

Wichtiger,  wenn  aiidi  zunftchst  wieder  nur  ron  momen- 
tanem Erfolge,'  waren  fDr  die  Ausbildung  de«  constihitio- 
nellen  Systems  die  beiden  Verfassungen,  welche  im  Jahr 
1S12  in  Sicilien  und  in  Spanien  verftiszt  und  prociamirt 
wurden. 

Die  Verfiwsung  SidliMis  —  vorattglich  das  Werk  des 
Lord  Bentinck,  eänes  engliachen  StalanwDnei  — war  gam 
nach  eogliscfaem  Huster  gewiasermaBzen  zugeschnitten,  ao 
}edocb,  dasz  die  Erinnerung  au  die  alten  aristokratischen 
fltftnde  ans  der  Konnannenzeit  benutet  wurde  and  das«  dia 
neueren  Tlieorien  von  der  Trennung  der  Oewalten  in  aus- 
gedehnterem Maaae  als  in  England  Anerkennung  hnden. 
Die  gesetsgebende  Gewalt  wurde  zunftdist  dem  Parlamente 
sageschrieben,  unter  diesem  aber  nicht  mehr,  wie  in  dem 
englischen  Btatsrechte,  König,  Ober-  und  Unterhaus  in  ihrer 
Vereinigung,  sondern  pur  die  beiden  Kammern  verstanden. 
Von  diesem  Begriffe  aus  ist  es  denn  freilich  auffeilend ,  dass 
die  BescUuase  des  Farlaments  der  „Bestätigung  des  KOnigs,* 
«la  eiaer  ausser  ihm  stehenden  Gewalt  bedürfen.  '*  Uit 
Pairskammer  besteht  ans  den  Baronen  und  den  Pr&lalen 
Sieiliens.  Die  weltlichen  Paits  haben  ein  erbliches  Recht 
auf  die  Pairie.  Der  Kftnig  kann  aber  neue  Paiis  aus  den 
Edelleuten  ernennen,  welche  ein  reines  Einkommen  von 
6000  Unzen  genieaaen.  Das  Unterhaus  besteht  aus  gewählten 
Volksvertretern.  Stimmrecht  nnd  Wählbarkeit  erfordern 
«nen  nicht  hohen  Census.  , 

Die  vollziehende  Gewalt  wird  dem  Kön^e.  suge- 
schrieben,  seine  Minister  und  geheimen  Rfttbe  aber  dem 
Pariamente  ßkt  die  Ausubang  dieser  Gewalt  verantwortlich 
erklärt    In  allen  wichtigen  Angelegenheilen  ist  der  König 

"  Artikel  1,  3  and  14.  Die  Verfumaf  M  in  deutocher  UaIwrMttnng 
abgedeckt  in  dem  Porlfolia  ron  1848. 
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Terpflichtet ,  das  Gutachten  seines  geheimen  Ratlies  einzu- 
holen; in  manchen  Fallen,  z.  B.  wenn  er  Truppen  nach 
Slcilien  bringen  oder  Ausl&ndem  Militärstellen  geben,  oder 
n«ue  Aemter  errichten,  oder  Air  dem  Stat  geleistete  IMenste 
Pensionen  bewilligen  will ,  bedarf  er  sogar  der  ZnslimmuDg 
des  Parlaments. 

Die  ricbterliclie  Gewalt  wird  zwar  „im  Namen  des 
Königs  verwaltet,"  aber  als  Recht  „einzig  nnd  allein  den 
vom  Gesetze  bestimmten  Beamten"  zugesprochen.  Den 
einzelnen  Siciliunern  wird  ein  ausgedehntes  Recht  des  Wi- 
derstandes gegen  jeden  vom  Gesetz  nicht  aotoHsirten  Zwang 
zuerkannt,  die  Censur  als  Regel  —  mit  Ausnahme  theo- 
li^ischer  SL-hrilten  —  aushoben,  die  Feudalrechte  be- 
seitigt u.  s.  f. 

Uän  sieht,  diese  Verfeseung  war  eine  Nachbildung  der 
englischen  Formen,  mit  Beimischung  der  Theorien,  welche 
in  der  TranzOsischen  Verfassung  von  1791  verktlndet  worden 
waren.  Auch  in  ihr  war  das  republikanische  Element 
Überwiegend,  und  der  Widerspruch  mit  der  monarchischen  Tra' 
dition  trat  um  so  schroffer  hervor,  als  weder  der  absulutistiech 
gesinnte  Hof  des  Bourbonischen  Königs  sich  mit  der  Verfias- 
sung  vertmgen  mochte  und  in  den  Volksparteien  klerikale 
und  jakobinische  Tendenzen  stark  vertreten  waren  und  mit 
der  Leidenschaft  des  südlichen  Blutes  sich  heftig  bekämpften. 
Der  in  Neapel  restaurirte  König  fUhlte  sich  nun  stark  genug, 
die  beschworene  Verfassung  zu  beseitigen  (Dec.  1816)  und 
die  absolute  Regierung  herzustellen.  Aber  dieser  erste  Ver- 
such ,  die  englischen  Statsfonnen  mit  den  Theorien  der  fran- 
zösischen Revolution  zu  verbinden  und  daraus  ein  neues 
consdtutionelles  Statarecht  fUr  Europa  hervorztibringen ,  blieb 
auch  für  die  spätem  fthiLlichen  Versuche  ein  Vorbild. 

Die  sehr  ausführliche  Verfassung  vom  19.  März  1812, 
welche  die  Regentschaft  nnd  die  spanischen  Cortes 
vAhrend   der  GefangenschafI    des   Königs   und  während   ein 
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groMer  Tbeil  ron  SpaniOD  ia  der  Gewalt  der  FratitoMB  war, 
der  spanisdien  Nation  gogobeo  hatten,  und  welche  too  dea 
Terbündeten  Eugiflndern  anerkannt  ward,  geht  grouenttiei]« 
ron  fthnlicben  Theorien  über  den  constitutionellen  Stat  und 
die  Trennung  der  drei  Gewalten  ana.  Die  fransösisebe  Ver- 
fbesung  tod  1791  diente  den  Cortes  als  Hiuter.  Indesseu 
find ,  obwohl  das  Prineip  der  VolkaeonTerAnetAt  (Art  3)  pro- 
clamirt  ist,  die  Becbte  des  Könige  in  weitem  Umfenge  ao- 
«rkennt.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  .den  Cortes  niit 
dem  Könige  vereint"  (Art  15)  und  ebenso  diesem  die  gAuf- 
sicbt  Ober  die  Justiz"  (Art  171)  zugescbrieben.  Indeseea 
kann  er  durch  wiederholte  Abstimmung  der  Cortes  zor  Sanc- 
lion  der  Gesetze  genOthigt  werden  (Art  149).  Darin  aber 
UDterBcbeidet  sich  diese  Verfassung  sehr  von  der  englischen 
Form,  dasz  sie  eine  aristokratische  Pairskammer  als  Mittel- 
otaobt  nicht  kennt,  sondern  dem  Könige  die  Eine  Vereamm* 
lung  der  Cortes,  als  der  gewählten  Volksvertreter,  gegen- 
über stellt." 

Die  Willkür,  mit  welcher  der  befreite  König  diese  Ver- 
bssni^  aufhob  (4.  Mai  1814)  und  die  Häupter  der  Cortee 
verfolgte,  and  die  tUtea  und  neuen  Ekfabrungen,  welche 
die  Nation  Ober  die  absolute  Regierungsweise  der  Bourbo- 
niscben  Dynastie  machte,  hatten  die  Folge,  dasz  die  Ver^ 
Aisanng  von  1812  trotz  ihrer  HSogel  und  ungeachtet  man 
sieh  anßtnglich  weni^  um  dieselbe  bekDmmert  hatte,  nach 
ihrer  Beseitigung  populär  ward,  und  wiederholte  Versuche 
(1820,  1636)  gemacht  wurden,  dieselbe  mit  Gewalt  ^asu' 
Aibren.  Auch  das  Estatulo  Real  von  1834 ,  welches  Spanien 
nun  doch  eine  Bepräsentaüvver&ssnng  verlieh,  befriedigte 
nicht  mehr.    Die  Königin-Regentin   wurde  1836  genöthigt, 

"  Die  Verftunng  ist  in  denlocber  Deberseteang  abgedrückt  bw  Pi>- 
lili  U,  8.  263  ff.,  DDd  bei  Sclinbert,  Terf.  II,  S.  U  ff.  Vgl.  b«. 
«onäera  die  Riugezeicboete  D«T»l«lInng  von  Baiimgftrten  in  Uervinun 
0«Mhiefate  dw  XIX.  Jahrltniiderts,  Bd.  IV. 
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die  Veribmung  von  1612  anzuerkeDnen ,  und  itn  Jahr  1887 
kam  die  neue  constitutionelle  Verfaesung  tut  Spenieo,  auf 
Grundlage  der  erstereo  und  mit  theilweiser  Benutaung  des 
Estatuto  Real  von  1834  zur  feierlicheii  Beschwörung.  In 
dieser  modificirten  Verfaseuug  ist  denn  die  Sanction  der  Ge- 
8etee  durch  den  EOnig  wieder  ohne  Beechrönkung  anerkannt, 
und  das  ZweikammersfSteoi  (ein  Senat  und  eine  DeputirteU' 
kammer)  eingeführt  worden.  "  Noch  mehr  nähert  aich  die 
noch  geltende,  unter  rranBösisohem  Einflüsse  reridirte  Ver- 
IttSBUUg  vom  28.  Hai  1845  der  französischen  Charte 
von  1830  an. " 

ESne  Nachahmung  der  spanischen  Verfassung  von  1812 
war  die  Verfiisaung  für  Portugal  von  1822,  die  indessen 
wieder  nicht  zu  unbestrittener  Geltung  gelangte.  Im  Jahr 
1826  gab  der  König  Don  Pedro  dem  Lande  tine  neue 
Verfassung,  in  welcher  das  monarchische  Princip  besser  ge- 
wahrt wurde  als  in  jener  eisteren,  und  welche  nach  Ana- 
logie der  englischen  Verfassung  und  der  fVanzOsischen  Charte 
eine  Pairskammer  mit  erblichen  und  lebenslänglichen  Pairs 
der  Deputirtenkammer  beiordnete.  Diese  Verfossung  spricht 
nun  von  vier  Gewalten:  1)  der  gesetzgebenden,  welche  den 
Cortes  unter  der  Sanction  des  Königes,  2)  der  vermitteln- 
den (moderador),  welche  dem  Könige  „als  höchstem  Ober- 
haupte der  Nation  zur  Handhabung  des  Gleichgewichts  und 
der  Harmonie  der  andern  politischen  Gewalten,"  3)  der 
vollziehenden,  welche  dem  Könige  in  Verbindung  mit  den 
Ministem,  und  4)  der  richterlichen,  welche  unabhängigen 
Gerichten  zusteht.  ^ 

Auch  nach  der  Besiegung  der  absolutistischen  Partei 
Don  Higuels,  welche  von  keiner  der  beiden   Verfassungen 

"  BtUn,  Enrop.  Verf.  »eit  1838,  S.  221. 
■*  Schubert,  Terf.  n,  S.  105  ff.  noA  B.  116  ff. 
'*  Art.  11,  13,  71,  76,  118  d«-  Verf.  vod  1S16.    Beide  Verfassungen 
bei  Pttlits  II,  S.  2Ad  ff.,  die  letalere  bei  Schubert,  Verf.  II,  8.  •146. 
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etwa«  -wissen  woHte,  stritten  sich  zwei  andere  Parteien  mit 
wechselndem  Qltlcke  um  die  Herrschaft;  die  vtne  demokra- 
tische, welche  sich  an  die  Verfassung:  von  1822,  die  andere 
der  Chartisten,  welche  sich  an  die  Charte  von  1826  hielt. 
Im  Jflhre  1838  kam  es  zu  einer  Revision  der  letzter««, 
(Inrch  welche  die  erblichen  Senators  Urden  in  periodisch  ge- 
wählte umgewandelt,  und  die  Institution  des  Statsrathe  an« 
der  Verfassung  gestrichen  wurde.  '*  Die  Masse  des  Volkes 
nimmt  indessen  noch  immer  wenig  Antheil  an  dieses  Vet^ 
fessungen.  Aehnliche  Schwankongen  and  Kampfe  wie  der 
Hutterstat  erlebte  auch  Brasilien,  das  grössere  ameriko- 
nische  Tochterreich, 

Auch  Its  lien  rang  sich  allmählich  hus  deDi  unwürdigst 
Druck  des*  absoluten  FUrstenthums  los.  Mag  auch  die  Vei^ 
f^issung  der  Napoleoniflchen  KOnigrdche  Italien  und  Neapel 
etwa  als  eine  beschränkte  Autokratie  aogesehe»  werden,  so 
wurde  doch  der  restaurirte  Ahsolutismus  Qberall  nur  ungeni 
ertragen.  Geheime  Verschwöningen  und  offene  Au&täitde 
kämpften  mit  grausamen  Reactionen.  Nur  mit  fremder 
Waffengewalt  konnte  man  das  Streben  der  Volker  unter* 
drtlcken.  Als  der  König  von  Neapel  1820  sich  bequemt 
hatte,  seinem  Lande  die  spanische  Verfassung  von  1812  zu 
gewahren ,  stellten  österreichische  Truppen  die  alte  WillkQr- 
herrschaft  wieder  her.  Auch  die  Bew^ungen  der  Dreisaiger- 
jahre  hatten  keinen  gröszern  Erfolg.  Immer  wieder  gelang 
es  der  massiven  Gewalt  Oesterreichs,  an  welcher  die  Dyna- 
stien sich  anlehnten,  jeden  Versuch  zu  vereiteln,  welcher  die 
constitutionelle  Monarchie  einftthren  wollteu. 

Erst  in  den  Vierzigerjahren  erwies  sich  der  Geist  der 
Reform  starker  in  Italien,  nachdem  er  sich  mit  dem  Geiste 
der  nationalen  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft  verbündet 
hatte.     Schon    im    Jahre    1847    war   ganz   Italien    in    einer 

"  BeS  Schnbeit,  Verf.  II,  S.  113. 
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mächtigen  Aufregung  begriffen,  welche  dennoch  ascfa  von 
dem  neuen  Papste  Pius  IX.  gebilligt  schien ;  und '  noch  be- 
vor in  Paris  die  Revolutioii  auebrach,  welcher  das  EOnig- 
thum. Louis  Philipps  zum  Opfer  fiel,  sahen  sich  der  König 
Ferdinand  n.  von  Neapel  und  der  König  Karl  Albert  von 
Piemont  veranlasst,  die  constitationelle  Regierungsform  ein- 
zuführen. Aber  ungeachtet  der  erstere  „in  dem  ehrfnrcht- 
gebietenden  Namen  des  dreieinigen  Gottes  bezeugt"  mit  Auf- 
richtigkeit und  Redlichkeit  diese  neue  Bahn  der  politücben 
Ordnung  au  betreten ,  '■'  so  beeilte  er  sich  doch ,  sobald  er 
es  nngeßlhrlich  konnte,  die  VerfbssuDg  wieder  lu  brechen. 
Die  Folge  der  wiederholten  Treubruche  war,  dasz  im  Jahre 
1860,  als  der  Sohn  Ferdinands  Frans  II.  in  neuer'  Noth  sich 
entsohlosz,  die  coustitutionelle  Monarchie  einzuführen,  Nie- 
mand mehr  seinem  GelObnisz  glaubte  nod  die  Dynastie  ver- 
trieben ward. 

Eine  andere  Wendung  nahmen  die  Dinge  in  Piemont. 
Naehdem  einmaliler  König  am  6.  Febr.  1846  sich  ftlr  die  Einfllh- 
rung  des  reprftsentativen  Systems  nach  dem  Vorbilde  der  fran- 
aöBiBchen  Charte  tod  1830  erklärt  hatte,"  blieb  das  savoyiache 
Königshaus  dieser  Verfossung  mit  einer  seltenen  Entschieden- 
heit treu.  Zwar  glückte  es  Karl  Albert  nicht,  ein  erweitertes 
italienisches  Reich  unter  eeinem  Scepter  zu  einigen.  IKe  Siege 
Radetzky's  warfen  seinen  nationalen  Ehrgeiz  znrtick  und 
bewahrten  vielleicht  Italien  vor  dem  Ueberfluten  einer  un- 
reifen Demokratie.  Aber  auch  in  jener  Zeit,  wo  die  Reac- 
tion  in  Italien  ihre  Triumphe  feierte,  blieb  der  neue  König 
Victor  Emmuauel  doch  der  Verfassung  treu.  —  Die 
wunderbaren  Erfolge,  welche  er  in  den  Jahren  1859  und 
1860  errang,  verdankte  er  zu  gutem  Theile  dem  Glauben 
der  italienischen  Völker  an  seine  ehrliche  constitutionelle 
und  nationale  Gesinnung,  welche  ihn  bestimmte,  die  Leitung 

"  Verkttndiguug  vom  8.  Febr.  ISM  lu  dem  Portfolio  I,  B.  64. 

"  Wort«   der  Vcrrssstingsurknnde,   abgedrDckt  Portfolio  1,   S.  &S  ff. 
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einem  gruszen  Statsmanne  alG  Minister,  dem  edlen  Caviur 
zu  übertrugen.  So  weit  Italien  g^enwftrtig  den  .ItalieoNn 
gehört,  das  neue  Eönigreicb  Italien  hftlt  an  der  constitutio- 
nellen  Monarchie  fest,  und  sogar  die  republikanisch  gesinnten 
Parteieu  bequemen  sich  iiacb  dem  Beispiel  Garibaldis 
diese  StfUsform  als  die  für  Italieo  zur  Zeit  uothwendige  ao- 
zuerkennen. 

Den  Uebergang  von  den  romanischen  zu  den  germaDischen 
Stateo  bildet  Belgien,  dessen  Verfassung  vom  Jahr  1881 
wieder  der  fVanzösiscben  von  1830  nachgebildet  ist,  in  ein- 
zelnen wichtigen  Beziehungen  aber  der  bDrgerlicb-demokra- 
Üschen  Anschauung  näher  steht  als  diese.  Dahin  gehOrt 
der  Satz,  dasz  „alle  Gtewalten  ron  der  Nation  ao^eheo* 
(Art.  25),  wobei  freilich  zu  beachten  ist,  dasz  belgien  keine 
monarchische  Dynastie  mehr  hatte,  sondern  eine  solche  erst 
berufen  niuszte,  die  Verneinung  jedes  Ständeuntersohiedes 
(Art.  6),  das  ausgedehnte  Stimmrecht  fUr  die  Kammern  u.  s.  f. 
Das  Zweikammersystem  ist  zwar  beibehalten ,  die  erste  Eam- 
iner  aber  oder  „der  Senat"  wird  auf  Zeit  gewählt,  und 
üwar  von  den  näriillchen  Wählern,  welche  die  Deputirtan 
beetellen  (der  Entwurf  hatte  noch  dem  König  die  Emeonung 
der  Senatoren  vorbehalten),  und  nur  die  Erfordernisse  des 
Alters  und  Reichthums  fUr  die  Senatoren  werden  hOher  an- 
gesetzt Das  J<and  hut  inzwischen,  von  einem  slAtsmftnni- 
schen  Ktoige,  Leopold  von  Eobui^,  weise  regiert,  die  Er- 
schütterung der  europäischen  Revolution  von  1848  nur  wenig 
rerspurt  und  seine  Wohlfahrt  hat  seither  glucklieh  .  zuge- 
nommen. " 

IV.  Germanische  Statin  auszer  Deutscliland. 

Eine  eigenthUmliche  Entwicklung  hat  das  constitutionelle 
System  in  dem  scandinavischen  Morden  eriWiren.  Zunächst 
in  Schweden,   dessen  Reichsstände  seit   dem  XVI.  Jabr- 

'*  Lehrreich  iat  die  U^schfchte  der  Qründuiig  der  coiistit.  Monarchie 
in  BetKien  voii  Theodor  Jiisle.    18&0.  11  Bde. 
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hundtft  aas  vier  SUnden  bestehen,  welche  vier  gesonderte 
StandeBstiinmen  haben,  nftmlich:  die  Ritterschaft  uod 
der  Adel,  die  Geistlichkeit,  die  Bürgerschaft  und 
die  Bsuerschaft.  Oefter  hatten  sich  die  Eflnige  auf  die 
beiden  letzteren  Stände  vorzüglich  gegen  die  grosze  Macht 
des  Adels  stutzen  müssen,  der  auszerbalb  der  Reichsstände 
in  dem  ausschlieszlich  aus  ihm  besteHten  Reichsrathe 
(Statirath  und  Ministerien)  das  wichtigste  Oi^^  seines  Ein- 
flusses besasz.  Erst  Gustav  III.  brach  dieses  Uebergewioht 
der  Aristokratie,  welche  die  Existenz  der  Krone  und  die 
Sicherbeit  des  Landes  bedroht  hatte,  und  eröffnete  auch 
(1789)  nicht  adeligen  Personen  den  Zutritt  zu  den  oberen 
Reichsämtem,  nur  die  „höchsten  und  vornehmsten  Aemter 
des  Reiches  und  Hofes"  noch  angenommen. 

Die  Verfhssung  Schwedens  vom  7.  Juni  1809  ^  ist  eine 
Fortbildung  der  früheren  Verfossong  von  1772. "  Hit  be- 
sonderer AusfDhrlichkeit  und  Soi^alt,  und  mehr  als  in  den 
Obrigen  Constitutionen  der  neueren  Zeit  sind  in  derselben 
der  königliche  Statsrath  und  die  vier  Statssecretttre 
bebandelL  Die  Ernennung  auch  zu  diesen  Stellen  ist  nicht 
mehr  anf  den  Kreis  des  Adels  eingeschränkt.  Die  Reichs- 
stände,  ohne  deren  Mitwirkung  und  Zustimmung  der  König 
weder  die  Verfassung  ändern,  noch  Gesetze  geben,  noch 
neue  Steuern  erheben  darf,  sind  noch  in  vier  Stände  getheilt. 
Diä  Mehrheit  dreier  Stände  ist  in  der  Regel  ftlr  den  vierten 
tnndend,  bei  Verfossung^esetzen  aber  Einigkeit  aller  vier 
Stände  und  des  Königs  erforderlich. 

Diese  Verfassung  schlieszt  sich  in  manchen  Beziehungen 
noch  näher  an  die  auch  in  Deutschland  im  Mittelalter  be- 
standeuen  Gmndlageu  der  ständischen  Verikssungen  an. 
Die  Schwierigkeit  aber,  bei  dies«  Viergliederung  der  Stände 
einen   ränheitlichen    Nationalwillen    zu  Stande   zu   bringen, 

"  Schüben,  Verf.  U,  S.  368. 
"  Schnbert,  Verf.  11,  S,  34». 
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war  wohl  eine  Hauptttrsache,  weashalb  dieselbe  ausaerhalh 
Sobwedens  wenig  Beachtung  uod  keine  Nachbildung  fiuid, 
obwohl  sie  in  andern  Beziehungen  manoherlei  VnrEOge  tor 
vielen  sodern  modernen  Systemen  beutst.  G^enwfirtig 
sind  auch  in  Schwedoi  Begiening  und  Stinde  damit  b»- 
■ofaaftigt,  die  moderne  B^prfisentatirverfaMnng  mit  zwei 
Kamniern  dnaufUhren. 

Weit  demokratischer  ist  die  Verfassung  Norwegens 
Tom  4.  NoTember  1814.  Der  König  ron  Schweden ,  welcher 
durch  die  Friedensschlüsse  auch  zum  EOnige  tod  Norweg«[i 
bezeichnet  worden,  war  durch  die  VerhftltnisM  g«iOÜiigt, 
die  Verfassung  im  wesentlichen  so  anzuerkennen,  wie  die- 
selbe im  FrQhjshr  des  nftmlichen  Jahres  von  dem  norwe- 
gischen Reichstag  zur  Sicherung  der  Selbsliindiglcüt  <!•• 
Landes  und  der  Freiheit  seiner  Borger  festgesetzt  worden 
war.  Die  Gesetzgebung  wird  hier  „dem  Volke*  »ige- 
schrieben  und  durch  das  „Stortfaing"  ausgeObt  (Art  48). 
Dem  Könige  steht  swar  das  Aecht  der  Sanetion  zu,  aber 
wenn  ein  nicht  genehmigtes  Gesetz  zum  dritlenmale  von 
dem  Storthing  gulgehdszen  wird,  darf  er  die  Sanetion  nicht 
mehr  verweigern.  Das  ganze  Storthing  wird  durch  Wahl 
der  norwegischen  BUi^er  (meistens  Grundbeeitzer)  getüldet, 
tfaeilt  sich  dann  at>er  in  zwei  Kammern,  das  sogenannt« 
„Lagthing"  und  das  „Odelsthing."  Die  ausübende  Ge- 
walt gehört  dem  Könige,  unter  der  Verantwortlichkeit  seinea 
Rathes.  Vergeblich  waxen  die  seitherigen  Versuche,  die 
königliche  Macht  zu  erweitem,  und  eine  politische  Aristo- 
kraüe  einzuRlhren.  Die  Demokratie  der  freien  Bauern  und 
der  Bflrger  widersetzte  sich  beiden  Tendenzen  befaarrli^ 
und  die  Eäferancht  der  Norweger  auf  ihre  Unabhflngighait 
von  Schweden  st&rkte  diesan  Widerstand. '' 

Die  dänische  Revolntion  von  1660  war  gegen  den 

"  Schubert,  Vtrt.  II,  8.  4M  H. 
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Ade]  gerichtet  and  hatte  mit  Hülfe  des  BUrgerthiima  die 
abMlute  Honarchie  eingeftihrt.  In  utwerm  Jahrbandert  wurde 
aacfa  in  Dftneinark  die  Wandluag  in  die  oonstitutionelle 
Uonarchie  vollzogen,  suerst  in  der  noch  unzarekheiiden  Form 
▼OD  PrOTindalsUadeD  (Gesetz  vom  HS,  Mai  1831),  dann  in 
dem  Orandgeeetz  yom  &.  Juni  1849  in  deoiokradsober  Rich- 
iDDg.  Die  Verfa88UDg88treitigkeiteQ  der  Dänen  mit  den 
Deutseben  beziehen  sich  weniger  auf  den  Gegensate  der 
TerfaaiiungBAn-m  eia  auf  den  Gegensatz  der  Nationalitäten. 

In  dem  neugestifteten  Königreiche  der  Niederlande, 
welebee  nach  der  Auflösung  des  Napoleoniscben  Caisen-eicbs 
an  die  Stelle  der  alten  Republik  der  Vereinigten  Staten  uud 
dee  sp&teren  Napoleonischeu  Königreichs  Holland  getreten 
war,  wurde  die  constitutiooelle  Monarchie  ebenfolls  eiuge- 
(ttbrt  (Verfassung  vom  28.  März  1814  und  nach  der  Ver- 
einigung mit  Belgien  vom  24.  Augont  181&),  Die  neue 
Verfoseung  vom  14.  Oct.  1648  war  ein  Portflchritt  in  der- 
selben Richtung  und  der  constitutionelle  Geist  ist  neuerdings 
auch  in  Holland  erstarkt. 

V.  Deutsche  Staten. 

Als  der  geistige  Vater  der  modernen  constitutionellai 
Monarchie  ftlr  den  Continent  verdient  der  ECnig  von  Preus- 
zen  Friedrich  der  Grosse  geehrt  zu  werden.  H&tteo 
die  Völker  ihn  besser  verstanden  und  die  Fürsten  ihm  mehr 
gefolgt,  so  bfttta  weh  der  Uebergang  aus  der  absoluten  in 
die  oonstitutiotteUe  Statsform  leichter  voUac^en.  Niemand 
hat  energischer  als  er  den  Sata  bekämpft,  dasz  der  König 
der  Herr  des  States  sei,  niemand  bestimmter  ausgesprochen, 
daes  das  Eönigtbom  ein  Statsamt  und  der  König  der  oberste 
Meuer  dea  States  sei.  Wenn  er  daher  ungeachtet  weder  die  alte 
standische  Ver&ssung  erneuerte,  noch  eine  neue  reprfisentaüve 
sobaf,  sondern  die  ererbte  absolute  Gewalt  fortsetste,  so  er- 
klart sich  das  genügend  daraus,  dasz  er  sein  Volk  politisch 
noch    sehr    unreif  und    er    persönlich    demselben   allnisehr 
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Ober1^;eii  war.  Aber  indem  er  durch  seine  Oesetzgebiing 
das  Volk  eraog,  beschrilnkte  er  eug-leidi  die  ki>aiglicbe  Will- 
)[Ur,  und  bereitete  eine  geordnete  Freiheit  tot. 

Die  truTttOeiOcbe  Revolution  lenkte  eher  roo  dem  Wf^ 
ab,  anf  den  der  groaze  König  gewiesen  hatte,  indem  sie 
die  Fürsten  mit  Furcht  und  Ham  erfüllte  und  in  den  Völ- 
kern zu  radicaler  tTebertreibuug  reizte. 

Die  Verfassungen,  welche  in  der  Rheinbundsperiode  zu 
Stande  kamen ,  faauptsftchlicb  auf  den  Antrieb  des  Protectors 
des  Rbeiobandes,  Napoleon  I.,  konnten  insofern  als  due 
Uebei^ngsslufe  zu  der  constitutionellen  Monarchie  dienen, 
als  sie  mit  den  Resten  der  alten  LandstOnde  aufrAnmten,  in 
Einer  Urkunde  die  Grundgesetze  zusammen  fiuzten  und  eine 
Art  von  Reprfisentaßon  —  freilich  eine  kUmoierliche  und 
ohnmächtige  des  Grundbesitzes,  der  Industrie  und  der  hObwen 
Bildung  rersprachen. 

Als  der  grosze  Befreiungskampf,  zu  dem  sich  die  Nation 
opfermuthig  erhoben  hatte,  die  Fremdherrschaft  brach,  war 
ün  günstiger  Moment  da,  um  die  moderne  Statsordnung  in 
nationalem  und  fteiem  Geiste  durchzufahren.  IMe  wenigen 
groszen  Statsmfinner,  die  Deutschland  hatte,  Stün,  Humboldt, 
anfbngs  auch  Hardenberg  wollten  es. '  Der  König  Friedrich 
Wilhelm  III.  von  Preuszen  hatte  seine  Geneigtheit  dazu 
öffentlich  ausgesprochen.  Aber  durchweg  war  die  absolntisti* 
sehe  Gesinnung  der  deutschen  Dynastien,  der  TOrnehmen 
Kreise  der  Gesellscbaft,  des  Beamtentbums  so  übermftohtig, 
die  antirevolutionftre  Stimmung  so  misztrauisch  ^egen  alle 
modernen  Ideen,  und  so  befangen  in  romantischen  Phanta- 
sien, und  die  pohtische  Bildung  dee  Volkes  so  unreif, 
dasB  in  dem  deutschen  Bunde  und  in  den  souverfinen 
(groszen  und  mittleren  und  klauen)  Honarcbien,  die  sieb 
in  die  Beherrschung  der  deutschen  Nation  getheilt  hatten, 
ein  nur  wenig  von  landstAndischen  Erinnerungen  bescbrilnkter 
Absolutismus  herrschend  wurde. 
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Nur  auBtwhmsweise  versuchte  man 's,  in  einigen  Btaten, 
eine  Art  constitutioneller  Monarchie,  in  Nachahmung  der 
franzOflischen  Charte  aber  durch  landständieche  Ueberlieferung 
Diodificirt,  einzurichten.  Das  Herzc^thum  Nassau  ging 
voraus  aber  ohne  nacbhamge  Kraft  (Verf.  vom  %  8eptbr. 
1814).  Dann  folgte  Luxemburg  (Verf.  vom  24.  August 
1815X  und  vorzüglich  das  Grosdierac^thunt  Siichsen- 
Weimar-Eisenach  (5.  Hai  1816),  dessen  Fürst,  Karl 
August  —  eine  seltene  Erscheinung  —  persönlich  der  freieren 
Verfessung  zugethan  war. 

Wichtiger  war  es,  dasz  die  süddeutschen  Hittelstateo, 
die  Königreiche  Bayern  (Verf.  vom  2Ö.  Mai  1618),  WOrt- 
temberg  (25.  Sepi  1819),  wo  der  Widerstand  der  alten 
Landstftnde  vorerst  durch  die  weitsichtigere  Regierung  zu  Qbei^ 
winden  war,  und  das  GroMherzt^thuni  Baden  (22.  August 
1818)  nun  zu  der  constitutionellen  Monarchie  aberging  und 
gerade  in  dieser  Wandlung  eine  Stftrkung  erkannteu  gegen- 
ütier  dem  Drucke  der  deutschen  absolut,  regierten  Groez- 
staten. 

£e  tblgte  dann  das  Königreich  Hannover  (17.  Decbr. 
1819),  das  Groszherüf^thum  Hessen  (17.  Decbr.  1820)  und 
Sachsen-Heiningen  (23.  August  1829). 

In  allen  diesen  Verfassungen  ist  die  Monarchie  mit  einer 
reichen  Fülle  von  Rechten  au^estattet  Auf  der  cooserva- 
tiven  Natur  des  deutschen  Volkscharakters  konnte  sie  sicherer 
ruhen  als  in  Frankreich,  und  wenn  sie  nur  einigermaszen 
verstand,  die  Zeitidecn  zu  erßtssen  und  in  liberaler  Richtung 
vorzugehen,  so  wurde  ihr  die  Leitung  der  OffentlicheD  Dinge 
vertrauensvoller  überlassen,  als  ii^end  anderwärts. 

Bei  der  Bildung  der  Kammern  ahmte  man  das  englische 
und  das  franzöeiache  Vorbild  nach.  Aber  die  Ersten 
Kammern  wurden  vorzugsweise  auf  den  Grundadet  ge- 
baut, dessen  Ansprüche  und  Ansichten  groszentfaeijs  einer 
untei^;;egangenen  Weltordnung  angehörten,  auch  woht  mit 
Bliintachh.  allgemdmnSUUrKbL    I.  27 
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abhängigen  Dienern  der  Höfe  ei^int,  ao  daaz  aie  desshalb 
nicht  zu  rechtein  Ansehen  und  gedeihlicher  Wirksamkeit 
gelangen  konnten.  Die  Zweiten  Kammern  wurden  dagegen 
weniger  plutokratiscb  besetzt,  als  in  Frankreich.  Weil  sie 
sich  raeifltens  an  die  von  Alters  beigebrachten  Stände  an- 
schlössen, ao  bat  man  diese  Verfbssang  auch  oft  mit  Emphase 
als  eine  „ständisdie  und  Iceine  repräaentstire"  bezeicbneL 
Aber  mit  Unrecht;  denn  nicht  das  ist  der  Charakter  der 
Repraaeutativrerfassung  im  Oegenaatze  zu  der  mittel- 
alterlichen atändiacben,  daaz  in  jener  die  verschiedenen 
Stande  des  Volkes  nicht  berUckaich^t  werden  dürfen, 
aoiidern  dasz  die  Stellvertretung  in  jener,  aach  wenn  sie 
nach  Standen  oder  Classen  gegliedert  ist,  dennoch  vor- 
nebmlich  eine  nationale  sei,  und  die  Einheit  des 
Volkes  und  dea  States,  nicbt  die  Gespaltenhdt  der- 
selben in  die  Sonderintereaaen  der  Stande  deratelle.  Dieses 
Princip  ist  aber  z.  B.  in  der  bayerischen  Verfassung  von  1818 
auadrttcklich  anerkannt,  indem  die  Abgeordneten  schwören 
mUaeen:  „nur  dea  ganzen  Landes  allgemeines  Wohl  luid  Beste 
ohne  Rücksicht  auf  besondere  Stande  oder  Cleseen  nach  Ueber- 
Keagung  zu  beratben." 

Die  Entwicklung  der  constitutionellen  Monarchie  wurde 
noch  wahrend  Jahrzehnten  hauptsächlich  durch  die  beiden 
deutschen  Groazstaten  gehemmt,  deren  Regieningen  sich 
gegen  diese  Statsform  entachieden  misztrauisch  und  abgeneigt 
verhielten.  In  Preuszen  verliefen  die  Reform bestretjungen 
im  Sand.  Anstatt  der  verheissenen  Repräsentation  des  Volks 
kam  es  zuletzt  (1823)  nur  zu  berathenden  Provinciatst&ndeQ. 
Die  österreichische  Regierung  glaubte  die  Einheit  des  zu- 
samniengeaetzten  Statawesena  nur  durch  die  absolute  Gewalt 
erhalten  zu  kttimen.  Fast  die  ganze  Wirksamkeit  dea  deut- 
schen Bundes  war  darauf  gerichtet,  das  s<^nannte  „monar- 
chische Princip'*  möglichst  absolut  zu  bewahren  und  die 
Völker  policeilich  zu  bevormunden. 
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EKe  französische  Julirevolution  von  18S0  hatte  auch  in  ' 
Deutschland  n«ae  Bewe^mgen  zur  Folge,  und  wieder  wur- 
den eine  Reihe  deutscher  Staten,  mildere  und  kleinere  be- 
stirmnt,  das  consHtutionelle  System  einzufnhren.  Das  Eur- 
fDrstenthani  Hessen  erhielt  am  5.  Janaar  1630  eine  Ver 
fiissung,  welche  die  Volksfreiheiten  gegen  die  fürstliche 
Willkür  zu  schützen  bedacht  war,  das  Königreich  Sachsen 
bekam  eine  der  barerisehen  nachgebildete  Verfossiing  (vom 
4.  September  1831),  das  Königreich  Hannover  erhielt 
(liß.  Sept.  1833)  dn  neues  constitntionelfes  Statsgrundgesetz, 
welches  jedoch  von  dem  nächstfolgenden  EOnige  Ernst 
August  nicht  anerkannt  wurde,  und  erst  1840  in  modi- 
ficirter  Oeslnlt  wieder  ins  Leben  trat. 

Es  erweiterte  sich  so,  wenn  auch  von  den  Regierungen 
zuweilen  eher  dem  Scheine  nach  als  in  Wahrheit  geachtet^ 
durch  die  ausgebildete  Schreiberei  der  Bureaukratie  vielfkch 
verdorben,  durch  die  Partelen  innerhalb  und  ausserhalb  der 
St&ndeversammlungen  nicht  selten  miszbraucht  und  entstellt, 
das  constitutionelle  Stats recht  dot^h  fortwährend 
Biicli  in  Deu  tschland,  während  die  beiden  deutschen 
Orosznifichte  sich  noch  immer  demselben  abgeneigt  zeigten. 
Endlich  erliesz  der  Eönig  Friedrich  Wilhelm  IV. 
.  von  Preuszen  das  Patent  vom  3.  Februar  1847,  durch  welches 
auf  der  Unterlnge  der  Provincialstände  ein  „vereinigter 
Landtag"  fUr  Preuszen  gebildet,  und  demselben  der  Bei- 
mth  nir  die  Landesgesetzgebnng,  ein  Zustimmungsrecht  fDr 
nene  Steuern,  und  an  Petitionsrecht  in  innem  Angelegen« 
heiten  zugesichert  wurde.  Dadurch  trat  Preuszen  aus  der 
Classe  der  absoluten  in  die  der  beschr&nkten  Monarchie  itber, 
und  näherte  sich  den  deutschen  Repräsentativstaten  bedeu- 
tend. Dw  Anfang  einer  modernen  Statsentwicklung  war 
gegeben,  und  es  war  sogar  ein  Vorzug  dieser  Verfassung, 
dasz  sie  an  die  bestehenden  Verhältnisse  anknOpite  und 
nicht   hios    die   bisher   »bliche  Form    der  constitutionellen 
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Monarchie  nachahmte.  Freilich  waren  die  Rechte  desl^and- 
tags  nur  kümmerlich  und  imgenligend  bedacht.  Aber  die 
Höflichkeit  der  Fortbildung  war  gegeben,  nod  die  llttngel 
der  VerfasAilng  hätten  sich  auf  (Uf;anifiche  Weise  im  Zn- 
stiuinienhang  mit  der  politischen  Erziehong  auch  des  Volkes 
nach  und  nach  heben  lassen.  Leider  trat  die  Regierung 
auch  den  gerechten  Wünschen  des  Landtags  in  einer  Weise 
entgegen,  welche  ihr  das  Vertrauen  auch  der  gemässigten 
Parteien  entzog.  Und  als  das  politische  Erdbeben  too  1848 
Europa  erschütterte ,  stürzte  der  nene  Bau  zusammen. 
Prenszen  erhielt  darauf  »m  5.  October  1S46  eine  Ver- 
fassung, welche  zu  grossem  Theile  das  Werk  der  demo- 
kratischen ,  von  den  Wc^n  der  Revolution  getragenen 
Partei  war.  Nur  mit  Hülfe  eines  von  dem  Könige  octroyirten 
Wahlgesetzes  rom  30.  Hai  1849  gelang  es,  die  revidirte 
Verfassung  vom  81.  Janaar  18S0  durchzusetzen.,  welche 
seither  noch  eiuige  wesentliche  Veritnderungen  erlitten  hat. 
Trotz  wesentlicher  Mängel  dieser  Ver&ssung  war  nun  für 
das  constitutionelle  Leben  von  Preuszeu  eine  neue  statsrecht- 
)idie^  Grundlage  gewonnen. 

Die  wechselnden  Ereignisse  der  folgenden  Jahre  zeigten 
freilich,  dasz  mit  der  Form  der  Verfiusnng  uoch  nicht  sofort 
der  Geist  derselben  allgemeine  Anerkennung  &nd.  Das . 
aristokratische  Herrenhans ,  dessen  Zusammensetzung  den 
frühem  Vertretern  des  Absolutismus  und  der  ritterschafU 
liehen  Romantik  allzu  freigebig  Vorschub  geleistet  hatte,  be- 
quemte sich  nur  widerwillig;  und  auch  dem  an  Selbstberr- 
lichkeit  gewöhnten  Eönigthum  fiel  es  schwer,  sich  in  die 
verftnderte  Lage  au  fUgen  und  sich  von  dem  modernen  Geiste 
des  VolkskönigthuDis  erfüllen  zu  lassen.  Aber  während  der 
zOben  und  erbitterten  Kämpfe  zwischen  Reform  und  Reaction, 
Absolutismus   und  Volks[k«iliei(  trieb  die  neue  Verfassui^ 

"  Die  Urkunde  bei  ZacharU,  die  deuUclien  Verfaraangagesetze  der 
O^enwMl,  8.  74  ff. 
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doch  tierere  Wurzeln,  und  das  preiiszische  BUrgertlium, 
welches  eine  Zeit  lang  in  poHtiBcher  Bilduni;  und  an  Selbst- 
gefUlil  hinter  dem  sQddentschen  znrOck  geblieben  war,  nahm 
einen  raschen  und  mfichtigen  Aufschwung. 

Anch  Oesterreicb  wurde  von  der  Revolution  des 
Jahre«  1848  unvorbereitet  Qberfelien.  Die  einzelnen  Volker, 
welche  bisher  durch  die  habsburgische  Dynastie  zusamineii- 
gehslten  waren,  versuchten  sich  loszureiszen ,  und  in  dem 
Centrum  der  Monarchie,  in  Wien,  regierte  eine  Weile  die 
nnerfbhreoe  scbwärmerische  Jugend.  Nur  in  der  ArmC^, 
sonst  nii^ends  mehr,  war  Einheit,  in  ihr  auch  der  letzte 
Halt  'der  Monarchie.  Die  Siege  der  Armee  aber  vcrscheßten 
den  österreichiBchen  ßtatsmännern  wieder  die  Mt^lichkeil, 
die  Z(tgel  der  R^erung  zu  ei^reifen,  und  im  Gedrflnge  der 
innem  und  ftuszeni  Gefahren  unternahmen  sie  den  Aufbau 
eines  neuen  enger  verbundenen  Gesammtstates.  Durch  die 
octroyirte  V«rftisenng  vom  4.  Mfti-z  1849  wurde  ein  erster 
Versuch  gewagt  einer  Organisation  des  Reiches  nach  den 
Grundsätzen  der  constitutionellen  Mouarcbie.  Aber  die 
Schwierigkeiten,  so  verschiedene  Völker,  die  Uberdem  nocii 
Huf  verschiedenen  0ilturetufen  stehen,  in  Einer  Reichsver- 
Sammlung  zu  einigen,  schienen  damals  so  unüberwindlich, 
und  das  BedUrfnisz  nach  einer  einheitlichen  und  dictatori- 
schen  R^erungsgewalt  nach  der  Oberwältigten  AuOebnung 
Ungarns  so  stark,  desz  es  nicht  zur  Ausltlhning  jener  Ver- 
fassung kam.  Hatten  zuvor  die  verschiedenen  österreichi- 
schen Staten  ihre  Einheit  wesentlich  in  der  herrschenden 
Dynastie  gef^inden,  so  sollte  auch  fbr  die  nächste  Zeit  die 
einheitliche  Statsmacht  nber  das  ganze  'geeinigte  Reich  aus- 
sdilieszlich  der  Person  des  Kaisers  anvertraut  bleiben.  Durch 
das  kaiserliche  Patent  vom  20.  August  1851  wurde  bestimmt, 
dasz  die  Minister  nur  dem  Throne  verantwortlich  seien, 
durch  das  Cabinetsschreiben  vom  20.  August  1651  der  Reichs- 
rath  in  einen  Rath  der  Krone  umgewandelt,  und  durch  das 
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Patent  rnoi  31.  December  1851  wurden  die  constitutiODelle 
Verrassuny;  und  die  Grundrechte  von  1849  aurgeboben.  lo 
dem  Cabinetsechreiben  endlicli  vom  31.  December  1651 
wurden  in  den  Ki-onländern  bemthende  AiiMchOsse  des  gruod- 
besitzenden  Erbadels,  der  Übrigen  GrundbeBitzer  und  der 
Industriellen  in  Aussicht  gestellt, '''  aber  in  Wahrheit  du» 
System  der  absoluten  Monarchie  wiederhergestellt.  Mit 
Hülfe  eines  inaschinenurtig  zu  bew^enden  BeamteosTstems 
abte  dieselbe  die  Regiernngsgewalt  aus  nud  fitutste  sich  iIa- 
bei  in  geistiger  Bineicht  anf  das  Woldwollen  des  kaUiolischui 
Klerus  und  in  materieller  auf  die  starke  Armee. 

Der  Versuch,  die  constitiitionelle  Monarchie,  welche  In  den 
deutschen  Einzelstaten  im  Jahre  1846  nun  überall  aU-die  einzig 
nitigliche  monarchische  Statsform  aoerkannt  worden  war,  auch 
im  deutschen  Bunde  zii  verwirklichen  und  dadurch  die  Verfas- 
sung des  Gesammtstates  in  Harmonie  zu  bringen  mit  den  Verfas- 
sungen der  Einzelstaten,  scheiterte  ebenfalls  au  den  finwem 
Bchwierigkeiten ,  an  dem  Mangel  leitender  Statsuiänner  und  an 
der  politischen  Unreife  der  Nation.  Der  im  Jahr  t8&l  reactivirte 
Bundestag  begünstigte  die  anticonstitutionelle  GegeaslrOuiung, 
welche  seit  dieser  Zeit  in  den  nieieleu  deutscheu  Staten, 
und  voraus  wieder  in  den  beiden  Groszstaten  liefliger  wurde. 
Es  wurden  in  d^ii  Verfassungen,  die  im  Jahr  1848  mit 
Grundrechten  freigebiger  geworden  waren,  mancherlei  Re- 
staurationen Toi^enonimen.  Indessen  erreichte  diese  reac- 
tion&re  Gegenströmung  doch  nicht  ganz  die  Stfirke  und  Höhe 
der  radical-liberulen  Strömung  des  Jahres  1848.  Seit  dem 
Jahre  1858  erlitt  die  absolutistischePoIiükinPreussen,  Bayeni, 
Baden,  Wdrttemherg,  Kurhessen  u.  a.  f.  eine  Reihe  von 
Niederlagen  und  selbst  Oesterreich  erfuhr  es  in  dem  Italie- 
nischen Kriege,  dasz  die  drei  einzigen  Stützen  der  absoluten 
Politik,  die  Bureaukratie,  die  Armee  und  der  Klenis  in  der 

"  Zacharit,  d.  Vrrf.  8.  63  IT. 
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Krisis  ohnmächtig  werden.  Wiederum  «ah  die  kaiserliche 
Regierung  die  einzig-mt^liche  Rettung  aus  ihrer  Finanznoth 
und  aus  ihrer  politischen  Verkominenheit  in  der  Gewährung 
der  ReprfiseDtaÜTverrassang  und  der  Umwandlung  der  ab- 
soluten in  die  constitutionelle  Monarchie.  Das  kaiserliche 
Diplom  Tom  20.  October  1860  verkuodete  diesen  Entschlusz 
und  das  Grundgesetz  tooi  26.  Februar  1861  suchte  den- 
selben ansEufUbren.  Mocb  ist  freilich  die  ungeheure  Schwierig- 
keit, 80  Terschiedene  Völker  in  einer  Repräsentation  zu 
einigen,  nicht  tiberwunden.  Die  nstliche  ungarische  Hälfte 
des  Reiches  hält  sich  von  dem  Reichstag  fern  und  verlangt 
Wiederherstellung  der  alten,  im  Jahr  1646  ebenfalls  fort- 
gescbritteoen  Ungarischen  Landesverfossung.  Aber  weder 
die  Deutschen  noch  die  Magyaren  und  Itali&ner  wollen 
wieder  eine  absolute  Monarchie,  und  selbst  die  Slavi- 
schen  Völker  unter  tteterrwchischeDi  Scepler  scheinen  keine 
grosse  Vorliebe  fUr  die  frühere  Statsform  zu  haben.  Die 
Frage  ist  daher  weniger  die:  Absolute  oder  constitutionelle 
Moaai-chie?  als  die:  ü^nheitl icher  oder,  dualistischer  Ge- 
«umintstat? 


Fassen  wir  die  Resultate  zusammen: 

In  dem  neuern  Europa  hat  das  System  der  repräsen- 
tativen oder  der  constitutionellen  Monarchie  das 
Uebei^ewicht  erlangL  Fast  in  alle»  Staten  der  civillsirten 
europäischen  Völker  werden  nicht  blosz  das  Privatrecbt  der 
Rflrger,  sondern  auch  politische  Rechte  der  Volksmenge  und 
ihrer  Classen  anerkannt  und  Stellvertreter  derselben  zur  Mit- 
wirkung bei  der  OesetcgebuDg  zugezogen.  Die  europäische 
Monarchie  ist  nicht  mehr  eine  unbeschränkte  und  absolute 
Gewalt,  sondern  eine  durch  das  Recht  auch  der  Un- 
terthanen  beschränkte  oberste  Rechtsmacht. 
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'  Aber  im  Uebrigen  aiod  die  Verftusoogsrormen  noch  aebr 
verschieden. 

In  England  iat  das  Königthnm  ron  einer  m^otatigen 
Aristokratie  umgeben,  und  die  thaU&chlicbe  Leitung  mehr 
röa  den  Mehrheiten  der  ParlamentshAiuer  und  den  ihnen 
verantwortlichen  Hinistern  als  von  dem  indiriduellen  Willen 
des  Königs  abhttngig.  Auf  dem  Continente  dagegen  gibt 
es  nii^ends  mehr  eine  au  angesehene  Aristokratie  Vielmehr 
kommt  da.  neben  dem  monilrchischen  das  demokra- 
tische Element  vorzüglich  in  Betracht;  das  aristokratische^ 
hat  da  nur  eine  ermAezigende  und  vermittelnde  Bedeutung. 
Die  continentalen  Verfassuugskämpfe  sind  Strebungen  dieser 
mächtigen  Elemente,  das  richtige  Verh&ltniez  zu  einander 
nnd  zum  Ganzen  zu  finden.  Die  anssehlieszliche  Geltung 
des  einen  und  die  völlige  Unterdrückung  des  andern  wurde 
oft  versucht,  aber  immer  wieder  erhob  sich  das  en^egen- 
gesetzte  Element  von  momentanem  Fall.  Die  constitutionelle 
Monarchie  des  Ccmtinenls  strebt  ofTeiibar  eine  organische 
Qestalttmg  an,  welche  allen  Theilen  des  GeeammtkOrpers 
ibi'  Recht  gebe,  der  Uonsrchie  die  Fülle  der  Macht  and 
Hoheit,  den  aristokratischen  Elementen  Wurde  und  Autoriiät, 
dem  Demos  Frieden  und  Freiheit. 

Ueberall  auf  dem  Continent,  vorzuglich  aber  in  Frank- 
reich und  in  Deutschland  ist  die  Monarchie  nicht 
blosz  der  äuazern  Form  nacli,  sondern  der  ganzen  Anlage 
des  Verfassnngakörpers  nach  die  uctive  Hauptmacht.  Sie 
wird  nur  dann  gehemmt  durch  die  unberechenbare,  aber  in 
der  Regel  ruhende  Macht  der  öfTentlicben  Meinung,  wenn 
sie  in  Widerspruch  tritt  mit  den  Instincten  der  Nation  und 
mit  der  Strömung  der  Weltgeschichte.  In  Ha^onie  mit 
denselti«!  aber  ist  sie  viel  stärker  als  die  Aristokratie,  welche 
entweder  wie  in  Deutschland  ihr  gegen  gewisse  Vortheile 
zu  dienen  bereit  ist,  oder  wie  in  Frankreich  in  Ohnmacht 
murrt,   nnd  selbst  als  die  Vertretung  des  gansen  Übrigen 
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Volka,  welche  nur  die  Regierung  oODtroliren,  aber  nicht 
selber  Frieren  will.  In  Frankruch  aber  stdtzt  sich  (He 
Monarchie  mehr  auf  die  Zustimmung  der  groszen  Yolks- 
OMissen ,  in  Deutschland  mehr  theils  auf  die  Statsinittel  des 
Beamtenthums,  welches  hinwieder  die  Monarchie  am  meisten 
beechr&nkt,  theils  auf  die  Armee.  Zu  einer  befHedigenden 
Organisation  des  Denioa  ist  es  aber  noch  niigends  gekommeD, 
obwohl  Anfinge  dazu  allenthalben  versucht  worden  sind, 
Erst  wenn  diese  gelangen  sein  wird,  und  erst  wenn  auch 
die  Dynastien  die  mittelalterlichen  Vorurtheile  abgestreift 
und  den  inodemeu  Statsgeist  sufgenommen  haben  werden,  ist 
der  rieljährige  Widerstreit  zur  Versöhnung  und  die  organisch 
beschränkte  moderne  Monarchie,  welche  dieMnheit  des  Ganzen 
mit  der  Freiheit  aller  Thelle  verbinden  und  den  rontanischen 
Slatsgeist  mit  dem  germanischen  Freiheitsgeftihl  zur  Harmonie 
zusammenstimmen  will,  zu  sicherem  Dasein  gelaugt. 

AnmcrkuDg.  In  einer  Svhrifl,  welche. in  de»  liöclllten  Kreisen 
der  OeBellacliart  vieirdltig  mit  Beifall  Bafgenommen  worden  lel,  auler 
dei)  gebilde^n  UitlelklMSseii  aber  allgemeine  Hiszbilligniig  erftihreD  lieti 
„Die  Vortrefnii:l>keit  der  conBtitntionellen  Uonsrcbie  für  Eogierid  und  die 
Uiibrauehburkeit  der  onatitiiÜoiielIeD  Uonarchie  fUr  die  LHoder  dei  eii- 
roplliMheD  CnnliDeute«;  Haiiuover  ISüZ"  —  bat  «icli  Onalav  l^immer- 
manii.  der  seitlier  in  Hannover  zu  einer  fär  den  Fürsten  nnd  riaa  Volk 
beklageiuwcrtlien  Wirksamkeit  gelangt  ist,  Über  das  auf  dem  Titel  aua- 
geaprocliene  Tliemo  näh«r  erklirt  Ich  betrachte  dieae  Schrift  als  ein 
nbaolDlistiBcbes  G^nslUck  einer  fruchtbareren  radicaleii  Litteratnf  Über 
die  cQnstilalionelle  Monarchie.  Wie  diese  sehr  häufig,  bo  bat  auch  Gust. 
Zimmermann  seinen  BegHIT  der  conslitntionellen  UoDarcbie  lediglich  von 
den  ftuszeren  Formen  and  Haxlinen  der  englischen  Verfassung  abgezogen. 
Wenn  er  dann  behauptet,  daai  dieser  abgeiogeoe  B^riff  auf  dem  Co»- 
tinent  nicht  Hnweodbar  sei,  well  in  England  seine  Innern  Widersprüche 
und  Mängel  darch  den  historischen  ZusararoetihBlt  nnd  die  Interessen  der 
liCrrschenden  AriBtoknttle  verraittelt  und  verbessert,  hier  aber  durch  die 
liemokratiaehe  Erfüllnng  gesteigert  werden,  so  hat  er  darin  nicht  Un- 
recht. Aber  der  pari  amen  tarische  ConsUlulionaliBmus  in  England  darf 
nicht  mit  der  Idee  der  conslimtionellen  Monarchie  veiwechselt  werden. 
Jener  ist  der  erste  groaxnrtige  nnd  trotz  der  logischen  Fehler  glückliche 
Vvrsuch  ihrer  Verwirklichung,   nicht  ihre  Vollendimg.     Man  kann  die 
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UnaDwendbttrfceit  dw  engliaeben  FarlatBenUriainui  auf  den  CuDÜuent 
iDgebeo  nod  doch  für  disKii  die  BrtochbBrkeit  der  coiutitiiUon eilen 
Monarchie,  d.  h.  der  HoDSrchie  fordern,  welche  aoerkeout,  dnaz  ihri- 
poliliochen  Rechte  wie  die  der  regierten  VolheclaaMn  verfuitiiigsiiiilaiig' 
beBtimmt  und  besehriokt  Hlen,  und  dm  iMbeaonden  fir  die  Oeeeu- 
gebuog  alle  Thelle  de*  Volkakörpers  inaammeD  wirken  mliaaeD.  Die  or- 
gAoiscbe  Monarchie  ist  nothwendig  zugleich  eine  coDslilntionelle,  denn 
der  Organiamiis  i«t  eelbat  die  Constitution.  Daai  trolt  allem  Scharlblick 
im  Einzelnen  Qnatav  Zimmermann  im  Ganzen  kein  Teratändnl«  hat  fBr 
das  modarne  8ttUbcwnait«MD  ,  ergibt  aieb  aaa  kIiw  beharrlichen  Be- 
zeichnung der  obrigkeitlieben  Slatagewalt  als  , Eigen Ih am"  der  Eürsten. 
Indem  er  diesen  mittels] [erl leben  Slandpunkt  wühlt,  gerftlh  er  mit  der 
gesammlen  Bewegung  der  neuen  Zeit  in  den  feindseligalen  Gq^ensatz; 
er  bann  ao  an  einer  klrinen  Stella  di«  Strömaag  eine  Walte  atanen,  ^>er 
er  wü^  von  den  höher  gebenden  Wegen  in  Eorzem  aaramt  dem  inoracben 
Oezimmer,  das  er  sich  in  den  Strom  hinein  baut,  weggerissen  nnd  ver- 
Bchlungen  werden.  Wenn  Sber  irgend  etwas  nnsere  Zeit  klar  und  eut- 
acfaieden  ist,  so  ist  es  darüber,  daaa  die  StUagewatt  öffcntltche* 
Reckt  nnd  öffentliche  Pflicht  ist,  d.  h.  dem  gcmeinaamen  poli- 
tischen  Dasein  und  Leben  dea  ganzen  Volkes  zngebort,  und  dasz  sie 
daher  kein  Eigeiithum  eines  Individuum«  fUr  sich,  d.  Ii.  kein  Privat- 
recht  sein  kann. 


Zweitmdzwanzigstes  Capitel 


Die  cWilisirten  Staten  Europti's  haben  sich  fast  alle  deni 
Sysletn  der  Cftnsti ttitiopellen  Monarchie  zugewendet, 
und  in  ihr  den  Abschlusz  der  G^ens&tze,  welche  das  Mittel- 
alter hinterlassen  hat,  der  Zerbröckelung  und  Eratarrung 
dea  States  einerseits  und  der  absoluten  Monarchie  anderer- 
seits, in  ihr  auch  eine  Versöhnung  der  verschiedenen  politi- 
sehen  etrOmungen  und  Richtungen  der  Zeit,  insbesondere 
der  Demokratie  und  der  Monarchie  zu  finden  gehofft.  Die 
Erörterung  der  Grundlagen  dieses  Systems  hat  demnach  ein. 
unmittelbar  practieches  Interesse. 
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Beseitigen  wir  zu  diesem  Behuf  vorerst  einige  Irrthamer 
lind  Mifizverständ niese  dieses  Sjatems: 

1.  Die  franzOsiBcbe  Revolution  bat  in  den  ersten  Jahren 
den  Gedanken  Rougseau's  verwirklichen  wollen,  das«  es  im 
State  zwei  Gewalten  gebe,  die  des  Willens,  die  gesatx- 
gebende,  und  die  der  {ihysischen  Kraft,  welche  den 
Willen  vollziehe.  „Das  Volk  will,  der  Eöoig  fuhrt 
aus,"  das  hielt  man  damals  in  I<>snkreicb  nir  das  Wesen 
der  coDstitdtdooellen  Monarchie.  ' 

Dieser  Gedanke  setzt  das  Volk  dem  Könige  gegenQber, 
.und  indem  er  diesen  znm  blossen  Diener  eines  ihm  frem- 
den und  ohne  sdne  Mitwirkung  entstandenen  Volkswillens 

'  AwMKnt,  CoDir.  Soe.  111,  li  „Tonte  Rdion  libre  a  Amx  eaaaa 
qni  coneoareul  k  la  prodoire,  l'une  morale,  s&ToJr  la  voloDti  qui  diter- 
m-Dc  l'actt,  Tautre  physiqne,  sBvoir  la  puiMance  qiii  l'ezfeute.  —  Le 
curps  politique  a  lee  memes  mobiles ,  on  y  dJBtin^iie  de  niAme  1&  forte 
et  la  ooJonl^;  ceile-ci  mus  le  nom  de  jmttHHtee  UgÜativt^  l'aotre  «oue 
le  nom  de  pnwan»  fxitvtivt."  Uirsbeau,  Rede  vom  1.  Sept.  1769: 
, Delix  ponvoir«  BOnt  n^sMires  k  l'exJstFnce  et  «ax  fonctioui  du  eorpe 
polißque;  eelai  de  routoti^  et  celui  i'agir.  Par  le  premier  la  MnÄhlk  ^la- 
btit  lei  r^lea  qni  dolvent  la  eonduire  an  bat'  qu'elle  se  propoae,  el  qul 
cat  InooDtettabtemeDt  le  bieo  de  tooa.  Par''  le  aecond  ce«  r^lea  a'aiä- 
cat«nt,  et  la  force  publique  atri  k  fUre  triompher  la  aocüt^  des  obstaclee 
qae  cette  ex^Dtjon  pourrait  rencontrer  daiis  rnppoaitfoii  dea  voloiil^  in- 
dividoellea.  Ches  une  graade  nation  m  drvt  pomoirt  ne  penvcnt  6lre 
«lerc^  par  rUf-mAne;  de  ]k  la'  n^cessiti  dtt  nfri$nMutU  An  pmjHt  pour 
l'eiercioe  de  la  facnlti  de  roaloir,  on  de  la  jmi$$anct  Ugidativt;  de  U 
eacore  la  n^ceaalt^  d'une  avtrt  ttpirt  dt  rrprfimtanU  pour  l'exercice  de 
la  facullä  d'agir  ou  de  la  jminanee  fvicutivt."  Thirrt,  hiat.  de  le  rivot. 
(Vaiif.  I,  8.  S7:  „La  natiM  vnU,  U  rot'  faU,"  lea  eaprita  ne  eortalent  paa 
de  cee  ^Itoens  aimplea,  et  IIb  crojaient  vouloir  la  monarchie,  parce  qu'ila 
laiaaaienl  on  roi  comme  ei&:utcur  Ars  volonte  nationales.  La  taonardiir 
rMlf,  teile  qa'elle  exlate  mCme  dana  lea  £tata  libre«.  eat  la  dominalion 
iTuM  tnl,  k  laqnelle  ont  mei  de*  bomn  au  moym  du  ametmn  noMonal. 
—  Kala  di«  l'iiutant  qae  la  natfon  peiit  ordonoer  hxit  oe  qu'elk  veui,- 
aane  que  1«  rol  pnfaM  a'y  oppoaer,  pnr  le  v^to,  le  roi  ii'eat  plus  qn'nu 
ifiagiatraL  Ceat  alora  la  r^Mi^Hr  avee  un  aeul  cnaaul  aa  lieu  de  plii- 
aieiira.  Le  gouvemement  de  Pologne  quoiqn'il  v  eut  nii  roi,  ne  tut  ja- 
mala  {?)  nommi  une  moiwrehje." 
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macht,  bebt  er  den  Begriff  der  Honan^ie  auf.  Der  Fall  des 
Königs  Ludwigs  XVI.  Diid  die  Proelamation  der  jakobinischen 
Repabltfc  war  freilich  die  Folge  der  historischen  Ereigoisse, 
aber  zogleieh  aoch  eine  BatQriiche  Goowqaenz  dieses  Ver- 
Ausnngsprincips. 

Denkt  man  sieh  aber  den  König  nicht  als  nnter^eordoct  . 
der  geset^ebenden  Gewalt,  von  der  er  aoegeschlossen 
wird,  sondern  als  dieser  gleichgesteltt,  so  ist  die  noth- 
wendige  Binbeit  im  StalsorganismoB  angegeben,  und  wir 
haben  ein  Honstmm  mit  swei  Köplte,  rtne  unhalUxire  Dy- 
archie,*  welche  entweder  den  8tal  zerreissl,  öder,  sei  es. 
dem  monarchischen ,  sei  es  dem  republikanischen  Prindp, 
wieder  weichen  musz. 

2.  Im  ^Gegensätze  zo  dieser  Verkehrtheit  bat  Siemes 
in  seiner  Verfassung  dem  Statsoberhaupt  umgekehrt  eine 
ruhende  Stellung  zuweisen  wollen,  und  darin  die  moderne 
Eutwicktung  des  coDstitotionelten  Systems  gesehMi.  -  IMeser 
Doctrin  aber  hat  Napoleon,  der,  wenn  je  «iner  ein  ge-^ 
bonier  Monarch  war,  durch  sein  berühmtes  Wort;  ,Wie 
haben  Sie  sich  einbilden  können,  dasz  ein  Mann  von  einigeui 
Talent  und  einigem  Ehrgeflth!  sich  zur  Rolle  eines  Mast- 
schweins hei^be,  das  mit  ein  paar  Millionen  gefttttert  wird?" 
—  ein  unauslöschliches  Brandmal  aufgedrOckL' 

3.  Hftnfiger  noch  wird  als  das  Wesen  dieser  Statsform  ' 
der  Satz  behauptet:  „Der  König'  hat  zwar  das  Recht  der 
Herrschaft  und  der  Regierung^  aber  die  Ausübung  dieses 
Kechls  steht  nicht  ihm,  sondern  den  Ministern  zir."  Fac- 
tisch  mag  diesz  Verhältnisz  in  manchen  Ländern  zu  gewissen 
Zeiten  so  bestanden  haben  und  noch  bestehen.     Als  Slats- 


'  Die  SpaUniig,  wekhe  in  dieser  Dyarchie  nnvermlUelt  vorliegt,^  iat 
Heim  sncb  in  Frankreich  von  der  demokntiscb-repobllluaiMbeD  Fnrtti 
wobi  begriffen  worden,  ond  sie  hat  dieaelbe  benalit.  um  du  Königthsm 
giniljch  zu  beseitigen. 

'  Iat  CoMfi  Min.  IT. 
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priacip  uod  als  Statarorin  unorkaont  aber  wQrde  es  Ver- 
nchüeifltung  auf  die  lloBarobie  und  Binnhrung  der  Reput^ik 
seiD.  Denn  wenn  die  AasUbung  eine«  Rechtes  dem  aof 
die  Dauer  entz<^en  wird,  deoi  man  das  Recht  zuschreibt, 
80  hat  dieser  den  realen  Inhalt  des  Rechtes  Terlären, 
und  es  kann  nicht  fehlen,  dasx  dem,  welcher  das  Recht  der 
AuaQbungerwort>enhat,  auch  die  bei  jenem  uirUckgebliebeDe 
leere  Schale  und  der  Name  des  Rechtes  nachfolgt.  Als  die 
Ausübung  lies  Grnndeigenthums  im  Mittelalter  dauernd  auf 
liie  Vasallen  und  die  hofhörigen  Bauern  Qbei^egangen  war, 
;wurde  auch  das  Eigenthum  selbst  anßtnglicb  als  nutzbares 
Eigenthum  von  diesen  erworben,  und  der  formelle  Schfidn 
und  Name  des  Obereigenthums  ging  im  Verfolg  der  Zeit  fQr 
den  vormaligen  Herrn  unabwendbar  verloren.  Als  die  karo- 
lingisehen  Hausmeyer  die  königliche  Macht  der  Uerowinger 
erworben  hatten ,  blieb  auch  der  Name  des  Eßuigthams  nicht 
bei  diesen.  Ist  einmal  die  wirkliche  B^erungsmaeht  von 
dem  Könige  abgelöst  und  den  Ministern  zu  Recht  tibergeben, 
so  ist  es  eine  republikanische  Behörde,  welcher  das 
Re^ment  in  Wahrheit  zukommt,  und  das  Eöuigthum  ist 
zur  leeren  Form  geworden.  '  Das  blosse  Symbol  an  der 
Spitze  des  States,  statt  einer  lebendi$^n  und  thatkrftftigen 
Individualität,  könnte  höchstens  als  Ideokratie,  nicht  als 
Monarchie  gelten. 

4.  Eb  ist  daher  auch  ein  absurder  Satz,  dasz  es  in  der 
constitutionellen  Monarchie  „gleichgültig"  sei,  wer  Eönig  sei, 
ob  eine  angezeichnete 'Persönlichkeit  oder  eine  unbedeutende, 
ob  ein  rerstfindiger  oder  ein   beschrankter  Kopfi    ein  edler 


'  Unier  jener  VoraiiawtsuDg  hiCle  die  ntdikal-deiiiokratiMihe  Partei 
m  Frankhirt  im  Jahr  1M8  Recht  gehabt,  in  ihrem  PrograniTn  da«  noan- 
etÜntioDelle  KÖDiglham'  sl«  eine  gSinecnre,"  ala  einen  ,abgetrageBeii 
Hvt"  tu  erkliren,  nur  beatimint:  „eiiieQ  PremiennlnUler  in  erneniMn" 
Hitr  dann  r^dmimig  auch  aufgedrungen  würde),  and  „tut  die  Eneu- 
guDg  eine«  Nacbblgcn"  lu  turgea. 
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Charakter  oder  ein  BOsewiclK:  Die  coiMtitutionell-mODar- 
chiaohe  Statsform  imt  die  Tendenz,  dafUr  zu  sorgen,  dasz 
der  KOii%  nrar  so  wenig  Uebela  als  möglich  thnn,  aber  dau 
er  amdi  so  riel  Gutes  thun  könne  als  mftglicb.  Nur  in  diesem 
Sinne  beschrankt  sie  ihn.  Sie  weise,  dasz  er  ein  Mensch 
ist,  und  daax  Uebermaeht  selbst  die  Bessern  verdirbt.  Aber 
sie  will  ihn  nicht  zur  Puppe  machen  in  der  Hand  der  Hinist»-. 
Sie  will  nicht  in  ihm ,  der  die  oberste  und  herrlichste  Stellnng 
im  Stete  hat,  die  Wurde  dto  Uenecben  vemichlen,  indem 
sie  seine  menschlirhen  Eigenschaften  negirt.  Sie  will  nicht 
ihm,  der  das  höchste  pc^itiscbe  Recht  hat,  das  geringste 
Uasx  von  ptdidscfaer  Freiheit  zuerkennen  Wie  wäre  Liebe, 
Ehrfurcht,  Trene  gegen  den  Monarchen  denkbar,  weim  e-s 
gleichgOllig  wOre,  ob  er  derselben  persönlich  wikrdig,  ob  er 
auch  nur  fUiig  sei ,  die  Bingebung  und  Verebrung  des  Volkes 
zn  verstehen  und  zu  erwiedem?  Die  Consequenz  jenes  Gal- 
schen  Princips  müsate  zu  der  Behauptung  fuhren:  je  der 
blödsinnigste  und  schwächste  Fürst,  der  am  wenigsten  eigene 
Einsicht  und  eigenen  Willen 'liat,  wfire  der  constituttoiiellste 
Monarch.  ^  Und  eine  solche  Statsforni  sollte  die  Erfüllung 
der  Stthnsiicht  sein,  welche  die  Völker  haben  nach  einer 
wohlorgenisirten  und  geistig  gehobenen  Stetsordnung? 

Man  hat  ^ch  öfter  auf  die  englische  Verfassung  berufen, 
um  diese  uusinnige  Vorstellung  zu  veit heidigen.  Allein  aacb 
in  England  ist  die  Persönlichkeit  des  Monarchen  nichts  weni- 
ger als  gleichgültig.  * 

^  Aadi  Hegel,  Eecbtsphil.  $.  280  geht  eu  weit,  weau  er  meint: 
..der  Hon»rcb  habe  nur  Ja  lu  sagen,  uod  den  Punkt  anf  da«  1  lu  aaiMii." 
Er  hat  nicht  blosz  Ja,  eondera  such  Neiu  sa  »agen,  und  nicht  bloss 
den  „formelleo  Bntacbeid"  zu  geben,  sondern  auch  das  reell  eni- 
scheideDde  Wort.  €r  hat  nichl  bloaz  m  entscheiden^  er  hat  aaefa  an- 
zuregen und  einzugreifen,  wo  a  ooth  tbut.  1.  U.  Fichte,  B«- 
tng  ZOT  Slatelebre:    „Der  leerküpUgste  Klient  wire   dann  der  idealste." 

*  Wer  darüber  zweifelt,  der  lese  Broughams  Statsmjknner,  nnd  er 
wird  sich  Itbeneiigen ,  dasz  euch  in  England  eine  menschlich  -  peraÖnUehe 
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5.  Aueh  den  lierühmten  Setz  von  Thiers:  „Leroirigiu 
mai»  il  ne  govmme  pat"  (der  König  herrscht  aber  er  regiert 
nicht)  kOnnw  wir  nicht  als  eine  richtige  Bezeichnung  des 
Constitutionen 'Uionarcbischen  Princips  gelten  liusen.  Ist  ea 
doch  dem  gewandten  Minister  selber  nicht  gelungen,  den- 
selben  dem  Könige  Ludwig  Philipp  gegenüber  practisoli 
durchsufQhren  I  Und  sicherlich  nicht  daran  ist  der  KOnig 
gescheitert,  dasz  er  nicht  bloez  herrseben,  sondern  auflb 
regieren  wollte.  Sein  Nachfolger  der  Kaiser  Napoleon  hat 
gerade  dadurch  den  Beifall  der  Hassen  erwurbaa,  dasz  er 
selber  die  Regierung  ausübte. 

Durch  den  Ausdruck  herrsohen  waren  mehr.die  for> 
mellen  Hoheits-  nnd  Hajestälsrecbte  des  Königs,  durch  dus 
Wort  regieren  die  practisch-reale  Oberleitung  der  stat- 
licheri  Politik  bezeichnet.  B«derlei  Buchte  gehören  dem  8tats* 
Oberhaupte  zu,  und  dieses  insbesondere  von  der  Ausübung 
der  wichtigeren,  letrteren  ausschlieszen  (eine  blosz  formelle 
Betheiligung  ist  Ausschlieszung  von  dem  wesentlichen  Aii- 
theil)  ist  wieder  Zerstörung  des  Kerns  der  königlichen  Ciewalt. 
„Hex  est  tpä  regit." 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  regieren  (gouvemer)  ist 
das  blOBze  verwalten  (administriren).  Sich  mit  diesem 
kleinen  Geschäftsdetail  fbrtwttfarettd  abzugeben,  kann  aller- 
dings dem  Könige  weder  zugemuthet  werden,  noch  ist  es  R)r 
die  Leitung  des  States  irgend  ersprieszlicb ,  wenn  er  sich 
damit  in  der  R^^el  bebszt. 

6.  Andere  haben,  von  der  Idee  der  Tolkasouveränelftt 
aus,  das  Wesen  der  constitutionellen  Monarchie  darein  ge- 
setzt, dasz  der  Monarch  „nach  dem  Willen  und  dem  Sinne 
der  Volksmehrheit  regiere."  Diese  Meinung  gibt  offen- 
bar  die   Existenz   der  Monarchie  preis,    und  Iftezt  sich  von 

W«cluel  Wirkung  twisofaen  der  ludiTidnklitiU  des  Honarehen  and  aeiiier 
Mluiatcr  bettehl,  und  w  gans  irrig  ist  lu  meinea,  es  konme  dort  auf  d«D 
Wiljeii  des  ersleren  uichU  »d.     Vgl.  oben  Cap.  %i,  Anni.  3. 
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demokrstiitchen  Ideen  beatimmen.  Dorn  die  DenxAnUie 
ist  die  Herrschaft  der  Volkmnelirheit.  Die  Monarchie  aber 
bat  einen  ihrer  wichtigsten  VorzOge  gerade  darin,  dasz  sie 
berufen  ist,  auch  die  Hioderheit  in  ihrer  Freihdt  und  in 
ihrem  Rechte  vor  den  Anmaszungen  der  Mehrlieit  zu  sehatKcn. 
Ware  der  Monarch  nor  eiit  Beanftragter  und  Diener  der 
Mehrheit,  und  wOrde  BOuiit  dieser  die  Herrschaft  im  State 
zukommen,  so  wäre  das  nicht  Monarchie  mehr,  sondern 
Demokratie,  eine  Demokratie  freilich  mit  einem  Scbeinmonar- 
dien  IUI  der  Spitze,  welcher  ohne  innere  selbst&ndige  Macht 
so  lang  ein  bloszes  Scheinleben  fortAthren  könnte,  als  jene 
es  bequemer  Ande,  ihre  wahre  Gewalt  zu  verbei^;en. ' 


DmnndzwanzigBtes  CapiteL 

I,  D»  monirehliche  Princip  und  d«r  BfgrlfT  der  conMiluUonellen  llonsrehii>. 


Die  constitutJonelle  Monarchie  will  eine  wahre,  keine 
Scheinmonarcbie  sein. 

Was  ist  nun  das  Wesen  der  Monarchie?  Ohne  Zweifel 
die  Personirication  der  Statshoheit  und  der  Statsgewalt 
in  einem  Individnum.  Von  der  Theokrutie  onterscheidet 
sie  sich  ancb  dann,  wenn  der  als  Herrscher  gedachte  Gott 
sich  durch  einen  Forsten  Tertreleu  lAszt,  indem  sie  dem 
Monarchen  selber  das  Recht  der  Herrschaft  zuschreibt,  von 
den  Republiken,  welche  .einen  Dogen  oder  Prfisidenten  an 
der  Spitze  hatten,  tbeils  dadurch,  dasz  die  republikanischen 

'  Gerade  diesen  Versuch  bat  die  fronzütlsche  National rersammlnng 
*on  1780  geaMchl.  Thlera  sagt  von  Ihr  sehr  gut  (rtvol.  fiaof.  II, 
8.  196);  „ßlte  ^tall  dimocratique  per  se«  idt/e»  et  moDsrebique  p«r  aes 
MnÜmeuts."  Die  Ereignisse  haben  die  Dnhaltbarkeit  etnes  denutigen 
Znstand««  dargelegt.  In  Frankreich  hob  die  mftcbtige  Demokratie  da« 
ohniHDchtlge  Konigthnni  auf  (1''93). 
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Stabbiupter  genöthi^  sind ,  gel  es  die  aristokratüche  Kinder- 
beit,  sei  ee  die  demoknüsobe  Mehrheit  als  den  eigentlichen 
Herrscher  su  betrachten,  deesen  Vertreter  und  Diener  sie  und, 
der  Honanrefi  aber  nicht  Unterthan  dieser  HAchte,  sondern  imnier 
aelbstlttidiger  Inhaber  der  Regiernngegewalt  ist.  Die  Stats- 
autoriUU  erhält  in  der  Honarchie  im  Gegensatz  zn  dem  Collec- 
tiraasdruck  der  Republik  einen  höchsten  individuellen  Ana- 
dniek.  DerMonerdi  istdieStatsperaon  im  eminenten  Sinn«. 
In  jener  BegriAbbettimmung  sind  zwei  Seiten  su  unter- 
scheiden, die  beide  roriiandoi  sein  mUssoi,  wenn  nodi  von 
Honarchie  die  Rede  sein  soll. 

I.  Die  persönlicbe  Erhebung  des  Stalshaupts,  als  in- 
dividuellen Repräsentanten  und  Organ  der  obrigkeitlichen 
Gewalt. 

II.  Die  inhaltliche  Goncentration  der  obersten  Stats- 
hoheit  und  der  vollkommenen  Stetsgewalt  in  ihm.  ZNe  beiden 
Pole  der  fhrstlichoD  Thätigktit  sind  die  Initiative  uod  die 
Sanction. 

I.  Hit  dem  ersten  Princip  ist  wohl  vertraglich : 

1)  die  Beschränkung  des  Mtmarchen  durch  die  Re- 
presentation der  übrigen  Bestandtlieile  des  Volks  in  der 
Gesetzgebung,  und 

2)  die  Gebundenheit  des  Uonarchen  an  die  Mit- 
wirkung der  Minister  in  der  regelmOszigen  Ausübung  tler 
Rflgierungsrecble  und  Pflichten.  Denn  wenn  auch  die  andern 
Glieder  des  VolkskOrpers  noch  so  hoch  stehen,  so  Oberragt 
er  sie  doch  noch,  als  der  Höhere;  und  wenn  die  Verfassung 
■noh  dafür  soi^t,  dasz  sein  individueller  Wille  wahrer  Stats- 
wille  und  nicht  selbstsüchtiger  Eigenwille  sei,  so  wird  da- 
durch nur  seine  Aufgabe  erleichtert  und  seine  Statsaütoritfit 
vor  Hiszgriffen  und  Fall  bewahrt. 

Wohl  aber  vertr^  sich  damit  nicht 
1)  die  Vorstellung,   dasz  der  Monarch  ein  bloszes  Idol, 
eine  blosze  Form,  nicht  ein  lebendiges  Wesen  sei; 

Bluntichli.  «llgenFinn  SUUrecht.    I.  28 
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2)  die  EioricbtuDg,  duz  der  Monarch  der  Vollurepra- 
aentation  oder  den  Hinistern  untergeordnei  sei  und  von 
ihnen  geswungen  werden  dOrfe,  einen  Willen  su  ftoszerii, 
den  er  nicht  hat,  und  au  handeln,  wie  er  ai<äU.wil). 

Da  die  oberste  Gewalt  seiner  l^rson  zaeteht,  so  gebahrt 
ihm  auch  die  Freiheit  und  das  Recht  der  Persönlichkeit.  ' 
äetne  Person  gehört  zwar  auch  nicht  in  allen  Ben^ongen 
iind  nicht  ganz,  aber  sie  gehört  doch  rorzngsweise  und  m^r 
deoi  State  an ,  als  eine  andere  Pereon.  Er  ist  auch  ein  Glatte, 
Vater,  eiu  Oenoase  einer  Krche,  vielleicht  ein  Qelehrter  oder 
Dicbtei'.  Aber  in  allen  öffentlichen  Dingen  soll  sieb  der 
StatswUle  in  ihm  anm  iadividuellen  Willen  erheben  und 
polenxiren.  Der  tnonanhische  Stat  legt  auf  die  iodiriduelle 
Sorge  und  die  individuelle  Energie  des  Monarchen  einen 
grossen  Werth,  nnd  es  wttre  ungereioit,  dem  Honarchen 
das  höchste  Recht  im  State  zuzusprechen  und  zugleich  ihn 
um  deszwillen  unter  die  Vormundschaft  anderer  zu  setzen. 
Nicht  die  Kammern  schafTen  das  Gesetz,  sondere,  indem  er 
seine  Sanctioo  frei  ertheilt,  begründet  er  das  slatliche  An- 
sehen des  Geeetees.  Nicht  die  Minister  fügen  seinen  R^ie- 
rangsbeechlUBsen  ihre  Autorität  bei,  sondern  es  verleiht 
denselben  seine  Autorität,  und  die  Minister  dienen  ihn 
nur  als  Organe,  wenn  auch  als  uneDtbebrUche  Organe  seines 
Willens. 

So  weit  der  König  durch  die  Verfoesung  nicht  beschränkt 
lind  nicht  gebunden  ist  an  die  qothwendige  Zustimmung  oder 
Mitwirkung  anderer  Glieder  des  Stalsoi^niKnus ,  so  weit 
ist  er  aach  völlig  frei,  seinen  eigenen  persönlicbes 
Willen  auszusprechen  und  demgemSsst  zu  handeln.   ' 


■  Uaiiot  H^iii.  II,  237.  ,Di«i  Mul  Mt  MDvenln  «t  perKnwc  Id-Jiu 
n'wt  Dien,  pu  plai  lea  penplet  qa«  Im  n>ia.  £t  U  vohwti  de*  penples 
IM  «nffit  pM  k  fUre  du  roig;  tl  faat  qa«  oelal  qat  derient  roi  porte  *a 
lai-mtote  et  apporte  en  dot,  an  pv/e  qni  l'ipoiue,  quelques-una  d««  ea- 
fmUtm  iiWur«l8  et  indipvndant*  d«  la  mjaa(#."  ' 
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Die  EigeDthUHrilichkeit;  der  cosstitutiouelleo  im  Gegenwta 
xn  andeni  Monarchien  besteht  darin,  daez  der  Uonarch  fQr 
sich  allein  weder  Gesetze  ^ben  noch  in  der  Regel  Re- 
gieruogahoodlungen  ausüben  darf,  sonderD  in  d^r  erateren 
Beiiebung  dieHitwirkung  und  Zustimmung  der  Kaoi- 
mern,  in  der  letzteren  die  Uitwirkni^  der  Hinister  er- 
fordert wird.  Sie  besteht  aber  nicht  darin ,  daaz  der  Schwer- 
punkt der  Stataregierung  in  den  Kammern  oder  in  den  Atini- 
stem  liegt 

Würde  die  Kammermajoritat  und  der  Ministerrath  in 
allen  Fällen  mit  formeller  Mothwend^keit  die  Handlupgen 
der  Fürsten  bestinuneii,  so  wtre  üoe  aolehe  eigentliche 
Parlaments-  und  Hinisterregierung'  allerdinga  im 
Widerspruch  mit  dem  monarchischen  Princip.  Der  constitu- 
tionelle  Monarch  wird  eich  thatsächlioh  meistens  dun^  daa 
schwere  Gtewicht  jener  Abstimmungen  und  Autrflge  bwtini- 
men  lassen,  weil  er  darin  den  vorbereiteten  Statswillvn 
erkennt,  aber  er  wird  eiob  die  f^e  PrOfung  aus  dem  Stand- 
punkt des  Statswohls  vorbehalten  mlkseen,  wenn  er  »eine 
monarchische  Pflicht  üben  soll. 

Innerhalb  jener  Schranken  bewegt  sich  auch  der  am- 
slitutionelle  Monarch  mit  voller  Freiheit  Es  ist  abgeschmackt, 
ihn  verhindern  zn  wollen,  dasz  er  seine  eigene  Meinung 
ausspreche.  Jeder  tüchtige  Mann  bat  ein  Bedllrfbisz,  seine 
wirkliche  Gesinnung  zu  ftoszem.'  Politische  ROckeichten 
mOgen  den  Monarchen  oft  zurückhalten,  dieselbe  ganz  und 
>  Von  der  Parlaments-  und  der  HinlBterregierDng  wird  In  den  BA> 
cbarn  T^  VI  und  TU  noch  nlher  die  Bede  sein. 

*  äaiiot  Mim.  XU,  184.  „Dn  trfine  a'eat  paa  un  faatenil  vide,  an- 
qoel  OD  ft  mt*  nne  elef  pour  qae  dqI  na  poiaM  ttn  tentä  de  t'j  aaoeoii:. 
Doe  perMnna  intelligeota  et  libra,  qni  a  lea  fdfaa,  «ei  santinienti,  Mi 
«Uairs,  te*  i-olontä  comroe  Ums  lea  bres  rfela  et  Tivantt,  aiige  daaa  oe 
fantenjl.  Le  dsToir  de  eetl«  partDane,  car  il  y  a  des  devoirs  ponr  ton*, 
4g»le«iiaDt  saai^f  ponr  toua,  Mm  devoir,  di>-je,  et  1«  nteMhö  de  m  ti- 
tnatkm,  c'cst  de  ne  gonvemer  qua  d'aooord  »vec  las  grands  poamln  pa- 
bllea  insUhiis  par  la  Charte,  avae  lanr  aven,  lear  «dbMon,  laar  af^ni.' 
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laut  /.ii  offenbaren,  aber  Niemsndem  steht  das  Recht  zu, 
ihm  die  freie  Rede  zu  versagen  oder  gar  ihn  zu  fal- 
scher Rede  zu  nötbigen.* 

Dem  Monarchen  kommt  es  ferner  zu,  mit  eigenen  Aagen 
zu  sehen  und  mit  eigenen  Ohren  zu  bdren,  selber  zu  prüfen, 
wie  es  steht  in  seinem  Lande,  unmittelbar  sich  tod  den  Be- 
dürfnissen des  Volks  zn  unterrichten,  die  Erscheinongen  des 
Ofl^ntlichen  Lebens  zu  beobachten,  und  wo  das  Interesse  and 
die  Wohlfahrt  des  Ganzen  es  erfordert,  anregend  einzu- 
greifen, Aufträge  zur  Bearbeitung  der  nOthigen  Ge- 
setze oder  zur  Einleitung  der  erforderlichen  Uasz- 
regeln  zn  geben.  Das  ist  es,  wodurch  von  jeher  grosze 
Monarchen  sich  ausgezeichnet 'haben.  Das  ist  die  wahre 
Activitfit  des  Monarchen.'  Auch  die  constitutionelle  Btats- 
forni  bietet  einer  bedeutenden  ludividualitfit  in  diesen  Be- 
ziehungen noch  immer  freien  Bpielraum.  Sie  darf  denselben 
nicht  rerschlieszen. 

II.  Das  zweite  Princip  ist;  Dem  Monarchen  steht  die 
oberste   Statshoheit    und    die   vollkommene   Stats- 

'  BeachteuwerUie  BemerkODgen  darüber  linden  sich  bei  Stahl:  Das 
monareblsche  Princip,  S.  9.  Lntfaer  iD  den  Tisebreden:  „Es  Ui  nlclita 
HtblicherM  und  iieblieheree  an  ein«B  Flinten,  deon  dasi  «r  frei  red«t, 
wu  «eine  Heiaung  wii,  und  bal  er  Die  lieb,  so  deszgleicben  Ümo  und 
unge»cbeu(  sagen,  wie  ihnen  ums  Hera  isL"  Wie  könnie  er  die  freie 
Rede  Anderar  achten  und  lieben,  wäre  er  st;lber  in  der  tnien  Rede  gt- 
hemmi? 

*  Friedrieb  der  Qroaze  von  Freasien  im  fCssai  bot  les  forme« 
de  gODTernement:  „Lt  sonverain  repr^ente  l'^tat;  lui  et  se«  penplee  ne 
fonnent  qn'un  corps,  qul  ne  peut  §tre  heareux  qa'autant  la  eoncorde  lea 
Unit.  Le  prince  est  k  la  aociiU  (|u'il  gunverne  ce  qne  la  t^  est  au  eorpa: 
i]  ddt  Toir,  penser  et  agir  ponr  tonte  la  commonant^,  afln  de  Ini  pro- 
eurer  tous  les  avantagee  dont  eile  est  susceptible.  Si  l'on  vent  qne  le 
goavemement  monarchique  l'emporte  sur  le  r£putilicain ;  l'arret  du  sod- 
venün  est  prononci:  II  doit  itre  aott^  et  tnl^^  et  ntseembler  tontes  wn 
foTces  pour'  fbnmir  la  carriire  qui  Inl  est  onverte.  Le  souTCrain  eat  at- 
tacfat  par  des  liens  Indlssolable«  an  corpa  d'^tat;  par  consiquent  tl  tm- 
t»t  par  r^emurion  Ions  lea  maus  qni  aflligent  sw  snjels,  et  la  loetHf 
t  des  malfaeura  qui  lonchent  son  »oaverain.* 
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macht  zu.  Auch  <1a«  euglische  Statsrecht,  welches  die 
Awhta  dea  Ettnigthaaia  in  emem  Masze  beschrankt,  wie  es 
die  meisten  Mouarchien  dea  Continents  noch  nicht  ertragen, 
erkennt  dw  Prindp  dennoch  an.    Darin  liegt: 

1.  Die  Monarchie  ist  nicht  ein  Aggr^at  von  einzelnen 
Hobeitsrechten ,  sondern  die  Kinheit  und  Fülle  aller 
HoJieitsrechte.'  Die  absolute  Monarchie  outrirt  dieeeo 
Gedanken  dahin ,  dasz  sie  andern  politischen  Körperschaften 
und  Oi^nen  weder  selbständige,  der  Willkür  des  Monarchen 
entzogene  Rechte,  noch  eine  nothwendlge  Betheiligung  bei 
der  AusUbnng  der  Rechte  des  Monarchen  zngesteht,  und 
dass  sie  auch  von  berechtigten  Freiheiten  der  Indiriduen 
und  Vgjksclassen  nichts  wissen  will.  Alles  Recht  nitoiait 
sie  fQr  sich  in  Anspruch ,  den  Andern  vc^önnt  sie  hßchsteäfl 
<i)nadeu.  ^ 

'  D*^r  Arlikel  67  der  Wkiier  Schtuazacle  von  1820  drückt  das  muii- 
aruliische  PrJDcip  \a  dem  eralen  Satze  nicht  nni'iebtig  aus,  omfutt  aber 
die  «baolute,  die  atindiaclie  nod  die  consütntionella  Monarchie,  uud  ist ' 
in  dem  iweiteii  SaUe  der  Entwicklung  der  conatitutionellen  Stnurortn 
ungünstig:  „Die  geaammle  Statsgewalt  miisi  in  dem  Oberhaupt  des 
Stata  vereinigt  bleiben,  und  der  Sonveroin  kann  durch  eine  laiidatilii- 
diache  Terhasnng  nur  in  derAnsttbnng  bestimmler  Rechte  an  dieUlt- 
wirknng  der  Blande  gebunden  Trerden."  Die  seillierige  AosbreUnnn 
der  constilutioneilen  Honarchie  hat  nanmehr  diesen  Artikel  aoliquirt. 
,  '  Wie  wenig  jene  absotnte  Auffassung  aus  dem  B^riSe  der  Noii' 
arehie  folgt,  mag  die  Aeuraernug  einei  liemüob  abaolnien  FUraieii, 
Friedrichs  des  QiYMun  beieagen.  Cr  achreibt  in  dem  Antimacchia. 
vel  I. :  ,Le  Souverain  bjen  loin  d'Stre  le  Mattre  ^moIq  des  peiiplea  qai  sout 
HUUB  sa  dominalion,  n'en  est  que  (r  prrmtfr  magütraL^'  (Anderwüiis 
braucht  er  die  Ausdrück«  „le  preinier  servitenr"  —  oder  „domustique  d« 
r£(aL')  Die  Art.  wie  Uirabean  dag^en  (Eseai  sur  le  despotisnie, 
CJeDvrc»  II,  S.  397)  die  Fürsten  anredet:  „Tons  Ales  les  solar l&i  de  i*os 
sigels,  et  vüua  deve/  subir  les  conditions  auxquellea  vciiig  vst  srcurdö  oe 
salaire  «ous  peiue  de  le  perdre"  äberschreilet  die  Gränzen  dur  Hoosrchie' 
und  setzt  eine  repuUicanische  Volksherrachaft  voraus.  Koch  Iwetimmler 
sprach  sich  der  prensiische  König  Friedrich  über  die  »ahre  Slcllung  der 
HouBrcheii  in  der  erstell  Audiens  aus,  welche  er  seinen  Ministem  er- 
iheUte,  am  I.Juni  1741.  (Rsuke  PrauiE.  Gesell.  1,  K.  18):  „Ich  denke, 
dasz   das   Interesse   des  Landes  auch    mein   ligenes   ist,   dnsx   ich  kein 
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Die  constitutionelle  Monarchie  dagegen  ist  auch  hiena 
^e  beflChrankte  und  erkennt  die  Rechte  jener  Körper- 
MdMften  und  die  Freiheit  der  Colerthanen  an. 

2.  An  der  Oesetagebang  roreret  hat  der  Monarob 
flieht  hioes  einen  Antheil,  eondem  den  dem  Inhalt  nach  in 
der  R«gel,  der  Form  nach  immer  entscheidenden  Antheil. 
Ihm  flt«ht  die  Initiative  nnd  die  Banction  der  Gecet» 
«u,  und  in  seinem  Namen  werden  «e  Twknndet 

Wird  dieser  Grundsalz  in  ^ner  oonstitutionellen  Monar- 
chie verneint,  so  wird  auf  diesem  Gebiete  das  ffionarehisehe 
Princip  durch  die  Einwirkung  republicanischer  Ideen  in 
Wahrheit  be^ntrtchtigt;  denn  dann  ist  die  oberste  Stals- 
ihactit  nicht  mehr  bd  dem  Monarchen,  sond««  bei  deq.^  fOr 
sich  allein  betrachtet  —  ofi^nbar  republiesBisohen  Kam- 
mern, und  er  ist,  soweit  die  Gesetzgebung  reicht,  der  Untor- 
than  der  Eammem. 

Die  Rechte  der  Kammern  köunen  folglich  nach  dem 
System  der  Monarchie  nur  concurrirende,  nicht  aus- 
ichlieszlicfae  sein. 

3.  Alle  Statsregierung  ist  in  dem  Monarchen  con- 
centrirt,  steht  ihm  su  selbstAndigem  Rechte  m,  und 
wird  in  seinem  Namen  ausgeübt. 

In  der  constitutionellen  Monarchie  dürfen  die  Hiniater 
oder  andere  Regierungabeamtete  nicht  in  ihrem  Namen  regte- 
ren;  aber  auch  der  Fürst  kann  nicht  ohne  die  Mitwirkung 
der  Minister  nur  im  Einverständnisz  mit  ihnen  regieren. 
Alle  ihre  Gewalt  erscheint  als  ein  AusAuse  der  königlichen 
Gewalt,  ihr  Regiemngsrecht  wird  aus  der  FoUe  der  könig- 
lichen Macht  abgeleitet,  nnd  zwar  nicht  im  Sinne  der  mittel- 

Interes««  haben  kaoo,  weldiM  nicht  sagleieh  daa  des  Laude«  wftre.  SoUien 
deh  beide  nicht  miteiDuider  vertreg;en,  eo  «oll  der  Torthall  des 
Landes  den  Toriag  haben."  Upd  Wai hington  eehrieb  am  18.  Jml 
1786  MI  Lafhyetie:  „Ich  Terwnnderc  mich  höchlich,  daai  «■  auch  nnr 
elneo  Monardm  fibt,  der  nicht  erkennt,  wie  leia  Rahm  und  atia  ÖMek 
von  dem  Gedeihen  and  der  Wohlrahrt  de*  Volkea  abfainRig  «ind.- 
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alterlicheu  Lehensmoiiarehie ,  so  dasz  ihnen  dieBe  abgeleiteten 
Beeilte  fUr  sich  zu  ihrem  etgeneo  R«chte  und  eigener 
Nutzung  verliehen  wären,  Bondern  so  dasz  die  organische 
Einheit  des  State«  gewahrt  bleibt 

Das  Im  Uittelalter  erkannte  Princtp,  dasK  alle  Begierungs- 
antorit&t  und  Gewalt  von  oben  her  konime  und  stufenweise 
D*eh  unten  verliehen,  nicht  aber  umgekehrt  von  unten  nach 
oben  auftragen  werde,  und  dan  alle  obngkeitliche  Macht 
vom  Centruoi  aur  Peripherie  und  nicht  von  dieser  zu 
Janen)  den  Weg  nehme  und  wirke,  ist  in  der  coostilntiODdle» 
Honarohie  der  neuen)  Zeit  in  Anerkennung  geblieben.  Aber 
die  mittelalterliche  Zersplitterung  dieser  Gewalt  in  selbstän 
dige  Theilgewalten  ist  nun  aufgegeben  worden. 

4.  Alle  einzelnen  Statsorgane  sind  dem  Monai^ 
eben  untergeordnet,  und  zwar  nicht  bloez  die,  welche 
in  ihrem  Wirkungskreise  von  seinem  Willen  völlig  abhängig 
sind,  sondern  auch  die,  an  deren  Zustimmung  er  selber  ge- 
bunden ist,  um  einen  statlichen  Willen  zu  äuezern,  wie  die 
Minister  und  die,  denen  ein  ron  der  Einwirkung  des  Slats* 
Oberhauptes  unabhängiger  Wirkungskreis  angewiesen  ist,  wie  . 
die  Richter,  Ja  selbst  die  gesetzgebenden  Kammern ,  welche 
als  selbständig»  Mächte  im  State  sich  mit  ihm  zur  Gesetz- 
gebung einigen.  Wie  das  Haupt  allen  (uidem  Gliedern  des 
Körpers  und  dem  Leibe  ubei^eordnet  ist,  so  hat  der  Monarch 
in  dem  Statskörper  die  höchste  Stelle. 

Man  daif  den  Begriff  der  constitutionellen  Monar- 
chie nicht  aus  der  englischen  Verfossung  allein  ableiten. 
Je  nach  der  Art  und  der  Geschichte  eine«  Volkes  bektHnmt 
dieselbe  GnindForm  einen  modifioirten  Ausdruck,  Da  sie  ihrer 
Natur  nach  relativ  und  nicht  absolut  ist,  so  hat  sie  auch 
die  Fähigkeit,  sich  den  verschiedenen  Veriiältnissen  und  Be- 
dDrfnis^eii  anzuschmiegen. 

Als  iiothwendige  Merkmale  aller  constitutionellen  Monar- 
chie sind  folgende  Eigenschaften  hervorzuheben: 
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1)  Sie  ist  ^ne  verfassuDgamAssige  WOrde  und 
Hacbt.  Der  cODstitutionelle  Fürst  steht  nicht  ausser,  noch 
Über,  sondern  iu  der  VerfoaaQDg.  Die  Rücksicht  »uf  die 
TerfossungsmOsKige  Rechtsordnaiig,  welche  auch  den  Ifonar- 
eben  bedingt,  hat  dieser  Form  den  Namen  gegeb«i.  Ob  die 
Verfitflsung  in  EUoer  Urkunde  dai^estellt  werde  oder  nicht ,  ist 
zwar  nicht  gleicl^lüg,  aber  für  den  Begriff  nicht  wesenüich. 

In  England ,  dem  Hutterlande  der  constituüoDellen  Honar- 
chie,  gibt  es  wohl  einselne  Verfassungsgesetze  und 
itrkuDdliche  Erklftningen  Über  die  snei^anDten  Volksitet- 
heilen,  aber  nicht  eine  systematische  Beurkundung 
der  gesammten  Statsordnung,  wie  die  neuere  Zeit  sie  liebt, 
nnd  Toruigsweiae  Constitution  eu  nennen  pflegt.  Jene 
sind  je  nach  den  politischen  Kämpfen  der  Zeit  und  den  be- 
sondem  Anforderui^en  des  in  bestimmten  Richtungen  er- 
regten politischen  Lebens  des  englischen  Volks  im  Lauf  der 
Oeschicbte  allmählich  entsttuiden.  .  Diese  Constitutionen  wer- 
den gewöhnlich  auf  einmal  und  unter  dem  Einfiudz  eino- 
allgemeiDen  Statstheorie  als  ein  zusammenhängendes  und 
umfassendes  Oeselseswerk  bearbeitet 

In  beiden  Formen  ist  die  constitationelie  Monarchie 
Drillich.  Aber  sie  setzt  auf  urkundliche  Bestätigung, 
auf  Verbriefung  der  politischen  Rechte,  obwohl  die 
Matur  dieser  nicht  von  der  Form  der  Bezeugung  und  Zu- 
sicherung abbftugt,  einen  entschiedenen  W«-th,  ohne  darum 
das  uBgescbriebeoe  Recht  zu  bestreiten.  Eis  ist  dieser  Zug 
dem  modernen  Leben  in  der  Hiat  gernftsz,  dessen  Rechls- 
bewusztsein  nicht'  mehr  so  nnmittelbar  mit  der  Gewohnheit 
rerwachsen  ist,  sondern  um  sich  sieber  zu  ffthlen  und  zur 
Klarheit  zu  gelange-n,  der  Fixtrung  durch  die  Schrift 
bedarf." 

'Allerdinga  gibt  «a  auch  „papierene  ConatiUitionen ,"  wie  Fried- 
rich Wilhelm  IV.  in  einer  Thronrede  sie  genannt  hat,  welche,  w«il 
•ie  ein  blc«ie*  IheoretiMhe«  Machwerk  ohne  WnrMln  in  der  Nation  aind. 
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2)  Der  conttitutionelle  Monarch  ist  ebenso  verpflichtet, 
wie  die  Bestimmungen  der  Verfoasung,  so  auch  die  Gesetze 
des  States  zu  beachten.  Er  darr  nur  verfasstings*  und 
fi;e8etz[näezigen  Gehorsam  erwarten  und  fordern. 

3)  Die  gesetzgebende  Gewalt  kommt  ihm  nur  in 
Verbindung  mit  den  Eammem  (der  Übrigen  Repräsentation 
des  Volkes)  zu.  Er  bedarf,  um  ein  Gesetz  7.u  gehen,  ihrer 
Zustimmung,  nicht  b1<«z  ihres  Beirathes. 

4)  Die  Ordnung  des  Statshanshalta  und  die  Bewilligung 
der  Statssteuern  Ist  ebenso  an  die  Mitwirkung  und  Zu- 
stimmung der  reprflsente^Ten  KOrper  gebunden. 

6)  Zu  der  Leitung  der  Regierung  und  der  Verwal- 
tung bedarf  der  conetitutionelle  FUrst  der  Mitwirkung 
der  Hinister.  Damit'seine  Verordnungen,  Befehle  und 
Dekrete  fllr  dritte  Personen  rechtswirksam  werden,  ist  die 
Contrasignatur  eines  Ministers  als  Ergänzung  seiner 
Unterschrift  unerlfiszlich. 

6)  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  allei- 
andem  Regieningsbesmten  ist  unentbehrlich  fltr  die  Wirk- 
samkeit der  Verftissang. 

7)  Die  Selbstftndigkeit  der  Rechtapflegf  und  die 
Ausschliessung  aller  Cabinetsjustiz  ist  eine  noibwen- 
dige  Beschrfinknng  der  Regierungsgewalt  und  eine  der  wich- 
tigsten Garantien  fUr  das  Recht  der  BQi^er. 

8)  Die  Anerkennung,  dasz  auch  den  verschiedenen 
Volksciassen  und  den  einzelnen  Bürgern  nicht  bloez  Privat- 
rechte, sondern  öffentliche  Rechte  zustehen,  die  nicht 
minder  unverletzlich  sind,  als  das  Recht  des  Monarchen. 

Die  constitutionelle  Monarchie  lAszt  sich  nur  als  Volks- 
fOrstenthum  eines  freien  Volkes  verstehn.* 

leichl  lerrissen  werden;  aber  die  scbririlichp  Beurkundung  einer  Ver- 
faMugg  macht  diaa«  DJcfat  inr  papierenen,  soudsi'n  »tlrkt  und  sldfsrt 
ihren  Inhalt. 

•  Vgl  den  Artikel  Monarehip  im  I>enl8cLcn  &rnMnnrtcrl)ucli. 
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ZuBunmengesedte  Siaurormuu. 

Die  ganze  bisherige  DarttelhiDg  der  reraohiedenen  Stats- 
I  hatte  Qur  die  einfachen  Stoten  vor  Aageo.  Eb  gibk 
aber  auch  zueammengesetzte,  d.  h.  solche  Staten,  deren 
Hieile  in  sich  wiedw  ale  Staten  oder  wäilgatens  statea- 
Abnlich  geordnet  sind.  In  ihnen  wiederh(4en  sich  die  Gegen- 
aUte  der  geschilderten  Grundformen,  und  insofwQ  haben  sie 
Dichte  Besonderes.  Der  Gesammtstat  und  die  EinzeUtaten; 
der  Hauptotht  und  die  Nebenstaten  können  z.  B.  monarchisch 
oder  reprisentatiT-demokratiseh  Ofgsnisirt  sein. 

Nicht  immer  haben  aber  die  Einzelstaten  und  der  Oe-, 
sammtstat  dieselbe  Verfassungaform.  Der  deutsche  Band  ist 
gegenwärtig  noch  als  eine  Oligarchie  von  sourerAnen  FOrstra 
oi^nisirt,  ohne  Volksrertretung,  wfihrend  in  den  Eiozel- 
ataten  die  constitutioneUe  Monarchie  eingeführt  worden  ist. 
Einzelne  Cantone  der  Schweiz  sind  noch  absolute  Demokra- 
tien, während  der  Gesammtstat  reprfiseutetiv  •  demokratisch 
ist  Die  englische  Verfosaung  ist  consütutional-monarchisch, 
aber  englische  Nebenifinder  in  Asien  werden  noch  ala  Ab- 
solutien  verwalte,  andere  haJbeoura^e  Staten  sind  Repu- 
bliken unter  britischer  Schutzboheit. 

Sind  die  Nationalitäten,  die  Civilisationsstufen  und  die 
historischen  Bedingungen  sehr  verschieden ,  so  wird  sich 
auch  eine  Verschiedenheit  der  Verfasaung^orm  rechtfertigen : 
sind  sie  gleichartig  —  wie  im  Deutschen  Bund  —  so 
wird  diese  Verschiedenheit  als  Unnatur  und  Disharmonie 
empfunden. 

Zu  allen  zusammengesetzten  Statswesen  kommt  abei- 
uothwendig  ein  neuer  Gegensatz  hinsu,  nämlich  des  Hacht- 
verhftltnisz  des  einen  Gesammt-  mier  Hauptstates  zu  der 
Selbständigkeit  der  Einzel-  oder  Nebenstaten. 
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Mit  Raokncht  dKreuf  lawen  sich  folgende  Hauptrerhalt- 
nisse  iiDteredieiden: 

'I.  Ein  herrschender  Hauptstat  mit  ganz  unter- 
tAftnigen  Nehenlfindern. 

Ton  der  Art  sind  viele  BesitBungen  der  europtochen 
Mächte  Tor«t)gl)Ch  in  Asien  und  in  Afriba.  Nur  der  Haapt- 
stat  ist  als  freier  Stat  organislrt,  die  Nebenlander  sind  unfreie 
und  ttberdeni  der  Fremdherrschaft  unterwoifene  Staten.  Die 
Gegensätze  der  Staten  sind  hier  ftuaier«t  sehroff  und  der 
ni<tgliche  Confliot  swisoben  ihnen  wird  durch  die  Energie 
der  SsRsebaft  de«  einen  States  Über  den  andern  zu  lOsen 
versucht. ' 

n.  Ein  oberherrlicher  Hauptstat  gegenüber  Vasal- 
lenstaten  oder  ein  schutaherrlicher  Stat  gegenQber 
den  schutzbedBrftigen  Nebenstaten.  Hier  itA  eine  relative 
Selbständigkeit  der  Vasallen-  oder  Schutzataten  anch  dem 
Ober-  oder  Schutaherm  gegenober  wohl  niöglidi.  Das  rOmi- 
ache  Reich  deatscher  Nation  ist  ein  mittelaiterliches,  da« 
osmaoische  Reich  beate  noch  ein  Beispiel  eines  aus  VaMillen- 
staten  ziiBamniengesetBira  Statskörpers.  Der  modernen  Staten- 
bilduDg  entspricht  aber  noch  eher  die  schutzherrlitdie  als  die 
LeheDsfonn,  obwohl  auch  sie  nur  unter  der  Voraussetzung 
sehr  ungleichartiger  Kräfte  einen  Sine  hat  und  einem  frieieo 
Volke  niemals  eusagen  wird.  Die  Napoleonische  Protectioo 
des  Rheinbunds,  die  englische  Über  die  Jonisoben  Jnseln, 
die  europäische  ober  die  Moldau  und  Wallach«  mögen  al« 
Beispiele  erwähnt  werden. 

III.  Verwandt  damit  aber  ennäszigt  und  veredelt  durch 
die  Rücksichten  der  Pietät  ist  das  Verhältnisi  des  Mutter- 
stals zu  den  noch  nicht  ganz  selbstinächtigen ,  aber  bereitsi 
m  einer  statenartigen  Organisation  erwachsenen  Colonial- 
ländern.    In  den  äuszern  Beziehungen  vorschlich  «icd 

'  Vgl.  die  vortreffliche  Auardlirung  l>ei  Hill,  Betrachtungen  Itber 
die  RepriLwiiMltvTTrrMating  (flbtrirtit  von  Wille), 
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die  Colonie,  auch  wenn  sie  im  Inuern  wesentlich  selb- 
ständig  geworden  ist,  doch  länger  de«  Schutzes  des  Ifutter- 
slates  bedürfen,  und  insofern  eine  relative  Ueberordnuiig 
desselben  anerkennen.  * 

IV.  Der  Statenbund  und  die  Personalunion  setsen 
die  volle  Hoheit  und  Selbständigkeit  der  verbuDdenen 
Staten  als  Regel  voraus,  aber  bescbr&nken  dieselbe  aus- 
nahmsweise, soweit  das  gemeinsame  Schicksal  der  Verbin- 
dung es  nttthig  erscheinen  Ifiszt.  Die  Einzelstaten  sind  hier 
wohl  als  Staten  organisirt,  aber  nicht  die  Verbindung.  Diese 
erscheint  nur  als  eine  unentwickelte  Statengemeinechait, 
die  nur  in  einzelnen  Beziehungen  —  vorzüglich  nach  Äuszeo 
—  wie  eine  SlatspersOnlichkeit  auFtritt.  Sie  ist  eher  ein 
Statenconglomerat,  als  ein  wahrer  Stat.  Es  fehlen  ihr  die 
nölhigen  Organe  tllr  die  Gesetzgebung,  Regierung,  R«chts- 
[tflege.  Sie  schwankt  zwischen  einer  dauernden  rölkerrecht- 
lichen  Allianz  und  einer  statsrechtlioheo  Gestaltung. 
Deszhalb  ist  sie  nur  eine  unvollkommene  Uebei^angsform. 

Es  gibt  in  dieser  Form  vielleicht  eine  gemeinsame  Nation, 
aber  kein  wirkliches  Gesammtvolk:  und  die  Entwicklung 
des  GesaniBitlebens  und  der  Gesunmtmaoht  ist  sehr  er- 
ischw^t  weniger  noch  in  der  Personalunion ,  welche  in  dem 
gemeinsauken  Honarchen  ein  einheitliches  Haupt  besitzt  und 
uur  in  ti]ßn  andern  Beziehungen  die  Spaltung  zeigt,  als  in 
den  Statenbuude,  wo  es  an  Jedem  einheitlichen  Oi^ne  fehlt. 
Der  deutsche  Bund  ist  das  beredteste  Beispiel  dieser  Ver- 
bindungsform in  unserer  Zdt  und  ihrer  Scbwfichen. 

V.  Der  Bundesstat  und  die  Realuniun  sind  darin 
verwandt,  dasz  in  beiden  Verbindungen  der  Gesammtstat  als 
ein  wirklicher  Stat  organisirt  ist,  und  ebenso  die  ver- 
bundenen Eiuzelataten.  In  dem  Bundesstate  sind  die 
letztem  noch  selbständiger,  als  in  der  Realunion,  weil  sie 
dort  eine  ihnen  ausschliesziich  angehörige  R^ierung  haben, 
hier  aber  das  Haupt  des  Gesauimtstats  zugleich  der  Ijandesfärst 
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in  den  Eronlftndern  ist.  Man  spricht  daher  nicht  leicht  von 
der  SonverftDetAt  der  realnnirten  EroDlAnder,  aber  unbe- 
denklich von  der  SouverAoetfit  der  Einzelstaten  (Particular- 
fitaten,  Canton'e)  in  dem  Bundesstat. 

Es  gibt  in  dem  Bundesstate  dn  oi^nisirtes  Gesamml- 
rolk  und  organieirte  TheilrOlker:  und  der  Oesammtstat 
ist  ebenso  frei  in  seinen  Bewegungen  und  ganz  ebenso  ans. 
gestattet  mit  Organen  wie  ein  Einheitsstat.  Die  Einselstater 
aber  sind  keine  Vasallen  des  Oesammtstates,  sondern  inner- 
halb ihres  Bereiches  wieder  selbständig  wie  Einbeitssteten. '^ 

Die  Möglichkeit  eines  solchen  Nebeneinnnderseins  zweier 
Steten  aur  demselben  Gebiete  wird  dadurch  hergestellt,  dasz 
einerseits  die  Competenzen  der  beiderlei  Staten  scharf  aus- 
geschieden werden  und  fUr  friedliche  Erledigung  allfitUiger 
Conflicte  gesorgt  ist,  und  äasz  andererseits  die  beiderlei  Be- 
hörden und  Reprasentativkörper  möglichst  tod  einander  ge- 
trennt und  wechselseitig  unabhängig  erhalten  werden.  Am 
TotlstSndigsten  ist  diese  Scheidung  auch  der  Personen 
(Aemter)  in  dem  nordamerikanischen  Bundesstate  durch- 
geführt worden ,  die  Ausscheidung  der  Competenzen  aber 
auch  in  der  schweizerischen  Bundesverfassung  mit  besonderer 
Sorgfalt  geregelt  worden. '  Gewöhnlich  wird  der  Bereich  des 
Gesamnttstates  Torzugsweiee  die  fiuazeren  Angel^enbeiten 
in  der  Regel,  und  nur  gewisse  gemeinsame  innere  Dinge  als 
Ausnahme  umfassen,  und  umgekehrt  die  Selbständigkeit  der 
Binzelstaten  sich  in  der  Regel  in  den  innern,  ausnahms- 
weise in  den  auswärtigen  VerlifiUnissen  bewfthren. 

'  0.  WbUz,  Orandiltg«  der  Politik.  Kiel  1862.  8.  44  f.:  „Beide,  die 
BnndeBgewftlt  und  die  Gewalt  der  KDieletalsD  mUiMD  in  ihrer  SpbKre 
MlbttOndig  (aonversin)  Hin:  die»e  darf  ihre  Gewalt  nicht  von  Jener 
enpfbogen,  jene  nicht  anf  Uebertragncg  dieser  berulieD.''  S.  153:  ,We*en 
dea  BuDdeaalets." 

'  Vgl.  Rüttimann  Bl>er  die  für  Realiairiing  des  Bunde«recht«  xii 
Gebote  atehenden  Organ«  und  Zwangami  ttel  der  achweiieriedien  EidgenoaMn- 
aohalt.  ZOriehlSet. 
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Der  gesetzgebende  Körper  und  das  Gesetz. 
Erstes  CapiteL 

Die  Sondemn;  der  Otwallm. 
I.    Antike  ZuilÜDde. 

In  der  Bildung  des  gesetigebeoden  EOrpen  bat  de> 
moderne  Stat  eine  viel  höhere  Sbife  der  Verrollkonaa- 
nong  erreicht  als  der  antike.  Des  Grondgedanken,  da«z 
bin  der  Geaet^ebung  daa  gann  Volk  betheiligt  sä  and 
dasK  in  dem  gesetzgebenden  Körper  das  Volk  üoh 
darstelle,  hat  cwar  das  Altertbum  »chcat  zum  Bswnntsein 
gebracht  Aber  dieses  machte  T<H«rst  noch  den  Versach, 
daa  Volk  selbst  als  Bürgerschaft  su  Tersanuneln  und  so  n 
unmittelbarer  politischer  Erscheinung  und  ThAtigküt  zii 
bringen. 

VerhältnifizmOszig  noch  in  roher  Form  waren  die  Volke- 
versamrolungen  der  Griechen.  Auf  der  Pnjz  oder  in  dam 
Theater  zu  Athen  kam  eine  wirre  Menge  vod  Bürgern  m- 
semmen,  welche  nach  Köpfen  gezählt  wurden,  und  ron  denen 
jeder  reden  durfte.  Die  alten  römischen  Comitien  dagegen 
waren    schon    organisch    nach    Körperschaften    und   CiassMi 
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gegliedert  und  geordnet,   und  bewegten  eich  nur  unter  der 
strengen  Leäinng  der  hohen  Hagietrate.  * 

IKese  Eünrichtang  aber  leidet  immerbin  an  weeentliehen 
tiebrechen,  welche  erst  der  modernen  Reprttsentatir- 
verfavsung  zn  verbessern  gelungen  ist: 

1.  EÜD  anmittelbarer  -Zusammentritt  der  ganaen  Buigar> 
Schaft  ist  in  jedem  State,  dessen  Ctebiet  die  Grenzen  änes 
blosieo  Gemeinde-  oder  Stadtweeens  dberscbreitet,  nnmög- 
lieh.  Die  Volksrenammlung  des  grösaem  Stetes  wird 
daher,  wie  das  m  Rom  in  den  letzten  Jahrhonderten  der 
Republik  geeeheheo  ist, -zur  Unwahrheit,  und  es  ertiOH  das 
Volk,  benehungsweiBe  der  PObel  der  Hauptstadt  und  ihrer 
UmgtbuDg  ein  unverh&ltniszmAsz^^  Uebeigewicht. 

2.  Eine  so  grosse  und  immerhin  sehr  gemiscitte  Ver- 
sammlung ist  Uberdem  ein  sehr  anbebolfener  EOrper, 
hOcbatens  geeignet,  die  allgemeine  Stimmung  fcnndtageben, 
^ner  voi^eschli^enen  bekannten  Richtung  seinen  Bet&ll  lU 
ttuAzem  oder  dieselbe  durch  sein.Misdallen  zu  hemmen,  aber 
dorchaos  nnßthig,  eine  grhndliohe  Berathnng  über  OeMls- 
entwUrfe  zu  pflegen  und  die  schwierigeren  und  rerwickelr 
teren  Probleme  der  Politik  zu  lOsen. 

Nur  in  ganz  kleinen  Staten  und  unter  der  Voraua- 
aetaung  sehr  einfecher  Lebensverhältnisse  kann  demnach  die 
Ges^zgebung  einer  Volksvenammlung  Uberlasseo  werden. 

'  Die  objectire,  nach  dw  innem  Natur  der  Blatliohcas 
Functionen  vollzogene  Sonderung  der  Gewalten  ferner 
gehört  wieder  erat  der  neueren  Statenbildung  an.  Die 
Unterscheidung  derselben  Treitich  findet  sich  auch  im  Alter- 
tiium,  nicht  aber  ebenso  die  Vertheilung  unter  die  Oigane 
des  Stats. 

'  An«  dlessm  Orunds  klalten  die  Rfimer  ancb  die'Centarlstcomitlso 
rar  hähv  Bis  die  TribateomlUen.  CUm>  de  Legibus  III,  19:  „DeMuiptus 
popohis  ceDSQ,  ordtnlbns,  utatibas  plBS  adhibet  ad  sulfragiiiin  ooiisiliF, 
qnam  fnt«  in  trlbns  «anTOcalat." 
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Ari«lotelee^  spricht  von  drei  rerschiedenen  I 
nen,  die  sich  in  allen  .Verfiusungen  finden:  1)  die  ber»- 
thende  ober  die  gemeiiien  AngeltsgenheiteD ;  2)  die  der 
Obrigkeiten  (ä^/a}),  and  3j  die  riebterliche.  Hsn 
aieht,  seine  Elintheilung  ist  ihnlich  der  moderaen  AuMcfaei- 
dupfc  der  Gewalten.  Nur  braodit  er  den  Ansdruck  aben- 
thende"  Function  statt  der  , gesetzgebenden"  Gewalt,  woh) 
im  Hinblick  darauf,. dasa  die  Gesetigebung  in  Griechentand 
erst  spiter  von  den  VolksTersanimlungen  geUbt  und  selbst 
da  gewöhnlich  in  der  Kegel  nur  mittelbar  g^btwnrde,  da- 
gegen die  Art  nnd  der  Anfang  der  Berathnng  tn  der 
VolksTersammlung  auf  die  wichtigsten  Dinge  [naaBgti>end 
wirkte.  Was  man  in  neuerer  Zeit  „Tollziehende''G«walt  zu 
nennen  pflegt,  bezeichnet  er  richtiger  durch  die  HinwMMing 
auf  die  Thätigkeit  der  obrigkeitlichen  Aemter. 

Aber  die  Volksversammlung  zu  Athen  übte  zugltieh  die 
höchste  berathende  Function  aus,  faszte  «ne  Menge  von 
iteschltlssen  in  einzelnen  wichtigen  Fällen,  die  ihrer  Natur 
nach  der  Regiemngsthfttigkeit  angehören ,  und  brachte  aetbst 
richterliche  F^jnclionen  an  sich.  Die  Archonten  regierten, 
administrirten  und  leiteten  zngleich  das  Gericht. 

Der  römische  Stat  ist  reicher  an  an^ebildeten  and 
mit  dnem  bedeutenden  Hachtkreise  ausgerüsteten  Organen. 
In  ihm  ist  auch  die  auf  die  Gesetzgebung  bezOglicbe  ThUiff- 
keit  der  Volksversammlung  bereits  schärfer  gesondert 
von  den  Functionen  der  Magistrate.  Diese  aber  verenden 
ganz  regelmässig  regierende  und  richterliche  Beßig- 
nisse.  Wer  das  mpertwn  hat,  der  hat  anch  fUr  den  Umfong 
desselben    die  juri$dietio.*    Zudem  hat  er  priesterliehe 

'  ArUoMet,  Polit.  IV.  11, 1.    HerrmauD  griech.  SiatwIlcrLh.  $.  53. 

'  Ctero  d«  L^bu«  Ul.  3 :  .Oiddh  nttgistratni  mapieümt  JN^Murnfm 

faebeulo."    Utpitanu  in  L.  3.  D.  de  in  jus  TOnodo:  „UagülrkUia  qui  mr. 

fMrtem  babrat,  qai  tetrvn  aliqnem  poMont,  et  Jubere  in  carcerem  duei." 

,   Vlpimmu   L  1.   pr.    D.   «i   qnia  Joe  dicenti :   „Omnibw«   ma^tnUbii*  .  .  , 
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FuDCtionM]  (die  Auspicien).  Und  endlich  Übt  er  durch 
seine  Edicte  Beftigniese  uus,  welche  in  solcher  Ausdehnung 
als  gesetzgeberische  beaeichnet  werden  mUssen. 

In  dem  spStem  römischen  Kaiserreiche  kam  eine  neue 
Aussch^ung  auf.  Die  b;zanUni»chea  Kaiser  f^lich  behielten 
alle  statUohe  Gewalt  über  das  ganze  Reich  in  ihrer  Hand 
vereinigt;  aber  in  den  unteif;eordneten  Sturen  der  Provin- 
eialregiemng  und  BeaxnlunKCn  wurden  die  Ciyilstellen 
von  den  Uilitärstellensorgßtltig  getrennt.  Diese  Trennung, 
welche  fruherhin  die  Rücksicht  auf  die  Unterthanen,  auf 
welchen  das  Uebermasz  der  in  den  Magistraturen  vereinigten 
BeAignisse  schwer  gelegen,  nicht  bewirkt  hatte,  ward  nun 
um  der  Sicherheit  des  Thrones  willen  durchgeführt.  In  der 
Tbat  lag  hierin  ein  Fwtachritt  der  statUchen  Gultur  und  der 
btttgerliehen  Freihat,  welcher  auch  in  dem  modemeo  State 
Anerkennung  fond. 

Im  Mittelalter  traf  die  Aeuszerung  der  Stalagewalt  auf 
aljeo  Seiten  aaf  Schranken ,  die  ihr  entgegen  standen.  Aber 
innerlich  waren  in  ihr  die  verschiedensten  BeAignisse  geeintgL 
Nicht  allein  der  KOuig,  auch  jeder  Graf  hatte  zugleich  Civil- 
und  Milititi^ewalt,  administrative  und  richterliche  Befugnisse, 
und  auf  den  IKngen  (Gerichlsversammlungen)  wurde  zugleich 
der  allgemeine  Rechtssatz  als  Gesetz  gewiesen  und  der  ein- 
zelne StreitOidl  beurtheilt. 


Zweites  Capitel 

IL  Du  nkoderw  Princip  der  Sondening  dsr  Gewilten- 

It)  der  Ausscheidung  der  verschiedenen  Functionen 
des  States  und  in  der  Zuweisung  äeiselben  an  verschiedene 
»ecniidnin  jns  poteclatia  auae  coaceMura  est  juNfdtdtonm  subth  def«nder« 
pocMÜ  Jndido.»  , 

Bluntichll,  iltiemelneaStatsredit    I.  29 
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OrgRne  deeselben  erkennen  wir  eine  höhere  Btufe  der  stat- 
lichen  Auslriklung,  welche  erst  die  reifere  Menschheit  er- 
stiegen hat.  In  dem  organiscben  EfVrper,  wie  Gott  denselben 
gesohaffisn,  «ind  ebenso  die  Terschiedeoen  ThAtigkeileQ  ver- 
sobiedenen  Gliedern  sugetheiR  Du  Aage  sieht,  das  Ohr 
hört,  der  Hund  spricht,  die  Hand  greift  und  wirkt.  Eheaao 
soll  es  in  dem  Statskfirper  sein  und  auch  da  jedes  Organ 
bestimmte  Functionen  haben ,  (br  welofae  es  gebildet  und  be> 
stimmt  ist. 

Der  beliebte  Ausdruck  freilieh:  „Trennijng  der  Qe- 
walten''  raisEleitet  so  falschen  Anwendungen  eines  richtigen 
Principe.  Die  Tollstftndige  „Trennong"  der  Gewalten  wftre 
Auflösung  der  Statseinheit  und  Zerreisning  des  StalsbArpen. 
Wie  in  dem  natürlichen  EOrper  alle  einzelnen  Glieder  unter 
sieh  wieder  verbunden  sind,  so  uiuss  auch  im  State  der 
Zusammenhang  der  verschiedenen  Organe  nicht  minder 
soi^isam  gewahrt  bleiben.  DerStat  ft»fdert  die  Sonderung 
und  die  Verbindung,  aber  ertrfigt  nicht  die  Trennung 
der  Gewalten. 

Die  gangbarste  Unterscheidung  der  Slatsgewalten  —  die 
Franzosen  haben  den  bessern  Ausdruck  pouroir  —  ist  seit 
Montesquieu  die  dra^he: 

1}  gesetzgebende  Gewalt  (pouroir  l^gülatif), 

2)  vollziehende  Gevralt  (pouvoir  exäoutif), 

3)  richterliche  Gewalt  {pouvoir  judiciaire). 

Auch  die  Engländer  haben  dieselbe  ftlr  ihre  Theorie  dee 
Statsrechtes  angeuommen,  und  eine  ganze  Reihe  modemer 
Verfassungen  hat  dieselbe  nach  dem  Vorgauge  der  nord- 
amerikanischen  Freistaten  sanctionirt.  Den  genannten 
drei  Gewalten  haben  einige,  wohl  zunächst  im  Interesse  der 
Statseinheit 

4)  eine  vermittelnde  Gewalt  (pouvoir  modöratenr, 
ro;aI)  hinzugefugt,    und  es  ist  dieser  Gedanke,  Benjamin 

,  Constants  auch  in  die  portugiesische  Veritonng  Don  Psdro"* 
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obstgegai^en.     An<lere    luiben    der    voIlEiebendeii    Gewalt 

femer 

6)  die  verwaltende  (poavoir  ndministratir), 

6)  die  aofseheiide  (potefta«  in»pecCira)  und 

7)  die  reprfisentfttiTe  (pOuToh-  r^preeentatif)  bei- 
geordnet. 

Bevor  wir  dieee  Eüntheilang  nfiber  prüfen,  idt  eine  irrige 
V(n«te])ung,  weiche  häufig  finf  die  Behandlung  dieser  Fi>agen 
groszeo  Einflusa  geübt  hat,  zu  entfernen,  die  Voretellang  ' 
oftnliob  y<m  der  Gleichstellung  der  rereehiedenen  Ge- 
walten. Dieeelbe  widerapridit  der  organiseh-en  Natur  dea 
Ststet.  In  dem  oiganiscben  Körper  hat  jedee  Glied  die  ihm 
eigenthOmliche,  aber  keines  mit  dem  ändert)  Reiche  Stellung; 
Vielmehr  iet  das  eine  dem  andern  Ober-  oder  unter-  oder 
zugeordnet.  Nur  so  wird  Zueammenhang  «iid  Einheit 
dea  Ganzen  erhalten.  Dasaelbe  gilt  Tom  Stat.  Wurden  die 
obersten  Gewalten  in  diesem  wirklich  —  nicht  blosz  de« 
üvszem  Form  und  dem  Scheine  nach  wie  in  Nordamerika 
—  Mch  gleiehgestellt,  bo  müszte  soldte  Spaltung  und  Gleich- 
stellung der  höchsten  Statsmacht  den  Stat  selbst  in  ihren 
CoDsequennen  in  Stücke  reiszen.  „Man  kann  den  Kopf  nieht 
von  dem  Leibe  trennen  und  diesem  gldchstelloi,  ohne  das 
Leben  des  Menschen  au  tödten." ' 

Fast  kindisch  ist  die  Vorstellung  von  dem  Verhaltnisz 
der  Statsgewalten  zu  nennen,  welche  in  der  gesetzgebehdeu 
GewiJt  lediglich  die  Bestimmui^  der  Regel,  in  der  richter- 
lichen die  Subsumtion  dea  einzelnen  Falles  unter  die 
Regel,  in  der  vollziehenden  endlich  die  Vollstreckung 
dieses  Urtheils  sieht,  und  so  den  Statsoigenismus  wie  einen 
blOBzen  logischen  Syllc^smus  betrachtet.^    Alle  Functionen 

'  Heioe  Stadieo,  S.,146. 

'  UODteaqaiea  XI,  6  bat  sich  du  Verhältnis!  doch  uidera  ge- 
dacht. Er  neDiit  auch  die  richterliche  Gewalt  eine  „puisSMioe  nrfaitrict 
des    choses   qai   d^pendent   du    ttmU  eioÜ,"    und    unterscheidet    sie  »o 
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der  Terschietletien  Gewalten  wären  so  in  jedem  geriohtlichen 
Urtheile  vereinigt,  welchem  ron  allgemeinen  Principien  aus- 
geht, diese  auf  den  rorüependen  Procesz  anwendet,  and 
endlicli  in  Folge  dessen  das  EriceiiDtnisz  zum  Schluse  bringt. 
Die  Regierung  aber  h&tte  kaum  eine  andere  Aufgabe,  als 
die  des  Frohnboten  oder  der  Gendarmerie,  welche  das  Ur- 
theil  der  Gerichte  vollzieht. 

Voraas  ist  es  nSthig,  die  gesetzgebende  Gewalt  auf 
der  einen  Seile  allen  übrigen  Stategewalten  auf  der  an- 
dern gegenüber  sn  stellen.  Alle  andern  Functionen  geh4>ren 
•inzelnen  Organen  des  BtatskOrpera  zu,  die  Gesetzge- 
bung allein  dem  gansten  StatsbÖrper  selbst.  Die  gesetz-' 
gebende  Gewalt  bestimmt  die  Stats-  und  Rechtsordnung 
selbst,  und  ist  ihr  höchster,  das  ganze  Volk  umtbssender 
Ausdruck.  Alle  andern  Gewalten  d^egen  Oben  ihre  Func- 
tionen innerhalb  der  bestehenden  State-  und  Rechtsordnung 
in  einzelnen  concreten  und  wechselnden  Fftllen  aus.  Die 
Gesetzgebung  ordnet  die  dauernden  Verhftltniase  der  Oe- 
sammtheit.  Die  ttbrigen  Gewalten  ftuezem  ihre 'Riatigkeit 
regeluiAszig  nur  in  einzelnen,  nicht  das  ganze  Volk  be- 
treffenden Richtungen.  Erst  wenn  die  Befugnisse  des 
gesetzgebenden  Körpers  bestimmt  sind,  kann  die  Frage  der 
Eintheilung  der  Ubr^en  Gewalten  zur  Lösung  kommen. 

Die  geset^ebende  Gewalt  hat  demnach  keineswegs  blosz 
allgemeine  Rechtsregeln,  die  Gesetze  im  engeren  Sinne 
festzustellen,  obwohl  diese  Thätigkeit  vorzugsweise  ihr  zu- 
gehört. Auch  die  Begründung  und  Aenderung  statlicher 
Institutionen,  die  Ausbildung  des  Statsoi^nismus  in 
seinen  Gliedern  und  Verhältnissen  steht  ihr  zu.    Und  wenn 


objectiv  voD  der  rigenütcheii  „pulMance  exteairice  dea  choau  qoi  d£pendent 
(ht  drot'l  da  gtiu."  Nach  ihm  aber  haben  andere,  nnter  Ihoen  auch 
Kaol  (RcehMebre,  J.  45)  und  Spittler  (VorlegungeD  Über  Politik, 
|.  16),  Jene  wanderlicbe  Meinung  angetiommen.  Vgl.  dtgegeo  Stahl, 
Ubre  votaStat  11,  $.  57. 
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sie  in  den  Steuergesetzen  allgemeiDe  ökonomische  An- 
ordnungen trifft,  und  Anforderungen,  niobt  Rechts- 
regelo,  bewiUigt,  wenn  sie  sich  Rechenschaft  geben  lAszt 
über  die  Zustände  d^  Landes  und  den  Statshaoshslt,  so 
sind  auch  diese  Functionen  durch  die  Bücksicht  auf  die  ge- 
sauimte  Statsordnung  gerechtfertigt,  obwohl  dieselben  keine 
eigentlichen  Gesetze  betreffen. 

Da  da»  Oanie  mehr  ist  als  irgend  ein  Theil  oder  Glied 
desselben,  so  versteht  sich,  dass  die  gesetzgebende  Qewalt 
allen  andern  Einzelgewalten  Übergeordnet  ist. 

Diese  lassen  sich  (Ur  den  modernen  Stat  fQglich  in  vier 
Gruppen  theilen  von  wesentlich  verschiedenen]  Charakter. 
Die  beiden  wichtigsten  und  vorzugsweise  obrigkeitlichen  sind : 
I.  die  Regierungsgewalt,  das  Regiment;  II.  die  rich- 
terliche Gewalt,  das  Gericht. 

I.  Die  Regierungsgewalt.  Durchaus  verfehlt  ist  die 
leider  sehr  verbreitete  Bezeichnung  dafUr:  vollziehende 
Gewalt,  denn  sie  ist  die  unversiegliche  Quelle  einer  Menge 
von  Irrthttmem  und  Uiszverstttndnissen  der  Theorie  und  von 
Fehlem  der  Praxis.  Durch  dieselbe  wird  weder  ihr  inneres 
Wesen  noch  ihre  Beziehung  zu  der  Gesets^ebung  und  dem 
Gerichte,  worauf  sie  doch  vornehmlich  Rucksicht  zu  nehmen 
sehdnt,  richtig  au^;edrUckt. 

Han  kann  den  eigenen  Entachlusz  und  man  kann 
den  Befehl  oder  Auftrag  eines  Andern  vollziehen. 
Immer  aber  ist  das  Vollziehen  nur  das  Secundäre.  Das 
Primäre  liegt  in  dem  EntAlhlusz  oder  Auftrag.  Die  Func- 
tionen der  Etegierung  sind  aber  ihrer  Natur  nach  primftr. 
Sie  fJBSzt  Entschlüsse  und  erlfiszt  Beschlüsse,  sie  spricht, ihren 
Willen  BUS,  sie  gebietet  oder  verbietet,  und  in  den  meisten 
Fällen  bedarf  es  gar  nicht  des  executiven  Zwanges,  um 
ihren  Befehlen  Folge  zu  verschaffen.  Es  gentlgt  regelmiszig 
der  blosze  Ausspruch  derselben,  damit  sie  Gehorsam  finden 
und  zur  That  werden.    Wo  es  aber  der  Nöthigung  bedarf, 
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dH  ist  die  Execution  zwar  »llerdings  Sache  und  in  der  Hacbt 
der  Ri^ei>ung0gewalt,  wird  aber,  eben  als  das  Seeandire, 
meistens  nur  ron  untergöordoeten  Behörden  md  Dienen 
derselben  besorgt. 

Aber  auch  weon  man  an  den  Will^i,  Anderer  denkt, 
ist  die  BezeiehoBDg  der  rollzi^etiden  Gewalt  unricbtig.  Ks 
ist  nicht  wahr,  dosz  dieselbe Jedenät  im  einaelnen  toU- 
ziehe,  was  die  gesetzgebende  Gewalt  im  allgemeinen 
festgestellt  bat.  Ein  Gesetz  Ittnt  sich  in  der  Hegel  gar 
iiiclit  Tollzidieu,  sondern  nur  beachten  Qod  anweod«],  es 
wäre  denn,  daaz  man  etwa  die  Verkündigung  des  Qeeetses 
schon  fQr  die  Vollziehung  desselben  hielte.  Die  B.%ela, 
welobe  der  Gesetzgeber  eanctionirt,  die  GrandsAtze,  die  er 
ausspricht,  werden  von  der- Regierang  als  reditliche  Normen 
und  Schranken  ihres  Verfahrens  beachtet,  aber  innerhalb 
dieser  Sdtranken  faszt  sie  selber  mit  Freiheit  die  ihr  heilsam 
und  zweckmäszig  scheinenden  BeschlOssa  Von  sich  aus, 
nicht  um  ein  Gesetz  zu  vollziehen,  untei^  und  verhundelt 
sie  a\it  andern  Staten,  gibt  Aufträge  an  ihre  Uoterbeamtea. 
Über-  dieses  oder  jenes  zu  berichten ,  trim  die  erfordeiücbrai 
Haszr^eln  zum  Sobulz  der  Ordnung,  oder  lAszt  das  zur  all- 
gemeinen Wohlfahrt  Geeignete  rorkehren,  ernennt  Beamte, 
TerfDgt  über  das  Heer.  Noch  weniger  als  der  Gesetzgebuag 
gegenüber  paszt  die  Besdcfanung  der  voUziehenden  Gewalt 
dem  Gerichte  gegenüber.  Die  Vollziehung  des  Urtheils  ist 
i brem  Wesen  nach  eine  Handlung  dw  richterlichen 
Gewalt  selbst,  denn  diese  besteht  in  der  Handhabung 'des 
B«ehlB  und  in  der  Herstellung  der  gestörten  Rechtsordnung, 
und  nur  soweit  die  richterliche  Gewalt  nicht  hinreicht,  be- 
darf sie  der  BeibUlfe  der  stärkeren  Regieningsmacht.  Das 
Verhältnisa  dieser  zu  jener  ist  nicht  das  des  Dieners,  der  den 
Willen  des  Herrn  vollstreckt. 

Das  Wesen  der  Regierungsgewalt  liegt 'somit  nicht  in 
der  Volluehung,   sondern  in  der  Macht,   ioi  einzeloea 
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d^s  Rechte  und  GeiReiDnUtzlinhe  xu  befehlea  und 
anzuorduen,  uiid  in  der  Macht,  dae  Land  und  das 
Volk  vor  einzelnen  Gefahren  und  Angriffen  %a 
schützen  und  daaseltw  zu  vertreten,  und  vor  gemei- 
oea  Uebeln  zu  bewahren.  Sie  besteht  vornehoilich , in 
dem  waa  die  Griechen  äpxVt^  die  Römer  als  imperivm,  das 
deutsche  Mittelalter  als  Kundschaft  und  Vogtei  bezeichnet 
heben.  Von  allen  statlicben  Einxelgewalten  iet  sie  ofTiembar 
die  am  meisten  obrigkeitliche,  die  vorzugsweise 
herrschende,  demnach  ohne  Zweifel  die  oberste.  Sie 
verhält  sich  au  den  andern  Einzelgewalten  wie  das  Haupt 
au  den  Gliedom  des  Ldbes.  Die  sogenannte  Repr&eentativ- 
gewalt  aber  ist  in  ihr  inbegriffen. 

IL  Die  richterliche  Gewalt  wird  sehr  httuSg  als 
urtheilendaGewalt  aufgefasBt,  eine  Verwechslui^,  welche 
der  französische  Ausdruck  pouvoir  judicaire  begünstigt.  Das 
Wesen  der  richterlichen-  Grewalt  liegt  aber  auch  nicht  im 
(Jrtheilen,  sondern  im  Richten,  oder  wie  die  Römer  dtis 
gesagt' haben:  nicht  in  judicio,  sondern  tn  jure.  Das  Ur- 
tfa^leo  in  dem  Sinne«  d^  Recht  im  einzelnen  Falle  zu  er- 
kennen und  auezusttrecbeu ,  üt  gar  nicht  nothwuidig  eine 
obrigkeitliche  Func^on,  noch  die  Ausübung  einer  selbstän- 
digen statlichen  Gewalt  oder  Macht.  Zu  Rom  waren'  es 
gewöhnlich  Privatperson^,  welche  als  Urtheiler  (judices) 
das  Recht  aussprachen;  im  deutschen  Mittelalter  hatten  die 
Schöffen,  nicht  die  Richter,  in  neuerer  Zeit  haben  oft  die 
Geschworenen  aus  dem  Volke,  nicht  die  Magistrate  zu  ur- 
theilen.  Das  Richten  dage^n ,  d.  h.  die  Oewöhrung  des  Rechts- 
schutzes, und  die  Handhabung  des  Rechts  gegen  die  Störungen 
und  Verletzungen  der  Rechte  der  Individuen  und  der  gemeinen 
Rechtsordnung    ist    von   jeher    als    eine    obrigkeitliche 

■  Arülotrlrt.  Pol.  IV.  12,  3:  „rö  yä?  iairämn  (tp;^««»!-!!)^  Unv.' 
Er  erhennt  In'  den  Befehle  die  Hftaptaigensebkft  der  obrigkeiUlcbeii 
Gewalt 
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Thätigkeit  angesehen,  und  daher  ttberall  riebterlicheo  Magi- 
straten ond  BeamteteD  ab  eine  sl&tlicbe  Gewalt  sagethalt 
worden. 

Sie  uDleracheidet  sich  von  der  Regierangsgewalt  wesent- 
lich dadurch,  dasz  sie  nicht  wie  diese  Herrschaft  Übt,  son- 
dern lediglich  das  erkannte  ond  anerkannte  Kech  t 
schirmt  und  anwAndet.  Sind  die  Functionen  des  Regi- 
ments denen  der  geistigen  KrAAe  im  Menschen  vergleich- 
bar,-so  sind  die  Fmictionen  des  Oerichts  von  wesentlich 
moralischer  Natur. 

Eben  deszhalb  aber  ist  es  ein  groezer  Fortoohritt  in  der 
richtigen  Anordnung  des  Statsoi^nisains ,  dasz  in  dem  mo- 
dernen State  die  Ausscheidung  der  richterlichen  Organe 
und  Befugnisse  von  denen  der  Regierung  vollzogen  worden 
ist,  im  Gegensatz  zn  dem  gesammten  Alterthnm  und  dent 
Mittelalter,  welches  immer  die  Regiovngs-  nnd  die  richter- 
liche Gewalt  von  den  nftmlicben  Hagistrateu  ausüben  liesz. 
IRe  Reinheit  des  Rechts  und  die  wahre  Frnheit  der  Btti^er 
haben  durch  dieselbe  gewonnen ,  und  die  Macht  der  Regierung' 
verliert  nicht,  wenn  sie  vor  Hiszbrauch  und  UebergriffiMi  in  . 
die  Sph&re  der  Rechtspflege  bewahrt  wird. '  Wie  verschie- 
den die  beiderlei  Gewalten  sind,  zeigt  sich  in  der  ErMimng 

'  In  dieaem  Sinne  darf  man  vrobi  an  die  Worte  Washington'« 
erinnern,  in  «einer  bewnndernawttrdigen  Abscbiedsadreeae  vom  Jahr  1796: 
„Ec  Ut  wichtig,  dui  die  HUoner,  welche  in  rinem  freien  Land«  an  der 
öSeotlicben  Gewalt  Tbeil  baben,  licb  innerhalb  der  rerfaNungBmieiigeii 
Grunzen  halten  nnd  nicht  die  einen  in  die  Befugnisse  der  andern  ilber- 
grdfen.  Dieser  0«lat  der  üebergriffto  strebt  danmch,  olle  Macht  an«- 
achlieulieh  in  aioh  lu  vereinigen,  und  folglicli  den  Deapotiamaa  elssti- 
fUhren,  in  welchem  State  immer  er  sich  zeigt.  Es  genügt  zu  wiesen, 
wie  sehr  die  Liebe  inr  Macht  und  die  Neigang,  diesellie  zu  miszbrauchen, 
dem  menschlichen  Hersen  nattlrlioh  sind,  um  diese  Wahrheiten  m  fühlen.) 
Daher  die  Nolhwendigkeit,  die.  ttitotliehen  Oewallen  durch  ihre  Tfaeilni^ 
Dod  Vertheilung  unter  mehrere  Inhaber,  welche  diese«  ölVenUiche  Qat  vor 
den  Eingriffen  Anderer  schtttien,  ins  Oteicbgewicht  in  bringen.  Es  ist 
nicht  minder  nothwendig,  die  Gewalten  in  ibrea  Schranken  la 
halten,  als  dieselben  einzosetien.- 
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des  Lebens  auch  darin,  da«z  nur  seilen  ausgeieichnete 
ätatsmänner  und  Regierungsbeamtete  ancb  gute 
Richter,  nnd  um^kehrt  selten  tüchtige  Richter  aueh  gute 
Regierungabeemte  waren. 

Das  Gericht  als  die  weniger  obrigkeitiidie- Gewalt  sieht 
mit  dem  Regiment  nicht  auf  einer  Linie,  sofidern  ist,  ob- 
vrobl  in  der  Hauptsache  ron  diesem  unabhängig,  doch 
demselben  untergeordnet,  Ähnlich  wie  das  Uen  dem 
Kopf. 

In  gewissem  Betracht  scbeiuen  dureb  die  Anerkennung 
dieses  Qe^eDsetees  die  statlichen  Einselgewalten  erschöpft 
SD  sein,  und  es  wird  begreifticb,  wenn  die  neuem  Ver- 
fessungen  gewöhnlich  nicht  darüber  hinausgehen.  Eine  nähere 
Prüfung  aber  Isszt  uns  noch  zwei  andere  Gruppen  tob  ein- 
selnen  Organen  and  Functionen  des  States  erkennen,  die 
swar  beide  den  höchsten  des  Regiments  nicht  blosc  unter- 
geordnet, sondero  geradem  von  ihr  abhttngig  sind,  die 
aber  beide  einen  besondem  Charakter  haben,  und  sich  von 
dem  des  eigentlichen  Regiments  darin  unterscheiden,  dasz 
der  herrschende  und  obr^keitbche  Charakter,  weldier  das 
Wesen  desselben  ausmacht,  hier  wiederum  zurücktritt.  Es 
sind  das 

IIL  die  Aufsicht  und  Pflege  der  geistigen  Cul- 
turrerbfiltnisse,  die  Statscultur,  und 

IV.  die  Verwaltung  und  Pflege  der  materiellen 
Erftfte  ui)d  Zustande,  die  Wirthschaft 

In  diesen  beiden  Gruppen  handelt  es  sich  nicht  um  das 
Regieren.  Die  grossen  Factoren  der  men8chH(dieu  Caltnr, 
die  Religion,  die  Wissenschaft,  die  Kunst  gehören  überall 
nicht  dem  Statsoi^anismus  an,  und  können  nicht  Ton  dem 
State  aus  bestimmt  und  erfüllt  werden.  Das  Verhältnisz  der 
Statsgewalt  auch  zu  den  fluszerlichen  Anstalten  der  Religion, 
der  Wissenschaft  und  Kunst,  zu  der  Kirche  und  Schule  ist 
demnach  ein  innerlich  verschiedenes,    von  dem  VrarhftItniSB 
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der  R^iieniDg  sa  den  Repeitea  in  der  SpbAre  de«  ei((enfe- 
)ich«)  Begiments.  Der  Stat  bot  aoch  hier  die  gemeine  Wvhl- 
bfart  KU  fördern  und  gemeioen  Sofaaden  abzuweaden,  aber 
er  ist  sich  bewaszt  und  wird  fortwährend  dar«!  eriaaert, 
dsflk  das  Weeea  dieser  Dinge  nieht  seiner  Herrschaft  unter- 
worfen sei.  Seine  Funclienen  und  dahv  hier  nicht  mass- 
gebend, nicht  Gebote  nodi  Verbote,  sondern  wesmtUcb  nar 
Aufsicht  und  Pflege. 

Aehnlich  verh&lt  es  sich  mit  d&e  vierten  Gruppe,  der 
Wirtbschaft  Das  charakteaistische  Homeot  in  der  Ver- 
waltung der  ISinkUnftn  und  Ausgaben  des  States,  der  Finan- 
zen, in  der  UnterstUtsung  des  bürgerlichen  Verkehrs  und 
der  ökonomischen  Wobl&hrt  der  Bürger,  io  der  Leitnag  der 
OffenÜichen  Arbeiten,  in  der  Beaufincbtigung  der  O^münden 
ist  nicht  Imperium,  noch  Vogtei  im  straigen  Sinne,  soodem 
wie  für  die  Culturbeziehuiigen  geistige  Sorge  so  hier  aaf 
das  Hateriellegerichtete  Pflege.  Der  spedfisc^  obrig- 
keitliche Charakter  kommt  hier  fast  gar  nicht,  der  weniger 
auf  die  statliche  Macht  und  das  Kecht  als  auf  tecbnisd» 
Eennlnisz  und  Erfahrung  begründete  Charakter  der  wirth- 
schaftlichen  Verwaltung  Überwiegend  zur  Spracba  In  kaner 
andern  Gruppe  nfthem  sich  denn  auch  die  Statsoi^ne  eo 
sehr  dem  Friratleben,  als  in  dieser;  das  Statprennögeo 
selbst  erscheint  geradem  im  Verkehr  einer  Privatpersan 
gleich.  Unter  allen  nimmt  sie  daher  die  unterste  Stufe  «in, 
eine  Stellung,  welche  mit  ihrer  Unentbehrlicfakeit  und  ihrer 
grossen  Ausdehnung  bis  in  die  Bewegungen  des  täglicheo 
Lebens  und  Verkehrs  hinein  keioeswege  im  Widerspruch  iaL 
Sie  ist  die  breite  Unterlage,  auf  welcher  der  Stat  ruht,  wie 
das  Re^meot  seine  höchste  Spitze  ist 

Die  Erhenntnisz  dieses  Gegensatzes  in  dui  öffientlichen 
Functionen  reift  erst  in  unserer  Zeit  allmählich  heran. 
Noch  leiden  wir  an  den  Uebeln  einer  Vermischung  der 
gebietenden    und    der    pflegenden    Thäügkeit.     Koch    wird 
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gel^entlich  befoblcn  näer  varbtAan ,  wo  Dor  verwaltet  werden 
sollte,  zuweilen  aacb  schene  Pflege  geflbt,  wo  die  obrig- 
keitliche Enei^e  durchgreifen  sollte.  Abw  ee  ist  doeh  schon 
besser  gewucden,  als  ee  vor  100  Jahrm  gewesen  ist;  nnd 
viele  InstitationeD  d«r  PSege  shid  bereits  gesondert  von  den 
eigentlichen  Regiment  and  werden  ohne  GewsltObung  in 
dem  wohlthfttigen* Geiste  wissenschaftlicher  und  technisch«' 
Sorge  verwaltet,  der  den  Cultar-  und  WirthschaftsbedUrf- 
nteseo  des  Volks  Befriedigung  verscbafit  und  die  Freihut 
Aller  respeotirt. 


Drittes  Capitel 

Dia  EntwieklniigBgeadiiehle  der  RepritamlaÜTverfanaag. 
I.  Die  (Hnkiachen  H«[cbit»ge  und  dts  engHsrhe  Parlnmenl. 

Der  niensehliche  Geist  arbeitete  mehr  als  sweitausend 
Jahre  daran,  bis  es  ihm  gelang,  von  den  noch  rohen  Formen 
der  antiken  VolksTereanimlangen  m  der  vollkommener«! 
Oestaltang  des  r^Mrfisentativen  Körpers  darchtndringea,  and 
noch  jelzt  ist  die  Vollendung  dieser  Arbeit  im  eineeln«) 
nicht  erreicht. 

Die  alten  Reichstage  der  fränkischen  Monarchie 
stehen  in  manchen  wichtigen  Besiehungen  wieder  snrttck 
hinter  den  rfiniisohen  Oenluriatcomilien.  Weder  die  Ordnong 
der  verschiedenen  Cleesen  und  SUtnde,  welche  daran  Theil 
haben,  ist  so  fest  gesichert,  noch  die  Berathung  und  Ab- 
stimmung so  Busgebildet,  als  bei  den  Römern.  Und  in  der 
Hauptsache  war  ee  doch  nur  die  Aristokratie  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Herren,  auf  deren  Mitwirkung  es.  wirk- 
lich ankam.    Das  ttitrige  Volk  wurde  nur  selten  um  s^ne 
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Ziutimmung  beft«gt  In  der  Rege)  wurde  ibm  du  Oeiete 
nur  Tericündet. ' 

Aber  io  einer^  nnd  zwar  in  eioer  sehr  erheblieben 
RAckncbt  Jsg  in  der  frfinkisclien  Einrichtung  ein  grotoer 
Fortschritt.  Die  antiken  TolkBrersaatmlungeo  beatuida) 
aui,  den  Bürgern  einer  Stadt,  die  aU  Gentmm  dea  States 
betrachtet  wurde.  Diew  Reichstage  aber  ruhl^i  auf  eiDem 
at>er  ein  weites  Land  rerbreiteten  herrsehenden  Volke,  uud 
«B  wurden  auf  ihnen  Tomebmlieh  die  Häuptlinge  dieees 
Volkes,  welche  hinwieder  einen  Anhang  unter  demselbeo 
und  Hecht  über  einselne  Ölenden  besaszeo,  zusammenbe- 
mfen  Aur  den  groazen  Reichstagen  des  Frül^ahrs  verst&rkten 
die  Gefolge,  welche  mit  den  Herren  hergezc^en  waren, 
nnd  die  anwesende  Menge  der  einfochen  freien  Eriegs- 
mftnner  das  Ansehen  und  die  Autorität  der  Groszen.  In  der 
Aristokratie  erblickte  das  Volk  auch  seine  Fuhrer  und 
Vertreter. 

Um  den  König  her  und  mit  seinen  Räthen  zur  Berathung 
und  Verhandlung  trat  so  das  Oberhaus  der  Herren 
(Maiores>  zusammen  j  in  einen)  weiteroi  Kreise  wurde-  bu- 
weilen  auch  die  niedere  Aristokratie  der  Mindern  (minores) 
Ober  ihre  Zustimmnng  Temommen,  meisteDS  aber  musste 
sich  diese  noch  bt^nhgen  anzuhören,  was  der  König  mit 
den  Herren  beBcblossen.  Erst  in  drittem  E^se  remahna 
das  Volk  der  anwesenden  Freien  die  Beschlüsse  seiner 
Hftupter. 

Ob  auf  die  Form  dieser  Reichstage  und  das  Vortreten 
der  Aristokratie  auf  denselben  die  alten  gallischen  Land- 
tage^ und  die  frühere  hohe  Stellung  der  keltischen  Druiden 

'  Vgl.  oben  Buch  IV,  C.  17  41c  6telleii. 

'  Die  alljUirliclien  VenAinmlnngeQ  iii  Arles,  welcbe  io  der  eriMn 
Hairte  dee  V.  Jahrhunderte  dem  südlichea  Oallien  von  der  rvmieehen  Re- 
giemn^  wieder  verstUtet  wurden,  und  auf  wekhen  die  liohen  well- 
Mehen  ond  geistlichen  Beamten  nnd  WUrdetrftger  (diehononii) 
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nnd  Rilt«r  auf  diesen  eioeo  Einfltuz  gehabt  habe,  ut  schwer 
zu  bestimmeD.  In  der  Hauptsache  ist  wobl  die  EtoridttaD^ 
germanisch.  ADenthalben  in  deu  deutschen  LOodeni  sehen 
wir  in  diesen  und  den  Iblgenden  JabrhnDdarten  das  Anaeb«i 
der  Aristokratie  —  die  «ebon  in  der  ufsprtttiglicheD  germ*- 
nischen  Terfossang,  wie  Tacitos  uns  l>eriebtet,  eine  edir  her- 
vorragende Stellung  inne  gehabt  —  im  Wachsthiune  begriffan. 

FrUhüeitig  gelangte  das  Reprftsentaüvsystem  aber  zu  einer 
ToUkommenern  Oeetaltung  in  England.  Eb  iisot  sieh  daher 
schicklieh  die  Darstellung  der  hobn^o  EntwicklungeatufeD 
an  die  Geschichte  des  euglischen  Parlaments  anlehnen. 

Das  angelsOchsisdie  Witenagemot  war  unter  den 
normannischen  Königen  —  welche  in  der  Normandie 
ebenfolls  ihre  arislokrafischen  Eottagn  zu  halten  gewohnt, 
und  oft  dam  genOthigt  gewesen  waren  —  bis  au  Anftiiig 
des  XIII.  Jahrhnnderts  in  die  höhere  Fcvm  eines  mit  groaian 
politischen  Rechten  ansgestatteteo  nOroszen  Raths"  der 
Nation  umgebildet  worden.  Dieser  grosze  Rath  beruhte 
aber  damals  noch  ganz  auf  dem  Lehenssjstem.  Die  Heer- 
schau der  Vasallen  und  Hofftete  waren  damit  verbiioden. 
Nach  der  Magna  Charta  Johanns  U.  von  1219  waren  zn 
demselben  berechtigt  und  verpflichtet,  alle  unmittelbaren 
Vasallen  des  Königs.  IMeGroszen:  ErzbischOfe,  Bischöfe, 
Aebte,  Grafen,  nnd  die  groeaen  Barone  sollte  der  König 
durch  persönliche  Briefe  einzeln  einladen,  die  Übrigen 


DDd  die  grosuD  Oatsberren  (_pot»emon»)  tid)  e)iifiind«n,  find  wm  m 
merkwürdiger,  tla  (ich  aof  4enMlbei)  bereits  dl«  RldiMr  mw  enttegeaan 
Gegenden,  die  verhindirt  waren  peraöalich  lu  erMhelneD,  dnrdi  Abge- 
ordnete (legall)  vertreten  lassen  darften.  Conit  BmorU  rt  TTtto- 
ietti  a.  413:  „Tllnstria  magolficentia  tna  id  per  aeptem  provinciaa  in  per- 
petnuin  IWet  caatodiri,  Dt  ab  Idibua  Aagnati  in  Idoa  SeptMubria  in  Am- 
latenal  nrbe  noveriat  hmoraU,  poMHaom  tW  juäktt  ringtäannit  pnvi»- 
etarwn  annia  ainguMa  «mettittm  eaae  Berranduih."  Der  Prkfrct  leitet  die 
Veraammlnng,  welche  fiber  die  Intereaaen  der  ProTinaen  ond  Städte  be- 
rMhaeblagt. 
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kOniglicben  VaMllen  dagegen  iBsgesammt  durch  Beine 
VugmfeD  nnd  Vögte.  ^ 

Wahrend  des  XIII.  Jahrhunderta  wurde  das  PHriameat 
bedeatend  enrahwt,  aaeh  Tim  ian  rtngim  /iinuntrnhting 
mit  der  LebeDSvev&nung  abgelMt,  und  so  sn  einer  wabr- 
haft  DBtionalea-  IiwtitHtion  erhoben.  Die  HanptMionwBte 
rbr  die  Aiisbildang  des  eagüMihen  ParisnieDta  sind: 

1.  Ausser  den  geistltcben  Fürsten  wurde  aueh  —  ins- 
besondere  wenn  Idrehliebe  Verhftltnisse  auf  dem  Parlaawnt 
mr  Verhandlung  Itamen  ■~-  dem  nieden  Eleras  eine 
VMtretni^  gestattet^  und  zwar  so,  daas  derselbe  in  jedem 
Decanat  oder  Archidiaconat  zwei  beTollmi-ohtigte  Ver- 
treter erwAhlen  und  zam  Parlaoient  abordnen  durfte.^  Die 
Qeistlichfceit  war  somit  als  Stand  vertreten,  und  kam  an- 
Eanga  auch  dfter  als  ein  fUr  sich  bestehender  Tbeil  des  I^r- 
iaments  getrennt  von  den  andere  zuaaniaieB.  SpAler  aber 
wurde  es  feste  Sitte,  dass  die  geistlichen  Herren  mit 
den  weltlichen  Herren  zusammen  Ein  Haus  der  Lords 
bildaten,  und  es  kam  auch  die  Abzthlnng  der  Stimmea  m 
diesem  Hause  ohne  Rudisiebt  aur  die  Verschiedenheit  de* 
Standes  und  der  Personen  anf.^ 

%,  Antängtich    waren    die  Grafen  und  grossen  Barone 

'  Magiui  CAsrtsJoh.  II.:  „Bt  »d  habendDoi  commuhw  muOhim  rtgmi 
de  BDzUio  M«iileodo  —  «abmoneri  faciemiu  Arcbiepiscopoe,  Episcopoa, 
Abbal«8,  Comitea  et  majores  barone«  ringiUatim  per  ütteraa  nostraa.  Et 
preterea  faclemus  BubmuLCri  in  generali  per  vicecomiteg  et  LalliToa  aoctros 
omiiM  iUoa,  qni  de  nobia  leneat  In  ckpite." 

*  Der  all«  JIoAm  («mmü  parlMMmIwH,  ftbKedrnckt  bei  Uoger,  Qe- 
whlobte  der  LuuliUüide  I,  S.  3ä9  uu  d^JAery  «pidl^.  HI,  S.  384,  ist 
freilich  Jutge  alcbt  ao  alt,  ala  er  aicli  aelber  ausgibt,  auch  aicher  Dicht 
au  dem  XII,  Jahrhandert,  wie  maoehe  meiocn,  aber  wahrec  fad  ■lieh  dock 
ans  dem  Bede  da«  XIIL  Jahrbnoderla,  ond  imaierliiD  ala  DanlellsBg  d«a 
alten  ParlaKiaiit«  böehtt  iatercaaaiU.  Daa  erat«  Capilel  handelt  voa  den  ' 
geistlicfaeii  Uitgliedeni.  Vgl  «ach  daa  Elnberafai^SKhreibca  Eduard  L 
Ti»  12S6  bei  GiMKri,  £Mai  a.  s.  f.,  8.  332. 

*  Tgl.  darüber  Blaekalon«,  1.  2,  2. 
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.  mit  den  UbrigeD  Reiehsrittern  io  Einer  VersunmlHng.  In* 
deasen  mochten  sdion  in  ftiterer  Zeit  die  persönlich  ge* 
laden««  Herren  (die  majores,  baiones,  primae  d%nitatit) 
als  die  mächUgeren  und  vornelunwen  Barone  —  der  Uoda« 
tenendi  parliMnentum  ftwdert  von  einer  groMen  BaroBie 
mindestoiM  drcözefaD  Rittei^ter  —  in  derselben  «faie  bßbera 
AutoriUU  beteeeen  haben,  and  anch  wohl  oft  allein  baftag« 
worden  sein.  Die  Leitung  der  Gerichte,  derPoliaai  uad  der 
Milizrerwaltang  war  gKOMsealhabin  ilonn  Händen,*  WUirend 
dee  XIU.  Jahrhanderla  aber  tritt  die:  Uatereohddang  beide* 
CSassen  immer  beatiiamter  hervor. 

Diunit  «tand  die  Erweiterung  der  Ritterschaft  in 
VertHndoBg.  In  den  GraAebeften  gab  es  neben  den  «amii- 
telbaien  Vasallen  des  ECnigs  noch  nele  andere,  oft  noch 
reioboe  Vasallen  der  FUnlen,  Grafen  und  Herren,  weMM 
mit  den  Reidisrittem  an  dem  Ratbe  und  i)er  Verwaltirag  dM 
GraAchaft  llieil  halten.  Man  fing  nun  an  nicht  mehr  wie 
früher  die  unmitlelbaren  mindwn  Vasallen  in  Hasse  »im 
Parlament  su  rufen,  sondern,  da  ohnehin  moht  alle  harnen, 
noch  die  Anwesenheit  einer  so  grossen  Zahl  wttnscfaenswmlh 
schien,  eine  geordnete  Abordnung  der  Ritterschaft  zu 
veranstalten.  Ans  jeder  Grsfechaft  sollten  zwei  Ritter  fOr 
sidi  und  (Ur  die  flbrigen  ers^einen.  Von  da  an  war  ea  nnn  - 
natOrlich,  dasz  an  den  Grafocbaftswahleu  aneh  die  andern 
bei  den  Steuern  und  fibrigen  Landesinteressen  nidit  nündar 
betheüigten  freien  Lebenstrftger  Theil  nahmen  und  er- 
hielten. Durch  diese  VerAnderung,  welche  seit  der  Uitte 
des  Xin.  Jahrhunderts  aufkam,  wurde  eine  auf  Wahl  be- 
ruhende Repräsentation  der  angesehenen  freien 
Grundbesitzer  zu  einem  eigenthUrolicben  Bestandtheile 
des  Parlaments  erhoben.)  Der  Charaktw  einer  Vertretung 

*  OnelBt,  Engl.  Verf.  II,  «U. 

'  Amschrdben  Hefnrlcba  III.  vod  1354.     Die  BberiOb  Ronen  ot- 
wUilen  Immii  In  jeder  Onfaebafl:  „diioc  I^ffeHoree  et  dlaeretioraa  mültcB, 
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Aea  freiea  Grandbesitzes  erhielt  äeh  in  der  Folge  nieht 
blo«K,  soodem  warde  durch  die  ZoluMiBg  alW  FmmawBo 
Ulm  StimmTCcbt,  welche  tod  Fragfltem  äa  icgelmianges 
jfthrHcbes  ESakommcD  h^MO,  anfangs  ron  40  Sdüllingea, 
spUer  rou  40  PfiiDd,  seit  der  Refwoiaete  von  1832  selbst 
der  BeÄteer  tod  Frei-  odo-  He^ergtUeiii  mit  einem  Ein- 
kommen  von  10  FTiiad,  aod  der  grOoem  Zei^iiditer  be- 
deotend  erweitert" 

3.  Ein  ganz  neues  Element  kam  nun  doich  die  Ter> 
tretung  der  Bt&dte  und  der  Burgeo  hinm.  Zuerst  berief 
der  Graf  Leicester  im  Kamen  Htinriebs  HL  im  Jahr  1384 
Abgeordnete  einer  Anzahl  von  SUdten  und  Burgen  lam 
Parlament,  in  ihnen  eine  Vent&rkang  sodiend  sdner  Macht.' 
Früher  war  wcAl  etwa  von  den  EOnigea  mit  rinafdnea 
Stidten  unterhandelt  worden,  wenn  von  densdbea  Beistonem 
verlangt  wurden.  Für  London  war  dien  in  der  Magna  (äarte 
von  1215  auadrOcklich  voi^esehen.  Aber  nun  zuerst  wurde 
eine  Versammlung  der  Abgeordneten  des  Borger- 
standes  veranstaltet.  Unter  Eduard  I.  (1271— 1S07)  be- 
festigte sich  die  Einricbtui^. 

In  den  ersten  Zaten  wurden  die  Abgeordneten  der  tant 
Seebftren  —  anfongs  Barone,  nicht  BUrger  —  sodann  der 
Btadte  (cives),  endlich  der  Burgen  (bm^enses)  unter- 
schieden. Den  untenten  Bang  nahmen  -die  Boi^leute  ein, 
der  B«ichthum  und  das  Ansehen  der  Städte  gab  den  StAdtem 
einen  böbem  WerUi.  "  Später  vereinigten  sie  sich  zu  Einon 
—  dem  dritten  od«-  Bürgerstande,  dessui  Bedeutang 

vice  omniuin  et  singDloram."  Modul  ten.  pftrl.  e.  4;  n^igi  fkcerent  qni- 
libet  de  BQD  comitatn  per  iptum  eoauttUum  dnos  milltec  idoneo«  et  ho- 
ueatoa  et  peritoa." 

*  Blaekstone  I.  2,  5.  E.  Pkuli,  Bilder  «u  AltragUnd.  ISU. 
S.  79. 

*  Auuchreibeii  toq  1264;  »qnod  raitUnt  doM  de  dlaeretloribaa,  le- 
gmlioribai  et  probioriboB  Uun  eivAw  fsoM  bttryduAiw  mm" 

'"  Ueskn«  Bet(imnian(«ii  darüber  In  dem  Hodaa  ten.  pu-L 


nigiii^ayCoOgle 


Dritte« Capitel.  BatwkUni>gsgeseliichl«derRepTi»en(atiTverflis«ing.    idü 

fartwOhreod  zunahm  ^  und  besonders  seit  ihrer  Einigung  mit 
den  riUerlichen  Vertretern  der  Grs&chaften  der  ganzen  Hai-, 
tung  des  Parlamente  einen  uenen  Charakter  gab.  Der  alten 
Erbaristokratie  waren  so  zwei  neue  durcb  demakratüche 
Wahl  bezräcbnete  Bestandtbeile  —  ein  ritterachafüiches  und 
ein  reprAsentatir-btlTgerlichee  zur  Seite  getreten. 

4.  Diese  neue  Phase  der  Entwicklung  erlangte  durch 
die  Bildung  des  Unterhauses  eine  feste  Gestalt.  Eine 
Zeitlang  schwankte  die  Stellung  der  Ritterschaft  zwischen 
dem  Anschluez  an  die  Barone,  besonderen  Verssmmlungen 
imd  der  Vereinigung  mit  den  Borgern.  Während  der  Re- 
gierung Eduards  UI.  (1327—1377)  wurde  die  letztere  zu 
bleibender  Regel,  und  dem  Hause  der  Herren  (Lords) 
reihte  sich  nun  die  Versammlung  der  Gemeinen  (Com- 
moners)  als  Unterhaus  an:  „les  communaltes  des  dite 
Conotetz,  Cites,  Bui^hs  et  autres  lieux  du  roiaume,"  wie 
es  in  einem  Statut  ron  1835  heiszt.  Es  scheint,  dasz  die 
Vertretung  der  niederen  Geistlichkeit  später  auszer  Uebnng 
kam.  Dagegen  wurden  seit  1299  auch  Abgeordnete  der 
Unirersitaten  Oxford  und  Cambridge  herbeigezogen. 

Diese  Theilung  des  Parlaments,  an  dessen  Spitze  der 
König  stand,  in  zwei  Häuser,  welche  in  gewissem  Sinne  die 
hocharistokratischen  und  die  allgemeinen  niederaristokrati- 
schen und  demokratischen  Interessen  vertraten,  und  insbe- 
sondere die  Verbindung  der  Ritterschaft  und  der  Bürger, 
von  Land  und  Stadt  —  beiderlei  Abgeordnete  hatten  ihre 
Vollmacht  den  Volkswahlen  zu  verdanken  —  zeichnet  die 
englische  Einrichtung  aus,  und  wurde  das  Vorbild  des  spätem 
Zweikammersystems. 

5.  Es  dauerte  eine  Weile,  bis  das  Princip  der  Stats- 
einheit,  im  Gegeusatze  zu  der  Sonderstellung  und  den 
Sonderinteressen  der  einzelnen  Stände^  das  ganze  Par- 
lament durchdrang.  Indessen  auch  dieser  grosze  Fortschritt 
wurde  in  England  schon  zu  Ende  des  XIH.  Jahrhunderts 

Rluntschli.  lllffenwineii  Sta(>T«cht.    I.  30 
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genriBcht.  Schon  der  Modus  tenendi  parliainentum  spricht 
den  Gedanken  bestimmt  ans,  und  obwohl  damals  ooch  sechs 
Stufen  (Iet4  Parlamente  (EOnig,  geistliche  Herren  and  Abge- 
ordnete des  niedern  Klerus,  weltliche  Herren,  Ritter,  Stadter 
nnd  Bui^leate)  unterschieden  wurden ,  l>ericbtet  derselbe 
doch  von  einer  eigenthnmlichen  Manier  zur  Einheit  zu  ge- 
iHngen.  In  schwierigen  Fällen  nämlich,  wo  die  Meinungen 
Hiieeinaiiderf^ehen,  können  mit  Bewilligung  des  Parlenientes 
die  drei  Hofbeamten  einen  Ausschuss  von  XXT  erwählen 
aus  allen  Stünden,  nämlich  a)  2  BiscbOfe  und  3  Abgeordnete 
rtefi  Klerus,  b)  'i  Grafen  und  3  Barone,  c)  5  GrafechHl)»- 
i-itter,  d)  S  StädtebUrger,  e)  5  Bui^männer.  Diese  XXV 
kJtimen  sich  selbst  durch  Wahl  auf  XII,  diese  hinwieder 
auf  VI,  und  die  auf  III  vermindern,  mit  des  Königs  Erlant>- 
itisz  kennen  sogar  die  III  auf  Einen  abstellen,  und  was  so 
in  dem  Falle  der  Ausschtisz  verordnet,  das  gilt  wie  wenit 
das  ganze  Parlament  es  verordnet  hätte.  *■ 

6.  Das  Hans  der  Lords  erhielt  noch  mehr  den  Charak- 
ter einer  persönlichen  hohen  Aristokratie,  seitdem  die 
Stellen  der  Lords  abgelöst  wurden  von  dem  Zusammenbang 
mit  bestimmten  HeiTschaften ,  und  lediglich  nach  der  Fa- 
milienerbfolge übergangen,  während  auf  dem  ContiDent  die 
Wurde  eines  parlamentärischen  Standesherrn  durch  den  engen 
Verband  mit  eigener  Herrschaft  desselben  alterirt  wurde. 
Durch  die  Reformation  und  Aufhebung  der  Klöster  im  XVI. 
Jahrhunderte  verminderte  sich  die  Zahl  der  geistlichen  Herren 
be<leutend.  Die  weltlichen  dagegen  wurden  von  Zeit  zu 
Zeit  durch  königliche  Ernennungen  erfrischt  und  für  Rechts- 
sachen r^elmäszig  durch  den  Zuzug  der  XII  Oberrichter 
vermehrt, 

Nachdem  SchoUland  (1707)  und  Irland  (1800)  mit  Eng- 
land vereinigt  wurden,  kamen  16  von  dem  schottischen 


'  Mod.  < 
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Adel    erwfthlte  Psirs   und   4   Qeiatliche,   und   28   weltlicüo 
iriacbe  hinzu. 

Die  grosze  Mehrheit  des  Baueee  (Ober  rier  PQnftheile) 
beateht  somit  atis  Erbadel,  alter  er  wird  ergAnxt  durch 
geiaUichen   und    weltlichen   Amteadel    und    durch   gewählte 

7,  Das  Ansehen  und  die  Hacbt  des  Unterhauses 
stieg  besonders  seit  den  grossen  RevolutioBsstOroien  des 
XVn.  Jahrhunderts,  gnd  den  Kämpfen  mit  den  Können 
aus  dem  Hause  Stuart  um  bui^erliche  FreiheiL  Die  bef- 
ugen confessionellen  Streitigkeiten  des  XVI.  und  XVII. 
Jahrhunderts  aber  hatten  «ne  Besclir&nkung  der  Theil- 
nahme  an  dem  Parlament  auf  die'  Anhänger  der  protestan* 
tischen  Confession  zur  Folge.  Erst  im  Jahr  1828  wurden 
auch  die  rOmisoh^kathnlischen  Unterthsnen  —  dl^  Priester 
ausgenommen  —  wied«r  fQr  berechtigt  erklärt,  als  Paifffl 
oder  als  Gtemeine  in  das  Peilnnient  aufgenommen  zu 
werden. " 

Von  hoher  Bedeutung'  aber  ft)r  die  Ziisumnieneetzung 
des  Unterhauses  war  die  Keformacte  von  1832.  '^  Seitdem 
die  Städte  und  Bulben  zuerst  bezeichnet  worden  waren, 
welche  Vertreter  in  das  Parlament  zu  senden  hätten,  hatten 
steh  die  Verhältnisse  sehr  verändert.  Eine  grosze  Zahl  ins- 
besondere von  Burgflecken  war  gesunken,  und  in  völliga 
Abhängigkeit  von  der  hoben  Aristokratie  gerathen ,  die  ohne- 
hin in  dem  Oberhause  hinreichend  bedacht  war.  Einzelne 
Städte  hatten  umgekehrt  g^en  früher  an  BevOlkeruug  und 
Reichtbum  sehr  zugenommen,  andere  n-arui  neu  entstandeD 
und  zu  groszem  Ansehen  gelangt,  ohne  eine  Vertretung  im 
Parlament  zu  haben.  Einige  Grafschaften  waren  im  Ver- 
hftltnisz  zu  andern  viel  bedeutender  geworden.  Die  ß^formbill 

'*  Die  Acle  iat  im   Original  und   in  d«ut>ch«r  UeberMUung  tbge- 
dmekt  bei  Schobert,  TerfaManpurkanden ^  L  Bd.,  6.  198. 
"  Ebenda,  8.  XU. 
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hatte  nun  die  Absicht,  die  Reprfisentation  im  Unterhanse 
den  veränderten  Verhältnissen  anzupassen ,  und  zugleich  das 
Stimmrecht  der  W&hler  in  den  Gratehaften,  Btidten  nod 
Btu^ecken  angemessen  auszudehnen.  ■* 


Vi«rte8  GapiteL 

II,  Slündilche  KntwicklunK  in  andern  Stilen. 

Auf  dem  europtüschen  Cootineot  zeigen  sich  ganz  Ahn- 
liche Bestrebungen  und  Versuche  zur  Ansbildimg  eines  stAo- 
diach-reprftsentatlTen  Systems  wie  in  England.  Aber  Überall 
wurde  TOroehmlich  seit  der  EinfUhmng  stehender  Heere  und 
in  Folge  der  groszen  und  zahlreichen  Kriege,  welche  Europa 

"  Folgender  Ueberbilck  Über  die  BildoDg  des  eDgUscheii  Parlament« 
nach  der  Reronnbili  in  nneerer  Zeit  mag  hier  beigefilgl  werden: 

I.  Oberhaae.  IL  ODterhans. 

Prinzen  vom  kttnfglichen  A.  England; 

OebtQte  3  ^*  ^°"  '^^  ^  Qrafacfaaften  143 

2.  Ton8lädtenu.BQrga«d[en  334 

Herzöge 38  g  yon  UniverritäUn    .     .     .  _4 

Marqaesaee 31  f33)  •  47J 

*^"''™ "'^^«»^.Vot'nGraf.b.ftan.    .     15 

^'•«"nt» 26  (32)        2,  Von  Bargen J4 

Barone 132  (1*7)  2» 

_    ,.    ,„  C.  Schottland: 

Br»b«ch«f.         der  engl.       3  ^   y„„  3^,  (jraf^haOen    .     .     30 

Blsobttfe         J    Kirche.    27  2.  Von  Städten  nnd  Borgen    23 

Schott  gewählte  Peers  .16  "      b» 

,.  \  D.  Irland: 

Irlindi^^h.     reprtsentir.  ^  v„„  33  Q^f^h^fen   .    .    «4 

Pwsrs aa  2.  Von  Stidten  und  Flecken    39 

HitgliiHler  UÜ  3.  ÜniveraiUU  Dublin  ...      2 

11» 
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•  Dis  KbotÜK'hpn  und  Irischen  iiinil  hiw  mitgetlhlt.  - 
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zerfleiKbten ,  der  ZusatnmenhaDg  iler  Entwicklung  unter- 
brochen, bevor  dieselbe  zu  einer  nationalen  Gestalt  durch- 
gedrungeD  war. 

1.  Am  frOhesten  und  zugleich  in  groszer  Auadehming 
UndeD  wir  eine  Erweiterung  der  sl&ndisclien  Th^lDabme  in 
der  pyrentüfichen  Halbinsel.  Das  EOnigreich  Aragonien 
war  in  der  That  eine  Republik  mit  eineni  Könige  an  der 
Spitze.  Nicht  bloss  der  Adel,  der  meistens  roii  germani- 
schem Geblute  das  Land  den  Saracenen  mit  dem  Schwerte 
wieder  entrissen  hatte,  und  die  Geistlichkeit,  deren  Eiu- 
fluBz  durch  die  K&mpfe  der  Cbristeo  mit  den  Muselmanaeni 
an  Bedeutung  8t«igen  muszte,  sondern  schon  zu  Anfkng  des 
XII.  Jahrhunderts  scheinen  auch  die  Stftdte,  in  denen  die 
romanisch-cbristliche  Bevölkerung  das  Uebei^ewicht  hatte,  in 
der  Versammlung  der  Cor t es  vertreten  zu  sein.  Die  Macht 
der  Cortes  gilt  höher  als  die  des  KOuigs.  Berühmt  ist  die 
ait-hergebrachte  Huldigungerormel  der  Stände  ron  Aragon, 
welche  das  bezeugt:  n^ii*  die  wir  so  viel  gelten  als  ihr, 
und  die  wir  mehr  vermögen  als  ihr,  wir  erbeben  euch  zu 
uuserm  König,  Herr,  unter  der  Bedingung,  dasz  ihr  unsere 
Rechte  wahret,  wo  nicht,  nicht." '  Ein  einziges  Mitglied 
der  Stände,  welches  die  Einstimmigkeit  verhinderte,  war 
schon  mächtig  genug,  die  Durchsetzung  der  königlichen  Vor- 
schläge zu  hemmen.  Zwischen  den  Fürsten  und  den  Cortes 
richtete,  wenn  es  zum  Streite  kam,  der  von  dem  Könige 
unabhängige  und  nur  den  vereinigten  Übrigen  Stat^ewalten 
hinwieder  verantwortliche  Oroszrichter,  Justitia.  Die 
Statseinheit  al>er  war  durch  diese  innern  Gegensätze  zer- 
spalten. 

Iii>  Gastilien  erschienen  schon  1169  städtische  Abge- 
ordnete auf  den  Cortes  von  Burgos,  iui  Jahre  1168  finden 

'  No«  i^u«  vdleDHH  UoLÖt  como  voa,  y  que  podemos  um  qne  vos, 
<M  aieniM  nnectro  Hey,  eenor,  wn  lal  que  gnardeiii  aufstroa  fucraa;  ai. 
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wir  47  Städte,  1315  90  SUdte  repriseiilirt.  Das  XV.  Jahr- 
hundert  war  auch  in  Caatilien  das  Zeitalter  der  ständischen 
-llachL  Die  städtischen  Procuradores  halten  sogar  das 
Uebergewicht  erlangt  Ober  Klerus  nud  Adel.  Dann  aber 
brachte  die  fiSfersncht  der  ungesehenaten  Städte,  Bdi^os  und 
Toledo  und  die  Kämpfe  der  Oeschlecbter  uoter  sich  und  mit 
der  gemeinen  Bttrgerschaft  die  Oeaammtmacbt  d«- Städte  ins 
Sehwanken  und  an  dem  inneren  Zwiespalt  scheiterte  die 
Erhebung  der  Städte  gegen  Karl  V.  (1520.) 

Gegen  Ende  dee  XVI.  Jahrhunderts  anternahm  es  Phi- 
lipp n.  von  Spanien,  die  Macht  der  Cortes  «i  bre<^en, 
und  obwohl  auch  er  noch  die  Formen  schonte,  verfiel  doch 
die  mittelalterliche  Selbstständigkeit  der  Stände,  und  di« 
absolute  Monarchie  errichtete  auf  den  Ruinen  der  btlrgerlichen 
Freiheit  und  des  bürgerlichen  Wohlstandes  ihren  Thron, 
dessen  Umsturz  unser  Jahrhundert  gesehen  hat.  ^ 

In  Portugal  nahmen  an  dem  Reichstage,  welch«!  der 
nur  dem  Schlachtfelde  zum  ECnig  von  Portugal  erhobene 
und  von  dem  Papste  bestätigte  Alfonso  I.  im  Jnhr  1143 
zu  Lamego  versammelt  hatte  und  welchej  fttr  das  neue 
Königreich  Grundgesetze  gab,  neben  Ersbischöfen  und  Bi* 
schöfen  nnd  andern  Edeln  auch  „Prncuratoren"  FUr  eine 
Reihe  von  portugiesischen  Städten  Antheil. "  Der  KOnig 
liesz  sich  nochmals  von  dem  Reichstf^e  als  König  bestätigen. 
Als  das  geschehen  war,  sprach  er,  das  blosze  Schwert  in 
der  Hand:  „Mit  diesem  Schwerte  habe  ich  euch  befrät  und 
eure  Feinde  gesohlten,  und  ihr  habt  mich  zu  eurem  Könige 
und  Genossen  gemacht.  Da  ihr  aber  mich  dazu  gemacht 
habt,  1o  laszt  uns  nun  Gesetze  geben,  durch  w^che  unser 
Land    in  Frieden   sei."    Sie  alle  sagten:    „Wir  wollen    ea, 

'  Vgl.  RkDke:  PtirsUii  and  Völker  von  Sttdeurapn  I,  6.  2fi2  ff. 
'  LegM  LamMciiwa,  mbgcdruchl  bei  Sefanbert,   Verf.  II,  8.  127: 
nproeorante»  boiMin  pralem  per  nuM  civiialei,  per  Colinbrtun,  per  Vi- 
,  per  Laraecinn"  n.  b.  f. 
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Herr  König."  Da  rief  der  König  aUbald  die  Bischöfe,  die 
M&nner  von  Adel  und  die  Procuratoren  (die  Vertreter  der 
Städte)  auf,  und  sie  spraclien  unter  einander:  „Laazt  uns 
.  vorerst  Gesetze  machen  nber  die  Erbfolge  im  Königreich," 
und  sie  machten  die  nnchfolgenden.  Mehrere  Jahrhunderte 
lang  erhielt  sich  in  Portugal  eine  freie  Verfassnng,  bis  auch 
ihr  erst  die  erhöhte  kriegerische  Mnclit  und  der  R«icbthuni 
der  Könige  gefährlich  und  sodann  ihre  Heri-schsucht  verderb- 
lich wurde.  Doch  wurde  sie  gleichzeitig  mit  der  Erhebung 
des  Hauses  Braganza  auf  den  Thron  (1641)  im  wesent- 
lichen enienert,  und  es  nahmen  „die  drei  Stände,'  das 
beiszt,  der  Klerus,  der  Adel  und  das  Volk  des  König- 
reichs" dtts  Recht  in  Anspruch,  „einem  tyninniscben  König 
den  Gehorsam  zu  verweigern ,  einen  neuen  König  anzuer- 
kennen und  mit  diesem  die  rechtuiäszige  Thronfblge  zu  be- 
stimmen." Dhs  achtzehnte  Jahrhundert,  lies«  über  auch  hier 
das  ständische  System  untergeben.  Schon  164S  war  ein. 
„  Ausscbusz  der  drei  Stände"  (Junta  dos  tres  Estados)  errichtet 
worden,  mit  welchem  die  Regierung  lieber  verkehrte  als 
mit  den  Ständen  selbst.  Die  Curtes  wurden  in  der  zweiten 
Hälfte  des  XVll.  Jahrhunderts  nur  selten,  im  XVIII.  Jahr- 
hunderte gar  nicht  mehr  berufen.  Erst  unsere  Zeit  hat  die 
Wiederbelebung  dieses  Instituts  in  neuer  Form  und  mit  man- 
cherlei Schwankungen  erfahren.  * 

2.  In  dem  mittlem  Europa  kommt,  wie  in  England,  eine 
Vertretung  der  Städte,  beziehungsweise  des  BUrgerstan- 
des  erst  während  des  XIII.  Jahrhunderts  in  Aufuahme. 
Zwar  berichtet  uns  eine  alle  normannische  Chronik,  dasz 
Wilhelm  der  Eroberer,  als  er  für  säne  Ansprüche  auf  Eng- 
land sich  zum  Kriege  vorbereitete,  auch  die  „Notabein  der 
niu-maonischen  Städte"  (gens  notables  des  bonnes  villes  de 
Nnrthmandie)    neben   den   „Baronen"  zu    einem   Reichstage 

*  Vgl.  Schubert,  Verrassyngen  II,  8.  13l>  IT, 


nigiii^ayGoogle 


472      FOnflea  Buch.    Der  gesatzgebenda  Körper  und  das  Gesetz. 

berufen,  und  mit  denieelben  Gesetze  und  Yerordonngen  ge- 
macht habe.  *  Allein  dieser  Bericht  ist  oöenbar  durch  die 
AnschanuD^sweise  einer  spätem  Zeit  entstellt  worden,  und 
die  altern  Erzählungen  reden  nur  von  dem  Adel. 

Vor  dem  XIII.  Jahrhundert  sind  die'  BUrger  der  StOdte 
noch  nnter  der  Menge  des  „Unistandes"  verboi^eu,  noch 
ein  nicht  ausgeschiedener  Theil  der  ungeordneten  Volks- 
menge, oder  wenn  etwa  auch  die  Städte  berücksichtigt 
wurden,  so  wurden  dieselben  noch  durch  ihre  Stadtherren 
und  Vögte,  wie  andere  Herrschaften  vertreten." 

Dagegen  wnrden  von  den  französischen  Königen  in 
den  Jahren  1227,  1240,  1245,  1256  u.  s.  f.  BUrger  der 
„guten  Städte"  zur  Berathung  wichtiger  Dinge  und  in  der 
Absicht,  die  Unterstützung  der  Städte  zu  gewinnen,  zuge- 
zogen. Unter  Philipp  dem  Schönen  wurden  zuerst  1302^ 
die  drei  Stände  (Geistlichkeit,  Adel,  Bürger)  zu 
einem  allgemeinen  Reichstage  znsammeuherufen,  da  der 
König  in  seinen  StreitigkeiteD  mit  dem  Papste  Bonifadus  vm. 
der  Zustimmung  und  Httife  der  Nation  sich  Tersichera 
wollte:  und  unter  Ludwig  X.  (1314—1316)  galt  es  bereits 
als  ein  fester  ELechtssatz,  dasz  ohne  die  Zustimmung  der 
drei  Stände  keine  Steuern  erhoben  werden  dürfen.  Ja  in 
der  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  hatten  die  Stände  sogar 
die  Regierung  in  ihre  Gewalt  gebracht  und  unter  den 
Ständen    der    dritte    das    Uebergewicbt    erlangt ,    bis    die 


*  Abgedruckt  bei  Bougutt.  Scriplores  rer.  Call.  XIU,  6.  221.  Vgl. 
Uoger,  Oe«ch.  der  Undstäude  I,  S.  236,  277. 

'  Ee  gilt  da^  aach  von  d«n  Hoftageo  der  machligeieii  deutsciien 
Füraten,  welche  aus  den  früberen  Landtagen  der  Stämme,  deu  placila 
prOTiucialis  durch  Einwirkung  des  Lebenswesens  enlstanden  waren,  auf 
welchen  nach  dem  Scbwabeuepiegel  (Wackernagel ,  c  118)  die  Fiir- 
Elen,  Qrafen,  Freien  (Herren)  und  Dienatlente  eracbeinuu  mitsBea, 
„die  bürge  und  stete  (Burgen  und  Städte)  in  ir  lande  bAnL." 

'  Anch  in  der  Bretagne  erscbeint  der  dritte  Stand  zuerst  im  Jahr 
1309  auf  dem  Undtsge  x\i  PJoermel.    Schaffner  II,  S,  171. 
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demokraträche  Bewegung  zum  äufisersten  fortschmtend  die 
Gewalt  in  die  Arme  dee  Pöbels  verlöte  und,  dann  in  dem 
eigenen  UebermHaz  ante^ng.  Die  Reactioo  erhöhte  die 
königliche  Macht,  und  eine  Zeitlang  (1883 — 1412)  rennied 
man  die  Reichsetande  zu  berufen.  Doch  kamen  dieselben 
seit  der  Reform  von  1413  wieder  öfter  zusammen  und  auch  im 
XVI.  Jahrhundert  noch;  obwohl  seit  Ludwig  XI.  das  Bjatem 
der  absoluten  Monarchie  in  Frankreich  wuchernd  um  sich  griff, 
finden  sich  einzelne  Versammlungen  der  Generalstände 
(itaU  gin^avx),  z.  B.  1&60,  1576,  1586,  1583.  Seil  Lud- 
wig XIV.  (1648—1715)  scheinen  dieselben  in  völliger  Ver- 
gessenheit begraben,  bis  zu  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts 
der  Sturm  der  Revolution  sie  wieder  an  das  Tageslicht 
brachte. " 

Diese  St&nde  galten  zunächst  als  Vertreter  ihrer  be- 
sonderen eorporativen  Interessen.  Jeder  Stand  stimmte 
fttr  sich,  und  die  einzelnen  Abgeordneten  der  Städte  er- 
hielten sogar  Instructionen  von  ihren  Auftra^ebern.  Zu 
voller  nationaler  Ausbildung  gelangte  das  Institut  nicht,  so 
wenig  als  zn  einem  dauernden  und  wohlgeregelten  Leben. 

3.  Ebenso  gebt  die  Ausbildung  der  landständischen 
Verfassung  in  den  deutscheu  Territorien  während  des 
XIII.  und  vorzüglich  im  XIV.  Jahrhunderte  vor  sich,'  Die  Ver- 
tretung der  Städte  auf  den  deutschen  Reichstagen  ftngt 
seit  dem  Könige  Rudolf  von  Habsburg  (1272—1 291)  an  regel- 
mäszigzu  werden.  Aberso  wenig  dasColl^um  der  Kurfürsten, 
oder  das  der  Fürsten  und  Herren  zu  einem  Oberhaus  wurde, 
so  wenig  wurden  die  Bänke  der  StOdte  zu  einem  Unter- 
haue. Der  Gesichtspunkt,  dasz  dort  und  hier  in  der  Haupt- 
sache selbständige  FUrstenthümer  und  Republiken 

*  Sahäffner,  franz.  RecbUgeech.  II,  6.  276  ff.  SaVitry,  histoire 
des  etaU  g^D^raux.     Paria  1846. 

*  Vgl.  den  Artikel  LaDCtstünde  von  K.  Maurer  im  Iteutschea  SlntS' 
Wörterbuch. 
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durch  ihre  Häupter,  nicht  aber  die  verschiedeneD  Bestand- 
theile  äee  Volkes  vertreten  seien,  und  dasz  die  Landes-  und 
Stadtherni  auf  den  Reichstagen  voraus  ihre  Selbständigkeit 
t^egen  den  Kaiser  und  ihre  Herrschaft  über  die  Territorieu 
SU  Tcahren  berufen  seien,  war  vorherrschend  uml  hinderte 
eine  nationale  parlamenlarieche  Entwicklung. 

Innerhalb  der  einz^en  deutschen  Länder  aber  kam  es 
Ibst  überall  zu  einer  landsttindisüheD  Verßtssung.  Auf  diesen 
I^ndstftnden  hatten  wieder  die  drei  Stände  Theil,  die  an- 
fangs als  gesonderte  Stände  berufen  wurden,  im  Verfolg 
aber  zu  Einer  gemeiosamen  Landschaft,  zu  dem  eigent- 
lichen Landtag  verbunden  wurden: 

a)  Die  Prälaten  im  Lande,  BiachOfe  und  Aebte,  welche 
früher  wohl  versucht  hatten  sich  von  den  Hoftagen  der  Lan- 
desfUrsten  zurückzuziehen,  und  ihre  Iinmunitätsrechte  au  ei- 
gener voller  Herrschuft  auszudehnen,  fanden  es  seit  der 
Mitte  des  XIV.  J^rhunderts  gewöhnlich  in  ihrem  Interesse, 
als  erster  Stand  an  den  Versammlungen  der  Landstfinde  Tbül 
za  nehmen,  i" 

b)  Der  Adel.  In  manchen  grttszern  Ländern,  vorzüg- 
lich in  Oeat erreich,  Böhmen,  Knrsachsen  wurde  der 
Herrenstand  der  Fürsten,  Grafen  und  Herren  unterschie- 
<lei]  von  der  mittelfreien  Ritterschaft,  in  Sachsen  sogar 
ähnlich  wie  in  England  die  meistens  reichsunmittäbaren 
wettlichen  Herren  mit  den  Prälaten  und  die  Ritter  mit  den 
Abgeordneten  der  Städte  verbunden.  In  vielen  andern  Län- 
dern aber  wurden  die  gewöhnlich  wenig  zahlreichen  Glieder 
des  hohen  Adels  mit  der  übrigen  im  Lande  begüterten  Rit- 
te r  s  c  h  a  ft  oder  Mannschaft,  unter  welcher  auch  die 
Dienstleute,  insofern  sie  LehensgQter  besaszen,  begrifTen 
wurden,  zu  einem  Stande  verbunden."  So  in  Bayern, 
Schlesien,  Braunschwelg,  Brandenburg,'Thüringen, 

"  Uager,  Geachicfate  der  Undot.  I,  8.  21U.  U,  8.  34  IT. 
"  Unger,  II,  S.  44  u.id  66. 
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Pommern  u.  s.  f.  Diese  Ritterschaft  war  abrigens  ein 
sehr  zahlreicher  Körper,  indem  dieselbe  gewöhnlich  nicht 
bloss  Ausschüsse  der  Ritter,  sondern  alle  mit  Ritter- 
gutern versehenen  Vasallen  des  Landes  und  die  b^uterten 
Hinisterialien  umfaszte.  Im  Tyrol  hatten  sogar  alle  Mit- 
glieder des  Adels  im  weiteren  Sinne  ein  Recht  auf  persön- 
liche Landstandschaft,  auch  wenn  sie  keine  Grundherrscheft 


c)  Die  Städte  erwarben  gewöhnlich  während  des 
XIV.  Jahrhunderts  loodständische  Rechte.  Nur  in  wenigen 
deutschen  Landern  reichen  die  Anfänge  dieser  Grschünnng 
noch  in  das  XIII.  Jahrhundert  hinauf.  Dahin  gehört  voraus 
Böhmen,  dessen  Cultur  Überhaupt  eine  Zeitlang  der  im 
eigentlichen  Deutschland  vorhei^eht,  wo  schon  im  Jahr  1281 
die  Städte  an  dem  Landtage  theilnebmen,  obwohl  sie  auch 
später  noch  Ober  die  Anerkennung  dieses  Rechtes  Streit  mit 
dem  Adel  fnhren.  In  Bayern  kommen  die  Vertreter  der 
Städte  im  Jahr  1307  mit  den  Prälaten  und  den  BJttern  zu- 
sammen, um  der  Mflnzverschlechterung  zu  steuern  und  (tli 
die  erforderliche  OeldhUlfe  zu  sorgen,"  und  werden  die 
Städte*  und  Märkte  in  den  Zeiten  Eönig  Ludwigs  1315 
den  „Landherren  und  Dienstienten "  zur  Seite  gestellt:''  sie 
erscheinen  als  eine  kräftige  Stutze  der  Fürsten  auch  dem 
Adel  gegenllber.  In  Brandenburg  sehen  wir  die  Städte 
seit  1306  als  eine  politische  Macht  im  State  geeinigt,  und 
mit  den  Fitrsten  verhandeln.'^  In  dem  Fürstenthum  Lüne- 
burg wird  schon  1356  ein  hei-zoglicher  Rath  ans  Prälaten, 
Ritterschaft  und  Städten  bestellt,  dessen  Dasein  die  Bzistenz 
gemeinsamer  Landstände  voraussetzt.  '^  Die  Verb%tung  der  > 
Städte  auf  den  Landtagen  wird  so  zur  Regel.  Aber  gewöhnlich 

"  Rntllikrl,  Geschichte  der  LandaUndp  in  Bayern  I,  S.  66. 

"  Rndhsrt.    Ebend.  8.  73,  79. 

'*  Unger,  II,  8.  87  B. 

"  Eichhorn,  deutsche  RechUgeiichicht«,  %.  439  Anni. 
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werdeD  ihre  Abgeordneten  nicht  von  der  BUi^erschaft  ge- 
wählt, GOnderD  noch  ron  den  Räthen  der  Stftdte  bezeichnet 
und  ennftchtigt,  oder  es  nehmen  von  Amtswegen  die  Barger> 
ineidter  an  dem  Lendtage  Tbeil. 

Auch  lUr  Deutsehland  war  dieses  Element  von  groazer 
Wichtigkeit.  Die  Einheit  des  States  und  die  Interessen  der 
fiffentlichen  CuJtur  fonden  in  ihm  einen  vorzüglichen  An- 
haltspunkt; sie  waren  im  Ganzen  sowohl  der  Entwicklung 
der  ftlrsllicfaen  Begierung^ewalt  als  der  borgerlichen  Frei- 
heit gtlDstig.  Die  Ausschliessung  der  Städte  von  den  pol- 
nischen Reichetagen,  die  ganz  untergeordnete  Stellung 
derselben  (kur  den  ungarischen  ist  eine  Hauptursacbe 
des  anarchischen  Wesens  und  der  geringen  Wirksamkeit 
bdder  für  die  Zwecke  höherer  Gesittung. 

d)  Nur  selten  erscheint  auch  ein  vierter,  der  Bauern- 
stand auf  den  deutschen  l^andtagen  vertreten.  Als  Regel 
erhielt  sich  vielmehr,  dasz  was  die  Prälaten  und  die  Ritter- 
schaft fUr  ihre  Bauern  gutheiszen,  auch  die  übrigen  d«n 
Laiidesherrn  ausschlieszlich  noterlhänigen  Bauern  im  Lande 
sich  gefallen  lassen  müssen.  Eine  Ausnahme  machen  die 
friesischen  Landtage,  auf  welchen  auch  die  von  den 
Bauern  erwählten  Richter  und  Vorsteher  der  Gemdnden  mit 
tleu  Häuptlingen  und  Adeligen  zusammentreten  und  die 
Wohlfahrt  des  Landes  berathen.  Im  Erzbistbum  Bremen 
hatten  die  eingesessenen  Bauern  der  freien  Harschgemeindeu 
ebenfalls  Ansprüche  auf  einen  Antheil  an  den  Landesver- 
sammlungen. In  Württemberg  sind  Städte  und  Bauer- 
schaften  verbunden.  Im  Tjrol  kommen  seit  1418  ausser 
den  Rittern  und  Städten  auch  Vertreter  der  „Thäler  und 
Gerichte"  vor,  welche  die  Gesinnung  und  Interessen  der 
Bauern  repräsentiren.  ■' 

Die   landständische  Macht    hatt«  im  XV.  Jahrhundert 

"  ünger  II,  S.  IM  ff. 
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ihren  Höhepunkt  erreicht,  aber  zugleich  eine  den  BedUrf- 
nissen  des  States  und  der  Einheit  der  obrigkeitlichen  Ge- 
walt groszentheils  Tvidersprechende  EUchtung  eingeschlagen, 
und  diese  Fehler  gaben  den  absolutistischen  CtelUsten  der 
letzten  Jahrhunderte  Vorwftnde  genug  an  die  Hand,  um  das 
Institut  zu  untergraben  und  zu  beseitigen.  Die  Theorien  der 
Romanisten,  die  in  den  RAthen  der  Fürsten  zu  practischem 
Ansehen  gelangt  waren,  und  die  neuen,  von  den  Forsten 
ausschlieeziich  abhängigen,  stehenden  Heere  forderten  ihre 
Abschwächung  und  ihren  Untergang.  Die  Reichsgesetzgebung 
rerhinderte  neue  BQndnisse,  Einigungen  und  den  bewaffne- 
ten Widerstand  der  Stände,  beschränkte  ihr  Recht  der  Steuer- 
verweigerung,  und  stärkte  die  Landeshoheit.  Der  dreiszig- 
jährige  Krieg  vollendete  den  Verfall  der  landstöndischen 
Institution.  In  manchen  deutschen  Ländern  wurden  die  Land- 
läge 7on  den  Fürsten,  welche  auch  darin  den  Absolutismus 
Ludwigs  XVI.  nachahmten,  nicht  mehr  berufen;  in  andern 
wurde  ihre  Thätigkeit  zu  einer  bloszen  Formalität  herab- 
gedrückt. Das  Scheinleben  solcher  Landstfinde  im  XVIII. 
Jahrhundert  hat  Karl  t.  Moser  mit  bittrer  Laune  rortrefT- 
lich  gezeichnet."  Nur  ausnahmsweise,  wie  besonders  in 
Württemberg,  bewahrten  sie  noch  einige  Bedeutung.  Mit 
der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  geben  sie  in  der  alten 
Gestalt  unter,  um  bald  nachher  in  moderner  Form  neu  zu 
erstehen. 

'*  Herr  und  Diener,  8. 101.    Vgl.  Eiehhorn,  Dealsche  Rechtagetcli. 
S.  HS  K    Zachariae,  Deutacbes  Statarecht  I,  &. 
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Fttnftw  Capitel 

Der  üntenchied  iler  BtÄiidtschen  und  d«r  repr&MDlaUien  VerfaMung. 

Die  miUelalterlich-ständische  Ver&seunf!  ist  io 
den  letzten  absoliitistiechen  Zeiten  des  Mittelalters  sdt  Her 
Hitte  des  XVI.  Jahrhunderts  mit  den  Obrig«  mittelalter- 
liehen  iDsUtutioaea  Boanfhaltsam  at^estorben  und  zuletzt 
untergepnigm.  Der  Aufschwung  eines  neuen  Welteltem 
hat  nun  das  Repräsentativ  princip  an  ihre  Stelle  gesetzt. 
Beide  Systeme  sind  darin  ähnlich  und  nahe  verwandt,  dasz 
sie  dem  Absolutismus  der  obrigkeitlichen  Gewalt  wider- 
streben und  die  politischen  Rechte  der  Unterthauen  gewähr- 
leisten. Das  ständische  System  ist  Uberdem  eine  Vorsture 
des  repräsentativen;  es  verhält  sich  zu  diesem,  wie  der  po- 
litische Geist  des  Mittelalters  zu  dem  der  neuen  Zeit  Da 
-  aber  jene  Verwand  tscbuft  und  dieser  Zusammenhang  lacht 
zu  ^ner  höchst  gefährlichen  Verwechslung  beider  Gedanken 
verleiten,  so  wird  es  um  so  nöthiger,  die  prinoipiellen  Ge- 
gensätze um  so  schärfer  ins  Auge  zu  fassen.  Wir  wollen 
dieselben  durch  G^enltherstellung  veranschaulichen. 


SlündUches  Princip. 

1.  QiDg  von  der  BeBonderheit 
derStftnde&us.-  (Es  warden  daher 
im  Hittelalter  nur  die  nichtigeren 
Stände  uad  aDfinglich  bald  diese 
bald  jene  allein  zngetogeu,  die  üb- 
i'igrn  nichi  beräcksichtlgt.) 

2.  SoRsrlndiTidaen,  wie  mftcb- 
tige  FsmilienhllDpter  oder  WUrde- 
trtger  (Pursten  and  Herrn)  konnten 
rur  eich  Stände  sein,  ebenso  Qe- 
iinsseuscharten  und  Biiinngen 
(univei-Kiiates). 

3.  Die  Abgeordneten  der  Stltdte 
und  Corporationen  bekamen  von 
Ihren  W&hiern  T  [■■tmctionen 


Repräseiilatives  Princip. 

I.  Oehl  von  der  Einheit  des 
ganien  Volke«  ans.  (Das  Streben 
der  Zdt  geht,  daher  dahin,  alle 
Tolksclassen  in  Einer  Oesammtver- 
iretang  i 


2.  Auch  wer  all  Famliienhanpi 

oder  Wflrdetrftger  persönlich  inr 

Reprisen Ution    berufen   ist,    hat 

doch  dieses  Recht  nicht  fUr  sich, 

sondern   nur  als  ein  Olied   des 

>  Qesamintkörpers. 

'      3.  Die  Berathnng  und  Abstiinmiing 

i  in  dem  reprisentativen  Körper  darf 

I   nichtdarch  VorncfariftenderWibler 
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SUDrilBcbM  Prtnelp 
nnd  Aaftrttge  mit  Auf  den  W«g, 
durch  welche  de  angevriesen  waren, 
iu  bestimmter  Rlehtang  lu  stimmen 
and  IU  huidelu.  (Ais  die  Depnlir- 
teil  sQr  tnatiMtehea  NatiofMlnr- 
MmmlDiig  die  widerapruehovoUeD 
Baue  (ckhiera)  ihrer  Inatnictionen 
wegwarfen,  wsr  der  Brach  mit  dem 
atAndiMhen  8y«trm  vollxogni.V 


4.  Jeder  Stand  atimmle  indivj- 
d  iiel  nnd  konnte  seine  Stimme  ancb 
wohl  einem  persdnliclteu  Stell- 
vertreter Übertragen.  (Das  „libe- 
rum Veto."  das  im  XVU.  Jahrfana- 
dert  den  einzelnen  Uiigliedera  des 
PnlniMben  Beiehslag«  zugestanden 
wurde,  ist  die  Haaiersle  CoTMeqnenz 
dieaer  Richtung.) 

G.  Die  Abgeordneten  der  Stande 
waren  ihren  Auftraggebern  ver- 
antwortlich und  wurden  anc>> 
von  ihnen  mit  Dittten  bezehlt. 

6.  Die  Stünde  halten  in  erster 
Unie  ihre  aUodischen  Sonderin- 
tereaeen,  erat  in  tweiler  die  ge- 
mcinsstne  WoUIWhrt  vor  Augen. 


7.  Die  St«nde  bewilligten  die 
neuen  Sieaern,  deren  Bedtlrf- 
niai  «ie  anerkannten,  für  sich, 
and  nnr  einzelne  Steuern;  sie 
verbanden  damit  auch  b&ufig  Be- 
dingungen von  politischem  In- 
halt, z.  B.  dasz  das  Land  weder 
verpAndet,  noch  verftuszert,  noch 
verthdlt,  dass  ihre  Zustimmung  zu 
Kriegen  und  Friedeos  vertrügen  ein- 
geholt werde  und  derglei^en ,  be- 
logen  die  Sieaem   oft   selber  von 


beachriUikt  werden.  In  diesem  soll 
sieh  erat  die  Meinung  nnd  der 
Wille  des  VolltB  mit  innerer 
Freiheit  ausbilden;  nnd  sowolil 
die  persttnliefa- freie  MetnungsKosi*'- 
rang  der  Abgeordneten  als  die  Be- 
rechtigung und  Pflicht  Jedes  Ein- 
zelnen, sich  durch  die  Berathung 
anfklllren  und  bestimmen  zu  laaaen, 
werden  als  Garantien  betrachtet  ei- 
ner wahrhaften  Abatlmmung. 

4.  Die  Abstimmung  In  den  Kam- 
mern wird  durch  die  Hehrheil 
der  Versammlung  volliogen,  und 
eineStellvertretnng  ist  nur  in- 
sofern culftsiig,  als  sie  vom  Ganzen 
aus  angeordnet  isl. 


5.  Die  AbgeordJielen  des  Volks 
':  sind  nur  dem  State  verautwort- 
I  lieb  nnd  empihngen  die  erlbr- 
I  derlichen    DiAten    ans   der  State- 

I  ..... 

6.  Die  reprisenlativen  Eammein 
1  sind  verpfliefatet,  voraus  die  Volhii- 
I  iindStatswohlfahriiabedenben, 

□nd  dOrtisn  erst  unter  der  Voraus- 
setzung dieser  die  besondere  Wofal- 
fkhrt  einzelner  Klassen  beachten. 

7.  Die  modernen  Kammern  be- 
trachten den  Einen  Statshaus- 
halt  in  seinem  Zosammenhang  in 
shmm [liehen  Binnabmen  und  Ann- 
gsJ)en,  helfen  den  Voranschlag 
feelstellen,  und  nehman  Thell  an 
der  Steuergesetzgebung,  aber 
dOrfsn  ihre  Bewilligung  nicht  ein- 
seitig an  Bedingungen  knüpfen,  noch 
besorgen  sie  den  Bezug  und  die  Ver- 
wendung der  Stenrrn  selber. 
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8.  Im  nen«rn  SiMt  bwracht  da« 
Princip  der  elnheitlicben  Qe- 
«etzgebnng,  an  waicker  die  Kuu- 
mern  eiaicu  Antbeii  kabeti,  und  die 
allgemeine  öffeDlIielie  Fr«t- 
beitn  irie  die  beeondcrn  Rechte  ein- 
zelner CloHen  vrerden  nur  durch 
das  gemeiMUne  Statsgeaeti  ge- 
währleijlel. 

9.  Der  moderne  Stat  liaU  eine 
■olcfae  Zweiang  and  Spaltnoit  des 
Organismnt  nicht  ia,  sondern  be- 
währt die  Einheit  Hm  Siaiea  nnd 


»  Princip. 

ihren  Angehitrigen  und  verwal- 
teten BOgaLf  zuweilen  die  ana  den 
erhobenen  Sienem  gefüllte  Lande*- 
kaase  selber.  ' 

8.  Die  Stünde  hielten  au  dem 
Vertragsprincip  mit  den  Fiir- 
alen  feat.  Die  Bntdigung,  welche 
sie  den  Landesherren  leisteten,  war 
eine  bedingte.'  Ihre  beeondern 
Rechte  and  Freiheiten*  lieezen 
(ie  sich  vertragamäBzig  luei- 
chem  nnd 


9.  Wie  nnabhüngige  Hkqhte  ver- 
handelten und  stritten  die  Stän- 
de mit  den  Fttrsten,  und  es  kam  zu- 
weilen eu  Kriegen 'unter  ihnen,  wie 


■  Anf  dem  Rittertage  zu  Schnaitpach  im  Jahre  1302  erklären  die 
Herzoge  von  Oberbajern  dem  Adet  nnd  der  Ritterschaft,  daai  wenn 
sie  wider  den  Willen  eine  gemeine  Stener  fordern  solllcn,  sie  wider  ihre 
Treae  an  denselben  bandeln,  nnd  die  SUnde  berechtigt  aeien,  die  Steuer 
zu  weigern.  —  Im  Jalire  1363  veraprocb  der  Henc^,  das  Land  Ober- 
bayem  solle  ungetbeilt  nnd  unterbrochen  beisammen  bleiben.  Im  Jahr 
1393  versprachen  die  Herzoge  von  Niederbayern,  keinen  Krieg  oho« 
Rath  der  Stände  anzufangen. 

'  Die  Markgrafen  von  Brandenburg  sicberteo  ihren  Stftodan  1383 
tu,  dssz  wenn  sie^  die  FQrsteo,  ihre  Versprechen  nicht  erfällen  soUten, 
die  Vasallen  sich  von  ihnen  abwenden  dürfen,  bis  jene  erfüllt  seien.  Dad 
die  pommerschen  Herzoge  geetatteleii  anter  einer  ähnlichen  Toranssetsnng 
ihren  Ständen  1U6,  einen  andern  Fönten  la  wählen,  „welcher  sie  fn 
ihren  Rechten  und  Fr«heil«n  regieren  wolle."  Uhger  II,  6.  294  ff.  In 
dem  Herzc^lbum  Braunschweig-Länebnrg  wnrde  im  Jahr  1392 
ein  Gericht,  die  „Säte,"  aus  8  Rittern  und  8  RalhmäDnern  geordnet,  an 
welches  Beschwerden  der  Stande  gegen  die  Fürsten  gebrachL  werden 
konnten,  und  welches  befagt  war,  die  landesherrliehen  Einkünfte  ao 
lange  eioEuziebeo,  bis  gerundeten  Beschwerden  abgeholfen  ward.  Unger 
II.  S.  3S4. 

'.Zahlreiche  Beispiele  siehe  in  den  allbayerischen  laodstäodiMhen 
Freibeilsbrjefen,  heraasgegeben  von  Qnstav  Freiherr  von  Lercfaenfeld, 
Hünchrn  18&3.  VoransgMchickt  ist  eine  aas  Urkundui  geaeböplte  wisaeo- 
schafüiche  Einleitung  von  Dr.  Rockinger. 

'  In  OesMrreicb,  Bayern,  Brandenbn;^,  Würtlembeni,  itbarall  kameti 
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iltlnillKhM  PHncip. 
zwiacben  *elb8ländigen  Stateii.  Jfder 
Theil  warb,  besoldete  nnd  verHigle 
selbsUlndig  Über  seine  TmppeD. 

10.  Die  mittelalterlichen  Slände 
beschäftigten  sieh  nnr  in  'nnleT|;e- 
ordneter  Weise  mit  der  Geeetzge- 
bang,  erweiterten  ab«r  ihren  £in- 
flnsz  zuweilen  zur  Uitregiernng 
des  States,  indem  sie  drai  FBrslen 
Rülhe  *  beiordneten,  an  deren  Zu- 
stlminuDg  er  gebunden  war  nnd  in 
wichtigen  Fällen  sich  selber  den 
Hlt«ntscheid  vorbehielten. 


11.  Ana  den  StSnden  gingen  oft 
blei  beode  AnsschUsse  hervor, 
anfänglich  zurControle'  der  R^e- 
niDg;  sie  wurden  aber  nicht  selten 
von  den  fflrsllicben  Käthen  benutzt, 
am  die  nnbequeme  Tersammlnng 
der  Stände  selbst  entbehrlich  zu 
maebm  und  den  Untergang  des  In- 
stitutes herbei  EoMbren. 

13.  Die  RMhte  nnd  Pflichten  der 
mittelaiterlichen  Stande  waren  halb 
privatrechtlich  halb  stats- 
rechtlich, 


der  filatsregiemng  nnter  allen  Ura- 
atänden,  und  will  nnn  Ein  Kriegs- 
haupt und  Bin  Heer. 

10.  Der  moderne  Stat  verlegt  die 
ganze  Regieriingathätigkeit 
auszer  die  Kammern  und  ge- 
stattet  dieaen  wohl  eine  controlirende 
Heionngsauszerung ,  aber  nicht  Uit- 
r^lernng.  Dag^n  weist  er  dem 
repräsentativen  Körper  die  Gesetz- 
gebung als  seine  wichtigste  Ttiü- 
thlgkeit  zn.  (Die  englische  Par- 
lamentBr^emng,  obwohl  erst  In 
gpitlerer  Zelt  ansgebildet,  hat  in 
dieser  Einsicht  doch  einen  mittel- 
alterliehen Zug.) 

11.  Der  moderne  Slat  weisz  in 
der  Regel  nur  tou  derTersamm- 
Inng  des  repräsentativen  Kör- 
pers selbst  und  will  die  Regie- 
rung durch  Ausschüsse  desselben 
weder  hemmen  noch  bedienen  lassen. 


VI.  Die  Rechte  und  Pflichten  des 
repräsentativen  Körpers  und  seiner 
Hilglieder  sind  rein  slatsreeht- 


lich. 


solche  vor,  bis  der  ewige  Landfrieden  von  1195  nnd  die  veränderte  Lehre 
der  römischen  Rechtsgelehrlen  diese  Fehden  hemmten.  Vgl.  Rndharl, 
Oeseh.  der  Landstinde  in  Bayern  I,  8.  62,  Ol  etc. 

*  Dahin  gehören  der  Ratb  der  SU  und  der  der  XXV,  welche  den 
niederba;erischen  Herzogen  1324  nnd  1341  belgegrt>en  worden,  die 
XII  Räthe,  welche  135&  dem  Herzog  Ludwig  von  Brannachwelg  zur 
Seite  tnten,  die  Käthe  von  Tyrol  im  Jahr  1368,  die  württembergi- 
sehen  Räthe  von  1419,  1467,  1496  n.  s.  f.  Im  Jahr  1535  übernahmen 
die  Stände  von  Brsunscbw«ig-Lünebarg  sogar  dieRegiernog  seibat. 
Unger  H,  S.  280  E 

*  So  die  oberbayerischen  Ausschüsse  der  Ritterschaft  uud  der 
Städte  im  Jahr  1430. 
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Seclutes  CapiteL 

Die  ZawnmenMtinng  de»  KeseUgefaeuden  K6rp«rt. 

Das  Princip  der  modenien  Statsordoung  ist:  Der  ge- 
setzgebende Eftrper  stellt  das  ganze  geordnete 
Volk  dar.  Er  ist  der  verhAltniezmAszige  Auszug  des  ge- 
sammten  Tolksorganismus.  Von  diesem  Princip  aus  lassen 
sich  eine  Reihe  wicht^r  Fragen  leicht  beantworten. 

1.  Die  Frage,  ob  dem  Regenten  ein  Aiilbeil  an  der  ge- 
setsgebenden  Gewalt  zukomme,  welche  eret  in  der  neaesten 
Zeit  ein  practinches  Interesse  gewonnen  hat  —  im  Altern 
thum  und  im  Mittelalter  verstand  sich  die  Bejahung  von 
selbst  —  erscheint  von  dem  Standpunkte  des  organischen 
Htates  aus  kaum  möglich.  Die  Zweifel  sind  erst  entstanden, 
seitdem  man  angefangen  hat,  ohne  ROcksicht  auf  den  inneren, 
lebendigen  Zusammenhang  des  Slatskfirpers  die  gesetzgebende 
nnd  die  vollziehende  Gewalt  als  zwei  gleiche  und  getrennts 
Gewalten  einander  gegentiber  zu  stellen ,  und  jene  von  unten 
herauf,  diese  von  oben  herab  zu  construiren. 

Soll  der  gesetzgebende  Körper  das  ganze  geordnete  Vtdk 
danteilen,  so  musz  in  ihm  das  Oberhaupt  des  State«, 
der  Regent ,  die  nämliche  Stellung  haben ,  welche  dem 
Haupte  in  dem  Körper,  dem  Regenten  in  dem  Volk 
gebührt,  d.  h.  die  oberste  und  entscheidende.  Das 
englische  Statsrecht  ist  sich  dieses  Satzes  wohl  bewussL 
Schon  der  alte  Modus  tenendi  parliamentum  enthalt  dos 
alte  Rechtssprichwort:  „Rex  est  Caput,  prindpiom  et  ßnis 
parliamenti."'  Auch  die  meisten  neueren  Verfbseungeo, 
welche  auf  dem  System  der  constitutionellen  Monarchie  be- 
ruhen, schreiben  die  gesetzgebende  Gewalt  dem  Könige  und 
den  Kammern  zu. '' 

■  Mod.  IttD.  pari.  cap.  IX.     Bladulont  I.  2,  X 

>  80  die  franiÖBlsche  von  I8U,  $.  15,  und  1830,   t-  13:    .Die 
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In  den  nenem  repttblikaDischen  Staten  dagegen 
ist  die  geseti^ebende  Gewalt  gewOhnßiA  Btuachlieszlich  den 
gnMzen  repräsentativen  Versammlungeit  zugewiesra ,  uod  iat 
der  Regierung  wenigstens  der  Form  nach  kein  Antlirät 
daran  eingerftomt  Auezer  jener  fiüscijen  Vorstellung  von 
der  Theilung  der  Gewalten  hat  auf  diese  SUgenthUmlichkeit 
wohl  theils  die  demokratische  Vorliebe  fllr  grosze  Versamm- 
lungen, theüs  die  Besnrgnisz,  dasz  die  Macht  der  R«gierung 
Ml  grosz  werden  mOchte,  eingewirkt  Factisch  aber  ist  den 
Regierungen  doch  auch  hier  oft  ein  bedeutender  Einflusc 
aaf  die  Gesetzgebung  erhalten  worden,  in  der  Schweiz  mehr. 
in  der  Form  der  Initiative,  in  Nordamerika  mehr  in  der  des 
Veto.» 

2.  IMe  Vertretung  des  Volks  soll  eine  vollständige 
sein,  und  alle  Restandtheile  der  Nation,   auch   die  nnteru 

gesellgebende  Qenalt  wird  gemeiDBebaftlleb  von  dem  Kttnfge,  der  Kuumer 
der  Pairo  nnd  dw  Kunnier  der  Depotirten  aaBgaUbt."  Di«  nlederlkn- 
discha  von  1615,  Ü.  105;  die  baferlselie  von  1818,  ^.  1;  die  portu- 
gleitsche  von  1826,  ».  13,  68,  74;  die  belgiache  von  1831,  %.  26; 
dte  ipsQiscIie  vod  1837,  ;§.  13  nnd  16;  die  neapoinaniiebe  von 
1846,  $.  4;  die  aardinlBche  von  1846;  die  preuaziache  von  1850, 

S- ei 

*  BnndetverfJHanng  Kr  Nordamerika  von  1787,  Arl.  I,  1:  „Die  ge- 
aammte  geaetzgebende  Gewalt  soll  einem  Congreai  der  Vei-einiglen  8talen 
anvertraut  aein,  der  aua  einem  Senate  nnd  aus  einem  Haua  der  Repri- 
aentanten  beatebea  aoll."  Art  I,  7:  „Jede  Bill  aoll  dem  Prtsidenten  der 
Vereinigten  Steten  vorgelegt  werden,  ehe  sie  Oesetzeakriift  erlangt "  Eben- 
ao  in  den  VetikaanngeD  der  Einielataten  Nordamerika'B.  In  der  Schweii 
(I.  B.  TerftaauDg  von  Zürich,  Jg.  38  und  57)  üben  die  Großen  JUihe 
gewöhnlich  die  geaeUgebende  Gewalt  auBBchliesilich  ana,  aber  die  Hf- 
gierongen  entwerfen  nnd  begntacblcn  in  der  Regel  die  Qesede.  Schwei- 
leriache  BnndesvertWaanDg  von  1848,  SS.  74  nnd  90,  Frans&- 
aiaeke  Verftuauug  von  1848,  SS-  30  und  &8.  In  dem  Kimigreiche  Nor- 
wegen iat  die  demokratische  Ansicht  in  die  Verä^ung  anfgenom- 
men,  %.  49,  aber  der  Regiernng  doch  die  Initiative  und  das  Veto 
sogeatanden,  i.  76.  Die  deutsche  Reich sverfaasnng  von  1849  ({.  101)' 
batte  dem  aEaiser*  nur  dn  beaehrtlnkLee  ZnatImmnngBrecht  aiDgerinmt, 
und  war  dadurch  allerdings  in  Widersprach  gekommen  mit  äem  Prlnoip 
der  Honarehle. 
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8chidil«n  der  Bevölkerung  umfassen.  Auch  in  ihnen  wird 
{Ib6  StatsbUrgerthuDi  geehrt  Dea  ist  der  Wahrheltakeni, 
welcher  dem  niodernen  Verlangen  des  allgemeinen 
Stimmrechts  zu  Grande  liegt*  Das  allgemeine  Stimm- 
recht selbst  aber  kann  hCchstens  eine  arithmetische  Voll- 
stfindigkeit, nicht  eine  oi^nische,  zu  Stande  bringen,  und 
selbst  die  Vollständigkeit  der  Za  hl  ist  unsicher  und  tfioscbend. 
Die  Minderheiten  werden  durch  dasselbe  oft  gar  nicht,  oft 
nicht  in  richtigem  Verhältnisse  berDcksichtigt.  In  Zeiten 
der  Parteikämpfe,  in  welchen  es  mehr  auf  die  Stimmung 
als  auf  die  Interessen  der  Wfihler  ankommt,  kann  die 
schwächere  Partei  vielleicht  einen  Drittheil  des  gesammten 
Volkes  betragen,  und  in  dem  repräsentativen,  von  lauter 
Majoritäten  der  Wahlkreise  erwählten  Körper  fast  gar  nicht 
oder  doch  nur  zu  einem  Zehntheil  vertreten  sein. 

Noch  weniger  Billigung  kann  diese  Wahlform  finden, 
wenn  auf  die  organischen  Verhältnisse  gesehen  wird. 
Sie  gewährt  keinerlei  BUrgschafl,  dasz  die  rerscbiedenen 
Bestaudtheile  und  Interessen  des  Volks  eine  ihrer  Bedeutung 
fUr  die  Naüonalwoblfahrt  gemäsze  Vertretung  erlangen ;  denn 
weder  jene  noch  diese  werden  durch  die  blosse,  alle  Bürger 
gleich  rechnende  2ahl  der  Wfihler  bestimmt.  Weder  die  po- 
litische Einsicht  noch  die  Tüchtigkeit  der  Gesinnung  werdeu 
durch  dieselbe  hinreichend  beachtet.  Vielmehr  gibt  das 
allgemeine  Stimmrecht,  wenn  es  zugleich  als  ein  gleiches 
Stimmrecht  Aller  verstanden  wird,  und  schrankenlos  waltet, 

'  Laniartioe  Mgt  von  dt^n  Franzoseu,  sie  liaben  im  Jahr  1818  das 
allgemeine  Stimmrecht  „wie  eineo  unter  den  Trümmern  des  Throns  ge- 
rnndenen  Ädelabrief  des  Volks"  mit  Liebe  and  Stolz  ergriffen.  Diesx 
Gefühl  Ist  b^rdflich,  wenn  man  der  vorangegangenen  ptaiokratiscfaeD 
ADBMhlieazung  gedeulit.  Sie  haben  aber  In  dem  Siegesrausche  die  na- 
tUrlicheu  Uutfrschiede  unter  den  Einwohnern  und  Bürgern  flbersefaeti, 
and  da*  allgemeine  Stimmrecht  als  ein  gleiches  verstanden.  Sodatlsten 
und  Communisten  hsben  darauf  die  ausschweifenden  Änsprflcbe  .der 
rothen  Republik,"  aber  anch  Louis  Napoleon  aaf  das  allgeineiue  Stimm- 
recht  der  ordnangsbedSrftigen  Hassen  das  moderne  Kaiserthum  gegrändct. 
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der  rohen  und  UBerfahrenen ,  aber  zahlreicheren  Menge  die 
Macht  Über  die  höheren  Clasaen  der  Gesellschaft,  bedroht 
die  Interesaen  jeder  Bildung,  Cultur  nnd  dea  Vetmögena^ 
und  bedroht  durch  seine  Qnantit&t  die  bessere  Qualität.  Es 
setzt  die  Sehne  Über  den  Vater,  die  Geeellen  Über  den  Meister, 
die  Diener  Über  den  Herrn,  die  Jungen  Über  die  Alten,  die 
Venn^enalosen  über  die  Wohlhabenden,  die  Unwissenden 
Über  die  Weisen,  und  indem  es  den  Massen  schnieichelt, 
betrügt  es  sie  zugleich.'  Es  ist  das  Princip  der  absoluten 
Demokratie,  die  „ungerechte  Vertretung  der  Mehrheit  allein, 
statt  der  gerechten  Vertretung  Aller."' 

3.  Die  Vertretung  soll  in  richtigen  Proportionen 
bestellt  sein.  Mirabeau  hat  dieses  Princip  noch  am  30.  Ja- 
nuar 1789  sehr  scharf  ausgesprochen,  nngeachlet  die  fran- 
zösische Nationalversammlung  mit  dem  Beispiel  der  rölligen 
Miszachtung  derselben  vorangegangen  ist:  „Die  Stände  sind 
für  die  Nation,  was  eine  Karte  für  die  äuszere  Erscheinung 
des  Landes.  In  ihren  Tlieileu  und  im  Ganzen  soll  das  Bild 
jederzeit  die  nfimlichen  Verhältnisse  zeigen  wie  das  Origi- 
nal." In  der  Thet,  wie  die  Karte  Berge  und  Thftler,  Seen 
und  Flüsse,  Wälder  und  Fluren,  Städte  und  Dörfer  darstellt, 
so  soll   auch   der  gesetzgebende  Körper  alle  Bestandthcile 

'  Gule  Bemerkungen  at>er  das  altgemeine  Stimmrfcbt  bei  5tn»ondi, 
Eindes  sor  let  conalitatJons  des  peuples  librei  I,  6.  46  ff.  nnd  S.  141: 
,lu  dem  beutziiiage  beliebten  Sjslem  Qberläszt  man  dem  Zufall  die  Ver- 
iheidigung  aller  dieser  Interessen  (der  Religion,  der  WlsscDBcbaft,  des 
Aekerhaaeg,  des  Handels,  der  Fabricatiou,  des  Bandwerks);  man  nimmt 
an,  ea  werde  sich  unter  den  Atigcfirdneten  der  ProvinMn  wohl  etwa  einer 
(indei),  welcher  die  Verlreinng  je  eines  dieser  nicht  berllcksichl igten  In- 
teressen übernehme.  Aber  diese  Annahme  ist  vorerst  unbegründet,  und 
mehrere  Interessen  werden  nie  vertreten  sein.  Und  selbst  wenn  sie  es 
smd.  ao  geschieht  das  hüafig  dnrch  Uänner,  die  nicht  im  Hinblick  auf 
ihre  ^DSiclit  in  solche  Fragen  gewShIt  worden,  die  keine  gründliche 
Kenntnis!  davon  haben,  die  nicht  von  den  Interessen  ihrer  Berubeiassen 
durchdrungen,  die  nicht  geübt  sind,  dieselben  zu  verlbeidigen." 

'  Ausdruck  von  J.  fit  Hill,  Betrachtungen  über  die  Reprisenlativ- 
vcrTaBsnng  (übersetit  von  Wille)  8.  85. 
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des  Volks  und  diese  als  Ganzes  gleiehssm  ini  AiinBUge, 
lind  je  nach  den  wirklichen  VerhttltDisagn  wieder  bilden. 
Die  edleren  Heile  dürfen  nicht  von  den  niuseDbaftaren 
erdrückt,  aber  auch  diese  nicht  ausgeschlossen  werdoi.  Der 
Werth  eines  jeden  Bestandtheils  wird  bestimmt  dareh  seilte 
Bedeutung  io  dem  Cianzen  and  fttr  das  Ganze.  Die  Ver- 
bältnisse sind  organische,  des  Haszstab  ist  ein  nationaler. 

4.  Von  jenem  Grondpriucip  aus  ist  auch  die  Frage,  ob 
eine  oder  zwei  Eammem?  eu  lösen.  Mehrere  Kämmens, 
wie  noch  in  Schweden,  wie  Traber  auch  in  Frankreich  and 
auf  dem  deutschen  Reichstage,  spalten  den  Körper  der  Re- 
präsentation za  sehr,  und  machen  seine  Bew^ung  s^wer- 
nilig.  In  neuerer  Zeit  kommt  daher  gewöhnlieh  nar  in 
Frage:  eine  oder  zwei  Kammern? 

IMe  meisten  romanischen  und  germanischen  Slaten,  und 
fest  alle,  welche  dem  System  der  constitutioDellen  Monarchie 
huldigen,  haben  sich  fUr  das  Zweikammersystem  als 
die  Regel  entschieden.  Nur  ausnahmsweise,  in  Zeiten  der 
revolntionären  EntsDndung,  als  es  galt,  die  ganze  Gewalt 
der  Revolution  in  Einem  Centrum  zu  sammeln,  und  von  da 
ans  mit  ungestümer  Energie  zu  ergieszen,  haben  die  demo- 
kratisch erregten  Völker  die  Vereinigung  der  Gesammtre- 
prfisentation  in  Einem  Hause  vorgezogen;  so  in  England 
-  selbst,  nach  der  Hinrichtung  des  Königs  Karl  I.,  1648,  in 
Frankreich  von  1788  bis  1795  und  wieder  1848,  in  Spanien 
1810,  in  Deutschland  1848.  Das  System  einer  einzigeo 
repräsentativen  Kammer  hat  fast  nur  in  den  schweizerischen 
Cantonen  und  in  einer  Anzahl  kleiner  deutschen  Statea,« 
unter  kleinen  Völkerschaften,  in  denen  die  socialen  Gegen- 
sätze nicht  massenhaft  erscheinen,'  Anerkennung  gefunden. 

'  Hu  JmC  berccänet,  dMi  ilaa  Syilein  der  swel  Kammern  in  Barop* 
«ine  B«Tttlkeraiig  von  uDgeflkhr  178  UlliODea,  dM  Einer  Kammer  aar 
«iiM  Miefae  von  oeheza  9  HlIlioneD  umfiuit  Okboi  iM  liKltMaD  die 
Sehweil  als  OesiiiiiMlalal  in  die  erale  CUmc  ^reehnet. 
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Eine  Kammer  »cheiat  einfacher  und  der  Einheit  des 
Volke«  entoprecbender.  Zwar  stellt  auch  sie  fnr  sieh  nllein 
nicht  das  gaoze  Volk  dar,  deon  äu  diesem  gehört  nothw«idig 
Bocb  das  Haupt,  der  RegeDt.  Aber  sie  stellt  doch  das  übrige 
Vo)k  ausser  dem  Haupte,  gleichsam  den  Ldb  des  Körpers 
dar,  nud  auch  der  erscheint  als  Eiinbeit. 

Jene  grosse  historische  Erfahrung  gebietet  indessen  Vor- 
sicht, lumal  wenn  man  em'&gt,  dasz  schon  in  den  Zdten 
der  arsprOnglichen  naturwQcbsigen  Ctestaltang  des  germani- 
schen Stateniebens  die  Theilnng  der  Volksgemeinde  in  die 
Fürsten  und  das  übrige  Volk  nicht  minder  sichtbar  wird ,  als 
spater  in  den  Zeiten  der  principiell  bewaszten  StatsordDUBg 
das  Zweikammersystem  entschieden  herrschend  geworden  ist. 

Die  Vorzüge  des  letzteren  sind  einleuchtend: 

a)  Es  ist  klar,  dasa  rier  Augen  mehr  und  besser  sehen 
als  zwei,  besonders  wenn  sie  den  nämlichen  Gegenstand 
TOn  einem  verchiedenen  Standpunkte  aus  betrachten.  £äne 
wiederholte  Berathimg  und  Prüfung  der  QesetzeeentwOrfe 
durch  zwei  Kammern,  die  auf  verschiedenem  Boden  stehen, 
kann  demnach  nur  wohlthätig  wirken. 

b)  Da  der  gesetzgebende  Körper  die  dauerhaften  Vci^ 
hältnisse  der  Nation  zu  ordnen,  nicht  momentane  BedOrf-v 
nisse  zu  besorgen  hat  —  letzteres  ist  die  Aufgabe  der  Re- 
gierung —  so  sind  iUr  ihn  msche  Entschlüsse  weder  uöthig 
noch  wUnschenswerth ,  und  wieder  bewahrt  des  Zweikammer' 
System  vor  Uebereilungen  und  MiszgrifTen  der  einen  Kammer, 
gew&hrt  Schutz  gegen  die  leidenschaftlichen  Stimmungen, 
welche  dieselbe  l^cht  momentan  erfüllen  und  fortreiszen, 
und  hemmt  die  in  grossen  VersammlangeD  so  gefährliche 
Neigung,  ihre  Macht  ungebHhrlich  auszudehnen  und  despotisch 
zu  gel»auchen. '^ 

*  Hil  Reoht  haben  unerikMiische  Foliliker  (vgl.  Story**  Coauneat. 
OB  Ika  oottitik  of  Uie  Unitod  SUMs  B.  lU,  8t.  Vni,  S'  83,  bei  Bnai  1, 
8.  XQ  f.)  darauf  niifmeilMM  gemacht,  da«z  auch  In  der   Denrnkratic 
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c)  lasbefioudere  ist  die  Bzistenz  eines  Söiates  oder  einer 
Purskammer  neben  der  eigentlichen  Volicskunmer  ehie 
wichtige  Schranlie  gegen  die  demokratische  Beweglicbkeit 
dieser,  bewahrt  dieselbe  top  dem  Uiszbrauche  ihrer  Hadit 
und  vor  Entartung,  und  ist  eine  starke  StUtse  der  Freiheit 
und  des  Rechtes  auch  der  Minderheit,  wenn  beide  von  der 
Mehrheit  bedroht  sind. 

d)  Für  die  constitutioaeUe  Monarchie  kommt  ttberden 
vorzuglich  noch  in  Betracht,  dasx  der  Monarch  der  Eänen 
Volkskaauoer  gegenüber  leicht  in  den  Kampf  der  Parteiea 
und  mit  der  Kammer  verwickelt  und  cum  Hammer  oder 
zum  Amhoez  zu  werden  genöthigt  wird,  dagegen  bei  zwei 
Eanimern  dem  unmittelbaren  Parteikampfe  entsogen  and 
gleich  der  Zunge  in  der  Wage  zum  Regulator  zwischen 
beiden  wird.  Die  Einlieit  des  States,  die  Sicherheit  und 
Wurde  der  Monarchie,  und  die  ruhige  Haltung  und  Ord- 
nung des  gesetzgebenden  Körpers  sind  dabei  gleichmOaz^ 
interessirt. 

Fhr  den  Statsmann  sind  diese  VorzUge  entscheidend. 
Die  Theorie  verlangt  noch  eine  tiefere  principielle  Begrtln- 
dung.  In  allen  Völkern  von  höherer  Art  ist  ein  innerer 
Gegensatz  zwischen  dem  Demos  und  der  Aristokratie 
vorbanden,  welcher  mit  dem  Gegensätze  der  Quantität 
und  Qualit&t  in  der  Natur  zusammenhängt  Im  Mitteialt^ 
war  das  reprfisentatJTe  Gewicht  bei  der  Aristokratie,  in  der 
neuem  Zeit  ist  es  vornehmlich  bei  der  sc^nannten  Volks- 
kammer, welche  zwar  nicht  die  Menge  selber,  aber  aus 
ihr  hervorg^;angen  ist  und  auf  ihr  beruht  Wäre  sie  allein 
in    der    Repräsentation    bedacht,    so    wäre    diese    offenliBr 

gewöhnlich  nur  einzelne  wenige  lodividueu  die  Teraaniiulung  leiten,  UDd 
daaz  diese  nur  zu  geneigt  seieD,  ufl  in  ihrem  individuellen  IniercMe  oder 
nach  ihrer  Leidenschaft  mit  Holfe  der  vod  ihoeo  BbhkDgigeu  Hehrheit 
die  Uinderheit  aud  ihre  Gegner  zu  bedrücken,  zu  verfolgen,  und  bis 
zur  Vertweifluug  zu  bedr&DgeD.  Auch  dsgegen  schützt  nur  ein  mode- 
rirender  und  auf  sdne  Selbetändiglteit  eileisüchtiger  Seiint  oder  Oberbaos. 
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iinroUstAiidig.  Es  wären  in  ihr  nur  die  Eigenschafleu  und 
Interessen  der  Massen ,  wenn  auch  in  einem  höhern  Ausdruck, 
vertreten.  Die  ausgezwcbnete  Qualität  dagegen ,  welche  ihrer 
Natur  nach  nicht  der  Menge  angehört,  sondern  jederzeit  nur 
in  einer  Minderheit  sich  findet,  die  aber  fUr  die  Gesundheit 
und  Wohlfahrt  dea  States  und  der  Nation  rou  grAszter  Be- 
deutung ist,*  und  eine  naturgem&sze  Ergänzung  und  Schranke 
der  Massen  luldet,  w&re  nicht  berücksichtigt,  und  hatte  keine 
ihrem  wirklichen  V^h&ltnisse  zum  Ganzen  angemessene  Ver- 
tretung. Diese  kann  sie  genügend  nur  in  einer  hesondem 
Kammer  finden.  Und  nur  so  werden  wirklich  die  groezen 
pohtisd)  wicbügeo  Seiten  und  Gruppen  in  dem  Volksorga- 
nismufl  gehörig  beachtet  und  anerkannt,  wenn  dem.  Haupte 
des  States  eine  Repräsentation  des  Volks  (als  Demos), 
und  der  ausgezeichneten  Minderheit  (als  Aristokratie) 
zur  Seite  treten,  wenn  die  Volkskammer  ron  dem  dritten 
und  vierten  Stande,  der  Senat  oder  das  Oberhaue  von 
dem  zweiten  Stande  beseht  werden. 

5.  In  den  meisten  Verfassungen  des  Continents  ist  die 
englische  Einrichtunjj ,  wornach  Jede  der  beiden  Kammern 
nicht  blos  für  sich  berathet  und  abstimmt,  sondern  auch 
durch  ihren  Widerspruch  die  Beschlüsse  je  der  andern 
Kammern  unwirksam  macht,  nachgebildet  worden.  Die 
erste  Bestimmung  sichert  die  Vielseitigkeit  und  Freiheit  der 
Berathung,  aber  die  zweite  gefährdet  augenscheinlich  die 
Handlungsfähigkeit  des  Parlaments,  und  steht  im  Wider- 
spruch mit  der  Einheit  des  States,  äer-  nicht  durch  das 
Widerstreben  der  Tbeile  gelähmt  werden  darf. 

In  England  wird  der  oi^anische  Fehler  der  Verfassung 
durch  den  politischen  Geist  des  Parlaments  verbessert.  Es 
ist  dort  wohl  formell  möglich,  aber  thatsfichlich  unerhört, 
dasz  der  Zwiespalt  der  beiden  Häuser  auf  die  Dauer  nöthige 
Reformen  verhindere.  Das  Oberhaus  setzt  wohl  gel^entlicb 
einen  Aufschub  und  einzelne  MndiHcationen  gegenüber  dem 
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Unterhause  durch,  aber  es  hotet  sich  wohl,  deu  wieder- 
holten uud  von  der  Nation  gebilligten  Anforderungen  des 
Unterhauses  ein  beharrliches  Veto  entgegen  xu  setzw.  In 
Tielen  Steten  des  Continents  aber  ist  der  politische  Gegen- 
satz der  ersten  und  der  zweiten  Kammer  viel  schroffer  und 
hartnäckiger,  und  da  kann  aus  dem  Mangel  der  Verfassung, 
welche  kdn  Mittel  kennt,  am  die  nnerltisKliche  Einheit  id 
dem  Statekörper  herzustellen ,  fOr  das  Stateleben  die  grOszte 
Gefahr  entapringen.  Die  beiden  Eamm«^,  deren  eine  -nr- 
w&rto  und  die  andere  rUckwärta  strebt,  gleichen  dann  iher 
ewei  Pferden  an  Einem  Wagen,  der^  eines  rora  und  das 
andere  hinten  angespannt  ist,  als  einem  organischen  Körper. 

Das  aber  widerspricht  geradezu  dem  Wesen  des  modernen 
Stets,  der  auf  die  Einheit  und  BntschlusEftlhigkeit  des  Stats- 
willens  den  gritszten  Werth  legt  und  keine  Zerr^szung  des 
Ganzen  in  die  l^eile  verstettet. 

Nur  sehr  wenige  Verfassungen  ermftszigesi  und  ver- 
meiden diesen  Fehler,  indem  sie  dafllr  sorgen,  dasz  wne 
Einigung  unter  den  beiden  Kammern  schliesslich  'faergeetelU 
werde.  * 

*  Verf.  des  KöDigreich«  Sacheeo  v.  1831,  $.  131 :  „Eöanen  nch  beide 
KammerD  ia  Folg«  der  «rsteu  Beratbung  Über  den  betreffenden  Q«geii- 
lUnd  Dioht  vereinigen,  m  baben  sie  —  eine  gemeiniame  Deputation  in 
ernennen,  welche  unter  den  beiden  VoratAnden  der  Kammern  über  die 
VereinigDDg  der  getheiJlen  VeinaiigcD  in  berathschlagen  bat."  $.  S2i 
.Bleiben  auch  dann  noch  die  Curiatstimmen  beider  Kammern  getheilt,  so 
iai  III  der  Verwerfung  dea  0eaette8*oracblaga  erforderlicb ,  daai  in  einer 
der  beiden  Kammern  nenlgalens  zwei  Driitheiie  der  Anweaenden  fflr  di« 
7erwerAiDg  gestimmt  lieben."  ßchwMMr.  BundciiTerf.  $.80:  aJederRatfa 
verbandelt  abgesondert.  Bei  Wahlen,  bei  AusÜbang  dea  Begnadigunga- 
i'ecliLes  und  für  ISnischeiduDg  von  Compet«Dutreitigkeiten  vereinigien  sich 
Jedoch  beide  itülhe  unter  der  Leitung  dea  Prftsidenten  dea  HationalraiJMs 
ZQ  einer  gemeinacbaftticher  Verhandinng,  «0  dasz  die  abaolote  Hehrbeit 
der  atimmenden  Hitglieder  beider  Käthe  entacbeidet.* 
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Siebentes  GapiteL 

Von  der  Bildimg  der  Volkskammer. 

Die  Volkskammer  soll  aua  dem  allgemeiora  Volke  her- 
vurgehen  mid  dessen  Meinung  und  Interessen  rertreten. 
Dem  Princip  der  Repräsentation  gemAsz  ist  sie  ein  mit 
Rucksicht  auf  Tauglichkeit  and  Fähigkeit  ihrer  Mitglieder 
gemachter  Auszug  und  erböhter  Ausdruck  des  Volkes  als 
Demos.  Sie  ist  gewissermaazra  die  statliche  Qualität 
der  Tolkmäez»gen  Quantit&t  Es  ist  daher  natuige- 
raftSE,  das«  sie  aus  der  gesammten  Menge  der  StatsbUrger 
in  der  Regel  durch  Wahl'  bezeichnet  wird.  In  gewissem 
Hinne  ist  sie  eine  Anwendung  des  politischen  Princips  der 
repr&seatatiTen  Demokratie,  und  in  neuerer  Zeit  hat 
sie  auch  mehr  und  mehr  in  den  meisten  Staten  diesen 
Charakter  angenommen.  ^ 

'  Allerdings  ist  die  Wahl  kein  absolutes  ErTbräerntsz.  Edm.  Barke 
1793;  „Wo  swiseh«!  denen,  io  denn  Namen  gehandelt  wird,  und  denen, 
welche  in  derselben  Namen  handeln,'  eine  Oemeinschan  der  Interessen, 
eine  Verwand tsebaft  der  Ansichten  und  Wünsche  staUGndei,  da  ist  wirk- 
liche, obgleich  nicht  fönnllcfae  Stellvertretung.  In  manchen  FUleu 
ist  diese  wirkliche  Stellvertretnng  bester  als  die  fönnJiche,  in  welcher 
die  Vertreter  von  denen,  an  deren  StaU  sie  cn  handeln  haben,  erw&hlt 
sind.  Das  Volk  kann  sich  in  seiner  Wahl  täuschen,  selten  täuscht  die 
Gemeinschaft  der  Qesinnangen  und  der  Interessen.  Allein  jene  wirkliche 
Stell  Vertretung  hat  keine  lange  noch  sichere  Dauer,  wo  sie  nicht,  wenig- 
stens sum  Theil,  auf  die  förmliche  gestQtst  ist." 

'  Vgl.  oben  Buch  IV,  Cap.  10,  8.  182  ff.  Edm.  Bnrke  spricht 
■ich  über  die  Ursachen  der  gegen wkrtigen  UnmMedenheit  in  einer  Stelle, 
von  der  Broagham  gesagt  bat,  sie  sollte  mit  feurigen  Buchst^wn  in 
das  Portal  des  Hanses  der  Gemeinen  eingegraben  weiilen,  so  aas:  „Ein 
voJksmKssiger  Ursprung  kann  nicht  die  charakteristische  Auszeichnung 
einer  volksmlszigen  Reprüsentation  sein.  Dieee  Eigenschaft  kommt  gleicb- 
mlissig  allen  Gliedern  des  Statskörpers  m  und  in  allen  Formen.  Sie 
alle  find  bevoll mftehtigt  für  das  Volk ;  denn  keine  Macht  ist  lediglich  so 
Oansten  ihres  Inhabers  gegeben,  and  obwohl  die  Obrigkeit  sicheriich  eine 
Institution  von  göLtlJchar  Anlorilat  ist,  so  sind  doch  die  Formen  und  die 
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Gewöhnlich  werden  die  stimmberechtigten  StalsbOrger 
in  eine  Anzahl  von  Wahlkreisen  vertheilt,  ohne  Rocksichr. 
auf  ihre  hesonderen  Eigensoharten ,  iind  jedem  Wahlkreise 
nach  der  Kopfzahl  seiner  Glieder  oder  der  Bevölkerung, 
die  er  nmschlieszt,  eine  Anzahl  Repräsentanten  zugetheilt. 
Die  Mehrheit  wählt,  und  die  Minderheit  wird  dann  nicht 
weiter  beräcksichtigt 

Diese  Einrichtung  empfiehlt  sich  meistens  durdi  die 
Allgemeinverständlich  keit  einßtcher  arithmetischer  Verhtlt- 
nisse  und  durch  die  demokratische  Betonung  der  Gleichheit 
Alter.  Vor  einer  organischen  Eritenntnisz  des  States  er- 
scheint  sie  als  roh  und  ungenügend.  Weder  die  Vollstäodig- 
keit  noch  die  Wahrheit  der  Volksrepräsentation  finden  in  ihr 

Pereoaen,  welche  sie  verw&Ken,  alle  nnpräoglich  ans  dem  Volke hervar- 
g^gsngen.  Die  Tugend,  der  Oeiet,  das  Weaea  dea  Hauaea  der  Gemeinen 
besteht  darin,  dasz  es  da«  ausdrucksvolle  Bild  des  Nationslgefiihls 
isL  Es  wurde  nicht  eingerichtet,  um  eine  Aufsicht  zu  sein  ttber  das 
Volk.  Es  wurde  bezeichnet  als  eine  Anfsicht  für  das  Volle.  Andere 
Einriohlungen  sind  entstanden  zu  dem  Zwecke,  die  Aueschweifangen  des 
Volkes  zu  hummen.  Das  Usus  dei-  Gemeinen,  wie  es  niemals  bestimmt 
war,  imi  Ueu  Frieden  und  die  Suszere  Ordnung  aufrecht  zu  ballen,  iai 
für  diesen  Dienet  völlig  ungeeignet,  da  es  keine  stärkere  Waffe  hat  n\a 
seinen  Slab,  und  keine  bessern  Officiere  als  seine  bewaffneten  Pedelle,' 
welchen  es  aus  eigener  UachtvoUkommenbeit  befehlen  kann.  Ein  wach- 
sames und  eifecsüchliges  Auge  über  die  vollziehende  and  die  richterliche 
Beamtung,  i-ine  äugsitiche  Sorge  für  das  Öffentliche  Geld,  ein  offener  Sinn, 
der  an  Gefälligkeit  gränzt,  für  öffentliche  Beschwerden,  das  scheinen  dt« 
wahren  Eigenschaften  eines  Hauses  der  Gemeinen  zu  sein.  Aber  ein 
Haas  der  Gemeinen,  welches  Bei fal Isadressen  erläazt,  und  ein  Volk,  das 
Billschriften  macht;  ein  Hana  der  Gemeinen,  wetchea  voll  Vertrauen  ist, 
wenn  die  Nation  in  Verzweiflung  gestürzt  ist;  in  der  vollkommenaieii 
Harmonie  mit  den  Hinislem,  welche  das  Volk  mit  Hiisieral«m  Abscheu 
belrachtet;  welches  in  ajleci  Streitig  keilen  zwischen  Volk  und  Regierung, 
zum  voraus  gegen  das  Volk  eingenommen  ist,  welches  dessen  Dnord< 
nuiigeu  bestraft,  aber  sich  .weigert,  die  Anreizungen  zu  denselben  eu 
untersucben.  das  ist  ein  unnatürlicher  und  monströser  Znaland  der  Disg« 
in  unserer  Verfassung.  Eine  solche  Versammlung  mag  ein  gnMzer,  - ' 
weiser,  eh rfurcht würdiger  Senat  sein,  aber  sie  ist  iu  keiner  W^ae  «in 
volksmisziges  Hnus  der  Gemeinen." 
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Buereichende  Garantien.  Es  ist  nur  zuf&llig,  wenn  die  ver- 
■  schiedeiiartigeD  Intereasen  des  Handels,  der  Fabrication,  der 
Handwwke,  der  Landwirthschaft,  wenn  femer  die  Interessen 
der  Bitdung  und  Wissenschaft ,  wenn  die  Kenntnisz  des 
Rechts  hinreichende  Vertretung  erhalten;  die  Wahlart  selber 
wetsz  von  alle  dem  nichts.  Sie  hat  wenig  Gew&hr  in  sich, 
dasz  wirklich  die  tugendhaftesten  und  einsicbtaroUsten  Hftnner 
gewählt  werden.  Nur  allzu  oft  waren  und  sind  diese  Wahlen 
ein  Spiel  der  Parteien  und  ihrer  Leidenschaften.  Anstatt 
tiner  Vertretung  der  Volksinteressen  gingen  und  gehen  aus 
ihnen  zuweilen  Versammlungen  hervor,  in  welchen  die  poli- 
tischen Leidenschaften  und  Voriirtheile  vornehmlich  reprä- 
sentirt  sind,  und  die  wirklichen  und  dauernden  Intereasen 
des  Volks  den  wechselnden  Stimmungen  der  Parteien  unbe- 
denklich hingeopfert  werden. 

Der  sehr  beachtenswerthe  Reformvorschl^  des  Englän- 
ders Thomas  Hare,^  die  gesammte  ßüi^erschaft  als  Einen 
Wahlkreis  zu  behandeln  und  die  Wahlen  lediglich  von  einer 
bestimmten  Anzahl  Stimmen  abhängig  zu  machen,  die  sich 
8»if  Eine  Person  vereinigen ,  würde  manche  üebelstände  der 
gegenwärtigen  Einrichtung  beseitigen  und  sowohl  den  Min- 
derheiten als  den  verschiedenen  Interessen  Gelegenheit  ver- 
schaffen, sich  repräsentireu  zu  lassen.  Aber  derselbe  ist 
noch  nirgends  verwirklicht  und  gehört  gegenwärtig  noch  der 
Politik,  nicht  dem  Statsrecht  an. 

Eine  Repräsentation  nach  Classen,  welche  unter  sich 
^ne  Oeuimnschaft  der  Anschauung  und  der  Interessen  haben, 
ist  wiederholt  versucht  worden.  *    Sie  hat  mancherlei  Vorzttge 

'  On  ibe  Election  of  R«pre8.  1869. 

*  Süntondi,  bindet  1,  8.  110,  »agt  Aber  die  VerfaMQog  der  Repnblik 
Florenz  Im  Jahr  1286:  '„Die  Eepablik  vertheilte  die  gftoze  BeviUkerong 
m  12  Gorporationen ,  die  „Künste'  (les  arU)  genannt  und  anlerschied 
wieder  zwischen  höheren  and  niederen  Künsten,  den  ersteren  einige  Vor- 
zugsrechte vor  den  letztem  elnrlnmend,  aber  allen  abwechselnd  verslat- 
t«nd  ein  Mitglied  (ttr  die  obersle  Hsgiatratur  zn  ernennen.    Jede  dieaer 
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-  vor  der  Wahl  der  gemiachten  Menge.  E»  ist  mhA  «rhi 
Inihum,  daaz  eine  denutige  ClassenTertretung  dein 
mittelalterlieheQ  itOndischen  System,  nicht  detn  modernen 
Reprfitentativaystem  aQgeliOr&  Sie  entspricbt  rielmebr  der 
Gmodidee  der  Volkareprftsentation,  welche  ein  wahres  Bild 
des  Volkes  sein  soll,  durcb.aus,  und  ist  erst  deren  wirkliche 
ErfDllang.  Damit  das  Ganze  sichtbar  werde,  uOssen  die 
Theile  in  ihm,  freilich  nicht  als  ftlr  sich  bestehende  klein«« 
Gänse,  sondern  als  Theile  vorhanden  sedn.  Danüt  die  Land- 
karte gnt  sei,  müssen  in  ihr  nicht  bloez  Zahlen  und  g««de 
Linien,  sondern  die  Berge,  Tb&ler  und  Seen,  Stttdte  und 
Dörfer  im  Lande  sichtbar  werden.  Besteht  das  Volk  aus 
StAndeu  und  dessen,  so  musz  auch  das  Bild  des  V(dkes 
diese  Bestandtheile  wieder  zdgen.  Aber  im  GanxM  verholt 
sich  uns««  Zeit  doch  noch  gegen  eine  solche  Einridituug 
misztrauisoh ,  theils  weil  sie  noch  nicht  klar  geworden  ist 
über  die  Art  der  Classeneintbeilung  und  besorgt,  die  mittel- 
alterlichen Stande  mOcbteu  unter  dem  neuen  Namen  wieder 
restaurirt  werden,  thetls  weil  sie  iür  die  Einheit  des  Volk»- 
bewosztseins  und  fUr  die  wahre  Rechtsgleichheit  Schaden 
fUrditet. 

CorporatioDeD  hHtte  ihr  Verrammhiugsbsus .  wo  sie  ihre  Voral«ber  nnd 
ReprStentanlen  erwählte:  jede  war  bemfen,  sieh  »dher  la  stndirea,  ihre 
Int«rea«en  kennen  id  lernen  and  dieeelbeD  ihrem  Prior,  duMi  der  Moba 
Mitglieder  der  oberaten  Behörde  id  empfehlen,  welche  wie  in  eloMi 
RnthenbUndel  die  Einsicht  aller  lusammeafuite.  Jede  halle  eine  militl- 
riadie  Organleation,  ein  Banner  und  du  Bewnsstaein,  daei  sie  der  Dnler- 
dröokong  Widerstand  leisten  könnte.  So  lies*en  die  OelAisankcil,  die 
Bildnng,  das  behagliche  Capital,  der  Handel  wie  die  mühcToUeo  Hand* 
werke  ihre  Slimmen  Jedes  besonders  vernehmen;  alle  Interessen  waren 
beratlieo  und  der  Entscheid  hing  mehr  von  der  Weisheit  all  von  der 
Zahl  ab.  Jeder  Florentiner,  auch  der  arme  uud  anwissaide  fUhlle,  dasi 
er  etwas  galt  in  seiner  Taleraladt  nnd  liatl«  Theil  an  den  politischen 
Rechten  nnd  an  der  SonvertLnetKt  als  ein  Olicd  seiner  Innnng,  nnd  doch 
war  die  SoaverineUl  nicht  an  die  Mehrheit  flberlaasen,  welche  in  alt 
UDsem  Slalen  notbwendig  arm ,  unwissend  und  zn  gesundem  pollUscheoi 
Unheil  anfahig  isi." 
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Besser  als  blosse  matbemstisob  bestimmte  Wablkreise 
sind  immerhin  solche,  die  sich  an  orgsDisohe  Theile  des 
Landes,  insbesondere  an  die  Gemeinden  ansohliesEen.  In 
ihnen  wird  doch  ^e  gewisse  UebereiDstiinmnng  der  Le- 
bensari and  Oleichartigkeit  der  Interessen  o^nbar.  Aber 
für  gröasere  Staten  ist. der  Geist  und  Gesichtskreis  der  ein« 
■einen  Gemeinden  zu  beschränkt  and  zn  Idein,  am  aus- 
«oUienlidt  auf  ihn  die  Landesr^rftsenlatioD   va  begrandeti. 

%.  Der  G^ensatE  der  nnmittelbaren  and  dar  mit- 
telbaren Wahlen  (par  degrä),  jene  durch  die  Urwfthler, 
diese  durch  gewählte  Wahlmänner  vollaogen,  ist  ferner 
zu  berückaichtigen.    Vorzüge  der  direeten  Wahlfonn  sind: 

a)  Wähler  und  Gewtthlto  stehen  in  einem  direeten 
Rapport  des  Vertrauens,  wAbread  bei  der  indiretden  Wablart 
es  leicht  vorkommt,  dasi  der  G^ewfthlte  zwar  das  Vertrauen 
der  Wablmftnner,  nicht  aber  das  der  Urwähler  besitzt 

b)  Die  AoAnerksamkeit  und  das  Interesse  der  Wähler 
bei  der  Wahl  ist  erbAht  and  grösser,  als  wenn  beide  durch 
eine  Zwisebenstufe  gebrochen  werden. 

Auf  der  andern  Seite  aber  sprechen  fDr  die  mittel* 
baren  Wahlen  anter  Umständen  folgende  GrDnde: 

a)  Wenn  die  Wahlkreise  sehr  ausgedehnt  sind,  so  ge- 
lingt es  nicht  lacht,  die  Urwähler  au  einem  Ort  zu  ver- 
sammeln. BIMbt  aber  die  Hasse  getbeilt  und  zerstreut,  so 
ist  «s  sehr  schwierig,  ein  Wablresultat  zu  erhalten.  In 
solchen  Fällen  dient  die  Wahl  durch  Wahlmänner  als  ein 
Ansknnftsmittel. 

b)  Wenn  femer  das  Stimmrecht  allzn  tief  niedersteigt, 
und  zu  grosze  Massen  umfoszt,  so  liegt  in  der  Bezeichnung 
Ton  Wahlmännem  eine  Sicbtong  der  Massen  und  die  Her- 
stellung eines  fähigeren  und  besseren  WahlkOrpers.  Wird 
nicht  auf  solche  organiscbe  Weise  dafllr  gesorgt,  so  geschieht 
es  leicht,  dasz  sich  die  Clubbs  der  Vermittlung  uud  Leitung 
der  Menge  bemächtigen ,  sich  selber  zu  «nem  Wablausachusz 
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constitoiren  und  so  auf  oDOtgsnischem  Wege  die  Auff^be  der 
WahlmänDer  itbernehmen. 

Am  D&cbiten  steht  übrigens  der  directen  Wahl  die 
Wahl  darch  eine'  sehr  grosse  Ansahl  ron  WahlmänDero, 
z.  B.  so,  dasz  je  auf  z^n  Urwfthler  ein  Wahlmann  er- 
nanät  wird. 

In  England,  in  Nordamerika,  nun  auch  in  Frank- 
reich, in  Belgien  und  in  den  meisten  Schweiaerkan- 
tonen  ist dasSystemderdirecteo,  in  Spanien,  Prenszen, 
Bayern  und  in  den  meisten  dentschen  Staten  das  der 
indirecten  Wahlen  eingefQhrL 

8.  Besondere  Eigenschaften  der  Wfthler. 

Da  in  dem  Volkshause  die  Menge  des  Volkes  zur  Ver- 
tretung gelangt,  so  ist  die  Ausbreitung  des  Stimmrechtes  auf 
die  Geeammtheit  der  StatsbOrger  (vgl.  oben  Buch  H, 
Cap.  19)  als  Regel  anzuerkennen.  Diese  Regel  erleidet 
indessen  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  reprflsenta- 
ÜTOn  Körpers  ModificaUonen,  indem  verschiedene  RUelutchten 
noch  in  Betracht  kommen: 

a)  In  der  römischen  Censusverfsssung  wurde  den  Altern 
W&hlem.ein  gröszeres  Sümmreeht  zugewiesen  als  den  Jün- 
gern, und  so  der  Erftthresheit  der  immerhin  an  Zahl  Ton 
den  Jungem  ubertroffenen  Alten  im  Interesse  der  Statswohl- 
fhhrt  gebührende  Rechnung  getragen ,  ohne  jene  auoau- 
schlieszen.  Die  modernen  Verfbssnngen  *  remachlftsngeii 
diese  Rücksicht  auf  das  Alter  zu  sehr,  und  geben  daher 
oft  der  reizbaren  und  beweglichen  Jugend  einen  anrerhftlt- 
uiszmfiszigen  Eanflusz. 

b)  H&ufiger  wird  auf  das  Vermögen  geachtet.  Das 
Vermögen  kommt  nicht  blosz  insofern  in  Betracht,  um  die 
Eigenschaft  eines  selbatAndigen  StatsbUi^ers  zu  ermitteln, 
sondern  anch  abgesehen  davon  verdient  es  eine  besondere 

*  Nkpoleon  I.  beaebUt«  in  geinen  TerfaMangen  dieae»  Homeat. 
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BerQckmchtigung ,  weil  es  eine  der  wichtigsten  Aurgaben 
des  Statee  ist,  das  VermJ^n  seiner  Angehörigen  zu  schützen 
und  das  GesammtTermOgen  der  Nation  zu  pflegen.  Es  darf 
daher  wohl  bei  der  Vertretung  berücksichtigt  werden,  aber 
nicht  auBtcblieszlich ,  denn  die  persönliche  Arbeitskraft 
der  Hassen  ist  kein  geringerer  Factor  der  VolkskrafL 

Burke'  bat  den  Satz  au^esprochen :  „Eine  g^örige 
ReprSsentation  eines  8tet«8  erfordert,  daaz  sowohl  dessen 
Ffthigkeit  als  dessen  Eigenthum  reprftsentirt  sei.  Aber  da 
die  Fähigkeit  ein  lebenskräftiges  und  thätiges  Princip,  und 
das  EigentJiuin  trfige,  achwerfälii^  und  furchtsam  ist,  so 
kann  es  nie  ror  einer  Inrasion  der  Fähigkeit  eicher  sein, 
wenn  es  nicht  in  der  Repräsentation  sehr  bedeutend  voi^ 
herrscht." 

Die  Römer  haben  in  ihrem  Census  diesem  Gedanken 
grosses  Gewicht  beigelegt,  und  den  Termöglicheren  CÜassen 
eine  weit  stärkere  Vertretnog  eingeräumt,  als  den  unrer- 
mt^lichen.  Eine  Nachbildung  dieser  Or^nisation  findet  sich 
in  der  preuszischen  Verfassung  von  1850,  welche  die 
Urwähler  je  nach  dem  Betrage  ihrer  Steuern  in  drei  der 
Zahl  nach  sehr  verschiedene  Classen  theilt,  so  dasz  die 
wohlhabendsten  StatsbOrger,  welche  zusammen  einen  Dritt* 
theii  der  Steuer  ii>  der  Gemeinde  oder  dem  Wahlbezirk  ent-' 
richten,  anch  einen  Drittheil  der  Wahlmäoner,  sodann  die 
mittleren  BUi^er,  welche  zusammen  den  zweiten  Drittheil 
bezahlen,  einen  zwäten  Drittheii  der  Wahlmänner,  und  die 
minder  begüterten,  die  in  weit  gröszerer  Anzahl  den  letzten 
Dritlheil  entrichten,  auch  mir  den  dritten  Theil  der  Wahl- 
männer bezeichnen.  '• 

In  dieser  Einrichtung,  obwohl  sie  noch  der  Ausbildung 
bedarf,  liegt  immerhin  ein  Fortschritt  gegenüber  der  gewöhn- 
lichen Behandlung,   welche  nur  zwei  Classen  kennt,   deren 

'  Btniu,  ReflectioD«  ou  the  Freodi  Kev<d. 
'  Preus».  Vert  §.  71. 
BluiiUehll.  allgainelnnStiitirechl.    I-  .12 
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eine  ganz  ausgeschloesen  nird  roii  jedem  Stimmrecht,    m>d 
deren  andere  gleiches  Stimmrecht  besitzt. 

In  England^  wird  seit  der  Reformbit)  von  1832  als 
Eigenschaft  der  Wähler  erfordert: 

a)  in  den  Grafschaften  Grandbesitz  (nicht  gerade 
Grundeigenthum ,  aach  Pachtbesitz)  mit  einem  jährlichen 
tleinertrage  von  mindestens  10  Pfd.  Sterling; 

b)  in  den  Stadien  und  Wahlfiecken  eigener  oder  mietfae- 
weiser  Besitz  eines  Hauses,  Magazins  oder  Ladens  von  dem 
jährlichen  Werthe  von  10  Pfd. 

In  England  kmnmen  in  Folge  der  Reform  auf  eine  Be- 
völkerung von  fast  14  Millionen  nahe  an  800,000  W&hler 
wovon  die  gröszere  Hälfte  (etwas  Ober  450,000)  auf  die 
Grafschaften  Tertheilt  ist.  In  Irland  dagegen  ist  das  Ver- 
hältnisz  der  GesammlbevAlkerung  von  etwas  über  8  Hillio- 
nen zu  den  Wählern,  ungefähr  150,000,  bedeutend  gröazer. 
Die  Wahlerzahl  von  ganz  Groszbritannien  mit  einer  Be- 
völkerung von  gegen  26  Millionen  beträgt  etwas  ttber  eine 
Hillion. 

In  Frankreich  war  in  der  Verlesung  vou  1814  ge- 
radezu Reichthum,  nicht  bloszea  Vermögen  der  Wähler 
gefordert  worden.  Nur  wer  300  Fr.  directe  Steuer  be- 
'zahlte,  war  Wähler.*  Das  Cresetz  von  1831  hat  diese 
Forderung  auf  2O0  Fr.  vermindert,  und  die  Zahl  der  Wähler 
von  80,000  auf  174,000  gegenüber  einer  Bevölkerung  von 
mehr  als  30  Millionen  gesteigert,  dadurch  aber  den  Charakter 
einer  plutokratiscben  Repräsentation  nur  gemildert,  sieht 
verändert  Die  Verl^ssung  von  1848  hat  den  gefährlichen 
Sprung  aus  der  Plutokratie  in   die  Ochlokratie  gewagt  und 

>  Vgl.  die  nähern  Angftbea  bei  Schubert,  Verfaunngsurkanden  I, 
S.  2S5  ff.  und  Hähr)'  in  Uitlermaierfl  Zeiuchr.  XXVIIl,  8.  38  ff. 

'  Gesetz  vom  5.  Febr.  1817.  Oi«  Terfiaiung  bfttte'  an  mitteltMre 
Wablen  gedacht,  das  Oeaeti  nachte  daraus  unmiltelbare  Urwähler.  Ihrp 
Zahl  wurde  auf  90,000  berechne).  OervlniiB,  Oesch.  des  XIV.  Jahrh. 
II,  S.  257. 
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jedes  Requisit  eines  Gensus  aufgehoben  (Art.  25).  Zuletzt 
ist  auf  dieser  breiten  Basis  das  Kaiserthum  aufgerichtet 
worden. 

Die  österreichische  Verfassung  ron  1848  (S.  44) 
hatte  eine  directe  Steuer  von  mindestens  5  Onlden  auf  dem 
Lande  und  in  kleineren  Städten,  und  von  10  Guklen  bis 
20  Gulden  in  gröszeren  StÄdten  gefordert. 

Nach  der  Verfassung  vom  26.  Febr.  1861  werden  die 
Abgeordneten  des  Reichstags  von  den  Landtagen  der  Eron- 
Ittnder  gewählt.  Die  Vertretung  in  den  einzelnen  Ländern 
Kber  ist  meistens  nach  Classen  geordnet,  so  dasz  a)  die 
hohen  kirchlichen  Würdenträger  (Bischöfe),  b)  die  Grosz* 
gnindbesitzer,  c)  die  Städte  und  Indnstrialorte  und  die 
Handels-  und  Geweibekammem ,  d)  die  Übrigen  Landgemein- 
den vertreten  werden.  Die  Wahlen  der  Gr082^undbe8itzer 
und  der  Städte  sind  direct,  die  Wahlen  in  den  Landgemein- 
den indirect;  aber  die  untern  Claasen,  die  keine  oder  eine 
ganz  geringe  Steuer  bezahlen .  sind  von  dem  Wahlrecht  aus- 
geschlossen. 

4.  Die  Frage,  ob  die  Wahlen  geheim  oder  offen,  ob 
sie  schriftlich  oder  mUndlicii  oder  durch  Handauf- 
heben vor  eich  gehen  sollen,  war  bekanntlich  schon  bei 
den  Alten  sehr  bestritten.  Die  Erörterung  der  römischen 
Statsmänner  bei  Cicero  (de  Legibus  111.  15 — ^17)  Über  die- 
selbe hat  euch  fUr  unsere  Zeit  grOstes  Interesse. 

Gewöhnlich  ist  mit  der  geheimen  auch  die  schriftliche, 
mit  der  offenen  die  mOndliche  Abstimmung  oder  die  durch 
Handmehr  verbunden,  aber  nicht  immer.  Männlich  freier 
ist  die  offene  und  mUndUche,  soi^fältiger  und  vorsichtiger 
die  geheime  und  schriftliche.  Bei  jener  Wahlfomi  erlangen 
leicht  die  angesehensten  Männer  der  Gemeinde,  zuweilen 
auch  die  Demagogen  gröszeren  Einilusz,  bei  dieser  getrauen 
sich  die  kleinen  Leute  eher  ihre  eigene,  zuweilen  aber  auch 
die    von    den    Clubbs    ihnen     vorgeschriebene    Meinung    zu 
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befolgen.  Wo  das  übrige  politische  Leben  sich  in  OGfentlichen 
Fofmen  bewegt,  paszt  das  Geheimniez  auch  da  nicht. 

In  England  und  Nordamerika  geschehen  die  Wahlen 
Öffentlich  und  mUndltcb.  In  Frankreich  iat  die  geheime 
Abstimmung  sogar  in  der  Verfassung  tob  1848  ($.  26)  er- 
halten worden.  In  einzelnen  deutschen  State»  ist  ^d 
gemischtes  System  der  Schriftlichkeit  rerbuoden  nait 
Eröffnung  der  Abstimmung  vor  dem  Wahlbureau,  aber 
Geheiranisz  vor  dem  Übrigen  Publicum  angenommen  wor- 
den, BO  in  Bayern.  In  der  Schweiz  kommen  offene  aod 
geheime  Wahlen  oft  neben  einander  vor,  jene  eher  bei  vor- 
übergehenden Ernennungen,  diese  bei  den  wichtigeren  und 
dauernden. 

&.  Die  Erfordernisse  der  Wählbarkeit  worden  in  den 
tVUheren  Verfassungen  gewöhnlich  strenger  bestimmt,  als 
die  des  Stimmrechts.  Noch  wird  in  England  (Gesets  vod 
1837)  fUr  die  Mitglieder  des  Unterhauses,  wenn  sie  als 
Ritter  in  den  Gra&chaften  erwählt  werden,  ein  r^nes  Ein- 
komnien  von  600  Pfd.  St.,  für  die  Repräsentanten  der  StOdle 
und  Wahlflecken  ein  solches  von  300  Pfd.  gefordert.  Die 
französische  Charte  von  1814  (§.  38)  fordert  ein  Alter 
von  40  Jahren  und  Bezahlung  einer  directen  Steuer  von 
mindestens  1000  Fr.  Die  belgische  Verfassung  von  1831 
($.  47)  fordert  dagegen  nur  ein  Alter  von  26  Jahren,  und 
ein  Steuerminimum  von  20  bis  100  Golden.  Darin  liegt 
der  Uebergang  zu  dem  neueren  System,  welches  gewöhn- 
lich die  nämlichen  oder  sogar  geringere  Erfbrdernisse  fttr 
den  Gewählten  wie  ftlr  die  Wähler  verlangt,  in  Anbetracht, 
dasz  die  Wahl  selbst  denselben  hinreichend  qualificire,  somit 
es  keiner  weitem  Qualificirucg  bedürfe.  So  z.  B.  in  Bayern 
(Gesetz  vom  4.  Juni  1848)  und  in  Preuszen,  wo  nur  ein 
Alter  von  80  Jahren,  aber  keine  Steuerzahlung,  also  in 
dieser  Bezidiung  weniger  als  ftlr  das  Stimmrecht  erfordert 
wird  (§.  74). 
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6.  Die  Wahl  von  ErsatzmftDtiern,  nur  in  wenig 
Lftndern  üblich,  eeitdetn  die  französische  NfttionalTer> 
Sammlung  ron  1789  diese  Institution  ins  Leben  gerufen  hat, 
ist  in  keiner  Bezidiung  zu  empfehlen.  Da  die  Ersatzmänner 
in  der  Regel  doch  nicht  berufen  werden,  so  widmen  die 
Wähler  ihrer  Wahl  nur  geringe  Soigfblt,  and  nehmen  oft, 
nur  um  ihr  Geschäft  schneller  zu  endigen,  den  nächsten 
besten.  Ueberdem  wird  dem  Gewählten  der  Rücktritt  be~ 
quemer  gemadit,  und  ftlr  diesen  Fall  die  all^n  Vertrauen 
genießende  Neuwahl  verhindert. 

7.  Beachtenswerth  ist  die  englische,  auf  dem  Conti- 
nent  hier  und  da,  z.B.  in  Griechenland  (g.64},  Bayern 
(Gesetz  vom  4.  Juni  1848  §.  29),  Prenszen  (S.  78)  nach- 
gebildet« Sitte,  dasz  der  Depatirte,  der  ein  Kronamt  erhält, 
sich  einer  neuen  Wahl  unterwerfe,  und  so  den  Wählern  Ge- 
legenheit gebe,  ihr  Zutrauen  entweder  klar  zu  erneuem  oder 
auf  einen,  undeni  4iinzuw«iden.  Wo  die  Stellung  der  Be- 
amten eine  bleibende  und  gesicherte  ist,  hat  diese  Bestimmung 

■  ttbrigens  nur  geringes  Interesse. 

Viel  weiter  war  die  französische  Verfassung  von 
1848  gegangen,  welche  alle  besoldeten  Beamten  ge- 
radezu von  der  Nationalversammlung  ausschlosz  (%.  28). 
Die  Napoleonische  Verfassung  von  18ö2  (§.  44)  schlieszt  nur 
die  Minister  aus. 

Die  AuBSchliesBung  der  Beamten  aus  der  Volkskammer 
entzieht  dieser  die  geschäftekundigsten  Mitglieder  und  schwächt 
in  Folge  dessen  die  Einsicht  und  die  Autorität  der  Kammer; 
wenn  aber  der  Beamtenstand  überwiegt,  so  wird  die  Controle 
der  Kammer  gegenüber  der  Regierung  leicht  zu  einem  bloszen 
Scheine  verflüchtigt  und  die  Kammer  verliert  das  Vertrauen 
der  öffentlichen  Meinung.  Das  rechte  Masz  zu  treffen  ist 
zunächst  eine  Aufgabe  der  Wähler. 

Uebrigens  sind  nicht  alle  Classen  der  Beamten  in 
diesen  Bezielmugen  gleich  zu  achten.     Die  welche  nur  ein 
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Pficgeauit  vtTwalten,  wie  z.  B.6lauarzte,ProressoreD, sieben 
den  Privateu  wesentlich  gleich;  die  Bichter  sind  durch  ihre 
unabhängige  Stellung  gesichert;  am  schwierigsten  ist  die 
Stellung  eigentlicher  Regierungsbeam ten.  Wltrde  die 
Opposition  Tornehmlich  von  ihnen  geleitet,  ao  würde  die 
Einheit  und  ^ulorit&t  des  Regierungskörpers  geschädigt, 
wollte  sich  die  Regierung  vornehmlich  auf  ihren  Einllusc  in 
der  Kammer  stützen,  so  wäre  die  Selbständigkeit  der  Kiunoier 
gefährdet.  In  Zeiten  des  hefUgen  Kampfs  tfauii  die  Wflhler 
daher  wohl,  in  der  Regel  keinen  Reglern ngsbeamten  zu  wählen. 

8.  Häufig  linden  wir  hestimnile  Perioden  festgesetzt, 
»ach  deren  Ablauf  das  Volkshaus  einer  neuen  Wahl  unter- 
worfen wird,  sei  es  da«z  diese  eine  Gesanimt-  oder  nur 
eine  partielle  Erneuerung  ist.  Das  englische  Unter- 
haos  hat  seit  Geoi^  I.  eine  siebenjährige,  früher  nur  eine 
dreijährige  Amtsdauer,  das  nordanierikanische  (I.  2.) 
Haus  der  Repräsentanten  eine  zweijährige,  in  den  Einzel- 
ataten  meistens  nur  eine  einjährige,  die  preuszische 
zweite  Kammer  (73)  eine  dreijähr^e,  die  belgische  B^mmer 
(fi.  511  der  Repräsentanten  eine  vieijährige,  die  bayerische 
zweite  Kammer  und  der  französische  Gesebigebungskörper 
{%.  38}  eine  sechsjährige  ($.  13). 

Die  Gesammterneuerung  ist  zur  Regel  geworden.  Wo  oar 
Eine  Kammer,  ist  dieselbe  aber  gefährlich,  weil  sie  die  Tra- 
dition der  Stätspraxis  plßtzlich  unterbricht,  und  oft  ganz  schroffi: 
SprMnge  macht  aus  einem  politischen  System  in  ein  ando-es. 

9.  In  der  constitntionellen  Monarchie  ist  Qber- 
dem  die  Auflösung  der  Volkskammer  zum  Behuf  neaer 
Volkswahlen  ein  wichtiges  Recht  des  Monarchen,  und  ein  ge- 
eignetes Mittel  die  Volksstimmung  zu  prüfen,  zuweilen  auch 
die  Harmonie  der  rerschiedenen  Theile  des  Gesef^ebunga- 
körpers  untereinander  und  mit  der  Regierung  herzustellen.  ** 

">  Für  England  Blackst.  1  2,  7.  Belgien.  Verf.  $.  71.  Bayern, 
«.  23.     Pieiisicn,  %.  51.     FrADkreich  von  1853,  «.  46. 
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In  deu  reprfiaentftti veu  Demokratien  dagegen 
(Nordamerika,  Schweiz),  wird  ein  solches  Recht  der 
R^ierung  nicht  veretattet,  oicfat  weil  dasselbe  als  eine  Be- 
sehrähkung  der  Volksrechte  angesehen  wird,  diese  werden 
im  Gegentheil  durch  die  Auflösung  eher  erweitert,  sondei-n 
um  der  ^feraucht  willen  auf  die  Macht  der  Regierung,  und 
aus  Ängstlicher  8oi^e  für  das  höhere  Ansehen  der  Reprit- 
sentation. 

10.  Die  Abberufung  einzelner  Deputirter  durch  ihre 
Wtthler  aus  dem  Qrunde  des  verwirkten  Vertrauens  ist 
durchaus  unorganisch,  und  fUr  die  wahre  Stellung  eines 
VidksrepiAsentanten  gefährlich,  indem  derselbe  berufen  ist, 
nach  freier  UeberEengung,  wie  sich  dieselbe  in  der  Kammer 
bildet,  EU  stimmen,  und  sich  als  Repräsentanten  des  gansen 
Volkes,  nicht  als  Mandatar  seiner  Wähler  zu  benehmen. 


Achtes  C^pitoL 

Von  der/Bildung  des  SensM  oder  des  Oberhkuaes. 

Der  Senat  oder  das  Oberhaus  darf  nicht  eine  Wieder- 
holung des  Volkshauses  sein ,  noch  auf  dem  n&mlicheii  Princip 
wie  dieses  beruhen.  Der  Statsorganismus  darf  nicht  awei 
Organe  haben,  welche  beide  dasselbe  thun.  Die  erste  Kammer 
musz  vielmehr,  wenn  sie  eine  Wahrheit  sein  soll,  ein  eigen- 
thümliches  politisches  Princip  fUr  sich  nnd  eine  besondere 
Aufgabe  EU  erfüllen  haben. 

Ihre  natürliche  Bestimmung  ist  es,  die  aristokrati- 
schen Elemente  im  State  zu  vertreten,  wie  die  der  Volks- 
kammern ,  den  Demos  zu  reprOsentiren.  Sie  ist  ^ne  Mittel- 
macht zwischen  dem  Statsnberhaupt  und  der  Volksmehrheit, 
welche  ihre  Stärke  nicht  von  dieser  abieilet,  sojidern  in  sich 
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selber  und  in  den  aaagezetchneteti  Eigetuchaftea 'hat,  auf 
welchen  sie  beruht.  Ihr  liegl  die  Qnalititt  ganz  und  gar, 
nicht  die  Quantität  zu  Grunde.  Die  Aneiseichnung,  die 
an  und  für  sich  schon  eine  politische  Macht  ist,  ist  ihre 
Unterlage.  Ee  gehOrt  in  dieselbe  daher  nur  die  wirk' 
liehe  Aristokratie,  welche  im  Lande  ist,  aber  audi  alle 
wahre  Aristokratie,  die  sich  darin  findet 

1.  Die  Einrichtung  in  Norwegeii,  nach  welcher  daa 
OrosK'Ding  der  Volksrepräseotanten  ans  seiner  Mitte  einen 
Viertheil  der  Mitglieder  erwählt,  und  diese  lum  Lag-Ding, 
den  Ueberrest  als  Odels-Ding  conetituirt  (Verf.  %.  74  £>, 
aeigt  das  Bedürfnis  zweier  Kammern,  aber  gewährt  dem- 
selben keine  Befriedigung.  Wie  soll  tan  Viertheil  eien- 
gieichartigen  Versammlung  den  drei  Viertbeilu)  als  bescmdere 
Kammer  gegenUher,  und  nOtbigenfalls  auch  entgegentreten 
kOnnen? 

Auch  der  belgische  Senat,  welcher  von  den  näm- 
lichen Wählern  bestellt  wird,  wie  die  Kammer  der  Volks- 
repräsentanten, hat  mit  dieser  die  Unterlage  gemein,  nuter- 
Bcheidet  sich  aber  insofern  van  dieser,  als  seine  Mitglieder 
ein  höheres  Alter,  40  Jahre,  und  ein  groszes  Vermögen, 
mit  dnem  Stenerbetrag  von  G.  1000,  haben  mUssen,  und 
nicht  blosz  auf  4,  sondern  auf  8  Jahre  gewählt  werden 
t$.  66,  56).  Aehn)iciie  Einrichtungen,  meistens  mit  noch 
weiter  gehender  Abschwächung  der  Unterschiede  zwischen 
Repräsentanten  und  Senatoren,  kommen  in  den  Einsei- 
staten Nordamerika*s  vor.  Sie  bleiben  alle  hinter  dem 
obigen  Pnncip  zurück ,  dem  sie  sich  von  demokmtisebem 
Boden  her  nur  schüchtern  und  auf  Umwegen  annähern. 

%  Durchaus  eigenthUinlich  und  nur  in  BundeskOrpern 
oder  zusammengesetEten  Reichen  denkbar,  ist  der  Senat 
der  nordauierikanischen  und  der  Ständerath  d« 
schweizerischen  Bundesverfassung  ron  1848  orga- 
nisirt.      In    ihnen    sind    die    Eiuzelstaten    als    politische 
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Mftobte*  niebt  eine  aiugezeichaete  Minderheit  der  Nation 
vertreten.  In  jenen  beiden  Häuaem  wird  somit  nicht  dan 
Volkshaus  durcb  ein  ariatfikistiscbes  Hans,  sondern  es  wird 
die  gemeinsame  ÜationBlrepr&sentation  durch  die  YMMtnai- 
Inng  der  rerbOndeten  StatsindividualiUltai  ei^ftnzt  und  be- 
sdir4nfct>  In  beiden  Bundesredtusun^fen  sind  die'  Staten 
gleichmftszig  je  durch  zwei  Ifitglieder  vertreten. 

3.  Die  Qualitäten,  welche  bei  der  Bildung  des  Ober- 
hanses  in  Betracht  kommen,  sind  rerschieden,  je  nach  der 
Art  der  Nation  und  den  Zeilen.  Wie  immer  sie  aber  be- 
stimmt werden,  die  Repräsentanten  derselben  mOssen  ror- 
zugaweise  politisch  gebildet  und  durchdrungen  sein  von 
dem  Pflichtgefühl  gegen  dra  Stat  and  das  Volk.'  Die 
wichtigsten  Uomeote  scheinen  folgende  zu  9Üa: 

a)  Wo  es,  wie  in  England,  eine  mächtige  und  ge- 
sicherte Erbaristokratie  gibt,  verdient  dieselbe  voraus 
Berltcksich^gung.  Sie  bildet  den  Kern  des  englischen  Ober- 
hauses, und  verleibt  demselben  vorzUgUob  ein  historisches 
Ansehen  und  eine  feste  Haltung  in  dem  Wechsel  der  Lebens- 
strömnngen. 

Ohne  Vermögen  and  ohne  Erfrischung  aus  dem  Volke, 
dem  sie  nicht  als  geschlossene  Kaste  en^egensteht,  sondern 
mit  dem  sie  verbunden  und  verwachsen  sdn  musz,  wie  die 
Berge  mit  den  Ebenen ,  kann  dieselbe  am  wenigsten  in  unsern 
Tagen  bestehen.  In  Deutschland  sind  zwar  noch  brauch- 
bare Elemente  einer  solchen  Aristokratie  vorhanden,  aber 
nur  eine  gründliche  Adelsreform '  hätte  dieselbe  in  ihrer  Rein- 
heit und  St&rke  herstellen,  und  fUr  den  Stai  gewinnen  können. 
Diese  Reform  ist  aber  zur  rechten  Zeit  nicht  voUa^n  worden. 

'  Vgl.  darüber  besondere  die  AaefBhrnng  von  Gneiet,  Engl.  Ver- 
reesnugareeht. 

*  Vgl.  darüber  Stahl's  Rede  in  Berlin  vom  32.  Nov.  1649,  und 
meine  Rede  sn  HUnehen  vom  5.  Juli  18S0,  voriögllch  aber  den  Artikel 
Adel  im  deutschen  Slalswürterbadi. 
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b)  Die  Erbarütdcratie  ist  gewühnlich  tweh  Gruod- 
aristokratie.  In  neuerer  Znt  wird  mweiien  von  jeuer 
»(gesehen  und  der  Nachdruck  auf  diese  gelegt,  suweilen 
lefatere  zu  einer  blossen  VermögeiwaristoknUie  erweitert.  * 
Vieles  bftngt  hier  ron  der  Natur  des  Landes  ond  des  Lebeos 
ab.  In  Handeisstaten  genient  das  bewegliche  Venn<^n 
nicht  geringeres  Anseh^i  als  der  Grandbesitz.  In  Aekei^ 
baustaten  hat  dieser  den  enta^iedenen  Vorzug.  Für  die 
conserrative  Bedeutung  des  Senats  ist  jedenfalls  groszes 
Orundeigenthuni  nnd  vorzUgliefa  erbliches  eine  der 
stiersten  Qnmdl^en.  *  E^n  Erbrecht,  welches  einen  Gttter- 
eomplex  der  Familie  bewahrt,  und  stets  in  Eüner  Hand 
eoncentrirt,  wie  das  englische  Recht  der  Ers^eburt  oder 
das  deutsche  Institut  det  Familienstiftungen,  begrUitdet  und 
erhält  eine  erbliche  Pairie,  stärkt  ihre  Macht  und  be- 
festigt ihre  Würde. 

'  Der  Ealwnrf  der  belgiachen  VerfaMuiig  hatte  Air  die  ScuMorcn 
eine  Gniudsleuer  von  1000  ll.  gefurdert,  die  Terfaunog  selbel  begnügt 
•icii  aber  mit  einer  Vermögensfileiier  von  diesem  Betrag  ().  56).  lu 
Portugal  (Verf.  von  1836)  wird  ein  Einkoinmeii  ans  OrnndtmiU  von 
2000  Hilreia,  iumI  au  QeschUton  von  4000  Milreis  gefordert. 

'  E.  Burke,  Betrachtangen  über  die  fraox.  Revolntion:  „Das  cliarak- 
teriatiscbe  Wesen  dea  Eigenthums,  welches  auf  der  Verbindang  der  Prin- 
cipien  seines  Erwerbs  und  seiner  Erhaltung  beruht,  ist  die  Dngleiebheit. 
IHe  groeuD  TermögensmBMeD ,  welche  den  Neid  err^en  und  die  ttaab- 
Mchl  reiun,  mOaaen  daher  «osierhalb  der  Möglichkeit  der  Qeähr  gv- 
•etit  werden.  Dann  bilden  sie  einen  natürlichen  Wall  nin  die  kleineren 
VeriDÖgen  in  allen  Stofen.  Die  nämliche  Termögensmesse,  welche  durch 
den  Laaf  der  Dinge  unter  die  Uenge  verlheilt  wird ,  hat  nicht  diearibe 
Wirkung.  Ihre  Wideratandakrafl  wird  geschwAdit,  indem  sie  aatg«- 
breiteL  wird.  Die  Macht,  unser  Vermögen  in  unsern  Familien  fortiu- 
•etteu,  ist  eines  der  gewichügsten  und  bedentendsten  VerhaJlniase  tttr 
die  Familie,  und  trägt  in  TOrafiglicher  Weise  in  der  Fortpflanzung  de« 
States  selbst  bei.  Die  Besitzer  des  Familienrriehtbnms  nnd  die  Inhaber 
der  ausgeieicbnelen  Lebensstellung,  welches  erbliches  Gut  gewiUtrt,  sind 
die  natürlichen  WBchter  für  jene  FortpQenznng.  Unser  Oberhans  beruht 
ituf  diesem  Princip.  Es  ist  ganz  auf  erbliches  Vermögen  und  erbliche 
Ausseichnnng  gegrandet." 
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Der  grosze  Grundbesitz  wirkt  aber  aooh  ohne  diese  erb- 
rechtliotre  GeschlOBsenbeit  als  Treiee  Eigenthum,  welcbss 
der  heutigen  Wirtbschaft  besser  zusagt,  in  derselben  Weise. 
Daher  begründen  manche  neuere  Verßwsungen  die  Vertre- 
tung im  Oberhaus  einfach  auf  den  grossen  Onindbesitx  Qbei^ 
haupt.  Die  Unterscheidung  zwischen  adelichen  und  büi^er- 
lichen  Ritlei^tsbeoizern  bat  heut  cu  Tage  keinen  Sinn  mehr, 
und  ist  daher  mit  Recht  auch  in  den  üsterreichiscben  Lan- 
desvecfaMungen  seit  1861  aufgegeben  worden. 

Grossere  Bedenken  hat 

cj  die  Vertretung  des  Reich  thn  ms  überhaupt,  auch 
des  beweglichen  Vermögens.  Der  Reichlhum  für  sich 
aUein,  wenn  er  nicht  durch  Verdienste  um  die  National- 
Interesse»  geadelt  wird ,  ist  keine  aristokratische  Eigenschaft. 
Er  ist  dann  nur  durch  <^e  Quantität  herrorragend,  nidit  durch 
die  Qualität  ausgezeichnet,  und  es  kann  sich  auf  ihn  ge- 
radezu  die  wucherliche  Aussaugung  der  nationalen  Kräfte 
gründen  oder  doch  ein  spieszbüi^rliches  Brozenthum  sich 
damit  spreizen. 

Aber  die  Geschichte  Venedigs  und  der  deutschen  Hanse- 
städte beweist,  dasz  es  auch  eine  auf  grosze  Kaufmanuschaft 
gegründete  AristokraÜe  gibt:  und  in  den  uiodemen  Ver- 
hfiltnisseu  finden  wir  oft  grosze  Kaufleute,  Fabrikan- 
ten und  Banquiers,  welche  sich  auszeichnen  nicht  bloaz 
durch  die  Vermögensmacht,  die  ihnen  zur  Verfügung  ist, 
sondern  ebenso  durch  einen  weitsichtigen  politischen  Blick 
und  eine  opferbereite  Volks-  .und  Vaterlandsliebe.  Die  Be- 
rücksichdgung  dieses  Elements  neben  dem  grossen  Onind- 
besitz  dient  daher  in  unsrer  Zeit  zu  einer  zeitgemäszen  Er- 
gänzung und  Correctur. 

d)  Die  Aristokratie  der  statlichen  Würden  und 
Aeniter  war  rorzugsweiee  in  dem  Senate  der  römischen 
Republik  vertreten,  der  in  manchen  Beziehungen  auch 
die  Bedentiing  eines  Oberhauses  hatte.     In  England  wnreii 
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onAnglich  die  m^teo  Lords  zugloteti  öAntliehe  Beamte 
und  iat  die  Zuziehung  der  XII  Oberricbtar  in  das  Ober- 
baus mit  beratbender  Stimme  von  der  Art  Die  obersten 
Richter  verdienen  vorzugsweise,  am  ibrer  fiechUbunde 
und  der  bewährten  Uebung  in  dem  Schotee  der  Recbtaord- 
nuDg  willen,  bei  der  Bildung  des  Oberhaases  berücksichtigt 
xn  'Werden.  In  Spanien  wurden  durch  die  Verfasanngs- 
äoderung  von  1846 .  vorzugsweise  die  Prftsidenten  und  Mit- 
glieder der  Cortes,  mit  unabhängiger.  Vermt^enestelluDg,  und 
d}en80  die  hohen  Beamten  und  WUrdetrAger  des  Reichs;, 
Jlinister,  Slatsräthe,  Gesandte,  Präsidenten  und  Beisitzer  der 
obersten  Gerichtshöfe  neben  den  Granden  und  reichen  Ade- 
ligen ftlr  f&hig  erklärt,  in  den  Senat  ernannt  zu  werden. 
Die  Napoleonisehe  Verlkssung  von  1852  {%.  20)  erklärt 
die  Uarschälle  und  Admirale  des  Rachs  neben  den  Kardi- 
nälen zu  Senatoren. 

e)  Oefter  wird  in  den  ersten  Kammern  der  hohen 
Geistlichkeit,  insbesondere  den  Bischöfen  eine  Stellung 
angewiesen,  mit  Recht,  insofern  die  hohen  Wurdeträger  der 
Kirche  eine  grosse  psychische  Macht  im  State  vertreten, 
und  gewöhnlich  mit  groszer  Autorität  auch  vor  dem  Volke 
au^;erU8tet  sind.  Das  englische  Oberhaus  ist  audi  der 
Sitz  der  englischen  Bischöfe,  freilich  nur  einseitig  der  angli- 
cttniscben,  nieht  auch  der  katholischen  Kirche.  Ebenso  gibt 
die  österreichische  Verfassung  von  1861  den  Erzbisdiöfui 
und  den  Bischöfen,  welchen  fürstlicher  Rang  zukommt, 
Sitz  und  Stimme  im  Herrenhause,  mehrere  andere  deutsche 
Verfassungen  neben  den  katholischen  Bischöfen  auch  einem 
Repräsentanten  der  protestantischen  Kirchenleitung. 

0  Auch  die  Wissenschaft  ist  eine  geistig  ausgezeich- 
nete Ifecht,  und  hat,  insofern  sie  eine  statliche  Bedeutung 
inne  hat,  wie  in  den  Akademien  und  auf  den  Universitäten, 
ein  naturliches  Recht  auf  einen  Sitz  inmitten  der  Aristokratie 
der  Nation.  ' 
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g)  Endlich  ist  die  Erhebnng  in  das  Oberhaas  ein  wflr* 
diger  Preis  fQr  UAnnw,  die  sich  nm  den  Stat  nnd  die  Nation 
grosze'  Verdienste  erworben  haben,  und  zugleich  gewinnt 
dasselbe  durch  die  Aubabme  einer  individuellen  Yer- 
dienstaristokrstie  an  geistigen  und  moralischen  EHUtm 
sowohl,  als  an  Antoritfit  vor  der  Nation. 

4.  Weniger  wichtig  als  dasz  die  rechten  Qnalit&ten  er- 
kannt  und  berQckstchtigt  werden,  sind  dieFonnea,  wie  die 
Hitglieder  des  Hauses  bezeichnet  werden : 

a)  Die  Wahl,  fUr  das  Unterhaus  Regel,  ist  hier  min- 
der anwendbar,  indem  die  aristokratische  Qualitftt  nicht  aus 
der  Quantität  hervorgeht,  sondeni  in  sich  selber  ihre  Starke 
hat  Auch  darin  entsprechen  die  nordamerikanische, 
die  belgische  und  die  portugiesische  (stit  1888)  Ver* 
ßissung,  welche  den  Senat  nur  durch  Wahl  bestellen,  der 
Idee  nicht 

Nur  wo  die  Wahler  selbst  schon  durch  aristokratische 
Eigenschaften  ausgezeichnet  sind,  wie  z.  B.  die  groezen  Oniiid- 
besitzer,  die  Groszindustriellen  oder  die  Corporationen  der 
[Tniversitftten ,  ist  die  Wahl  einer  Vertretung  im  Überhaose 
begrOndet. 

b)  Das  Erbrecht  setzt  das  Dasein  einer  »blichen 
Aristokratie  in  der  Nation  romus,  wie  in  England  die  Lorda, 
in  Deutschland  mindestens  die  Prinzen  and  die  Staiides- 
herren. 

c)  Die  königliche  Ernennung  ist  in  England 
zur  Ergänzung  der  erblichen  Pairie,"  und  in  dem  fran- 
zösischen System  von  1830  und  von  18K2  als  allgemane 
Regel*  der  Begründung  und  Erhaltung  einer  lebenslftng- 
liehen    Pairie  anerkannt     Die   preuszische   Verordnung 

'  Dieselbe  wird  Ubrigreoi  oft  gefibt  Hau  rechoet  667  Pairien,  die 
von  1700  bis  1830  ereirt  worden  sind.  Tb.  Ersk.  Uay,  Verteiangflgeieb. 
EngluidB,  Übersetzt  von  Oppentjeim  I,  8.  194. 

■  Ebenso  In  Spanien  seit  1846. 
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vom  13.  Octbr.  1854  beschränkt  diu  königliche  Eraennungs- 
reoht  durch  PräfteDtstionea  der  aristokrtitischen  Verbände  und 
der  grOflzeren  Btftdte.  Das  österreichische  Grundgesetz 
ron  1861  weist  auf  die  Verdienste  um  8tat  oder  Kirche, 
Wissenschaft  oder  Kunst  hin,  welche  der  Kaiser  durch  Er- 
nennung ehrt.  Der  König  ist  vorzugsweise  berufen,  die 
national-ausgezeichneten  Eigenschaften  zu  erkenneiif  und  zii 
ehr^i.  Insofern  ist  er  ganz  geägnet,  einzelne  Individuen 
unter  die  VolksaristoIiTatie ,  sei  es  als  Erbpairs,  sei  es  als 
lebenslängliche  Pairs,  aufzunehmen.  Aber  es  darf  nicht  das 
ganze  Oberhaus  von  der  königlichen  Macht  und  Gnade 
abhängig  sein,  soll  dasselbe  seine  vermittelnde  Bedeutung 
rar  den  König  und  das  Volk  erfüllen. 

d)  Die  Cooptation  des  Hauses  selbst  wurde  in  den 
«ristokratisdken  Senaten  der  mittelalterlichen  Reichsstädte 
vielfach  geflbt,  und  auch  in  den  Napoleonischen  Verfassungen 
von  1799  und  1802  zugelassen. 

e)  Verbindung  mit  gewissen  Würden  oder  Folgen 
der  Bekleidaag  bestimmter  Aemt  er.  Das  alt-römische  System 
TOmehmlich  hielt  sich  an  diese  Form.  In  Prenszen  berech- 
tigten die  vier  grossen  Landesämter  zum  Sitz  im  Herrenhause. 

Passend  können  auch  verschiedene  Formen  mit  einander 
verbanden  und  neben  einander  gebraucht  werden,  um  das 
Oberhans  watdtg  zu  erfüllen. 

5.  Dem  Charakter  der  Institution  entspricht  die  gröszere 
Dauerhaftigkeit  der  Senatoren-  oder  Pairswürden. 

Auch  wo  die  Senatoren  in  der  R^el  gewählt  werden, 
wie  in  den  nordamerikanischen  Ginzelstaten  und  in  Belgien, 
werdai  dieselben  doch,  verglichen  mit  den  Abgeordneten 
der  Volkskammer,  gewöhnlich  auf  eine  doppelte  oder  drei- 
fache Amisdauer  gewählt;  dort  z.  B.  auf  2  oder  3  Jahre, 
hier  auf  8  Jahre. 

Das  Grundprincip  der  Institution  erheischt  strenge  ge- 
nommen  so  lange   Dauer,   als  die  Qualität  vorhanden 


nigiii^ayCoOglc 


Nennte«  Ca pllri.     UetirgalMe.    A.  Dm  g«a.  aewlzgcbungskürpera     5]1 

ist,  worauf  die  Stelle  sich  gründet.  Um  neben  der  R«^ 
der  Dauerhaftigkeit  auf  Lebenszeit  auch  die  Möglichkeit  am- 
nahmsweiaer  Entartung  za  berücksichtigen,  hat  bei  den 
Römera  das  Censoraint  vortrefflich  gedient.  Die  Er- 
neuerung der  Senatslisten  war  zugleich  Reinigung  der- 


Nenntes  GapiteL 

B«fngiiiB»e. 
A.  Dn  geummten  GeMHgebungakftqKn. 

Der  Geeetzgebungskörper  stellt  Ae  ganze  Nation  in  Haupt 
und  Gliedern  gleichsam  in  verkQratem  Masistabe  und  im 
Auszüge  dar.  Seine  Macht  ist  daher  eine  innerlich  voll- 
konamene,  nationale,  desahalb  aber  nicht  edne  „abso- 
lute," noch  „despotische. "  Blacks  tone  fireilich  schreibt 
dem  englischen  Parlament  auch  tine  solche  zu,  und- spricht 
von  politischer  „Allmacht"'  (omnipotence)  desselben;  und 
manche  neuere  Publicisten  stimmen  ihm  hierin  bei,  indem 
sie  eine  absolute  Statsmacht  für  unentbehrlich  oder  für  un- 
vermeidlich ,  und  immerhin  für  ein  geringeres  Uebel  halten, 
wenn  sie  dem  genannten  gesetzgebenden  Körper,  als  veaa 
sie  nur  einem  Individuum  zugeschrieben  wird. 

Aber  der  moderne  6tat  kennt  keine  absolute  Macht, 
weil  er  menschlich  ist  und  dem  Menschen  in  seinw  Bezie- 
hung zum  Menschen  eine  solche  weder  vergönnt  ist  ooeh 
zusagt.  Auch  die  höchste  Statsmacht  des  Parlaments  hat 
in  dem  natürlichen  Verhältnisse,  in  welchem  es  zu  dem  eng- 
lischen Volke  steht,  und  in  der  Existenz  anderer  Gewalten 
im  State,  femer  in  der  politischen  Bestimmung  der  es  dient, 
endlich  in  den  verfassungsmfiszigen  Formen  seiner  Verhand- 
lungen und  BeschlusaftisBung  vielerlei  sittliche  und  rechtliche 
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Sohraiikei) ,  welche  sie  vor  Willkür  und  MiBzbraocfa  bewahren. 
Die  letzteren  formellen  Beschränkungen  werden  gewöhnlich 
anerkannt,  aber  miadestena  fUr  die  Gesetzgebung  selbst  All- 
macht des  Parlamente  verlangt.  In  der  Regel  gibt  es  in 
Hern  ättatsorganismiia  keinen  Körper  und  kein  Organ,  welche 
demselben  übergeordnet  oder  auch  nur,  soweit  sdne  Be- 
stimmung reicht,  gleichgeordnet  wären,  und  die  R^el  mnsz 
dus  Ststsrecht  anerkennen,  dasz  seine  gesetzgeberische 
Autorität  die  höchste,  und  dasz  sie  fUr  alle  andern 
Glieder  und  Angehörigen  des  States  eine  rerpriichtende 
ist,  der  sie  sich  auf  ordentlichem  Wege  nicht  entziehen 
können.  Aber  wenn  das  Parlament  sein  Verbftltnisz  zu  der 
Nation  grob  miszachten  und  wirklieh  eine  olltenbar  despo- 
üsche  Gewalt  wider  das  wahre  Recht  ansUben  sollte,  so 
würde  das  Uebermaaz  des  Miszbrauchs  seiner  Macht  den 
auszerordentlichen  Widerstand  einer  freien  Nation  herror- 
rnfen,  und  es  bald  klar  werden,  dasz  jene  «Allmacht"  eine 
Ficdon  srä,  die  nicht  Stand  hält.  Man  denke  sich,  dass 
ein  cormmpirtes  Ober-  nnd  Unterhaus  von  einem  despodscb 
gesinnten  Könige  bestimmt  wurde,  die  Pariamen tsverfassuog 
in  England  aufeuheben,  und  diesem  allein  alle  gesetzgebende 
Gewalt  zu  Übertragen.  So  lange  das  englische  Volk  noch 
nicht  völlig  entartet  und  verdorben  ist,  würde  es  sich  elue 
solche  Parlamentsacte  sicher  nicht  gefollen  lassen.' 

In  folgenden  Ricbtui^n  Anszert  sich  die  Thätigkeit  des 
gesetzgebeuden  Körpers. hauptsächlich: 

'  '  Mit  dieser  letzteren  AafAMSUDg  «ttmmen  auch  die  eng^lltcliaa  Coin- 
Rientstoren  Blackttone'a  za  I.  2,  3  überdn.  Sie  Terwelsen  einni»!  auf 
daa  „engebüreoe  Tolkarecbt,"  und  «ndcrseiLe  darauf,  daaz  die  Hachl  de« 
ParlameDts  ibrem  Weseu  iiaeb  eine  „anvertraute ,"  nicht  eine  nraprdog- 
liehe  sei.  Eine  gani  eutgegengeMtzte  und  auch  in  nnBem  Tagen  nodi 
wahrnehmtian Gefahr  ist  die  der  Ohninaclit  dee  GewtoM,  die  dar  iky- 
tbische  Füret  Anacbaret«  echon  in  einem  Gespräche  mit  Salon  (Pln- 
tarcb,  Solon  5)  scharf  genug  l)ezeichnet  bat:  „Die  geschriebenen  Geeetse 
gleichen  Spi nn geneben ,  welche  die  Schwachen  and  Kleinen,  die  hineJD- 
geralheo,  featbklten,  aber  von  den  Reichen  und  Mitehtigcn  lerriiM«]  wardMu" 
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1.  Ihm  eteht  es  zn,  die  dauernde  Ordnung  des 
Stktea  selbst  restzustelleo,  die  Verfassung  der 
Nation  aufzabildeo,  zu  rerbessern,  umzutindem,  bleibende 
Institutionen  zu  b^n-Unden  oder  aufzuheben,  mit  einem 
Worte,  ihm  gebohrt  voraus  die  organische  Oeset?,- 
gebung. 

Diese  Bef^ignisz  ist  in  den  meisten  neuern  Ver&ssungen 
anerkannt  In  Nordamerika  aber  concurrirt  mit  dem  Con- 
gresz,  wenn  es  sich  am  Zusätze  zu  der  BundeeverbMung 
oder  Abftndemng  derselben  handelt,  ein  auszerordentlich  ge- 
wählter Conrent.  In  einzelnen  schweizerischen  Republiken 
ist  die  Abänderung  der  Verfassung  geradezu  dem  gewöhn- 
lichen groszea  RaUie,  der  sonst  die  geset^ebende  Gewalt 
ausübt,  entzogen,  nnd  einem  eigens  fDr  diesen  Zweck  zu 
ernennenden  Verfassungerethe  rorbehalten.  Erhöhte  Tor- 
sieht  und  strengere  Erfordersisse  für  diese  wichtigste  Func- 
tion der  Oesetagebiiiig  haben  guten  Grund,  aber  die  Be- 
gründung besonderer  Oi^ne  für  dieselbe  neben  dem  geaetü- 
gebenden  EOrper  macht  einen  unorganischen  Eindruck  und 
bringt  leicht  Störung  und  Verwirrung  in  die  besiehende 
Slatsordnung. 

%.  Er  Übt  auch  in  allen  übrigen  Beziehungen  das  Recht  * 
der  Gesetzgebung  in  vollem  Umfonge  ans,  und  ordnet 
sowohl  das  öffentliche  als  das  Privatrecht. 

Er  spricht  des  Gesetz  (loi)  aus,  die  R^ierung  erläszt 
die  Verordnung  (ordonnance).  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  ist  ein  flieszender.  Die  Verordnung  bewegt  sich 
innerhalb  der  Schranken  der  Gesetzgebung,  und  ist  dem  Ge- 
setze jederzeit  untergeordnet  At>er  keineswegs  enthält  sie 
nur  Ausführungen  der  Gesetze  im  einzelnen.  Der  Gegensats 
Ittszt  sich  vielmehr  so  bezeichnen: 

a)  Manche  Gegenstände  sind  in  den  neueren  Verfas- 
sungen gewöhnlich  der  Oesetzgettung  aussohliestlioh 
vorbehalten,  insbesondere  einerseits  die  Feststellung  oder 
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Abaitderang  Aer  wichtigeren  allgemeinen  statsrechtlichen 
Verhftitnieee,  und  andererseits  die  Beetiuimting  des  gesamni* 
len  Privat-  und  Strafrechtee. 

b)  So  weit  die  Gesetzgebung  ihre  eigene  Thstigkei  t 
erstreckt,  und  auch  andere  RechtBverhftltniflse  ordnet,  wird 
die  Sphäre  fUr  die  freie  Wirkaamkeit  der  Verordnung  da- 
durch beechrftnkt. 

(■)  Ein  Theil  der  Verordnungen  fuhrt  die  gesetzlich 
festgestellten  Grunde&tze  oder  auch  andere  anerkannte  ßecbts- 
prindpien  im  einzelnen  ntther  aus  und  sichert  ihre  An- 
wendung. Andere  Verordnungen  fUllen  provisorisch  die 
Til^cken  der  Gesetzgebung  aus. 

d)  Eine  dritte  und  die  zahlreichste  Classe  der  Verord- 
nungen aber  gehört  ganz  der  auf  einzelne  statliche 
Richtungen,  —  z.  B.  die  Finanzr^rwaltung,  polizeiliche 
Beziehungen,  VorschriHen  für  die  Heeresordnuug  —  hezOi;- 
lichen  Sphäre  der  Regierung  an,  und  bezieht  sich  nicht  auf 
die  Verhältnisse  der  gesanimten  Nation,  welche  durch  dus 
Gesetz  geordnet  werden. 

Nicht  unpassend  werden  die  uUgeuieinen  Verord- 
nungen, welche  in  näherer  Beziehung  zu  der  Geset^ebung 
stehen,  nach  einzelnen  Verfassungen  der  regelmäszigen  Con- 
trole  des  gesebgebenden  Körpers  unterworfen. 

Die  Ausbildung  dieses  G^enaalzes  gehört  erst  der  neuem 
Zeit  an:  und  uuch  nun  sind  die  einen  Völker  eifriger  als 
die  anderen ,  den  Bereich  der  Gesetzgebung  auszudehnen  und 
den  der  Verordnungen  einzuschränken.  Die  Besorgnisz  ror 
der  Willkür  der  Regiertingsgewalt  ist  die  eine,  das  Interesse 
der  öffentlichen  Wohlfahrt,  dasz  die  Wirks«mkeit  der  Re- 
gierung nicht  gelähmt  und  der  geset^ebende  Körper  nicht 
zQ  einem  r^erenden  verdorben  werde,  die  entgegengesetite 
Rucksicht,  welche  bei  der  Bestimmung  der  Gränzen  zwischen 
beiden  TorsUglich  in  Betracht  kommen.  In  England  wird 
die  Geeetzgebnng  dm-ch  ein    Uebnrmasz   von    I^nzelbeiteo 
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beladen  und  verwirrt;  in  Frankreich  pHegt  daa  (Sesetz  nur 
die  allgenieinen  Grundsätze  festeustelien  niid  alles  Detail 
den  Ordonnanzen  zu  Qbei-Iassen. 

In  den  früheren  Jahrhunderten  des  Mittelalters  wurde 
der  Nachdruck  eher  auf  den  Glegensate  «wischen  her- 
gebrachtem Recht  und  Neuerungen  gelegt.  Nur  die 
letztern  bedurften  in  der  Regel  der  Zustimmung  der  Stände. ' 

3.  Ihm  kommt  in  den  meisten  neuern  Staten  auch  das 
ausschliesziiche  Recht  zu,  Steuern  und  Abgaben  zu  be- 
willigen und  ort  auch  der  Entscheid  über  die  Verwendbar- 
keit der  öffentlichen  Einnahmen  zu  bestimmten 
Statswerken,  und  die  Erlaubnisz  zur  Benutzung  des 
Landescredits,  sei  es  durch  Aufnahme  von  Darlehen,  sei 
es  in  anderer  Form. 

Diese  practiseh  wichtige  Seite  der  Thätigkeit  des  g«seti- 
gebeiiden  Eßrpers  war  den  römischen  Gomitien  fremd  ge- 
blieben und  vornehmlich  den  Magistraten  und  der  Autorität 
des  Senates  überlassen  worden.  Die  germanischen  Völker 
aber  haben  von  jeher  auf  die  Repräsentation  in  dieser  Be- 
ziehung den  gröszten  Werth  gelegt.  Anfanglich  war  die  Zu- 
stimmung der  Stände  auch  hier  nur  für  die  Auflage  neuer 

'  Einige  HauplsteJIcD  mögen  die  Verbreitung  dieser  Aa^tiung  be- 
iirliunden.  h)  fiir  die  fr&ukiacbe  Monarchie  Capit.  Conti  M.  a.  803, 
<j.  19:  „Ut  pupulua  ialerrogetur  de  capitulia,  quae  in  l^e  wmter  oddita 
sunt:  et  poilqnam  omoea  coDaeuserint,  inbacriptione«  —  fadAnt.  Ed. 
CartM  Calvi  a  864,  c  6:  „Lex  cooseDsu  populi  fit  et  conatitatiooe  Ke- 
gie.*-  t>)  Für  die  dentachen  Länder  Eeichagesetz  von  1231:  .Super 
<jus  re  reqniaiio  conaenau  principnm  fuit  toliter  diffinitum,  ut  Dtqne 
principti  neque  <Uii  quilibet  emulüutionri  vrl  nova  jttra  factn  poasint, 
niai  melioram  et  majarnm  terra  conaensus  prjmitus  babeator."  Tgl. 
ünger^GeKbicble  der  Landstande  U,  S.  188  ff.  c)  Für  England  Ftela 
über  daa  aächaiaohe  Witenogeniot,  doa  berufen  aei,  „novia  ii^Driia  emania 
not»  oonatiiutre  rraifdta."  d)  Für  Frankreich.  Alle  Coutume  von  An- 
joD,  citirt  von  Sch&ffner,  frani.  i{«elit^;esch.  U,  170:  Ne  la  Roy  aana 
asaentemant  k  Barona  ne  penl  •Mtlre  couilWM  en  lenra  lenes  —  ne  IIa 
la  {iCTent  anxi  meUre  en  Is  leur  nd*  lasaentemeDt  de  lenra  ValTaswnrt 
ne  4«  la  greignonr  partie  dn  peuple." 
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Steuern  und  Lasten^  gefordert  wordf)n.  Spfiter erst  ent- 
wickelte eich  das  St«uerbewitligungBrecht  der  Landesrertre- 
tang  zu  einem  Antheil  an  derNormirang  des  geeammten 
ätstsbaushalts.^ 

4.  Die  Abechlieszung  von  Statevertrftgen  mit  frem- 
den Stalen  ist   in   den   neueren  Verfaasungen  gewöhnlich 

'  EnKliaehe  Uagna  Charta  von  1215;  ^Nuituro  Kulngiam  (leheiw- 
rechtliche  Krlegnsteuer)  vei  rnoxilium  ponatnr  In  regno  noatro,  nisi  per 
eomniUDe  coniüliun  regfni  nostii,  nisi  ad  corpoa  DCiatnim  tcdiroendniB  et 
priniogenitiim  Qlinm  uoetrDm  militem  fHciendnin,  et  ftd  ßliaio  noatram 
pri mögen! tarn  «emel  niariundaDi."  Freiheitsbripf  Küaig  Eduarda  I. 
vou  England  von  1397:  „avans  dites  graante  pur  noa  heyrs  qae  mea 
teka  aydea  mbea  ne  prisea  ne  trtmmu  a  emutttaw  par  naie  cbOM  qn» 
Mit  fafte"  (die  zuletzt  bezogenen  auazerord entliehen  8t«Qem  aotlen  nicht 
in  Oetrohnheitaabgaben  umgewandelt  werden  dürfen):  wenn  BedOrttiiBae 
EU  Bolchen  wiederkehren,  eo  verspricht  der  König  nur  „par  commnn  aswnt 
de  tout  le  Roianme"  Steaera  en  erheben  „da  oommnn  proflat  de  Tnciame* 
te  Roiaume,  tauw  Ui  ancirnn  aydti  t  prüa  dun  t  aanaUmun."  Die  alte 
CbronilE  der  Nonnandie  über  die  Zeit  Wilhelma  dee  Eroberer«:  „En  c« 
fait  avez  beaoing  de  l'ayde  et  du  conaeil  de  vos  amis;  ai  le  Taitea  loa« 
uaembler  et  lenr  remonstrei  vostre  fbit,  et  let  reqnerei  de  ce  qni  roas 
tat  n^ceeaaire,  el  beaoigniez  par  lenr  conseil;  car  raison  est,  tpte  fw  patc 
rranX  (Schoosz),  q»'H  «n't  i  Vamnir.'  SachsenspiegeJ  I1I,.91,  §.  3: 
hH«  ne  iDut  ok  nen  gebot,  noch  herberge,  noch  beede  deneat,  noch 
recht  uppe'l  land  setlen,  ia  ne  willekore  dal  Innd"  Daa  Sprich- 
wort der  deutseben  Stände: 

■     „Wo  wir  nicht  mitrathen. 
Wir  auch  nicht  mitthalen" 
bat  eiueu  ähnlichen  Sinn. 

'  Nordamerikaniscbe  BnodeaverikMiiog  von  1787  I,  8:  ,Der  Con- 
gr««i  hat  das  R«cbt,  Tuen,  Abgaben^  Anflagen  und  Aecise  aofiol^an 
nnd  zo  erheben ,  Geid  zn  borgen  auf  äen  Credit  der  Vereinigten  Slaten, 
Geld  zu  mttnten"  u.  s.  w.  Bayerische  Verfassnng  von  1818  TU,  S-  3: 
„Der  Khnig  erholt  die  Znatinunnog  der  SUnde  zur  Erhebang  aller  dt- 
raeten  Steuern,  sowie  zur  Erliebnng  neuer  indireclen  Auflagen  oder  an 
der  Erhöhung  oder  Terändemng  der  bestehenden."  %.  4:  „Den  Sünden 
wird  daher  noch  ihrer  Eröffnung  die  genaue  Ueberaicht  dea  Statabedlrf- 
nisses  sowie  der  geaanunlen  Slatseinnahmen  (Budget)  vorgelegt  werden.* 
Prenszische  Verfassung  von  a%0  I,  %.  99:  „Alle  EioDahraen  und  Ana- 
gaben dea  Stats  müssen  für  jedes  Jahr  zum  voraas  veranachligt  nnd  aaf 
den  Statshaushslta-Btat  gebracht  werden.  Latilerer  wird  Jibrlieh  durcb 
«in  Qeaeti  featgeatellL" 
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der  Competenz  des  gesetzgebenden  Efirpen  entzc^en  und 
der  der  Regierung  zugetheilt.  Obwohl  durch  dieselben 
ullerdings  oft  dauernde  Verh&Unisae  der  ganzen  Nation  ge- 
regelt werden,  so  hat  doch  hier  vorzüglich  die  Rücksicht 
Überwegen,  dasz  die  Statsintereaeen  im  Verhaltuisz  zu 
fremden  Staten  besser  durch  eine  ooncentrirte  und  im  Stillen 
ihre  Beschlüsse  fassende  und  ihre  Haszr^eln  treffende  Macht 
geordnet  werden,  daez  dagegen  die  (kffentlicbe  Verhandlung 
in  dem  gesetzgebenden  Körper  leicht  die  Schwierigküten 
der  Regelung  vergrOszem  und  dem  so  handelnden  State  neue 
Verl^;enheiten,  Gefahren  und  Nttchtheile  bereiten  könnte.  ^ 
Im  Älterlhum  dagegen  ist  die  entgegengesetzte  An- 
sicht, dasz  die  Slatsverträge  zu  ihrer  unbezweifelten  Gültig- 
keit auch  der  Zustimmung  des  Volks  bedürfen,  vorherrschend,* 
lind  im  Mittelalter  wurde  aucli  oft  der  Rath  oder  die 
Einwilligung  der  Stände  nöthig  erfunden.- 

^  Für  England  Blackst.  I.  7,  2.  Seltwt  In  der  Dordamuriktk- 
iiisclien  Buad«BverIhs8ung  ist  daa  Recht  SlaUvertrfige  zu  acbliesxen  dum 
PrüBidenten  vorbeLalten,  und  derselbe  nnr  an  die  „ZuBUmmang  des 
Renales, "  nicht  auch  der  Repräsentanten  gebnoden.  II,  2.  Washinglun 
in  Miner  BoUchaft  i-om  30.  USrz  1796:  „Die  Verhandlungen  mit  aua- 
wärtigeii  Ufichten  erfordern  Discreliou,  ilir  Erfuig  hängt  fast  Immer  von 
ilem  Oeheimniai  ab.  Seibat  wenn  dieseJben  zu  einem  Endresultat«  ge- 
bracht  sind,  iräre  die  «orortige  EnlhQlInng  der  Uaszreg«]n,  Begehren 
und  Zuges tändniBse.  welche  voi^eschlagen  oder  erwartet  werden ,  unpo- 
liiiscb,  lind  könnte  einen  verderblichen  EinfluBZ  auf  die  künftigen  Ver- 
ItHiidliinKen  liaben  oder  eine  unverzügliche  Dmstimmung  hei  den  Uächlen 
hervor  rufen."       , 

*  In  Athen  winden  sogar  die  fremden  Ueaandten  von  der  Volksver- 
F«mmlung  angehört  In  Rom  kam  das  Priiicip,  dasi  die  Comitien  zu- 
stimmen müsaen ,  erst  »eit  den  Kriegen  mit  den  Samnitem  auf.  Halle 
das  Viiik  nicht  ziigesEiramt,  eo  konnte  es  sich  durch  Uebeilieferung  der 
nbechllesienden  Hagistrate  an  den  Feind  von  «einen  Terpdiehtangen  be- 
freien. Vgl.  die  eusfuhrliche  ünlennchiiiig  Rnbino'g  (röm.  Teif.  und 
Uescb.)  1,  B.  274  IT..  286. 

'  Unger,  (iescli.  der  Undsl.  I,  Ö5  ff-,  II,  332  ff.  So  für  Bayer» 
die  Primogeniturorduung  v.  1506:  „Wir  —  als  regierende  Fürsten  schien 
und  roOgen  kriegen,  wie  wir  uns  und  eine  gemeine  laiidschaft  dessen 
mileiiiaiider  vertragen." 
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Unter  üen  neuer»  Terf&Asunge»  halte  ansnalimsweüe  die 
l'ranzösische  von  1848  dem  Präsidenten  zwar  die  Unter- 
handlung und  Genehmigung  der  Verträge  auch  überlassen, 
«ber  die  vorherige  Billigung  der  NatJonal Versammlung  tür 
ein  nothwendiges  Erfnrdemisz  der  Gültigkeit  derselben  er- 
klart (Art.  63),  und  haben  die  schweizerischen  Verfas- 
sungen durchw^  die  Genehmigung  der  Verträge  den  reprä- 
aentativen  Körpern  vorbehalten.  (Bundesverr.  Art.  73.  5.) 
Insofern  die  Ausführung  ran  Statsverträgen  aber  die  Rechts- 
sphftreaach  der  einzelnen  Einwohner  betrifft,  werden  diese 
nicht  schon  unmittelbar  durch  den  Vertrag  selbst,  sondern 
erst  durch  das  in  gewohnter  Form  erlassene  Gesetz  ver- 
pflichte!." 

•  D«r  Sl«t  freilich  bleibt  dem  Contraheutfii  gegeoiiber  gebunden, 
auch  wenn  die  Oeaetzgebuug  die  Vollziebung  dea  Verlraga  hrmiuen  ootlte. 
In  dem  deutschen  Bunde  von  1816  wird  das  Recht  der  Bnndesge- 
undten,  zn  BnodesbeschltiMen  mitznwirken,  ans  diesem  Gesichupunkl» 
betrachtet  aber  zugleich  durch  die  Wiener  SchliiBiocte  von  1820  (Art.SS) 
den  I«ndBÜlnden  die  Pflicht  auferlegt,  die  ErflÜIuog  demeltien  nicht  zu 
bebiodern.  Würde  die  Bundeeorganisation  hiureichende  Garantien  dar- 
bieten flir  die  Existenz  und  die  Rechte  der  EiiizeUtaten  und  Tür  eiae 
nationale  Fortbildung  dee  gemeineamen  Volkarechls,  dnnn  könnte  nn- 
bedenUich  die  Folgerung  zngesl&nden  werden,  dasz  die  Bundeegeseiie  . 
keineafalls  einer  nachträgt ichen  Anerkennung  der  Laudesregierungeii  und 
der  I^ndstinde  bedürfen,  um  in  allen  deutschen  Ländern  zu  gelten. 
Ohne  Jene  Voraussetzung  aber  versteht  man  die  dagegen  erhobenen  Be- 
denken und  die  Betonnng  der  völkerrechtlichen  Beziehung  tum 
Bunde,  £eitden).die  Repräsentativverfassung  in  den  deutschen  Slaten  ein- 
gefDhrt  ist.,  die  Verfiusung  des  Bundes  aber  absolut  geblieben  ist,  können 
•ich  die  Völker  der  BinzeUlaten  nicht  mehr  ohne  Gefahr  die  einseitig« 
Entscheidung  der  Bundesversammlung  gefallen  lassen.  Vgl,  übrigens 
Rob.  von  Mofal,  Geschichte  und  Literatur  der  Siats  wissen  seh*  [lea. 
Bd.  n,  S.  270  ff.  Griechische  Verf.  %.  2S:  „Immerhin  sind  Handels- 
verträge oder  alle  andern  Verträge,  welche  Bestimmungen  enthalten,  dii? 
der  Sanction  eines  Gesetzes  bedürfen  oder  die  Griechen  persönlich  ver- 
pOicfalen,  nur  ausführtMr,  insofern  sie  die  Zustimmung  der  Deputirten- 
kammer  und  des  Senates  erlangen." 
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Zehntes  GapiteL 

n.  Belugniise  aller  eiaielnen  BvoUndUieile. 

1.  Das  Recht,  einen  in  die  Competenz  des  Gesetzge- 
huiigskArpers  gehörigen  Gegenstand  in  Anregung  zu  brin- 
ß'en.  steht  regelmOszig  allen  Theilen  des  Körpers  zu.  Sie 
kann  eine  Bitte  sein  (Petition),  zur  Vorbereitung  eines 
Gesetzesantreges ,  wie  nur  diese  gewöhnlich  den  deutschen 
Kammern  vor  1848  dem  Statsoberhaupte  g^enUber  zukam,  < 
oder  eine  Empfehlung,  wie  sie  in  England  durch  die 
Botschaft  des  Königs  an  die  beiden  Häuser  geschieht,  einen 
Gegenstand  in  Berathung  zu  ziehen ,  oder  ein  Auftrag,  be- 
ziehungsweise Befehl  zu  Berichterstattung  und  Antragstellnng, 
wie  die  Häuser  Nordamerika*s  den  Commissionen ,  und  die 
groszen  Räthe  der  Schweiz  den  Regierungen  zu  ertheilen 
pflegen.    Endlich  kann  die  Anregung  mit 

2.  der  Einbringung  eines  Gesetzesantrags  selbst, 
mit  der  Proposition,  oder  der  Ausübung  der  sogenannten 
Initiative  im  engem  Sinne  zusammenfallen. 

I^aturgpmäsz  und  nach  der  Auffassung  der  meisten 
Staten  ist  es  vorzugsweise  die  Aufgabe  des  Statshauptes, 
und  seiner  Regierung,  die  nölhigen  Oesetzesantrfige  dem 
GesetzgebungskOrper  vorzulegen.  In  Rom  war  diesz  Sache 
der  Magistrate,  später  der  Kaiser,  im  Mittelalter  überall  der 
Könige  und  Forsten.  Auch  in  uneem  Tagen  ist  es  die  Regel 
geblieben,  dasz  die  Entwürfe  von  der  Regierung  aus- 
gehen ;  sogar  in  den  schweizerischen  Republiken ,  deren 
neuere  Statstheorie  (seit  1830)  dieselbe  nicht  mehr  als  üoen 
Bestandtheil  des  Oesetzgebungskörpers  anerkennt.  Die 
Napoleonische  Ver^sung  von  1852  (g.  8)  spricht  dem  Kaiser 
allein  die  Initiative  der  Gesetze  zu. 

Eine    sonderbare    Ausnahme    macht    das    e  n g  1  is che 

'  Vgl.  »chon  die  franiö«i»cLe  VerfaMUDg  von  18U.    Art.  »9—21. 
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Statsrecbt,  welches  dem  Könige  allein  unter  den  drei  Tbeilea 
des  Parlaments  die  Initiative  versagt,  angeblich  zur  Ehre  des 
Königs,  damit  nicht  sein  Vorschlag  der  Bekämpning  auagC' 
setzt  werde.  '^  In  Wirklichkeit  indessen  werden  auch  io 
England  fiist  alle  GesetzesentwUrfe  vorerst  von  den  Miniatem 
bearbeitet  und  nur,  wenn  sie  der  Unterstützung  der  Re^*^ 
rung  sicher  sind,  auf  dem  Wege  der  Hotion  durch  ein  Par- 
lamentsmitglied eingebracht^ 

In  der  neueren  constitutionellen  Monarchie  kann  der  Ge- 
setzesantrag  nun  gewöhnlich  auch  in  jeder  Kammer  sei- 
nen AnAtng  nehmen.  *  Da  die  Kammer  in  ihrer  GesammÜieit 

'  Der  Uodu  ten.  pari.  Ilait  d««  Parlsment  noch  durch  deo  König 
in  Pmon  liAlWn  nod  die  Tor»clil)lge  dardi  den  kAoigl.  Kaniler  mkcbeii. 
Die  ■pillare  AaRhMang  schloss  lieb  fomdl  wohl  dusn  an,  duz  die 
BUU  Bnf&Dglich  in  Form  ron  Petitionen  kn  den  KOnig  verfttst  und 
«M  aeit  Heinrich  VI.  (1413-1433)  iD  Form  roo  pBrlamenttacteit 
snrgeteichiiet  WQrden. 

'  Die  engliache  Prftxig  entapricfat  dem  richligeo  Prineip,  welchM  die 
englitche  Tbeorie  veri&ngnet  hat,  viel  genauer  ala  die  Praxis  mttocber 
oMMtittilSonellen  Stkteu  de«  Continent«,  welche  die  richtige  Theorie  muic- 
tknirt  haben.  Vgl  Simondi.  ätud»  t,  8.  164:  „Ohne  Zweifel  haben  in 
England  alle  UitgUeder  der  beiden  Häuser  die  Initiative  luid  betrachten 
dieselb«  als  ein  werthrollea  Vorrecht;  aber  ale  iat  in  ihren  Händeu  nur 
«in  Httle],  die  Einriebt  d«a  Parlauenls  anf  Ailea  aunad^bnea  nnd  die 
HllgUeder  der  B«glemng  tn  n&thigen,  das  Ibrige  in  thnn.  In  Wahrheit 
werden  alle  Oeaetie  von  einem  Hiiglied  der  Regierung  vorbereitet  und 
vorgelegt  und  von  der  Auloritttt  dea  HiniBteriuma  gehaltea.  Wenn  ta 
tnfllllig  begegnen  würde,  daai  ein  von  der  OppoBition  vorgeachlageoe« 
Q«MU  dnrehginge,  io  würde  daa  Ktniiteriam  eich  mrUckziebea,  aber 
die  Oppoeition  iat  ihreraeita  la  weiae,  um  sich  mit  dem  Detail  einer 
Hanregel  an  befaiaea,  die  sie  nicht  an  vollziehen  lifttte.  Wenn  ale  ihre 
Haeht  fühlt  nnd  der  Uijorittt  In  einer  Frage  vertichert  ist,  ao  begnagt 
tie  >Ui,  eiM  «RMoIntion''  darchinsetMn.i  Diese  ist  nnr  ein  Prlncips 
weldiet  ate  annimmt  oder  ansaprlcht;  die  Sorge,  daaeelbe  in  ein  Qeaeta 
umsnwandetai,  flberlksxt  sie  dem  gegen nftrtigen  oder  künfligeu  Hiniaie- 
riom."  In  Schweden  hatten  die  Slfcnde  schon  nach  der  Verfasanng  von 
ITn,  J.  73  daa  Racbt,  darch  eine  gvmeinsBroe  Uotachafl  dem  KOnigc 
Mnen  Denen  io  ibrw  Mitte  entalandeneD  Gesetiesentworf  mr  Oenebmigang 
vonnlegen.    Vgl.  Verf.  von  1609,  J.  81,  87. 

*  Franiösiache   Verftaaung  von   1830,   Art.  15:    ,Le   iOT)pciaition 
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erst  durch  die  Berathung  einen  gemeinsamen  Beschlusz  her- 
vorbringt, ao  wird  der  Weg,  auf  welcheifi  sie  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  machen  kann,  gew4)bnlich  durch  ein  ein- 
zelnes Mitglied  erOfFhet  werden  mOasen,  welches  erst 
einen  individuellen  Anzug  (Motion)  stellt.  Da«  Recht 
der  Initiative  der  Kammer  schlieszt  daher  das  Recht  ihrer 
Hitglieder  zu  Motionen  in  sich.  Damit  aber  dieses  nicht  in 
einer  fbr  die  Kammer  selbst  oder  das  Land  schädlicheu  Weise 
Husgeübt  werde,  ist  eine  wirksame  Controle  der  Kammer 
selbst  unentbehrlich  und  um  so  eher  zu  rechtfertigen,  als 
die  Antrsgstellung  von  Gesetzen  ihrem  Wesen  nach  keine 
bloss  persönliche,  sondern  eine  s ta  t li c h e  Function  ist, 
und  nicht  den  Hitgliedern  der  Kammer  als  Individuen,  son- 
dern der  Kammer  als  einem  politischen  Körper  zukommt. 
Die  Mittel,  deren  sich  die  Kammer  zu  diesem  Zwecke  be- 
dient, sind:  ' 

a)  die  Erlaubnisz  oder  Verweigerung  der  Einbrin- 
gung selbst;  in  der  Regel  wird  jene,  wenn  nicht  klare  und 
gewichtige  Gründe,  z.  B.  die  Besorgnisz  vor  schädlichem 
Scandal,  dagegen  sprechen,  ertheilt  werden. 

b)  Die  Erklftrung  über  die  Erheblichkeit  des  G^en- 
standes  nach  angehörtem  Vortrag  des  Motionsstellers,  in  Eng- 
land in  Form  der  Zulassung  zu  zweiter  Lesung. 

cj  Die  Vorberathung  und  Prüfung  durch  Com- 
missionen  der  Kammer  oder  die  Ueberweisung  dazu  an 
die  Regierung,  bevor,  näher  in  den  Vorschlag  eingetre- 
ten wird. 

Der  Napoleonischen  Verfassung  von  1S52  eigen- 
thUmlich  ist  die  Bestimmung,  dasz  der  Geset^ebungskörper 
nur  die  Gesetzesentwürfe  der  Regierung  berathen  und  darüber 

des  lois  kppwtient  »u  roi  Jt  Is  cbamtire  des  psirs  et  k  U  cliambre  des 
dipaUs."  Belgische  Verfassung  g.  27.  Griechische  von  1844, 
§.  16.  Baferlsclies  Gesetz  vom  4.  Juniua  1648.  Preosiische  Ver- 
rusonR  $.  64.    Oeaierreichisclie  >oii  1861,  §.  n. 
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abstimineu,  und  uur  durch  seioc  PrUfungsuusechüsse  den 
Stalsrath  reraulüflseu  dnrf,  VerbesserungaBntrfige  seinerseits 
gut  zu  heiszen  und  unter  dieser  Vomussetznnfr  dem  Gesetz- 
gebungskörper vorzulegen  (§.  39,  40). 

3.  Das  Recht,  PrUTungen  CEHqvStea)  anzuofdoen,  um 
die  atlgemeitien  Zustände  und  Bedürfnisse  näher  zu  erkun- 
den ,  und  daraufhin  gesetzgeberische  oder  andere  in  die 
Competenz  des  Gesetzgehungskörpers  gehörige  Haszr^;elD 
einzuleiten. 

Während  die  Eainniern  auf  dem  Continent  romehmlich 
nur  amtliche  W^e  benutzen,  um  zu  dieser  Einheit  zu  ge- 
langen, wird  dieses  Redit  in  England  schon  seit  langem  in 
viel  freierer  und  gritndlicherer  Weise  mit  weit  gröszerem 
Erfblge  von  den  Parlamentshfiusern  so  gellbt,  dasz  ihre  Com- 
misaionen  vorzüglich  auch  von  kundigen  Privatpci-sonen  theiU 
uUlndliche,  theils  schriftliche  AufschlllKse  begehren  und  auch 
freiwillig  angebotene  empfangen. 

4.  Das  Recht,  Petitionen,  Beschwerden,  An- 
sprüchen (Adressen),  welche  auf  ihre  Functionen  Bezug 
haben,  in  Empfang  zu  nehmen,  und  zu  der  Ausübung  ihrer 
Oompetenz  zu  benutzen ,  rinthigenfalls  auch  dfirUber  Beschlüsse 
zu  fassen. 

'  5.  Das  Recht,  ihre  Meinung,  Gesinnung,  Wün- 
sche, Hoffnungen  und  Besorgnisse  fUr  da»  Land  in 
iinvei'bindlicher  Weise  auszusprechen. 

Dss  Statsoberhuupt  ptlcgt  dasselbe  regelmAszig  bei  Ge- 
legctdieit  der  Eröffnung  der  Kammern  in  der  Form  der  so- 
genannten Thronrede  auszuüben.  Diese  ist  von  Rechte 
wegen  der  Ausdruck  der  Meinung  des  Königs  iu  der  coii- 
stitutiouellen  Monarchie  und  nicht  etwa  der  Kön^  das  bloaze 
Spruchrohr  seiner  Minister.'  Aber  die  Minister  sind  ver- 
jiflichtet,   dieselbe  zu  vertreten,    wie  jeden  andern  Statsact 

'  Vgl.  oben  Biiol»  IV,  Cnp.  il,  S.  367  ff. 
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des  Königs,  unri  ee  wird  die  Uebereinstimmiing  der  Minister 
mit  dem  Inlmlt  und  der  Form  der  königlichen  Rede  voraus- 
gesetzt. Daher  wird  die  Thronrede  auch  von  dem  Könige 
mit  den  Ministem  vorberathen. 

Die  Antwortaadressen  der  Kammern  an  den  Eßnig 
sind  ebenso,  der  Ueinnngsausdruck  der  ersteren,  und  im  In- 
teresse der  Monarchie  nicht  minder  als  der  Kammern  liegt 
es,  dasz  dieser  Ausdruck  ein  völlig  freier  der  einzelnen 
Kammern  sei.  Die  üebereinstimmiing  beider  Kammern  darf 
hier  nicht  gefordert  werden,  da  es  sich  nicht  um  eine  ver- 
pflichtende Willeiisäuszening  handelt.  Dieselbe  verstärkt 
iiattirlich  das  Gewicht  ihrer  moralischen  Autorit&t,  aber  ist 
keineswegs  als  der  Ausdruck  des  gesammten  Volkes  zu  .l>e- 
trachten ,  denn  von  diesem  läszt  sich  das  Haupt  nicht  trennen, 
und  das  Volk  hat  seine  Meinung  nicht  den  Kammern  abertragen. 

Dagegen  steht  es  den  einzelnen  oder  beiden  Kammern 
nicht  zu,  Proclamationen  an  das  Volk  zu  erlassen. 
Diese  enthalten  nicht  blosz  eine  freie  Meinungsäusserung, 
sondei-n  sie  sind  mit  statlicher  Autorität  ausgerüstet,  und 
eine  solche  steht  nur  dem  ganzen  gesetzgebenden  Körper, 
oder  den  Organe»  der  Regierung  ^u. 


EiUtes  Gapitel. 

,  C.    Besondere  Befugiii;«. 

I.  Dc<  Könics. 

Dem  Könige  als  dem  Haupt  des  gesetzgebenden  Körpers 
konmien  regelmftszig  folgende  Befugnisse  ausschlieszlich' zu: 

'  Dm  engliache  SutUrecht  neant  üi^enigen  Hechte,  welelie  dem  Kö- 
nigi-   nlteiiL,    niclit   ausxei'    ihm    aucli    noch    andern     Behörden    oder 
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1.  Die  EinberufuDg;  der  Kninmern  nnd  die  Ver- 
sammlung des  geset^ebeadea  Körpers. 

fk  allein  ist  fortwährend  wach  und  (hfttig;  ihm  als  dem 
Haupt  gebDhrt  es  ttberdein,  die  zerstreuten  Glieder,  wenn 
das  BedUrfnisz  es  erfordert,  um  sich  zu  versammeln.  Auch 
in  republikanischen  Staten  ist  diese  Einwirkung  auf  den  ge- 
setzgebenden Körper  in  der  Regel  der  Regierung  belassen 
worden,  obwohl  im  Widersprach  mit  der  sonst  bfiuäg  gebil- 
ligten Theorie  ron  der  „vollziehenden  Gewalt"  und  mit  der 
Ausscblieszong  der  Regierung  von  dem  Antheil  an  der  ,,ge- 
setzgebeuden  Gewalt,"'' 

Eine  regelmftszige  und  in  kursen  Zeiträumen  wie- 
derkehrende Versammlung  des  reprfisenlativen  Körpers, 
im  Gegensatze  zu  willkürlicher  Benifbng  oder  Nirhtberufung 
durch  die  R^erung,  ist  indessen  ein  nothwendiges  Erfor- 
dernisz  seines  Lebens  und  seiner  Gesundheit.  Der  Mangel 
einer  solchen  Einrichtung  hat  auf  dem  Continent  sehr  vieles 
zu  dem  Untergang  der  ständischen  Verfassung.,  der  Ueber- 
wucherung  des  Absolutismus  imd  den  Erschütterungen  der 
Revolution  beigetragen.  In  England  wurde  schon  unter 
Eduard  111.  die  jährliche  Versammlung  des  Parlaments 
gesetzlich  voi^eschrieben  :  ^  und  obwohl  auch  in  der  engli- 
schen Geschichte  einzelne  Unterbrechungen  vorkommen,  und 
durch  ein  späteres  Gesetz  sogar  nur  zu  drei  Jahren  eine 
Sitzung  gefordert  wird,  so  ist  doch  die  jährliche  Ver- 
sammlung Regel  geblieben.     In   neuerer  Zeit  ebenso  sind 

PrivAien  Eakonunen ,  deg  Köargs  „Prärogative."  Uie  Adoption  dieser 
BezeichDaag  iit  indessen  nkhC  zu  empfehlen,  indem  das  königliche 
Recht  durch  dieselbe  den  Schein  des  Vorrechtes  erhält. 

'  In  NordaiDttrika  übt  dei'  Präsident  dieses  Itecht  wenigstens  in  anaier- 
urden titelten  FiUen  (Verf.  II,  3),  in  der  Schweiz  üben  es  die  Begiernngeii 
gewöhnlich  ans,  obwohl  aech  n&hern  gesetzlichen  Torscliriflen. 

'  In  Bayern  bat  die  Landschaft  schon  1A58,  dasz  alljährlich  ein 
l.andtag  geh&llen  werde.  Der  Herzog  behielt  aich  aber  vor,  „nnsere 
I.Rndscba(l  tu  fordern,  so  oft  uns  Moth  sein  bedünken  wird."  Kud- 
hart  Gesch.  der  Landsiände  in  Bayern  1,  8.  330. 
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jAhrliche  Versa iiimluiigeD   in  den   meisten  Verfassungen   zur 
Vorschrift  gemacht.  * 

2.  DieSchliesznng  (prorogation}  und  die  Auflösung 
(dittolution)  der  Kammern.  Die  Vertagung,  im  engern  Sinn 
(qjourrtement) ,  d.  h.  die  Verschiebung  einer  Versammlung 
innerhalb  der  nämlichen  SitEungeperiode  ron  einem  Tag  auf 
einen  andern  steht  oft  nicht  bloez  dem  König,  sondern  auch 
den  einzelnen  Kammern  selber  zu.  Die  Schliessung  been- 
digt eine  Sitznngsperiode,  die  Auflösung  hebt  die  Kan^nem 
selbst  auf.  Mit  jener  werden  gewöhnlich  die  Bescheide 
des  Königs  über  die  vorberathenen  Gesetzesentwürfe  und 
Wunsche  der  Kammern  verbandeD.  Diese  macht  neue  Wahlen 
nothwendig. '  Mit  der  Auflösung  der  zweiten  Kammer  ist 
die  Schlieszung  aach  der  ersten  Kammer  notiiwendig  ver- 
bunden. * 

3.  Die  Sanction  der  Gesetze  und  der  letzte  Ent- 
scheid in  allen  dem  geaammten  Körper  zustehenden  An- 
gelegeoheiten. 

Man  hat  sich  in  neuerer  Zeit  gewöhnt,  die  SancUon  des 
Königs  das  Veto  desselben  zu  nennen.  Dieser  Sprachge- 
brauch, von  dem  negatiren  Rechte  der  römischen  Volks- 
tribnnen  entlehnt,  ist  durchaus  rerwerflicb,  wie  schon  die 
Hinweisung  auf  seinen  Ursprung  zeigt.  Die  Sanction  der 
Gesetze  ist  ein  wesentlich  positives  Recht  des  Königs. 
Sie  ist  die  Erfüllung  und  Vollendung,  der  oberste  Ausdruck 

'  Nordanierik«(I,4),  OrlecheaUDd  ($.30),  Preoücen  (S-l«), 
Oetterrelch  ($.  9).  In  Prftiikreich  war  die  nNatiDDalverMmmlnDg" 
sc^r  permftneot  (§.  32);  die  JShrliche  Vcrwininlniig  dca'SenaU  nad 
dee  Oesetzgebnngskörpers  iat  auch  nach  der  Napolconiwibeii  Vertimang 
nothwendig  (%.  11,  23,  43].  In  der  Schweii  iet  meiateiiB  ttberdem  der 
Urondaatz  anerkanot,  duz  eine  beaümmLe  Aniahl  von  Uitgliedern  des 
RcpraaentativkUrpers  die  BeaunmlniiK  /ordern  könne.  Viel«  deutache 
Verhssangen  haben  noch  mebrj&hrige  Sitzungsperioden. 

*  Blaekatone  1.  2,  7. 

'  Streit  darQler  zwiachen  der  eraten  und  zweiten  Kammer  in  Preii- 
szeo.    Tgl.  Gneiit's  Ontachten  Über  die  Frage. 
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<ler  geeetzgebenden  Gewalt,  und  keioeew^^  ihre  Beschrän- 
kung. Sie  iBt  auch  nicht  Vollzug  des  Gesetzes,^  soodeni 
Annahme  desselben.  Vorher  war  es  kein  Gesetz.  Erst 
durch  sie  wird  es  dazu. 

Es  gilt  dtis  auch  von  dem  englischen  Statsreeht  unswei- 
feUiafl,  iin<;eachtct  die  englische  Theorie  ron  doem  abso- 
luten Veto  spricht,  wie  schon  die  Sancticnuformel :  ,Le  roj 
le  reut"  and  die  Verweigemogsforme]:  „Le  ro;  s'aviserm'' 
beweist.  Auch  ist  der  richtige  Aasdruck  in  manche  neuere 
Verfiassongen  Qberg^engen.  ^ 

In  den  republikanischen  Stateii  der  neueren  Zeit 
ist  dagegen  zaweüen  der  R^erung  nur  ein  Veto,  und  zwar 
regehnAszig  an  bescliränktes  {sog.  suspensires  Veto) 
eingeräumt,  durch  welches  sie  die  Gültigkeit  des  Gesetzes 
beanstanden  und  einstweilen  hemmen  darf.  So  ist  in  Nord- 
amerika, wo  der  Prauident  durch  Nicbtbilligung  einer  Bill 
eine  neue  Prüfung  der  Kammern  reraolasst  und  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  hindert,  wenn  diese  nicht  zum  zweiten- 
mal, und  nun  mit  einer  Mehrheit  von  znei  Drittiieilen  der 
Stimmen  dasselbe  beschlieszen. *  Die  schweizerischen 
Verfassungen  kennen  selbst  ein  Veto  der  Regioiing  nicht. 

'  Voo  TDBDcheD  PubliciaUn  wird  sie  irrigerweise  wi  Oargestelll. 

'  BlackBtOD«  I.  ^,  6.  Frantötisehe  Verfassung  von  1814,  (.32 
und  1S30,  $.18:  ,Le  roi  aenl  MDCtioDoe  et  promoigue  las  lau"  nnd  *<m 
1852,  J.  10;  «11  (l'vmperear)  sutctionne  et  promnlgoe  Ics  lois  et  lea  ae- 
iiaLus  consullee.'  Belgische  S-  6^-  Griechische  %.  73.  Nieder- 
iindiscbe  S-  118.    PreusEJsche  g.  62.    Oes  terreichische  $.  IX 

*  Vgl.  oben  CAp.  fi,  8.  08X  BaDdesverfissang  1,  7.  Die  norwe- 
Riacbe  VerbMung  (g.  72—63)  «chwankt  iwisehen  der  Idee  einer  Skno- 
lion  des  Kftniga  und  dem  Begriff  einet  blotzen  bncfarinklen  Veto  de#- 
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Zwölftes  CapiteL 

II,  Her  bfidpn  Hiuser. 

1.  Den  beiden  H&usern  kommt  zwar  nicht  dea  Recht 
der  Mitwirkung  bei  der  Stetsregierung  und  Verwaltung 
zu,  wohl  aber  ein  Recht  der  umfaesenden  Controle.  Es 
ist  das  eine  der  wichtigsten  Unterscheidungen  des  conatitii- 
tionellen  Statsrechts.  Die  repräsentativen  Versammlungen 
wären  ungeschickte  Organe  zur  eigentlichen  Regierung  and 
Verwaltung,  welche  eine  concentrirte  und  fortgesetzte  Thätig- 
keit  erfordert.  Aber  t^ie  sind  passende  Organe,  um  eine 
Meinung  darüber  zu  äuszem,  ob  den  Gesetzen  gemäss  und 
oh  gut  regiert  und  verwaltet  werde.  Die  conatituöonelle 
Monarchie  schlieazt  die  Regierung  der  Massen  aus,  aber  sie 
erkennt  an,  dasz  alle  Volksclassen  einen  Anspruch  darauf 
haben ,  gut  regiert  zu  werden  und  sorgt  daher  fDr  die  erfor- 
deriichen  Garantien. 

Die  Eammero  sind  daher  nicht  berechtigt,  Befehle  in 
einzelnen  Fällen  an  R^erui^sbeamte ,  auch  nicht  an  die  Hi- 
nister zu  erlassen,  und  thun  überhaupt  wohl,  sich  nicht  Qber- 
geschftftig  in  die  Detailfragen  der  Verwaltung  einzumischen. 

Aber  es  kommt  den  Kammern  allerdings  zu 

a)  zu  prüfen,  ob  in  der  Verwaltung  des  Statshaushalts 
die  gesetzlichen  Voranschläge  und  Bewilligungen  einge- 
halten oder  überschritten  worden  sind  und  im  letztern  Fall 
entweder  die  Verwaltung  nachträglich  gutzuheiszeo  und  zu 
entlasten  oder  aber  den  betreffenden  Minister  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen  und  zum  Ersatz  anzuhalten; 

b)  ein  Verfassungs-  oder  gesetzwidriges  Ver- 
fahren Itberhaupt  zu  tadeln,  auf  Verbessening  zu  dringen. 

c)  auf  Öffentliche  Bedürfnisse  und  Uebelatfinde  die 
Slateregierung  aufmerksam  zu  machen  und  die  Befriedigung 
jener,  die  Abstethuig  dieser  zu  empfehlen. 
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<l)aiich  überdiehohe  und  insbesondere  die  auswärtige 
Politik  eineHeinang  zu  ftuszern  und  Ratli  zu  geben.  Die  Re- 
gierung ist  freilich  an  dieeeo  Rath  nicht  gebunden ,  aber  da  die , 
Kammern,  wenn  sie  ihre  Meinaog  ernstlich  geltend  machen 
wollen,  den  Ministem  ihr  Vertrauen  entziehen  und  dieselben 
in  der  VerAigung  über  die  VolkskrAfte  besohrOoken  können, 
eo  bleibt  den  Ministem  doch  nichts  anderes  Qbrig,  ak  ent- 
weder sich  mit  den  Kammern  zU' verständigen  oder  dieselben 
auäulOaen  und  au  die  Wähler  zu  appelliren.  In  England 
sind  diese  Qrimdsätze  alt  hergebracht  Auf  dem  europtiscbeo 
Continent  kommen  sie  nur  allmählich  zur  Geltung. ' 

2.  Es  ist  eine  alt  englische  Einrichtung,  dasi  alle 
Steuerbewillignngen  in  dem  Unterhause  zuerst  be- 
handelt werden  müssen,  und  das  Haus  der  Lords  in  aolchen 
Fällen  nur  zustimmen  oder  verwerfen ,  nicht  aber  verändern 
darf.  Diese  Einrichtung  erklärt  sich  historisch  daraus,  das* 
die  Abgeordneten  der  Städte  und  Grafschaften  ursprünglich 
meist  nur  deszhalb  berufen  wurden,  um  von  ihnen  Steuer- 
bewilligungen zu  erlangen.  ^  In  der  Folge  konnte  dafOr 
angef)lhrt  werden,  dasz  die  Steuern  vomdimlidi  auf  der 
Menge  des  Volkes  lasten,  und  von  der  Aristokratie  minder 
empfinden  werden.  Dann  wurde  dieselbe  auch  in  andern 
,  Slalen  nachgebildet.  ^ 

Die  Ausdehnung  des  Rechtes  der  Steuerbewilligung, 
welches  den  Kammern  zusteht,  ist  schwierig  zu  bestimmen. 
In   England    hat    sich    das    mittelalterliche    Princip    freier 

■  8t.  MUl,  Rcprasentaliwerfauaiig,  8.  56.  Brak.  Haf,  Eogitcch« 
V«TfaMang«gMcli.  I,  6.  381. 

'  Lord  Cbathftm:  „Die  Bestearnng  bildet  keineD  Thul  der  Befog- 
uiase  der  Slatsregierung  oder  der  Oeselzgebnng.  Steaeni  siud  eine  Itei- 
wfltige  Oabe  und  Znbillignng  der  Gemeinen  allein.*'  Ersk.  Vtj,  Engl. 
VerfasanngigeMli.  I,  394. 

'  NordameriksDiache  BandeaverfauiiDg  1,  7,  aber  ohne  den  Se- 
nat in  der  Abänderung  tu  bescfar&nkeD.  Ebenso. die  franzÖBlaobe  von 
J814,  S- 17.  Bayerische  S.  18  BadlacbeSSO.  Portugieaiache 
von  1836,  i.  3Ö.     Sponiache  von  1837.  J.  37. 
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SteuerTerweigerung  in  weitestem  Umfang  in  derTbeorie 
erhalten;  an  eine  pracdscbe  Ausübung  derselbeir  aber  ist 
dort  viel  weniger  als  irgend  anderswo  zu  denken,  indem 
die  Mitglieder  der  bdden  Häuser  bei  dem  ungestiJrten  Fort- 
gang des  Statslebens  voraus  inleressirt  sind. 
Auf  der  «nen  Seite  ist  anzuerkennen; 

a)  Dasz  die  Vorstellung  des  Mittelalters,  wornach  es 
keine  Steuerpflicht  der  Unterthanen,  sondern  nur  eine 
freiwillige  Uebernahme  der  Steuern  durch  dieselben 
oder  ihre  Vertreter  gibt,  mit  dem  modernen  Statsprincip 
nnrertrftglich  ist,  nach  welchem  das  Ganze  Über  die  Kr&fte 
der  Statsbürger,  soweit  das  BedUrfoisz  desselben  es  erfor- 
dert, verfUg^  darf. 

b)  Dasz  eine  Vemre^rung  aller  Steuern  oder  auch 
nur  eines  erheblichen  Theils  derselben  bei  der  modernen 
Entwicklung  des  States  einer  rölligen  Lahmung  des 
Statskörpers  gleich  kommt,  und  wenn  sie  auch  nur 
eine  kurze  Frist  anhält,  den  Untergang  der  Statsordnnng  nach 
sich  zieht  Ein  Recht,  den  Stat  zu  lähmen  und  tu  l^ten, 
kann  aber  einem  einzelnen  Gliede  des  Statskörpers  nicht  im 
Ernste  zugestanden  noch  als  ein  Begriff  des  Slatsrechts  ver- 
theidigt  werden. 

0)  Dasz  das  Unterbaus,  wenn  es  die  Macht,  die  Steuern 
zu  bewill^en  oder  zu  rersag^,  völlig  rücksichtslos  und 
unbeschränkt  austtben  darf,  eben  damit  auch  die  Macht  be- 
sitzt, alle  andern  Gewalten  im  Stat  sich  unterzu- 
ordnen und  80  die  ganze  Verfassung  umzustürzen^  denn 
unter  dieser  Voraussetzung  bliebe  der  andern  Macht,  und 
intbesondere  dem  Könige  keine  andere  Wahl,  als  entweder 
den  Willen  des  Volksfaauses  zu  thun  und  damit  die  Fort- 
dauer des  Statshaushaltes  zu  erlangen,  oder  mit  dann  unge- 
setzlicher Gewalt  das  Unterhaus  zu  bezwingen  und  dadurdi 
jenes  absolute  Recht  der  Steuerverweigerung  aufzuheben. 
Als  die  preuszische  Nationalversammlung  im  Jahr  1848 
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einen  solchen  Versuch  wägete,  durch  die  Steuerrerweigeniag 
ihrer  Politik  den  8i^  zu  rerschi^en,  empörte  sich  die  <^ten(- 
liche  Meinung  gerade  des  vornehiulich  Ton  den  Steuern  be- 
troffenen Theilea  der  Bevölkerung,  geschreckt  dorcb  die  nner- 
meszliche  Statsgefahr  wider  diesen  Versuch. 
Auf  der  andern  Seite  steht  es  ebenso  fest: 

a)  dasz  das  Ter&asüngsmAszige  Recht  der  Steuerbe* 
willtgung  nur  dann  einen  Sinn  bat,  wenn  damit  die  Mög' 
Hchkeit  des  Abschl^s,  d.  h.  das  Recht  dN-  Steuerver- 
weigerung verbunden  wird^ 

b)  dasz  ohne  dieses  zweiseitige  Recht  die  Controle, 
weiche  den  Eammern  g^enuber  der  öSfentlichen  Verwaltung 
zukommt,  unwirksam  würde; 

c)  dasz  auch  andere  MacfatbeftagDisse ,  einseit^  und 
rücksichtslos  auf  die  Spitse  getrieben,  wie  z.  B.  die  Eriegs- 
hobeit  des  Fürsten,  das  öffentliche  Recht  und  die  Freiheit 
ebenso  gefährden  wurden. 

Man  hat  in  der  Absicht,  den  Widerstreit  zu  lösen,  ia 
neuerer  Zeit  verschiedene  Vorschlftge  gemacht,  welche  das 
Bteuerbewilligungs-  und  das  Steuerverweigerungsrecht  be- 
schränken : 

a)  indem  unterschieden  wird  zwischen  einem  unbe- 
weglichen und  einem  beweglicben  Budget,  und  nur 
dieses  verweigert  werden  darf;  allein  auch  das  letztere  be> 
ruht  auf  eiuem  Bedürfnisz  des  States,  und  das  erstere  iat 
doch  Dicht  unveränderlich,  somit  ebenfklls  der  Einwirkung 
der  Kammern  nicht  eotaogen; 

b)  indem  der  Grundsatz  aagenommen  wird:  Steuern, 
„welche  zur  Führung  der  Regierung  nöthig"  seien,*  dürfen 
nicht  verweigert  werden j  aber  die  Frage:  was  nöthig  sei, 
ist  dem  Streit  ausgesetzt,  und  dieser  fordert  dne  Erledigung, 
wie   sie  in    zusammengesetzten   Staten    durch   ein    böheres 

*  DenlBelier  BondMbMchlBM  von  1881  111.  nud  tod  1836. 
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Tribansl. zwar  gegeben  werden  kann,  in  einem  eingehen 
State  kaum  zu  oi^anUiren  ist,  ohne  die  Eirihtit  dea  States 
und  die  Attribute  seiner  Gewalten  xu  slOren; 

c)  indem  die  alten  Steuern  fortdauern,  die  Verweigerung^ 
nur  die.  neuen  betrifft.  ^ 

Die  ein^brte  LOsung  ist  wohl  die,  wenn  keine  äiiszer- 
liche  Bescbrftnkung  angefahrt,  wohl  aber  die  der  inneren 
Bestimmung  des  Steuerbewilligungsrechfes  selbst  inwoh- 
nende  beachtet  wird.  Diese  Bestimmung  aber  ist  keine  andere, 
als  fUr  den  Statshaushalt  zu  seilen,  dem  hinwieder  die 
Existenz  und  Wohlfhhrt  des  Stats  in  säner  verAissungs- 
mfiszigen  Gestaltung  zu  Grunde  liegt,  nicht  aber  die,  als 
ein  Hebel  fOr  die  politische  Macht  der  Kammern  zu  dienen, 
und  dwen  Uebergriffe  zu  unterstutzen.  Demgemftsz  hat  die 
Kammer  volle  Freiheit,  die  Steuern  zu  bewilligen  oder  zu  ver- 
sagen, beides  aber  nicht  aus  fremdartigen,  sondern  vor^ 
nehmlich  aus  Motiven  der  StatsÖkonomie:  folglich  je  nach- 
dem  sie  eine  Ausgabe  fUr  gwechtfertigt  oder  (iberflllagig  halt, 
je  nachdem  die  Art  der  Steuererhebung  ihr  gerecht  und 
zweckmfiszig  erscheint  oder  nicht.  Eine  Verweigerung  der 
Steuern  im  allgemeinen  ist  daher  immer  ein  Miszbrauch  und 
ein  Unrecht,  denn  nie  lAszt  aicli  diese  ans  Gründen  des  Stats* 
hanshaltes ,  der  gesicherter  Einnahmen  bedarf,  rechtfertigen. " 

Wohl  aber  Iftszt  sich  eine  Steuerverweigening  Im  ein- 
zelnen und  ebenso  die  Ermächtigung  zu  gewissen  Au^piben 
dann  vollständig  rechtfertigen,  wenn  die  Kammer  ernstlich 
besorgt,  dasz  jene  Steuer  zu  verwerflichen  Zwecken  misz- 
braucht  wUrde,  oder  diese  Verwendung  ungeeignet  wäre. 
Diese  Besorgnisz  wird  natürlich  eher  entstehen  und  schwerer 

*  Preiisiitche  VerbMung,  S-  100.  Vgl.  andi  die  bajeriiche 
TerhssuDg  TU,  {.  5. 

<  Du  bt  deou  laeh  der  wahre  Sinn  der  öfter  vorko«nmendeD  Ver- 
IkBBnDgibeetimmaDg:  „Die  Stünde  dürfen  die  Bewilligung  der  Steuern 
mit  keiner  Bedingnng  verbinden. "    Bayern  TU,  %.  9. 
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ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie  Dbeiitaupt  kein  Vertoftaen  hat 
zu  der  Politik  der  Minister.  Man  darf  es  daher  nicht  toAeiht, 
wenn  die  Kammern  gegenüber  einem  unpopulären  Ministerintn 
sich  eher  kai^  als  freigebig  erweiseD,  wenn  gldch  darin 
unter  Umständen  eine  mittelbare  NOthigong  der  Minister 
zum  Rocktritt  liegen  mag. 

8.  Utt  dem  Rechte  der  Steoerbewilligung  ist  gewöhnlich 
anch  daeh  Reeht  der  Zustimmung  inr  Anfhahme  von  Dar- 
lehen fUr  den  Stat  und  zum  Verkauf  und  zur  Verpfftndang: 
der  Domfinen  rerbundeu.  ^ 

4.  Ebenso  faftngt  mit  beiden  zusammen  und  ist  Torzngs- 
weise  die  Form  des  modernen ,  den  ganzen  Stat  umiiu«et>d^ 
Haittbaltee:  die  BewilUgnng  des  Voranschlags  (Budget) 
aller  jährlichen  Einnahmen  und  Auagaboi  des  States,  and 
die  Vorlageder  Statsrechnung  an  die  Kammer  zur  PrOfong 
und  Outheiszung. " 

5.  Als  letztes  Mittel,  um  ihrer  Controle  Nai^druck  sa 
geben,  ist  den  Kammern  das  Recht  rerliehen,  die  Minister 
zu  persönlicher  Verantwortung  zu  ziehen,  und  einen  State- 
procesz  gegen  dieselben  einzuleiten. 

In  Ekigland  hat  sich  dieser  Process  dergestalt  entwickelt!, 
dasz  die  Anklage  der  Minister  ausschlieszlich  von  dem 
Unterhause  ausgeht.*  Hau  nimmt  an,  dasz  hierin  das 
Unterhaus  vorzugsweise  das  durch  ein  verwerfliches  und 
schädliches  Regietungsver&hren  beleidigte  und  verlöte  Volk 
repräsentire.  Dass^be  System  ging  auch  in  die  Verßusung 
Nordamerika's  (I.  2.)  Über,  in  der  weiteren  Ausdehnni^ 
jedoch,  daez  dem  Hauae  der  Repräsentanten  das  Recht  der 


'  Bftrerische  Verfusung  VII,  §,11—18.  Die  Stünde  Bind  bei  der 
ScbuMeDtllgangKOmmitelon  togu  durch  CommiaMra  beüieiligt.  Pren- 
•  zUcbe  Verrwsnng,  S-  103. 

>  B»;«riacb«  TerfbaBnog  VII,  $.  4,  10.  Be)giach«  $.  116,  11«. 
Prensilsche  %  90,  IM.    Oeeterreieblaehe  %.  lU. 

*  Tgl.  Acte  über  die  Throufolg;«  ton  1801. 
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Anklage  gegen  „untreue  Statsbeamte"  überhaupt,  den  Prftsi- 
deoten  inbegriffen,  sugeaprochen  wnrde;  es  wurde  sodann 
in  die  Verßwstingen  des  Contineiites  vielfach  verpflanzt.  '<' 
Einzelne  deutsche  Verfassungen  erschweren  die  Anklage  der 
Hinister  durch  das  Erfordernisz  der  Vereinigung  beider 
Kammern,  oder  gestatten  zwar  die  Klage  jeder  von  bei- 
den Kammern,  aber  stumpfen  die  politische  Schneide  der 
Klage,  indem  sie  dieselbe  in  ein  Verfahren  vor  einem  auszef- 
halb  der  Kammern  stehenden  Statsgericht^hof  verweisen. " 
6.  Nach  englischem  Statsrechte  geziemt  es  dem 
Oberhanse  allein,  Ober  die  Statsanklagen  des  Unterbausee 
zu  richten.  Die  Klage  im  Interesse  der  Öffentlichen  Wohlfehrt  - 
wird  als  Volkssacbe,  die  wUrdige  und  gerechte  Beurth^lung 
als  der  Beruf  der  Aristokratie  betrachtet  1*  Auch  die  Mord- 
amerikaner haben  die  Beurtheilung  der  Stateanklagen 
dem  Senate  zugelheilt,  obwohl  ihr  gewählter  Senat  weniger 
nnabfa&ngig  ist  als  das  englische  erbliche  Oberhaus,  und  ob- 
wohl sie  sonst  mehr  als  alle  andern  Völker  auf  eine  scharfe 
'  Ausscheidung  der  verschiedenen  Stalsgewalten  grossen  Werth 
l^en.  Der  ursprungliche  Verfassungsentwurf  hatte  die  Beur- 
theilung dem  obersten  Gerichtshofe  zugesprochen.  Aber  nach 
gründlicher  Erörterung  erhielt  das  englische  System  den 
Vorzug,  hauptaächlich  aus  folgenden  Grttnden  der  Politik 
und  der  Gerechtigkeit: 

a)  Die  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  solcher  Klagen 
haben  bewirict,  dasz  das  Volkshaus  ausschüesziich  nir  be- 
nifen  erklärt  wurde,  dieselben  zu  eriieben.  Der  grossen 
und  mächtigen  Antoritftt  des  Klägers  gegenüber  erscheint 
aber  an  gewöhnlicher  Gerichtshof  zu  schwach,  und  nur  die 

X  Fr*nzö*iecbe  von  1814,  S-  &5.     Belgiachc  $.  90. 

'*  Bayerische  TerfuiDog  X,  ).  6.  BayeriBcliea  GeeeU  vom 
4.  jQolnB  1648  und  >oai  90.  Hirt  IfM).  Prcnazisrhe  %.  61.  VgL 
DBleo  Btiuh  VII,  Cep.  5. 

"  Blkckiione  IV.  19,  1. 
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UoabbAngigkeit  und.  da«  AiMOfaen  einer  andern  nicht  minder 
hohen  Macht  kuin  liier  das  erftirderlicbe,  fUr  die  gerichtliche 
Würde  nnd  das  JJffeulUch«  Vertrauen  unentbehrliche  Gleich- 
gewicht herstellen. 

b)  Diese  Klagen  beueben  sich  auf  politische  Verhält- 
nisse, deren  richtige  Würdigung  eine  Menge  von  Kenntaisaeii 
und  ErwAgungra  vomussetat,  wie  sie  Ton  Stalsinftnaom 
wohl,  nicht  ebeuBO  von  blossen  Rcchtsgelehrteo  erwaitel 
werden  dürfen. 

c)  Das  polilisehe  Miszrerhialten  ist  so  mumichfiiltig, 
dasz  hier  genaue  Vorschriflen  des  positiven  Rechtes,  die 
sonst  den  lUcbter  binden ,  nicht  möglich  sisd , '  und  das  ganae 
Verfahren  dem  freieren  Ermessen  des  Gericlites  überlassen 
werden  niusz.  Diese  EügentbUmlichkeit  einerseits  und  die 
Gefahr  andererseits,  dasz  gerade  bei  solchen  Processen  die 
[jeidenschaflen  der  Parteien  in  ungewöhnlichem  Grade  auf- 
geregt werden,  machen  «s  doppelt  wUnscheoswerth,  dass 
eiue  zahlreiche  und  durch  ihre  hohe  und  unabhängige 
Lebensstellung  ausgezeichnete  Versammlung  den  Entscheid 
habe. " 

Darin  aber  unterscheidet  sich  das  englische  von  dem 
nordamerikaniscben  6;stem,  dasz  nach  jenem  das  Ober- 
haus jede  Strafe  aussprechen  darf,  und  kein  zweites  gewöhn- 
liches Proceszverfahren  mehr  möglich  ist,  während  noch 
diesem  der  Senat  nur  die  politische  Strafe  der  Entfer- 
nung vom  Amte  und  der  Unfäbigkeitserklttrong  su 
weiterer  Betrauung  mit  öffentlichen  Aemtern  verbttngt,  und 
der  UeberfUhrte  mit  Bezug  auf  die  gewöhnliche  Crimiual- 
strafe  wegen  eines  Verbrechens  noch  der  Benrtheilung  der 
Geschwornen  nach  dem  Gesetz  anheimfallt.  '* 

Auch  die  französische  Charte  von  1814  (%.  33)  erhob 

"  Vgl.  dao  FeüerAÜii  und  die  DibeKii  AuafUliritngcii  ia  Story's 
Comtn.  III,  10,  $.  103. 

"  BLiiKlesverf.  I.  3. 
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die  Painkammer  ta  eiDem  Gericht  über  die  Verbrechen  des 
Hochverraths  und  der  Gefährdung  der  Statssicherheit,  und 
zwar  nicht  blosz  wenn  die  Deputirtenkamoier  Kläger,  noch 
wenn  die  Minister  oder  andere  Beamte  Beklagte  waren. 
Diese  Einrichtnng  wurde  denn  auch  in  manchen  romani- 
schen Verfassungen  wieder  nachgeahmt '^ 

In  den  deutschen  Verfassungen  sind  der  ersten  Kammer 
auch  bei  politischen  Veigehen  gewöhnlich  keine  richterlichen 
BeAignisse  zugestanden,  sondern  die  Reurtheilung  solcher 
Klugen  wird  an  Gerichtshöfe  verwiesen.  "  Wir  werden  unten 
bei  Betrachtung  der  Ministerverantwortlichkeit  darauf  zurQck- 
kommen. 

7.  Jedes  Haus  Obt  bei  sich  Hausrecht  und  soi^t 
selbständig  fllr  die  Handhabung  der  innem  Ordnung.  Zu 
diesem  Behuf  kommt  dem  Präsidenten  und  der  Versammlung 
eine  Disciplinargewalt  zu,  welche  in  England  sehr  aus- 
gedehnt, auf  dem  Continent  gewöhnlich  beschrankt  isL 

8.  Gesetze,  welche  sieb  auf  die  Zusammensetzung 
lind  die  Rechte  des  Oberhauses  beziehen,  müssen  in 
England  zuerst  im  Oberbause  eingebracht,  und  dürfen  im 
Unterhause  nur  angenommen  oder  verworfen,  nicht  aber 
amendirt  werden.  '^ 

9.  Eine  eigenthumliche  Stellung  und  Aufgabe  hat 
der  Senat  in  der  neuen  Napoleonischen  Verfitssung.    Er  hat 

a)  das  Recht,  die  Promulgation  eines  Gesetzes  durch 
seine  Opposition  (Veto)  aus  dem  Grande  zu  behindern, 
dasz  dasselbe  der  Verfassung  oder  der  Religion  oder  der 
Moral,  oder  der  CultusAreiheit  oder  der  individuellen  Frei- 
heit,  oder  der  Gleichheit  der  Bürger  vor  dem  Gesetz  oder 

■*  Portu^«!  vanl83ä,  g.  40.  Neapel  roD  1816,  S.  43.  Griecheu- 
land,  g.  84. 

"  Beyern  X,  S-  7. 'Belgien,  8.90.  HiederJende,  S.  177,  17». 
Preueien.  «.  9!t. 

"  Blaekatone  I,  1,  4.  Vul.  Mühry  in  UiUermeier's  ZeiUehrift 
X2IV,  S.  36». 
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der  UnrerletzUchkeit  des  Eigenthuins  nnd  dem  Grundsatz 
der  Unentfernbarkeit  des  Richterstandea  widerspreche ;  oder 
die  Vertheidigung  des  Landes  beeintrftchüge  (_%.  2Ö); 

b)  die  Befügitisz,  dorchSenatas  consnlte  die  LQckcm 
der  Terfbssung  zn  ergänzen  ($.  27); 

c)dieCa8satioii  aller  verftusuTigewidrigen  Acten ($.28); 

d)  die  Anregung  su  neuen  Gesetzen  und  Verftissungs- 
änderungen. 


DreizelmteB  GapiteL 

Von  den  OcmImo. 


Die  Römer  veratandeu  anfftoglich  unterLex  jedeKecbt»> 
rerbiodlichkeit,  welche  auferlegt  worden.  Pnblica  lex 
war  dann  die  dem  Volke  selbst  auferl^e  und  von  ihm 
gulgebüszene  RechtsverbindlicbkeiL  -Das  Volk  nimmt  das 
Gesetz  auf  sich,  und  wird  durch  dasselbe  gebunden.  Der 
Magistrat  fordert  das  Volk  zur  Uebernahme  der  Verbind- 
lichkeit auf. '  Das  römische  Gesetz  war  daher  mvprUnglich 
weniger  eine  Vorschrift,  welche  das  Volk  erliesz,  als  eine 
Verpflichtung,  welcher  sich  das  Volk  unterzog.  Später  aber 
nannten  auch  die  Römer  vorzugsweise  die  allgemeinen  von- 
der  Volksversammlung  festgesetzten  Rechtsregeln  und  Ord- 
nungen Gesetze.^ 

In  der  neueren  Rechtssprache  wird  der  Ausdruck  Ge- 
setz in  verschiedenem  Sinne  gebraucht: 

'  Popalns  l«gem  wdpit,  ten«tar  l«ge,  msgistratiu  fert  tegwi.  Tfl. 
Rubino,  Unteranchangeo  i,  8.  362  ff. 

*  Alfftu  CapUo  bei  Gelliaa  NoctM  Atticae  X,  20;  ,Lu{  tat  general« 
JUMum  popiili  aal  pleUa  tngante  magiatralii."  Gajtu,  Inat  I,  {.3:  ,Lex 
eac,  c[iiod  popnlua  jubet  atquc  conatitDiL" 
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a)  Um  überhaupt  jede  allgemeiDe  Rechtsbestim- 
DiuDg,  Rechtsregel,  oder  jede  dauernde  Rechtsord- 
nung, iDstitatiou  2H  beaeJohaen,  somit  auch  die  des  Oe- 
wohnheits-  oder  des  wissenechaftlicbeii  Recfite,  und  selbst 
die  Statuten  tod  Privatrereinen. 

b)  In  ^was  beschrankterem  Sinne  jede  von  öoer  öf" 
featlicben  Aatoritftt  im  State  ausgesprochene  Rechta- 
regel oder  [lechtsordnung,  nach  welchem  Sprachgebrauche 
auch  die  Edierte  der  römischen  Magistrate,  die  Decrete  und 
Reecripte  der  Kaiser,  die  Statuten  der  RAthe  in  den  StOdten 
und  die  Weisthutner  und  OShungen  des  Hittelalters,  und  in 
neuerer  Zeit  die  R^erungsT^rordnungen  Gesetse  heiseen. 

c)  Im  eigentlichen  Sinne  rersteht  man  unter  Gesetz  nur 
die  von  der  obersten  gesetzgebenden  Gewalt,  dem  Gesetz- 
gebungskörper, mit  höchster  staäichra  AutoritU  au^e- 
rUstete  Rechtsregel  und  Rechtainstitution,  im  Gegeosatse  za 
allen  andern  RechtsaussprOchen  und  Anordnung»),  sowohl 
durch  andere  Organe  des  States  als  zu  den  Beschlüssen 
des  (Jeset^ebers  selbst,  in  einzelnen  FttUen  eines  momen- 
tanen Bedürfnisses. 

Hit  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt  werden  unterschieden : 

a)  Verfassnngs-  und  Grundgesetze,  durch  welche 
die  Grundeinrichtongen  des  States,  zuweilen  auch  die  Grund- 
rechte seaner  BQi^er  und  Einwohner  normirt  werden. 

b)  Organische  Gesetze,  welche  innerhalb  der  Orund- 
gesetse  die  Verfassung  im  einzelnen  '  weiter  ausbauen  und 
ausbilden. 

Insofern  beide  auf  der  organisirenden  lliUigkeit 
des  Gesetzgebers  beruhen  (das  gilt  ron  den  Grundrechten 
nicht),  begründen  dieselben  nothwendigas,  bindendes 
Recht,  und  ne  haben  durchweg  einen  eminent  politi- 
schen Charakter,  gehören  daher  vorzugsweise  dem  jus  pu- 
blicum au.  Neue  Verfassung»-  und  Grundgesetze  aber  be- 
dürfen um  ihrer  Wichtigkeit  willen  in  manchen  Staten  einer 
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strengeren  Form  und  erhöhter  Erfordernisse  als  die  gewöhn- 
liehen  OTganiachen  Oetetze. ' 

e)  Regiernngs-  (Verwaltung«-)  Gesetze  und  politi- 
sche Gesetae  im  engeren  Sinne,  sowohl  bot  NcH-mimng  der 
Regierungsweise  als  der  politiscben  Rechte  der  Btlrger  im 
änzelnen.  Dieselben  sind  nicht  imraw  von  bindender  Natur, 
wohl  aber  meistens  von  beatdinmeadaa  uod  nOher  begrfto- 
Mndem  Inhalt,  sowohl  tut  die  Th&tigkoit  der  öffentlic^iMi 
Gewalten,  als  fUr  die  Ansttbnng  der  Freiheiterechte. 

d)  Finanz- Gesetze  zur  Normirung  des  StatshaoshaltSL 
Sie  enthalten  eben^ls  öffisnüicfaes  Recht  (jus  pubUciun), 
sind  aber  oA  nicht  ron  bindendem  Charakter,  BOodem  ent- 
halten nur  eine  Ermächtigung  der  Regierung,  s.  B.  den 
Credit  des  States  zu  benoken  and  Steuern  zu  erheben. 

e)  Straf-  und  Polizeigesetie,  in  der  Regel  Ver- 
bote und  Strafandrohung  enthaltend,  und  daher  wieder 
Ton  zwingendem  Charakter,  gewöhnlich  aber  dem  richter- 
lichen Ermessen  einen  freien  Spielraum  zur  Entscheidung 
ofRs)  lassend ,  je  nach  den  besondem  Verhältnissen  einzelner 
Uebertretungen  jener  Verbote. 

f)  Priratrechtliche  Gesetze  zur  Regulirung  und 
Sicherstellung  der  priratrechtlichen  Verb&ltniase.  Nur  aus- 
nahmsweise, und  zwar  wenn  öffentliche  Interessen  bestimmeod 
einwirken ,  sind  dieselben  bindend.  In  der  Regel  haben  sie 
□ur  einen  erklärenden  Charakter,  mit  Vorbehalt  der  indivi- 
duellen Willensbestimmung  der  einzeln«i  Privatpersoneo., 
welche  im  Privatvertrag  ihr  eigenes  Gesetz  macbeo,  and 
bestimmen  nur,  was  als  regelmAszige  Rechtsmeinung 
der  Parteien  betrachtet  und  gehalten  werden  soll,  wenn  diese 
nichts  Abweichendes  festsetzen.  * 

'Sehweli.BuDdesverfaaaungTOa  1848,  Art  114.  Die  revidirteBuodea- 
verfUBnng  tritt  in  Kraft,  wenn  eie  von  der  Mehrheit  der  atimroenden 
Schweiierbiirger  und  von  der  Mehrheit  der  Cantone  angenommen  worden  ist 

'  Vgl.  SavigDjr,  Systmi  des  rOm.  Rechts  1,  S.  58. 
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Eine  besondere  BerUcks)chti|;ung  erfordern  noch  dit^i- 
gen  Ausnahmsgesetne,  welche  wir  Privilegien  au  Deanen 
pfl^ieo.  HoD  hat  diesem  Aosdracke  saweälen  tine  ganz 
ungebührliche  Ausdehnung  g^eben ,  und  dadurch  die  Ab- 
D^:a])g,  welche  unser  nach  Gleichheit  des  Rechtes  strebeodee 
Zeitalter  gegen  die  Priril^en  n&hrt,  auch  auf  InstitatioDesi 
hingelenkt,  welche  durchaus  nicht  den  Charakter  von  Privile- 
gien an  sich  tragen.  Han  bat  z.  B.  alle  königlicben  Keehte 
Privilegien  genanat,  weil  sie  der  ün^igen  Person  des  KöuigB 
BDBtdien.  Mach  diesem  bischen  Sprachgebrauch  würde  und 
mUazte  fast  das  ganae  Verikssnngerecht  des  States  als  eine 
Anbfi^Dg  von  Privilegiea  betrachtet  werden,  denn  Jede« 
eiuEelnen  Organe  komioen  besondere  und  auset^lieszliehe 
R«chte  zu,  w&bcend  dasselbe  gerade  vormigsweise  von  deia 
Geiste  des  Ganzen  erAlIlt  und  seinem  Wesen  nach  also 
von  normaler  Natur  ist. 

Die  Privilegien  sind  immer  Ausnahmsgesetze  und 
zwar: 

a)  Entweder  individuelle  Ausoabmfm  von  der  regeU 
uiäszigen  Rechtsordnung  und  dem  gemeinen  Rechte.  Als  slatS' 
rechtliche  Privilegien  von  dieser  Art  sind  z.  B.  der  Ostracismus 
der  Athener,  die  Verbannnng  der  Bourboneu  aus  Frankr^ch, 
SU  erwähnen,*  ate  priratrecfatUche  die  Gewerbsinonopole. 

b)  Oder  Ausnahmsregeln,  welche  üne  gewöhnlich 
durch  ftuszere  Uotive  des  Nutzens  und  der  ZweckmOszigkeit 
gerechtfertigte  oder  entschuldigte  Abweichung  von  dem 
unter  gleichen  Verhältnissen  sonst  gleichartigen  gemeinen 
Rechte  und  somit  anomales  Recht  (jus  singulare,  im 
Gegensatz  zum  jus  commune)   entlialteD.  ■     Die  HajestAts- 

'  RömiMhe  XII  TsfelgcaeUe  IX.    gPririJ^is  ne  inrogaulo." 
*  nmliM  in  L.  16.  D.  de  Legibiu  (I,  3):  „im  singulai«  eat,  qaod 
fotilra   ttnonm   ratfoitü    propler   quaDdara    ntililatem    introductum    est." 
Miama  iu  L.  15.  «od.:  „Quod   vero  tontra  rationrm  jurii  eit,  non  est 
produMDduiD  mI  conaeqnentMa."    Vgl.  Savigny,  System  1,  61. 
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r«ehte  des  KöitigB,  die  Pftirsdiaft  der  englisohen  Lordi,  die 
Unabsetibfu^eit  der  Richter  sind  normale  Rechte,  die  Im- 
BioiiiUten  der  Geistlichkeit,  der  betondere  Gerichtwtud  der 
Adeligen,  die  Äu8B0hbe«ang  der  Jadeo  voo  allen  Offentlt- 
cboi  StdleD  und  Aemtera,  die  auagedahntere  TeitirbeftigDiaB 
der  Soldaten  dagegen  sind  Privilegien  in  dtesem  Sinne.  Oft 
begegnet  es,  duz  was  ursiHllaglidi  normalet  Recht  war^  im 
Verfolg  der  Zrit  unter  veränderten  Umstanden  su  grund- 
loeem  Privilegium  wird,  und  gerade  diese  Privilegien  sind 
es,  die  den  meisten  Huz  anf  räch  gezt^en  haben.  In  ftraheren 
Z^ten  K.  fi.  konnte  die  Steoerfreiheit  der  Ritter,  die  mit  Leib 
nnd  Leben  dem  State  dienten ,  als  durchaus  normales  Recht 
betrachtet  werden,  im  riebenzehnteo  nnd  aclrtzehirten  Jahr- 
fa&nderte  aber  war  die  Steoerflreiheit  des  Adels  ein  Uoszes 
Privilegiam  geworden. 


Yieizelmtes  CapiteL 

il.    Foni  der  Eraeufunc  der  &bmIW. 

Es  lassen  sich  vier  Momente  unterscheiden:  1)  die  Bil- 
dung des  Gesetxesvorsohlags,  %)  die  Berathnng  Aber 
denselben,  3)- die  Annahme  und  4)  die  VerkQndignng 
des  Gesetzes. 

1.  Der  Gesetzesvorschlag  bildet  die  Grundlage  der 
weitem  Berathung  und  enthalt  des  ganze  künftige  Geseis 
in  sich.  Eine  sorgfältige  und  gute  Fassung  des  Vorst^lsga 
ist  daher  in  der  Regel  entsohddend  für  alles  Uebrige.  Ein  in 
der  Anlage  oder  ersten  Ausarbeitung  miszrathener  Vorschlag 
wird  durdi  die  Bwathuiig  schwerlich  gut  gemacht,  so  wenig 
als  ein  schlechtes  Gedicht  durch  die  Kritik.  Ein  gutes  Ge- 
setz ist  ein  Kunstwerk,  und  wer  den  Vorschlag  zu  macli^i 
hat,  soll  der  Heister  sein. 
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Im  Alterthom  worde  der  Von^s^;  gewöhnlich  iodi- 
TidHell  behandelt;  zu  Athen  konnte  Jeder  BQrger,  xn 
Rom  oor  ein  Magistrat  ihn  stellen.  Immer  aber  war  die 
VorboathuDg  and  Begutachtung  dort  das  Ratlies,  Mer  dM 
Samtes  nfiUilg.  In  unserer  Zeit  werden  die  Voraehlige 
meistens  ron  der  Regierung,  seltener  ron  Hi^Uedem  der 
geseti^benden  Vmammlnng  eingebradit,  aefeien  aber  aadi 
im  ersteren  Falle  die  indiTidnelle  Ärbmt  ^Bes  Redftctors 
voraus,  wenn  sie  in  Forra  und  Inhalt  w<Alg»athen  aus- 
feilen sollen. 

2.  Ist  der  Vorschlag  (EntwarO  eHtfbet,  fio  nnteriiegi 
er  OQD  der  Beratkung,  und  diese  ist  entweder  Vorbe- 
r.athung  oder  eigentliche  Berathung. 

Die  VorberathuDg  hinwieder  kann  in  formlos»r 
Weise  Tor  sich  gehen.  Bei  den  Römern  dientea  die  Con- 
cionen  dazu,  welche  den  Comiüen  vorhergingen  und  daraaf 
vorbereiteten.  In  neuerer  Zeit  geschidit  dieselbe  hauptsäch- 
lich durch  die  öffentliche  Discussion  in  der  Presse,  kann 
aber  gar  wohl  auch  durch  Privatarbeiten  und  Eingaben  an- 
derer Art  gefördert  werden.  Soll  diese  Vorberathnng  benulat 
werden  —  und  gewisz  ist  es  jederzeil  wichtig,  dass  die  öf- 
fentliche Meinung  Gelegenheit  erhalte,  sich  in  freier  Welse 
zu  äuszem  —  eo  ist  erforderlich ,  dasz  der  Entwurf  des  Ge- 
setzes vor  der  Hanptberathung  in  den  Kammern  öffentlich 
bekannt  gemacht  werde. 

Wichtiger  noch  'ist  die  geordnete  V.orberathung 
durch  die  Kammern  selbst  Zu  diesem  Behuf  bedarf  es  det 
Ansschüsse,  Commissionen. 

Sehr  ausgebildet  ist  das  englische  System  der  Com- 
missionen, ihrer  Prüfungen  und  Berichte.  In  wich-  . 
tigen  Fällen  verwandelt  steh  das  ganze  Haas  in  eine  Com- 
mission  und  der  Sprecher  verlAset  seinen  Silz,  in  andern 
Fällen  werden  je  im  einzelneu  Fall  besondere  Ausschllsee  ge- 
wtUilt,  und  dabei  die  löbliche  Sitte  beachtet,  die  verschiedeneo 
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Parteien  in  den  AtusdiOssen  Tertreton  cd  Issmb.  Be- 
rtthmt  und '  mit  Becbt  sind  die  engliflcfaes  Prüfungen, 
om  ihrer  GrQndlicbkeit,  ihre«  Reichtbnms  und  ihrer  leben- 
dig«!] Anschauung  willen.  E«  werden  nicht  alldn  amtliche, 
soDdero^  auch  Priratberichle  ron  knodigen  Ufiancni  eiage* 
mgea,  und  mehr  no^  aribidlich  durch  persOnliebe  Eiarer- 
nahmeD  und  (JesprAche  als  sehriftlieh  verkehrt.  Dann  ent 
wird  ifieser  naifafisende  Stoff  in  dem  Berichte  verarbeitet 
.Qnd  die  AntrOge  der  Commiuion  daranf  geatatzt ' 

Verschieden  ist  sowohl  die  rranzöstscfae  and  prens- 
aische  Uettiode,  das  ganie  Haue  in  eine  Anzahl  Bnreaus 
darch  das  Loos  tu  vertheilen,  und  vob  den  Bareaos  die 
Ausschusse  bestellen  zn  lassen,  als  die  bayerische,  stftn- 
d-ige  AusechUsse  durch  die  Kammer  zd  erwfihleD. 

Der  Weefaael  der  verschiedenen  Formen  je  nach  der 
vertchiedeoen  Art  der  Fttlle  ist  wohl  das  beste  System.  — 
Unter  allen  Umstanden  aber  ist  darauf  der  grösate  Werth  za 
legen ,  einerseits,  dass  in  die  Ausschüsse  je  die  sachkundigstaa 
und  urtheilsßthigsten  Uitglieder  von  verschiedenen  Par- 
teien und  Richtungen  bezeichnet  werden,  andererseits,  d»sa 
die  Ausschüsse  ihre  Untersuchung  und  Nachfragen  nicht 
auf  bureaukratlsche  Wege  beschranken,  sondern  in  der  EId- 
vemahme  sachkaudiger  Personen  frei  verfahre». 

Für  die  Hauptberathung  innerhalb  der  Kamnoem 
selbst  sind  folgende  Momente  zu  beachten: 

a)  Die  Redefreiheit  der  einzelnen  Uilglieder.  Die- 
selbe darf  nicht  beschränkt  werden 

a)  durch  Instractionen  der  Wähler,  denn  wie 
Burke  zu  seinen  Wählern  sprach:  „Das  Parlament 
ist  nicht  ein  Gesandtencongresz  fBr  unter  sich  abwei- 
chende und  feindliche  Interessen ,  welche  Jeder  als  üd 
Agent  und  Anwalt  g^en  andere  Agenten  und  Anwälte 

'  Ersk.  Haj,  du  englUche  PariameDt  and  «ein  Terfkhren,  ttber- 
selit  VOB  Oppenheim.    Leipzig- 1860,  Cap.  13  ff. 
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auftecfat  erhalten  muaz ,  sondern  das  Parlainent  ist  eine 
berathachlagende  Versammlung  Eines  Volke  mit  Einem 
Interesse,  dem  der  Gesammtheit,  wo  weder  örtliche 
AbsichteD  noch  Vorurtheile,  sondern  das  roa  der  all- 
gemeipen  Vernunft  der  Gesammtheit  anerkaimte  Ge- 
meinwohl leiten  soll."  ' 

Die  Zulassung  der  Abstimmung  durch  bevollmächtigte 
Stellvertreter  von  Seile  der  Lords  im  englischen  Oberhaus 
(rote  by  proxy)  ist  ein  in  das  moderne  Reprftsentativsystem 
nicht  passender  Rest  des  früheren  standischen  Wesois.  ^ 

fi)  E]ben  so  wenig  darf  sie  durch  rorherige  Ab- 
stimmungen in  den  Parteiclubbs  der  Kammer- 
mitglieder  gebondui  werden.  Diese  möges  zu  besserer 
Vorbereitung  auf  die  Beratbungen  sich  verbinden,  aber 
über  dem  Parteiiut^esse  steht  die  al^meine  Wohl- 
Gahrt,  und  diese  versagt  jeden  Versuch  eines  derartigen 
Zwanges.  * 

>  Bnrke,  Rede  TOD  1774.  Vgl.  W»Bhiiiglon'i  Brief  Tom  15.  Nov. 
1786:  „In  nallonftleD  Angelegenheiten  mag  man  wubl  die  Gefühle  des 
Bnirke,  aber  nicht  den  Willen  des  Bezirks  aauprechen,  nnd  man  mnas 
den  Abgeordneten  die  Befugnisi  luaen.  Je  nach  den  Umslltnden  and  je 
Dsch  vorgelegten  AuftllLrungen  tu  urtbeilen."  Franiös.  VerfusQUg  von 
1848,  i.  34:  „Los  memtu«B  de  l'AsMmblie  Dstionak  sont  le«  repr^MD- 
tuis,  noQ  du  döpartemmt  qal  le«  nomine,  mtit  de  la  France  «Dlltre." 
$.  3S:  „ÜB  ne  penveot  receroir  de  mandat  impiraUf."  Bayerische 
Verf.  S-  2fi,  Eidesformel:  ^eb  schwöre  ->  Id  der  SlttndeTersftmmloDg 
nur  de«  ganzen  Landes  allgemeioes  Wohl  nnd  Beste,  ohne  Rücksicht  aof 
besondere  Stände  oder  Classen,  nach  meioer  Innern  Deberzeagang  in  be- 
ruhen." PreuBziBche  Verf.  $.  83:  .Die  Hitglieder  beider  Rammeni 
sind  Vertreter  dce  gansen  Volke*.  Sie  stimmen  nach  ihrer  freien  Ueber- 
tengung  und  sind  an  Anflrftge  nnd  Instructionen  nicht  gebunden.' 

'  Blackitone  1.  2,  i.  Bayerische  Verf.  $■  17:  »Kein  Hitglied 
der  ersten  und  zweiten  Kammer  dftrf  sich  in  der  Sitzung  durch  einen 
BeTollmttclitigteu  vertreten  lassen.  * 

'  Ansprache  des  Uttnchener  oODititntionell-monarchischeD  Vereins 
vom  17.  Hai  1849:  , Nimmermehr  darf  die  blosze  Partei ,  beiaia  sie  Rechte 
oder  Linke,  die  Stimme  eines  Volksabgeordneten  zum  voraus  für  «ich 
gebngen  nehmen,  ihn  zum  bloszen  Parteiabgeordoeten  erniedrigen,  seine 
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y)  Sie  darf  auch  Dicht  bedroht  werden  durch  die 
Gefahr  tod  Verfolgungen.  Es  ist  ein  allgemeio 
anerkannter  Sats  des  modernen  Statgreohtes,  herror^ 
gebracht  durch  das  hohe  NationaKnteresae  ^  parla- 
mentatiscben  Redef^beit,  daaz  kein  llitglied  des  ge- 
setzgebenden Körpers  fUr  seine  in  demselben  gefiDssei^ 
ten  indiTiduellen  Meinungen  oder  fUr  seine  Abstimmun- 
gen gerichtlich  verfolgt  noch  Oberhaupt  ausserhalb  des 
gesU^ebenden  Etirpers  selbst  eur  Rechenschaft  gezo- 
gen werden  dQrfe.  ^ 

Dagegen  ist  es  die  SOrge  des  Präsidenten  und 
der  Kam  mer  selbst,  die  Debatten  in  gemeeseneo  Schranken 
der  Ordnung  und  des  Anstands  zu  halten,  UngabOhr  lu 
rflgen  und  grobe  Verletzungm  enister,  nöth^enlalls  wie  in 
England  mit  Verhaftung  oder  in  Deutschland  mit  Ausstoszung 
ans  der  Kammer  zu  bestrafen.  Die  Würde  und  die  Autori- 
tät sowohl  als  die  Art  und  die  QrGeze  ihrer  Aufgabe  erfcnr- 
dern  eine  unnachsichtige  Handhabung  solcher  Ordnung  und 
einen  entschiedenen  Nachdruck  auf  Bewahrung  des  guten 
Tones  und  des  parlamentarischen  Aostandes.* 

Ohren  den  Orflnden  Hiner  Q«gner  yereehlleaien,  ttber  Mine  ftele  StimBC 
nach  Ihrem  Belleben  verfCgen,  die  freie  Berfttfaung  in  der  KanuDcr,  die 
olle  Parteien  lü  sicii  rereinigt,  atttreu,  die  Wirkang  der  sUseltfgea  b- 
örterang  der  VolksiDlerCMen  hemmen,  die  Freiheit  der  gemein lamea 
Terhandlnng  und  Ahatimmang  fesaeln  and  die  ThKtifkeit  de*  Qsnaea 
anterhrecheD." 

*  Englische  Bill  of  rights  ron  1686.  Blackstone  I.  2,  8.  Storf 
Comm.  m,  8(.  12,  $.  134  nod  6(.  10,  S-  IM.  Bayerische  VU,  S-  ^^• 
Belgische  $.  **■  Griechische  g.  56.  Prensiisehe  $.  84.  Dm 
Princip  ist  nneh  in  die  schweizerischen  VerfaMnngeD  Hbergegangea. 

*  Sümotutt,  ätudes  snr  las  consL  des  penples  libres  I,  145:  .Jeder 
Tomalt,  Jede  Qewaltaamkeit  der  Sprache,  Jede  Reizung  zum  Zorne  and 
zn  den  Leidenachaflen  des  Hasse«,  alnd  nicht  blosi  Bel^igni^en  dar 
nationalen  Wfirde,  ale  sind  aaeh  Angrifb  aaf  die  Frelhdl,  anf  jene 
SouveränetSt  der  natloiialen  Vemnnft,  nelche  das  scfaäaste  Toniigsrecht 
der  freien  Völker  ist  In  Frankreich  haben  die  Sltirme  der  Volksieideu- 
Rchoflen  den  Oeist  der  Repräsentation  getüdiet  ond  kanm  desaen  Ftam 


nigiii^ayGoOglc 


Vien«tknteB  Oipitel.    II.  Form  and  Eneagting'  iler  OeseUe.      545 

b)  Das  Recht  Verbessern  rigs an  träge  (amendeinente) 
sur  Sprache  zu  bringen  wird  nun  gewöhnlich  nach  dem  Vor- 
gang der  Engländer  den  Ui^liedern  der  Versammlung  zu- 
gestanden, auf  dem  Continent  aber  weit  uiimfisztger  geübt 
als  in  England. '  Unbedenklich  mai;  es  von  den  Ausschüssen 
und  in  den  AusechHssen  in  weitem  Umfange  geUbt  werden. 
FUr  die  Hauptberathung  der  Versammlung  aber  gibt  es  der 
Grande  genug,  um  ähnlich  wie  die  Motionen  so  auch  die  Ver- 
fassungsanträge  der  Mi^lieder  innerhalb  gewisser  Schranken 

Bteheo  lusen.  Wie  kann  die  öffteniliclie  Achtung  vur  einer  Eammer 
befltebCD,  die  immer  angeduldig,  immer  leidenscbaflllch  eiitiger^  er- 
•cheint,  wenn  sie  nicht  aufmerkgam  ist?  Kann  die  Nation  sich  vor- 
nteilen, dati  dies«  Versammlung  ihre  Ginsichten  wldei-strnblt  iiäd  ihren 
Geist  zusammenfaszt?  —  Da«  Schicksal  der  Freiheit,  der  endliche  Sieg- 
dar  Sache  der  Menachheit  isl  ge&hrdet  durch  diese  verderblicbe  Manier^ 
welche  in  nenerer  Zeit  sich  über  alle  reprftsenlaliven  ßüibe  verbreitet, 
durch  diese  BeifallsbeieugaDgeD ,  welche  denen  zu  Theil  werden,  die 
sich  in  dem  ADsdrncke  der  Leidenschaft  oder  in  dem  Talente  beiszenden 
Spoile*  ausMidmeo,  durch  diese  Sucht  zu  gl&nien,  welche  den  Ton  der 
Wahrheit  »od  die  Gedanken  der  Weisheit  fUr  einen  Triamph  der  Tribüne 
hergibt  Und  doch  ist  es  nnr  der  Triumph  etres  Tages,  dem  bald  die 
Hia;(bilUgnng  folgt,  welche  der  ganze  Körper  auf  sich  lieht,  und  der 
Hiszcredit  selbst  der  Institutionen  der  Freiheit.  B«  ist  Zeit  auch  für 
England,  auf  seine  nlteo  parlamentarischen  Gewohnheiten  und  auf  sein 
altes  Gefühl  für  Schicklichkeit  zurückzugehen .  und  e«  igt  Zelt  Hlr  alle 
andern  freien  Staten,  von  England  zn  lernen,  dasz  die  repr&senlativeo 
Formen  Ihren  Nutzen  Terlieren  und  In  Verachtung  fallen,  wenn  sie  nicht 
durch  die  WOrde,  durch  die  Urbanität  und  die  Leide nschaftaloalgkeit  der 
Verhandlung  gehoben  werden."  Feine  Bemerkungen  über  die  ^Taktik 
der  gesetzgebenden  Versammlungen"  hat  der  Engländer  Bentham  mit 
BeihUlfe  des  Oenfers  Damoot  unter  diesem  Titel  herausgegeben. 

^  5tm<nuK  (£tudee  1. 164):  „Die  Mitglieder  der  beiden  Häuser  haben 
das  Busgedehn teste  Recht  des  Amendements,  aber  sie  haben  zu  viel  Weis- 
heit, am  sidi  der  Redeciion  des  Gesetzes  zu  bemächtigen;  sie  überlassen 
alle  EHre  und  alle  Uühe  derselben  den  Urhebern  der  Bill,  und  ermUden 
die  Versammlung  nicht  durch  eine  unendliche  Reihe  von  Abstimmungen 
im  Biozelneii.  Die  Opposition  coaoentiirt  ihren  Augriff  In  einen  einzigen 
Vertwsserangdantrag,  der  ihr  ganzes  System  darlegt,  und  darüber  ver- 
langt sie  die  Meinung  des  Hauses,  the  sense  of  the  House.  Gebt  der 
Antrag  darch,  so  Usst  das  Hinisterium  die  Bill  fallen  oder  zieht  sich 
auch  wohl  selber  zurück." 

Blunlichl).  (Ilgemeines  Stslirecht    l  35 
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ZU  weisen ,  welche  die  VersammluDg  vor  Ueberreschung 
schützen  und  vor  Miszgriffen  bewahren  aollen,  und  dafür 
sollen,  dasz  nicht  die  Harmonie  und  die  Absicht  des  Cre- 
setze«  Schaden  leiden. 

c)  Die  Nothwendigküt  wiederholter  Berathung,  be- 
vor es  zur  endlichen  Abstimmung  kommt,  sichert  die  Reife 
der  Meinungs-  und  Willenserzeugung.  In  England  wird 
dreimalige  Lesung  des  Oesetzeeentwurfs  erfordert,  je  nach 
Zwischenräumen.  Die  erste  Lesung  bedeutet  nur,  das  Hans 
bekannt  machen  mit  der  Vorlf^e  und  es  auffordern,  dieselbe 
in  Berathung  ;u  nehmen.  Sie  wird  nur  versagt,  wenn  das 
Hans  von  Anfang  an  entschlossen  ist,  die  Frage  nicht  zu 
erörtern  oder  das  Princip  des  Vorschlags  zu  verwerfen. 
Wichtiger  ist  die  zweite  Lesung.  Diese  wird  schon  öfters  vei^ 
weigert.  Wird  sie  bewilligt,  so  ist  das  r^elmäszig  die  Ein- 
leitung zu  einer  allgemeinen  Comit^-Berathung,  welche  das 
Detail  feststellt.  Erst  wenn  die  ganze  Arbeit  reif  ist,  kommt 
es  zu  der  dritten  entscheidenden  Lesung,  bei  welcher  nur 
noch  Redactions Verbesserungen  zul&szig  sind.'* 

Auf  dem  Continente  ist  die  einmalige  Lesung  meistens 
als  Regel  anerkannt.  Da  indessen  gewöhnlich  auch  da  Aus- 
schiiszberathungen  der  Hauptverhandlung  vorangehen  und 
der  Entwurf  schon  früher  eingebracht  war,  so  ersetzt  diese 
einmalige  Lesung  der  englischen  zweite  und  dritte.  Nur 
ausnahmsweise  z.  B.  für  Verfassungsgesetze  schreiben  ein- 
zelne Verfassungen,  z.  B.  die  preuszische,  eine  wieder- 
holte Abstimmung  vor,  seltener,  wie  z.  B.  in  Zürich  fQr' 
alle  Gesetze. 

d)  Eigenthömlich  war  die  Methode  der  Athene^  zur 
Verfechtung  des  alten  Gesetzes  gegenüber  von  neuen 
Entwürfen ,  besondere  Anwälte  von  Statswegen  zu  bestellen. 
In   einem   Zeitalter   der   Neuerung    wie   das    unsrige    wOre 

■  Oppeaheim,  Artikel  PsrlMn.  QescliäfUordnuiig  im  deotschea 
Siaiswürterbuch.    Hsym,  Preuszische  JahrU  von  1869,  Heft  % 
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solche  Vorsicht  kaum  UberflUatig,  un<1  würde  zu  gründ- 
licher Betrachtung^  und  Vei^leichung  der  hergebrachten 
Ordnung  mit  der  neuen  mancherlei  oft  'übersehenen  Stoff 
herbeischaffen. 

3.  Ueber  die  Annahme  des  Gesetzes  wird  durch  die 
Abstimmung  entschieden.  Auch  sie  soll  eine  freie  sein. 
Was  die  Uehrheit  nach  gepflogener  Berathung  beschlieszt, 

-das  gilt  als  Meinung  und  Wille  der  ganzen  Kammer.  Die 
Abstimmung  kann  öffentlich  geschehen  duivb  Hand  au  (heben 
oder  Aufstehen.  Jenes  macht  weniger  Geräusch  und  beför- 
dert die  Freiheit,  indem  es  ihr  nicht,  wie  die  Nöthigung 
zum  Aufstehen,  die '^Bequemlichkeit  des  Sitzenbleibens  als 
Schwergewicht  anhOngt  Seltener  nnd  nur  aus  besondem 
Gründen  ist  eine  geheime  Abstimmung  durch  Kugeln  oder 
Stinimtäfelchen  anwendbar.  Die  Stellvertreter  des  Volkes 
dürfen  das  Lic^t  nic^t  scheuen,  und  sollen  vor  seinem  An- 
gesichte ihre  Ueberzeugung  knndgeben.  Eine  Abstimmung 
aber  mit  Namensaufruf  rechtfertigt  sich  nur  in  besonders 
wichtigen  Fallen.  Häufig  angewendet  dient  sie  der  Verschlep- 
pung, der  Inlrigne  und  dem  Parteispiele. 

Was  die  Abstimmung  durch  die  Kammern ,  ist  die  Smuv- 
tion  des  Hauptes.  Sie  erst  ertheilt  dem  zur  Bill  gewordenen 
Vorschlag  Gesetzeskraft. 

4.  Durch  die  Sanction  des  Gesetzes  ist  der  e^ntliche 
Act  der  Geset^ebung  vollendet  Die  Verkttndigung, 
Promulgation,  Publication  desselben  aber  wird  regel- 
mttszig  als  ein  Act  der  Regierung  behandelt,  indem  durch 
dieselbe  das  Volk  mit  dem  Inhalte  des  Gesetzes  in  officieller 
Form  begannt  gemacht  und  dessen  Beachtung  gesichert  wird.* 
Die  Gültigkeit  des  Gesetzes  tritt  mit  der  Sanction   ein, 

'  Ea  gilt  das  aodi  ia  den  Bcbweiaerlschen  Republiken,  wo 
der  Etegiernng  nicht  einni&]  ein  Veto,  noch  weniger  die  Sanction  inateht 
In  Frankreich:'  „Lt  pr^ideot  de  la  Böpnblique  promolgiie  Im  loi«  an 
nom  dn  peuple  rrangals."    Verf.  von  1M8,  $  60—69. 
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umi  die  Verkündigung  ist  «ine  nothwendige  Folge,  nicht  der 
Grund  jener.  Die  RechtsverbindJichkeit  des  Gesetzes 
aber  fUr  die  StatsangehArigen  wird  in  manchen  Staten  erst 
von  der  öffentlichen  Verkündigung  an  gerechnet,  ^  die  nnn 
meistens  durch  die  Presse  vollz4^en  wird. 


Fün&elintes  GapiteL 

Grenzen  der  Giilligkeit  der  GeseCw, 

Die  Macht  des  Gesetzgebers  ist  die  höchste  im  State, 
wenn  auch  nicht  eine  absolute ;  <  ihn  in  der  Ausübung  der- 
selben durch  statUche  Anordnungen  zu  beschränken,  ist 
daher  schwer.  Wenn  der  Geseti^eber  die  moralischen  Be- 
stimmuDgeu  und  Schranken,  welche  die  groazen  Zwecke  des 
States,  Gerechtigkeit  und  allgemeine  Wohlfahrt,  ihm  setzen, 
nicht  beachtet,  so  wird  es  nicht  leicht  gelingen,  ihn  dnrch 
äuszerliche  Rechtsmittel  auf  der  richtigen  Bahn  zu  erholen. 

Einige  Rücksichten  der  Rechtsordnung  dienen  indessen 
auch  als  Schranken  der  gesetzgeberischen  Willkür. 

1.  Die  formelle  Prüfung,  ob  wirklich  ein  auf  ver- 
fassungsmäszigem  Wege  entstandenes  Gesetz  vorbanden  sei, 
steht  auch  den  übrigen  Statsgewalten,  wenn  sie  das 
Gesetz  anwenden  oder  beachten  sollen,  anbedenklich  zu. 
Würden  in  der  constitutionellen  Monarchie  die  beiden  Kaxa- 
mero  ein  Gesetz  verkünden    lassen,  das  der  König  nicht 

'•  Codt  Civil  Napot^n,  S.  1.  Oesterreicli:  Gesetabuch.  $.  %  Die 
Engtüoder  nehmeD  au,  darch  die  Brklftrung  der  kÖniglichcD  Sanetimi 
im  Parlament  wen)«  du  Oeeeti  für  Jedermaan  verbindtich,  denn  waa  im 
Parlament  ötFeotlich  geachebe,  aei  Jedermann  bekannt  BIsckatone  I, 
3,6.  Ebeiuo  die  NordAmerikaner.  R.  v.  Hobl,  SlaUrecht,  Tötkerr.  and 
PoIiUk  II,  S.  602. 

■  Siebe  oben  Cap.  8. 
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sanctioDJrt  hat,  so  wurden  die  Regierung  und  die  Gerichte 
mit  Recbt  dessen  Anerkennung  verweigern ,  und  wUrde  der 
König  ein  Gesetz  proclamiren,  das  nicht  die  Zustimmung  der 
Eammem  erlangt  hat,  wo  diese  unentbehrlich  ist,  so  wUrde 
anch  einem  solchen  angeblichen  Gesetze  der  Gehorsam  ver- 
sagt werden  dUrfen.^ 

Die  PrOfüng  der  Qbrigen  Stat^ewalten  erstreckt  sich 
aber  nicht  auf  die  Art  der  Znsammensetzung  einer  Kammer 
noch  auf  ihre  BeschluszfBhigkeit  im  einzelnen  Fall.  Der 
Entscheid  z.  B.  Über  die  Gültigkeit  einzelner  Wahlen  von 
A  (geordneten ,  über  Erfordernisz  einer  bestimmten  Zahl  von 
anwesuiden  Hitgliedern  u.  s.  f.  ist  ganz  der  Kammer  selbst 
anvertraut,  und  ihr  Verfehre^  unterliegt  nicht  der  ContrOle 
der  Verwaltungs-  oder  Gerichtsbehörden. 

i.  Gröszere  Bedenken  hat  die  Nichtanerkennung  eines 
Gesetzes,  weil  der  Inhalt  desselben  verfassungswid- 
rig sei. 

'  Fncbla,  Psodekten,  $.  16.  Beieler,  deuUcliea  Priv&treeht  L,  71. 
Die  Fra^  ist  nenerdiugs  in  Deutscfalnnd  atrali;  geworden.  Vgl.  SeuT- 
fert  im  Archiv  für  BntMheidungen  der  obersten  Qerichtgböfe  IV,  Nr.  350, 
und  VoUert  in  Hohl'a  £eit»chrifl  für  SUlAwitMaMhift  X,  S.  336  IT. 
Bei  Erörterung  der  Frage  aielll  mba  eich  uft  einaeltig  auf  den  Stand- 
punkt des  Gerichts,  vor  dem  über  die  formelle  GUItigkrit  und  An- 
wendbarkeit eines  Oesetzea  auf  eine  bestimmte  ProceszMcbe  geelritleii 
wird.  Dm  Qerkbt  prttft  hier  die  Frvge,  ob  eine  QesetzesaDtorität  da 
sei,  wie  ea  prüft,  ob  die  AatoritU  des  Oewohnheitartchtea  oder  der 
Jnrisprodens  zar  Anwendung  komme.  Die  Frage  tat  aber  rdr  die  Ver- 
waliung  auch  zu  erwägen,  denn  ancli  sie  liai  in  ihrem  Bereich  Jene 
AutoriUlen  zu  beacliten  und  daher  vorerst  zu  erkenoen.  Deberdem  darf 
man  nicht  ÜberseheB,  daaz  im  letzten  Grande  die  Frage  eine  stats- 
rechtliebe  und  daher  die  höehsle  stats rechtliche  AnlorlU»  des  gMeli- 
gebenden  Körpera  (Ur  die  znkünilige  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung 
früherer  iweifelbafter  Qesetzesverordnniigen  maaigebend  iat.  Erkennt 
jener  die  QtUtigkeit  einer  Regiemugeverordniing  an,  nngeachtet  gegen 
die  Competeuz  der  Rc^erung  gewisse  Heatimmongen  zu  verordnen,  zuvor 
begri«ndete  jurtstiache  Bedenken  erhoben  worden  ai^d,  so  dürfen  apOter 
die  Gerichte  nicht  mehr  eine  derartig«  Verordnung  als  formell  ungültig 
bei  Seite  legen. 
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Es  veavtebt  sich,  dasx  der  gesetzgebende  ECrper 
selbst,  aacb  wenn  er  eine  Verletzung  der  Verftosang 
ltder  sonst  ein  Unrecht  begangen  hat,  nicht  innerhalb  des 
States,  dessen  Oesammtheit  er  reprflsentirt ,  zur  Verantwor- 
tung uad  StraTe  gezofe«  noch  Überhaupt  verklagt  w^en 
kann.  Selbst  in  denjenigen  Staten,  in  welchen  das  Stats- 
oberhanpt  verantwortlich  ist  fllr  seine  Regiernng,  Imt  mau 
doch  nie  an  die  Möglichkeit  gedacht,  auch  den  gesetsgebeo* 
den  Körper  fUr  verantwortlich  in  erklären.  Alle  andern 
Behörden  und  Beamtungen  im  State  sind  nur  einzelne  Or- 
gane in  dem  Statskörper.  Er  allein  stellt  als  Gesetzgeber 
den  ganzen  Körper  selbst  dar.  Wie  könnte  daher  der  Theil 
zu  Gericht  sitzen  über  das  Ganze,  das  Glied  Über  den 
Körper?'  • 

In  den  misten  neuem  Staten  wird  aber  auch  kein 
Elechlsmittel  verstattet  gegen  die  Gültigkeit  und  Anwend- 
barkeit eines  Gesetzes  aus  dem  Grunde,  dasz  sein  In- 
halt im  Widerspruch  mit  der  Verfassung  stehe. 
Die  Autorit&t  des  gesetzgebendea.Körpers  gilt,  soweit  seine 
Functionen  reichen,  als  die  höchste  und  als  eine  unbe- 
streitbare. Die  Gerichte  sind  daher,  nicht  ermAditigt,  den 
Inhalt  eines  Gesetzes  anzugreifen,  und  durch  ihre  Autorität 
fbr  ungültig  zu  erklftren.  Ungeachtet  sie  sich  nur  Über  die 
Anwendung  im  einzelnen  Falle  aussprechen,  nicht  Ulier  da« 
Princip  in  seiner  Allgemeinheit,  so  sind  sie  doch  auch  in 
den    ihnen    ziir   Beurtiteilung    vorgelegten    einzelnen   Fällen 

■  E»  gilt  das  aitcb  io  den  repnbtikaniMliBD  Staleo  aicbt  minder  als 
in  den  monarchlsobeii.  Story,  Comm.  III,  8i.  36.  Die  Luierner  Qe- 
richle  des  Jahres  18M  haben  diesem  Princip  entg^en  die  TerurÜieUaiig 
der  Hiiglieder  eijMa  gewaliaam  aufgelcMien  üraazen  Ratbea  wegen  mom 
TOD  dieaem  gutgeheiazenen  Slataiertraga  aoagcaprochen ,  unfeacUei  aie 
vorher  dareh  die  Kechtagotachten  der  JurietenfacaltUen  vod  MBnchen 
uod  Zbrich  über  die  ReefaU Widrigkeit  einea  aotchea  VerfWhrena  nnler- 
riebtet  worden  waten,  und  obwohl  gerade  die  Laaemer  Oeaeugebang 
mit  vonüglichar  KlaHieit  die  UDialiwigkeit  deaaelbeo  auMprichk 
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gehalten,  sich  der  böberen  Autorit&t  des  Gesetzgebers  unter- 
zuordnen. * 

Diesen  letzteren  Grundsätzen,  welche  sowohl  in  Eng- 
land als  auf  dem  europftischen  Continente  allgemein 
gelteOf  und  in  der  Harmonie  und  Einheit  des  Statsorganis- 
luuS  und  seiner  Thätigkeit  ihre  tiefere  Begründung  suchen, 
bat  das  nordamerikanische  Statsrecht  ein  anderes  Sy- 
stem entgegengesetzt.  Nach  demselben  nAmlich  sind  die 
Gerichte  befugt  und  verpflichtet,  einem  Gesetze,  welches 
nach  ihrer  Ueberzeugnng  der  Verfassung  widerspricht,  als 
einem  ungültigen  die  Anerkennung  zu  versagen  und  die 
Vollziehung  desselben  zu  hemmen.^  Die  amerikanischen 
StatsmAnner  sehen  darin  „den  Ruhm  ihrer  Verfossung,  dasz 
es  st^ar  (üt  die  Versehen  der  L^islatur  selbst  ein  Heilmit- 
tel gebe."*  Der  „Federalist«  fuhrt  dafür  folgende  Haupt- 
gründe an:  „Die  Gewelt  des  Volkes  steht  aber  der  gesetz- 
gebenden und  der  richterlichen  Gewalt,  und  die  Constitution 
musz  dem  Statute,  die  Absiebt  des  Volkes  der  Absicht  seines 
Agenten  roi^ezogen  werden.  Wo  daher  der  Wille  der  Le- 
gislatur, den  sie  in  ihren  Statuten  erkl&rt,  dem  von  dem 
Volk  in  der  Constitution  erklärten  entgegensteht,  da  mUssen 
die  Richter  sich  mehr  durch  den  letztern  als  durch  den 
erstem  leiten  lassen.  Sie  müssen  ihre  Entscheidungen  eher 
iiaeh  den  Grundgesetzen  als  nach  jenen  regeln ,  welche  nicht 
fundamental  sind.  Wie'  die  Gerichte  bei  der  Bestimmung 
zwischen  zwei  sich  widersprechenden  Gesetzen,  dem  später 
erlassenen  den  Vorzug  geben,  so  geben  sie  hier  bei  dw 
Bestimmung  zwischen  zwd  sieb  widersprechenden  Acten 
einer    höhern    und    einer    untergeordneten    Behörde,    einer 

•  Vgl.  oben  Cap.  8,  8.  301. 

"  BnodeBverlhwnng  III.  2:  „Die  ricblerlicbe  Oewalt  entreckt  sich' 
über  alle  F&lle  des  äcMtzes  iiiid  der  Billigkeit  (In  law  and  eqnity)  die 
sich  gegen  dieae  TerfasauDg,  die  Oesetze  der  Vereinigten  Siat«n 
lind  gegen  StaUvertrige  ereignen." 

'  Worte  de«  ReprüMn tarnen  Bondinoi. 


nigiii^ayCoOglc 


552      FOnflM  Bacb.    I>tr  fuetigabende  Körper  and  ■)•«  GtaaU. 

»rsprUnglichen  und  «n«r  sbgeleiteteii  GewKlt,  dem  AiMsprocbe 
der  höheren  Behörde  den  Vorzug.  Man  bann  nicht  «nriedern, 
daez  die  Oerichtshöfe  nnter  dem  Vorwand  eines  WiHerstrwts 
ihre  WiltkUr  den  conatitutiODellen  Absiebten  der  Legislahir 
unterstellen  möchten.  Die  Oerichte  oiQssen  den  Sian  des 
Gesetzes  erkittren,  uml  wenn  sie  geneigt  sein  wtlrden,  ihr«i 
Willen  statt  ihres  Urtheils  geltend  zn  machen,  m  wQrde 
die  Folge  flbcrhaopt  auch  in  allen  andern  Fftllen  der  rich- 
terlichen Thä^gkeit  die  Setzung  ihrer  Willkür  an  die  Stelle 
des  Willens  des  Gese^ebers  sein."  Der  oberste  Gerichtshor 
selbst  sprach  sich  darüber  nnter  andenn  so  ans:  »Jene;, 
welche  den  Grundsatz  bestreiten,  dasz  die  Constitution  in 
den  Gerichtshöfen  als  oberstes  Gesetz  betrachtet  werden 
milsse,  werden  zu  der  Nothwendigkeit  gefuhrt,  zu  behaup- 
ten, dasz  die  Gerichtshöfe  ihre  Augen  Ober  die  Verfassung 
schlieszen,  und  bloez  das  Gesetz  ansehen  dürfen.  Diese 
Lehre  wflrde  erklären,  dasz  ein  Act,  welcher  nach  den 
Grundsätzen  und  der  Theorie  unserer  R^erungswdse  völlig 
ungOltag  ist,  dennoch  in  der  Praxis  Tollkommen  verbindlidi 
sei.  Sie  wurde  erklären,  dasz  wenn  die  Legislatur  thun 
wird,  was  ausdröcklich  verboten  ist,  ein  solcher  Act,  un- 
geachtet des  ausdrQck liehen  Verbots,  in  der  Wirklichkeit 
galtig  sei.  Sie  wUrde  der  Legislatur  eine  practtsche  und 
reelle  Allmacht  in  dem  nämlichen  Athemzug  geben,  welcher 
erklärt,  sie  in  enge  Grenzen  einzuschränken.  Sie  raeht 
Schranken  und  erklärt  zugleich,  dasz  diese  Schranken  neeb 
Willkür  übertreten  werden  dürfen." 

Es  läszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  in  diesem  Raison- 
nement  eine  gewisse  Wahrheit  li^t,  und  dieser  Versuch,  die 
moralischen  und  ideellen  Schranken  der  Legislatur  durch 
'  ftuszerliche  Stützen  zn  befestigen,  verdient  immerhin  die 
Beachtung  der  Siatsmänner.  Auch  ist  die  Gefohr,  dasz  die 
richterliche  Gewalt  ihrerseits  die  gesetzgeberische  usurpiren 
möchte,  in  der  That  gering;  denn  sicher  erfordert  es  jederveit 
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groszen  und ,  eelteneii  Huth  der  Richter,  utn  im  einsel- 
nen  Felle  dem  ausgesproclieoen  Willen  der  oberaten  Stats- 
ntacht  entg^ienKütreten  und  du  Redit  der  V^assung  gegen 
jene  und  gegen  die  Regierung  zn  schirmen.  Wurde  es  sich 
auch  nur  darum  handeln,  ein  „Vers^en"  des  Gesetzgebers 
zu  verbessern,  wflrde  die  gerichtliche  Erklärung  der  Verfas- 
suDgswidrigkeit  eines  Qeeetzes  keine  andere  Folge  haben, 
als  die,  den  Geset^eber  zu  mochmaliger  Prflfting  zu  Ter- 
anlassen ,  so  könnte  man  ohne  grosze  Bedenken  jener  ameri- 
kanischen AufTaseung  zuBtimmeo. 

Wenn  man  aber  in  Erwfigung  ueht,  daaz  der  Gesetz- 
geber in  der  Regel  von  der  VerfassungsmAszigkeit  des  Ge- 
setoes  überzeugt  ist  und  dieselbe  will,  und  dasz  dennoch 
s^r  leicht  sich  verschiedene  Meinungen  darüber  bilden,  iso 
dasz,  trenn  sein  Ausspruch  G^ensland  des  Streites  werden 
kann,  das  Gericht  vielleicht  eine  andere  Ansicht  darüber 
hat,  als  der  Gesetzgeber;  weim  man  bedenkt,  dasz  in  diesem 
Falle  doch  die  höhere  Autorität  des  Geset^bers  zwar  nicht 
im  Princip,  aber  im  Erfo^  der  niedriger  gestellten  der  Ge- 
richte weichen  und  der  Repräsentant  der  gesammten  Nation 
im  Conflicte  mit  einem  einzelnen  Organe  der  Statskörpers 
hinter  dasselbe  zurückstehen  mftszte;  wenn  man  die  Störung 
und  den  Zwiespalt,  welche  auf  solche  Weise  in  den  einheit- 
lichen Gang  des  Statslebens  gebracht  wird,  überlegt  und 
sich  erinnert,  dasz  die  Gerichte  ihrer  jetzigen  Beschaffenh^t 
nach  vorzugsweise  zur  Erkenntnisz  privatrechtlicher  Normen 
und  Rechtsverhältnisse  berufen  und  vorzugsweise  geneigt 
sind,  auf  formell-logische  Momente  den  Nachdruck  zu  legen, 
während  es  sich  hier  gerade  hätißg  um  die  wichtigsten  stats- 
rechtlichen  Interessen  und  die  allgemeine  WohlTahrt  handelt, 
die  zu  erkennen  und  zu  .fßrdern  Aufgabe  des  Gesetzgebers 
ist:  so  wird  man  dennoch  dem  europäischen  System  den 
Vorzug  geben,  obwohl  dasselbe  nicht  vor  allen  üebeln  schlitzt 
und  an  der  Un Vollkommenheit  der  menschlichen  Zustande 
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such  BfliDen  Antheil  hat  Aach  g^en  ungerechte  Urtheile 
der  obersten  Gerichte  gibt  es  in  der  R^eJ  keine  äiiszra^n 
HnlbmitteL  Der  gesetsgebende  Körper  aber  trägt  in  seiner 
KIdung  die  wichtigsten  Garantien,  dasz  er  nkht  seine  Be- 
fugnisse in  veribsanngswidrigem  Geiste  ausQbe.  ■ 

'  Die  nordamerikatiiaehe  Anrieht  hat  auch  io  Baropa  iwel  bedeaMnrie 
Vsrtrvter  geAmdeD,  in  dem  Belgier  Verhaegen,  dea  hm  ctmilitntio- 
nelles,  Bruxellfs  1850,  und  io  imserein  Robert  v.  Hohl,  StaUrecht, 
Völkerrecht  und  Politik  I,  8.  66  IT.,  und  im  deulscheD  SlsUwörlerliuch, 
Are  Qeseti.  Auch  er  anferseheidet  Terfkasong,  Qtaeia  nsd  Terordnang, 
so  daax  den  Gerichten  inatehe,  die  VerhaaDDgamJlatigkeit  ier  Qeaetae 
aowohl  ip  torm  als  in  Inhalt,  wie  die  Oeaetututstigkeit  der  Verordonng 
zu  prüfen.  Daa  prsctiach  wichtigste  Hotiv,  welch«»  mich  cinslweileD 
noch  bestimmt,  die  euro|äische  Praiia  vorzuziehen ,  hat  ilbrigena  Mohl 
miiiTeratanden.  Nicht  weil  ich  ein  blinde«  Vertraoen  habe,  daat  itt« 
Kammern  allaaeit  vm  einem  lebendigen  GefiihI  ihrer  Pflichten  gegen  die 
Verfasaang  gelaitet  werden  und  deezhalb  keine  materielle  Verfaaaanga- 
widrigkeit  begehen  werden,  habe  ich  diese  Ueinung  verlheidigt;  eondem 
weil  Ich  nnaem  tat  mir  civilistisch  und  crimlnallatiach  getrildaten  und 
■n  blosae  formeU-loglaehe  OperaUonen  gewöhnten  Qerichleu  weuigrr  ein 
richtiges  Urtheil  über  die  Verhssnngsmäezigkeit  einei  Oeaetzet  zntrane 
•Is  den  groflzen  repräsentativen  Körpern^  d.  h.  weil  die  politischen  Gt>- 
ninlien  fllr  den  Verfassung«-  aod  rechtm&gzigen  Inhalt  der  Gesetze  gröszer 
•lad  lo  dem  Parlament  als  in  einem  gewfthiilkheB  Geriehtshof.  Die  F&lle, 
wo  daa  Siaiahaupt  mit  Znslimroang  der  Kammern  eine  offenbar  verfk»- 
BQngswidrige  Bestimmung  in  ein  Geaetz  aufnimmt,  sind  gewisi  äusierst 
selten.  Aber  die  Fftll«,  in  denen  gesetzliche  Bestimmungen  einen  all- 
gemeinen Grundsatz  der  Terft««nng  Im  einaelnee  beachrttnken  und  in 
der  Anwendung  modißoirtn,  sind  sehr  häu8g,  UDd  da  kann  immer  und 
leicht  gestritten  werden,  ob  der  Inhalt  des  Geseties  verfassungsrnftsiig 
oder  verfassangswiilrig  sei.  Die  blosz  logische  Schtuezfolgemog  ans 
einem  absiracten  Verfkssungssatz  wird  da  leicht  zu  dem  vemelneiMtan 
Re«nlUte  der  Terbssungsnidrigkeit  ilibren,  während  die  politische  Er- 
wügung  aller  Verhältnisse,  die  neben  und  auszer  dem  Wortlanle  des 
VerfasBungsparagraphen  wirken,  den  Gesetzgeber  von  der  Kechtmiszig- 
keil  seiner  Anordnung  UberzengL  Wurde  es  gelingen,  dnen  stats- 
wisaenschafilieh  durchgebildeten  Statsgeriehtahof  oder  Senat  herao- 
slellen.  dein  mit  politischem  Vertrauen  eine  negative  Conlrole  auch  des 
GesetigebungskÖrpers  anverliaut  werden  iiönnte,  ao  würde  mein  Haupl- 
bedenken  beschwichtigt  sein.  Der  Ortindgedanke  des  franzöeiKchen  Senata 
enUpriehl  dieser  Forderung,  aber  seine  Ausführung  gewUirt  nicht  dfe 
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Id  neuester  Zeit  hkt  Napoleon  III.  durch  seine  Verfassung 
Tom  14.  Jannar  1862  eise  neue  Form  der  Garantie  gegen 
einen  vet-fiassungs  -  und  rechtswidrigen  Inhalt  der  Oesetrc 
eingeführt,  indem  er  dem  Senate  die  Pflicht  einschärfte 
und  das  Redit  gab,  Einsprache  zu  machen  gegen  Geaetee 
mit  solchem  Inhalt.  Da  aber  diese  Prüfung  vor,  nicht  nach 
der  Promulgation  der  Gesetze  gebl>t  wird,  so  wirkt  diese 
Fonn  doch  nicht  stArlier,  als  die  in  d«n  ZweikamiimBysteDi 
ebenfalls  gegebeee,  der  nötbigen  Zustimmung  beider  Hftuaer. 

3.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  Beachtung  der  na- 
türlichen Rechtsordnung  überhaupt.  Sielst  die  Pflicht 
des  Geeet^ebers,  denn  das  Gesetz  ist  seinem  Wesen  nach 
,der  Ausdruck  und  die  Offenbarung  des  naturlichen  Rechtes 

und  nicht  ein  willkürliches  Product.  Aber  wenn  es  dieser 
Pflicht  nicht  eingedenk  oder  über  ihre  Ausdehnung  und  An- 
wendung im  Irrthum  ein  Gesetz  erlOszt,  welches  mit  der 
naUlrlichen  Rechtsordnung  im  Widerspruche  steht,  so  gibt 
es  auch  hier  kein  legales  Statamittel,  um  diesen  Fehler  za 
rerhessern,  als  die  Bef^gnisz  des  Gesetzgebers  selbst,  dnreh 
Revision  des  Gesetzes  die  Harmonie  herzustellen.  Den  Ge- 
richten darf  wieder  das  Recht  nicht  zugestanden  wepdeo, 
die  höhere  Autorität  des  Gesetzgebers  durch  ihre  eigene 
unwirksam  zu  machen.  Auch  das  ungerechte  Gesetz  ist, 
so  lange  es  in  äuszerer  Kraft  besteht,  von  den  uuterge- 
ordneten  Organen  des  States  als  ein  gültiges  zu  handhaben. 

4.  Ebenso  ist  es  eine  Verpflichtung  des  Qeset^e- 
bers,  die  wohlerworbenen  Rechte  Dritter  (jura  qnae- 
sita)  zu  achten  und  nicht  zu  krAnken. 

Der  Begriff  der  wohlerworbenen  Rechte  setzt  voraus, 
dasz  dieselben  bestimmten  Personen,  sei  es  einzelnen 
Menschen  oder  Genossenschaften  und  juristischen  Personen, 
zu  eigenem  und  selbständigem  Rechte  zustehen, 
e  «elbslündige  Coalrole  der  verfuaaDgamAaiigeii 
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In  diese  Reebtssphftre  des  IndiTidiuuma  darf  der  Geeetzgeber 
regelmilaäg  nicht  eingreifen.  Indea^en  maez  hier  unterschie- 
den werden : 

a)  Erworbene  rein  politische  Rechte.  Diese  kommen 
zvar  auch  bestimmten  Personen  m,  z.  B.  Hoheiterechte  deo 
Forsten ,  Thronfolgerechte  ihren  Agnaten ,  Gerichtsbarkeit  den 
Gutsherren,  Pairerechte  den  liOrds,  Amtsrechte  den  Beam- 
ten, aber  sie  kommen  denselben  nicht  für  sie  allein, 
sondern  als  statliche  Re(^te  im  Zusammenhang  mit  dem 
gsnsen  Stat  und  fUr  diesen  an.  Ihre  ganze  Existenz  ist 
von  der  ätatsezistens  abhängig.  Auszerbalb  des  Stats 
b»ben  sie  keinen  Sinn  und  keine  Geltung,  im  Widerspruch 
mit  dem  Dasein  und  der  Gesundhat  des  Stats  keine  innere 
Berechtigung.  Es  ändert  nichts  an  diesem  QruodTerhaltniss, 
dasE  solche  Rechte  zuweilen  ähnlich  wie  Priratrechte  wkanft 
worden  sind.  Im  Hittelalter  Ist  das  häufig  geschehen ;  aber 
im  Mittelalter  waren  Privat-  und  Öffentliches  Rec^ht  vielfältig 
auch  sonst  vermiBoht.  In  unserer  Zeit  mOssen  wir  schärfer 
trennen  und  kOnnen  dem  öffentlidien  Rechte,  auch  wo  es 
fVilher  in  Privatwegen  erworben  worden  ist,  darum  doch 
nicht  mehr  ein«i  privatrechtlichen  Charakter  zugeatehen. 
Daher  hat  aber  hier  der  gesetzgebende  Körper  die  Macht, 
auch  solche  Rechte  aus  Gründen  der  natürlichen  Stataordnnng 
und  in  ver&ssungsmäaziger  Form,  sei  es  aufzuheben,  sei 
es  abzuändern:  und  wenn  er  auch  hier  Entschädigungen 
eintreten  läszt,  so  mOgen  ihn  dazu  GrUnde  der  Klugheit  und 
hilliger  Schonung  besdnimen,  eine  Verpflichtung  dazu  aber 
lastet  nicht  auf  ihm.^ 

■  Für  Deutschland  ist  in  dieser  Beiiehung  der  Keichadeputaiiotie- 
hBupUchiuaz  vom  Hü.  Febr.  1803  von  Intereaee.  Robert  Peel,  Rede 
vom  S.  Hai  16!19:  „Ich  gebe  die  volle  Kraft  des  Einwaadee  la,  n^cber 
gtgtfi  den  Tbeil  der  vorg««chl«geueD  Uaairegpj  gellend  gemacht  wird, 
gegen  den  Theil,  durcb  welchen  den  Freisassen  da«  bestehende  Rechl 
der  AbsiimmuDg  endogen  wird.  Es  ist  ohne  Zweifel  sId  rechtagttlt^ 
verliehenes  Reclii,  aber  es  ist  ein  Recht,  welches  seinem  Oharakier  nach 
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b)  Nur  wo  mit  Öffentlichen  Rechten  der  Art  Vortbeile 
imd  Gentlsse  rerbunden  sind,  welche  weaeatlicb  dem  Indi- 
vidDum  als  solchem  zu  gute  kommen,  s.  B.  ein  mit  der 
Würde  verbundener  Rang  in  der  btti^rlichen  Gesellschaft, 
Ansprache  der  Prinzen  auf  Apanagen,  der  Bürger  einer  Stadt 
auf  Benutzung  TOD  Eunst-  oder  WobUhtttigkeitsanstalten,  das 
Recht  einzelner  Familien  auf  die  Ansbeutuag  von  Realien, 
z.  B.  der  Posten,  wo  somit  das  OfTentliche  Recht  einen  er- 
heblichen  Beisatz  von  individuellen  und  insoibra  im  letzten 
Grunde  von  Privatrecht  in  sich  bat,  das  erworbene  Redtt 
ein  solches  in  engerem  Sinne  geworden  ist,  da  wird,  so 
weit  dieser  Beisatz  reicht,  die  Befbgnisz  des  Gesetzgebers 
beschrankt  dnrch  die  Pflicht  desselben,  diese  individnelle 
Seite  unverletzt  zn  ertialten,  oder  wenn  im  Conflicte  mit  der 
Öffentlichen  Wohlfohrt  eine  Veränderung  und  Aufhebung  un- 
vermeidlich wird ,  die  zu  Vu-lust  kommende  Person  dafür  zu 
entschädigen.  * 

c)  Am  wichtigsten  ist  dieser  Begriff  auf  dem  Gebiete 
des  Privatrechts.  Die  Privatrechte  gehören  ihrer  Natur 
nach  den  Privatpersonen  an  and  nicht  dem  State,  den  hi- 
dividuen  nnd  nicht  dem  Volk.  Der  Gesetzgeber,  welcher 
das   Volk   darstellt,   wOrde  demnach   in    ein   ihm    fremdes 

von  den  B)g«iithumaracbten  udi)  tod  Andern  PrivatrecbleD  verschieden 
ist  Es  ist  ein  Öffentliche«  Recht,  du  fQr  öffentliche  Zwecke  gegeben 
ial,  du  miD  obne  Zweifel  mit  gramer  Vonicbt  and  Rilcl[b«lt«iDg  \er- 
jlndera  mnaz,  das  wir  aber  verändern  dürfen,  wenn  da«  Öffentliche  Inter- 
eue  offenbare  Opfer  verlangt"  Viel  zu  enge  isi  in  dieeer  —  wie  in 
andern  Beziehungen  die  AnffHasung  von  Radowllz  in  den  Qeeprllchen 
über  Kirche  and  Stat,  B.  243:  «Oaa  Oeaetz  hat  ariprflnglleb  nar  den 
Beruf,  die  Lücken  des  Qewnhnheilarechlei  zu  erg&nzen,  die  Widersprüche 
zn  lösen,  da«  Ganze  übergicbtlicli  zuaamnien  in  fassen.  Oebt  ein  Gesetz 
über  diese  Äafgabe  hinaus,  Ändert  und  verletzt  es  wohlerworbene  Rechte, 
DO  ist  es  ein  ungerechtes,  gleichviel,  von  wem  es  aatgegangen." 

■  Vgl.  apch  Stahl,  Statalebre  U,  8.  47&  ff.  Für  das  mittelalterliche 
Recht  sind  die  meisten  öfl^tlichen  Rechte  als  solche  erwort>eoe  im  engeren 
Sinne  zu  betrachten.  In  dem  modernen  State  dagegen  ist  das  Gebiet  der- 
selben sehr  verkürzt  worden. 
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Gebiet  Ubograifen,  and  fremde  Rechte  verletzen,  wollte  er 
dn  PrtT^en  ihr6  erworben«!  Rechte  entziehen  oder  beein- 
trilchtigen,  Rechte,  äie  zu  aehutzen  gerade  eine  HaoptauF- 
gftbe  des  Ststes  ist  Alierdiuge  in  so  weit  der  einzelne  mit 
seiner  Bechtssphttre  sich  der  Gesammtheit  unterordnen  mos^, 
so  dasz  diese  bestehen  und  ihre  Aufgabe  erfttUen  kann,  so 
weit  ist  der  Gesetzgeber  berechtigt,  auch  die  bestehenden 
PriTatrechte  bu  beschränken,  z.  B.  durch  ein  ßaugesetz  im 
Interesse  der  Öffentlichen  Sicherheit  und  des  fifeotlichen 
Anstandes  die  Banfreiheit  zu  beschr&nken ,  durch  ein  Gesetz  die 
Nachbarvwfaftltnisse  zu  reguliren,  GewerbebeschrSiikangen 
Bufzalegen.  AberjemehreinePriratberechtigiiag  den  Charakter 
der  eelbst&ndigkeit  nud  Besonderheil  an  sich  b^t, 
desto  veidger  darf  der  Stat  in  dieselbe  tingreifen ,  und  wenn 
er  durch  die  hftberen  Interessen  der  allgemeinen  Woblfbhrt 
dazu  genöthigt  wird,  so  musz  sich  der  Gesetzgeber  stets 
daran  erinnern ,  dasz  das  Sonderrecht  des  Individuums  wohl 
dem  Rechte  des  gesammten  States  im  Conflicte  w^heu 
ransz,  aber  nur  gegen  rolle  Entschädigung  des  Individuums 
durch  den  Stat,  der  jenes  Opfer  fordert  "> 

Das  Recht  der  Privatpersonen  auf  Entschädigung, 
insofern  sie  genöthigt  werden,  ihre  erworbenen  Rechte  ab- 
zutreten oder  aus  Rücksichten  der  ölTfeotlichen  Wohlbhrt 
aubugebtti,  versteht  sich  zunächst  von  selbst  Es  gründet 
sich  nicht  erst  auf  die  Bestimmung  und  Normirnng,  es  ist 
nicht  das  Product  des  Gesetzes.  Daher  können  die  Privat- 
personen auch  in  solchen  Fällen  den  Schutz  der  Gerichte 
för  dieses  wie  ftlr  ihr  anderes  Privatrecht  anrufen.  Nur 
wenn    das  Gesetz  die  Entschädigung  ausdrücklich    versagt 

**  Vgl.  preDSzischea  Landrecht,  B[iile[lDDg,  $.  74:  „Privlltgia, 
auch  miclie,  die  durch  eiD«n  Iftetigen  Vertrag  erworben  worden,  kann 
der  Stat,  jedoch  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  gemeinen  Wtihia 
nnd  nur  gegen  blnlftagliche  EntsehSdigting  de>  Privilegirten ,  wieder  auf- 
heben." J.  76;  „Die  EoUehadigting  lelhft  kann  nicht  andera  als  dorcb 
Vertrag  oder  rechtliches  Erkenntnisz  feitlges«t>t  werden." 
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oder  nngenUgend  bestimmt,  dann  fVeilich  wird  d«r  Richter 
auch  m  solchen  Fällen  dem  nngerechten  Oesetse  nicht  wider- 
stehen dQrfen.  ■< 

Die  überwi^ende  Uscht  des  6tates  in  aoszoordMitlieheD 
CollisionsfttUen  zwischen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  nnd  6iua 
individuellen  Recht  durchzugreiren  und  dieses  sa  beogen, 
wird  die  „potestas  eminens"  die  gesetzgeberische  Aus- 
nahmsgewalt des  States  genannt  Bin  gewiasenbafter 
Gebrauch  derselben  in  ernster  und  drillender  Gebhr  des 
Statee  kann  au  dessen  Rettung  nnentbehrlich  sein,  eine 
leichtsinnige  und  willkürlicbe  Anwendung  aber  ist  ein  mora- 
lisches Verderben  des  Statee  selbst 

5.  Wenn  sieb  das  bestehende  Recht  auf  einen  Btats- 
vertrag  mit  andern  States  gründet,  so  ist  dasselbe 
gegen  eine  Verletzung  von  Seite  der  Lande^esetzgebang  unter 
den  Schutz  des  Völkerrechtes  gestellt,  und  wird  dnrch 
dieses  die  Uacht  des  Gesetzgebers  besdiränkt  Der  so  be- 
rechtigte Unterthan  darf  zwar  in  ^nem  solchen  Falle,  ohne 
die  Treue  und  die  Unterthanenpflicht  zu  verletzen ,  den  frem- 
den Stat,  der  sein  Recht  garantirt,  um  völkerrechtliche  Hülfe 
und  Beistand  anrufen ,    denn  indem  er   das  thut,    beruft  er 

"  Eine  Reihe  neoerer  ficliriflateller  gestatleo  die  Entscfaftdignnga klage 
nnr,  weno  die  Aufhebung  dee  Privotrechtea  dareh  eineo  Regierun gaaet,' 
niobt  anch  wenn  aie  dnrcb  dnen  Ic^alaÜfen  Act  geHbeheD  ial,  aoat/r 
wenn  <Ut  Oeaeti  Hlbat  die  BntMhlldlgang  Torachreibe,  i.  R  Stahl,  Slala- 
lehre  11,  8.469.  Zöpfl,  StatKwht,  §.  196.  fieaeler,  D.  PrivatrechC  I, 
S.  72.  VerftMöDg  TOn  Hannover  von  1833,  S-  37:  ,lit  die  Verle- 
tiQDg  (wohlerworbener  Rechte)  dnrch  einen  fliatavertng  oder  durch  tio 
verfaaaaogamftaxig  erlaaaenaa  QeaeU  bewirkt,  m>  kaoo  dieaelbe  nicht 
znm  Gegenatand  einea  Rechtaanapmcbea  gegen  den  Btat  oder  gegen  Ver- 
waltnngabehörden  gemacht  werden."  Tgl.  Kläber,  Oeff.  R.  dea  D.  Bandea, 
g.  S51  und  662.  Faait  man  den  ganzen  Salz,  wie  ea  im  Texte  geachehen 
iat,  80  iat  nicht  abzaadieii,  wie  dadurch  die  natürliche  Unterordnung  dea 
Richt«ra  unter  den  Geaettgeber  verkehrt,  noch  wie  dem  Gesetsgeber  irgend 
Gewalt  angethan  würde.  Vielmehr  ist  deraelbe  nur  einrache  Anerkennnog 
dea  Privatreehtea,  ao  weit  der  Oeaetigeber  demaelbeu  nicht  auwjrücklich 
den  StatMcbulz  entzogen  hal. 
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sieh  saf  ein  Recht  und  macht  von  ffloem  Rechtsmittel  Ge- 
brauch, welches  der  Stat,  dem  er  angehört,  selber  durch 
den  eingegangenen  Statsvertrag  auf  eine  fUr  ihn  rerbindliche 
VfÖBe  anerkannt  hat.  ^^  Aber  rom  ötaudpunkte  der  poHti- 
scIhui  Sdbsttodigkeit  des  Vaterlandes  aus  hat  die  AnrulVing 
einer  fremden  Hülfe  gewöholicb  grosze  Bedenken. 

Ein  Vertrag  dagegen  zwischen  einseinen  Gliedern  des 
State«  vermag  diesen  Schutz  nicht  zu  gewähren. 

Das  nordamerikanische  Statsreobt  krant  auch  in  den 
FftUen  einen  gerichtliehen  Schutz  gegen  Rechssrerletzun^ 
gen  von  Seite  des  Congresses ,  in  welchen  Stalsvertritge,  die 
von  den  vereinigten  Staten  elDgegangeo  oder  garantirt  ÖDd, 
mr  Anwendung  gelangen.  ^ 

6.  In  zusammeugesetsten  Staten  lOszt  sich  eher 
daflir  sollen,  dasz  die  gesetsgebende  Gewalt  der  Einzel- 
staten  auch  durch  die  äuszere  Rechtsordnung  in  Schranken 
gehalten  werde ,  indem  die  Bundes-  oder  Reichs rerr 
hssung  höhere  Organe  fQr  Aufrechthaltuog  des  Rechts  in 
dem  ganzen  Umfange  des  Bundes  oder  Reiches  besitsit, 
welche  insofern  auch  den  obersten  Gewalten  der  ^nsel- 
ataten  übergeordnet  sind. 

Eine  derartige  Bedeutung  hatte  das  fteichskammer- 
gericht  in  der  Verfassung  des  spätem  deutschen  Reiches. 
Der  oberste  Gerichtehof  Nordamerika's  hat,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  hier  eine  an^^ehnte  Competenz.  Aber  merk- 
würdig ist  es,  dasz  die  Nordamerikaner,  welche  sonst  die 
richterliche  Gewalt  selbst  über  Gebühr  ausdehnen,  sie  in 
Fällen  hemmen,  wo  dieselbe  überall  sonst  waltet  and  prac- 
tisch  völlig  unentbehrlich  ist,  nämlich  wo  Rechtanspruche 
von  Privaten ,  z.  B.  Gläubigern ,  gegen  die  Vereinigten  Staten 
selbst  oder  gegen  Einzelstateu  gestellt,  somit  Staten  ^ng^agt 

"  Beiapiele  der  Art  «ad  dieBechle  d«r  Standeaberren  in  Deatoch- 
Und  und  die  Rechte  des  Haus»  Tuia  auf  die  Posten  in  WürlUmberf. 
"  Buudeaverfaeaung  III,  1.    Story  III,  St.  38,  §.  22S. 
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werden.  Ihre  Verfassung  von  1787  scheint  freilich  das 
Oegeuthül  zn  bestimmen ;  aber  die  Theorie  mBocher  Stets- 
inäniier,  welche  meinten,  dasa  souverftne  Sttteo  keiDer  Klage 
unterworfen  werrlen  dürfen  (schon  die  Römer  haben  den  Stal, 
wenn  er  als  Schuldner  oder  Gläubiger  erscheint,  der  Sou- 
veränet&t  entkleidet  und  als  Fiscns  den  Privatpersonen  gleäeh 
gestellt),  uDd  ein  Amendement  zu  der  Verfassung  von  1796 
fuiirten  diese  durch  keine  wahren  RechtsgrOnde  zu  Terthei- 
digende  Beschränkung  ein,  welche  die  Statagläubiger  ledig- 
lich auf  den  Rechtssinn  ihres  Schuldners  verweist.  "  lo  der 
Schweiz  hat  die  Bundesversammlung  das  Recht,  im 
Interesse  'der  Bundesverfassung  und  der  Bundesgesetae  wie 
zur  Garantie  der  Cantonalverfossung  auch  gegen  gesetzgeberi- 
sche Uebergriffe  der  Cantone  einzuschreiten  oder  solche  stats- 
rechtliche  Fragen  dem  Bundesgerichte  zur  Beurtheilung  zu 
überweiseo.  '* 

Die  Ausbildung  des  Völkerrechtes  könnte  in  .der 
Zukunft  auch  hier  RechtähOlfe  schaffen,  und  die  allerdings 
rahlbaren  Hänge)  verbessern ,  welche  der  schrankenlosen 
Gewelt  des  geset^ebenden  Körpers  auf  dem  Fneze  folgen. 

7.  Endlich  ist  noch  der  Satz  zu  erwähnen ,  dasz  die  Ge- 
setze keine  rilck  wirkende  KraTt  haben  noch  haben  dUrfi&n. 

Dasz  auch  das  Gesetz*  utoht  das  Unmögliche  möglich 
und  das  Geschehene  nicht  ungeschehen  machen,  und  dasz 
dasselbe  somit  uioht  in  die  Vergangenheit  zurückgreifen  und 
diese  umgestalten  könne,  bedarf  keiner  Erörterung.  Wenn 
in  der  Rechtssprache  von  einer  rückwirkenden  Krall  der 
Gesetze  die  Rede  ist,  und  diese  nicht  zugelassen  wird,  so 
hat '  das  den  Sinn ,  dasz  Handlungen  oder  Rechtsgeschäfte, 
welche  in  eine  frühere  Zeit  fallen,  aber  später  zur  Beur- 
theilung kommen ,  in  der  Regel  Dicht  nach  eioem  inzwischen 

"  Story  0.  B.  0.,  i-  335,  337.  Schubert,  VerraMungurkunden  1, 
S.  331. 

■^'BuDdearerftNuiig,  %.  74,  aad  Utt,  106. 

xt  SUtarecht.    I.  36 
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